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Zeit v ‚bis 1848. 
Ri ne ee —— zei die 55 nur unter 


ãußerm Zwang umgeſtalten. Mit der Regeneration tritt zum erſten 
Male wieder eine freie und unabhängige Entwicklung ein. Auf die 
durchgreifende Neform in einer Reihe von Kantonen folgt, nad 
langen Kämpfen und Mühen, eudlih auch eine Verjüngung des 
Bundes. Die republikaniſche Ordnung gewinnt eine Achtung vor 
Europa, die jie bisher nicht gehabt hatte. Dieje denkwürdige Periode 
mit allen ihren wechjelnden Erſcheinungen liegt jegt weit gemug 
Hinter uns um hiſtoriſch ruhig beurteilt werden zu können. Wohl 
lebt fie noch in der Erinnerung der älteren Generation, aber Ja 
muß das jüngere Geſchlecht aus der Ueberlieferung ſchöpfen. 

Inlereſſe wird gegenwärtig erhößt, mo die Nation durch die — 
bende Reviſionsbewegung vielfach auf die frühere eidgenöſſiſche Ent— 
wicklung zurückgeführt wird, Alle wichtigen Bundesfragen 
 Eönnen ohne nähere Einſicht in den Gang der Verhält— 
nijje vor 1848 nur Halb verjtanden werden. ever den— 


- ende Schweizerbürger jollte jih, wie mit der Geſchichte jeines Va- 


terlandes überhaupt, jo beionder3 mit dem Lauf der Regeneration 
vertraut machen. 

Bereits liegen umfaſſende Bearbeitungen dieſer Periode in ben 
Werten von Tillier und Baumgartner vor (wovon das letztere 
indeß erſt bis zum Sonderbundskrieg geht). Beide enthalten ein 
reiches und werthvolles Material. Aber das weitläufige Detail und 
die daherige Kojtipieligkeit der Auſchaffung — bei Tillier aud) der 
jhwerfällige und laugmeilige Styl — machen. fie dem größeren Pu— 
blikum wenig zugänglich. - Ansbefondere nehmen dann dieje beiden 
Hauptwerte einen Standpunkt ein, der alle etwas freier gejinnten 
Lejer unmöglich befriedigen kann. Tillier, der jich jelbjt einen „ges 
mäßigten Ariitotraten” nennt, geräth im Laufe der Erzählung in 
einen ganz unwürdigen Kammer über das Fräftigere Streben der 
Zeit. Schon der Titel jeines Werkes: „Gedichte dev Eidgenofjen- 

rend der Zeit des jogeheigenen Fortſchrittes“ 
deutet die gehäjlige Nichtung au. Bei Baumgartner wirkt die po— 
latiſche Atrünnigkeit auch auf die Geſchichtſchreibung betrübend 

Allmãhlig verliert ſich jede Spur des freiſinnigen und aufge— 
en Staatsmannes. An dem zulest erichienenen Bande. macht 





ſich derjelde zum ergebenjten Diener der Jeſuitenparthei, in deren 
Intereſſe die Geichichte entjtellt und verfälicht wird. 

Es muR deshalb ala ein dringende Bedürfniß erjcheinen, daß 
dieſe Periode, die jo glüdlihe Errungenſchaften Hinterlafien hat, auch 
eine gerechtere Beurtheilung findet und dem Volk näher an's Herz 
gelegt wird. Wir glauben daher eine willkommene Anzeige damit 
zu maden, daß eifte 


Hefchichte der Fchweizerifchen Regeneration 
von 1830 bis 1848, 


nab den beiten Quellen 


von 
P. Fedderſen 
(Mitglied des Großen Nathes von Vaſelſtadt) 

bearbeitet, im Verlag des Unterzeichneten unter der Preſſe begriffen ift. 
Das Werk wird ein vollftändiges Bild von den Greigniffen 
und Beitrebungen dieſer Zeit gewähren, ermüdendes Detail jedoch 
vermeiden. Es wird das Ringen nad) politischer und geiftiger Frei— 
heit mit der vollften Sympathie begleiten, ohne fich indefjen einjeitigen 
Partheieindrücden hinzugeben. Als Iangjähriger Publizift (Hr. 
Fedderſen arbeitete |. 3. an der Nedaction der Berner:, der Natio: 
nalzeitung, de3 Basler Tagblatt3 und des Basler Volksfreunds) hatte 
der Verfaſſer Gelegenheit, einen tiefen Einblick in die jchmeizeriiche 
Entwicklung zu gewinnen. Mehrere Eleinere, vorzugsweiſe hiſtoriſche 
Schriften, wie die „Dappenthalfrage”, die „Savoyerfrage*, der „Un— 
tergang Polens und jeine Kämpfe um Wiedergeburt”, zeichneten ſich 
durch ihre klare Auffafjung und lebendige Darftellugig aus und er- 
hielten auch von Seite politiiher Gegner volle Anerkennung. Wir 
glauben deshalb dem Publitum eine gediegene und volksthümliche 
Arbeit veriprehen zu können, die geeignet fein wird, in dem weitejten 
Leſerkreiſe Anklang zu finden. 

Zur bejjern Würdigung deſſen, was ber Verfajjer dem Lejer 
in jeinem Werke bietet, laſſen wir Hier das vollftändige In— 
haltsverzeichniß des letztern Folgen: 


Geſchichtliche Einfeifung, 
I. Untergang der alten Eidgenoffenichaft. II. Helvetik. III. Me- 
diation. IV. Reftauration. 
Geſchichte der Regeneration. 
Eriter Abjhnitt. Bon dem Umſchwung im Jahre 1830 bis zur 
Anflöfung des Sarnerbunds im Jahre 1833. 
Die erften Bewegungen. — Umſchwung in Züri. — Umſchwung 
in andern Kantonen. — Umſchwung in Bern. — Außerordentliche 








verfud in Freiburg. — St. Gallen als Schickſalskanton. — Die 
Haltung des Auslands. — Bundesbejchlüffe gegen den Sonderbund 
und die Jeſuiten — Frage ver Bindegerehution dor den Kantonen. 
— Letzte Friedensverſuche und Beſchluß zur VBollgiehung. — Der 
Sonderbundskrieg. — Die drohende fremde Intervention. — Pazi—⸗ 
— und Rekonſtituirung der Sonderbundskantone. — Einleitung 
| — Februarrevokution in Frankreich. — Ummäl: 
um in Reuenburg. — Neugeſtaltung der Eidgenoſſenſchaft. — 
uß. 
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Fedderſen's Geſchichte der ſchweiteriſchen Regeneration 
wird in NP oder höchſtens 10 Vitferuugen von je 4Bogen Dctavs 
format, zum Preiſe von SO Cents für die Lieferung, erſcheinen und 
zwar in rajcher Aufeinanderfolge, jo daß im Oktober laufenden 
Jahres das ganze Werf volljtändig in den Händen der Subjeribenten 
jein wird. Druck und ‘Papier dejjelben werben befriedigen und kann 
die erjte Lieferung in jeder Buchhandlung zur Einſicht erhalten 
werden. 

er auf dieſes Werk zu jubjeribiren geneigt ift, wolle gefälligft 
den untenjtehenden Beſtellzeddel abſchneiden, ausfüllen und derjenigen 
Buchhandlung zuienden, von welcher er jeine Bücher gewöhnlich zu 
beziehen pflegt. | 

Züri, im Februar 1866.. Derlags- Magazin 

(3. Schabeliß). 
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Vorwort. 


Keine Periode der neueren Schweizergeſchichte iſt von jo tiefem 
und mannigfaltigem Intereſſe, wie die Zeit von 1830 bis 1848. 
Während die Eidgenofjenihaft in den vorangegangenen Perioden 
der Rejtauration, der Mediation und der Helvetif jich nur unter äuße— 
rem Zwang ummandelt, geht die Regeneration zum eriten Male 
aus dem eigenen inneren Trieb hervor. Die AJulirevolution gibt 
wohl einen lebendigen Impuls zu den Bewegungen von 1830, aber 
die Entwiclung ſelbſt iſt frei und jelbitjtändig, ohne die mindejte 
gemwaltjame Einwirkung von Außen. Die neuen Berfafjungen in 
den Kantonen werden auf eine natürliche und gejunde Grundlage 
gejtellt. Die arijtofratiihen Ordnungen fallen vor dem mehr oder 
weniger durchgeführten Prinzip der Bolfsjouveränität. Nur die 
enge Kantonalherrlichfeit bildet noch einen faſt unüberwinbdlichen 
Hemmſchuh fiir den weiteren nationalen Fortichritt. Der alte Bun— 
deövertrag von 1815 bleibt in, Widerſpruch mit den Errungenjchaf: 
ten in den Kantonen. Eine Deinderheit der Nation kann der großen 
Mehrheit gegenüber noch ein drücfendes Gewicht ausüben. Der Ne: 
generation gelingt es deßhalb nicht, zum vollen Durchbruch zu kom— 
men. Die reactionären Kräfte jammeln fich bald wieder. Es et: 
jtehen in einzelnen Kantonen lange Wirren. Der Sarnerbund wird 
zwar gebrochen, aber die Bundesreform jcheitert. In dem natio- 
nalen Ringen hat die Schweiz mit den fortwährenden Uimtrieben 
der fremden Diplomatie zu fämpfen. Die republikaniſchen Inſti— 
tutionen find dem monarchiſchen Ausland der größte Dorn im 
Auge Dem Bunde wird das Recht der freien Konjtituirung be- 
jtändig abgeiproden. Das den politiſch Verfolgten anderer Länder 
gewährte Ajyl gibt den Anlaß oder Vorwand zu immer neuen feind- 
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jeligen Akten oder Noten. Die Schweiz wird ald der Herd der 
reoolutionären Propaganda und aller anarchiſchen Beitrebungen ver: 
ſchrieen. Bei jeder Gelegenheit ſchwebt die Drohung einer Inter— 
vention über ihrem Haupte. Unter den Bebrängniffen jpaltet fich 
die liberale Barthei. Zu den politiſchen Fehden kömmt der Kampf 
zwiſchen Staat und Kirche. Die Badener Konferenz zur Wahrung 
der jtaatlihen Rechte wect die ultramontane Oppofition. Die 
Kantone zerjplittern ſich gegenüber der einheitlichen römischen Kurie. 
Alle dunklen Elemente richten jich gegen die Bildung und Aufflä- 
rung des Volks. Auf proteftantiihem wie auf katholiſchem Boden 
wird die Religionsgefahr zum Hebel der retrograden Tendenzen. 
Eine blinde Demokratie läßt ſich zu pfäffiſchen Zwecken mißbraus 
hen. In Zürich erhält die Negeneration einen erſten jchmweren 
Schlag. Mit dem Septemberputjch werben die Bartheien mehr und 
mehr auf den Weg der Gemalt gebrängt. Es folgen fich revolu— 
tionäre Stöße und Gegenſtöße. Die kirchlich-politiſche Reaction 
judt vor Allem in den ganz oder halb Eatholiihen Kantonen vor— 
zudringen. Im Aargau miglingt der Aufruhr der Klöfter. Da: 
gegen verfällt Luzern einem finjteren Priefterregiment. Auf der 
Tagjatung wird Aargau für die Aufhebung der faulen Korpora- 
tionen hart bedrängt. Der Sturm bricht ſich an der entjchiedenen 
Haltung Bern’d. Die Klöjterfrage fällt aus Abſchied und Trac: 
tanden, aber eine ultramontane Ligue läßt fie nicht ruhen. Blutige 
Gegenrevolution ſchlägt da3 liberale Prinzip in Wallis nieder. Die 
Jejuitenpropaganda dringt in’3 Herz der Schweiz und bemädhtigt 
ih des katholiſchen Vororts. Die konfeſſionelle und eidgenöffilche 
Aufammengehörigfeit wird mehr und ‚mehr bedroht. Eine unglüd- 
lihe Schilderhebung in Luzern ruft bier einen Schredenszuftand 
hervor. In der freigefinnten Schweiz wächst der Allarm. Es bil- 
det jich eine große Antijefuitenbewegung. Die Tagſatzung ift ohn— 
mädtig, dem nationalen Verlangen zu entjprehen und den Land» 
frieden zu wahren. Freilhaaren juchen vergebens, das finjtere 
Priefterregiment in Luzern zu breden. Die Sejuitenberufung an 
den vordrtlihen Kanton wird zur vollendeten Thatjache. Die ultra- 
montane Ligue entwicelt jih zum förmlichen bewaffneten Sonder: 
bund. Die kantonale Selbjtherrlichkeit wird auf die Spige getrie- 
ben und jeder Bundesautorität Hohn geſprochen. Das reactionäre 
Ausland jtellt ji, ermuthigend und unterftügend, hinter die Auf: 
lehnung. Die Schweiz läuft Gefahr, zerriffen zu werden ober in 
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vollftändige Anarchie zu verfallen. Angejichtd der wachjenden Noth 
erhöht die nationale Parthei ihre Anjtrengungen. In einem Kan 
ton nad) dem anderen fällt die Regierung, die jich einer thatkräfti- 
geren Bundespolitit widerjeßt. Auf der Tagſatzung bildet ſich end- 
ih eine gejchloffene Zmölfermehrheit. Der Bund geminnt Kraft 
und faßt Beihlüffe gegen den Sonderbund und die Sejuiten. Die 
fieben Sonderftände, voll Troß und Uebermuth, rüjten fi bis ‚an 
die Zähne und brechen die legte Brüde ab. Der Bund muß zur 
bewaffneten Erecution ſchreiten. In der Stunde der Krijis ſchaa— 
ren fih Nation und Armee um dag eidgenöjliihe Banner. Nach 
wenigen rafhen Schlägen wird der Widerjtand gebrochen, der Son: 
derbund aufgelöst, der Jeſuitenorden ausgewieſen. Die fremde Da— 
zwiſchenkunft erjcheint zu ſpät; intervenirende Noten finden feinen 
Sonderbund mehr; eine diplomatifhe Konferenz ftäubt vor der 
Tebruarrevolution auseinander. Der Bund fann ſich im nationa= 
len Sinne frei und jelbitjtändig umgeftalten. Langjähriges vater: 
ländiſches Ringen iſt mit Erfolg gekrönt; die Regeneration kömmt 
zu einem Abſchluß. Die Schweiz hat jich neu geeinigt, al3 über 
die benachbarten Völker die Reaction wieder einbridt. Die - enge 
Kantonaljouveränität ijt überwunden und der Boden zu neuer 
Ihöpferifcher Ihätigfeit gewonnen. Die republifanifhe Ordnung 
fteht vor Europa geachtet da. 

Dieje denkwürdige Periode mit ihren wechjelnden Erjcheinungen, 
ihrem gewaltigen Ringen, ihren Mühen und Kämpfen und ihrem 
endlihen großen Rejultat hat im Zuſammenhang erſt eine mangel- 
hafte Darjtellung gefunden. Bis jet liegen zwei umfaffende Ar- 
beiten vor. Zunächſt hat v. Tillier feinen Geſchichtswerken über 
die alte Republif Bern, die Helvetif, Mediation und Neftauration 
aud die Bejchreibung dieſer Zeit angereiht. Wie die übrigen Schrif: 
ten enthält auch die legte Arbeit ein werthvolles authentiches Ma- 
terial. v. Tillier ſchöpft größerentheild unmittelbar aus den Akten, 
Protofollen und diplomatijchen Korreipondenzen, die ihm in reich 
lichem Maaße zu Gebote ftanden. Aber dad umſtändliche Detail 
und der jchleppende Stil machen das Werk (in drei Bänden) für 
da3 größere Publikum menig genießbar. Bei aller Breite werden 
aud oft weſentliche ſtaatsrechtliche Momente oder volksthümliche 
Erjheinungen übergangen, während Kleiner Klatſch, wie ihn bie 
Tagesjournaliftit darbot, einen Pla findet. Was dann den Geift 
betrifft, jo deutet ſchon der Titel: „Geſchichte der Eidgenoſſenſchaft 
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während der Zeit des jogeheigenen Fortſchritts“ etwas Ge— 
häſſiges gegen die Richtung der Periode an. In der That feheint 
dem „gemäßigten Ariftofraten“ (wie Tillier ſich ſelbſt nennt), im 
Laufe der Ereigniſſe das Verſtändniß der vormärtsjtrebenden Zeit 
mehr und mehr abhanden gekommen zu fein. In dem Grade, wie 
ſich ein kräftiger nationaler Geijt erhebt, um über die firchlich-polis - 
tiſche Reaction Herr zu werden und der Zerriffenheit ein Ende zu 
machen, geräth Tillier in einen unmürdigen Sammer, Der Staatg- 
manı, der an der Tagſatzung jelbjt die Berner Anftruftion gegen 
die Jeſuiten und den Sonderbund zu vertreten hatte, deckt ala Ge: 
ſchichtsſchreiber den Schild über die Auflehuung und fehiebt die 
Hauptihuld des „Bruderkriegs“ nad) Seite der eidgenöſſiſchen Mehr: 
heit. Nachdem die ſchwere Krijis überwunden ift und die Schweiz 
einer nationalen VBerjüngung entgegen geht, entmwirtt er ein Bild 
von den politijchen, jittlichen und materiellen Zujtänden des Landes, 
al3 ob die halbe Eidgenofjenichaft zu einem Sodom und Gomorrha 
geworden wäre.*) Am Ende muß er den neuen Bund zwar ala 
einen möglicheu Gewinn begrüßen, aber erit, nachdem er-die that: 
kräftige Politik, die zu — führte, auf alle Weiſe verur— 
theilt hat. 

Mit ungleich mehr Geiſt, Schärfe und Lebendigkeit ſchildert 
Baumgartner dieſe Periode in ſeinem vierbändigen Werk: „Die 
Schweiz in ihren Kämpfen und Umgeſtaltungen von 1830 bis 1850.“ 
Wenige Staat3männer hatten einen fo tiefen Einblic in den erftei 
Gang der Regeneration, wie Baumgartner. In jeinem eigenen Kan: 
ton wie in der Eidgenoſſenſchaft mar er einer der hauptſächlichſten 
leitenden und bewegenden Kräfte. Die Badener Konferenz zur Wah— 
rung der ftaatlihen Nechte gegenüber der römischen Kirche fand in 
ihm ihre eigentliche Seele. Die Darftellung diefer Zeit trägt aud) 
zum größeren Theil noch den Charakter des aufgeflärten und frei= 
finnigen Staatsmannes. Man vermißt nur die Wärme und hier. 
und da treten die perfönlichen Erlebnifje und Eindrüde zu jtark 
hervor. Uber fait überall gewährt die Gejchichte einen reihen und 
werthvollen Aufſchluß, nicht blos über die äußeren Begebenheiten, 
jondern auch über die innere Entwiclung. Ueberall zeugt auch die 
Bearbeitung von dem unermüdlichen Fleiß des Verfaſſers. In dem 
Grade 1000 wie Baumgartner feine politifchen Grundſätze wechſelt, 


*) Siche das ſchauerliche Nachtgemälde in Band III, pag. 245—251. 


erhält das Werk ein ganz veränbertes Gefiht. Daß geiftige Prinzip 
der Negeneration wird verläugnet, die Spite gegen das nationale 
Streben gekehrt. Mehr und mehr macht ſich der Geſchichtſchreiber 
zum Wortführer der Jejuitenparthei. In der Sache der römiſchen 
Hierarchie fieht er zulest die Sache der Fatholifchen Religion. 
Auf die Mehrheit der Tagſatzung, die dent Sonderbund entgegen- 
tritt, wird die Beihuldigung des Bundesbruchs gemälzt. Bitterer 
Groll richtet fich gegen die ganze freijinnige Entwicklung. Am nack— 
tejten tritt diefer bei dem Ringen der Partheien in dem Schidjals- 
tanton St. Gallen hervor. Alle Beherrihung des Stoffes, alle 
Einficht in die Verhältniffe und aller Aufwand von Geijt können 
nicht hindern, daß der unbefangene Lejer die Gejchicht3erzählung, 
die in fo grellem inneren Wideripruche jteht, am Ende mit Unmil- 
len auf die Seite legt.*) 


Es dürfte deßhalb wohl an der Zeit jein, die bedeutungsvolle 
Periode auf eine gerechtere Weije zu würdigen. Der Verfaſſer dies 
jer Schrift Hat fich gebrungen gefühlt, einen Verſuch in folder 
Richtung zu mahen. Anfangs war e3 jeine Abficht, nur eine ge— 
drängte Darftellung zu geben, aber bei dem reihen Stoff wuchs 
die Arbeit unter feinen Händen. Indeß hat er ermüdendes Detail 
vermieden, die Fantonalen Erjcheinungen nur jo weit berührt, als 
jie in die allgemeine Geſchichte näher eingreifen und jo viel- wie 
möglich dahin geftrebt, die Hauptmomente der Entwicklung und den 
inneren Zujammenhang der Begebenheiten Ear hervorzuheben. Als 
Bublizift jtand er eine längere Zeit mitten in dem politiichen Ge— 
triebe, indeß glaubt er zu’der Ruhe gelangt zu fein, um fich über 
einjeitige PBartheieindrücde zu erheben. Nur die volle Sympathie 
für die Beſtrebungen politijcher und geiftiger Freiheit und das end- 
lihe große Rejultat in der nationalen Entwidlung hat ihn beglei- 
tet und ihm auch den nöthigen Muth zu der Arbeit gegeben. Findet 


*) Auch Siegwart-Müller gibt voluminöje Beiträge zur Kenntniß diefer 
Periode unter dem Titel: „Der Kampf zwiſchen Recht und Gewalt in der Eidge— 
noſſenſchaft.“ Den bisher erichienenen zwei Bänden ſoll ein dritter Band folgen. 
Geſchichte läßt fich das nicht nennen. Zum Theil find es Memoiren zur perjön- 
lichen Rechtfertigung, zum Theil einfeitige Berichte oder Zuſammenſtellung von 
Altenftüden in rein ultramontanem Intereſſe. 

Eine kürzere zufammenhängende Darftellung der Periode findet fi) noch im 
vierten Band der von Dr. Heinrich Ejcher umgearbeiteten und bis 1848 fortge- 
fetten „Geſchichte der ſchweiz. Eidgenoffenfdaft von I. Konrad Bögelin,“ mehr 
vom fonfervativen Standpuntt aus, im Uebrigen Har und überfichtlich gefchrieben, 
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der Lejer Mängel und Verſtöße, jo bittet der Verfaſſer um jo eher 
um Nachſicht, ala oft feivende Gejundheit ihm die Aufgabe er: 
ſchwert hat. 

Der Berfafjer glaubte der Gejhichte einen Furzen Bli auf 
den Untergang der alten Eidgenofjenichaft, die Helvetit, Mediation 
und Rejtauration voranſchicken zu jollen. Nur im Zuſammenhang 
mit den vorhergegangenen Perioden ift ein richtige8 Verſtändniß 
der Regeneration möglid. Sn einem Anhang find zu dem Ende 
auch die Berfafjungen der verjchiedenen Perioden jeit 1798 Hinzu 
gefügt, die fih nur jelten vereint finden. 


Bafel, im Frühling 1866. 


"Der Berfaifer. 
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Geſchichtliche Einleitung. 


J. 
Zuſtand Bis zum Antergang der alten Eidgenoſſenſchaft. 


Als der Sturm der erſten franzöſiſchen Revolution das ganze feu— 
dale Europa erſchütterte und eine neue Zeit der Freiheit und Gleichheit 
verkündet wurde, befand ſich die Schweiz in einem verknöcherten Zu— 
ſtande, dem alle Bedingungen einer geſunden und natürlichen Ent— 
wicklung abgingen. Die Orte der alten Eidgenoſſenſchaft führten wohl 
noch den Namen von Republiken, aber das wirkliche Weſen von freien 
Staaten war faſt gänzlich verſchwunden. Ueberall hatten fi, unter 
dem damilienregiment der Patriziate, den Vorrechten der Städte oder 
dem Schein einer Demokratie, oligarchifche oder ftabile Regierungen feft: 
geſetzt, die blos über die Erhaltung ihrer Gewalt wachten und allen 
Neuerungen abhold waren. Wohin fich die Herrihaft ausgedehnt Hatte, 
waren die Bürger nicht in gleichen Rechten aufgenommen, fondern zu 
Unterthanen herabgedrüdt. Feudale Verhältnifje erhielten fih aud in 
den meiſten TIheilen der Schweiz und jelbft die Leibeigenſchaft konnte 
unter dem Dach der Republik beftehen. Die Regierungen waren zwar 
ſcheinbar mohlfeil und die Abgaben nicht hoch geſpannt; aber indirect 
wurde dad Volt vielfach gebrüdt und für die Verbefjerung der Zuftände 
geihah wenig oder nichts. Alle Vortheile des Staates fielen den herr= 
jchenden Orten oder Geſchlechtern zu; felten floffen größere Wohlthaten 
auf die Landjchaft oder vertheilten fich auf die verfchievenen Klajjen der 
Bürger. Dem gemeinen Dann ftellten fi alle möglichen Hindernijfe 
entgegen, um jich irgendivie emporzuſchwingen; was ihm gewährt wurde, 
mußte er in der Regel als eine Gnade anſehen. Je mehr ſich das 
oligarchiſche Regiment ausbildete, um jo jchärfer wurde der fociale 
Unterjchied, der auf der einen Seite Stolz und Uebermuth und auf 
der andern Seite knechtiſche Untermwürfigfeit pflanzte. In den Demokratien 
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blieb das Volk nur äußerlich freier; in Wirklichkeit wurde es nicht weniger 
von Magnaten bevormundet und durch den Klerus in finſterer Zucht 
gehalten. Der ſchwerſte Druck laſtete auf den gemeinen Herrſchaften, 
die der Willkür und Habgier der Landvögte preisgegeben waren und 
nirgends Recht finden konnten. 

Die Bewegungen, die ſich von Zeit zu Zeit gegen die Herrenregie— 
rungen erhoben, wurden faſt immer mit Liſt oder Gewalt unterdrückt. 
Verhängnißvoll wirkte der unglückliche Ausgang des Bauernkriegs, der 
eine tiefe Kluft zwiſchen den Bevölkerungen des Landes und der Städte 
zog, wodurch ein Zuſammengehen zur gemeinſchaftlichen Befreiung faſt 
unmöglich wurde. Die Bürgerbewegung in Baſel unter Fatio am Ende 
des ſiebzehnten Jahrhunderts; die Unternehmung von Davel in Waadt; 
die Verſchwörung Henzi's in Bern; die Empörung des Livinerthales; 
der Aufſtand der Waldleute von Einſiedeln; die Erhebung des Frei— 
burger Landvolks unter Chenaux; wiederholte Unruhen in Genf im 
Laufe des achtzehnten Jahrhunderts; endlich die Bewegung der Seege— 
meinden im Kanton Züri) noch in den Neunziger Nahren — alle dieje 
Derfuhe, um alte Freiheiten wiederzugewinnen, die ariftokratifchen 
Feſſeln zu brechen oder drüdende Mißbräuche abzufchaffen, wurden nie: 
dergefchlagen und endeten mit blutigen Hinrichtungen, langjährigen Ein: 
ferferungen und Verbannungen. Wo es irgend gelang, den bedrängten 
Obrigfeiten einige Neformen abzunöthigen, wurden dieje nur halb aus: 
geführt oder bald mieder befeitigt. Die meiften Regierungen blieben 
taub gegen alle Warnungen der Zeit und geriethen in ein immer tar: 
veres Spitem, aus Furcht, daß das ganze auf Vorrechten oder veralteten 
Satungen beruhende Gebäude zufammenfalle, wenn nur irgendwie daran 
gerüttelt werde. Statt fich zu ermeitern, wurde der herrichende Kreis 
immer Eleiner. In einzelnen Orten concentrirte ji das Familienregi- 
ment dergeftalt, daß die Stellen im Kleinen Rathe beinahe als erblich 
angejehen und nad dem Tode des Vaters auch dem kaum erwachjenen 
Sohn übertragen wurden. Am Schooß der Nriftofratien jelbjt wußte 
man fich hier und da nicht anders als durch das blinde Loos gegen 
die zunehmende Ausſchließlichkeit einiger weniger Geſchlechter zu ſchützen. 
Die regierenden Städte fperrten fich auf alle Weife gegen die Aufnahme 
friiher Elemente und fchlofjen zum Theil da8 Bürgerreht ganz. Der 
enge Geift pflanzte ſich auf die kleinſte Burgergemeinde fort, die ihre 
Rechte und Nutungen mit fo Wenigen ala möglich theilen wollte. ° Die 
ganze Staatsweisheit bejtand darin, die Sonderintereſſen gegen ein: 
ander zu jtellen, Alles im hergebrachten Geleife zu erhalten und für 
tiefe Ruhe zu forgen. - Bildung und Aufklärung wurden in allen Klaj: 
jen, die nicht zum Negiment berufen waren, als jtaatsgefährlih an- 
gejehen. Die Geijtlichfeit ging mit der weltlihen Obrigkeit Hand in 
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Hand, um blinden Gehorſam einzuſchärfen. Die Verwaltung hüllte ſich 
in das tiefſte Geheimniß. Die Veröffentlichung eines Finanzetats konnte 
ſchon zum Staatsverbrechen geſtempelt werden. Die Preſſe war faſt 
allen gnädigen Herren und Oberen ein Gräuel. Mißbeliebige Schrif— 
ten verfielen dem Feuer unter Henkershand. Jeder öffentliche Kritiker 
galt als unruhiger Geiſt, den man in Bande ſchlagen mußte. Das 
kurze Wort, in der Verſchwörung Henzi's auf einem Zettel gefunden, 
„daß die Souveränität dem Volke gehöre“, brachte einen Märtyrer 
des freien Gedankens für Lebenszeit auf die Feſtung Aarburg. Eine 
Verordnung, wie in Baſel, daß die Cenſoren den Buchdruckern und 
Buchhändlern keine unnöthigen Schwierigkeiten machen und dieſelben in 
ihrem nützlichen Berufe nicht hindern ſollten, war eine ſeltene Ausnahme. 
In politiſchen Prozeſſen war die Inquiſition ſo ſchrecklich, wie bei der 
Unterſuchung gemeiner Verbrechen. Die Folter kam mit allen ihren 
Marterwerkzeugen zur Anwendung. 

Auch im bürgerlichen Leben waren überall Schranken gezogen und 
die freie Bewegung gehemmt. Es fiel den Schweizern in jener Zeit 
leichter, ſich in fernen Landen niederzulaſſen, als im Vaterlande nur 
den Wohnſitz von einem Ort an den andern zu verlegen. Wer die 
engen Grenzen ſeiner heimatlichen Scholle überſchritten hatte, war mitten 
in der Eidgenoſſenſchaft nicht weniger ein Fremdling, als jeder beliebige 
Ausländer. Ueberall waren der Thätigkeit Feſſeln angelegt. Die regi— 
mentsfähigen Bürger oder Geſchlechter hatten das Monopol zu allen 
einträglichen Stellen und Beamtungen. In den Städten, wo das 
Innungsweſen herrſchte, ſchloſſen ſich die Gewerbe durch immer ſtrengern 
Zunftzwang ab. Auf dem Lande waren häufig Handel und Kunſtfleiß 
zu Gunſten der bevorzugten Städter unterſagt oder beſchränkt. Selbſt 
die Landwirthſchaft konnte nicht immer frei betrieben werden. Kam eine 
Theurung, ſo ſperrte ein Ländchen gegen das andere. 

Zwar fehlte es noch gegen das Ende des achtzehnten Jahrhunderts 
den alten Ariſtokratien nicht an Lobrednern, die ſich durch die ruhige 
Oberfläche, die äußere Würde und die aufgehäuften Staatsſchätze 
täuſchen ließen. Auch boten die ſchweizeriſchen Kantone immer noch einen 
vortheilhaften Gegenſatz zu der bodenloſen Korruption und brutalen 
Willkührherrſchaft der monarchiſchen Höfe. Im Verhältniß blieben die 
Sitten ſtrenger, der Haushalt beſcheidener, die Verwaltung und Rechts— 
pflege treuer. Schwere Uebel anderer Länder, wie das ftehende Heer: 
weien, die drüdenden Zölle, waren den Schweizern fremd. Der fort: 
währende Friede mußte dem Wohlitande förderlich fein, troß allen Hemm: 
nifjen, die auf der freien Thätigkeit lafteten. Aber einzelne Lichtjeiten 
fonnten die tiefen und faulen Schäden des ganzen Staatswefens nicht 
verdefen und auch die größten Verehrer mußten zugeitehen, dag unter 
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der Abfonderung und den ftarren Formen jeder lebendige Geift ver: 
ſchwand. 

Die Eidgenoſſenſchaft ſelbſt war ein ganz lockerer Verband von 
kleinen ſouveränen Staaten, die von ihrer Selbſtherrlichkeit zum ge— 
meinen Beſten faſt nichts abgeben wollten. Mit ihren dreizehn Kan— 
tonen, ihren vielen zugewandten oder ſchutzuerwandten Orten, ihren Un: 
terthanenländern und gemeinen Herrihaften und allen ihren ungleichen 
Theilen bildete fie ein wirres Conglomerat, das faum noch zu einer Ein: 
heit des Willens fähig war. Der Borort Hatte fo gut wie gar feine 
Befugnifje und die Tagfatung mit ihren Injtructionen und Vorbehalten, 
ihrem Audiendum und Referendum, konnte oft Jahre hindurch zu feinen 
beftimmten Beſchlüſſen kommen. Schon Zmwingli erkannte das Bedürfniß 
einer Reform der alten Bünde im Sinne einer ftärfern Zuſammenge— 
hörigfeit und größern Gleichheit der Rechte. Aber die Reformation, die 
nicht in der ganzen Schweiz zum Durchbruch kommen Fonnte, z0g einen 
tiefen Riß, der durch die wiederholten Religionsfriege erweitert wurde. 
Das Band wurde nur loderer und eine fejte gemeinfame Politik all: 
mälig zur Unmöglichkeit. Jede der beiden Glaubenspartheien bildete 
gewiſſermaßen für fich felbjt einen engern Verein. Unbefümmert um 
den alten eidgenöſſiſchen Bertrag ſchloſſen bald die einen bald die andern 
Kantone, zum Schaden des Ganzen, feparate Bündnifje mit fremden 
Mächten. Auch als der Eonfefjionelle Haß fich im Laufe der Zeit etwas 
gemildert hatte, blieb die gegenfeitige Intoleranz in den Gefegen und 
das tiefe Mißtrauen in allen eidgenöfjischen Verhandlungen. Die ein: 
zige wirkliche Solidarität unter den Regierungen beftand in der bereit: 
willigen Hülfe, die man fih im Sinne des Stanzer Verfommnifjes bot 
jobald e3 galt, Empörungen gegen die hohe Obrigkeit zu dämpfen und 
Ruhe und Ordnung herzuftellen. Sonft fonnte man ſich über Feine 
irgend erhebliche Verbeſſerung einigen. Selbſt dem Wehrweſen fehlte 
jede gemeinfame Organifation. 

Nah Außen glüdte e8 zwar die Neutralität jo weit aufrechtzuhal: 
ten, dag die Schweiz im feine der großen fremden Händel hineingezogen 
wurde und von allen verheerenden Kriegen verfchont blieb. Auch famen 
immer noch einzelne Akte ftolzer Unabhängigkeit vor, un fremde Ein: 
mifhung abzuweiſen oder das Afylvecht zu behaupten. Aber im Allge: 
meinen mußten Selbjtbemußtfein und nationale Kraft immer mehr 
Ihwinden, wo jich Alles in Eleinlichen Interefjen und Rivalitäten zer: 
jplitterte und ein vereintes Auftreten jtets gehindert wurde. Durch das 
Laufen in fremde Dienfte war den Antriguen des Auslandes Thür und 
Thor geöffnet. Die Penfionen, Jahres: und Gnadengelder, die in die 
Kantone flojjen, bereicherten nur die vornehmen Geſchlechter, verdarben 
die öffentliche Moral und riefen fortwährend Hader und Zwietracht her: 
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por. X: nach den Werbungen, die begünſtigt wurden, konnte man die Schweiz 
eine Zeit lang in eine franzöfifche, fpanifche oder römische Provinz eintheilen. 
Am verderblidften waren die franzöfifhen Lodungen, die fich oft mit 
der unverjhämteiten Anmaßung paarten. In Strömen floß das Blut 
ichweizerifcher Söldner für die Vergrößerung Frankreichs, auch mo diefe 
auf Koften der Sicherheit und Integrität der Eidgenofjenihaft geſchah. 
Schon lange vor der Revolution war der fchmweizerifche Boden durch 
das Umfichgreifen der benachbarten Macht untermühlt. 

So morſch indeß das alte eidgenöffifhe Gebäude war, fo Lätte es 
fi doch noch eine Zeit lang aufrecht halten können, wenn nicht ein ge: 
waltiger äußerer Anjtoß gefommen wäre. Wohl zeigten fich jchon in 
der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts mannigfache Vorboten 
einer neuen Zeit. Die einfichtsvolleren Regenten fingen an, das Bedürf: 
niß nach Verbejjerungen lebhafter zu fühlen. Selbſt monarchiſche Staa: 
ten gingen mit dem Beifpiel von Reformen in der Verwaltung voran. 
Die Wiſſenſchaft forderte zu erniterer Prüfung des ganzen Staats: 
weſens auf. Rouſſeau's Contrat social mußte auch in der Schweiz 
den Geift aufrühren. Die Geſchichte von Johannes Müller erinnerte 
an die Thatkraft der alten Eidgenoffen und fpornte zu patriotifchen Ent: 
ihlüffen. Peftalozzi legte die erften Keime zu der Fünftigen Volksſchule. 
Semeinnübige Männer reichten ſich über die engen Schranken hinaus 
die Hände zu vaterländifhem Wirken. Die helvetifche Gefellfchaft be- 
gann ihre anregende Thätigkeit. Das geiftige Band unter den Eidge- 
nofjen wurde wieder inniger. Aber alle freiern und humanern Be: 
ftrebungen hatten noch mit fajt unüberwindlichen Hinderniffen zu kämpfen. 
Der große Kreid der Vorrechtler und Spiebürger ftritt gegen bie 
Verwirflihung jeder neuen Idee. Die Regierungen fahen mit Argmohn 
auch auf die mohlthätigfte Vereinigung. Nur langfam ließ ſich bie 
Saat einer befjern Zukunft ausftreuen. Die beftehenden Zuftände hat: 
ten noch einen jtarfen Halt an der Unmifjenheit und dem dumpfen Hin- 
brüten der fo lange in Unmündigkeit gehaltenen Benölferungen. Bei 
der allgemeinen Zerfplitterung Eonnte Feine Bewegung in einander greifen. 
Für eine Umgeftaltung au3 freiem innerm Willen, ohne gemaltfamen 
Impuls von Außen, war die Zeit noch nicht reif. 

Da brauste der Sturm der franzöfifchen Revolution heran und 
legte die Fäulniß jo vieler Staaten bloß. Die mächtigen Funken, die 
der benachbarte Vulkan auswarf, mußten auch in der Schweiz zünden. 
Die Verfündigung der Menfchenrechte, die Abſchaffung aller Feudallaften 
und Privilegien erregten die Hoffnungen der bedrüdten Unterthanen. 
Die ganze Kluft zwifchen Herren und Knechten fing jebt an, fi zu 
öffnen. Die Mafje dachte ernftliher nah über die geraubten Rechte, 
die ſchreiende Ungleichheit, die zahllofen- Mißbräuche. Die Schatten der 
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Märtyrer, die für die Freiheit geblutet hatten, traten lebendiger vor die 
Seele. Die Gährung wuchs, als der franzöſiſche Convent allen Völ— 
kern Unterſtützung verſprach, die ſich von ihren Beherrſchern losmachen 
wollten. Am frühſten wehte der revolutionäre Geiſt nach der leicht er— 
regbaren Waadt hinüber, wo man den ariſtokratiſchen Druck von Bern 
am ungeduldigſten ertrug. Offen griff man hier nach der Hand der 
Erlöſung. In den deutſchen Kantonen äußerte ſich die Unzufriedenheit 
am ſtärkſten bei den Landbevölkerungen, wo der größte Zwang auf Han— 
del und Gewerben lag. Die Patrioten fingen an ſich zuſammenzu— 
ſchaaren und mit formulirten Begehren vor die Behörden zu treten. 
Man holte alte Freiheitbriefe aus den Rumpelfammern hervor, entwarf 
Denkſchriften zur Abjtellung von Mißbräuchen, ftellte Verlangen nad 
Landesverfammlungen, richtete hier und da Freiheitsbäume auf. Doch 
blieb die ganze Bewegung eine Zeit lang noch in ziemlich gemäßigten 
Schranken. Furcht und hergebrachter Reſpekt hielten vor übermäßigen 
Forderungen zurüd. Volle Gleichheit der Rechte wagte man noch faum 
irgendwo laut zu verlangen. 

Die Regierungen fühlten den Boden unter ihren Füßen wanken 
und fingen an ſich zu fpalten. Aufgeklärtere Magiftrate wollten recht: 
zeitig einlenfen und dem Drang nah durchgreifenden Berbefjerungen 
entgegenfommen. Aber der arijtofratifhe Kern hielt an dem herge— 
braten Prinzip feft, keinen fundamentalen Stein aus dem Gebäude der 
Vorrechte zu löfen und die alte Autorität unter allen Umftänden auf: 
recht zu Halten. Mit unmefentlichen Zugeftändnijien glaubte man be: 
Ihwichtigen zu fünnen und behandelte im Uebrigen jede Bewegung als 
Aufruhr. Den erften Regungen in Waadt trat das Berner Regiment mit 
Bajonetten, Ausnahmsjuftiz, tiefer Demüthigung der Bevölkerung, rad): 
füchtigen Verfolgungen und harten Strafen aller Art entgegen. Noch blutiger 
verfuhr die Zürcher Stadtariftofratie gegen ihre Gemeinden am See. Am 
fhrediichjten wurde ein Ausbruch in Unterwallis geräht. Dieß goß neues 
Del ins Feuer und jteigerte die Erbitterung. Unzufriedene und Ber: 
bannte, die jih im Schweizer-Club in Paris jammelten, ſchürten Die 
Aufregung in der Heimat und traten mit den franzöſiſchen Revolutions- 
männern in nähere Verbindung. Die Scheu vor fremder Hülfe wich, 
wo allgemeine Freiheit und Berbrüderung lodte, die Herrichaft der Vor: 
rechte feinen reinen Vaterlandsſinn auffommen ließ und tödtlicher Haß 
dazu trieb, die Unterthanenbande um jeden Preis zu brechen. Häupter 
der fchmweizerifchen Unzufriedenen entwarfen in Paris eine neue helvetifche 
Verfaffung, auf Einheit der Republif und Gleichheit der Rechte gebaut, — 
die franzöfifche Bajonette durchführen jollten. 

Bei dem Kriege der Coalition gegen Frankreich verließ zwar die 
Eidgenoſſenſchaft die alte Politit der Neutralität nicht und hielt Die 
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friedlichen Beziehungen ſo viel wie möglich aufrecht. Aber die Sym— 
pathien der Vorrechtler für die monarchiſche Sache konnten ſich an feinem 
Orte verhehlen. In einigen der patriziſchen Kantone, voran in dem mäch— 
tigen Bern, trat das Gelüſte unter den Staatsmännern ſtark genug 
hervor, für das Princip des feudalen Europa's mit in die Schranken 
zu treten. Much rächte ſich jebt das heillofe Söldnerwefen, das dem 
KönigthHum gegen das Volk diente und den Haß der franzöfifchen Na- 
tion auf die fchweizerifhen Oligarchien richtete. Die ariftofratifche und 
die revolutionäre Republik mußten nothwendig in Feindfchaft gerathen. 
Das franzöfifhe Directorium wollte aus ftrategiichen wie aus politifchen 
Gründen fih der Eidgenoſſenſchaft volljtändig verfichern und arbeitete 
mit Lift und Gewalt auf diejes Ziel hin. Die revolutionäre Diplo: 
matie begann zunächſt ein durchtriebenes Spiel. Auf der einen Seite 
wurden dem jchweizeriichen Patriotismus die fchönften Vorjpiegelungen 
gemacht, auf der andern Seite die alten Regierungen durch trügerijche 
Verfiherungen getäufcht oder hingehalten, bis das Directorium alle 
Mittel zum Umfturz in Händen hatte. Der in fich zerrifiene, tief auf: 
gewühlte Staatenbund konnte den Umtrieben nichts als klägliche Schwäche 
und Rathlofigkeit entgegenſtellen. Es fehlte an allem Verſtändniß der 
Zeit und jeglicher Einheit des Willens, um fich zu irgend einer großen, 
gemeinfamen Mafregel aufzuraffen. Kein Kanton traute dem andern; 
jeder fuchte in eigennüßiger Berechnung fein lofales Intereſſe mit min: 
zigen Palliativmitteln zu retten. Rubig ſah die Eidgenofjenfchaft zu, 
wie Schritt für Schritt ein Vorwerk nah dem andern fiel und die 
ihmweizerifche Grenze gefehmälert wurde. Schon frühe ward der Theil 
des Bisthums Bafel, der deutfches Reichsland war, eine franzöfijche 
Beute. Bald riß fih das Unterthanenland Beltlin von der Herrichaft 
Graubündens los und fchloß fich der cisalpiniſchen Republik an. Nicht 
lange jo wurde auch der Theil des Bistums Bafel, der zum eidgenöſ— 
fifhen Verbande gehörte, von Frankreich befett und dem Nachbarlande 
einverleibt. Endlich rüdten auch franzöfifhe Truppen in Waadt ein, 
wo man auf. alte Berfommnijje geftüst die Vermittlung der großen 
Republik anrief und unter dem Schutz ihrer Waffen fih von Bern 
befreite, ohne daß dieſes noch einen ernftlihen Verfuh machen konnte, 
da3 alte Unterthanenland zu behaupten. Ne näher die entjcheidende 
Krifis Fam, deſto fichtbarer zeigte fich die eidgenöſſiſche Auflöfung. Zwar 
leiftete die Tagjagung unter den - größten Feierlichkeiten in Aarau noch 
einmal den alten Bundesſchwur, zu dem man Nahrhunderte hindurch 
ih nicht mehr hatte einigen können. Aber das Schaufpiel war nichts als 
ein leeres Gepränge, das weder Kraft noch Vertrauen hervorrufen fonnte. 
Wenige Tage nachher gingen die Tagherren auseinander, ohne einen 
einzigen großen Entfchluß gefaßt zu haben. Schon fchritt die Revolution 
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mächtig vorwärts umd ein Vorrechtlerregiment fiel nach dem andern. 
Die Amneftien, die noch in der letzten Noth erlaflen wurden, fonnten 
nirgends mehr befehwichtigen. Sturz der alten Ordnungen und volle 
Gleichheit der Nechte wurde jebt zur Roofung. Die erfte innere Um: 
wälzung gefhah im Kanton Bafel, wo das Landvolk fi erhob und 
Unterftüßung bei der Bürgerfchaft der Stadt fand. Freiwillig entäußerte 
ſich das Luzerner Patriziat feiner Vorrechte. In wenigen Wochen waren 
faft alle Untertganenbande gebrochen und die Mehrzahl der Kantone 
umgewandelt. 

Endlih wurde die Art auch an das ariftofratifche Bollwerk in Bern 
gelegt. Nachdem franzöfiiche Truppen in Waadt eingerüdt waren, ftellte 
das Directorium immer gebieterifchere Forderungen an Bern und be- 
friedigte fih mit feinen Zugeftändniffen mehr. Von zwei Seiten rüdten 
franzöfifche Heere gegen die Hauptitadt, um den revolutionären Willen 
zu dictiren. Der Augenblid war für die alte Eidgenofjenfchaft gekom— 
men, fich auf’8 Aeußerfte zu wehren oder unterzugehen. Aber die Kraft 
zum Miderftand mar längft gebrochen. Die Glieder gingen unter 
den Ummälzungen auseinander. Von den Bevölferungen begrüßte ein 
Theil die Franzoſen als Befreier, ein anderer Theil jah das Verhängnif 
geduldig heranfommen. Auch wo das Volk jih unter allen Umftänden 
gegen die fremde Invaſion verteidigen wollte, fehlte es, bei dem Mif- 
trauen gegen die bisherigen Herren, an aller Einigkeit und nachhaltiger 
Begeifterung. An den Berner Behörden mwechfelten Entichlofjenheit und 
Kampfbegierde mit Kleinmuth und Unterwürfigfeit. Die Verheißungen, 
die in der letzten Stunde gemacht wurden, konnten die Kraft nicht er: 
böhen. Die Einfeßung einer proviforifchen Regierung im Augenblide 
der äußerſten Gefahr brachte die Verwirrung nur auf den höchften Grad. 
Die Kriegführung verlor von vorneherein alles Vertrauen. In allen 
Reihen hörte man den Ruf „Verrath“. Unter der aufgebotenen Mann: 
ihaft brachen Indisciplin und Meuterei aus. Die zufammengehaltenen 
Truppen fchlugen fih zwar muthvoll gegen den zahlreicheren Feind. 
Siegreih wurde die eine der beiden vordringenden franzöfifchen Colon: 
nen bei Neuenegg zurüdgeworfen. Auf's Tapferſte ftritt ein Häuflein 
am Grauholz gegen die andere Colonne. Aber der Widerftand murde 
hier überwältigt und die proviforifche Regierung capitulirte. Nach einem 
Feldzug von wenigen Tagen konnten die Franzofen in Bern einziehen. 
Wilde Auflöfung folgte mit Mordfcenen rafender Landftürmer. Alle 
Bande brachen und jede weitere Vertheidigung ward zur Unmöglichkeit. 
So fiel das alte Bern und mit ihm die alte Eidgenofienfchaft, nicht 
durch die Uebermacht des Feindes, fondern die innere Zerrifjenheit und 
Fäulniß. Don den Eidgenofien hatten nur ſchwache Gontingente den 
. Bernern unentſchloſſen im Rüden gejtanden. Was langſam herangezogen 
war, eilte raſch wieder heim (März 1798). 
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Nah dem Siege über Bern wurde die neue helvetiſche Verfaſſung, 
wie fie in Paris mit ſchweizeriſchen Revolutionsmännern entworfen war, 
jofort verfündet. Der franzöfifhe Wille, der das eigene Syftem zur 
Richtſchuur nahm, duldete wenig oder Feine Wenderungen. Auch mo 
die alte Ordnung bereit3 gejtürzt war, fträubte man fich gegen dieſe 
Diktatur. Die Franzofen traten als Herren auf, die in der Schweiz 
wie in erobertem Lande hausten. Staatsſchätze wurden geplündert, 
öffentliche Kaſſen geleert, Gontributionen auferlegt, Erprefiungen aller 
Art gemacht und Geikeln abgeführt. Dadurch mehrte fih der Wider: 
willen gegen die Einführung der helvetifchen Verfaſſung. An vielen Orten 
rüftete man fich zu neuem Kampfe und trat den franzöfiihen Waffen 
entgegen. Erft die Drohung, daß die Eidgenofjenfchaft in brei ver: 
ſchiedene Republifen zerftücdelt werde, bewirkte eine allgemeinere Annahme. 

Doch folgte noch ein blutiges Nachſpiel in der inneren Schweiz, mo 
fih das Volk für feine Landögemeinden auf's Neuferfte wehrte. Die 
demofratiihen Kantone waren in ihrer Abgefchloffenheit nicht weniger 
verjunfen, als die ariftofratiichen. Selbitfüchtig hatten fie ſich am meiſten 
gegen alle eidgenöfjifchen Verbeſſerungen geftemmt. Hart und rüdfichts- 
108 übten fie die Herrſchaft über ihre Unterthanen aus. Die finftere 
Kirchenzucht Tieß kaum einen Fichttrahl in die Hütten des Volkes fallen. 
Im entfcheidenden Kampfe hatten die Zuzüger aus den Urftänden dic 
Berner Heinmüthig im Stiche gelajfen. Der Widerftand gegen die hel- 
vetiiche Verfaflung floß daher nicht aus reinem Freiheits- und Unab— 
bängigfeitögefühl. Der Eifer des Klerus febte für den alten Gewiſſens— 
zwang Himmel und Erde in Bewegung. Aber der Heldenmuth und 
die Aufopferung, mit denen das Volk auch unter engen Begriffen und 
dunklen BorurtHeilen gegen die fremde Gewalt ftritt und den heimath- 
lihen Boden vertheidigte, erinnerte an die Thaten der Vorfahren und 
zeigte, wie viel die Eidgenoſſenſchaft mit vereinter Kraft und unter ge: 
junderen Zuftänden zur Erhaltung der Selbftftändigfeit vermocht hätte. 
Erft nach wiederholten Niederlagen und mit den blutigſten Verluften 
fonnten die franzöfifchen Krieger in die Thäler von Schwyz dringen und 
den letzten MWiderftand überwältigen. Noch hartnädiger erneuerte das 
Nidwaldner Völfchen den Kampf gegen die Cinführung der Verfafjung 
und düngte feinen Boden mit den Leihen von QTaufenden erfchlagener 
Feinde, bis es der franzöfifhen Uebermacht unterlag. 


—— 


II. 
Helvetik. 


Nachdem Jahrhunderte hindurch das lockere Band der Eidgenoſſen— 
ſchaft ſich durch Nichts befeſtigen konnte, Fein Kanton von ſeiner Selbft- 
herrlichkeit das Mindeſte abgeben wollte und die eigennützige Zerſplitte— 
rung jeden gemeinſamen Fortſchritt hemmte, — that die Helvetik jetzt den 
Rieſenſprung in einen Einheit sſtaat, der den Boden ebnete und alle 
territorialen Schranken niederriß. Das Föderativfyftem wurde gänzlich 
verlafjen, die Hoheit der einzelnen Stände aufgehoben, die oberjte Herr: 
Ihaft der „Geſammtheit der Bürger“ des Einen untheilbaren Staates 
zugeſchrieben. An die Spitze des ganzen Landes kam eine Central- 
vegierung mit dem Sitz in Luzern. Die Kantone wurden zu bloßen 
Verwaltungsbezirken. Auch bei diefen blieben nicht überall die bisherigen 
Grenzen; Heinere Kantone wurden vereinigt, größere zerlegt; mehr 
die geographifche Zufammengehörigfeit al3 die gejchichtlihe Entwidlung 
berüdfichtigt. Das ganze Schmweizervolf jollte einen einigen Körper bilden, 
die Berfchiedenheit der Verfaſſungen und Gefeßgebungen nicht von ein: 
ander trennen. So weit das helvetifche Gebiet ging, ſollte auch die 
Heimat reichen und ein gemeinfames Recht beitehen. Alle Unterthanen: 
herrichaft hörte auf; Vorrechte und Privilegien wurden abgeſchafft, Handel 
und Gewerbfleiß von dem alten Zwange erlöst. Mit allen Feudallaften 
ſuchte die Helvetif gründlich aufzuräumen; Grund und Boden follten 
frei fein, wie der ganze Verkehr, die öffentlichen Steuern mit dem Ber: 
mögen und den Einkünften der Steuerbaren im Verhältniß ftehen. 


Die ganze Staatsform ruhte auf der repräfentativen Demokratie 
mit indivectem Wahlſyſtem, einem Vollziehungsbdirectorium, einem Senat 
und einem gefeßgebenden Körper. Um allen Klafjen den Zutritt zu den 
Staatzjtellen zu eröffnen, wurden angemefjene Befoldungen ausgeſetzt. 
An die Stelle des geheimnifvollen Dunkel kam Deffentlichkeit in die 
Verwaltung. Die Preffe wurde frei erflärt; das Vereins: und Petiticns- 
vecht gewährleiftet; uneingefchräntte Gemijjensfreiheit anerkannt. Für 
die Bildung des Volkes entwarf man ein umfafjendes Unterrichtsſyſtem; 
jelbft die Errichtung einer helvetiihen Hocichule lag im Plan. Den 
faulen Klöftern jollte der Lebensfaden abgejchnitten werden. Zur Ber: 
theidigung des Landes wurde die allgemeine Wehrpflicht eingeführt. 

Die furze Zeit diefer Einen und untheilbaren Helvetifchen Republik 
war eine Sturm: und Drangperiode, auf der einen Seite voll ſchwerer 
Roth, leidenſchaftlicher Parteikämpfe und tiefer äußerer Erniedrigung, auf 
der andern Seite voll wohlthätiger Reformen, ſchöpferiſcher Ideen und großer 
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Entwürfe, von denen nur ſo viele unter den Widerwärtigkeiten der Zeit 
nicht Wurzel faſſen konnten, die aber als eine reiche Ausſaat in den 
Boden der Zukunft fielen. Die neue helvetiſche Regierung, die das 
Einheitsſyſtem durchzuführen ſuchte, war von Schwierigkeiten aller Art 
umgeben. Sie hatte mit der bittern Feindſchaft der alten Vorrechtler 
und ſo vielen verletzten Intereſſen und Gewohnheiten zu kämpfen. Auch 
den beſten Grundſätzen ſtellten ſich noch überall Vorurtheile entgegen, 
die von den Gegnern emſig genährt wurden. Bei der bisherigen Aus— 
ſchließung der meiſten Klaſſen von aller Theilnahme an der Regierung 
fehlte es der patriotiſchen Partei an gebildeten und erfahrenen Männern, 
die den Beamtungen gewachſen waren. Revolutionärer Eifer mußte oft den 
Mangel an Kenntniſſen und Einſicht in die Verwaltung erſetzen. Auch 
die tüchtigſten Kräfte und der beſte Wille wurden durch den fortwährenden 
Wechſel der Behörden an einer regelmäßigen und dauernden Wirkſamkeit 
gehindert. Das verwahrlöste Volk ſtand bei der plötzlichen Freiheit allen 
möglichen Aufreizungen offen. Den reactionären Umtrieben mußte vft 
mit gewaltfamen Mitteln entgegengetreten werden, die weiter erbitterten. 
Schwer drüdte au die Finanznoth auf die helvetifche Regierung. Die 
Pünderung der Staatsfchäte und öffentlihen Kaſſen beraubten biefelbe 
von vorneherein der Hülfsmittel. Der Unterhalt der franzöfifhen Trup: 
pen Eoftete ſchweres Geld. Bei der Aufhebung oder dem ganz geringen 
Losfauf der Zehnten und Bodenzinje verfiegte eine der bisherigen Finanz: 
quellen. Unter den fortwährenden Nequifitionen und Einquartirungen 
wurde eine directe Abgabe nur mit Unwillen geleiftet. Die Noth ftieg 
daher auf's Höchſte, bis wieder zur Erhebung der Zehnten und Boden: 
zinfe gejchritten werden mußte. Diefer Fortbezug der Zehnten und 
Bodenzinfe war dann eine der hauptſächlichſten Klippen, an der die neue 
Drdnung fcheiterte. Die Landleute, die fi in ihren Hoffnungen ge: 
täufcht jahen, wurden unzufrieden. 

Vor Allem aber laftete der Fluch der fremden Gewalt auf der bel: 
vetifhen Regierung. Franzöfifhe Waffen hatten die neue Verfaflung 
größtentheils aufgedrängt; franzöfifche Waffen mußten fie auch ſchützen. 
Dabei fuhren die franzöfifhen Machthaber fort, die Schweiz wie ein 
eroberte Land zu behandeln. Ihre Werkzeuge mwalteten gleich römijchen 
Prokonſuln und erlaubten ſich jegliche Willkühr. Die Drangjale fielen 
gen helvetifchen Behörden zur Laft und fteigerten den Hak und Wider: 
willen gegen die neuen Auftände. Darüber entftanden fortwährende 
Unruhen, die wieder von franzöfifhen Waffen unterdrücdt werden mußten. 
Die wenigen helvetifchen Truppen reichten nicht aus, um die Ordnung 
aufrecht zu halten. 

Das helvetiſche Gebiet wurde zwar nad) der einen Seite durch den 
unmittelbaren Anſchluß von Graubünden erweitert, aber nad der an- 
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bern Seite noch mehr geſchmälert oder geſchwächt durch die Einverleibung 
von Mühlhaufen und Genf in die franzöfiiche Republik, die Losreigung 
von Wallis (das zunächſt eine Sonderrepubli unter franzöfifcher Ober: 
hoheit wurde) und die gänzliche Entfremdung von Neuenburg. Von 
Aufrehthaltung der Neutralität konnte nicht mehr die Rede fein. Die 
hefvetifche Regierung mußte ein Schuß: und Trußbündniß mit Frank: 
reich eingehen und fich verpflichten, mehrere Hülfsbrigaden in den Dienſt 
Frankreichs oder einer feiner Töchterrepublifen zu ftellen. Bei dem neuen 
Krieg der Alliirten gegen Franfreih wurde die Schweiz der Qunmel- 
pla& der fremden Heere, die fich auf ihrem Boden die blutigften Schlach— 
ten lieferten. Wo die öfterreichifchen Waffen herrfchten, gewannen die 
Anhänger des Alten wieder freies Spiel. Faſt alle Theile der öjtlichen 
Schweiz verfielen für eine Zeit lang der Reaction. Erft nach dem ent: 
fheidenden Sieg der Franzofen bei Zürich konnte die helvetifche Ordnung 
im ganzen Umfang wieder bergeftellt werden. 

Aber auf die Dauer fonnte fich die Einheitsrepublif nicht befeftigen. 
Die Behörden felber hatten feinen regelmäßigen Beitand. Bald war es 
das franzöfifche Machtgebot, bald die innere Unzufriedenheit, die zu Ver: 
änderungen drängten. In der kurzen Periode von noch nicht fünf Jah: 
ren folgten fich vier mehr oder weniger gewaltfame Staatsftreiche oder 
Ummälzungen. Zweimal verfuhte man die ganze DVerfaflung zu er: 
neuern. Nur während der beiden erften Jahre konnte fich das ftrenge 
Einheitsſyſtem halten. Dann mußten die entfchiedenen Revolutions- 
männer weichen und gemäßigten oder ſchwankenden Elementen Platz 
machen, die fich wieder dem Föderativfyftem zuneigten. In der zweiten 
Verfafjung wurde bereitö ein bedeutender Schritt zur Kantonalfouveräni- 
tät gethan. Noch folgte indeß ein Gegenftoß von den Freunden der 
Einheit. In der dritten Verfaffung wurde die Gentralität wieder etwas 
geftärkt. Aber diefe Verfafjung wurde nur noch mit dem äußerſten 
Miderftreben angenommen. 

Die Feinde der Helvetif rüfteten fich jetzt zu einer Contrerevolution. 
Unter dem Namen einer fchweizerifchen Verbrüderung organifirte fich 
eine Verſchwörung, die fich über faft alle Theile der Schweiz verbreitete. 
Der Hauptfiß war in dem ariftofratifhen Bern, von wo die Sendlinge 
nah allen Seiten ausgingen, um das Volk aufzumiegeln. Gelder, die 
von einzelnen Mitgliedern der alten Berner Regierung den helvetijchen 
Behörden unterfhlagen worden waren, gaben die Mittel. Es murde 
Finanz- und Religionsgefahr gepredigt, wenn man die helvetifche Re— 
gierung länger beftehen Yafje, dagegen Abgabenfreiheit in Ausficht ge: 
ftellt, fobald die alten Regierungen mieder eingeführt würden. Von den 
Fleinen Kantonen follten die erften Schritte ausgehen, damit es ben 
Schein gewänne, ald würde für die Wiedereroberung verlorener Freiheit 
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und nicht für die Wiederherftellung aufgehobener Vorrechte gefämpft. 
Der Klerus war dort der erbittertite Gegner der Helvetif, der das Feuer 
aus allen Kräften jchürte. 

Unterdeh jpielte die Diplomatie des Conſuls Bonaparte, der jett 
mit mächtiger Hand über Frankreich herrichte, fortwährend eine Doppelte 
Rolle in Bezug auf die Schweiz. Bald begünjtigte fie die eine, bald 
die andere Parthei; Half den Föderaliften wie den Unitariern bei ihren 
Staatäftreihen. Die helvetiihe Regierung jollte zu feiner Ruhe fommen. 
Die Verwirrung lag fihtbar im Plane des großen Gonjuld, um über 
die Geſchicke der Schweiz unbedingt gebieten zu können. Auch die Contre- 
revolution wurde bis zu einem gewiſſen Grade ermuthigt. Die alten 
Ariftofraten bewarben fi jo gut wie die helvetischen Patrioten um die 
Gunſt des fremden Machthabers. Als die Gährung ſchon bedenklich 
ftieg und alle Fäden zu einem Aufftande gejponnen waren, ließ der 
Conſul die franzöfifchen Truppen plöblic aus der Schweiz abrufen, 
unter der trügerifchen VBerfiherung, daß ihm Alles daran gelegen fei, 
dem Lande die volle Unabhängigkeit zu gewähren. Dies brachte die 
Reaction zum vollen Ausbruh. Die helvetifche Regierung, ihrer Stüße 
beraubt, in fich zerrijjen, von Feiner entjchiedenen Parthei mehr getragen, 
Itand kraftlos da, ohne die nöthigen finanziellen und militäriichen Mittel. 
An den demokratiihen Kantonen wurde der Anfang gemacht mit Ab- 
haltung von Landagemeinden, Wiedereinführung der alten Yandbücher und 
Einfegung von Sonderregierungen. Die ſchwachen helvetijchen Truppen, die 
gegen die Erhebung marſchirten, wurden von den Nidwaldnern überfallen 
und gejchlagen. Die Widerjeglichkeit verbreitete jich weiter. Die Bürger: 
haft von Zürich weigerte ſich, helvetiiche Truppen aufzunehmen; ver: 
gebli wurde die Stadt wiederholt bombardirt. Das Berner Patriziat 
raffte alle Kräfte zufammen, um einen entjcheidenden Schlag zu führen. 
Zum Theil mit Hülfe gefaufter Sölblinge bildete jich eine Inſurrektions— 
armer. Es entitand der fogenannte Stedlifrieg. Die Infurgenten 
rüdten mit ihren Snitteln vor die Stadt Bern, ehe der. helvctifche Gene: 
ral von Zürich her zu Hülfe fommen konnte. In den helvetiſchen Bes 
hörden ſelbſt fpielte Berrath. Ohne allen Widerftand ging die Regierung 
eine ſchimpfliche Gapitulation ein und z0g fi mit ihren Truppen nad 
Freiburg und Waadt zurüd, wo fie noch den einzigen Halt fand. Der 
größte Theil der Schweiz fiel von der Helvetif ab. Ueberall bildeten 
fi) neue Regierungen, die mehr oder weniger in die Vergangenheit zu= 
rüdjteuerten. Am ftarrften war die Berner Ariftofratie verfejlen, ihre 
ganze alte Macht und Herrlichkeit wieder herzuftellen. Kaum hatte fie 
das Ruder ergriffen, fo fette fie ein außerordentliches Kriminalgericht 
nieder, und erließ ein drafonifches Strafgejeg, das Alle, welde fi 
gegen die wiederhergeftellte Ordnung verbänden, mit dem Tode be: 
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drohte.“) In Schwyz verſammelte ſich die Tagſatzung der alten Eid— 
genoſſenſchaft wieder, die zwar zum Schein noch eine Rechtsgleichheit 
aufrechthalten und auch im Bunde etwas größere Centralität laſſen 
wollte. Contingente wurden aufgeboten, um der helvetiſchen Regierung 
den letzten Stoß zu verſetzen. Schon ſah ſich dieſe auf's Aeußerſte be— 
drängt. Da trat der Machtſpruch des franzöſiſchen Konſuls dazwiſchen. 
Nachdem er ſelbſt die Verwirrung auf's Aeußerſte geſchürt hatte, rief er 
jetzt den Eidgenoſſen mit ſchneidendem Vorwurf zu: „Ihr habt drei 
Jahre lang mit einander geſtritten, ohne euch zu verſtehen; wenn man 
euch länger euch ſelbſt überläßt, ſo werdet ihr euch noch andere drei 
Jahre unter einander umbringen, ohne euch beſſer zu verſtehen. Eure 
ganze Geſchichte iſt ein Beweis, daß eure innerlichen Kriege nie ohne 
die wirkſame Dazwiſchenkunft Frankreichs beendigt werden konnten.“ 
Demzufolge erklärte ſich der Conſul als diktatoriſcher Vermittler. Der 
Tagſatzung und allen neuen Behörden wurde geboten, ſich aufzulöſen. 
Die Inſurrektion ſollte die Waffen niederlegen und die helvetiſche Ord— 
nung einſtweilen wieder anerkannt werden. Schnell änderte ſich jetzt die 
ganze Scene. Die Tagſatzung machte zwar einen Augenblick Miene, 
fich zu widerjegen. Aber von Neuem rüdten franzöſiſche Truppen in 
die Schweiz. Unter der Fahne der alten faulen Zuftände fonnte man 
an Feine nationale Erhebung zur Abwehr der fremden Einmifchung 
denken. Die Mehrheit des Schweizervolks war wohl des Einheits- 
ſyſtems überdrüffig und jchaarte ſich nicht um die Helvetifche Regierung, 
aber fie wollte feine Reaktion, die alle Errungenjchaften wieder bedrohte. 
Der Tagſatzung blieb nichts übrig, als fich aufzulöfen, und die ganze 
Infurreftion ſtob auseinander. Die helvetifche Regierung konnte wieder 
in Bern einziehen (Oktober 1802). 


III. 
Die Mediafion. 


Aber die Tage der Helvetik waren jebt gezählt. Mit ihren großen 
Keen und Entwürfen war fie der Zeit weit vorausgeeilt. Unter den 
Schreden des Kriege und den blutigen Wirren konnte von ihren 
Schöpfungen fo wenig zur Entfaltung kommen. Fortwährend reagirten 
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*) Siehe Hodler, Geſchichte des Berner Volkes. Neuere Zeit. S. 166. 
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die alten Intereſſen, die hergebrachten Gewohnheiten, die getäuſchten 
Hoffnungen. Der ganze Umſchwung war kein freiwilliger geweſen. Auf 
den entſchiedenſten Vertretern der Umwälzung laſtete immer der Vorwurf 
unbedingter Hingebung an den franzöſiſchen Willen. Auch die äußere 
Gewalt, die das Gebäude ſtützte, änderte ihren Sinn und ließ die hel— 
vetiſche Einheit fallen. Aus der Hand des mächtigen Gebieters und 
Vermittlers ſollte die Schweiz eine neue Verfaſſung erhalten. Schweize— 
riſche Abgeordnete mußten nach Paris wandern und hier ihre Wünſche 
und Anträge vorbringen. 

Der Plan Napoleons war, die ſtreitenden Principien auszugleichen, 
die Partheien fo viel wie möglich zu verſöhnen und jeder neuen Agitation 
den Faden abzujchneiden. Er rechnete auf die Müdigkeit des Volkes, 
das fich nach den tiefen Erjchütterungen nah Ruhe fehnte, und hoffte 
die neue Ordnung fo zu geftalten, daß fich diefe ohne den unmittelbaren 
Beiftand franzöfiiher Bajonette aufrechthalten Tief. Bei der Ber: 
fchiedenheit der Sprachen, Sitten und Confeffionen ſah er eine Gleich: 
förmigfeit in den Einrichtungen als naturwidrig an. Das alte Bun: 
desſyſtem jchien ihm für die Schweiz allein zuträglich, doch ohne Unter: 
thanenländer, mit größerer Gemeinſamkeit und erweiterter Bundesgewalt. 
Den Schwerpunkt juchte er in den alten Demofratien mit ihrem Lands: 
gemeindeiyftem, in welchem am wenigiten Bewegung lag. An den 
Ariſtokratien gefiel ihm die jtrenge Ordnung und Autorität, aber größere 
Gleichheit der Rechte hielt er für abfolutes Bedürfniß und den Patriziern 
traute ev wegen ihrer Anhänglichkeit an Dejterreich nicht. Den unab— 
bängigen Freiheitsgefühl wollte er feinen Iebendigern Sporn geben. Jedes 
aufgeregte öffentliche Leben war ihm zumider. Das ganze Heil follte 
die Schweiz im engen Anſchluß an Frankreich juchen. Selbſtſtändigkeit 
und Neutralität follten blo8 dem Namen nad bejtehen, in Wirklichkeit 
die franzöfifche Politik unbedingt gebieten. 

Die Grumdzüge der Vermittlung trug der große Feldherr und Ge- 
jeßgeber längſt in feinem Kopfe, ehe die fjchweizerifchen Abgeordneten 
nah Paris famen. Er berief diefe, um fie anzuhören, nicht um ihnen 
einen Entjcheid einzuräumen. Der Stern Napoleons war damals auf 
jeiner Höhe und flößte neben der Furcht noch größeres Vertrauen ein. 
Seine herrſchſüchtigen Zwede wußte er Hug unter dem Schein uneigen- 
nützigen Wohlwollens zu verbergen. Das imponirende Wefen, die tiefe 
Kenntnig der Verhältniſſe, der Zauber feiner Unterredungen zwangen 
auch diejenigen zur Achtung, die von der Vermittlung wenig Gutes 
erwarteten. Ein leijes Wort von Vereinigung mit Frankreich ſchnitt 
jeden ernjtlichen Widerfpruch ab. Die fchweizerifchen Abgeordneten mod): 
ten fich in der Conſulta über Einheitsſyſtem und Föderativſyſtem ftreiten, 
oder in der Antihambre ihre einzelnen Anliegen vorbringen: in bey 
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Hauptſache war Alles fertig und nur im Einzelnen konnte der Entwurf 
modifizirt werden. Als alle Meinungen angehört waren, wurde die 
Vermittlungsakte in feierlicher Audienz verkündigt, ohne daß ſich noch 
Einwendungen machen ließen. Außer der Bundesverfaſſung waren in 
dieſer Alte auch die Kantonalverfaſſungen vorgeſchrieben. Der Ver: 
mittler ernannte nicht nur den erjten Landammann des neuen Bundes 
mit außerordentlihen Vollmachten bis zur Eröffnung der Tagfatung, 
jondern auch die Borfteher der erjten Regierungscommiffionen in den 
Kantonen. Demüthig, wie die ſchweizeriſchen Abgeordneten nah Paris 
gefommen waren, mochten fie mit dem oftroyirten Geſchenk wieder in 
ihre Heimat gehen. “Der eigene Wille des Schweizervolfes hatte nichts 
zu entfcheiden. Keine PBarthei erhielt was fie wünjchte, aber auch feine 
war ganz zurüdgewiefen. Einer weitern Gewalt, um die Vermittlung 
zur Anerkennung zu bringen, bedurfte es nicht. Schmweigend klammerte 
ih Alles an den Rettungsbalten, den Napoleon — wie er fich felbit 
ausdrüdte — den Schiffbrüchigen darbot, um fie nicht in den Abgrund 
finfen zu lajjen. Eine Amneſtie löſchte die Erinnerung an die lebten 
Wirren aus. Die franzöfiihen Truppen konnten zurüdgezogen werden, 
nachdem fie eine Zeit lang wieder als Eroberer gemwaltet hatten. Die 
Schweiz war fi von nun an ſelbſt überlaffen, aber unter der Ober: 
vormundfhaft eines ftrengen Gebieters (März 1803). 

Die octroyirte Acte war von Seite des Vermittlers unzweifelhaft 
ein Werk Huger Berechnung, das in mander Beziehung den Bedürf: 
niffen der Schweiz entſprach und die leidenfchaftlihen Kämpfe für eine 
Zeit lang befeitigen Fonnte. Wenn e8 auch die Principien vermengte 
und den Boden der helvetifhen Einheit verließ, fo hielt e8 doch eine 
Reihe der wichtigjten Errungenschaften aufrecht und verbejjerte das alte 
Bundesſyſtem in wejentlihem Maße. Keine Unterthanenherrihaft fehrte 
zurüd. Die Vorrechte der Orte, der Geburt, der Perfonen oder Ya: 
milien blieben aufgehoben. Der Schweizerbürger behielt das Recht, in 
jedem andern Kanton fich niederzulafjen und frei fein Gewerbe zu trei: 
ben. Auch die politifchen Rechte durfte er ausüben, wo er feinen Wohn: 
fig nahm. Die Kantone Fonnten im Verkehr nicht gegen einander 
jperren. Außer Weg: und Brüdengeldern durften im Innern der Schweiz 
feine Zollgebühren erhoben werden. Jedes Bündniß eines Kantons mit 
einem andern oder einer auswärtigen Macht war unterfagt. Die fan: 
tonale Regierung, die fih gegen ein Dekret der Tagfakung auflchnte, 
konnte vor ein peinliches Gericht gezogen werden. Gegen Verlegungen der 
Bundesverfafjung oder der befondern Verfafjungen war die Bundesgewalt 
befugt einzufchreiten. Zur Herftellung von Straßen, Wegen und Flüffen 
durfte die eidgenöfjiiche Behörde dringende Arbeiten anordnen. Den 
Kantonen — mit Ausnahme der alten demofratiichen Kantone, wo dag 
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Landsgemeindefyften mit wenigen heilfamen VBerbefferungen wieder auf: 
lebte — ivurden Nepräjentativverfajjungen gewährt, nad denen die ge: 
jeßgebende, richterliche und vollziehende Gewalt getrennt und alle Re: 
gierungsftellen einer- periodifchen Erneuerung unterworfen waren. 

Alle diefe Beitimmungen waren mehr oder weniger Früchte der 
Revolution, die in der Vermittlung ihre Beftätigung fanden. Aber auf 
der andern Seite wurden auch mande mwohlthätige Grundſätze der Hel— 
vetit gebrochen oder gänzlich abgeſchwächt. Die Kantonalfouveränität 
erhielt wieder einen weiten Spielraum und die örtliche Selbftfucht wurde 
mehr als nöthig gewedt. Die Bundesgewalt war hauptfählic in dem 
Sinne geftärkt, um Ordnung im Innern aufrechtzuhalten, weniger um 
die Rechte der Bürger wirkſam zu ſchützen und eidgenöffiiche Schöpfungen 
hervorzurufen. An die Spite der Schweiz Fam feine ftehende Bundes: 
regierung. Die eidgenöffishe Bollziehungsbehörde mußte von Jahr 
zu Jahr durch ſechs verſchiedene Direktorialorte wandern. Der 
jeweilige Schultheiß oder Bürgermeifter des Direftorialfantons erhielt 
als Landammann eine unter Umftänden faft dietatorifche perfünliche Au: 
‚torität. In dem Landammann Fonnte fich der Vermittler gewifjfermaßen 
jelber wieder als nationalen Chef der Schweiz fehen. „An ihn lehnte 
er fi, wenn Gefahren aufftiegen; auf ihn berief er fih, um feinen 
Verfügungen Nahdrud zu geben; mit defien Zorn drohte er den Wider: 
ipenftigen.”*) Den leinern Kantonen wurde wieder ein ungebührliches 
Gewicht eingeräumt. Die ſechs größten Kantone, die über 100,000 
Einwohner zählten, erhielten bloß je eine Stimme mehr in der Tag: 
fakung. Das Schmweizervolf fand Feine Vertretung. Die Gefandten 
der Kantone ftimmten in alter Weife nach Anftructionen. Die Geſetz— 
gebungen konnten wieder in bunter Mannigfaltigfeit auseinander gehen und 
fein gemeinfames Recht fich weiter ausbilden. Dringende eidgenöſſiſche Re: 
formen mußten wieder am Kantönligeift fcheitern. Unmöglich war es, 
zu einer ordentlichen Organijation des eidgenöffifhen Wehrweſens zu 
fommen. Der Vermittler mollte nicht, dak in diefer Beziehung Die 
Schmeiz erftarfe. Dagegen waren die Militärfapitulationen wieder ge: 
ftattet und dem Fremdendienſt Thür und Thor geöffnet. Für Preffrei- 
heit, Vereinsrecht und Religionsfreiheit fehlten die nöthigen Garantieen. 
Die Klöfter konnten wieder aufleben, wenn fie auch nicht förmlich ge: 
fichert waren. In den Kantonen beruhten die Repräfentativverfafjungen 
noch auf ziemlich engen Grundlagen. Die politifche Nechtsgleichheit war 
nicht mehr unbedingt durchgeführt, fondern den Hauptftädten, mo biefe 
früher den Kanton beherrſcht hatten, wieder ein gewiſſer Vorzug einge: 





*) Siehe Dr. Bluntſchli, Gefchichte des fchmeizerifchen Bundesrechts. 
2b. L, ©. 476. 
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räumt. Ein Cenſus beſchränkte die Wahlfähigkeit und noch mehr die 
Wählbarkeit. 

Die Frage über die Zehnten und Bodenzinſe, die während der 
Helvetik jo verhängnißvolle Phaſen durchzumachen hatte, ſchnitt auch 
jetzt wieder tief ein. Die Erſchwerung des Loskaufs nebſt andern Kla— 
gen rief gleich im Anfang eine Gährung im Kanton Zürich hervor, die 
zu einer bedenklichen Empörung wuchs, indeß durch die ſchnellen eidge— 
nöſſiſchen Maßregeln niedergeſchlagen wurde und mit blutigen Exekutionen 
endigte. 

Mit Ausnahme dieſes Aufruhrs, der die Ordnung in den erſten 
Monaten ſtörte, genoß die Eidgenoſſenſchaft unter der Mediation einen 
faſt zehnjährigen innern Frieden. Die Wunden, die durch die revo— 
lutionären Stürme und fremden Gewaltthätigkeiten geſchlagen worden, 
konnten allmälig heilen, die Kräfte des Landes ſich erholen, Handel und 
Gewerbe wieder aufathmen. Die fortwährenden Einquartierungen und 
Verpflegungen der franzöſiſchen Truppen hörten auf. Während Europa 
im Weltkampfe lag, war die Schweiz frei von der unmittelbaren Noth 
und Laſt des Krieges. Die Behörden ſahen ſich nicht mehr dem be: 
ſtändigen Wechjel ausgefeßt; das ganze Staatswejen fam wieder in einen 
geregelten Gang. Keine Parthei vermochte die andere zu unterdrüden; 
die Geifter der alten Zeit mußten fich in ihren kraſſeſten Gelüften ge: 
dulden; die der Neuzeit mußten mäßig an ſich halten. Auf das Drängen 
und Toben der Helvetik folgte eine mildere Zeit. Die Eidgenofjen 
mochten jich wieder zu brüderlidem Zuſammenwirken vereinigen. Der 
Gedankenaustauſch wurde erleichtert und der Wetteifer mannigfadh an- 
geregt. Induſtrie und Gewerbe gewannen durch freie Niederlaſſung und 
freien Verkehr. Der fteigende Wohljtand hob das Volfsgefühl; es wur: 
den lohnende Fortichritte im Schulmefen gemacht; Peſtalozzi's und Fellen— 
berg'3 een für eine edlere Menjchenerziehung konnten Blüthen treiben; 
gemeinnüßige Geſellſchaften ftifteten mwohlthätige Anjtalten und durch die 
Bemühungen Konrad Eſcher's von der Linth kam das erjte National: 
wert, der Linthkanal, zu Stande. 

Aber bei allen Segnungen des innern Friedens war der Zuſtand 
während der Mediation doch fein gejunder. Auf der Eidgenofjenichaft 
blieb ein ſchwerer Zwang laften. Nur mit Widerftreben waren die 
Partheien an einander gebunden. Die Maſſe der Bevölferung gerieth 
in politijche Apathie und lullte jih in trügerifche Sicherheit ein. Das 
nationale Selbjtbewußtjein war gelähmt; die Anerkennung der Schweiz 
ala unabhängiger Staat jtand blos auf Papier. Der’ Zeiger der_ ganzen 
jchweizeriihen Staatsuhr wies fortwährend nah Paris; fein Wink des 
Vermittlerd durfte unbeachtet bleiben; die Magijtrate mußten jich in 
höfiſcher Unterwürfigkeit üben. Die Neutralität ging nicht meiter als 
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dem mächtigen Gebieter gefiel. Außer einer Defenfivallianz mußte von 
vorneherein ein Blutvertrag eingegangen werden, der franzöfifchen Wer: 
bungen (bi8 zu 16,000 Mann) allen Vorſchub leiſtete. Schmeizerifche 
Krieger Fämpften wie ehemal® auf allen Schladhtfeldern für den Ruhm 
und die Vergrößerung Frankreichs. Dagegen wurde die Vertheidigung 
des eigenen Landes vernadläjjigt. Der Vermittler wollte feine ſtarke 
eidgenöflifche Armee. Das Gefühl der Schwäche follte die Schweiz in 
Abhängigkeit erhalten. Der bloße Verjuch, einen eidgenöffiichen General: 
jtab nebjt einer eidgenöfjishen Militärjchule und Kriegskaſſe zu bilden, 
wurde hintertrieben. Der ganze Gentralmilitärdienit foftete in Friedens: 
zeiten nur einige hundert Franken! 

Mit der wachjenden Herrſch- und Eroberungsſucht Napoleons wurde 
auch die VBormundihaft von Jahr zu Jahr drücender, die Forderungen 
härter, die Befehle gebieteriicher. An den unaufhörlichen Kriegen lid: 
teten fich die Reihen der ſchweizeriſchen Negimenter im Dienfte des Kai: 
jerd. Nur mit Mühe konnte das geforderte Blut geliefert werden. 
Die Werbungen wurden zu einer unerträglichen Laft. Handel und In: 
duftrie litten unter dem ſchweren Drud der franzöfifhen Verbote. Die 
jchweizerifche Grenze wurde immer enger eingefchnürt und ihre Antegri- 
tät verlegt. Wallis, das noch zum Schein als eigene Republik beftand, 
wurde dem Kaijerreich ganz einverleibt; Neuenburg zu einem franzoji: 
ihen Bajallenftaat gemadt; das Dappenthal ohne die verjprochene Ent- 
ſchädigung in Beſitz genommen; endlich jelbjt ein Theil von Teſſin mit 
franzöfifhen Truppen und Zollbeamten bejeßt. Zuletzt, wo in Europa 
ein Land nad dem andern in den unerfättlihen Schlund fiel und alle 
Völker unter dem Wagen des Eroberers in den Staub getreten wurden, 
mußte auch die Schweiz das Schiefal vor Augen haben, von dem Welt: 
reiche verfchlungen und in eine einfache Provinz verwandelt zu werden. 

Da fiel der Vermittler von feiner ſchwindelnden Höhe plößlich hin: 
unter. Nah der SKataftrophe in Rußland und der Völferfchlacht bei 
Leipzig wälzten ſich die verbündeten Heere gegen Frankreich. Die 
Schweiz war eine der Pforten, durch die fie ihren Weg zu nehmen ſuch— 
ten. Auf dem Papier ftand die Neutralität, die nur den Zwecken Na— 
poleons gedient hatte. In der trügeriichen Sicherheit unter dem fremden 
Schirm war die Schweiz ohnmächtig geblieben. In der entjcheidenden 
Krijis fehlte alle nationale Kraft. Die große Mehrheit des Volkes 
wollte den ſchweizeriſchen Boden unverjehrt erhalten und den fremden 
Heeren den Durchzug verwehren. Mit dem Sturze Napoleons hoffte 
man von dem franzöjifchen Drude erlöst zu werden, ohne fi einer 
andern Gewalt zu unterwerfen. Was die Mediation Gutes gebradt 
hatte, jollte nicht vernichtet werden und nur der eigene freie Wille wieder 
zur Geltung fommen. Aber es gebrad) an aller Aufopferung und Ent: 
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fchlofienheit, um die Neutralität gegen den Andrang der fremden Heere 
energifch zu vertheidigen. Unter der faulen Ruhe war der Boden ber 
Behörden wieder vielfadh von den alten ariftofratijchen Elementen unter: 
böhlt worden. Einer verhältnigmäkig Eleinen veactionären Faction, die 
mit den Alltirten in verrätheriſche Verbindungen trat (Waldshuter Ber: 
rath), konnte e8 gelingen, Alles zu lähmen und die - drohende Heeres: 
macht zum Umfturz der ganzen beftehenden Ordnung zu benugen. Wohl 
faßte die Tagſatzung den feierlichen Beſchluß, die Neutralität mit allen 
zu Gebote ftehenden Mitteln zu handhaben, die Freiheit und Unab: 
hängigfeit de3 Baterlandes zu bewahren, die bisherige Verfaſſung zu 
erhalten und das Geblet unverlett zu behaupten. Wohl zeigten fich 
die Großen Räthe bereit, zur Vertheidigung des Landes alle Mittel zu 
bewilligen. Aber den Beichlüffen konnte Fein wirklicher Nahdrud verliehen 
werden. Bei der Gewöhnung, fich unter fremdes Machtgebot zu fügen, 
und der Zweideutigfeit fo vieler Staatsmänner, war es den Umtrieben 
der alten Norrechtler möglih, alle erniten Anftrengungen zu vereiteln. 
Der Landammann der Schweiz, der in der Stunde der Gefahr eine 
ausgedehnte Gewalt in Händen hatte, gab diplomatiſchen Einflüfterungen 
und Drohungen Gehör, ohne ſich zu einer durchgreifenden Politik er: 
heben zu Fünnen. Bon einem begeifterten Aufruf an die Nation, von 
einem großen und allgemeinen Aufgebot war feine Rede. Bei der Ver: 
nadläfligung des Wehrweſens ftanden auch nur ſchwache Streitkräfte 
zur Verfügung. Die ganze Kriegsleitung hatte nur halben oder jchled): 
ten Willen. Der eidgenöfjifche General ſah die äußerfte Gegenwehr als 
verderblihd an. Die Truppenförper wurden an die Grenze gefchoben, 
um zu fapituliven, nicht um zu ftreiten. Alles unterlag den verräthe- 
riſchen Impulfen einer geheimen Verfchwörung oder den lähmenden Ein- 
flüffen einer fchwanfenden und furchtfamen Politik. So fam e8, daß 
die Grenze geöffnet wurde, ohne daß ein einziger Schuß zur Verthei— 
digung der fo feierlich verfündeten Neutralität abgefeuert wurde. Ber: 
gebens war der Grimm der Milizen, die willig zu den Fahnen eilten 
und die Ehre der Nation jehmählich geopfert jahen. Die Kolonnen der 
Aliirten konnten fi ungehindert über den fchmweizerifchen Boden mwälzen. 
(Dezember 1813.) 

Mittlerweile hatte die Diplomatie der verbündeten Mächte ein dop— 
peltes Spiel getrieben. Auf der einen Seite verjiherte man in Die 
innern MWigelegenheiten der Eidgenofjenjchaft ſich nicht einmifchen zu 
wollen, auf der andern Seite munterte man zum Umfturz der beitehenden 
Ordnungen auf. In letzterem Sinne war befonders das öfterreidhiiche 
Kabinet thätig. Ein Sendling desfelben (Senft-Pilſach) trat in Bern 
mit offenen Drohungen auf und verlangte die unbedingte Abdankung 
der Mediationsregierung. Sofort erhob die alte ariftofratifhe Parthei 
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ihr Haupt und umlagerte die Räthe mit reactionärem Gefchrei. Die 
Behörden, halb Fraftlos, halb von verrätherifchen Fäden umfponnen, 
fträubten fish einen Augenblid, aber ſobald die allüirten Truppen bie 
Grenzen überfchritten hatten und ein Vortrab in Bern angelangt war, 
gaben fie allen Widerftand auf und legten ihre Gemalt in die Hände 
der alten „Räth und Burger” von Bern. Das Bolt war dur die 
Nähe der fremden Bajonnette eingefhüchtert oder Tieß in dumpfer Ruhe 
die Reaction über fich ergehen. Damit war die Lofung zum Umfturz 
und zu neuer Verwirrung gegeben. Schnell folgten ähnliche Streiche 
in den andern patriziichen Kantonen. Die Ländler gingen wieder Hand 
in Hand mit den Ariftofraten. Ueberall loderte die Flamme des alten 
Parteizwiftes wieder hoch auf. Es folgten Stöße und Gegenftöße, Verſchwö— 
rungen und theilmweife Bürgerfrieg. An Graubünden fuchte eine YFac- 
tion ſogar den Kanton wieder ganz von der Eidgenoſſenſchaft loszu— 
reipen. Das bejtimmte Verlangen der alliirten Mächte, daß Sich die 
Schweiz von der Vermittlungsacte losfage und neu fonjtituire, ſchürte 
das Teuer. Nirgends Fonnte fich der bisherige Zuftand ganz halten; 
eine Mediationsregierung nach der andern mußte weichen und auch die 
Tagſatzung erklärte die Mediationsverfafjung als erlofchen. 

Uber bei der Frage über die Neugeftaltung der Schweiz gingen 
jet die Kantone in Hader und Zwietracht auseinander. Während die 
patriziichen Kantone in Verbindung mit den Demofratien wieder ganz 
in die DBergangenheit zurüdfteuern und von den Errungenfchaften der 
Revolution wenig oder gar nicht? übrig laſſen wollten; während ins— 
befondere Bern die Hand gierig nad der alten Herrichaft ausftredte 
und mit Ungeftüm Waadt und Nargau zurüdforbderte, hatte der Um— 
ſchwung anderswo einen weniger reactionären Charakter, fuchten fich die 
jungen Kantone für ihre bedrohte Eriftenz zu wehren und nahmen einige 
von den alten Städtefantonen, Züri) voran, eine vermittelnde Stellung 
ein. Hier fchaarte man ji um die Cidgenofjenfhaft der neunzehn Kan: 
tone, wie jie aus der Mediation hervorgegangen war; dort wollte man 
auf den alten A3örtigen Bund mit feinen Unterthanenverhältnifien zu: 
rüdgehen. Der Nik ging fo weit, daß fich zwei Tagfatungen gegen: 
überjtanden. In Luzern verfammelten ſich die acht alten Orte Schwyz, 
Uri, Unterwalden, Zug, Bern, Freiburg, Solothurn und Ruzern ; in 
Züri tagten die fünf alten Orte Zürih, Bafel, Glarus, Schaffhaufen 
und Appenzell, nebjt den jech3 neuen Kantonen Waadt, Aargau, Thur: 
gau, St. Gallen, Graubünden und Tefjin. Die Schweiz war wieder 
auf den Punkt gelangt, wo fremdes Machtgebot dazwifchentreten und 
über das Schickſal beftimmen mußte. ° 

Die Diplomatie der alliirten Mächte ging in ihren Abjichten auf 
die Neugeftaltung der Cidgenofjenichaft anfangs auseinander, indem 
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man von der einen Seite der ausfchweifenditen Reaction Vorfchub Leiftete, 
auf der andern Seite den feit der Revolution gefchaffenen Verhältniſſen 
größere Nechnung tragen wollte. Am Ende drang die ruffiiche Politik 
durch, die e8 damals in ihrem Intereſſe fand, ſich einen gewiſſen libe: 
ralen Schein zu geben. Die alliirten Mächte erflärten vereint und 
fategorijch, daß fie nur die Verfammlung fämmtlicher neunzehn Kantone 
als die rechtmäßige Vertretung dev Schweiz anerkennen würden. Diefem 
Entſcheid mußte fih die Gegentagjaßung in Luzern fügen. Am 6. April 
1814 mar die Tagjakung in Zürich wieder vollftändig von allen neunzehn 
iantonen beſchickt. Aber bei Berathung des neuen Bundesvertrags brad) 
»r Hader von Neuem aus. Die Gelüfte der äußerſten Reaction wol: 
ten jich nicht zur Nuhe begeben. Die Anſprüche von Bern auf Waadt 
und Aargau hörten nicht auf, Auch andersiwo konnte man die ehemalige 
Herrichaft über abgelöste Landestheile nicht vergefien. Mehr als ein: 
mal drohte Bürgerkrieg, Waadt und Nargau mußten wiederholt gegen 
Ueberfall von Bern rüften. Die demotratifchen Kantone widerſetzten 
ih auch der kleinſten Beſchränkung der Kantonalfouveränität. Ver: 
gebens erhob Zürich feine mäßigende Stimme. in Entwurf, der nad) 
vier Monaten ju Ende berathen war, fonnte bei feiner Mehrheit von 
Ständen Annahme finden. Immer von Neuem mußten die Vertreter 
von Preußen, Tefterreih und Rußland fi in’s Mittel legen und auf 
Beſchleunigung der Conftituirung dringen. Aber auch) als der Bundesent: 
wurf endlich in feinen organischen Beitimmungen von den meisten Kantonen 
angenommen war, bildeten die territorialen Streitigkeiten noch einen 
feindlichen Gegenſatz und mwaffneten junge und alte Kantone gegen ein: 
ander. Den Eidgenoſſen war es nicht möglich, unter fich ſelber zur 
Verftändigung zu fommen. Bevollmädtigte mußten an den Wiener 
Congreß berufen werden, um bier den Zank fchlichten zu lafien. Doc 
ein Monat nach dem andern verging, ohne daß die Sache zum Aus: 
trag fommen konnte. Den fchweizerifhen Bevollmächtigten arbeiteten 
Schweizerifche Sonderdiplomaten entgegen. 

Der Congreß felbft war über die großen Fragen bei der Neuge— 
ftaltung von Europa nicht einig und fing an, fi in feindliche Lager 
zu jpalten. Da ſchlug die plößliche Nachricht von der Landung Napo— 
leons in Frankreich wie ein Donnermwetter in die hohe Perfammlung. 
Die neue gemeinfame Gefahr brachte den Hader zum Schweigen. Auch 
die ſchweizeriſche Angelegenheit wurde jebt erledigt. Der Congreß ſchlug 
einen Vergleich vor, den die Tagfatung annahm. Darnach wurde der unver: 
legte Bejtand der bisherigen 19 Kantone anerfannt; Genf, Neuenburg 
und Wallis ala drei neue Kantone der Schweiz einverleibt; Bern durch 
den größern Theil des ehemaligen Bistums Bafel nebit der Stadt 
Biel vergrößert; der andere Theil des Bisthums dem Kanton Bafel 
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zugetheilt; ſonſtige Anſprüche von Kantonen mit Geldentſchädigungen 
abgefunden. Zugleich erhielt die Schweiz immerwährende Neutralität zuge— 
ſichert. Zum Dank dafür warf die Eidgenoſſenſchaft in dem neuen Kriege 
gegen Napoleon ihre Neutralität einftweilen noch wieder über Bord. 
Nicht nur geftattete fie einer öfterreihiichen Armee den Durchzug, fon: 
dern unternahm jelbft einen Fleinen Feldzug in Frankreich hinein, der 
indeß feine Lorbeeren bradte. Der neue Friede bejtätigte dann bie 
Beitimmungen der Wiener Congrefacte mit einzelnen Zuſätzen. Unter: 
de wurde auch der neue Bundesvertrag zu Züri von jämmtlichen 
Gefandten der Kantone befhmworen. Nur Nidwalden blieb zurüd, das 
ih noch einmal empörte und durch eidgenöflifche Truppen zum Gehor: 
ſam gebracht werden mußte. Sechzehn Monate hatte die „lange Tag- 
ſatzung“ gearbeitet, als endlich die fchwere Geburt zu Stande fam. 
(Auguft 1815.) 


IV. 
Die Reftauration. 


So madte dad Werk der Mediation einer neuen, reftaurirten Ord— 
nung Platz. Der Sturz des großen Vermittler mußte nothwendig den 
Fall feiner Schöpfung nah fich ziehen. Die Vormundſchaft des 
unerjättlihen Kaifer® war für die Schweiz in den lebten Nahren 
immer unerträgliher geworden. Die Grlöfung von derjelben mar 
als ein Gewinn anzufehen. Aber bei ihrer innern Zwietracht konnte 
die Eidgenofienihaft den großen Wechſel nicht benußen, 'um eine wirk— 
liche Selbititändigkeit zu erringen, die Wohlthaten der Mediation zu 
erhalten und die Mängel mit eigener Kraft zu verbeffern. Die ver: 
rätheriſchen Umtriebe der alten Vorrechtler, die Zweideutigkeit oder 
Kraftlofigkeit der Behörden und der Mangel eines entſchloſſenen Volks— 
willens in Folge der politifhen Apathie bewirkten die ſchmähliche Preis- 
gebung der Grenzen. Der Drud fo gewaltiger Heeresmaflen und bie 
Drohungen der alliirten Diplomatie, Hand in Hand mit der innern 
Verſchwörung, führten zu der Reaction, die zulegt von Außen gezügelt 
merden mußte. 

Bei der Neugeftaltung lag es den alliirtten Mächten daran, bie 
Schweiz in ihren Grenzen zu verftärfen, um einen wirffamern Damm 
gegen das gefürchtete Frankreich zu bilden. Was daher von diefer Seite 
aus dem frühern Berband mit der Eidgenofjenfchaft abgerilien wurde, 
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kam größtentheils an die Schweiz zurüd. Eine Zeit lang ſchien ſich 
noch Ausficht für eine größere Gebietserweiterung zu bieten. Aber der 
eigene Hader der Schweiz, Fantonale Rivalitäten, konfeſſionelle Vorur— 
theile und lokaler Eigennug machten eine energifche gemeinfame Politik 
unmöglih. Vergebens drangen einzelne weiter jehende Staatsmänner 
auf eine confequente Wahrung der territorialen und militärijchen In— 
tereſſen. Die günftigen Umftände fonnten nicht ergriffen werden. Bald 
änderte fih die Congrekpolitif zu Gunſten öfterreichifher Länderfucht 
und franzöfifcher Intriguen. Sp blieb Beltlin abgeriſſen; wurde der 
Anfhlup von Konftanz nicht bewirkt; kam die Schweiz nicht in den 
wirflihen Befit des Dappenthals; wurde die Landſchaft Ger nicht ge: 
monnen und auch das Verlangen von Chablais und Yaucigny nad) 
Vereinigung mit der Schweiz nicht erfüllt. Nur einige ſavoyiſche Ge: 
meinden, fomwie ein fleines Stück von der Landichaft Ger wurden nod) 
mit dem Kanton Genf verbunden und der größere Theil Savoyens in 
den Kreis der fchmeizerifchen Neutralität aufgenommen, aber Letzteres 
in unfihern Beftimmungen und in einem Umfang, der über das mili- 
tärifche Intereſſe der Schweiz hinausging. 

Immerhin wurde die Schweiz in territorialer Beziehung wieder 
bedeutend günftiger geitaltet, alS fie unter der Helvetif und der Me: 
diation gewefen war. Auch’ die allfeitige Gemwährleiftung der Neutrali- 
tät und die ausdrüdliche Anerkennung, „daß die Unabhängigkeit der 
Schweiz von jedem fremden Einfluß dem wahren Intereſſe Europa’s 
entfpreche,“ befreiten wenigftens von ausſchließlicher und unmittelbarer 
Vormundichaft und boten einen Haltpunft für fünftige größere Selbit: 
ftändigfeit dar. 

Aber betrübt war der Rüdfchritt, den die Eidgenofjenichaft in ihren 
innern Berfafjungszuftänden machte. Ale Grundlagen eines Bundes: 
ftaats, die fih unter der Mediation noch vorgefunden hatten, waren 
geopfert und die Fidgenofjenfchaft wieder in einen veinen Staatenbund 
umgewandelt, mit 22 Fleinen Souveränitäten, die auf ihre Selbſtherrlich— 
feit pochten. Die alten Unterthanenverhältnijje blieben zwar aufgehoben, 
aber die beitimmte Abſchaffung aller Vorrechte des Ortes, der Geburt 
und der einzelnen Familien, wie die Mediationsverfafiung fie ausge: 
fprochen hatte, wurde darauf beſchränkt, daß der Genuß der politifchen 
Rechte nie das ausfchliepliche Privilegium einer Klaffe der Staatsbürger 
fein dürfe. Damit erhielten die Kantone wieder freie Hand, den vor: 
mals fouveränen Städten und den alten Landichaften eine weit bevor: 
zugte Stellung oder die factifche Herrfchaft zu fihern. Das Recht der 
freien Niederlafjung wurde befeitigt, von Ausübung politifcher Rechte 
der Schweizerbürger in andern Kantonen war feine Rede mehr. 
Freier Kauf und ungehinderte Aus- und Durchfuhr waren zwar jchein: 
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bar gewährleiſtet; aber in Wirklichkeit führte der vorherrſchende Sonder: 
geift wieder zu allerhand» Beichränkungen und Abiperrungen. Die An: 
regung der Mediationsverfafjung auf Befeitigung aller innern Zölle 
ging verloren. Das Münzweſen wurde der eidgenöfjiichen Verfügung 
ganz entzogen. Die Flare Beitimmung der Mediationsverfafiung, daß 
Allianzen eines Kantons mit dem andern oder einer fremden Macht 
unterfagt feien, wurde zwar im Verhältniß zum Ausland erneuert, aber 
im Verhältnig der Kantone zu einander jo unbejtimmt gejtellt, daß 
daraus fpäter der blutige Streit über dem Sonderbund entjtehen konnte. 
Der ganze Bund ftellte fi den engen Zweck der Behauptung der Un: 
abhängigkeit nach Außen und der Aufrechthältung der Nuhe und Ordnung 
im Innern. Aber auch in diefer Beziehung waren die Befugnifje der 
Bundesgewalt geſchwächt und jo viel wie möglich decentralijirt. Das 
Meine Uebergewicht, das die Medtationsverfajjung den größeren Kantonen 
in der Vertretung an der Tagfabung zugeftand, war wieder aufgehoben 
und jeder Kanton in jeiner Selbjtherrlichfeit dem andern gleichgeitellt. 
Der Vorſchlag, einen einzigen Vorort zu bejtimmen, jcheiterte an be: 
harrlichem Widerftand. Die Wanderung der eidgenöflischen Bundes: 
leitung wurde beibehalten und nur auf drei Orte (Zürich, Bern und 
Luzern) beihränft. Der Fremdendienft erhielt noch mweitern Spielraum, 
indem der Abſchluß von Kapitulationen jebt jedem Kanton freiftand. 
Die Klöfter erfreuten fich einer beitimmteren Garantie. Einen mefent: 
lichen Fortſchritt brachte die Bundesacte nur in Hebung des eidge: 
nöfliihen Kriegsweſens. 

Bei der Umgeftaltung der Kantonalverfafjungen wurde das Nolf 
jelbjt nicht im Mindeften befragt. Die PVerfaflungen wurden von den 
Räthen, wie der Umfturz jie emporgebracdht hatte, einfach oetroyirt. Das 
Repräſentativſyſtem Tank zum bloßen Schein herab. Pon einer ver- 
hältnigmäßigen Vertretung des Volks war nicht mehr die Nede. In 
allen Städtefantonen fiel das entjcheidende Uebergewicht wieder der Bür— 
gerichaft der vormals jouveränen Städte zu. Konnten aud) die Land— 
haften nicht ausgefchlofien werden, fo war ihre Theilnahme an der 
Gejeggebung doch gänzlich untergeordnet. In den patrizifchen Kantonen, 
wo die Reaction am weiteften getrieben war, kam die Gewalt factiich wieder 
in die Hände der alten Gefchlechter. Auch in den neuen Kantonen 
folgte man dem ariftofratifchen Impuls und machte die Näthe durch 
lange Amtsdauer, complizirten Wahlmodus, Selbjtergänzung und an: 
dere fünftlihe Mittel möglihit Ttabil. Wo das Landsgemeindeſyſtem 
don durch die Mediation wieder hergeftellt war, fchüttelte die veine 
Demokratie auch die Meinen Beſchränkungen ab, die noch dem fort: 
Hritt zu Gute kamen. Der wohlthätige Grundfab der Gewalten— 
trennung wurde faft überall vernichtet. Wo früher der Zunftzwang 
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herrſchte, kehrte er in aller Strenge zurück. An Garantieen für das 
Vereinsrecht, für Freiheit der Preſſe und Religionsbekennung war nicht 
zu denken. 

Das ganze Staatsweſen ſchaute mit dem Geſicht rückwärts in die 
Vergangenheit vor der Revolution. Wie ſich in den meiſten Ländern 
Europa's die alte Legitimität aufrichtete und das göttliche Recht 
zur Quelle aller Gewalt gemacht wurde, ſo reſtaurirte ſich auch 
in der Schweiz ein Regiment von gnädigen Herren und Oberen, die 
ihre Autorität möglichſt hoch zu ſtellen ſuchten. Der herrſchende Grund— 
ſatz war, daß nur gewiſſe Klaſſen zum Regieren berufen ſeien, das 
Volk im Allgemeinen nur zu gehorchen und nicht weiter zu fragen 
habe. Zwiſchen Stadt und Land erhob ſich wieder ein ſchroffer Gegen— 
ſatz. Auch wo das Regiment ſich als ein „väterliches“ darſtellte, trug 
es den Charakter einer engen Bevormundung. Nach allen Richtungen 
lebte der ariſtokratiſche Geiſt wieder auf, der Stände und Korporationen 
von einander ſonderte und das Einzelintereſſe über das Geſammtintereſſe 
erhob. Das Volk mußte ſich an tiefen Reſpekt und unterthänigen Sinn 
gewöhnen. Auf dem Lande nahmen die Beamten den alten landvögt— 
lihen Gharafter an. „An den Nriftofratien machte, mit Ausnahme 
weniger Kantone, wo auch die Wiſſenſchaften allmälig Einfluß gewannen, 
die vornehme Jugend in der Negel in dem Fremdendienſt ihre vorbe- 
reitenden Studien für die Staatsämter. Nach ihrer Rückkehr von diefer 
Hochſchule beftand ihre ganze Negierungsfunft in der Anwendung der 
hergebrachten Marimen der privilegirten Kaſte. Der Schlendrian ſaß 
im Rathe, der Schlendrian ſaß in den Gerichten; der Triumph dieſer 
Studienlaufbahn war eine armfelige engherzige Diplomatie, eine hohle 
Nuß am dürren Baume einer geiftlofen Routine.”*) Die Regierungen 
empfahlen ſich am meiſten durch ihre Wohlfeilheit. Die großen Staats: 
ämter wurden jcheinbar uneigennübig blo8 der Ehre halber geführt. 
Aber in diefer Wohlfeilheit lag die größte Ausfchlieglichkeit, da fie die 
Stellen in den Händen der Reichen und Vornehmen monopolifirte. In— 
direct hingen an der Macht jo mande Mittel zur Begünftigung und 
Bereicherung der Familien. Wo eine enge Patrizierfafte herrichte, er: 
ihien der Staat wie eine Privatdomäne der regierenden Gejchlechter, 
die alle fetten Pfründen unter fich vertheilten. In den Finanzen be- 
fleißigte man jich in der Regel der Sparfamfeit. Dan fcheute ji, eine 
unmittelbare Wermögensabgabe aufzulegen. Die Oekonomie gipfelte in 
dem Beftreben, den Staatöfhat zu äufnen. Aber dem ganzen Staat 
wurde eine niedrige Aufgabe geftellt. Seine Leiftungen für das öffent: 
tiche Wohl beichränften fih auf ein im Perhältnig geringes Maß. 


*) Aus einer Rede von Kafimir Pfyffer in der helvetiichen Geſellſchaft. 
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Auf dem Volke laſteten oft eine Menge indirecter Steuern, die ſich un— 
billig vertheilten und die landwirthſchaftliche oder gewerbliche Entwick— 
lung lähmten. Den Bürgern fehlte alle nähere Einſicht in den Staats— 
haushalt. Sie konnten weder Kontrole üben, noch einen Sporn geben. 
Die ganze Verwaltung hüllte ſich wieder in ſtrenges Dunkel. Man 
mußte es für ein großes Glück halten, wenn irgend eine Staats- 
oder Hofzeitung mitunter etwas von dem mittheilte, was in den Raths— 
ftuben vorging. Von allen möglichen Vorfällen im fernen Ausland 
mußten die Zeitungen zu erzählen; hingegen die Nachrichten aus dem 
lieben Schweizerland, die Berichte über den Staatshaushalt der Kan: 
tone, über Tagſatzungs- und Grofrathsverhandlungen waren meiftens 
in jehr färglichen Portionen zugemefien. Ueber Mängel der Verfaffung 
und Gefeßgebung, über Willführ und Gemaltthätigfeit der Beamten, 
über Fehler der Staatsverwaltung und dergleihen durfte nichts ge: 
Ihrieben werden und wer fo etwas fchrieb, der griff in ein gefährliches 
Wespenneft. Die meiften Ariftofratien hatten das Bewußtſein, daß fie 
in einer Zeit des Schredens fih nur dur ſchnöde Lift und Gemalt 
emporgejhmwungen hatten. Um fo mißtrauifcher waren jie und um fo 
weniger geneigt, den freieren Negungen einen Spielraum zu lafien. 
Selbſt das Petitioniren war häufig verboten. Nur folche Lehranitalten, 
deren Segen meift den Söhnen der reicheren und vornehmeren Familien 
zufloß, erfreuten fich einer größeren Pflege. Das Primarfchulmefen - 
wurde dagegen in fümmerlihem Zuſtande gelaſſen. Hier wußte man 
nicht, ob die Gelder des Staates auch gut angewendet feien. Ne blin- 
der und unmiljender das Volk ift, deito leichter, meinte man, fei es zu 
beherrſchen. „Einem Bauer fteht wohl an, wenn er den Acer pflüget, 
jein Vieh bejchidt, feinen Zins und Zehenden bezahlt, daneben alles 
Nachdenken und Grübeln über Staatsfahen bei Seite läßt. Was 
braucht der gemeine Mann mehr, al3 daß er ein Bischen lejen, jchreiben 
und rechnen könne, um feinen Katechismus zu lernen, feine Obligationen 
zu unterzeichnen und jich vor den Prellereien der Juden zu hüten. Sit 
in einer Gemeinde nur ein gejchidter Mann, fo iſt's genug. Was 
braucht das dumme Volk feine Nafe in Alles zu fteden!" So lauteten 
die MWeisheitsfprüche jo mancher Regenten der Reftaurationgzeit.*) 
Kein Wunder, wenn mit der politiichen Reaction auch eine Firchliche 
Reaction Hand in Hand ging. Wie die bürgerlihe Autorität wieder 
auf blinden Gehorfam geftellt wurde, fo fuchte der Klerus den alten 
Glauben mit allen Mitteln der Hierarchie zu fügen. Die römifche 
Propaganda entmwicelte eine immer eifrigere Thätigkeit in Bekämpfung 
der Grundfäge der Aufklärung und Duldung, denen die Mediation noch 


*) Siehe: Die fieben Todfünden der Ariftotraten. (Weinfelden 1832.) 
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Vorſchub geleiſtet hatte. Der Staat gab der Kirche gegenüber ein Recht 
nach dem andern Preis. Die biſchöflichen Verhältniſſe erlitten eine Um— 
wandlung zu Gunſten der ultramontanen Tendenzen. Wie ſchon früher 
in Wallis konnte jetzt auch in Freiburg der Jeſuitenorden einziehen. 
Freiſinnige Lehrer und Theologen wurden verdrängt und verfolgt, die 
Scheidewand zwiſchen den Confeſſionen wieder geſchärft. Aehnliche 
dunkle Erſcheinungen zeigten ſich auch auf dem Boden der reformirten 
Kirche. 

Die ganze Eidgenoſſenſchaft konnte unter der auf die Spitze ge: 
triebenen Kantonalhoheit unmöglich vorwärts fommen. Mit Ausnahme 
des Kriegsweſens, das durch die Verdoppelung des eidgenöflischen Heeres, 
die Errichtung einer Gentralmilitärfchule und die Füllung einer eidge- 
nöffifchen Kriegsfafie gewann, war an feine eidgenöfjischen Verbeflerungen 
zu denken. Alle Verfuche, dem immer mehr um fich greifenden Uebel 
der Heimatlofen zu fteuern, auf dem Boden der Handelspolitif die 
ſchweizeriſchen Anterefien zu wahren, im Münzmwefen der grenzenlofen 
Verwirrung abzuhelfen oder die innern Zölle zu befchränfen, fcheiterten 
an dem aufgeblähten Souveränitätsgefühl der Kantone und dem Eigen: 
nut der Sonderinterefjen. Der Bund hatte wenig andere Bedeutung, 
al3 die Regierungen in ihrer Autorität gegen Aufruhr ficher zu ftellen. 
Die Tagſatzung drüdte mit allem ihrem Pomp und ariftofratijchen 
. Firlefanz das Nationalgefügl nur zum zwergartigen Kantons, Dertli: 
und Familiengeiſt herab und machte ji mit ihrer gefchäftslofen Ge: 
Ihäftigfeit, ihren unvereinbaren Inſtruktionen und ftarrjinnigen Rechtö- 
verwahrungen nur zu oft lächerlich oder verhaßt. 

Nach Außen wurde die Schweiz, troß ihrer fogenannten Neutralität und 
Unabhängigkeit, in den Kreis der heil. Allianz gezogen, die wohl die ſchönſten 
chriſtlichen Grundſätze an der Stirne trug, aber in Wirklichkeit — gleich dem 
Stanzer Verkommniß — daraufhinaus lief, die Völker mit Bainnoetten in 
unbedingtem Gehorfam zu erhalten und allen Freiheitsgeift zu unterdrüden. 
An diefem Sinne wurde auch die Solidarität der Schweiz in Anſpruch 
genommen und ihr Verpflichtungen auferlegt. Drmüthigend waren die 
unaufbörlichen Lectionen, welche die Tagfatung wie einzelne Regierungen 
von der fremden Diplomatie wegen Mißbrauch dir Preſſe und Be: 
ſchützung politifcher Flüchtlinge erhielt. Die Häupter der Nation äußer— 
ten biebei in der Regel eine ſolche Blödigkeit und Find ’sche Furcht, daß 
das Ausland mit Necht ihnen Alles bieten durfte, was e fich gefallen 
liegen. Die Tagſatzung fonnte zwar mit ihren bejchränften Befugnijjen 
in Bezug auf Fremdenpolizei und Bewahung der Druckerpreſſe Feine 
direkten Verfügungen treffen; aber willfährig erließ fie eine dringende 
Einladung an alle Kantone, entwichenen fremden Ruheſtörern feinen 
Aufenthalt zu gejtatten, überhaupt feine Fremden zu dulden, die nicht 
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vollgültige Legitimationsſchriften beſitzen, und die Zeitungen in ihren 
Aeußerungen gegenüber dem Auslande gehörig zu zügeln (die berüchtigten 
Tagfakungsconclufa von 1823). Die meijten Kantone famen diejem 
Verlangen ohne Weiteres nad, verſchloſſen jih den Flüchtlingen und er: 
fteßen Cenfurverordnungen, ja benußten zum Theil die Gelegenheit, 
um die Prefie auch in den eigenen innern Angelegenheiten weiter zu 
beſchränken. Nur einzelne Stände, wie Bafel, behaupteten das Afyl: 
recht mit rühmlihem Muth und gewährten, unbefümmert um die fremden 
Drohungen, verfolgten Flüchtlingen eine Freiftätte, mo gegen dieſe fein 
Beweis jträflicher Umtriebe geleijtet wurde. Auch das Kapitulations: 
weſen fam wieder in den volliten Schwung. Es waren feine abge: 
zwungenen DBlutverträge, wie unter der Helvetik und Mediation. Die 
regierenden Familien fanden in dem Fremdendienſt ihren Vortheil und 
begünftigten den Menjchenhandel aus freiem Trieb. Die blutige Lehre, 
die der Schweiz ſchon einmal in Paris zu Theil geworden war, ging 
verloren. Das Königthum erhielt in Franfreih wie in Neapel und 
anderswo feine fchweizerifchen Leibgarden. 

Das Syſtem der Reftauration prägte ſich natürlich nicht durch 
die ganze Schweiz mit gleicher Schärfe aus. In den neuen Kantonen, 
wo feine alte Ariftofratie beftand, und in den Städtefantonen, wo die 
Reaction fi gemäßigt hatte, blieb auch mehr von dem liberaleren Geiſt 
der Mediation zurüd. Hier konnte ſich der Gemeinfinn leichter entwideln 
und traten auch häufiger Beftrebungen für eine fortfchreitende Geſetz— 
gebung hervor. Aber überall wurde die Thätigkeit durch die ftabilen 
Formen gelähmt. Jede etwas durchgreifende Reform hatte mit kaum 
zu überwältigenden Hindernifien zu fämpfen. Immer herrjchte eine 
Öngftliche Vorſicht, die fi vor Neuerungen ſcheute und das Volf vor 
allen Dingen in tiefer Ruhe erhalten wollte. Alles, was während eines 
fünfzehnjährigen Friedens geleiftet wurde, ftand in feinem Verhältniß zu 
den Kräften des Landes und den Bedürfnijjen der Zeit. Erſt eine 
Wiedergeburt, die von den ariftofratifchen Feſſeln löste und das Volt 
in feine Rechte einfeste, konnte zu einer gefunderen und lebendigeren 
Entwidlung führen. 


Die Regeneration. 


Erfter Abfchnitt. 


Von dem Amſchwung nad) der Fufirevofution bis zur 
Auflöfung des Sarnerbundes (1830 — 1833). 


Die erftien Bewegungen. 


Die Reftauration in der Schweiz ging nicht aus einer leidenfchaft: 
lichen Aufregung gegen die unter der Mediation herrſchende Ordnung 
hervor. Die große Mehrheit des Schweizervolkes war mit den Verfaj- 
fungazuftänden nicht unzufrieden und hing an den Errungenſchaften, die 
von der Helvetif herübergebracht und durch die Vermittlung bewahrt wor: 
den waren. Nurin der drüdenden Vormundjchaft des eroberungsfüchtigen 
Gebieterö lag zulett eine unerträgliche Laft, die man gerne von fich ab- 
wälzte. Der völlige Umfturz der Dinge zu Gunften des alten arifto: 
fratifchen Princips war der verhängnigvollen Heberrumpelung zuzufchreis 
ben, die ji unter der Einfchüchterung der fremden Bajonnette, den Um: 
trieben einer wühleriſchen Faction und der augenblidlihen Lähmung 
der Behörden wie des öffentlichen Geiftes ohne energifchen Widerftand voll- 
ziehen Eonnte. Der von der Waldshuter Berbindung gefpielte Verrath, die 
ihmähliche Preisgebung der Grenze und die plößliche Gemwaltergreifung 
von Seite der alten Vorrechtler ließen einen tiefen Unwillen zurüd. 
Bon vorneherein arbeitete der Groll aller Klaſſen und Landestheile, 
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die in ihren Rechten verfümmert waren. Schon frühe regte fich daher 
ein Geift der Oppofition gegen das aufgedrängte Syſtem. Obgleich die 
Ordnung äußerlich nicht geitört wurde und die Regierungen fich jchein- 
bar befeitigten, wuch3 doch das Unbehagen über die arijtofratifchen und ftabi- 
len Zujtände von Jahr zu Jahr. Die Erinnerungen der Helvetif und Media- 
tion waren nicht verloren gegangen. Auch unter den engen Formen drang 
ein neuer Geift hervor, der jich in mannigfachen Zeichen fund gab. Wo 
die Eidgenofjen in Culturvereinen und gemeinnüßigen Gefellihaften, 
auf Schügenfeften wie in Volfsgefangvereinen ſich zufammenfanden, er: 
hielten auch die Liberalen Regungen einen unvermerkten Sporn. Der 
Wideritand, den die ariftofratifchen Obrigkeiten allen Neuerungen ent: 
gegenfegten, die Weife, wie auch die Fleinite Bewegung als Ruhe: 
ftörung behandelt wurde, fachten nur die glimmenden Funken an. All: 
mählich gewann die öffentliche Meinung an Boden; die Prejje jprang 
an einigen Drten keck über die Schranken hinweg; jelbit Genforen muß: 
ten liberaler werben und freimüthige Schriften gewähren lafjen. Zſchok— 
ke's „Schweizerbote“ verbreitete manchen hellen Lichtfunken zur Beleh: 
rung und Aufklärung des Volkes. Befonder aber war die feit 1828 
in Trogen erfcheinende, von dem Arzte Meier redigirte „Uppenzeller- 
Zeitung“, der Sprechſaal, zu welchem aus jedem Kanton Männer ihre 
Zufluht nahmen, welche Blößen in ihren Kreifen aufzudeden hatten; 
„ein Blatt in manchem übertrieben und oft ein Schild für unreines Trei- 
ben, im Ganzen aber, als aus ficherer Burg der Vorrechtsparthei und 
dem bisherigen Tagſatzungsunweſen zu Leibe gehend, ein Schreden für 
Furchtfame oder Schuldbewußte. Bon einer Grenze der Schweiz zur 
andern las e8 Jeder mit Begierde, und e8 trug am meilten bei, das Ge: 
fühl der Nationalverwandtichaft in den Schweizern zu wecken, dadurch, daß es 
infrifchen Gemälden dieinterefjantejten Parthien gemeinfamer Noth aus allen 
Gegenden täglich vor die Augen hielt. Das Gefühl, daß dem Schweizer 
nicht3 fremd fein dürfe, was irgend einen Kanton, ja was die gefammte 
Zeit angeht, wurde immer mehr der Herzichlag jedes Beilern.“ *) Die 
helvetifhe Geſellſchaft, von jedie Trägerin vaterländifcher Ideen, 
wandelte jich mehr und mehr aus einem patriotiihen Freundeskreiſe in 
einen politifchnationalen Verein um, der praktiſch einzugreifen fuchte. 
In ihrer Verfammlung zu Olten im Mai 1830 ſprach ein Vortrag über 
die Lage des PVaterlandes (von Oberrichter Schinz) die abjolute Noth: 
mendigfeit einer allgemeinen Umänderung aus und jtellte die beſtimmte 
Forderung: „alle Regierungen der Schweiz müſſen es erfennen, daß 


*) Die ſchweizeriſche Revolution 17%8—1834, von Dr. Anton Henne, 
Seite 102. 
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fie blos aus dem Wolfe, durch das Volk und für das Volf find.“ *) Der 
(Ihon 1819 geftiftete) Zofingerverein verfolgte die Aufgabe, Stu: 
dierende aller Kantone auf dem Boden mwiljenichaftlichen Strebend und 
warmer DVaterlandsliebe zu vereinen. Bon der größten Bedeutung für 
die Kräftigung des nationalen Lebens wurde die Veranftaltung regelmä- 
Big wiederfehrender eidgenöffifher Freiſchießen, die Schüten aus 
allen Gauen feftlid) vereinigten (das erfte in Aarau 1824). 

An mehreren Großen Räthen regte fich eine lebhaftere Oppofition, 
von einer jungen Schule wifjenfchaftlich gebildeter Männer geleitet. Man 
ging den Mißbräuchen ernftliher zu Leibe und drang namentlich auf 
Deffentlichfeit und Preßfreiheit. In einigen Kantonen bradte man es 
auch dahin, dak organijche Veränderungen vorgenommen werden mußten. 
An Schaffhaufen reinigte man die Verfafjung etwas von altem Moder; 
in Zürich erweiterte man das Grokrathsreglement und fchaffte fogar die 
Cenſur ab; in Luzern verlor der KI.Rath das Necht der Selbitergänzung 
und wurde die Juſtiz von der Verwaltung getrennt; in Waadt Fam die 
Regierung einem Sturm nur dadurch zuvor, daf fie ſelbſt einige Ver: 
fafjungsreformen anbahnte, die freilich den Verlangen nur unvollftändig 
entjprachen. 

Der durchgreifendite Schritt, der bereit das ganze Staatöprincip der 
Reftauration angriff, geihah in Teſſin. Nirgends lafteten die Sünden 
der alten Unterthanenherrihaft jo ſchwer als auf diefem Kanton, der 
erit durch die Vermittlungsafte aus den ehemaligen acht Vogteien zu ei: 
nem Ganzen vereiniat mard. Die Reftauration warf denfelben in einen 
anarchiichen Zuftand, dem eidgenöſſiſche Bajonnette ein Ende machen muß— 
ten. Unter der neuen Ordnung bildete jich, wie zu den Zeiten der Vogt: 
haft, eine gänzlich verborbene Verwaltung. Die ärgfte Beftechlichkeit, 
Ihamlofer Nepotismus und ungehinderte Verfchleuderung des Staatsver: 
mögens waren an der Tagesordnung. Gegen diefe faule Wirthichaft, 
die mit der Allgewalt des Landammanns Quadri ihren Höhepunkt er: 
reichte, machte "fi endlich der Abſcheu aller Redlichen Luft. Unter 
Führung von Franscini (der durch eine Schrift über dic Verbejjerung 
der Verfafjung den hauptfächlichiten Anſtoß gab), Yuvini und andern 
Patrioten gelang es, eine totale Verfaſſungsreviſion durchzufeßen, die 
unmittelbare Bollswahlen und integrale Erneuerung der Behörden bradhte. 
Zum erften Male hatte hier das Volf wieder über die Verfaffung ab— 
zuftimmen, die am 30. Juni 1830 angenommen wurde. Damit wurde 
dem Syſtem der Korruption die Spite abgebrochen; alle Schäden der 
tief eingewurzelten Demoralifation fonnten nicht fo bald geheilt werden. 
So groß der Wechfel war,ging er ohne alle Störung der Ordnung vor ſich. 


*) ©. die helvetiiche Gefellihaft von Karl Morell (Winterthur, Verlag von 
Guſtav Lücke, 1868) 
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Die liberalen Beftrebungen richteten ſich nicht blos auf Menderun- 
gen in den fantonalen Zuftänden, auch der Ruf nad größerer Bundes: 
einheit wurde laut und ſchlug an das Ohr der Tagſatzung, die freilich 
in folchen Begehrlichfeiten nur wühleriſche Umtriebe fah. Mächtig war 
der Eindrud der Schügenverfammlung, die im Anfang Juli 1830 un: 
ter den Augen der Tagherren in Bern das eidgenöffifche Freiſchießen fei- 
erte. In allen Reden und Toaſten äußerte fich ein patriotifcher und natio- 
naler Geift, der deutlich genug von der erregten Stimmung des Schwei: 
zervolkes zeugte. 

So waren die Gemüther fchon vielfach entzündet und das Syſtem 
der Reſtauration theilmweife gebrochen. Es bedurfte nur eines lebendigeren 
Impulſes, um den Reformdrang mächtiger hervorzurufen. Da trat die 
neue Revolution in Sranfreih ein. Die alte legitime Monarchie, die 
mit ihren Drdonnanzen der franzöjiichen Nation übermüthig den Fehde: 
handſchuh Hingeworfen hatte, lag plöglid am Boden. Die Yulifonne 
warf ihre brennenden Strahlen nad allen Seiten hin. Die Hoffnungen 
der Völker wurden neu belebt. Auch in der Schweiz begrüßte der Pa: 
triotismus das Ereignig mit Nubel. Wie ein Wetterfchlag fuhr dagegen 
die Kunde in die in Bern verfammelte Tagſatzung, der für ihr arifto- 
kratiſches Gebäude anfing zu bangen. 

Ba der Ummälzung in Frankreich rächte ſich der Fremdendienſt 
von Neuem. In den drei heiken Tagen verbluteten die Schweizertrup: 
pen, die den Thron der alten Bourbonen mit ihren Leibern dedten. Ihr 
einziger Lohn waren die Verwünſchungen der franzöfifchen Nation. Die 
fiegreiche Revolution band fi nicht an die Verträge, die von dem ver: 
haften Königthum zur Knechtung des Volks gefchlofien waren. In kläg— 
lihem Zuſtand fehrten die aufgelösten Negimenter in die Heimath zu— 
rück. Erſt nad) längeren Unterhandlungen wurden die Entſchädigungs— 
anfprüche nothdürftig befriedigt. 

Bisher hatten fich die Wünfche der Reformer in der Schweiz noch 
größtentheild in ziemlich befcheidenen Schranken gehalten. Die Mafje 
des Volkes war noch nirgends in die Bewegung gezogen. Die Regierungen 
konnten noch mit einzelnen Zugeftändnifjen befriedigen. Jetzt verbreitete fich 
die Aufregung in viel weiteren Kteifen. Die Erinnerung an vergangene 
Schmad, wie das Gefühl der drüdenden Bevormundung brannten tiefer 
in den Gemüthern. Nicht blos Die obern Luftſchichten wurden ergriffen, 
auch in den Niederungen brad fi) die Strömung Bahn. Bon Tag zu 
Tag wuchſen die Begehren; die Prefje nahm einen neuen Aufſchwung; 
die öffentlihe Meinung fette ſich über die alten Schranken hinweg. 
Bald wurde auch die Fahne aufgepflanzt, um die man fi) allgemeiner 
fhaaren konnte. Zu den auf ariftofratifhem Wege gewählten Großen 
Räthen hatte man fein Vertrauen mehr; man wollte die Reform nicht 
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als Gnade, ſondern als Recht angeſehen wiſſen und ſich die Verbeſ— 
ſerungen ſelber geben. Als große Loſung ertönte deßhalb die Souve— 
ränität des Volkes, die ſo lange mißachtet war. Dieſer Souve— 
ränität gemäß ſollten unmittelbar vom Volke gewählte und mit ſeinem 
vollen Vertrauen ausgerüſtete Räthe (Berfaſſungsräthe) neue Ver— 
faſſungen entwerfen und dieſe dem Volke zur Annahme oder Verwerfung 
vorgelegt werden. In allen populären Zeitungen, Flugſchriften und Pe— 
titionen wurde dies Loſungswort wiederholt. Zwar fehlte es nicht an 
ängſtlichen Liberalen, die vor der ſtürmiſcher aufbrauſenden Bewegung 
zurückſchracken. Männer, die bisher die Entwicklung förderten, arbeiteten 
jegt dem gewaltigen Pulsſchlag entgegen. Aber mit dem höheren Ziel nahmen 
Thatkraft und Begeifterung im Volke zu. Lange zurüdgehalten, brach 
auch die Leidenichaft hervor. Die Regierungen fuchten den Strom ver: 
gebens mit Fleinen Dämmen aufzuhalten; lavivend wurden fie fortgerijien. 
Die Zeit war vorüber, den Staat nur auf enger Bafis zu reformiren. Der 
Grundſatz der Rechtsgleichheit follte wicder zur Geltung gelangen. 

Unterdeß jah die verfammelte Tagjatung der wachlenden Gährung 
mit Unruhe zu. Was jollte jie unter den fchmwierigen Umftänden 
thun, um das lede Schiff in den fihern Hafen zu bringen? Im Innern 
ftand die ganze reftaurirte Ordnung in Gefahr, nah Außen drohten 
Verwicklungen. Für die außerordentlihe Wendung der Dinge hatten 
die Bundeslenker feine Anftruftionen mitgebradt. Nah dem Bundes: 
vertrage ftand es der Tagſatzung frei, unter jolchen Fritiichen Verhält— 
nifien dem Vorort einen Repräfentantenrath zur Stärkung und Ueber: 
wadhung beizugeser. Diefer Repräfentantenratd war wechjelweije von 
den Kantonen nach gewiſſen Gruppen zu wählen. Dagegen erhob ſich 
fofort die Eiferfucht derjenigen Kantone, die bei der Anwendung der 
Mapregel zufällig nicht vertreten gemwejen wären. Dem ariftofratiichen 
Borort Bern gefiel auch die Kontrole nit. Dieſer wollte von fi aus 
Kraft entwideln und Ruhe und Ordnung gebieten. Die Tagherren gin: 
gen daher, mitten in der Noth, ohne jede Vorkehrung, mit der bloßen 
Ausfiht auf eine neue außerordentlihe Zuſammenberufung, fluchtartig 
außeinander. *) Bei der höher fteigenden Aufregung jah ji) dann der 
DBorort, der noch nicht zum Verftändnig der Zeit gekommen war, zu 
einem Kreisjchreiben an alle Kantonsregierungen veranlaßt, das ein 
Drohmanifeft gegen die Volksparthei war. An demfelben wurden bie 
Regierungen vor Allem dringend aufgefordert, gegen den Mißbrauch der 
Preſſe einzufchreiten, die fi) dem „heillojen Geſchäft“ hingebe, zum Auf: 
ftand gegen ſchweizeriſche Obrigfeiten und zum Uınfturz fchweizerifcher 
Verfafjungen aufzureizen. (22. Sept. 1830). 


S. Baumgartner, die Schweiz in ihren Kämpfen und Umgeftaltungen von 
1830—1850, Bd. 1., Seite 16, 
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Diefes Manifeft mit der Aechtung der Preffreiheit goß nur Del ing 
Feuer. Selbſt einzelne Regierungen, voran die von Zürih, vermahr: 
ten fich dagegen. Andere, die der Aufforderung gerne entjprochen hät: 
ten, waren bereit zu ohnmädtig, um die Zügel ftraff anzuziehen. Die 
Regierung von Bern jelbit mochte mit dem Beifpiel einiger Zeitungs- 
verbote vorangehen; die Stimme der Prefje ließ fi damit nicht unter: 
drüden. 

Der erite Umſchwung fam jeßt von einem der Kantone, die ihr 
Dafein den Ideen der Neuzeit verdankten und in welchen die Bewegung 
leichter durchdringen konnte. 

Auh im Kanton Thurgau hatte die Reftauration mit ihren en: 
gen Formen ein ftabile8 und ariftofratifches Weſen gebradt. In einzel: 
nen Zmweigen der Verwaltung geihah zwar manches Nützliche. Man 
rühmte der Negierung die Neufnung der Finanzen, die Anlage und Un- 
terhaltung guter Straßen. und die Handhabung einer tüchtigen Polizei 
nad. Aber für die geiftige Bildung und Hebung des Volkes that fie 
wenig. Aengftlihe Cenſur wachte noch über die Preſſe, als dieje in an: 
dern Kantonen ſchon etwas freier geworden war. Der Gr. Rath, auf 
die fünftlichjte Weile Fonftruirt, hielt ſich in Behaglichfeit für den Sou— 
verän, war aber eine Null gegenüber der Negierung, die ihre Macht im: 
mer weiter ausdehnte. Die wichtigiten und einträglichiten Stellen waren 
unter einigen angejehenen Familien vertheilt. Man jchien jich zu ber 
Anſicht zu neigen, als fei der Staat ein großes Pachtgut zum Nutzen 
und Frommen einiger Dutzend Magnaten. 

Gegen das Ende der Wer Jahre regten ſich auch hier die libera: 
len Beitrebungen. Ein Ehehaftengejeß, das zur Vermehrung der Fi: 
nanzen gemwille Berufsarten zu Vor rechten erhob, rief den hauptſäch— 
lichiten materiellen Zündftoff hervor. Schon fragte man fi, wie eine 
Reform zu beginnen jei. Da durchzuckte die Nachricht von den Pariſer 
Heldentagen wie ein elektrifher Schlag alles Volt, Nett machten ſich 
die Patrioten entſchieden ans Werk; an ihrer Spige der junge Born: 
hauſer, Pfarrer in Mabingen, der vol Schwung und Feuer in volfs- 
thümlicher Schrift und Rede die Gemüther zu erregen und zu lenken 
wußte. Durch ein Flugblatt über die Verbejjerung der thurgauifchen 
Staatöverfafjung gab er der Bewegum ı die bejtimmtere Richtung. Der laute 
Mahnruf tönte durch den Kanton. „Der Hahn hat gefräht, die Mor— 
genröthe bricht an, Thurgaue: wachet auf, gedenfet eurer Enkel und ver: 
bejjert die Verfaſſung!“ 

Die Regierung, aus ihrer Ruhe aufgerüttelt, juchte den Drang 
dur BVertröftungen auf die bevorftehende theilweiſe Erneuzrung des Gr. 
Raths zu beihwichtigen. Aber die nothdürftige Auffriihung eines ſtag— 
nirenden Körpers konnte für feine durchgreifende Neform gemügen. Eine 
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Volksverſammlung in Weinfelden, von 2500 Bürgern beſucht, ein 
lange nicht erlebtes Schaufpiel, drang auf totale Verfaſſungsreform durch 
einen Verfafjungsrath, der fein Werk dem Volke vorlegen follte (18. 
Dft. 1830). Darauf erklärten alle 32 Kreife, wie Ein Mann, daß fie 
nicht mehr nach der alten fehlerhaften Weile wählen würden. Das war 
der erfte Alt der Volksſouveränität. 

Die Regierung berief jeßt den Gr. Rath außerordentlicher Weife 
zufammen. Da3 an dem Situngdtage in Menge nad) Frauenfeld gezo: 
gene Volt machte Miene, die-Deffentlichfeit der Verhandlungen zu er: 
zwingen. Ein Wink von Bornhaufer genügte, um jede ernite Ruhe: 
ftörung zu verhüten. Der Gr. Rath ging auf das Begehren eines Ver: 
fafjungsrathes nicht ein, beichlog dagegen gänzliche Neuwahl des Gir.. 
' Rathes und zwar %, dejjelben direft von den Kreiſen und '’, durch ein 
Wahlkollegium. Anfänglich follte die Amtsdawer diefes neuen Gr. Raths 
im Voraus auf 6 Jahre fejtgefett werden; als fich aber Einfpradhe da- 
gegen erhob, wurde e3 dem neuen Gr. Rath felbit überlafjen, jich feine 
Amtsdauer zu beftimmen. Ob derjelbe die Berbefjerung der Berfaflung 
unverzüglich vornehmen, ob er des Volkes Wünſche einholen, den Ent: 
wurf den Kreijen vorlegen müfje — darüber fprach fich das Geſetz nicht 
aus. Das Volk witterte hierin geheimen Rüdhalt. Die Führer deſſel— 
ben waren verlegen, denn das Geſetz gab zu viel, um hartnädig bei dem 
MWeinfelder DBerlangen zu beharren und doch zu wenig, um den Sieg der 
Freiheit zu fichern. Es war eine halbe Mafregel und die Stimmung 
getheilt, In einer neuen Bollsverfammlung in Weinfelden (18. Nov.) 
maltete anfangs bebenflicher Zwieſpalt. Da trat Bornhaufer mit ſei— 
nem ganzen Gewicht dazwiſchen. Er rieth dringend, daß die Kreije zwar die 
Wahl des Gr. Rath3 vornehmen, aber ihren Bertretern ſieben Punkte ala 
Weifungen mitgeben follten. Das Weſen diefer fieben Bunfte oder „guten 
Räthe”, wie fie genannt wurden, beitand darin, daß der neue Gr. 
Rath ſich nur als proviforifch betrachten, die Wünfche des Volkes über 
die Verfaſſung einholen, letztere den Kreijen vorlegen und endlich die 
direkten Volfswahlen für den Gr. Rath und die Deffentlichkeit als die 
beiden Grundpfeiler der freiheit in die Verfaſſung aufnehmen folle. 
Diefen „guten Räthen“, die vom Volk jauchzend angehört, durch taufend 
Abſchriften am gleichen Tage noch im Lande verbreitet wurden, und dann 
von fait allen Kreifen zu fürmlichen Inftruftionen erhoben wurden, danfte 
man die Einigfeit. Wenn aud nicht dem Namen, doch der Sache nach, 
wurde ein BVerfafjungsrath ins Dajein gerufen. Das war der ‚zweite 
Akt der Volksfouveränetät. Ohne Gemaltthätigfeiten oder ernftliche Un: 
ordnungen konnte fich fo der Umſchwung vollziehen. *) 


*) Siehe Helvetia, Jahrgang 1833. Drittes Heft. 
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Dem Kanton Thurgau fiel das Verdienſt zu, den Reigen eröffnet 
zu haben. Die Weinfelder Volksverſammlung zeigte den erſten Weg. 
Bald kam die Bewegung auch anderswo in vollen Schwung. Sollte 
die Regeneration entſchiedener zum Durchbruch kommen, ſo mußten vor 
Allem die beiden bedeutendſten Kantone ergriffen werden. Von Zürich 
und Bern aus iſt das Schickſal der Schweiz immer vorzugsweiſe be— 
ſtimmt worden. Nach der bisherigen Entwicklung konnte es nicht zmweis 
felhaft ſein, welcher Ort berufen war, zunächſt an die Spitze der Um— 
geſtaltung zu treten und dieſer den geiſtigen Halt zu geben. Während 
Bern im Jahr 1814 zum Mittelpunkt der zügelloſen patriziſchen Reaction 
wurde, die alle Errungenſchaften der Helvetik und Mediation zu zer— 
ſtören und in die alte dreizehnörtige Eidgenoſſenſchaft zurückzuſteuern 
ſuchte, nahm Zürich in jenen verhängnißvollen Wirren eine verſöhn— 
liche Stellung ein und beſtrebte ſich, die eidgenöſſiſchen Bande unter 
Anerkennung der neuen Kantone zuſammenzuhalten. Hier blieb daher 
ein milderer, für den Fortſchritt empfänglicherer Geiſt walten. 

Immerhin warf die Reſtauration auch den Kanton Zürich in ſeinen 
innern Zuſtänden bedeutend zurück. Die Stadtariſtokratie ſuchte ſich, ſo 
gut es ging, wieder in ihrem alten Neſt einzurichten. Stadt und Land 
kamen wieder in ein ſchreiendes Mißverhältniß. Während die Stadt 
mit ihren 10,000 burgerlichen Seelen 130 Vertreter im großen Rath 
hatte, zählte das Land mit ſeinen 200,000 Einwohnern deren nur 82. 
Bei dieſem Uebergewicht befanden ſich auch alle höhern Beamtungen in 
den Händen von Städtern. In der Stadt ſelbſt übte wieder eine An— 
zahl von Familien den hauptſächlichſten Einfluß aus und bildete eine 
Art von Patriziat. Die Regierung beſaß eine ſolche Fülle der Macht, 
daß Willkür die natürliche Folge ſein mußte. Der Große Rath war 
ein bloßer Schatten der vollziehenden Behörde und durfte gleichſam blos 
Ya oder Nein ſagen. Die Verwaltung verfuhr zwar im Ganzen wohl: 
mwollend und fchonend, aber gab fih dem Schlendrian hin und ließ die 
Saden fo gehen, wie e& eben herfümmlich war. In der Gefekgebung 
fam man felten über Entwürfe hinaus. Die meijten Klagen berrichten 
über die Rechtspflege. Das vorwiegende Syſtem ſchätzte die Wiſſenſchaft 
nicht und war den geijtigen Beitrebungen, befonder8 wenn fie ji auf 
das Gebiet der Politik oder des Rechts wagten, abgeneigt. Die Schulen 
auf dem Lande blieben in kümmerlichem Zuſtande. Die Anduftrie fonnte 
in mehreren Theilen des Kantons, Dank der feit der Helvetif errungenen 
freieren Handelsbewegung, einen Auffhwung nehmen; in der Stadt 
dagegen herrſchte ein enger und gehäfliger Zunftzwang, der die Gewerb— 
thätigfeit lähmte. 
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Im Laufe der Zwanziger Jahre machte fi indeß ein bemerklicher 
Fortichritt geltend. In der Stadt felbft trat eine liberale Oppofition 
hervor, die allmälig eritarfte. ine jüngere Schule von jtrebenden 
Männern, meift auf deutjchen Univerfitäten gebildet, erhielt Zutritt zu 
den Staatsämtern. Als gemwichtigfter Vertreter der been, die zur 
Wiedergeburt führen follten, leuchtete der Veteran Paul Ufteri voran. 
Schon in der Helvetifchen Periode kämpfte dieſer für die Freiheit des 
Vaterlandes und die Rechte aller Bürger. Durd alle Wechjel hindurd) 
war er feinen Grundſätzen treu geblieben. Wie. oft auch feinen Be: 
ftrebungen für ächten Nepublifanismus nur Hohn und Mitleid zu Theil 
wurde, immer erneuerte er fie wieder, und ſchon dem Öreifenalter nahe, 
führte er noch den Kampf im Zürcher Großen Nathe nicht felten mit 
einer Gluth, wie fie fonft nur an jugendlicher Kraft fich entzündet. 
Durd ihn erhielt die Deffentlichfeit den lebhafteſten Sporn; ihm mar 
vor Allem die Abfhaffung der Cenfur zu verdanfen. Jüngere Rechts: 
gelehrte mit gründlicher Bildung richteten ihr gemeinfames Streben auf 
eine nationale und zugleich wiſſenſchaftliche Ausbildung des Rechts. In 
Bezug auf die Volfsbildung gab der Oberamtmann Hirzel durd) eine 
Schrift über die PWerbefferung des Landſchulweſens der öffentlichen 
Meinung einen mächtigen Impuls. Von allen Pfarrern und Kreis: 
infpeftoren wurden Berichte und Gutachten eingeholt, die dazu dienten, 
den bisherigen fläglihen Auftand des Volksſchulweſens in ein helles 
Licht zu ſetzen. Dur Nenderung des Großrathäreglements fam endlich 
aud der Große Rath der ausübenden Behörde gegenüber in eine etwas 
freiere Stellung. 

So wurde Zürich bereits der Mittelpunft der freifinnigen Publi— 
siftit und aller Neformtendenzen der Schweiz. Der belebende Strahl 
der Aulifonne mußte vor Allem in diefem Kanton die ausgeſtreute Saat 
zur Reife bringen. Noch hatte e8 der Oppofition der liberalen Städter 
nur an einem durchgreifenden Princip gefehlt, das fähig gewejen wäre, 
das ganze Staatöwefen zu verjüngen. Erft in allmähliger Entwidlung, 
auf ftreng gefetlihem Boden, dachte man den Organismus weiter aus— 
zubilden und die Bürger zur Freiheit zu erziehen. Man’ traute dem 
Volf im Allgemeinen zu wenig und fürdhtete ein „Bauernregiment”, 
wenn zu großes Gewicht auf Seite der Landfhaft falle. Noch glaubte 
man den Schwerpunft in die Stadt legen zu müflen, die mit ihrer 
größern ntelligenz den Staat im Intereſſe der Kultur beherrjchen follte. 
Auf dem Lande beftand bisher Feine felbftitändige politiiche Parthei; die 
Vertreter ließen fih von der Negierung gängeln oder ſchloſſen ſich immer 
eng an die Richtung der Stabtliberalen an. Jetzt erwachte wieder ein 
lebhafteres Bewußtſein, das fich auch gegen jene liberale Bevormundung 
auflehnte. Eine Verſammlung von 31 Landgroßräthen in Ufter (13. Okt.), 
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die eine Denkſchrift an den Kl. Rath richtete, worin außerordentliche 
Verſammlung des Großen Raths zur Vornahme der nöthigen Ver— 
faſſungsänderungen verlangt wurde, konnte ſich noch auf feinen höhern 
Standpunkt ftellen, der den fteigenden Anſprüchen des Landvolfs- genügt 
hätte. ES bedurfte einer Fräftigeren grundjägliden Anregung, um die 
Keen in einen Brennpunkt zu vereinen, die Freilinnigen von Stadt und 
Land unter eine Fahne zu fammeln und der Bewegung einen höhern 
Schwung zu verleihen. 

Diefe Aufgabe erfüllte das von Dr. Ludwig Snell, dem kräf— 
tigften und gediegenften Vorkämpfer in der Prefje, verfaßte „Memorial 
von Küßnacht“, das feine Entftehung einer Anzahl Fernhafter Män- 
ner am See verdanfte. In diefem Programm, welches auf den vollen 
Glauben an die Macht der Volfsbildung fußte, ftanden voran die Fun: 
damentalprincipien der Volfsfouveränität und Mechtögleichheit. Als 
Uebergangsform zu einer vollitändigen Repräfentation nach der Volks: 
zahl wurden nur 4 der Vertreter für die Landſchaft verlangt. Der 
Große Rath follte auögerüftet werden mit allen Attributen einer Ver: 
tretung des fouveränen Volks und nur hervorgehen aus directen Wahlen 
nad dem allgemeinen Stimmrecht ohne Zenfus, mit Ausnahme weniger 
indireeter Wahlen durch den Großen Rath, die ebenfall3 nur als Ueber: 
gangsform für lauter directe Wahlen gelten follten. Die weitern For: 
derungen waren: eine dem Großen Rath gänzlich untergeordnete und 
verantwortliche vollziehende Gewalt; Deffentlichfeit der geſammten 
Staatöverwaltung und Berichterftattung an das Volf; ſcharfe Trennung 
der Gemwalten, befonders Unabhängigkeit der Juſtiz von der Regierung ; 
freie Gemeindeverfaflung; Freiheit der Preſſe und endlich) vor Allem aus 
eine Durihgreifende Reform des Schulwejens. Zur Erreichung dieſes 
Zweckes konnte nur eine verfaflunggebende Behörde führen, deren Werk 
der Genehmigung des Volkes unterlag. *) 

Unterdeß trat am 1. November der Große Rath auferorbentlicher 
Weife zufammen und berieth die Sachlage in einer dreitägigen Debatte, 
die nicht weniger ald 98 Redner ins Feld führte. Weberwiegend war 
noch die Furcht vor einer Totalrevijion; man mollte nur allfeitig ein 
billigeres Repräfentationsverhältnig zugeſtehen. Zur Vorberathung wurde 
eine Revifionsfommifjion niedergefett. Hier handelte und mädelte man 
zwiſchen Stadt und Landihaft. Der Antrag lautete: 212 Großräthe, 
und zwar 92 von Zürich, 14 von Winterthur, 106 von der Landſchaft; 
davon 82 directe, 59 von Wahlkollegien und 71 vom Großen Rathe. 
So wurden die beiden Städte und die Landichaft als gleichzählig ein- 


*) Siehe Dr. Ludwig Snell's Leben und Wirken. (Zürich bei Meyer umb 
Zeller, 1858.) 


- 4 — 


ander gegenübergeſtellt; etwa 14,000 Städter zu 206,000 Landbewoh— 
nern. Aber die Zeit zu ſolchen Projekten war vorüber. Das Memorial 
von Küßnacht hatte in weiteren Kreiſen Anklang gefunden. Wie im 
Thurgau follte auch in Zürich das Volk feine Landsgemeinde halten. 
Von Stäfa aus erging der Aufruf zu einer Volksverſammlung. 

Am 22. November 1830 ftrömten Schaaren von Landleuten aus 
allen Gegenden nah Ufter, einem durch feine Fabrifthätigkeit befannten 
Orte im öftlihen Theil des Kantons. Auf einer fleinen Anhöhe un: 
weit des Gafthaufes zum Kreuz fammelten fih hier an 12,000 Bür: 
ger in erniter Stimmung. Die Verſammlung eröffnend ſprach der 
junge Müller Guyer von Bauma aus dem vollen Herzen der Land— 
leute, indem er in lebendiger Beredtfamkeit die Gebrechen der Verfaffung 
fhilderte und nachwies, was das Volk hauptſächlich zu fordern habe, 
damit es in Zukunft nicht au Gnaden, fondern von Rechtswegen regiert 
werde. Der zweite Redner, Dr. Hegetfhmweiler von Stäfa, war 
noch in der -Abjicht gefommen, um im Sinne der Stadtliberalen die 
Vorſchläge der Revifionstommiffion zu empfehlen, aber von der impo— 
nirenden Majje ergriffen und von Begeiſterung fortgezogen, lieh er den 
fräftigeren Begehren Ausdrud und rief Denen, die dem Volke noch 
nit trauten, die Worte zu: „Vor dem Sklaven wenn er die Kette 
bricht, vor dem freien Mann erzittre nicht.” Mit mächtiger Stimme 
verlas Gemeindammann Steffan von Wädenſchwyl den Petitiongent: 
wurf und ſchwang feine Fackel über das herrichende Stadtregiment. 
Darauf erjchollen noch allerhand Wünfche aus der Mitte des Volkes 
ſelbſt. Einſtimmig ſchaarte ſich endlich die Berfammlung um die Bor: 
Ichläge, die wefentlih dem Memorial von Küßnacht entnommen waren, 
nur ergänzt durch einige andere Begehren, bejonderd materieller Art, 
wie Aufhebung des Zunftzwangs, Verminderung der indirecten Abgaben, 
gerechtere Vermögensbeſteurung; auch einzelne jchiefe Verlangen, wie ge— 
jegliche Herabfegung de3 Zinsfußes, Mafregeln gegen die Webmafchinen zc. 
In aller Ordnung ging die Verfammlung auseinander und mit den 
Erwartungen einer goldenen Zukunft kehrten die Schaaren jauchzend in 
die Heimat zurüd. Die erfchrodene Stadt, die zur Sicherheit eine 
Bürgerwache aufgeboten hatte, konnte jich wieder beruhigen. Das ganze 
Rejultat der Verfammlung wurde in dem denfwürdigen Memorial 
von Uſter näher formulirt und al3 „ehrerbietige Vorſtellung“ an den 
Großen Rath gerichtet. 

Diefer Uftertag mit feiner würbevollen Haltung rief einen mäch— 
tigen Eindrud dur die ganze Schweiz hervor; er war enticheidend für 
die Regeneration. Im Kanton vereinigte er die freifinnige Parthei von 
Stadt und Land unter cin Banner. _ Einzelne Bertreter der Stadt: 
liberalen behielten zwar noch ihre Beforgniffe vor einer rohen Demo: 
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kratie und konnten ſich in den Sprung nicht ſchicken. Namentlich gerieth 
der um die Publiziſtik verdiente Nüſcheler, der in ſeinem „Schweiz. 
Beobachter“ manches Saamenkorn für eine freiere Entwicklung ausge— 
ſtreut hatte, jetzt durch leidenſchaftlichen Streit für Geſetzlichkeit und 
Mäßigung in feindlichen Gegenſatz zu der raſcher vorwärtsſtrebenden 
Zeit und verzehrte ſich in brennendem Gram. Auch der Veteran Paul 
Uſteri konnte ſich anfangs mit der ſcheinbar gewaltſamen Wendung der 
Dinge nicht ganz befreunden und fuchte mehr im Sinne der Stadt zu 
verföhnen; aber nachdem der Geift des Volkes ſich einmal unzmweideutig 
fund gethan hatte, gehörte diefem auch feine Hingebung. Mit jugend: 
licher Energie ergriffen andere Führer die aufgepflanzte Fahne und 
ltehen der Durchführung der großen Neformideen ihre ganze Kraft. 
Unter diefen ragten befonder8 Dr. Keller und Dr. David Ulrid 
durch die gründlichiten Rechtsfenntnifje, Klaren, umfaſſenden Blick und 
durchgreifenden Willen hervor. 

Der Große Rath folgte dem unzmweideutigen Ausdrud der Volfs- 
gefinnung und bejchloß fofort die Wahl eines neuen Großen Rathes 
zur Revilion der geſammten Berfafjung. Nach dem Begehren der Uſter— 
verfammlung wurde das Repräjentationsverhältnig in der Weile feitgefett, 
daß in unmittelbaren Wahlen ?,, der Vertreter (119 Mitglieder) der 
Landihaft und "/, (60 Mitglieder) der Stadt zufielen, wozu noch 33 
indirecte Wahlen Hinzufamen, die der Große Rath jelbit vorzunehmen 
hatte. Damit war die Umgeftaliung in einem der Vororte eingeleitet.*) 


Amfchwung in andern Kantonen. 


Während in Thurgau und Zürich ohne Gemaltauftritte der Grund 
zu einer neuen volfsthümlicheren Ordnung gelegt wurde, nahm die Be: 
wegung im Aargau einen ſtürmiſchen Charakter an. 

Diefer neue Kanton war unter der Mediation jugendli aufge: 
blüht und hatte im Jahr 1814 feine Selbititändigkeit durch Fräftigen 
Widerjtand gegen die Wiedereinverleibungsgelüfte Bernd gerettet. In 
feiner innern Organifation konnte er indeß fo wenig als die andern 
jungen Kantone der reactionären Strömung ganz entgehen. Durd) 
faulen Wahlmodus, hohen Genfus, zmölfjährige Amtsdauer, Nullität 
der gefeßgebenden Behörde gegenüber der Grecutive, bildete ſich auch 
hier ein enges und jtabiles Regiment, das ſich der Ariftofratie näherte. 
Zu der-politifhen Unzufriedenheit fam eine Reihe von materiellen Be— 
ſchwerden. Die verjchiedenartige Zufammenfegung des Kantond aus 
dem alten Aargau, den ehemaligen gemeinen Herrichaften Baden und 
Freien-⸗Aemter und dem früher zu Defterreich gehörigen Fridthal, ſowie 

*) Siehe außer der Helvetia und a —— Annalen (für 


die meijten Umgejtaltungen) aud 3. 3. Leut eichichte des Kantons Zürich 
von 1794-1850, 2, Ban. i — 
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der Gegenſatz der in der Zahl ihrer Bekenner ſich faſt gleichſtehenden 
Confeſſionen machten den Zündſtoff mannigfaltiger und riefen leichter 
Verwirrung hervor. An den fatholifchen Landesbezirken arbeiteten Fleri- 
fale Elemente unter der Dede demofratifcher Beftrebungen. Das Bis— 
thumsfonfordat, durch welches Aargau vom Konſtanzer Diözefanverbande 
abgelöst und dem Bistum Solothurn einverleibt wurde, hatte jchon 
1828 die Gemüther ſtark entzündet und drohende Auftritte veranlaft. 
Anregungen für Verbejierungen in der Nerfafiung fielen bereitS in die 
Periode vor der Aulirevolution. 

Auf den neuen Anſtoß war Aargau einer der erften Kantone, der 
lebhaft erariffen wurde. Doc traten die liberalen Männer, die bisher 
dad Vertrauen bejaken, anfangs nur ſachte auf und vichteten von 
Lenzburg aus die einfache und befcheidene Bitte an die Regierung, 
dafür zu forgen, dak die Art und Weife geſetzlich feitgeitellt werden 
möchte, wie die Verfaſſung revidirt werden könne, da hier wie in falt 
allen Verfafiungen der Rejtaurationszeit gar fein Reviſionsmodus vor: 
gejehen war (12. September 1830). Die Negierung, unfähig die Zeit 
zu ergreifen, zeigte feinen erniten Millen zur Neform und fuchte das 
Degehren auf die ordentliche Situng des Großen Raths hinauszufchieben, 
der fih erſt im Dezember verfammeln ſollte. An einer aufgeregten 
Zeit waren drei Monate zu viel für die Geduld des Nolfs; der Strom 
der Bewegung ſchwoll höher. ine Volfsverfammlung zu Wohlen: 
ſchwyl von 34000 Bürgern fchaarte fih um das Banner einer 
durdhgreifenden Verfallungsänderung (7. November). Da zugleich eine 
theilweife Erneuerung des Großen Nathes bevorftand, fo gab dies wei: 
tern Anlaß, die Stimmung im Lande energiicher fund zu thun. Wie 
n Thurgau weigerte man fich in den meiften Kreiſen, diefe bloß unvoll: 
ſtändige Auffriihung der Behörde vorzunehmen. Die Reformfreunde 
erflärten: „Haben wir wieder einmal einen Gr. Rath, der uns 12 Jahre 
auf dem Naden jiten darf, fo gehen die Umänderungen der Berfaflung 
entweder gar nicht von Statten, oder fie erfolgen jo langfam, daß wir das 
Beffere nie erleben.“ Anordnungen der Regierung, die Vornahme der 
Wahlen zu erzwingen, vermehrten nur die Aufregung. Schon zeigten 
fih Symptome eines drohenden Aufſtands in den Fatholifchen Bezirken. 
Der ariftofratiiche Vorort bot Hülfe an, um die Ordnung aufrechtzu: 
halten. Die Regierung danfte für die Theilnahme, lehnte indeß be: 
waffneten Zuzug ab. 

Der jetzt außerordentlich zuſammengerufene Große Rath konnte ſich 
nur zu einer Halbheit entſchließen, indem er wohl in die Aufſtellung 
eines Verfaſſungsraths willigte, aber die Beſchränkung daran knüpfte, 
daß die Vorſchläge desſelben der Prüfung und Abänderung des alten 
Großen Raths unterliegen und erſt das ſo unter die Scheere genommene 
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Merk dem Volk zur Sanction vorgelegt werden ſollte. Damit mollte 
ih die entſchiedenere Volksparthei nicht zufrieden ftellen. Vergebens 
verhieß die Regierung in einet Art von Amneſtiedekret, eimen dichten 
Schleier über bisherige Unordnungen zu werfen, und! gewährte einzelne 
materielle Erleichterungen. Die Stimme der Gemäßigteren wurde über: 
tönt ; das Anjehen der Behörden ſchwand und gemwaltfame Entſchlüſſe 
gewannen die Oberhand. Der Heerd der äuferften Bewegung war in 
den Freien-Aemtern, wo Elerifale Iriebfedern mitjpielten. Hier erging 
das Nufgebot zur bewaffneten Erhebung. Eine Art von Kriegärath 
leitete die Anordnungen. Den hauptſächlichſten Impuls gab der wenig 
gebildete und politiich unbeholfene aber entfchlojjene und beim Bolf be: 
liebte Schwanenwirth Fifcher von Merifhwand. Ihm zur Seite ſtan— 
den die klügeren und redefundigeren Brüder Leonz und Peter Brugg: 
iffer. Aus den Bezirten Muri, Bremgarten und Baden, zum Theil 
auch von Brugg und Lenzburg, brach der Landſturm auf und fammelte 
fich zwiichen Wohlen und Vilmergen (6. Dezember), von wo er biß zu 
3000 Mann anfchwellend, auch von einer Schaar Luzerner Freifchärler 
verjtärkt, über Lenzburg gegen die Hauptitadt zog. Einzelne Elitehaufen 
diefer Volksarmee waren wohlbewafinet und ausgerüfte. Es fehlte 
nicht an Artillerie, Scharfihüten und Gavallerie, nur an Munition 
gebrach e3. Bei den Reihen jah man wenig Offiziere, dagegen viele 
Exerciermeiſter, abgedankte Militärs aus franzöſiſchem Dienfte oder jo: 
genannte Rothrödler. An der Spige ritt Fiſcher als Obergeneral, in 
bürgerlicher Kleidung, mit einem Säbel bewaffnet. Die Führer hielten 
auffallend qute Mannszucht und Ordnung. Vor dem Aufbruch wurde 
den Haufen dringend vorgeftellt, daß man zur Eroberung der Rechte 
des Volks ausrüde, daß deßhalb Niemanden Unrecht angethan werden 
dürfe, alles Mißhandeln der Perſonen, alles Plündern unterjagt ei. 
„Kaum war zu begreifen, wie eine jcheinbar unorganijirte, leidenjchaft: 
liche, gleichſam chaotiſche Maſſe jo regelmäßig und geordnet einherzog.“*) 

Die Regierung war diefer Infurrettion gegenüber ohnmädtig; die 
aufgebotenen Truppen jtellten fih zum größeren Theil nicht ein; mas 
dem Rufe folgte, war faum zufammenzubalten. Ein ſchwaches Gorps, 
dad unter dem Kommandanten Fetzer gegen Lenzburg vorgeichoben 
wurde, wich ohne ernitliches Gefecht, mit Verluft einer Kanone, in voller 
Auflöfung auf Aarau zurüd, wo man allen Widerftand aufgeben mußte. 
Der Landjturm konnte ungehindert in die Hauptſtadt einrüden und das 
Rathhaus umſchließen. Die Regierung wurde indeß nicht gewaltfam 
aufgelöst; nit ohne Muth und Würde harrte fie auf ihrem Poſten 

*) Siehe die umftändliche (dem Aufftand jonft nicht günftige) Farftellung von 
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aus und nahm die Verlangen der Volfsführer entgegen, ſich gegen alle 
Gewalt verwahrend, die Schuldigen verantwortlich erflärend und alle 
DOberamtmänner zur Erfüllung ihrer Pflichten auffordernd. Die Volks: 
führer ſchwankten, mie fie den Sieg benüben follten. Die Kühnften 
riethen, nad der Feſte Aarburg zu ziehen und das Schmweizervolt zur 
bewaffneten Stellung aufzufordern, bis alle Verfaſſungen von 1814 be— 
feitigt feien. Gin Theil des Landfturms verlief ſich oder wurde ent: 
lafien. Der Kern zog fih — nachdem die Regierung in fchleunige 
Aufammenberufung des Gr. Raths gewilligt hatte, unter der Bedingung, 
dak die Hauptitadt geräumt werde — mit 4 Kanonen aus dem Zeughaufe 
nach) Lenzburg und erwartete hier in drohender Haltung, durch neuen Zuzug 
aus dem Frickthal verftärft, den endlichen Entſcheid ab. Der in aller 
Eile zufammenberufene Große Rath gab dem Drang der Umftände nah . 
und milliate jebt in einen Berfafiungsrath, der ohne Dazwiſchenkunft 
der alten Behörde den Entwurf einer neuen Verfaflung direkt vor das Volt 
bringen follte (10. Dezember). Damit war dem Verlangen entſprochen. 
Kanonenſchüſſe feierten in Lenzburg den errungenen Sieg; der Land— 
fturm wurde entlafien und die Ordnung kehrte ohne weitere Störung 
zurück. Thätlichfeiten und Exzeſſe, die fi) gegen Perſonen und Eigen: 
thum richteten, waren wenig oder Feine verübt worden. „Vater Fiſcher“ 
war der gepriefene Held des Tages. Bei feiner Rüdkehr wurde er 
auch vom Klofter Muri gaſtlich bemirthet und in feiner Heimathgemeinde 
mit Triumphbogen enipfangen. — 

Der Kanton Solothurn gehörte zu denjenigen Ständen, die im 
Jahr 1814 am weiteften in die alte ariftofratifche Herrſchaft zurüd: 
fanfen. Die Stadt mit ihren patriziichen Geſchlechtern maßte ſich fait 
zwei Drittheile der Stellen im Großen Rath an und riß damit jo gut 
mie alle Gewalt an fih. Unmittelbar nach der Ujurpation machte das 
Landvolf einen Aufftandsverfuh, der indeß fcheiterte und nur rachſüch— 
tige Verfolgungen nad) fich zog. In der Bevölkerung blieb ein bitterer 
Groll und die Art und Weife, mie die Stadtbürger fid) an die Euter 
des Staates legten und alle etwas einträglichen Aemter in ihrem engen 
Kreife vertheilten, vermehrte die Kluft zwiſchen Stadt und Land. 

ALS jett der Tag einer Abrechnung kam, verlor das patriziihe Re— 
giment in Solothurn bald den Boden unter feinen Füßen. In der bisher 
berrfchenden Klaſſe felbit löste jich eine Parthei ab, die von ihrem Ein= 
fluß und ihren Pfründen fo viel wie möglich zu retten fuchte. Der Gr. 
Rath fträubte fi zwar gegen die Neformbegehren, die von einer am 
15. Nov. in Olten verfammelten Anzahl angejehener freilinniger Bür— 
ger — deren hauptſächlichſte Wortführer Joſ. Munzinger und Rei: 
nert waren — in einer Denkſchrift an die Negierung gerichtet wurden. 
Uber als der Drang ftärker wurde, eine Voltsverjammlung in Balsthal 
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von 2500 Bürgern die Reformbegehren unterftügte (22. Dez.), auch der 
Landſturm Miene machte, aufzubrechen, trat der Gr. Rath auf die For: 
derungen ein. Die VBerfafjungsrevijion nahm hierauf den Charakter ei— 
ner Art Vereinbarung an, indem zwiſchen dem Gr. Rath und Ausſchüſſen 
der Landgemeinden und der Stadt Olten, welde den Mittelpunkt der 
Reformbemwegung bildete, wie von Behörde zu Behörde unterhandelt 
wurde, bis man fich über alle Punkte der neuen Verfafjung verftändigt 
hatte und der endliche Entwurf des Gr. Rath dem Volke zur Geneh: 
migung vorgelegt werden konnte. — 

An Luzern konnte fich die patrizifche Herrihaft im Jahre 1814 
nicht fo ausfchließlich reftauriren, wie fie beabfichtigte. Die damals noch le: 
benden Mitglieder der Negierung vor 1798 forderten die Mediationsregie: 
rung auf, ihre Gewalt in die Hände der alten gnädigen Herren und Obern 
zu legen. Uber den Bürgern der Stadt, die nicht zu den Patriziern 
gehörten, gefiel dieß nicht und die ehemaligen Herren, um die Bürger 
zu gewinnen, jahen ſich genöthigt, eine Schrift auszuftellen, fraft wel: 
Her auf das Watriziat Verzicht geleiftet wurde. Als das Bündniß ge- 
Ihlofjen war, erfolgte die gewaltjame Auflöfung der mediationsmäßigen 
Regierung. An dir Stelle des alten Yamilienregiment3 trat jett eine 
vereinte junferlihe und fpießbürgerliche Stadtarijtofratie. Die Verfaſ— 
fung war fo ſchlecht, wie irgend eine in der Eidgenofjenfchaft. Der Land: 
haft war nur die eine Hälfte der Vertretung zugeftanden; der Gr. Rath 
wählte ſich größtentheiles jelber; der Kl. Rath beſaß eine Allgewalt 
durh Selbftergänzung, alleinige Ausübung der Initiative und Vereini— 
gung der vollziehenden und richterlihen Gewalt ; die Amtsdauer endlich 
war lebenslänglich. 

Noch während der Rejtaurationsperiode veränderten ſich indeß die 
Verhältnijje in Luzern weſentlich. Einigen freijinnigen Männern, die 
im Gr. Rathe ſaßen, voran die beiden Brüder Eduard und Kafimir 
Pfyffer, gelang es nach harten Anftrengungen eine Abänderung in 
der Verfaſſung herbeizuführen, in welcher die jchreienditen Gebrechen ver: 
beſſert wurden. Die modifizirte Verfaſſung trat aber nicht fogleich in 
ihrem ganzen Umfange in Wirkſamkeit; nur nah und nad) follte fie ins 
Leben eingeführt werden. Bevor diefes volljtändig gejchehen war, fam 
die neue Bewegung, die zu einer fchnelleren und Durchgreifenderen Reform 
drängte. Die erjte Fahne pflanzte Dr. Trorler, nad der Reftauration 
in Luzern verfolgt, jest Profefjor in Baſel, durch eine Vorſtellungsſchrift 
an den Gr. Rath auf, worin auf die feierliche Entfagungsurfunde der 
ehemaligen patrizijchen Regierung von 1798 hingewiefen, an ben ge= 
waltſamen Sturz der Mediationsregierung erinnert und volle Herftellung 
ber Volfsrechte verlangt wurde. Die Borftellung ging von Hand zu 
Hand und fand bald mehr als 3000 Unterfchriften, obgleich da3 Sam— 
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meln von Unterſchriften bisher ſtrenge verboten war. Eine Volksverſamm— 
lung in Surfee gab ihr weiteren Nachdruck (21. Nov.). Der Gr. 
Rath that einen Schritt entgegen und ſetzte einen zahlreihen Ausſchuß 
zur Nevijionsberathung nieder. Uber die Vorſchläge blieben Hinter den 
Bolfsverlangen zurüd; die Gährung wuchs. Auch der Klerus, der die 
Rejtauration mit Dankadreſſen begrüßt hatte, fing an, das lecke Schiff 
der Wriftofratie zu verlaſſen und im äußerſten demofratiihen Lager fich 
Bundesgenoſſen zu ſuchen. Diejer Elerifalen Richtung fpielte ein Bauer 

aus dem Hochdorferamt in die Hände, Leu von Eberſoll, Volkstribun 
am Gängelband der Priefter, der die Maſſe gegen die einfichtigeren Li— 
beralen aufzureizen juchte und zu bewaffnetem Zug nach Luzern trieb, 
um die Regierung gewaltjam aufzulöfen. Die Dinge blieben indeß in 
frieblichem Geleife. Das vorangegangene Beifpiel von Aargau hielt 
von unzeitigem Widerftand gegen den Drang nach Freier Konftituirung 
zurüd. In der Revifionsfommijjion brach Dr. Raf imir Pfyffer, 
der leitende und umfichtige Kopf der Reformparthei, den fräftigeren Ge— 
danken Bahn. Der Gr. Rath willigte in die Aufftellung eines vom 
Volf direkt zu wählenden Verfajiungsrathes (von 101 Mitgliedern), nur 
mit etwelcher Beimijhung aus dem bisherigen Gr. Kath, von welchem 
20 Mitglieder in die Eonjtituirende Behörde hinübergenommen wurden. 
So vollzog jih der Umſchwung in einem zweiten Vorort. — 

Nirgends hatte fi im Jahr 1814 das ariſtokratiſche Regiment 
ihamlofer uud brutaler wieder aufgerichtet, als im Kanton Freiburg. 
Nur unter der unmittelbaren Einfhüchterung der fremden Truppen und 
den äußeriten Gemwaltandrohungen fonnte hier der Gr. Rath zur Ab: 
danfung genöthigt und die Bevölferung niedergehalten werden. Exeku— 
tionstruppen, Verweiſungen, Geldbußen, Strafen aller Art waren ſcho— 
nungslos an der Tagesordnung, bis die Gemeinden ſich fügten. Alle 
Gewalt fiel in die Hände der „großen oder jogenannten patrizifchen 
Burgerſchaft der Stadt Freiburg“, die jich drei Biertheile der Stellen 
im Gr. Rath anmaßte und der Landſchaft nur einen Viertheil der Mit: 
glieder überließ, deren Wahlen noch dazu von der Behörde felbit 
ausgingen. Auch die „Keine Burgerſchaft“ der Stadt ſah fich auf diefe 
Weiſe verdrängt. In der ganzen Rejtaurationsperiode war der Kanton 
wie eine bourbonifche Provinz. Die eriten und einträglichiten Stellen 
beim Stabe der Schweizergarde in Frankreich waren mit Freiburgern be— 
ſetzt. Offiziere im franzöfiihen Dienft konnten auf Urlaub Sit in den 
Behörden nehmen und hier mit regieren. 

Nur in einer Richtung fchien für eine kurze Zeit die Morgenröthe 
einer beſſern Zukunft aufzugeben. Schon während der Mediation hatte 
der römiſche Klerus den Boden unterwühlt und einen beherrjchenden 
Einfluß auf den Staat gewonnen. Als ein Dekret für die Beitellung 
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eines Erziehungsraths zum Zwecke eines beſſern Volksunterrichts erlaſſen 
wurde, ſetzte ſich der Biſchof dagegen und die Ausführung unterblieb. 
Ein kleiner aber angeſehener Theil des Patriziats ſuchte jetzt — einge— 
denk der alten Freiburger Ariſtokratie, die an der Staatsmarime feſthielt, 
die Macht der Priejter nicht aufkommen zu lajjen — das Volf aus der 
tiefen Unmiljenheit zu ziehen und für Bildung und Aufklärung zu wir: 
fen. In den eriten Jahren nach der Rejtauration gelang e8 diefem Theil 
einen leitenden Einfluß auf den öffentlichen Unterricht zu gewinnen. Un: 
ter einem zweckmäßig bejtellten Erziehungsrath machte das Schulmwefen 
in dem furzen Zeitraum von vier Jahren ‚die jichtbariten Fortichritte. 
Die Mufterfchule des menjhenfreundlihen Girard konnte ji in ihrem 
vollen Glanze entwideln und der Ruf derjelben lockte Wißbegierige von 
Weitem her. Die Regierung jelber wurde vermocht, die auf mwechieljeiti- 
gen Unterricht beruhende Lehrmethode dejjelben in den Primarſchulen ein: 
zuführen. Darüber erjhredt wandte jih die Klerifei an den großen 
Haufen der Patrizier im Gr. Rath, warnend vor der Gefahr, welche 
den Fortbejtand der ariſtokratiſchen Ordnung bedrohe, wenn einmal Auf: 
Härung unter das Volk gedrungen jei. So ward ein oligardhijch-theo: 
fratifches Bündniß geihlojien, das für den Kanton Freiburg fo verhäng: 
nißvoll werden jollte. 

Um der Bolfsbildung entgegenzuarbeiten, jann man jofort auf die 
Einführung des Jeſuitenordens. Zuerſt berief man die Ligorianer, 
die als Vortrab dienen mußten. Dann fam der wirkliche Antrag an 
den Gr. Rath, mit der Geſellſchaft Jefu zu unterhandeln, dieſer den 
Unterriht im Kollegium zu übergeben und ihr auch die Fonds zu über: 
laſſen. Eine Zeit lang jträubte fich noch die Mehrheit des Staatsrathes 
gegen den Vorichlag und erklärte e3 als Berfündigung am Staat, wenn 
man den Ausländern, deren Geiſt, Sitten und Ordengeinrichtungen mit 
dem Weſen der Schweiz in ſolchem Widerſpruch jtänden, die Erziehung 
der vaterländiihen Jugend übergeben wolle. Aber der Widerftand wurde 
durch die pfäffiiche Agitation überwunden. Der Nuntius, der Biſchof 
und der Theil der Geiftlichkeit, der ihm blind gehorchte, ſetzten Alles in 
Bewegung; die Stimmen ven Grofräthen wurden durch Verſprechungen 
oder Drohungen erihlichen; die Jeſuitengegner als irreligiöfe Menjchen 
verläjtert; die Religion al3 in der äußerſten Gefahr ſchwebend darge: 
ftellt. Vergebens warnte ſelbſt die ariftofratifche Regierung von Bern 
vor einem Entſchluß, der nicht blos für den Kanton, fondern für die 
ganze Eidgenoſſenſchaft von unberechenbaren Folgen ſei. Vergebens bo: 
ten auch die einjichtsvolliten Redner im Gr. Rath alle Kraft auf, um 
da3 Unheil abzuwenden. Die Mehrheit der patriziſchen Kafte ſchloß den 
Pakt mit dem Jeſuitenorden und diefer konnte in Freiburg einziehen 
(1818). Sofort begannen die gehäjjigiten Anfeindungen gegen den 
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aufgeflärten Pädagogen Girard. Nicht lange, fo wurde feine Lehrmethode 
verpönt und aus ‚den Primarfchulen entfernt. Umfonft reichten die 
Familienväter eine Denkſchrift ein, worin fie erklärten, daß der Tag, 
wo man Girards Schulen jchließe, der Tag eines allgemeinen Unglüds 
fein werde; umfonft ftatteten die Oberamtmänner Berichte ab, worin alle 
Befhuldigungen über Irreligiofität widerlegt und gezeigt wurde, daß der 
fteigende Gewerbfleiß und Wohlftand des Kantons die fegensvolle Frucht 
aus Girard's Schulen fei. Der edle Menfchenfreund mußte mit trau: 
erndem Herzen von feiner Vaterftadt fcheiden. 

Der ganze Kanton ſchien fortan nur für die Jeſuiten gefchaffen zu 
fein. Sieben Ordensbrüder zogen anfänglich ein; bald ftiegen fie bis gegen 
hundert. Mit Hülfe der Herrfchenden Kafte konnte der Orden fein Novi— 
ziat von Brieg in Wallis nah Stäffis in Freiburg verlegen, ein groß: 
artiges Penjionat neben dem Kollegium erbauen, ein Seminarium oder 
Priefterhaus erftellen und endlich auch mit wirklichen Staat3mitteln ein 
impofante® Lyceum gründen. Dem ganzen theofratifcheofigardhifchen 
Syitem wurden Politik und Verwaltung untergeordnet. Bei Befeßung 
jeder Beamtung, bis in die unterjte Stufe der bürgerlichen Hierarchie, 
verlor man den gemeinfamen Kaftenzwed nicht aus den Augen. 

In diefem Zujtande befand ſich der Kanton Freiburg im Jahre 
1830. Die Patrizier frohlodten, als die Kunde von den Juliordonnan— 
zen fam; um fo größer war der Schreden, als der Thron der alten Bour: 
bonen zufammenbrad. Schaarenmweife Famen flüchtige Jefuiten und hohe 
legitimiftifche Häupter in den Kanton gezogen, um hier ein Aſyl zu fu: 
hen. Die gedrüdte Bevölkerung richtete jeßt ihren Blid nah Murten, 
das jih im Jahr 1814 fräftiger gegen die Mißhandlungen gewehrt und 
eine gemijje felbititändige Stellung bewahrt hatte. Von dort erwartete 
. man den erjten Anſtoß zu einer entjchiedenen Bewegung. Dieſes geſchah 
dur) eine Vorftellung des Stadtrath3, die in männlicher und kate— 
gorifcher Sprache verlangte, daß jogleich der Entwurf einer neuen Ver: 
fafjung auf Grundlage der Volfsfouveränität und Gleichheit -aller Bür- 
ger eingeleitet werde. Der Kern des Patriziat3 glaubte noch trotzen zu 
fönnen. Der Staatörath drang darauf, die Vorftellung dem Gr. Rath 
mit dem Antrag vorzulegen, daß er diefelbe als ungeziemend und wider: 
feglih zu den Alten lege. Im Kl. Rath erhob fich indeß eine ftarfe 
Minderheit zu Gunften der Revijion. Bei der Abftimmung ftanden ſich 
die Stimmen gleich, dreizehn gegen dreizchn. Der Norftand — Schultz 
heiß von Gottrau — entichied für die Befeitigung. Died goß nur 
Del ins Feuer; von allen Seiten regte fi das Land; fo ſehr ſich die 
jefuitifch=patriziihe Parthei abarbeitete, wurde fie doch täglich ſchwächer. 
Im KL. Rath gewann der Vorfhlag auf Anbahnung einer Berfaflungs- 
repifion die Mehrheit, aber zugleih wurde die drohende Maßregel be: 
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ſchloſſen, für die Sitzung des Gr. Raths Truppen einzuberufen. Als 
diefer fich verfammelte (2. Dez.), ftrömten aus allen Gegenden des Kan— 
tons die angejeheniten Bürger, der Kern des Volkes, nach der Haupt: 
ſtadt, ohne Waffen. In friedlicher Haltung Stand die Mafje in Fleiner 
Entfernung vom Rathhaufe. Aber verbäcdhtige militärifhe Maßnahmen, 
maskirte Kanonen, im Verſteck lauernde Mannſchaft mit fcharfgeladenen 
Gewehren, erregten gewaltige Unruhe beim Volk. Plötzlich erſcholl auch 
aus dem Munde des wachhabenden Dffizier3 das Kommando zum Teuer; 
ob aus Mikverftändnig oder auf einen Wink des Oberbefehlshabers, 
blieb unermittelt. Schon waren die Gewehre erhoben, die Hahnen ge: 
fpannt, und grenzenlos das Entfegen und Toben der Menge. Auch in 
den Rathfaal drang fchleunige Kunde von dem Befehl. Da fprang 
Friedrich Chaillet von Murten auf den Schultheig Gottrau zu und rief: 
„Sie find ein Mann des Todes, wenn Sie den Befehl zum Feuern auf 
das Volf gegeben haben!” Diefer verneinte e8. Der Schultheiß von Dieß— 
bach aber ftürzte eiligft die Stiege herab, unterfagte gebieterijch jeden Ge— 
brauch der Waffen, warf ſich vor den Haufen und verhinderte ein Blut: 
vergießen. Nur mit Mühe legte fich die Wuth im Volke. 

Der Gr. Rath wurde jett mürbe und nahm den Antrag auf Ber: 
fafjungsrevifion einftimmig an. Zufrieden ging die Menge für den Au- 
genblid heim, aber fchnell brah das Mißtrauen auf dem Lande wieder 
aus, da die Verfafjungsrevijion nur im Allgemeinen, ohne nähere und 
beftimmte Garantien befchlofien war. In den meiften Gegenden wurde 
die Stimmung wieder drohender; von Murten aus zog der Landfturm, 
1500 Mann ftark, gegen Freiburg. Zur Beihwidtigung blieb der Re— 
gierung nichts übrig, als in einer Proflamation die Zufage zu ertheilen, 
daß alle Vorrechte aufgehoben und der Grundfag einer vollfommenen 
Gleichheit der politischen Rechte anerkannt werden follten. Damit wollten 
die bisherigen Führer der Liberalen fich zufrieden geben und die Revifion 
der beftehenden Behörde überlafien, aber in dem am 7. Dez. verjam: 
melten Gr. Rath verlangte Chaillet aus Murten, als Wortführer einer 
entſchiedeneren Parthei, die Aufitellung eines VBerfafjungsrathes. Auch im 
theofratifchen Lager machte man jeßt, angejichts der Noth, eine Schwen- 
fung, und klammerte ſich an die demokratiſche Richtung, in der Hoffnung, 
die Volfsherrichaft für pfäffifche Zwede ausbeuten zu können. Uner— 
mwarteter Weife gewann der Verfaflungsrath die überwiegende Mehrheit. 
Doch wurden indirefte Wahlen für denfelben beſchloſſen und dem Ver— 
fafjungsrath die Macht verliehen, die Berfafiung von ſich aus ohne wei: 
tere Sanction des Volkes feftzuftellen. — 

Der junge Kanton St. Gallen entging im Jahr 1814 der Gefahr zer: 
rifjen zu werden, aber nicht den Rüdjchritten in der Verfafjung. Zu den 
Einrichtungen, die das Regiment jtabil und bureaufratiih machten, kam 
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die ſchwere Sünde einer Trennung nad) den beiden Rekigionöpartheien für 
kirchliche, matrimoniefle und Flöfterliche Verwaltungsfahen, jowie für das 
Schul: und Erziehungsmwefen. Ein katholiſcher und ein evangelifcher Gr. Rath 
waren neben den allgemeinen Gr. Rath geitelt. Der frühere Erzier 
hungsrath, der Vieles für Die Einheit des aus fo verſchiedenen Beftand- 
theilen zufammengefhmolzenen Staates Heiftete, mußte verſchwinden. Die 
Hauptinftitutionen de3 Staates jtanden in feinem ummittelbaren Ber: 
hältniffe mehr zu den Staatsbehörden. Die Vollserziehung, die gelehr: 
ten Schulen, das Klofterweien, die Ehegeſetzgebung, das Kollatur- amd 
Abberufungsrecht — dies Alles und was damit zufammenhing fiel au: 
Ber ben Bereich der Landesregierung. In allen fogenannten konfeſſio— 
nellen Angelegenheiten ward der Korporationseinfluß je länger je ftärfer. 
Die Staatögewalt ſank zu Nichts’ herab. Der Z:lotismus der katho— 
liſchen Führer entſchied über die Schidjale des Kantons. *) 

Gegen das Ende der Zwanziger Jahre regte fi) auch hier das 
politifche Leben wieder; jüngere Reformfreunde von Talent und Einficht 
gewannen Boden; mit Erfolg wurde gegen das Syſtem der Heimlicgkeit 
gefämpft; eine Revijion des Großrathsreglements verlieh der geſetzgebenden 
Behörde etwas größeres Gewicht. Nach ‚den AYuliereignifien gab die 
Thurgauer Volksverſammlung zu Weinfelden den erjten fräftigen An— 
ftoß. In Fluß kam die öffentliche Diskuſſion durch eine Schrift des ger 
wandten Staatöjchreiber® Baumgartner, worin die nöthigen Refor— 
men — voran die Aufhebung der Ffonfejjionellen Trennung und eine 
volfsthümlichere Wahlart des Gr. Raths — Har und gründlid) hervor: 
gehoben wurden. Bon allen Eden und Enden flogen jest die Revi— 
fionsideen; fo verichiedenartig der Kanton, jo bunt waren die Meinungen 
und Wünſche; eine Parthei nah der andern wurde überflügelt; neben 
der repräientativen Demokratie trat auch das Landsgemeindeſyſtem in die 
Schranken. Von klerikaler Seite ſuchte man die ertreme Demokratie aus: 
zubzuten und firhlih:n Fanatismus zu ſchüren, um die konfeffionelle 
Trennung aufrecht zu halten. Die Regierung fträubte fi) nicht lange ge 
gen eine Nevijion und traf einleitende Schritte. Der Gr. Rath fıbte 
eine Neunzehner-Kommiſſion ni!der, um Vorſchläge zu bringen, aber ftatt 
fi zu beeilen, verſchleppte dieje di: Arbeit. Die Fluth hatte Zeit, hö— 
ber und höher zu fteigen, die demokratiſche Nichtung gewann an Boden. 
Bolfsnerfammlungen folgten auf VBolfsverfammlungen ; den Ausichlag 
gab der Tag von Altjtätten (5. Dezember) wo ein unbcachteter 
Mann von dort, der Pintenwirth Joſeph Eichmüller, cifriger Ber: 
ehrer der Landsgemzindefreiheit, ohne Bildung, aber nicht ohne Beredt— 


*) S. Entſtehung und Bedeutung des Art 22 der Berfaffung von St. Galken, 
von Hungerbühler (in Ludwig Saell’3 ſchweiz. Stautsredit). 
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faihfeit, das Volt mit dem bündigen Nuf zu gewinnen wußte: „ft die 
Regierung Herr, fo ift es billig, daß fie die Verfafiung made; ift’s 
aber das Volk, fo fol diefes an die Arbeit.” Jubelnd befchloffen die 
3—4000 Rheinthaler: Kleiner und Großer Rath find bloß proviſoriſch; 
die Neunzehnerfommiffion fol aufgelöst und vom fouveränen Volk in 
Kreisverfammlungen ein volfsthümlicher Verfafjungsrath erwählt werden. 
N ue PVerfammlungen, wie zu St. Gallenfappel, zu mehr ala 3000 
Mann ftark, folgten der Loſung und die liberalen Führer, die der demo: 
Fratifchen Fluth zu mehren fuchten, mußten den Widerſpruch aufgeben. 
Die Neunzehnerfommiflion fiel zu Boden und ein Verfaflungsrath wurde 
beftellt mit Wahlen nach den reinen PVerhältnig der Bevölkerung. 

Der bisher gefeiertfte Staatsmann St. Gallend, Müller: Fried: 
berg, Fonnte jih in dem Aufeinanderplageh der PBartheien und poli- 
tischen Gegenfäge nicht mehr zurechtfinden und rief (in feinen Annalen 
zur Gefchichte diefer Zeit) ein anhaltendes Wehe über das Untermühlen 
aller ftaatlihen Ordnung. „So hell derfelbe in Firchlichen Dingen 
dachte, fo feft er gegen geiftliche Anmaftıngen ftand, fo unempfänglich 
mar er für die been der Demofratie, fo blind gegen den Geift der 
neuen Zeit.” *) — 

Am Kanton Waadt bradte die Reftauration nicht wie an den 
meiften andern Orten ein den bisherigen Errungenfhaften feindliches 
‚ Regiment empor. Der Kanton behauptete mit Fräftigen Anftrengungen 
feine junge Selbftftändigkeit gegenüber den Berner Wiedereroberungsge: 
lüften. In den inneren Zuftänden ging der Nüdfchritt nicht fo meit, 
daß die ariftofratifchen Elemente zur wirflihen Geltung kommen konn: 
ten. Es blieb eine republifanifche Parthei am Ruder, die mehr ober 
weniger die Grundfäge der Revolution von 1798 vertrat, im bisherigen 
liberalen Geiſte fortregierte und fomohl in Bezug auf die Gefebgebung 
al3 die Verwaltung Tüchtiges leiftete, fo daß der Kanton eine Zeit lang 
rühmlich voranzufchreiten fchien. 

Aber mit der Reftauration wurden auch in Waadt die überall 
üblichen künſtlichen und komplizirten Wahlformen eingeführt, die auf 
Gelbjtergänzung hinausliefen und den wahren Charakter der Volks— 
vertretung fälſchten. Dadurch verknöcherte ſich allmälig die beftehende 
Gewalt und gerieth in eine enge Richtung. In den Behörden bildete 
fi eine kompakte Mehrheit, die feine unabhängige Gefinnung auffommen 
lied. Zuletzt bejtand der Große Nath zu nicht weniger ald vier Fünf: 
theifen aus Regierungs:, Gerichts: oder Gemteindebeamten. Die alte 
republikaniſche Parthei wurde unvermerkt fonjervativ und glaubte mit 


*) S. Geſchithte des Kantons St. Gallen, von Dito Henne-Amrhyn. 
Seite 194. 
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ihren frühern VBerdienften genug gethan zu haben. Bei dem ausſchließ— 
lichen Syſtem fiel ein Drud nit nur auf die Prefje und öffentliche 
Meinung, fondern auch auf die Gewiſſensfreiheit. Als eine pietiftifche 
Rihtung um ſich griff und mit der Nationalfirche in Widerſpruch ge 
rieth, wußte man jich nicht anders als dur Gtrafverbote gegen die 
religiöfen Verfammlungen zu helfen. Durd die DVerfolgungen wurde 
indeß das Seftenwefen nicht unterdrüdt, fondern nur gefördert. 

Gegen das beſchränkte Wahlfyftem und den politiſchen Kaftengeit 
regte fich früh eine Oppofition. Zu den Vorfämpfern gehörte der greife 
Friedrih Cäſar Laharpe, deſſen patriotifche Gluth noch nicht erlofchen 
war. Über eine Zeit lang wurde jede Modififation von der geſchloſſenen 
Mehrheit im Großen Rathe zurüdgewiefen. Auch eine Neformpetition, 
die fih im Jahr 1826 mit 4197 Unterfchriften bededte, fand fein Ge— 
hör. Als entfchiedener Gegner trat damals noch der junge Druey 
auf, der dem Gr. Rath die vollfte Souveränität vindizirte und das 
volfzthümliche Verlangen als einen Eingriff in die Autorität der Be: 
hörde befämpfte. Die alten Republifaner mißtrauten zum Theil dem 
neu auftauchenden Liberalismus, ‚weil ſich Hinter diefem auch ariftofra- 
tiſche Triebfedern zu verfteden jchienen. Bei der zunehmenden Unzu— 
friedenheit fah fich indeß die Negierung genöthigt einzulenfen und eine 
theilmeife Aenderung des Wahlſyſtems vorzufhlagen. Die dadurch her: 
vorgerufene Reform blieb jedoch einftweilen auf dem Papier, indem — 
nah einem unglüdlichen Uebergangsgeſetz — die bejtehenden Behörden 
feiner unmittelbaren Erneuerung unterworfen wurden und die repidirten 
Beftimmungen erjt bei Ablauf der jeweiligen Amtsdauer in Kraft treten 
follten. Die Oppofition wurde daher nicht bejchwichtigt. 

Die konftitutionelle Bewegung im benachbarten Frankreich trug dazu 
bei, den öffentlihen Sinn in Waadt immer lebhafter zu erregen. Als 
die Julirevolution ausbrach, hatte fich bereit3 ein bedeutender demokra— 
tiſcher Umſchwung in den Geijtern vollzogen. Der mächtige Anſtoß 
führte bald weiter auf der Bahn der Reform. Bloße Abänderung des 
verhaften Uebergangsgeſetzes, womit die Regierung entgegentommen 
wollte, genügte nicht mehr. Auch die bisherigen liberalen Führer wur: 
den zum Theil überflügelt. Eine Petition, die von Laufanne ausging und 
6000 Unterfriften aus allen Gegenden des Kantons erhielt, verlangte 
die Einberufung eines Verfaſſungsraths. Bei der PVerfammlung des 
Großen Rathes famen, durch Feuerzeichen auf den Hochwachten gerufen, 
von allen Seiten Volkshaufen nah der Hauptjtadt, um dem Begehren 
Nahdrud zu verleigen. Die Behörde wollte fih durch die drohende 
Haltung des Volks nicht einjhüchtern laſſen und beſchloß, jede Be— 
rathung auszufegen, jo lange die Menge nicht "auseinander gehe. Da; 
durch wuchs die Aufregung. Unter Trommelſchlag zog das Bolt am 
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nädjften Tag mit Knitteln bewaffnet vor das Rathhaus. Ungeftüm 
drangen Leute felbit in den Großrathsſaal und fingen hier an zu toben 
und Unfugen zu verüben. Nur mit Mühe gelang es, den Tumult 
zu befchwichtigen und die Menge zum Rückzug auf den Montbenon zu 
bewegen, wo fie des Entfcheides harrte. Auf das Drängen der populären 
Führer gab hierauf der Große Rath nah und milligte in die Einbe: 
rufung einer Conftituante (18. Dez. 1830). Der Beſchluß wurde freudig 
begrüßt und mit Aufftellung von Freiheitsbäumen gefeiert. — 

Etwas fpäter fam e8 auhin Schaffhaufen zu einem Umfchlag. 
Diefer Feine Kanton jenfeit des Rheins befand ſich unter der Media: 
tion in glüdlicher Entwidlung. Die Reftauration warf ihn in faule 
Zuftände zurück. Die Ordnung, die dem Kanton ohne alles Zuthun 
der Landichaft aufgedrängt wurde, rief die Grundlagen der alten 1689er 
Verfaſſung wieder in’3 Leben, Die Stadt mit ihrem Junkerthum erhielt 
wieder da3 vollftändigfte Uebergewicht. Stadt: und Staatsgut wurden 
in einer Weiſe verfchmolzen, daß weder Ordnung noch Controle möglich 
waren. Im Jahr 1819 lehnte fi) das Landvolk bei Gelegenheit eines 
neuen Finanzgeſetzes auf, unter eidgenöffifcher Vermittlung wurde jedoch 
die Ruhe bald wieder hergeitelt. Im Jahr 1826 wurde zwar die Ver: 
fafjung einer Revifion unterworfen, einzelne Uebelftände befeitigt, bie 
Juſtizpflege etwas verbefjert und eine Reform des gefammten Schul: 
weſens angebahnt. Aber das fchreiende Mifverhältnig in der Reprä— 
fentation blieb beftehen. Die Stabt mit ihren 6000 Seelen hatte aud) 
ferner zwei Drittel der Vertretung in Händen, während der Landichaft 
mit 24,000 Einwohnern nur ein Drittel zuftand. Much mit dem (Finanz: 
weſen ging es nicht befier. Ein fchlauer Betrüger wußte dafjelbe in 
faft unentwirrbarer Verwidlung zu erhalten, wodurd die Landbürger 
in ihrer Meinung beftärft wurden, die Hauptftadt finde ſolche Unord: 
nung in ihrem Interefje. Zu fpät machte man Miene, diefem Unwefen 
zu jteuern. 

Die Kluft zwifchen Stadt und Land öffnete fich auch in Schaffhaufen, 
al3 der größere Theil der Schweiz in Bewegung fam. Trennung von 
Stadt: und Staatögut war das erfte Loſungswort, dem bald der Ruf 
nad allgemeiner Berfaffungsrevifion folgte. Die Gährung wuchs all: 
mählih; in Unterhallau brach ein Eleiner Aufftand aus; man machte 
Anftalten zu einem bewaffneten Zug nad der Hauptitadt; das Städt— 
hen Stein am Rhein drohte fih ganz vom Kanton zu trennen und 
dem freien Thurgau anzufäließen. Das Stadtjunfertfum dachte eine 
Zeit lang noch an Widerftand; aber die Behörden fahen den Boden 
unter ihren Füßen fchwinden, Regierung und Großer Rath danften ab 
und ordneten die Wahl cine Verfaſſungsraths nach der Volkszahl an. 
(20. Januar 1831.) 
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Der Amſchwung in Bern. 


Nicht leicht war. e8 in Bern das arijtofratifche Bollwerk zu brechen, 
Hier hatten die liberalen Ideen ſich erft langſam emporarbeiten können 
und war die Regierung zu entfhiedenem Widerftand geneigt. Der Bor: 
gang. von Züri) und anderen Kantonen mußte der [hwerfälligeren Mafie 
den nöthigen Anftoß geben. 

Schon unter der Mediation konnten die ariftofratijchen Elemente in 
Bern fich wieder in bedeutendem Maße geltend machen. In den letzten 
Jahren waren die höchiten Behörden zu mehr als drei Fünftheilen mit 
Patriziern und Berner Stadtbürgern beſetzt. Der ariftofratiichen Herrich:. 
fucht genügte, indeß der wiedergewonnene Einfluß noch nicht. Sobald 
der Schuß fremder Bajonette die Gelegenheit zum Umſturz bot, griff 
man wieder gierig nad) allen alten Vorrechten. Ohne den hartnädigen 
Miderftand der neuen Kantone, die vermittelnde Haltung einiger Städte: 
fantone und die. Dazwiſchenkunft des Wiener Kongrefjes wäre die Re— 
action im Jahr 1814 noch weiter gegangen. Nur gezwungen verzichtete 
das reftaurirte. alte Bern auf die Miedereinverleibung von Waadt und 
Aargau und machte, der Zeit einige Zugeſtändniſſe. Aber. jo meit es— 
mögli war, merzte man die Errungenschaften der Neuzeit aus und 
kehrte in die, Vergangenheit zurüd, Der alte Rath der Zweihundert der 
Stadt: Bern mafte fi) wieder die ganze Souveränität an. Die Wahl 
diefer Zweihundert wurde neuerdings auf die regimentsfähigen Burger 
beihränft und blos die Bedingungen, unter die regimentsfähige Burger: 
haft zu gelangen, etwas erleichtert. Dazu fam dann eine Scheinver: 
tretung vom Lande durch 99 Mitglieder, deren Wahl fo eingerichtet war, 
daß. felten ein der Regierung mißbeliebiger Mann in den. Gr. Rath 
tommen konnte. Ju Wirklichkeit lag die Leitung des Staates: wieder in 
den. Händen. eines enggefchlofienen Familienregiments. Die Wahlfähigfeit 
aller Kantonsbürger zu den Staatsämtern war zwar zugefichert, aber 
eine, fünfzehnjährige, Erfahrung bewies zur Genüge, daß eine Berüd: 
fihtigung auch der fähigiten Landbürger zu höheren. Stellen zu. den jel- 
tenen Ausnahmen gehörte, Auch in der Stadt war wieder eine Kluft 
zwilchen den regimentsfähigen und nicht vegimentsfähigen Klafjen gezogen 
und ‚Tettere ſelbſt, von, der Stadtverwaltung ausgefchloffen. Für die ge: 
ringen Befoldungen, mit denen fich die gnädigen Herren und Obern zu: 
frieden. ftellten und die, nur. die Ausfchließlichkeit vermehrten, lag reich: 
licher Grfat in, den, fetten Oberamtsftellen und fo vielen andern Bene: 
fizien, die den herrichenden Gefchlechtern zuflofen. Auf den Lande mußte 
das Volk mwieder über Hochmuth und Willführlichkeit der „Landvögte“ 
Hagen, die, eine enorme Juſtiz-, Polizei: und Adminiftrativgewalt in ſich 
vereinigten und fait nach Belieben fchalten konnten. Die Mafje der Bürz 
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ger erfchien wieder als Unterthanen, die feinen Beruf hatten’ fidj in öf 
fentfiche Angelegenheiten zu: mijchen und‘ denen Gehorchen und Schmei: 
gem geboten war. Die erfte Regierungsmarime ging dahin, von Oben 
herab unbedingte Autorität auszuüben und tiefe Ruhe: zur erhalten. Die 
öffentliche Meinung durfte fich nicht regen; jedes Verlangen nach einer 
Henderung der beitehenden Ordnung: wurde als Aufruhr behandelt. 
Selbſt den ehrerbietigiten Vorſtellungen mußte ſo viel wie möglich der 
Riegel geſchoben werden. Gollectivpetitionen waren! gänzlidy verboten und 
GEinzelpetitionen konnten nicht ohne Einſicht und Unterjchrift des Ober: 
aintnıannes vor die Regierung gebradht werden. 

Der ganze Staatshaushalt hüllte ſich wieder in geheimnißvolles 
Dimfel. Erſt als die: ariftofratiiche Regierung abtreten: mußte, wurde 
eint einläßliche Rechenſchaft über ihre Wirkſamkeit feit 1814 veröffente 
licht. Dieſer Dericht zeugte von dem Bejtreben, ſtrenge Polizei zu üben, 
die Verwaltungsmaſchine in geregeltem Gange zu haften, das Staats: 
verindgen zu mehren, mit direften Abgaben zu verſchonen, einzelne be: 
deutende Bauten’ auszuführen und aud), größere gefetsgeberijche Arbeiten 
an die- Hand zu nehmen. UWeberhaupt fehlte es ſo wenig an ſtaatsmän— 
niſchen Kräften wie an einem gewiſſen äußern Glanz, der wieder blenden 
fonnte. Aber dem arijtofratiichen Syitem war es unmöglich, die reichen 
Hülfsquellen des Kantons fruchtbar zu machen, Laſten und Wohlthaten 
des Staats gleihmähiger zu vertheilen und auf itgend einem Gebiet 
freiere Ideen durchzuführen. Für das Volksſchulweſen wurde in der Pe: 
riode:von fünfzehn Jahren wenig mehr verwendet‘, als jpäter in einem 
cinzigen Jahresbüdget verausgabt wurde: Man füuchte das’ geijtige wie 
politiſche Leben in dem allerengiten Kreije: feitzuhalten. In den Näthen 
gab ed-mwohl- cine gewiſſe Oppofition; auch ftand dem Gr. Rath die 
Anitiative zu; iaber der Widerjpruch entſprang fait ausfchlieglich aus der . 
Giferfucht der mehr oder weniger Bevorzugten und- ging felten über das 
gemeinjame Standesinterefje hinaus. Cine ernftliche Neformparthei konnte 
ich in Mitte- der Negimentsfähigen nicht bilden Nur einzelne Staats: 
männer erhoben hin und wieder ihre warnende Stimme, die indeß von 
dem’ starren Syſtem nicht beachtet wurde: 

Unter der ſtrengen Autorität konnten die Regungen bes Bernervol: 
kes äußerlich nieder gehalten werden. Nur durch die freiere Prefje in 
andern Kantonen fiel einiges Picht in das herrſchende Dunkel. Bis zu 
den‘ Juliereigniſſen wiegte ſich deßhalb das patriziiche Regiment in ftolzer 
Sicherheit. Aber die Kluft zwiſchen Volk und Regierung war tief genug, 
um das’ Gebäude bei der erſten Kriſis zu erfchüttern. ‚Der Drang nad 
größerer Nechtsgleichheit machte ſich-zunächſt hauptſächlich in den bemit: 
telteren Klaſſen auf dem Lande und in den kleinen Städten geltend. In 
ben" verjhhiedenen "Gegenden" des Kantons herrichten" befondere" Beſchwer⸗ 
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den. Im Oberland lebte der bittere Groll über das barbariſche Straf: 
verfahren nach den Unruhen im Jahr 1814, wo das Voll, gegenüber 
der mit Gewalt wieder zur Herrichaft gelangten Arijtofratie, fich zuſam— 
menjchaarte und in einfacher Bittfchrift größere Nechtsgleichheit verlangte. 
Im Seeland Hagte man über die Laft der Zehnten und Bodenzinfe. 
Der neue Kantonstheil (Jura) fühlte fich in feinen eigenthümlichen Ein- 
rihtungen verlegt. In der Stadt jelbit trat der Nik zwilchen der zu: 
rüdgefegten Bürgerfhaft und dem herrfchenden Patriziat immer jtärfer 
hervor. 

Nah der Yulirevolution wurde auch das Bernervolf ergriffen. In 
den beiden erjten Monaten ſah man indeß nur Eleine Zeichen des in der 
Stille lodernden Feuers. Die Regierung zeigte ſich entfchlofjen, das Heft 
in Händen zu behalten und jede Bewegung im erften Keim zu erftiden. 
ALS vorörtlicde Behörde erließ fie das Drohmanifeft an alle Kantons: 
regierungen, worin fie zu energifchen Mafregeln gegen die Prejje auf: 
forderte. Sie fchritt mit Zeitungsverboten voran und gab den Ober: 
amtmännern die ftrengften Weifungen gegen jede Ruheſtörung raſch ein: 
zufchreiten.. Um jich beſſer zu ſchützen, ging man mit dem Plan um, 
eine Truppe der aus Frankreich heimfehrenden abgedankten Schweizerfol- 
daten in Sold zu nehmen. Dies reizte nur die Stimmung und machte 
dag Miftrauen allgemeiner, Um der öffentlichen Meinung einen Aus— 
drud zu geben, geſchah jet (gegen Ende Dftober) ein erfter befcheidener 
Schritt. In Burgdorf, das dur die Wirffamkeit der drei Brüder 
Schnell *) zum Mittelpunkt der Reformbewegung wurde, richtete der 
Stadtrath die ehrerbietige Anfrage an die Regierung, „auf welchem 
Wege die Stadt ihre aufrihtigen Wünfche für die [hleunige Anwendung 
geeigneter Mittel zur Sicherung der Wohlfahrt des ſchweizeriſchen Va— 
terlandes gegen äußere und innere Stürme der hohen Regierung vor: 
bringen könne.“ Darauf erfolgte die ungnädige Antwort, daß jede Pe- 


*) Ludwig Schnell, Stadtfchreiber in Burgdorf uud Mitglied des Gr. 
Raths, gab die Anregung zum erften amtlichen Schritt im Sinne der Reform, in- 
dem er die Behörde zu der ehrerbietigen VBorftellung bewog, worin um Einvernah— 
me der Boltswüniche über eine Berfaffungsänderung gebeten wurde. Karl 
Schnell, Redhtsanmwalt, brachte in die unklaren und verichtedenen fich fundgeben- 
den Anſichten und Begehren eine gewiffe Uebereinftimmumg und deutlichere An— 
Ihauung dadurch, daß er in dem nachher fogenannten „Burgdorferblättcdyen” die 
weſentlichen politiichen Wünſche formulirte, welches in zahlreichen Abfchriften durch 
die zu gemeinjamer Berathung nad) Burgdorf gelommenen Reformfreunde in den 
verſchiedenen Landesgegenden verbreitet wurde und fo gleihjam als Leitfaden für 
ihre Beftrebungen dienten. Hans Schnell, Brofeffor, war der eigentliche Anord- 
ner der Münfinger Berfammlung. Der Wunjd nad) einem Berfaifungsrath wurde 
von Karl Schnell, ohne Vorwiſſen feiner Brüder, vorgebracht. (Siehe: Leben Karl 
Schnel’s im Berner Tafchenbucd von Ludwig Kauterbürg. Jahrgang 18565.) 
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tition als ungefeßlich abzumeifen fei, da über politifche Verhältniffe Feine 
Bittfchriften an die höchſten Landesbehörden gerichtet werden dürften; 
der Stadtrath werde wohl im Gr. Rath ein Organ für feine Wünfche 
finden. 

Diefer Befcheid der ftarren Autorität vermehrte die Aufregung. Ein 
Theil der herrjchenden Staat3männer fah wohl allmählich die Nothwen> 
digfeit ein, den Sturm wenigftend durch einiges Entgegenfommen zu 
beſchwichtigen. Der Schultheif von Wattenwyl rieth zu einer Revi» 
fion der Vorfchrifien über die Wahl des Gr. Raths. Aber der bloße 
Gedanke auch der Fleinften Reform ftieß bei der Mehrheit des Kl. Raths 
noch auf den entjchiedeniten Widerfprud. Man traf Anftalten, um bie 
Gewalt unter allen Umftänden zu fichern und rief Truppen nad Bern. 
Diefe Mafregel gab der Ariftofratie den erften großen Stoß. Die 
Truppen gaben deutlich zu verftehen, daß fie zur Vertheidigung des Va— 
terlands mit Gut und Blut bereit feien, aber fich gegen das Volf nicht 
würden brauchen lafjen. 

Von nun an nahm die Bewegung einen ernitern Charakter an, nad: 
dem unterdei auch die Ereignifje in andern Kantonen die Berner Be: 
völkerung angefpornt hatten. Unbefümmert um das oberamtliche An: 
fehen folgten Berfammlungen auf VBerfammlungen ; in einzelnen Gemein: 
den wurden Freiheitsbäume geſetzt; im Pruntrut brachen ſchwere Unruhen 
aus, die zum Theil auf Lostrennung vom Kanton zielten; in der Stadt 
errichtete die Bürgerfchaft eine Bürgerwache, ſcheinbar um Ordnung und 
Sicherheit aufrechtzuhalten, in Wirklichkeit um Gemaltplänen des Patri: 
ziats entgegenzutreten. Endlich ſah fich die Regierung genöthigt, fo meit 
einzulenfen, daß dem Gr. Rath der Antrag auf eine Kommiſſion zur 
PVernehmung der Wünſche des Volfes gejtellt wurde. Der Gr. Rath 
verfammelte fih am 6. Dez., fette eine ſolche Kommiſſion nieder und 
gewährte einige materielle Erleichterungen durch Aufhebung der Konſum— 
fteuer, Herabjegung des Stempels u. ſ. w. Aber die Zeit war vorüber, 
wo ſolche halbe Zugeſtändniſſe befriedigen fonnten. Die Haltung bes 
Patriziats, die nicht Nachgiebigkeit fondern hartnädigen Widerftand ver: 
rieth, jtachelte von Neuem. Die Regierung felber zerftörte alles Ver— 
trauen dur ein Machtgebot, wonach alle Kolleftivbittfchriften von Be: 
hörden und Privaten ſowie da8 Sammeln von Unterſchriften in alter 
Meife verpönt wurde. In Furcht vor einem Zuge gegen Bern wurden 
wieder militärische Mafregeln getroffen, Truppen in der Stadt concen- 
trirt und drohende Befehle erlafjen. Auch zu der Bildung einer Art 
Leibgarde geſchahen jett eifrige Schritte. Unter der ſtillſchweigenden Zu: 
ftimmung der Behörden raffte da3 Patriziat, das drängend hinter der 
Regierung ftand, mehrere hundert aus franzöfiihem Dienft entlafiene 
Schweizerjöldlinge, fogenannte Rothe, zufammen. 
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Tiefe Merbungen trieben. die Eährung auf die äußerſte Spike. 
An der Stadt’ erflärten die Führer der Bürgerwache, daß fie das er— 
richtete: Freikorps als ein feindliches betrachteten und deſſen Auflöfung 
verlangten, wenn die Regierung noch länger auf die Bürgerfhaft zählen 
wrlle. Auf dem Lande drohten alle Bande fih aufzulöfen. Die Me: 
gierung, im fich felber nicht mehr cinig, bald zur Nachgiebigkeit geneigt, 
bald zum Widerſtand getrieben, ftand ifolirt da; die alte Autorität’ fiel 
fihtbar zu Boden. Im Seeland mußten. Truppen, die Wegräumung 
eines aufgeftellten Freigeitsbaumes erzwingen follten, vor den bewaffneten 
Schraren in Nidau weichen. Im Jura drang eine Schaar Inſurgenten 
unter X. Stodmar von Pruntrut aus nad) Delsberg und vertrieb 
den Oberamtmann. Yon allen Seiten fam die Drohung, daß wenn 
bis zum 10. Januar die Werbung der Miethfoldaten nicht. als unge⸗ 
ſetzliche Maßregel erklärt, unterſucht und beſtraft würde, der Landſturm 
aufbrechen und die Regierung mit Gewalt dazu nöthigen werde. 

Die liberalen Führer fuchter noch einer gewaltſamen Löſung der 
Krifis zuvorzufommen umd dur) die Macht der öffentlichen Meinung 
die’ Reform in ein friedliches Geleije zu leiten. Auf ihren Ruf traten 
an: jenem 10. Januar 12 — 1500 angefehene Männer, meilt: Ausge- 
ſchoſſene aus allen Sandestheilen, in Münfingen; einem anmuthigen 
Dorfe Mitte Wegs zwiichen Bern und Thun, zufammen. Dieſe Ber: 
fanımlung folte das Schickſal des Landes entf—eiden. Mit der-Gemalt 
feiner: Rede wußte Hans Schnell den Sinn der Landleüte zu ergreifen, 
erft: den: Hochmuth des patriziichen Regiments vor: Augen führend- und 
zum entjchlofjenen Willen anjpornend, dann wieder: vom: Aeußerſten zu: 
rückhaltend: „Das Volk ift der Löwe, der einen Spaß in ber Tate 
hält! Wäre es großmüthig, den Spaß zu erdrücken?“ Alle Wider: 
ſprüche der liberalen‘ Berner Stadtbürger und die Bedenken eigener 
Freunde überwindend, pflanzte Karl Schnell, der geiſtige Lenker. der 
Reformparthei, die Fahne der vollen Souveränität des Volkes auf und 
verfocht entſchieden und beharrlicd) das Verlangen nad) einem Verfaſſungs⸗ 
rath. Die Landleute ſchaarten ſich unter ſtürmiſchem Beifall um dieſen 
Vorſchlag. Die Verſammlung beſchloß, der Regierung eine Friſt von 
acht Tagen zu ſetzen, um den Volkswünſchen zu entſprechen und einen 
Verfaſſungsrath zu berufen. Falls ſie länger zögere, ſollte zu weiterer 
That geſchritten werden. 

Noch ehe die Verfammlung beendigt war, kam die: Kunde von 
Bern, daß die’ Regierung am gleihen Tage nad) heftigen innerm 
Kämpfe beſchloſſen habe, der Werbung der Miethjoldaten Einhalt zu 
thun und eine Unterfuhung anzuheben. Der Eindruck ber Verſammlung 
felbft war für das vor Kurzem noch ſo ſtolze und. jetzt zum Schatten 
heruntergeſunkene Regiment: überwältigend. Shin drei Tage nachher 
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beſchloß der Große: Rath mit 200 gegen 19: Stimmen die Aufſtellüng 
eines Verfaſſungsraths. Alt-Schultheiß Fiſcher drang zuerft darauf, 
aber- mit; dem: Motiv: nachdem ein undankbares Volk ſich ausgefprochen, 
da die Regierung fein Zutrauen verloren: habe, Tolle: ſich diefe mit ih 
die Verfaffung mifchen: Andere Patrizier ſtimmten zu, weil fie: mähn: 
ten, daß mit einem- folchen Bolfsrath: Alles erft recht in Verwirrung 
kommen und dann das Alte zurückkehren werde: In der Proffamation 
an das Volk wurde Alles angewendet, um den Schein zu retten und 
ſich mit: der Glorie alter Würde und: Meisheit zu umgeben: — At die 
zur Einholung der Volkswünſche niedergejette Kommifjion waren unter: 
deß gegen 600 Eingaben gelangt, faſt alle im Sinne einer durchgreifen— 
den; Reform, Zeichen der lang verhaltenen, aber endlich zum Ausbruch 
gekommenen Stimmung: 

So fiel das zähe Patriziat nicht eher, als» bis esralle Wibderftands:- 
pläne gefcheitert jab. Das: Bolf kehrte überall ohne: weitere Unord— 
nungen zur Ruhe zurüd. Nur der Jura: veranlapte noch ein kleines 
Nachſpielt Um den dortigen Aufftand zu dämpfen, bot’ die Regierung 
in übereiltem Eifer Truppen auf, erließ eine Proffamation und fette 
einen Preis von A000 Franken auf die Habhaftmachung des Volksführers' 
Stockmar. Gin Kriegszug war indeß nicht vonnöthen: Die Abfendung 
von Kommiflären genügte zur Beruhigung. Mit’ dem in Ausficht ges 
ftellten- Berfafiungsrath gab ſich auch der neue Landestheil zufrieden und 
ber, Aufftand legte fich. *)' 


Die außerordentliche Tagſatzuug 


Mitten- in allen diefen Bewegungen und unter dem Dtang ber 
außeren- Verhältnijfe war es! nothwendig, daß auch die oberftt Windess 
behörde in irgend einer Weife ihr Wort fprehe. Der ariltofratifche 
Vorort Wern hatte: die Tagherren in der ordentlichen Sommerſitzung 
von: 1830, gleich nad) den ſchwülen Sulitagen, in der Anaft’ ihres’ Herzens! 
gern nah Haufe gehen fallen, um die: cidgenöflichen Zügel‘ allein in 
Händen zu halten: Noch glaubte:er an feinen Beitand der Umwälzung 
in. Franfreih und hoffte auf cine Einmiſchung der abfolutiitiichen. 
Mächte, die den alten Zuftand zurüdjühren würden. Um allen Bewegungen 
in der Schweiz von vorneherein entgegenzutreten, erließ er das Kreis— 
ihreiben- (vom 22. September), worin er die Käantonalregierungen auf: 
forderte, durch Preßmaßregeln der öffentlichen Meinung Gewalt anzu: 
thun- und Ruhe und Ordnung: mit allen Nachdruck aufrechtzuhalten. 
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ri * Siehe Herzog, Geſchichte des Bernervolks. — d. Tilhli er, Geſchich te der 
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Dies drohende Manifeſt erregte nur den höchſten Unwillen und ſelbſt 
einzelne Stände, wie namentlich Zürich, wieſen dieſe Zumuthungen ernſt— 
lich zurück. Am Stillen fuhr indeß der Vorort fort, zum Widerſtand 
aufzumuntern, militärifche Unterſtützung in Ausficht zu ftellen und ge: 
meinfame Vorkehrungen anzuregen, um die Bevölferungen niederzuhalten. 
Nirgends Fonnte die alte Autorität damit gerettet werden und von feiner 
Seite fuchte man auch in der äußerſten Noth um die wirkliche Inter: 
vention des Bundes nah. Mit bitterem Gefichte mußte der Vorort den 
aus der Revolution hervorgegangenen Bürgerfönig in Frankreich aner: 
fennen und Freundfchaftsverficherungen austaufchen. 

Almählih nahmen die Dinge in Europa eine drohendere Geftalt 
an. Auf der einen Seite der Drang der Völfer, dem Beifpiel Frank: 
reih8 zu folgen; die Revolution, die bereit? in Belgien auöge: 
broden war; die Hülfe, die Frankreich dem benadhbarten Lande zu 
leiten bereit war; auf der andern Seite die fich wieder feiter 
nüpfende heilige Allianz der abfolutiftifhen Mächte, die auf einen 
neuen Feldzug für die Legitimität hinzielte; überall gewaltige Rüftungen ; 
in der Nähe der Schweiz eine öſtreichiſche Heeresaufftelung in Italien 
und Kriegäbereitfchaft der ganzen fardinifchen Macht. Für die Eidge— 
noffenfchaft trat die Gefahr nahe, von den kriegeriſchen Verwicklungen 
mit betroffen zu werben. Unter diefen Umftänden traute man dem 
ariftofratifchen Vororte Bern nicht; im liberalen Lager war die Beforg- 
niß allgemein, daß mwieder das Spiel von 1813 getrieben und die Grenze 
bloßgeftellt werben könnte. Daher der Yaute Ruf nad einer aufer- 
ordentlichen Tagfatung, der auch von Kantonen unterftübt wurde, in 
denen fi) noch feine Bewegung geltend machte. Der Vorort Fonnte 
nicht länger allein walten und mußte die Bundesbehörde aufßerorbentlich 
zufammenberufen. Aber in feinem Kreisfchreiben (vom 7. Dezember) 
wurde aller Nachdruck darauf gelegt, den Angriffen auf die beftehenden 
Drdnungen zu fteuern und die alten Verhältniffe in der Eidgenofjen- 
haft aufrechtzuhalten, die Wahrung der nationalen Intereſſen gegen 
das Ausland dagegen in den Hintergrund geftellt. Zugleich machte ſich 
das Gelüfte bemerkbar, unter dem Vorwande, daß Luzern (als nächiter 
Vorort) in der Umgeftaltung begriffen fei, die vorörtliche Leitung beim 
Jahreswechſel in Händen zu behalten. In diefem Sinne wurde bei den 
Urftänden agitirt, fo dak Schwyz in einer Konferenz zu Beggenried 
den fürmlichen Antrag ftellte, darauf zu dringen, daß der Vorort. bei 
Bern verbleibe. Daraus entftand neues Mißtrauen. Aufs Entfchiedenfte 
ſprach fich der bereits erneuerte Gr. Rath in Zürich bei der Inſtrue— 
ttonsberathung gegen den ganzen Standpumft des Kreisſchreibens aus. 
Das. erjte und hauptſächlichſte Ziel jei, daß alle Eidgenofjen fih wehr— 
haft und friegäfertig machen, um die Selbititändigfeit gegen jeden Ans 
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griff von Außen zu behaupten. Dem Streben der Kantone nach Ver— 
beſſerung ihrer Verfaſſungen müſſe man nicht in den Weg treten und 
ſie zu hindern ſuchen; in der beförderlichen und volksthümlichen Vollen— 
dung der eingeleiteten Reviſionen liege vielmehr das wirkſamſte und 
beſte Mittel, die Ruhe im Innern wieder herzuſtellen und das nöthige 
Anſehen nach Außen zu erhalten. Die Kraft ſei im Volke; durch dieſes 
und mit dieſem allein ſei man ſtark. Mit ſolcher offenen und nach— 
drücklichen Sprache trat Zürich an die Spitze der neuen Politik der 
Regeneration. In allen Kantonen, wo ſich ſchon der Volksgeiſt geltend 
machte, ſchloß man ſich dieſer Anſchauung an. Was die ganze freige— 
ſinnte Schweiz verlangte, war: Ergreifung aller nöthigen Maßregeln 
zur Sicherung der ſchweizeriſchen Grenzen, freie Selbſtbeſtimmung in 
den Kantonen und bundesgemäßer Uebergang der vorörtlichen Leitung 
auf den Stand Luzern.*) 

‚AS die Tagjagung am 23. Dezember 1831 in Bern znfammen- 
trat, Hatte ji der Umſchwung bereit3 in den acht Kantonen Thurgau, 
Zürih, Aargau, Luzern, St. Gallen, Waadt, Freiburg und Solothurn 
entſchieden; Schwyz und Bafel lagen in Wehen; in Bern ſelbſt wantte 
der Boden unter den Füßen der ariftofratifchen Regierung. Die Bun: 
desperfammlung war nicht als das Organ der Schweizernation anzu— 
ſehen; die Tagherren mit ihren Injtruftionen in der Tafche vertraten 
nur das nterefje der Fanionalen Souveränitäten, die Mehrheit derfelben 
hing noch dem alten Syftem an; aber der öffentlihe Geift ſprach fo 
laut, die Macht der Ereignifje war fo gebietend, dak fein Gedanke mehr 
auffommen konnte, die Bewegungen noch mit den Mitteln des Bundes 
niederfchlagen oder in die Neugeftaltung der Kantone eingreifen zu 
wollen. Die vollendeten Thatfahen mußten anerkannt, der weitern 
Entwicklung freier Lauf gelafjen werden. Selbſt dem ariftofratifchen 
Vorort blieb nichts übrig als feine Widerftandsgelüfte zurüdzuhalten. 
Einhellig wurde demnah die Erklärung befchlofjen, daß es jedem eid— 
genöfjischen Stande, kraft feiner Souveränität, freijtehe, die von ihm 
nothwendig und zwedmäßig erachteten Abänderungen in der Kantons: 
verfaffung vorzunehmen, jobald diejelben dem Bundesvertrage nicht zu: 
wider feien. Es werde fi demnah die Tagſatzung auf feine Weife in 
ſolche bereits vollbrachte oder noch vorzunehmende Eonftitutionelle Re: 
formen einmifhen, Nur wurde die Hoffnung ausgedrüdt, daß die Ver: 
fafjungsarbeiten in den einzelnen Kantonen auf gejeglihem Wege und 
ohne Gefährdung der öffentlihen Ruhe zu Ende geführt werden möchten. 
Auch der bundesgemäße Uebergang der vorörtlichen Leitung an Luzern 
konnte von feiner Seite mehr ernſtlich bejtritten werden. Das ariftos 
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kratiſche Bern jelber ftanb in diefen Tagen bereit? am Rande de 
Abgrunds. 

Nach Außen hin mußten ſich alle Stände eben ſo einmüthig für 
die unwandelbare -tufrehthaltung der Neutralität ausſprechen. Feier— 
lieh erflärte die Tagjagung, dag die Ehre, Sicherheit und Selbitftändig- 
feit der Schweiz dieſe umbedingte Feſthaltung erfordern und, daß Die 
Unverlegbarfeit des eidgenöfjifchen "Gebiets bei dem Ausbruch eines 
Rrieges mit allem Nahdrud, nöthigenfalls durch die größten Opfer und 
Anftrengungen, behauptet werden folle. Die Kundmahung ftellte bes 
reits bedeutende Aufgebote in Ausficht; da indeß die Kriegsgefahr noch 
nicht jo nahe jchien, wurde von einer unmittelbaren Truppenaufjtellung 
noch abjtrahirt und nur die Aufforderung an ale eidgenöſſiſchen Stände 
erlajjen, Auszug und Reſerve für den erften Ruf in Bereitſchaft zu 
halten und für die nöthigen Geldmittel zu forgen. Zugleich wurde ber 
große Generaljtab ſammt ſämmtlichen Divijionsjtäben und einem Theil 
der Brigadejtäbe in Dienft berufen, endlid auch — nachdem die Tag: 
faßung unterdeg nah Luzern übergejiedelt war — ein Oberbefehlshaber 
in der Perfon des Oberſten Guiguer von Waadt ernannt und diefem 
Dufour von Genf als Chef des Generaljtabs beigegeben. Die Grenze 
hielt man am eheſten nad) der Seite von Defterreih und Italien be: 
droht, weßhalb das militäriihe Augenmerk hauptjählih nad) Grau— 
bündten, Tejjin und Wallis fiel, das Hauptquartier in Luzern aufge 
ſchlagen wurde. Befeſtigt wurden die Engpäjje zu St. Moritzen und 
am Simplon, jowie die Luzienftsig, einige Feldwerle bei Aarberg ange 
legt. Auch freiwillig vegte ſich der patriotiiche Eifer und erbot fich zur 
Bildung von Freicorps, was indeß niht im Sinne der Tayhırreit lag. 
Fieber nahm man eine Gabe von 50,000 Franken an, melde der 
Sriehinfreund Egnard für den Fıll eines Krieges zu Gunften Der 
Wittwen und Waren auf den Altar des Vaterlandes legte. in Heiner 
Alarm entjtand durch din Einfall pieniyntefiicher Flüchtlinge in Sa— 
voyen, um Hier die Fahne der Revslution aufzwarlanzın; raſch wurden 
durch den Oberbefehlshaber drei Bataillone von Waadt, Genf und Willis 
aufgeboten, aber bald wieder entlafien, da der unglüdlihe Verſuch zu 
feiner weiteren Gefahr für die ſchweizeriſchen Grenzen führte. 

Die feierlih: Neutralitätserklärung ward den europäiichen Höfen 
offiziell mitgetheilt. Allmählich kamen die Antworten, die von Seite der- 
Großmächte mehr oder winiger jpig und verlegnd lauteten. Bon fran— 
zöſiſcher Seite gab man deutlich genug zu verftehen, daß man auf die 
Neutralität nicht viel gebe und die Schweiz nicht fähig halte, fie ernſt— 
ih zu behaupten; für den Fall eine Gefahr von irgend einer andern 
Macht bot man deßhalb die freundnahharlih: Hülfe an; zugleich wurde 
bejtimmt erklärt, daß die franzöjijh: Regierung auch die geringite Ders 
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letzung des Schweizergebiets durch öſterreichiſche Truppen einer Kriegs— 
erklärung gleich anſehen würde. Frangöfiiher Minifter des Aeußeren 
war damals gerade Graf Sebaftiani, der früher in der Deputirtenkammer 
fih offen dahin ausſprach, daß Frankreich bei einem Kriege mit Defters 
reich ſofort die Schweiz beſetzen müjje, wenn es nicht im Nachteil fein 
wolle. Der Bundespräjident Amrhyn erklärte dem frauzöſiſchen Ge 
[häftsträger: c3 liege in der Natur der Dinge, ſowie in den Gefin« 
nungen des ſchweizeriſchen Volks, jeden Angriff auf fein neutrales Gebiet, 
woher er auch fommen möge, abzuwehren und jeden Angreifer als Feind 
zu behandeln. Das Anerbieten einer Unterftüßung von Seite Frankreichs 
betrachte man zwar al3 cinen erfreulihen Beweis der Fortdauer feit 
Jahrhunderten bejtandener freundnachbarlicher Berhältnifje, allein eine 
jede wirklich geleitete Hülfe müjje eine Verlegung der Neutralität nad 
ſich führen. 


Oeſterreichs Note auf die ſchweizeriſche Neutralitätserflärung war 
in wirklich anmaßendem Ton verfaßt. Aergerlid über die Umgeſtaltun— 
gen in den Kantonen, di2 den Ideen der Heiligen Allianz widerſprachen, 
und abHold allen Regungen größerer Selbjtändigkeit, die den domini— 
renden öfterreihiihen Einfluß zu vernichten drohten, ftellte fi) das 
Wiener Kabinet höchlich verwundert über die getroffenen militärischen 
Vorkehrungen, da diefe durch die Zeitumjtände nicht geboten feien und 
mit einer wahrhaft neutralen Stellung nit im Einklang jtänden. In 
ährlihrm Sinne antworteten auch Preußen und Rufland, Nur das 
Schreiben des engliſchen Minijters Lord Palmerſton war rüdjichtsvoll 
und ermunterte bie Schweiz in ihrem unabhängigen Streben. Auf die 
Noten der drei öftlihen Mächte gab die Tayjagung Nüderwiederungen, 
worin fie ſich gegen die ungebührlid: Zurechtweiſung v.rwahrte und bie 
ergriffenen Maßregeln durch dir kriegeriſchm Rüftungen der benachbarten 
Mächte und den enifchiedenen Willen der Eidgenoſſenſchaft, ihre Neutras 
lität und Unverlegbarkeit unter allen Umftänd.n zu behaupten, rechts 
fertigte. *) 

Unterdeß verzogen fih allmählich die gefürchteten Kriegswolken. Die 
Revolution in Polen durchkreuzte die Pläne der heiligen Allianz. Ruß— 
land war in ſeinem Innern gelähmt und, dieſer Stütze beraubt, wagten 
Deſterreich und Preußen nichts gegen Frankreich zu unternehmen. In 
Frankreich ſelbſt entwickelte die Julidynaſtie bald cine eigennützige Frie— 
denspolitik, die wieder mit der Legitimität liebäugelte. Die Schweiz konnte 
deßhalb ihre militäriſchen Vorkehrungen wieder einſtellen. Die Schnel— 
ligkeit, mit der ſie auf Wahrung ihrer neutralen Stellung bedacht war, 
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mußte ihr, troß dem rollen der Iegitimen Mächte, zum größeren An- 
jehen gereihen. Es war die erfte Frucht der Regeneration nad Außen. 

Die außerordentlihe Tagfakung blieb bis zum 7. Mai 1831 per- 
manent, wo fie ji endlich vertagte, um bald in ordentlicher Sitzung 
wieder zufammenzutreten. Im Innern hatte fie fich jett vielfach mit 
ben Wirren in Bafel und Schwyz zu beichäftigen, von denen wir näher 
zu jprechen haben. 


Berwürfniffe in Bafel und Schwyz. 


Während in einer Reihe von Kantonen der Umſchwung zu einer 
freieren Verfaſſung, wenn auch nicht ohne Gemaltauftritte, doch ohne 
lange Wirren, zu einem glüdlichen Ende kommen fonnte, wurden die 
Kantone Bafel und Schwyz von anhaltenden und fich immer wieder er: 
neuernden Kämpfen ergriffen, die Jahre hindurch die Eidgenoſſenſchaft 
in Spannung halten und einen vielfach ftörenden Einfluß auf den Gang 
der Dinge üben follten. 

Bon dem Kanton Bafel hätten manche Umftände vermuthen laſ— 
fen, daß die Regeneration hier nicht ſchwerer vor fich gehen werde, als 
in andern Stäbtefantonen. Im Jahr 1798 gab Bafel eine der eriten 
Lofungen zu der Ummälzung, die zur helvetifchen Republik führte; die 
Erhebung des Landvolfs blieb damals nicht ohne Anklang bei der Stadt: 
-bürgerfchaft. Nah dem Fall der Mediation gehörte Bafel zu den Orten, 
bie in den eidgenöfjiichen Wirren eine vermittelnde Stellung einnahmen 
und die Reaction nicht aufs Aeußerſte kommen ließen. Während der 
Reftaurationsperiode boten die Zuftände in Bafel einzelne auffallende 
Lichtfeiten dar. An der Univerfität wurden erhebliche Verbeſſerungen 
vorgenommen, die Wifjenfhaft von Hemmnifjen befreit und Männer 
berufen, die in andern Ländern für ihre freien Beltrebungen verfolgt 
waren. Mit: rühmlihem Muth behauptete Bafel fein Aſylrecht und 
trat fremden Zumuthungen entgegen. Auch nach andern Richtungen 
regie fih der Gemeinfinn, während die Verwaltung im Ganzen 
Ihonend war. 

Aber troß einzelnen Tiberalen Erfcheinungen ruhte das ganze Re: 
gierungsfyftem doch auf ftarren und unbilligen Grundlagen. Bei der 
unrehtmäßigen Abänderung der Mediationsverfafjung eignete fich Die 
Stadt — mit 16,000 Seelen gegenüber 40,000 Einwohnern der Land— 
haft — nicht weniger als zwei Drittheile der Vertretung an. Durch 
Selbftergängung und Lebenslänglichkeit der Groß- und Kleinrathsſtellen 
war die Gewalt in einen engen und ftabilen Kreis gebannt. Auf dem 
Ausdrud der öffentlihen Meinung laftete auch hier die Cenſur. Selbſt 
die Verhandlungen der gefeßgebenden Behörde durften nicht frei mitge— 
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theilt werden. Zwiſchen Stadt und Land beftand wieder eine ſcharfe 
Scheidewand. Die Landihaft war in ihrer Entwidlung gehemmt, das 
Rolf mehr oder weniger vernachläßigt und geijtig und pelitifh bevor: 
mundet. Alle wichtigeren und einträglicheren Amtsſtellen befanden fich faft 
ausfchlieglich in den Händen von Bürgern der Stadt, denen oft Will: 
fürlichfeiten zur Laft gelegt wurden. Die einzelnen Leiftungen erjchienen 
gewöhnlich als Gnadenverleihungen. Eine befondere materielle Bejchwerde 
bildete die Erklärung vieler taufend Jucharten früherer Gemeinde: 
waldungen zu Hoch: und Staatswald. In der Stadt felbjt wurde der 
Zunftzwang, der jih jhon während der Mediation wieder einjchlic), 
weiter geſchärft und nährte einen eigennüßigen Geift, der den ort: 
ſchrittsbeſtrebungen feindlich entgegentreten mußte, wo diefe das privi— 
legirte Intereſſe gefährdeten. In der Unterhaltung einer befoldeten 
Standestruppe lag für das Herrjchende Regiment eine größere Verſuch— 
ung als anderöwo, Bewegungen mit Gewalt zu begegnen. Hinter 
Feſtungswerken konnte man dem Landvolf die Spite bieten, jobald ſich 
auf die Stadtbürgerſchaft zählen Tieß. 

Auf der Landihaft blieb immer etwas von dem revolutionären 
Geift, der 1798 die landvögtlichen Burgen brach. Die Erinnerung an 
die Freiheitsurkunde — die man in Lieftal auf dem Rathhaus in filber: 
ner Kapfel aufbewahrte — ging wie ein Vermächtniß von der ältern auf 
die jüngere Generation über. ALS jett der Anftoß zu einer neuen, Be: - 
wegung Fam, fchaarte man fich in der Landichaft wieder um das Panier 
der vollen Rechtögleichheit. Auf dieſe geftüßt, richtete eine Berfammlung 
von angejehenen Männern aus verfchiedenen Gemeinden des Kantons 
im Bubendorfer Bad (18. November 1830) eine „ehrerbietige Vor: 
ſtellung“ um PVerfafjungsrevifion an den Gr. Rath, die fchnell durch 
die Namensunterjchriften von 810 Bürgern befräftigt wurde. 

Gegen die Forderung voller Nechtögleichheit vereinigten ſich in 
der Stadt alle ängſtlichen Bedenken und einfeitigen Intereffen, die den 
Geift der Bürgerfchaft zu beherrfchen wußten. Es fehlte an einer hin: 
reihend erjtarkten liberalen Oppofition, die, wie in Zürich, ein Gewicht 
in die Waage legen, Vertrauen bei der Landſchaft erweden und fcharfe 
Gegenſätze ausgleichen Eonnte. Die Furt vor dem revolutionären 
Geiſt, der die Bande der Ordnung zu löfen ſchien, trieb auch Solche, 
die bisher den Fortjchrittsbeitrebungen zugethan waren, in eine konſer— 
vativere Richtung. Andererſeits bildete das Landvolk feine ganz com: 
paftie Majje, da einzelne Thäler, durch die induftriellen Verhältnifje von 
der Stadt abhängiger, fih von der Bewegung nicht fortreißen ließen. 
Ueber den patriotiſchen Kern, mit jugendlih ungeftümen Führern an der 
Spige, glaubte das alte Syftem ohne große Mühe Herr werden zu 
können. Bon dem bisherigen Uebergewicht wollte man nur jo viel auf: 
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geben, daß der Schwerpunkt der Herrſchaft noch immer in der Stadt 
blieb. Dem Princip einer — Vertretung nach der Zahl der 
Bevölkerung wurde der Maßſtab des Vermögens, der Steuerbeiträge 
und der Intelligenz entgegengeſtellt. Widerſtrebend geſchahen einleitende 
Schritte zu einer Reviſion, während die Aufregung auf dem Lande 
wuchs, an mehreren Orten Freiheitsbäume aufgepflanzt wurden und das 
Verlangen nach unbedingter Rechtsgleichheit ſich befeſtigte. Eine zweite 
Verſammlung im Bubendorfer Bad (2. Dez.) wies die Vertreter der 
Landſchaft an, auf dieſem Grundſatz zu beharren und eine vom Volk 
direkt gewählte Reviſionsbehörde, ſchleunige Entwerfung der Verfaſſung 
und Vorlage derſelben an das Volk zu begehren. Militäriſche Rüſtungen, 
Vermehrung der verhaßten Garniſon und andere Maßregeln, die von 
der Regierung zur Sicherheit getroffen wurden, fteigerten die Unruhe. 
Der Gr. Rath machte jebt das Zugeſtändniß, daß er gänzliche 
Verfaflungsrevijion beichlog, die Anerkennung der Volfsfouveränität, fo: 
wie die Aufhebung der Sclbitergänzung des Gr. Raths und der Yebens- 
länglichkeit aller Stellen in beiden NRäthen im Voraus ald Grundlagen 
bezeichnete und eine Kommiljion, halb aus Städtern, halb aus Land» 
leuten bejtehend, zur Entwerfung der neuen Verfaſſung niederjeßte. 
Aber in der Kardinalfrage der Repräjentation jollte die Yandichaft nur 
79 und die Stadt 75 Mitglieder in der oberjten Behörde erhalten, 
während Die Sand haft nad) denn Maßſtab der Bevölkerung mehr als 
die doppelte Vertretung in Anſpruch nahm. ES blieb daher eine weite 
Kluft bejtehen. Die Patrioten der Landſchaft jahen den Grundfak, 
nad welchem fie vangen, bereit3 in andern Kantonen verwirklicht und 
wollten ſich nicht darin ſchicken, ſchlechteren Rechtes zu fein. An eine 
Ausgleihung war faum zu denken, wenn nicht die Scheidewand zwijchen 
Stadt und Yand aufrichtig fiel. Statt deſſen erhigten ſich die Gegen: 
füge von Tag zu Tag mehr; hier Elagte man über das turbulente und 
gewalttHätige Wefen auf der Landſchaft; dort ſchärften erlittene 
Schmähungen, gehäſſige Kapitalauffündungen, polizeiliche Drohbriefe 2c. 
den vorhandenen Stachel. Während der Gr. Nath den von der Kom: 
mifjion vorgelegten Verfaflungsentwurf unter wenig verſprechenden Aus: 
fihten berieth, veifte auf der Landichaft, nad dem Borgange Aargau's, 
der Entſchluß zur Erhebung. Am 4. Januar 1831 ſammelte ſich das 
Volk, an 3—4UN) Männer, darunter Viele bewaffnet, zu einer Lands— 
gemeinde in Lieſtal und verlangte unbedingte Erklärung der Volfs- 
Vonveränität, freie Wahl der Vertreter nach der Bolfäzahl und Annahme 
oder Verwerfung eimer durch einen fürmlichen Verfaſſungsrath entwor: 
fenen Berfafjung. Zur Gewähr der Forderungen wurde eine Bedenkzeit 
von 24 Stunden gelafjen. | 
Durch die drohende Haltung geriet) die Stadt in den höchjten 
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Marm; eine Bürgerverfammlung in der Martinsfirche drang auf Feit- 
halten an Recht und Gefek und ermuthigte die Regierung zum äußerften 
Widerſtand. Alle.Anftalten zur Gegenwehr wurden getroffen, die Thore 
verrammelt, Kanonen auf die Wälle geführt, alle Einwohner zu den 
Waffen gerufen und eine Militärklommiffion ernannt. Die Forderungen 
der Landögemeinde wurden zurüdgemwiefen, nachdem Regierungsabgeord- 
nete, die nach Lieftal gefandt waren (darunter Rathsherr Stehlin, der 
1798 zum Landvolf hielt und der Revolution Bahn brechen half) den 
Sinn des Landvoll® nicht Hatten ändern können. Ausſchüſſe von 70 
Gemeinden der Landihaft ernannten jetzt eine proviforifhe Regierung, 
an ihrer Spitze Stephan Gutzwiller von Therwyl, die politisch: 
Seele der Bewegung. Damit war die Lofung zum förmlichen Aufitand 
gegeben. Entgegen dem Flügeren Nath des Militäcchefs, Anton von 
Blarer, die bewaffneten Kräfte in den Defileen von Lieftal concentrirt 
zu halten, und einen Angriff abzuwarten, wurde cin Zug vor die Stadt 
befchloffen, um die untern Gemeinden zu beſchützen und die Stadt zu 
bedrohen. Einige Tage ftanden fid) jet Die Lager friegerifch gegenüber; 
hier konnte man einen Sturm, dort einen Ueberfall erwarten. Eine 
Regierungsproflamation forderte die AInfurgenten zur Niederlegung der 
Waffen und Wiederherftelung der Ordnung auf, erflärte die Führer 
und hartnäckigen Ruheſtörer als Landesverräther und drohte mit der 
ganzen Strenge des Geſetzes. Verſuche zur Verftändigung fcheiterten. 
Den Landtruppen (unter Oberbefehl von Jakob von Blarer) fehlte 
es an gehöriger Disciplin, an den Mitteln zur Belagerung, an Einheit 
und Ausdauer. Gegen eine für fie ftarf befeftigte, mit allen Kriegs— 
bedürfnijjen verjehene Stadt Tief ſich nichts ausrichten. Dazu Fam, daß 
fie einen Theil ihrer Streitfräfte gegen die Thäler von Reigoldswil und 
Selterfinden wenden mußten, die fih im Niüden zu Gunſten der Stadt 
bewaffneten. Unter diefen Umftänden war es für die ſtädtiſche Macht 
nicht ſchwer, wiederholt aus ihren Mauern zu rüden und das Landvolk 
anzugreifen. Bei dem Hauptausfal (am 13. Nanuar) unter dem Com: 
mando von Oberft Wieland, mit gehöriger Artillerie, wurden die zer— 
ftreuten Landſchaaren in wilde Flucht geſchlagen. Vergeben boten Die 
Brüder Blarer Alles auf, um die Fliehenden zum Stehen zu bringen; 
diefe bedrohten ihre eigenen Führer. Der ganze Aufftand zerjtob; Lieftal 
wurde militärifch befegt, ein Theil der eifrigiten Patrioten gefangen ge— 
nommen; die proviforiihe Regierung floh und die Landſchaft unterwarf 
ih. Die Kämpfe hatten zuſammen zehn Todte und dreikig Verwundete 
gefoftet. Mittlerweile wollte die Tagfakung bei dem Kriegszuſtand in's 
Mittel treten und ordnete zwei Kommifläre — Sidler von Zug und 
Schaller von Freiburg — ab, zu jpät, um den Zuſammenſtoß zu bin: 
dern. Eine Proflamation auf beidfeitige Niederlegung der Waffen ftich 
. ; 5* 
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nur auf die Verwunderung der Regierung zu Baſel, die mit den Auf— 
ftändifchen nit auf eine Linie geftellt werden wollte. Auch in Bezug 
auf die Anempfehlung ciner Ammeftie behielt ſich letztere ihre eigene 
Konvenienz vor. 

Die Unterwerfung der Landſchaft war ein ſchwerer Schlag für die 
ganze Reformparthei in der Schweiz. Alle Anhänger des Alten froh: 
lodten dagegen und blidten mit Hoffnung und Freude auf Bafel. In 
der Stadt ſah man ſich als Sieger über einen fträflichen Aufruhr an 
und juchte die eingenonmene Stellung um jo ftandhafter zu behaupten. 
Das Bündniß zwijchen der hartnädigen ariftofratifhen Richtung und 
einem aufgebrachten Spiegbürgertyum fnüpfte fich fefter. Die gemäßig— 
ten Elemente wurden mehr und mehr zurüdgedrängt. Die Regierung 
ſelbſt blieb im ihren Handlungen nicht mehr frei. Freunde der Rechts- 
gleichheit, die ihre Sympathien für die Landſchaft ausſprachen, waren 
Schmähungen und Verfolgungen ausgejegt. Gegen Profefior Trorler, 
Nector der Univerjität, wurde auf die Denunciation, daß er die Stu— 
direnden von der Bewaffnung abgemahnt und mit dem Aufitand in 
Verbindung geftanden habe, Unterfuhung verhängt,’ feine Papiere mit 
Beſchlag belegt, das Poſt- und Briefgeheimnig verlegt, ihm felbft Stadt: 
arrejt auferlegt. Erſt nach peinlicher Inquiſition wurde er vom Straf: 
rihter in Ermanglung aller Beweije freigejprochen.*) 

An den Bevölferungen der benachbarten Kantone, die ſich be— 
reitö ihre Rechte errungen hatten, ergriff man lebhaft Parthei für 
dad unterlegene Yandoolf. Cine „Appellation an die Cidgenofjen- 
Schaft” von Seite der flüchtigen Mitglieder der proviforischen Negie- 
rung jpornte die Theilmahme weiter. Die Gleichheit der politischen 
Ideen und Intereſſen erzeugte eine Verbrüderung, die über die Schran- 
fen der Kantone hinausging und zur gemeinfamen That trieb. Durch 
einen Theil der Echweiz verbreitete jih der lan eines großen Volks— 
oder Schütenzuges, um den Widerftand der Ariftofratie zu brechen und 
unter den Mauern Baſels den cidgenöffiichen Bundesjtaat zu proflamiren. 
An einer Verfammlung von Ausſchüſſen in Wädenſchwyl (27. Ian.) 
fuchte man den Grund zu der nöthigen Organifation zu legen... Aber 
die Bedenken der gemäßigteren Führer, die Abmahnungen der Regie: 
rungen und endlih auch ein Erlaß der Tagſatzung hielten von dem 
Vorhaben zurüd und für den Augenblid legte jih die Gährung. Laut 
drang man dagegen in die Regierung von Bafel, eine Politik der 
Berfühnung anzubahnen und volle, umfajjende Amneſtie zu erlajjen. 
Hiezu konnte man fich indeß in der Stadt nicht entfchliegen. Der Große 
Rath erlich bloß eine bedingte Amneſtie; die Mitglieder der proviſori— 

*) Sie : ’ 4654 * os . 
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ihen Regierung, von denen acht flüchtig waren, fieben ſich in Haft be- 
fanden, wurden ausgefchloffen. Auch den zahlreichen Unterfuhungen 
gegen Staats- und Gemeindibeamte, die wegen verletter Pflichttreue 
zur Verantwortung gezogen wurden, lieg man freien Lauf. 

Unterdeß war der Entwurf einer neuen Perfafjung zu Ende be= 
rathen. In diefer fehlte es nicht an Garantien, welche die Stadtbür: 
gerichaft befriedigen fonnten. Aber das unglüdliche Repräſentationsver— 
hältnig von 79 Mitgliedern für die Landſchaft und 75 für die Stadt 
blieb aufrecht. Dazu fam die weitere verhängnigvolle Beitimmung, daß 
für Annahme und fünftige Veränderung der Verfajlung einerfeits die 
Mehrheit der Stadt und anderſeits die Mehrheit des Yandes nöthig 
fein follte. Dadurch wurde es auch für die Zukunft in den Willen der 
Stadt gelegt, alle Anſprüche der Landichaft auf weitere Gleichberechtigung 
abzufchneiden und das bejtehende unbilline Verhältniß zu veremwigen. 
Der Kanton erſchien nicht als eine Ginheit, fondern die Bevölkerung 
war in zwei Körper gefpalten. Nach der Unterwerfung mit den Waffen war 
e3 nicht zu erwarten, daß der Wille des Landvolks zum freienAusdrud ges 
langte. Die Abjtimmung über die Verfaſſung war öffentlich, wobei um fo 
eher moralifcher Zwang ftattfinden fonnte, als in vielen Gemeinden die 
Abmehrung nicht in der gleichen Stube, wo die Gemeinde verfammelt 
war, vorgenommen wurde, fondern der Gemeinderat) in einem befon- 
dern Zimmer ſaß und die Bürger nah einander vor fich treten ließ. 
So fügte ſich aud das Land in das vorgelegte Grundgefeß mit einem 
Mehr von 3491 gegen 2574 Stimmen‘, während die Stadt faſt ein= 
ftimmig annahm. Die neuen Behörden wurden ganz im Sinne der 
ſtädtiſchen Richtung beftellt. Als Standeshäupter blieben die bisherigen 
Bürgermeifter Frey und Wieland. Doc brachte es die Landparthei 
im Gr. Nath zu einer Oppofition von 40 Stimmen, an der Spibe 
ein junger Stadtbürger, Dr. Emil Frey, der feiner dempfratifchen 
Gefinnungen wegen auf dem Lande gewählt war. 

Nah vollendeter Neufonftituirung bot fich noch einmal die Gelegen- 
heit zur Berfühnung. Ohne unbedingte Amneftie jchien feine Beruhigung 
auf dem Lande möglich. Diefer Weg wurde nicht betreten. Aeußerlich 
fehrte die Ordnung für eine furze Zeit zurüd, aber in den Gemüthern 
blieb eine tiefe Wunde klaffen. | 

Aehnlih wie in Bafel bildete fih au in Schwyz ein anhaltendes 
Zerwürfniß. Vor 1798 war in diefem fogenannten demofratiichen Kan— 
ton der jetige Bezirt Schwyz der eigentlihe Kanton und die andern 
Bezirke auf eine Art Unterthanenländer, der jetige Bezirk Gerfau aber eine 
jelbitftändig mit der Eidgenofienfhaft verbündete Nepublif. Jene dem 
herrichenden Lande unterworfenen Theile waren: Küßnacht, die Wald— 
ftatt Einjiedeln, die obere und untere March und die Höfe Wollerau 
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und Pfäffikon. Innerhalb des herrſchenden Schwyz gab es außerdem 
eine anſehnliche Bevölkerung von ſogenannten Beiſaßen, die ſchlechteren 
Rechtes waren. Die helvetiſche Republik brach die Unterthanenbande 
und (öste den ganzen Kanton auf, indem ein Theil an den Kanton 
Linth, der andere Theil an den Kanton Waldftätten fiel. Die Beilagen 
wurden von den Schwyzern felbjt aus Erfenntlichfeit für ihre Hingebung 
bei dem Kampfe gegen die Franzofen als Bollbürger aufgenonmen. 
Die Mediationsverfafjung vereinigte die getrennten Theile wieder, aber 
unter der vollftändigften Rechtögleichheit. Bei der Reaction im Jahr 
1814 trat der Bezirk Schwyz wieder ald Souverän auf und griff gierig nach 
allen alten Rechten. Es entitanden längere Wirren, in denen Die 
äußeren Bezirke endlich gezwungen wurden, fich zu einer Uebereinkunft 
zu bequemen, wonach das alte Land zwei Drittheile und die übrigen 
Bezirke einen Drittheil der Rathsherren in den Landrath zu jenden 
hatten, obgleich die Bevölkerung der lebteren diejenige von inner: 
oder Altſchwyz weit überwog. Bei der großen Kompetenz des Land— 
rath3 gelangte damit das alte Land wieder zur Vorherrihaft. Zwar 
wurde in der Mebereinfunft auch eine wirkliche Verfaſſung verſprochen, 
aber dieje Verheikung blieb unerfüllt; was Schwyz der Tagjatung vor: 
legte, war blos ein mageres Skelett von ſechs Artikeln, das die Lands— 
gemeinde nie genehmigte. Die Beifaßen in Innerſchwyz wurden all- 
mählich faſt ganz aus dem ihnen 1798 ertheilten Landrecht verdrängt. Die 
Heine Republit Gerfau reftaurirte fih im Einverſtändniß mit der alten 
Herrihaft von Schwyz, erlofch aber fchnell wieder (1817), indem es 
unter Sanction der Tagſatzung von dem Kanton definitiv annerirt 
wurde. Die ganze Periode der Reftauration war für Schwyz eine Zeit 
der faulften Nuhe. Die wieder mit ihrer ganzen Herrlichkeit verjehene 
Landgemeinde war blos ein ſchein-demokratiſcher Mechanismus, den 
die Matadoren in Schwyz nad Belieben lenken konnten. 

Bergebens hatte man von Seite der äußeren Bezirke immer auf 
Vorlage einer Gejammtverfajjung gedrungen. Bei der gegenwärtigen 
Reformbewegung trat man von Neuem mit allem Ernft und Nahdrud 
auf und begehrte eine Verfaſſung auf Grundlage voller Rechtsgleichheit, 
wie jie unter der Mediation beitanden hatte. Das innere Rand zeigte 
indeß nur fchlechten Willen, erklärte wohl zur Entwerfung eines neuen 
Grundgeſetzes Hand bieten zu wollen, aber wies die Nechtsgleichheit als 
im Widerfpruch mit der — 1814 den äußeren Bezirken unter Hinterlijt 
und Gewalt abgenöthigten — Uebereinfunft zurüd. Da verjammelten 
fih am 6. Dez. 1830 zu' Lachen, auf der Allmend bei den Linden, 
trotz Schneegeftöber, 3— 4000 Bürger aus der Mar, infiedeln, 
Pfäffikon und dem entlegenen Küßnacht zu einer Landsgemeinde. Als 
Wortführer traten Benziger und Shmid auf. Kinftimmig wurde 
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beſchloſſen, noch einmal das Verlangen einer Verfaſſung auf Rechtsgleich— 
heit zu ſtellen und falls inner drei Wochen Altſchwyz ſich der Mehrheit 
nicht füge, vereint weitere Maßregeln zu ergreifen, um ſich nöthigenfalls 
ſelbſtſtändig zu konſtituiren. Dieſen Beſchluß theilte man auch der Tag— 
ſatzung in einem umſtändlichen Memorial mit. Von dem innern Land 
folgte nichts als eine trotzige, drohende Antwort. Die äußeren Bezirke 
ſagten ſich jetzt von der theils unerfüllten, theils wirklich gebrochenen 
Uebereinkunft von 1814 los und erklärten ſich proviſoriſch ſelbſt regieren 
zu wollen, bis Schwyz in die verlangte Rechtsgleichheit willige (Februar 
1831). Zu dieſem Zwecke beſtellte man eine eigene Oberbehörde. 
Darauf begann die Tagſatzung zu vermitteln, aber der Verſuch ſcheiterte 
an der Hartnäckigkeit von Innerſchwyz, das von den äußeren Bezirken 
erſt Aufhebung des Proviſoriums reſp. Unterwerfung verlangte (April). 
Die Verhältniſſe blieben deßhalb in gegenſeitiger Spannung; die äuße— 
. ren Bezirke (nur Wollerau hielt ſich noch fern) ſtanden faktiſch unter 
getrennter Verwaltung. Um mit der Vermittlung meiter zu jchreiten, 
mußte die Tagſatzung erjt auf neue Inftruftionen warten. 


Weitere Perfaffungsentwicklung in den Kantonen. 


An der erften Hälfte des Jahres 1831 famen die Kantone, in 
denen fich der Umſchwung vollbradt hatte, allmählich unter ein neues 
Dad. An einigen Orten ging die Konftituirung ohne große Oppofition 
vor fih; an andern fuchten die gefallenen Vorrechtler das Werk fo viel 
wie möglich zu ftören oder e3 entitanden neue Partheigruppirungen, die 
lebhaft mit einander rangen; hier und da führte auch die Aufregung 
wieder zu Gemwaltauftritten. 

Im Kanton Zürich verurfachten die Verfaffungsarbeiten feine be: 
fondern Wehen. Der Hauptgrundfaß der Repräfentation war durch die 
Volfsverfammlung von Ufter entjchieden. Die Landichaft ſelbſt hatte noch 
feine Bertretung nad der Kopfzahl gefordert, der Stadt blieb mit dem 
eingeräumten Drittel aller Mitglieder des Gr. Raths noch immer ein 
namhafter Vorzug, womit fie fih um fo eher beruhigen konnte, als in 
andern Kantonen das Princip der Gleichberehtigung ſchon weiter geführt 
wurde. Auch der Schnitt, der durch die Gewerbsfreiheit in die engen 
Aunftinterefjen gethan wurde, geihah nicht ohne einzelne mildernde Be— 
jtimmungen. Bei der Berathung der Verfaſſung fonnten fi deßhalb 
die Meinungen fo weit ausgleichen, daß der ganze Entwurf im Gr, Rath 
nur von drei Stimmen verworfen wurde. Eben fo glänzend war das 
Nefultat der Volksabſtimmung; mit der überwiegenden Mehrheit von 
40,503 gegen 1721 Stimmen wurde die Verfafjung angenommen (20. 
März 1831). Da die fonjtituirende Behörde auch als Gr. Rath fort: 


— 7 m 


fungirte, entftand feine Aufregung dur neue Wahlen. Auch bei Be: 
ftellung der neuen Regierung herrfchte die Verfühnung vor. Die arifto: 
kratiſche Parthei Hatte ſich über Feine Ausſchließlichkeit zu beklagen; 
mehrere ihrer angeſehenſten Vertreter wurden bei der Wahl wieder zu 
Ehren gezogen. Nur das alte hervorragende Haupt, der greiſe Alt— 
landammann Reinhardt, der ſich in den Flug der neuen liberalen 
Ideen nicht mehr ſchicken konnte und bange in die Zukunft blickte, trat von 
der Bühne ab. An die Spitze der Regierung, als erſter Bürgermeiſter, 
wurde dafür Paul Ufteri geſtellt, der durch ſein Anſehen am meiſten 
zur Verftändigung beigetragen hatte. Aber der ergraute Staatsmann 
follte daS vollendete Werk nur wenige Wochen überleben; am 9. April 
1831 ſchloß er feine für die freiere politifche und geiftige Entwidlung 
der Schweiz fo reihe Wirffamfeit. Sein Tod war der Gipfel feines 
Nuhmes ; er ftarb von allen Partheien geehrt. Der Chef der jüngeren 
Reformfähule, Dr. Keller, der das Gebiet der nothwendigen Ber: 
befjerungen am klarſten überfchaute und mit feinem durchdringenden 
Verftand bald einen beherrſchenden Einfluß übte, fand jeine Stelle als 
Präfident des neuen Obergerichts. Bei der Ausführung der Verfafjung 
'entfaltete fich jest eine ſchöpferiſche Thätigkeit; nirgends mar man fid 
der hohen Aufgabe deutlicher bewußt und nirgends fanden fih zur Er: 
füllung derfelben fo viele intelligente Kräfte beifammen. in Haupt: 
augenmerf fiel auf die Reform der mit fo vielen Mängeln behafteten 
Rechtspflege. Die größte Sorgfalt wurde der Volfsbildung zugemendet 
und das gefammte Schulwejen nach einem umfafjenden und tiefdurch— 
dachten Plan reorganifirt. Zürich gab in diefer Richtung die leitenden 
Keen, die in andern Kantonen zum Mufter genommen werben fonnten. 

Noch früher als in Zürih fam man in Luzern mit der Ber: 
fafjungsberathung zu Ende, da man fich hier als neuer Vorort beeilte, 
fo ſchnell als möglich aus dem Proviforium herauszufommen. Indeß 
traten die Gegenſätze fchärfer hervor. In dem Verfaſſungsrathe fuchten 
fich drei verfchiedenartige Elemente geltend zumachen, das der Arijto- 
fratie, das des Liberalismus und jene der Dchlofratie. Zwiſchen 
erfterem und leßterem, die fi in Bälde verbrüderten und mit einem 
religiös-fanatifchen Nimbus umgaben, lief das zmeite Gefahr, erbrüdt 
zu werden.*) "Ohne die Beimiidung von 20 Mitgliedern des alten, 
in feiner Mehrheit Liberalen Gr. Raths hätte ſich die gebildete reprä- 
fentative Demokratie ihrer Gegner kaum zu erwehren gewußt. Der 
bärtefte Kampf betraf die Wahlart des Gr. Raths. Die liberale Par— 
thei focht, etwas doctrinär, für Wahlkollegien, weil fie fürchtete, daß das 


*) Siche: Gejhichte des Kantons Yuzern während der letzten fünfzig Jahre: 
Bon Dr. Kafimir Pfyffer. 
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geiftig noch vielfach verwahrloste Volk der Flerifalen Verführung zu fehr 
ausgefegt fei. Die Oppofition dagegen wollte die Wahlen direft in Die 
Hände des Volks legen, nicht ſowohl im lauteren demokratischen In— 
tereffe, als in der Hoffnung, die unwiſſende Mafje für dunfle Zwecke 
ausbeuten zu fünnen. Am Ende ging ein Mittelvorfhlag dur, wonach 
80 Mitglieder des Gr. Raths unmittelbar vom Bolt gewählt werden 
und dieje ih dur 20 weitere Mitglieder ergänzen follten. Einen an: 
dern ſtark beftrittenen Punkt bildete die Nepräfentation der Stadt. Auch 
bier wollte die liberale Parthei als Gegengewicht gegen die ochlofratifche 
Richtung der größeren Antelligenz und Neafamfeit der Stadt noch Red): 
nung tragen und diefer eine etwas jtärfere Vertretung einräumen, doch 
in der Weile, daß Stadtbürger und Eingefeilene eine gemeinfame Wahl: 
verfammlung bilden und feine den freijinnigen Ideen nachtheilige Tren: 
nung ftattfinden follte. Diefer Standpunft gewann die Oberhand ; 
demgemäß erhielt die Stadt von den 80 unmittelbar zu mwählenden 
Mitgliedern des Gr. Raths noch 18 Vertreter. Als der ganze Ent- 
wurf zur Volksabſtimmung gebradht wurde, boten die Ariftofraten im 
Verein mit den Klerifalen und äußerſten Demokraten Alles auf, um 
die PVermwerfung durchzufegen. Durh den ganzen Kanton ging für 
einige Wochen wieder eine heftige Aufregung. In der Stadt und 
Umgegend bewaffneten jich die Freifinnigen aus Furcht vor einem Hand: 
ftreich der Ariftofraten. Die Umtriebe der Oppofition fchlugen indeß 
fehl; die Hauptverfammlung zu Sempach, von den Gegnern des Ent: 
mwurfes jelbjt angeordnet, entjchied im Sinne der Liberalen. Mit 7162 
gegen 3490 Stimmen — nicht gerechnet die abmwefenden ftimmfähigen 
Bürger, die als ftillfchweigend Annehmende zugezählt wurden — nahm 
das Volk die Verfaſſung an (30. Januar). Die Wahlen für den 
neuen Gr. Rath gaben den Vertretern der gebildeten repräfentativen 
Demofratie eine größere Mehrheit, als fie im PVerfafjungsrath hatten, 
und in diefem Sinne konnte auch die neue Regierung bejtellt werden. 
An die Spite fam Schultheig Amrhyn; als die jüngfte und geiftig 
tüchtigfte Kraft trat Dr. Steiger, Sohn armer Eltern in Geuenfee, 
unter harten Entbehrungen zum Arzt gebildet, der bereits im Verfaſ— 
ſungsrath ſich durch Fräftige Verfechtung der freifinnigen Ideen ausge: 
zeichnet hatte, in die oberfte Verwaltungsbehörde. Der um die Reform 
hochverdiente Dr. Kaſimir Pfyffer mwurde zum. Präfidenten des 
Appellationdgericht3 berufen. 

Der Kanton Thurgau gab nah der Aulirevolution die erfte 
Lofung zur Regeneration. Doc dauerte es ziemlich lange, bis er unter 
dad neue Dah fam. Die fonftituirende Behörde lieh ſich Zeit, um den 
Entwurf jo gründlih wie möglich zu berathen. Bornhaufer, der bie 
Sahne der Reform vorangelragen hatte, wurde ala Ehrenmitglied zu: 
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gezogen, da er als Geiſtlicher nicht gewählt werden konnte. Unter ſei— 
nem Präſidium arbeitete die Verfaſſungskommiſſion. In der That 
wurde hier das Repräſentativſyſtem am reinſten durchgeführt und mit 
den meiſten Garantien verſehen. Nur geſchah der ſtaatlichen Wirkſam— 
keit Abbruch durch einen ziemlich weit gehenden konfeſſionellen Organis— 
mus für die beiden Religionspartheien. Die Annahme der Verfaſſung 
fand faſt keine Oppoſition; mit 10,044 gegen nur 432 Stimmen 
ſchaarte ſich das Volk um den vorgelegten Entwurf. Man hatte das 
alte Syſtem ändern wollen, weniger die Regierung, die manche tüchtive 
Kräfte in fich zählte, weßhalb auch zwei Drittel der alten Mitglieder 
wieder in die neue Regierungsbehörde kamen. 

Im Nargau liehen die gewaltfamen Auftritte bei dem Umfchwung 
empfindliche Wehen zurück und erfchwerten die Verftändigung. Nicht 
nur von Seite der alten NRegierungsparthei wurde hartnädig Oppofition 
gemacht; auch ein Theil der Liberalen, der dem bewarfneten Zug 
entgegen geweſen war, trat mit Bitterfeit auf. Im den katholischen 
Bezirken hatte man mit pfäffifchen Umtrieben zu kämpfen. Die Pari— 
tät der Konfeffionen mußte änaftlih gewahrt werdin. Jede der beiden 
Religionspartheien erhielt die gleiche Anzahl von Mitgliedern im 
Gr. Rath; mo das Gleichgewicht nicht bei den ummittelbaren Wahlen 
hergeftellt war, mußte der Gr. Nath das Verhältniß bei der Ergänzung 
ausgleihen. In der Volfsabftimmung vereinten ſich verfchiedenartige 
Elemente zur Verwerfung. Doch erhielt die Verfaſſung — abgefehen 
von den Nichiftimmenden, die auch hier als Annehmende galten — ein 
Mehr von 11,196 gegen 4634 Stimmen (6. Mai). Bei der Ent: 
widlung der neuen Ordnung fehlte es noch an einer leitenden ftaat3- 
männifchen Kraft. Das alte Haupt de3 Kantons, Bürgermeifter Her: 
309, zerfiel mit dem Gang der Ereignifje. 

An Solothurn nahm die Verfafjungsrevifion einen ausnahms— 
weilen Gang. Hier ſaß Feine neue Fonftituirende Behörde. Der alte 
Gr. Rath behielt die Sache in Händen und unterhandelte mit Aus— 
ihüffen aus den Amteten, die fih in Balsthal verfammelten. Das 
Werk, das aus diefer Vereinbarung hervorging, behielt noch viel von 
dem Syftem der alten Bevormundung. Der Hauptitadt fiel noch ein 
anfehnlicher Worzug in der Vertretung zu (37 von 109 Mitgliedern); 
die Wahlart de3 Gr. Raths war künſtlich combinirt dur Wahlkreife, 
Wahikollegien und Selbitergänzung ; die Trennung der Gewalten wurde 
nur unvollftändtg durchgeführt; die Gemeinden blieben unter ftarfer 
Obhut der Regierung. Doc fehlte es nicht an allgemeinen Garantien 
für eine freiere Bemwenung. Das Volk nahm die neue Verfafjung mit 
5228 gegen 613 Stimmen an. Zu der Mehrheit kamen zudem noch 
die Abweſenden (13. Januar 1831). In den neuen Behörden mijchten 
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fih die beiden Partheien, die jich gegenüber der Ariftofratie verftändigt 
hatten. Allmählich erhielt indeß der liberale Kern oder die jogenannte 
Dltenerparthei, die den Umſchwung hervorgerufen hatte, ein beherrichen: 
des Gewicht. 

Nirgends hatte die repräfentative Demokratie, wie die liberalen 
Staat3männer fie anftrebten, einen härteren Staud wie in St. Gallen, 
wo das Landögemeindeiyftem ſchon bei dem Umſchwung einen meiten 
Boden gewonnen hatte. Im Verfaſſungsrath ſelbſt konnte die äußerſte 
Demokratie zwar fein unmittelbares Gewicht ausüben, aber ihre Haupt— 
vertreter, der Pintenwirthd Eichmüller von AWitjtätten und Diog, 
Sohn eines Malers von Rapperswyl, traten mit aller Kedheit umd 
nit ohne Beredtſamkeit auf. Hinter ihnen ftand die leicht erregbare 
Maſſe in einzelnen Bezirken, zur Seite die Agitation des römiſch ger 
finnten Klerus. Was man verlangte, war, daß das Volk alle Behörden 
ohne Ausnahme unmittelbar wählen und über die Annahme und Ber: 
werfung der Gejebe abftimmen follte. Dabei hatte man eine Art 
Föderalismus im Sinn, mwonad jeder der beftehenden acht Bezirke cine 
Landsgemeinde bilden und diefen act Yandsgemeinden nicht nur die 
Wahl der Grofräthe, fondern auch diejenige der Negierungsräthe, je 
einer aus jedem Bezirk, zufallen follte, jo dag der Gr. Rath nur den 
Präfidenten oder Landammann der Regierung zu ernennen gehabt hätte, 
Während der Berathung der Verfaſſung herrfchte fortwährende Auf: 
regung; wiederholt drohten die Dämme zu breden; einmal fam.eine 
Schaar Rheinthaler an die Ihüren der Behörde, um den liberalen Ar: 
gumenten gegenüber mit ihren Steden zu demonjtriren, "gingen aber 
auf bejchwichtigende Erklärungen wieder ruhig heim (Stedlidonnerftag) ; 
ein anderes Mal lag es im Plan, den Verfafjungsrath ganz zu fpren- 
genz eingeleitete Unterfuhungen über die Umtriebe offenbarten nur die 
Schwäche der Behörde. Am höchiten ftieg die Gährung während einer 
furzen Vertagung des Verfaſſungsraths, wo man wußte, daß die frei: 
finnige Parthei Aufhebung der Eonfefjionellen Trennung im Ehe: und 
Erziehungsweſen, Sicherung der gemischten Ehen und Feſtſetzung der 
Staatsrechte in Firchlichen Dingen biabfichtigte. Jetzt legten die Röm— 
linge den Hebel der Religionsgefahr an. Aus den katholischen Bezirken 
kamen Petitionen auf Petitionen für die Aufrehthaltung der Trennung. 
Die liberale Doctrin konnte ihren Boden nur halb behaupten; fie mußte 
froh fein, den äußerſten Forderungen die Spitze abzubrehen, um ſich 
vor dem reinen Landsgemeindeiyitem zu retten, gewährte man — nad) 
dem Vorſchlag von Henne — da3 Veto und andere meitachende demo— 
fratiiche Beitimmungen *); die Eonfejfionelle Trennung, diefer Knebel an 


*) Bei der enticheidenden Abftimmung ftand das Veto oder Recht der Ver— 
werfimg der Gefese dem unbedingten Genehmigungsreht oder Referendum 
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dem Körper des Staats, mußte bleiben; nur die Garantie der gemifch- 
ten Ehen konnte durchgejegt werden. Am Ende fchloß der Verfaſſungs— 
rath zwar die mühjamen Verhandlungen in jcheinbarer Einhelligkeit 
und unter Trompetengefchmetter, das von der Zuhörerbühne herab er: 
tönte. Aber in Wirklichkeit genügte der Entwurf feiner Seite ganz; 
die Flerifal-demofratiihe Parthei bot noch einmal Alles auf, um Die 
Verwerfung zu erreichen. Bei der Abjtimmung überjtieg auch die Zahl 
der Verwerfenden (11,091 Stimmen) diejenige der wirklich Annehmen: 
den (9190 Stimmen); nur die pafjive Stimmgebung der Nichterſchei— 
nenden, die als Annehmende zählten, entfchied zu Gunften des Ent: 
wurf3 (23. März). 

Nach der Wahl der neun Behörden gewannen die Dinge eine feitere 
Haltung. Der Kampf hatte den faulen Staatseinrichtungen, nicht den 
Perfonen gegolten. Faſt die ganze alte Regierung (nur in der Mit: 
gliederzahl reduzirt) fand ſich deßhalb beftätigt. Neu war einzig der 
bisherige Staatsfchreiber Baumgartner, der als leitende Kraft mit 
ſtaatsmänniſcher Gemwandtheit, großer adminiftrativer Befähigung und 
raftlofer Thätigkiit das Ruder durch manche Klippe zu führen wußte. 

Am Kanton Freiburg erſchien bei der Neugejtaltung von vorne: 
herein das eigenthümliche Symptom, dar der Biſchof Tobias Jenny in 
den Verfafjungsrath gewählt wurde und ſich auch wirklich in den Raths— 
faal zu drängen fuchte. Die Iheofratie, die ſich bereits bei dem Um— 
ſchwung in der letzten Stunde an die Demofratie geflammert hatte, 
trat damit fichtbar auf den Holitiihen Kampfplatz. Der Verfaſſungs-— 
rath wies die Wahl zurüd, „weil fie dem Staatsrecht Freiburg zumider 
fei, in welchen von feiner Wiege an und unter allen Regierungsformen 
die Geiftlihen niemals zur Ausübung von politiichen Rechten zugelajjen 
worden, die man immer als unverträglich mit den priefterlichen Func— 
tionen angejehen habe.“ Dagegen erfcholl grimmiges Gejchrei von Seite 
der. Priefterparthei, indem durch eine ſolche Ausfhliekung die Grundlage 
der neuen Ordnung der Dinge, die Rechtsgleichheit, mit Füßen getreten 
jet. Der Bifchof jelbit z0g fi nur unter Verwahrung feiner Rechte 
und derjenigen des Klerus zurüd. Zugleich forderte er, daß die fatho- 
liche Religion in der Nerfaffung, mit Ausnahme des Bezirk! Murten, 
als die einzige öffentliche Neligion erklärt und alle Rechte derjelben, 
ſowie diejenigen der Geiftlichen gewährleijtet würden. Hier beugte ſich der 
Verfafjungsrath dahin, daR die katholiſch-apoſtoliſch-römiſche Religion wirk— 
ih als die einzig öffentliche Religion des Kantons Freiburg, mit Aus: 


gegenüber; um jenes ſchaarten ſich die Vertreter des Nepräfentativfnftems, um 
diefes die reinen Demokraten; nur mir dem fnappen Mehr von 75 gegen 66 
Stimmen fiegte das Beto ob. (Siehe die umftändlichen Verfafjungsverhandlungen 
in Baumgartner’s Erlebnifjen auf dem Felde dev Politik.) 
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nahme des Bezirks Murten, und wiederum die evangelifch:reformirte 
Religion als die einzig öffentliche Religion diefes Bezirks erflärt wurde. 
So fam aud nicht der Schatten einer Kultusfreiheit in dic Berfaffung; 
zwijchen den beiden Yandestheilen wurde die Schranke gegenfeitiger In: 
toleranz aufgeftelt. Auch dem ganzen Jejuitenweien wagte man feiner: 
lei Schranken zu jeßen. Nur politiih konnte ji der liberale Stand- 
punft geltend machen; aus Scheu vor der Demokratie, die ſich ins 
Schlepptau der Priefter nehmen ließ, wurde indeh die repräfentative 
Ordnung auf enge Grundlagen geftellt. Die Genehmigung der Ber: 
fafiung blieb, nah Beſchluß des alten Gr. Raths, dem Volksentſcheid 
entzogen. Bei den Wahlen in die neue geſetzgebende Behörde brachte 
die Flerifale Parthei auf dem Yande zahlreiden Anhang in den Rath. 
Die Regierung wurde noch in ihrer Mehrheit aus Mitgliedern beftellt, 
die dem Fortichritt zugethan waren. Aber von vorneherein nagte ein 
giftiger Wurm an der neuen Ordnung der Dinge Di: Dligardie 
war geftürzt, die Nechtsgleichheit Hergeftellt, die Verwaltung befier ge: 
ordnet ; aber das Reich der Priefter blieb aufrecht; von dev Michelsburg 
herab Eonnte die Jejuitenmacht den liberalen Staat mit leichter Mühe 
untergraben. Gleich Anfangs trat der Klerus feindfelig gegen die neuen 
Zuftände auf, indem die meisten Pfarrer ſich weigerten, die Gefeße und 
Beihlüfje des Verfaſſungsraths und der neuen Regierungsbehörde nad 
dem bisher nie beftrittenen Gebrauch in der Kirche befannt zu machen. 

In Schaffhaufen brad bei der Verfajlungsberathung ein neuer 
Sturm aus. In dem dort gewählten Verfaſſungsrath wußte fi das 
bisherige Uebergewicht der Stadt noch jo weit geltend zu machen, daß 
ihr drei Stebentel der Vertretung zugefchieden werden follten. Die da- 
mit unzufriedene Landſchaft, die nicht mehr als ein Drittel zugeftehen 
wollte, gerietd von Neuem in Aufregung. Der Unmwille richtete ſich 
befonders gegen die Verfaſſungsräthe von Lande, die fich dem ftädtilchen 
Interefie zugewandt hatten. Ihre Namen wurden, mie zur Brand: 
marfung, an den wieder aufgerichteten Freiheitsbäumen angefchlagen. 
ALS der Verfaſſungsrath bei der mißbelichigen Repräfentatton blieb und 
die Volksabftimmung über den Entwurf anordnete, brad cin fürmlicher 
Aufitand aus. Aus dem Klettgau zog ein bewaffneter Yanditurm gegen 
die Stadt. Abgeordnete der Negierung, Bürgermeilter v. Meyenburg 
an der Spige, die zur Beruhigung entacgengefandt wurden, Fonnten 
nichts ausrichten und wurden wie Gefangene mit fortgeführt. In der 
Stadt hatte man Anftalten zur Vertheidigung actroffen, die Thore be: - 
jegt und Kanonen bereit gehalten. Am Meühlethor verlangte der Zug 
Einlaß. Als dicfer verweigert wurde, brach das Thor unter den Art: 
hieben der Klettgauer. Aber von den kühn vordringenden Landſtürmern 
janf einer erſchoſſen nieder, ein anderer wurde ſchwer verwundet. Darauf 
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ſchrack der Haufe zurück und zerſtreute ſich (46. Mai 1831). Unterdeß 
hatte der Vorort ſchnell Repräſentanten (Muralt von Zürich und Sid— 
ler von Zug) zur Vermittlung geſchickt. Dieſe beveisten den Kanton, 
um die Gährung zu beihwichtigen und weitere Gemaltthätigfeiten zu 
verhüten. Der neu verjammelte Verfafiungsrath ließ der Abftimmung 
freien Lauf. Bei diefer drang die Unzufriedenheit auf dem Lande in 
Verbindung mit einer Oppofition in der Stadt duch. Mit 2153 gegen 
2029 Stimmen wurde die Verfaſſung verworfen. In Stein beharrte 
die Mehrheit der Bürger bei dem verlangten Anſchluß an Thurgau. 
Jetzt änderte der Verfaſſungsrath die Repräfentation dahin, daß die 
Stadt ſechs Vertreter weniger, dagegen eine freiere Gemeindeorganifation 
erhielt. In neuer Volksabftimmung wurde dann die Verfafjung mit 
3775 gegen 1001 Stimmen angenommen (2. Juni). Aud Stadt: und 
Staatsgut wurden jett endlich getrennt; doch lich das gegenfeitige Miß— 
trauen feinen gütlichen Vergleich zu; es bedurfte eines fchiedsgerichtlichen 
Spruches. Bei der endlichen Abrechnung Fonnte ein Kaflendefizit nicht 
länger verdeckt bleiben, das den bisher hoch in Ehren geftandenen Bür— 
germeifter und Standesjedelmeifter Sigeriſt dazu trieb, fich bei Zur: 
zach in die Fluthen des Rheins zu jtürzen (4. Mai 1833). 

Im Kanton Waadt ging die Verfafjungsarbeit nur ziemlich Yang: 
fan von Statten. Die ftürmifchen Vorgänge, die den Umſchwung be: 
gleitet hatten, ließen bier eine ſtarke Erhigung der Gemüther zurüd. 
Die Capazitäten der alten Republifaner, die fih immer ihrer früheren 
Verdienfte rühmten, aber der fortichreitenden Entwicklung gegenüber 
jtille jtanden, fuchten im Verfafjungsratd Schritt für Schritt ihre doc= 
trinären Anjichten zu behaupten. Die Stadt: und Abelsarijtofratie, jo 
weit e3 eine folche im Waadtlande gab, ftand jett hinter den ehemaligen 
Vertretern der Revolution von 1798. Die junge radikale Parthei 
fämpfte mit aller Kraft gegen das bisherige Syftem der gejchlofienen 
Mehrheit. Sie fand die GSarantieen gegen Rückkehr dejjelben in dem 
allgemeinen Stimmredt, den unmittelbaren Wahlen und der Gefammt: 
erneuerung der Behörden. Dagegen gelang es den Staatsmännern der 
alten Schule, die zu große Beweglichkeit durch ziemlich weitſchweifige 
und verwidelte parlamentarifche Formen zu hemmen. Der endliche 
Verfafiungsentwurf befriedigte den größeren Theil des Volks, indem 
derjelbe dur 13,170 Bürger von 16,541 Stimmenden angenommen 
wurde (Juli 1831). Unter der neuen Ordnung fonnten die Glemente, 
die den Umſchwung hervorgerufen hatten und-in Staatsrath Druey 
ihren Wortführer fanden, noch feinen beherrichenden Einflug üben. Das 
Nuder fiel in die Hände einer Liberalen Mittelparthei, deren geiftreich- 
jter und beredtefter Nerireter Rrofeflor Monnard war. 

Am fpäteften kamen die Verfajjungsarbeiten in dem dritten vorört- 
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‚lichen Kanton, in Bern, zu Ende, wo auch der Umſchwung ſich lang— 
ſamer vollendet hatte. Hier war das ſtolze Patriziat von feiner Höhe 
gefallen und blieb vom tiefjten Ingrimm erfüllt. In der Hoffnung, 
Verwirrungen hervorzurufen und im Wahn, daß nur die arijtofratifchen 
Geſchlechter zum Regiment befähigt ſeien und das Landvolk ſich nie 
felber regieren Fönne, auch durch fremde Diplomaten in dem Glauben 
beſtärkt, daß die verbündeten Mächte das dur revolutionäre Gewalt 
Geſchehene doch wieder zu Gunften der alten Ordnung umftürzen wür: 
den, *) hielt fich der Kern der bisher herrjchenden Kajte von der ganzen 
Neugeftaltung fern. Der Lojung von Altſchultheiß Fiſcher folgend, 
womit dieſer für den Verfaſſungsrath geitimmt hatte, fchlugen alle 
Mitglieder der Regierung die auf fie gefallenen Wahlen aus. Die 
öffentlihe Meinung wurde noch unter dem alten Drude gelafjen, indem 
die Cenſur Monate lang aufrecht blieb; nur die ariftofratifche „Schwei— 
zerzeitung“ erfreute fi einer privilegirten „Freiheit. Auch das Band 
zwifchen der freifinnigen Yandparthei und den halbliberalen Stadtburgern, 
die den Umſchwung erleichtert hatten, fiel bald auseinander. Diefe 
minderen Burger waren großentheils nur von Giferfuht auf die noch 
mehr bevorrechteten Patrizier erfüllt und fuchten die Frucht der Be: 
wegung auf die Mühle der ganzen Stadtbürgerichaft zu leiten. Gleich 
in der Verfaſſungskommiſſion verlangten ſie ein ſtärkeres Vorrecht für 
die Hauptjtadt, und als diefes auf Widerſpruch ſtieß, nahmen die drei 
einflußreichjten Vertreter derſelben — Koh, Hahn und Wyß — ihren 
Austritt aus der Kommiſſion. Die ariftolvatiihe Parthei jubelte, in 
der Erwartung, daß jegt das Werk ins Stocken gerathe. Aber der 
übereilte Schritt bewirkte das Gegentheil von dem, was er erreichen 
follte. Das Yand wurde nur um jo gereizter gegen die Hauptſtadt; 
die Verfafjungsarbeiten nahmen, wenn aud langjam, ihren ruhigen 
Gang fort; der Verfaſſungsrath blieb bei der Vertretung nach dem 
Verhältnig der Bevölkerung und jedes Vorrecht der Hauptjtadt wurde 
ausgelöfcht. Um zu verhindern, daß nicht auf imdireftem Lege eine 
überwiegende Zahl von Einwohnern der Stadt in den Gr. Nath fomme, 
wurde feftgefest, daß bei der Selbjtergänzung der gefeßgebenden Behörde 
(um 40 Mitglieder) nicht mehr als cin in Bern anſäßiger Staatsbür: 
ger gewählt werden dürfe, fobald die Einwohnerſchaft der Stadt bereits 
ein Drittel der aus den Bezirfswahlfollegien hervorgegangenen Mit: 
glieder (200) zähle. Dadurch wurde jedem Vorherrſchen der Haupt— 
ftadt wie der Familienariftofratie der Niegel geſchoben, aber gleichzeitig 
Manches in die Verfaſſung gebracht, was einem Dorfmagnatenthum 
und büreaufratifchen Tendenzen Vorſchub Leiften tonnte. Der Umſchwung 





*) Siehe v. Tillier, Band I, Seite 71. 
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war vorzugsmweife aus der hablicheren Klafje des Landes und der Hei: 
neren Städte hervorgegangen und auf dieſe fuchte man die neue Ord— 
nung der Dinge zu ſtützen. 

Als die Verfafjungsarbeit zu Ende ging, mehrten fi die arijto: 
Fratifchen Umtriebe, die auf eine Verwerfung zielten. Um denſelben 
entgegenzumirfen, jtifteten die Yreifinnigen einen Schußverein, der 
fich durch den ganzen Kanton verzweigte. Für die Volfsabftimmung 
wurde, wie in anderen Kantonen, beftimmt, daf; auch die Nichterfcheinen- 
den als Annehmende gelten follten. Dazu fam Deffentlichfeit der Ab— 
ftimmung. Mit Namensunterfchrift forderten gegen 200 Patrizier, 
Stadtburger und Mitglieder der beiden Näthe zur Vermwerfung der Ver: 
fafjung auf, „weil fie feine Berbejjerung, fondern eine völlige Zerſtörung 
aller derjenigen Grundlagen enthalte, durch welche der Kanton Born 
ſechs Jahrhunderte hindurch einen fo hohen Grad von Glüdjeligkit, 
Ruhe, Ehre und Wohlftand genofjen habe.“ Alle Oppofition der bis- 
her regierenden Kafte brachte es indeß nur auf die geringe Zahl von 
2153 Verwerfenden gegen 27,802 Stimmen, die wirflih annahmen. 
Von allen Bergen und Hügeln verfündeten Freudenfeuer das glüdliche 
Ergebniß (31. Juli 1891). Bei den Wahlen in den neuen Gr. Rath 
wurde noch immer eine anfchnliche Zahl von Mitgliedern des Patriziats 
zu Ehren gezogen, aber in fortdausnder Verblendung ſchlugen die 
meilten auch diefe Berufung aus, weil jie die Hoheit des Volks nicht 
anerkennen wollten oder auf den baldigen Zerfall der neuen Ordnung 
rechneten. „Die Patrizier begingen damit einen mahren politifchen 
Selbftmord,” fagt der Gefchichtfchreiber aus ihrer Mitte. Bei der 
bisherigen Ausſchließung von allen wichtigeren Aemtern fehlte es auf 
dem Lande allerdings noch an hinreichend gebildeten und” mit dem 
Staatömwejen vertrauten Männern. Aber das Bedürfnig der Zeit pflegt 
auch die nöthigen Kräfte zu erzeugen und eine jüngere, bejjer gefchulte 
Generation konnte allmählich in die Reihe treten. Auch bei der Wahl 
der neuen-Regierung wurden noch genug ariftofratifche Elemente berück— 
fichtigt, fobald fich diefelben nur irgend herbeilafjen wollten, der neuen 
Drdnung zu dienen. Der biöherige Rathsherr v. Tfharner, der 
ji der liberalen Richtung am rückhaltloſeſten angefchloffen hatte, erhielt 
das großartige Zutrauensvotum, daß er in 15 Wahlfreifen in den 
Gr. Rath gewählt und von diefem faſt einftimmig zum Schultheiß ge: 
wählt wurde. Der geiftige Lenker der Reformbewegung, Dr. Karl 
Schnell — geihäftsfundig, fein und vielfeitig gebildet, in der Kunft, 
jeine Umgebung zu beherrichen, wohl bewandert — wurde die energijche 
Seele der neuen Ordnung. 

Hiermit ſchloß die Regeneration in den Kantonen einſtweilen ab. 
An den übrigen Orten konnte entweder die Bewegung nicht zum Durch— 
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bruch kommen oder das alte Syſtem wurde noch nicht ernſtlich angefoch— 
ten. Erſteres war außer Baſel und Schwyz auch in Wallis der 
Fall. Die Rechtsungleichheit in dieſem Kanton beſtand nicht in der 
Vorherrſchaft einer Stadt oder eines Patriziats, ſondern in dem Ueber— 
gewicht des einen Landestheils über den andern. Das untere, fran— 
zöfifch redende Wallis mar chemals dem deutfch redenden Oberwallis 
förmlich unterthHan. Die Helvetit brach die Unterthanenbande. Auch 
als Wallis im Jahr 1802 durch franzöfiihen Machtſpruch, entgegen 
allen Berwahrungen, von der Schweiz getrennt und als bejondere Re— 
publif hingeftellt wurde, blieb eine auf Rechtsgleichheit gegründete Ver: 
fafjung. Alle Feudallaften wurden aufgehoben und das ganze Privi- 
legienwefen abgefchafft. Dagegen konnten die Sefuiten zurüdtehren. 
Für einige Jahre wurde dann Wallis, unter dem Namen des Simplon 
departements, dem franzöfifchen Kaiſerreich ganz einverleibt. Mit der 
Reftauration kam Wallis wieder in den eidgenöfjifhen Verband, aber 
zugleich erhob auch die alte Ariftofratie von Oberwallis wieder die aus: 
ichweifendften Anfprühe. Die Minifter der alliirten Mächte mußten 
dazwifchen treten und die Reaction zügeln. Oberwallis konnte zwar 
feine Oberherrlichfeit nicht jo weit herftellen,- als es wollte; aber der 
untere Landestheil gerieth doch wieder in ein drüdendes Abhängigkeits- 
verhältniß. Der ganze Kanton wurde in 13 Zehnen oder Diftrifte 
eingetheilt. Jeder Zehnen, ohne Rüdjicht auf feine Bevölkerung, erhielt 
vier Repräfentanten im Gr. Rath. So hatte der Zehnen Entremont 
mit etwa 9000 Seelen nicht mehr Abgeordnete als der Zehnen Sitten 
mit 3700 oder Brieg mit 4000 Seelen. Da fih die am menigften 
bevölferten Sehnen im Oberwallis befanden, jo war diefem ein Ueber: 
gewicht gefichert, daS nody dadurch vermehrt wurde, daß auch dem Bi: 
ſchof vier Stimmen, die Nepräfentation eine? ganzen Zehnens, zu Ge: 
bote ftanden. Zugleich wußte die Geiftlichkeit ſich wieder in den Befik 
faft aller ihrer alten Rechte und Ammunitäten zu feßen. In der ganzen 
Zeit der Rejtauration geſchah nichts zu Nuben des Landes; alte Herr: 
haft des Klerus, Finſterniß in den Schulen, Jeſuitenwirthſchaft und 
moralifche wie öfonomijche Verfumpfung. 

Nach den Auliereigniffen weckte das allgemeine NReformftreben auch 
den freieren Geift in Unterwallis. Aber die liberale Parthei war noch 
ohne feiteren Zufammenhang und ihres Zieles nicht bewußt. Bei Ges 
legenheit einer Geſetzesberathung über die Verwaltungsitellen brach eine 
unzeitige Bewegung aus. An mehreren Orten wurden Freiheitsbäume 
aufgerichtet.. Ein Truppenaufgebot der Regierung genügte indeß, um 
die Ruhe in den meiften Gemeinden raſch wieder herzuftellen. Nur 
Martina, der Mittelpunkt der Bewegung, leijtete einen furzen Wider: 
jtand, der mit Waffengewalt unterdrüdt wurde (Juni 1831). 
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Bon härteren Kämpfen, die bald in Neuenburg ausbraden, 
wird weiter unten die Rede fein. | | 

In Glarus fcheiterte an der Landsgemeinde noch der Verſuch, 
eine Revifion der Verfaffung mit Trennung der Gewalten und Auf— 
hebung der Lebenslänglichkeit der Amtsftellen anzubahnen. Das in der 
Eidgenoſſenſchaft Hoch angefehene Haupt des Kantons, Yandammann 
Cosmus Heer, mwiderftrebte der Reform. 

In Genf wurde das bisherige Syitem noch nicht ernitlich ange: 
fohten. Hier hatte fi während der Reftauration nicht der gleiche 
Zündftoff wie anderswo aufgehäuft. Die Nejtauration ließ keine bittere 
Erinnerung zurüd; Genf hatte vielmehr das Glück, von dem franzöſi— 
ſchen Reich abgelöst und wieder in den Kreis der Eidgenofjenjchaft ges 
bradt zu werden. Wurde auch die PVerfafjung nach engem Schnitt 
entworfen und eine gewiſſe Ariſtokratie hergeftellt, fo erfreute ſich der 
Kanton doch unter intelligenten Staatömännern einer regeren Verwal: 
tung. Bei allem Anklang, den die benahbarte Revolution fand, frei 
diefe doch Feine tiefere Erfchütterung hervor. inzelne Kleine Reformen 
im Wahlſyſtem konnten die öffentlihe Meinung für den Augenblid 
befriedigen. 

Auh fir Graubünden war die Neftauration feine Zeit wirk— 
lichen Nüdjchrittes. Die öfterreihiich gefinnte Parthei, die im Jahr 
1814 auf förmlichen Austritt aus dem eidgenöſſiſchen Verband und 
Wiederheritellung des alten Föderalismus arbeitete, wurde glüdlich 
überwunden. Die neue Verfafjung, die ji der Kanton gab, wurde 
nicht von oben herab octroyirt, fondern dem Volk zur Abjtimmung vor: 
gelegt. Sie ftimmmte im Wefentlichen mit den Grundlagen der Mes 
diationsverfafjung überein und that in wohlthätiger Stärkung der Staats— 
gewalt noch einige Schritte weiter. Trotz mannigfachen Mängeln, die 
in der lodern Organijation blieben, war die Ordnung nicht unpopulär 
geworden. 

Während in Schwyz die beiden Landestheile ſich fpalteten, blieben 
die beiden andern Urkantone, Uri und Unterwalden, völlig ftabil. 
Das Landsgemeindefyiten, von Klerus und Magnaten beherricht, ftand 
den Neuerungen entgegen. Das Volk brüftete ſich mit dem trügerifchen 
Schein der vollſten Selbftregierung. Gejetgebung, Juſtiz und Ber: 
waltung, jo faul und mangelhaft jie waren — faſt Alles mußte beim 
Alten bleiben. Weniger ftarr war Zug, mwo unter dem Einfluß des 
Landammanns Sidler ſich ein etwas liberalerer Geiſt geltend machen 
konnte. Aber der Klerus trieb auch hier das Völkchen, den neuen 
Keen gegenüber, in eine finftere Richtung. 

Die bisher wirklih durchgeführte Negeneration umfahte, mit Ein: 
ſchluß von Teſſin, eilf Kantone. Alle drei Vororte waren der neuen 
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liberalen Richtung gewonnen. Der Bevölkerung nach vertrat dieſer 
Kreis faſt drei Viertel der Schweizernation. Scheinbar mußte ſich deß— 
halb die Regeneration ohne großen Widerſtand über die geſammte Eid— 
genoſſenſchaft ausdehnen und zur unbeſtrittenen Geltung gelangen, Aher 
die kantonale Selbſtherrlichkeit war für den weiteren Fortſchritt noch 
ein harter Stein des Anſtoßes. In dem alten Bunde konnte eine 
Minderheit der großen Mehrheit gegenüber ein ſchweres Gewicht üben. 
Auch in den regenerirten Kantonen blieb noch mancherlei Verſchiedenheit, 
die den feſten Zuſammenhang ſtörte. 


Charakler der neuen Ordnungen. 


Dreimal im Raum von wenigen Dezennien erlitt die Schweiz eine 
Umwandlung unter äußerem Zwang. Die Helvetik wurde durch fran— 
zöſiſche Bajonnette hervorgerufen und hielt ſich, ſo lange franzöſiſche 
Bajonnette dieſelbe ſtützten. Die Mediation entſprang dem diktatoriſchen 
Willen des mächtigen Vermittlers. Die Reſtauration vollzog ſich unter 
der Einſchüchterung der durch die Schweiz ziehenden alliirten Heeres— 
maſſen. Der Umſchwung, der mit dem Jahr 1830 in einer Reihe von 
Kantonen eintrat, ging zum erſten Male aus freiem inneren Trieb her— 
vor. Die Juliereigniſſe in Frankreich gaben einen lebendigen Sporn, 
ohne daß fremdes Machtgebot irgend wie in die Entwicklung eingriff; 
die ſchon vorbereitete Reform konnte, unter der Gunſt der Umſtände, 
nur kräftiger und entſchiedener hervortreten. Die Bewegungen trugen 
zwar einen mehr oder weniger revolutionären Charakter. Es war faum 
möglich, den gefeßlichen Weg einzuhalten, wo die bisherigen Verfaffungen 
von einem regelmäßigen NRevifionsmodus nichts wußten. In der Regel 
genügte indek eine imponirende Volfsdemonftration, um die Behörden 
zur Nachgiebigfeit zu veranlaffen und die Reform in das gemünfchte 
Geleife zu bringen. Kam es auch in einzelnen Kantonen zu ftürmifchen 
Auftritten oder fürmlichen Aufftänden, fo ging doch die Gewalt nicht 
über den Sturz der politifhen Ordnung hinaus. Sobald da3 Volt 
fein Recht errungen hatte, begab es ſich fchnell zur Ruhe. Zerſtörende 
Leidenichaft oder blinde Erzeffe, in denen man fi an Perfonen oder 
Eigenthum vergriff, kamen wenig oder feine vor. Die Unpopularität 
der alten Regierungen lag auch weniger in den Perſönlichkeiten als in 
dem Syftem, das jchon in feinem Ursprung verhaßt war und nothwen- 
wendig zu Willführ und Schlendrian führen mußte. 

Die Fundamentalprinzipien der neuen Verfaflungen waren Die 
Souveränität des Volfs und die Gleichheit der Rechte. Diefe Grund: 
füge wurden indeß noch nicht fcharf und Fonfequent durchgeführt. Den 
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beftehenden Verhältniſſen wurde noch mannigfahe Rechnung getragen 
und zum Theil erft ein Uebergang begründet, um mit größerer Bildung 
des Volks einen weiteren Schritt in die Demokratie zu thun. Nur das 
Vorreht der Familien verſchwand ganz und damit jedes herrſchende 
Patriziat. Dagegen behielten mehrere Städte, wie Zürich, Yuzern, 
Solothurn, Schaffhaufen und St. Gallen (von Bafel nicht zu reden) 
einen Vorzug in der Vertretung. Vorwiegend war der Gedanke eines 
gemäßigten Repräſentativſyſtems, wie es den geläuterten Ideen der Hel— 
vetif und Mediation entſprach. Das Volk follte die Souveränität nur 
durch die Wahl feiner Stellvertreter und die Abjtimmung über die Ver: 
faflungsänderungen ausüben. Auch die Wahl der Stellvertreter wurde 
erst in wenigen Kantonen dem Volk unmittelbar überlafjen; in den 
meiiten Kantonen wurde das direfte und indirekte Wahlfyftem (durch 
MWahlkollegien oder theilweife Selbitergänzung des Gr. Raths) gemiicht 
oder die Wahl, mie in Bern und Freiburg, ganz mittelbar gemacht. 
Stimm: und Wahlrecht fanden ſich hier und da noch durch Cenſus oder 
höhere Altersbeftimmungen beſchränkt. Nur einzelne Verfaffungen räumten 
niedergelafjenen Schmweizerbürgern ein Stimmrecht unter Neciprocität 
ein. Die Partialerneuerung der Behörden erhielt in der Negel noch 
den Vorzug vor der Öntegralerneuerung. Die längite Amtsdauer war 
in Freiburg mit 9 Jahren feſtgeſetzt. Am demofratifchiten und beweg— 
lichiten wurde der Organismus in St. Gallen geftaltet, wo nicht nur 
Antegralerneuerung der Behörden in der kurzen Friſt von 2 Jahren 
mit lauter unmittelbaren Wahlen eingeführt, ſondern dem Bolt aud) 
das Veto eingeräumt wurde. In der Thurgauer Verfaſſung war auf 
eigenthümliche Weile für gefahrvolle Zeiten — „zur Felthaltung der Ver— 
fafjung, der Freiheit und der Rechte des Volks“ — ein aus der Mitte 
des Gr. Raths zu bejtellender Sicherheitsausſchuß vorgeſehen, der indeß 
nie ins Leben zu treten brauchte. 

In allen Verfaſſungen führte man die Trennung der geſetzgebenden, 
vollziehenden und richterlichen Gewalt mehr oder weniger ſcharf durch. 
Dazu kam der Grundſatz der Oeffentlichkeit im ganzen Staatshaushalt, 
in den Verhandlungen der geſetzgebenden Behörde und größtentheils der 
Gerichte. Das Schwergewicht des Staats kam in die Volksvertretung 
zu liegen, die aus der bisherigen untergeordneten Stellung gegenüber 
der Regierungsgewalt heraustrat, das volle Recht der Initialive erhielt, 
wirffamere Controle üben konnte und meiſt mit reihen Wahlbefugnifien 
ausgeftattet wurde. Die oberite vollzichende Behörde bildete gewöhn— 
lich noch einen zahlreichen Körper; die meiſten Mitglieder in Bern (17) 
und Züri (19), die wenigjten in St. Gallen (7) und Thurgau (6). 
Mit dem vielgliedvrigen Kollegialſyſtem hielt es noch ſchwer, eine ftvengere 
Verantwortlichteit durchzuführen. Nur in St. Gallen wurden Die 
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Rathskollegien aufgehoben und bereits ein Departementalſyſtem einge— 
führt. Die nach wohlfeiler Regierung ſtrebende Demokratie drückte hier 
die Gehalte der Beamten auf ein Minimum herab. In Bern fühlte 
man dagegen das natürliche Bedürfniß, die Beſoldungen der Regierungs— 
ſtellen zu erhöhen, um ſich leichter von der Ariſtokratie zu emanzipiren 
und die geeigneten Kräfte für die Verwaltung zu finden. Nach unten 
wurden überall die Grundlagen einer freieren Gemeindeordnung feſt— 
geſtellt. 

Die mannigfachen Garantien, die in die meiſten Verfaſſungen auf— 
genommen wurden, zeugten am deutlichſten dafür, wie unfrei bisher die 
Bewegung war und gegen wie viel Willkühr und Mißbrauch man ſich 
noch zu ſchützen hatte. Es genügte nicht, die Preß- und Vereinsfreiheit 
zu ſichern; es mußte auch das Recht, „Anſichten, Wünſche und Beſchwer— 
den“ vor die Staatsbehörde zu bringen (Petitionsrecht), beſonders garan— 
tirt werden. Innerhalb der Kantone ſelbſt bedurfte es der Gewähr 
der freien Niederlaſſung und der Handelsfreiheit. Die Gewerbefreiheit 
konnte noch nicht überall durchdringen. Die Zutrittsfähigkeit zu allen 
öffentlichen Aeimtern und Stellen mußte das Monopol einzelner Klafjen 
befeitigen. Verbote richteten ſich gegen willfürliche Nerhaftung, Aus: 
nahmsjuftiz und Anwendung körperlicher Zwangsmittel in peinlichen 
Unterfuhungen. Im Freiburg wurde die Tortur namentlich abgefchafft. 
An Thurgau unterfagte man die geheime Polizei. An Waadt ficherte 
man auc die Unverleslichkeit des Haufes. Dem Fremdendienit trat 
das Verbot fernerer Militärkapitulationen entgegen. Auch der Annahme 
fremder Penfionen und Orden mußte gefteuert werden. 

Nur-unvollitändig wurde noch die Slaubensfreiheit gewahrt. Meift 
beichränfte fich die Gewährleiſtung auf die beftcehenden beiden Konfef- 
fionen. In Freiburg wurde der proteftantiihe Kultus im fatholijchen 
Theil und der Fatholifhe Kultus im proteftantifchen Bezirk ausgefchloj: 
fen. Der gleide Kanton ließ die „Anterdizirten“ d. h. die mit Kirchen: 
ſtrafen Belegten ohne politifches Stimmredt. In Luzern waren aus: 
drüdlich nur die Katholiken ftimmberechtigt. Dagegen hörten in Bafel 
die bisherigen Beſchränkungen der ſtaats- oder gemeindsbürgerlichen 
Rechte in Folge von Religionsänderung und gemifchter Ehe auf. In 
den gemischten Kantonen juchte man die Parität noch mehr oder weniger 
ängftlih zu wahren, Am fchärfiten blieb die Eonfeffionelle Trennung 
in St. Gallen. 

Dagegen herrfchte der durchgreifende Gedanke, daß ohne Bildung 
des Volks auf die Dauer feine Selbftregierung möglich jet. Verbeſſerung 
des Unterrichts war eines der hauptfädhlichiten Ziele der neuen Ord— 
nungen. In mehreren Verfaſſungen, wie in Zürih, Bern, Luzern, 
Shaffdaujen, Aargau und Thurgau, wurde es bejtimmt ausgefprochen, 
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daß die Sorge für Erziehung und Unterricht der Jugend Pflicht des 
Volks und ſeiner Stellvertreter ſei. In Zürich führte man auch eine 
Schulſynode ein, um den Lehrerſtand zu heben und zu emanzipiren. 
Dadurch erhielt die Regeneration ihren Re geijtigen Kern und 
ihren idealen Charakter. 

Weniger verfpracdhen die Verfaffungen in rein materieller Richtung. 
Erleihterungen oder Unterjtügungen des Staats betrafen den Loskauf 
der Zehnten und Bodenzinfe, die Militärlaften und bejfonders den Bau 
und Unterhalt von Landſtraßen. Gleichmäßige VBertheilung der Staats: 
lajten auf Vermögen und Erwerb wurde in der Regel als Grundjak 
hingeſtellt. 

Endlich wurde für künftige Reviſion der Verfaſſungen auf mannig- 
faltige Weife geforgt. Bald fuchte man diefelbe mehr auf den Weg der 
Gejeßgebung zu leiten, bald wieder Verfaſſungsräthen vorzubehalten. 
An mehreren Drten wurde eine ziemlich kurze Friſt feitgeftellt, bis zu 
welcher die Verfaſſung wieder durchgeſehen werden mußte. Dies ent- 
ſprach zum Theil dem Gedanken, daß erft ein Uebergang begründet 
wurde, um nach, einigen Erfahrungen die Principien der Rechtsgleichheit 
und Volksjouveränität weiter zu entwideln, 


Partielle Trennung im Kanton Bafel. 


Am Kanton Bafel ging mit der neuen Konftituirung nur ein ein- 
zelner Akt in den ſchweren Wirren zu Ende. Zwifchen Stadt und Land 
blieb eine klaffende Wunde. Die Parthei der Nechtsgleichheit ſah die 
Annahme der Verfaſſung auf dem Lande nicht als einen freiwilligen 
Ausdrud der. Mehrheit der Bevölkerung, jondern als unter der augen- 
blicklichen Einſchüchterung erzwungen an. Die neue Regierung behielt 
den Charakter fait ausfchließlicher Herrichaft der Stadt; zur wirklichen 
Berföhnung der Landfchaft geſchah wenig oder nichts. Nach kurzer Zeit 
heinbarer Ruhe begann das Zerwürfnig von Neuem. Die Straf: 
urtheile, die ‚gegen die Mitglieder der proviforifchen Regierung ergingen 
(die acht flüchtigen Mitglieder wurden zu 2—6 Jahren Gefängnif ver: 
urtheilt, die fieben in Haft befindlichen mit geringeren Strafen belegt), 
ftachelten die Gemüther. Wo ſich eine Gelegenheit bot, machte ſich die 
Erbitterung auf dem Lande Luft. Bei einer Mufterung in Muttenz 
brach wilde Infubordination aus; ein Milizinfpeftor, Führer der Gar: 
nifönler oder ſog. Todtenföpfler (von dem Feldzeichen, das fie trugen) 
bei der Unterwerfung der Landfchaft, wurde ſchwer mißhandelt. 

In unbedingter Amneftie ſchien die erjte Bedingung einer Be: 
ruhigung zu liegen. Bon 38 Gemeinden der Landihaft famen Beti- 
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tionen mit 1491 Unterfchriften, die dringend darnach verlangten. Zahlreiche 
eidgenöſſiſche Stimmen legten fie der Regierung von Bafel ans Herz. Auch 
die gemäßigteren Staatsmänner in der Stadt Fonnten fich die Rathſam— 
keit nicht verhehlen. Aber die Leidenjchaft machte bei der Mehrheit taub 
gegen das Gebot der Klugheit. Cine fanatifhe Parthei jah auch das 
erlajiene Amnejtiedefret noch als viel zu mild gegenüber von Rebellen 
an. Bei der Behandlung der Frage im Gr. Nath mußten alle Ber: 
wandte der Betheiligten austreten. Vergebens proteftirten diefe mit 
der Behauptung: bei der Frage feien nicht nur fie, jei Stadt und Land, 
der geſammte Staat interefjirt und befangen, oder gar Niemand. Es 
wurde auf das Reglement hingewiefen, defjen Buchitaben Heilig fei. Die 
Regierung trug auf Verwerfung der verlangten Amnejtie an, da Nachſicht 
und Milde nur geeignet feien, die Anfrührer immer dreifter zu machen. 
In der Diskuſſion wollten die meiften Redner nur Denen Gnade zu 
Theil werden laffen, die veuig darum bitten würden. Mit 68 gegen 
14 Stimmen — 30 Mitglieder waren von der Berathung ausgefchlofjer — 
wurde die Amneſtie zurüdgewiefen. 

Mit diefer Amneftieverweigerung wurde die Kluft nur noch tiefer. 
An der ganzen Gidgenojienihaft nahm man an dem Prinzipienfampf 
Theil, der fih auf dem Boden Baſels mit aller Schärfe entwidelte. 
Auf der einen Seite wurde die Stadt von den alten Ariſtokraten an- 
getrieben, das volle Anfehen zu behaupten und mit der Revolution nicht 
zu fapituliven, auf der andern Seite ſah fi die Parthei der Nechts- 
aleichheit von allen Volksfreunden zur Ausdauer ermuthigt. Während 
die flüchtigen Mitglieder der proviforifchen Regierung von Bafel als 
Hochverräther gegen die Ordnung peinlic) verfolgt wurden, fanden fie 
in den regenerirten Kantonen die vollite Sympathie. Von der Tag: 
fatung wurde die neue Verfajjung zwar unter eidgenöfjifhe Garantie 
genommen und das beitehende Regiment dadurch formell geitärft. Aber 
auch in der eidgenöſſiſchen Behörde reiste Bafel die Stimmung durch 
die jtarren Verwahrungen, die 8 allen Wünſchen auf volle Begna— 
digung entgegenftellte. Von einzelnen Ständen, wie von Luzern und 
Zürich, kamen energifchere Inſtruktionen an die Gefandtichaften, nicht nur 
die unbedingtefte Amneſtie zu begehren, fondern auch dahin zu wirken, 
das die Tagfakung der Negierung von Baſel allen Beiftand verfage, 
wenn fie den eidgenöfliihen Ermahnungen fein Gehör gebe. 

Alles drängte fichtbar zu einer neuen Krifis. Vor der Untermer: 
fung der Landichaft hatte man in den herrichenden Kreiſen der Stadt 
wiederholt die Yolung ausgeſprochen, fich lieber von der Landichaft zu 
trennen, als volle Rechtögleichheit zu gewähren. Die Verfaſſung mit 
ihrem Reviſionsmodus ftellte eine förmliche Schranke zwiſchen den beiden 
Yandestheilen auf. Jetzt arbeitete man von der andern Seite auf eine 
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Scheidung hin. Eine „Erklärung und Appellation an die Gerechtigkeit“ 
von vier Mitgliedern der proviſoriſchen Regierung verzweifelte an der 
Möglichkeit einer Ausſöhnung und ſuchte das Heil nur noch in einer 
Trennung. Aus der Landichaft felbit ging eine Vorftellung, troß allen 
Verboten der Behörden von 2156 Bürgern unterzeichnet, durch Depu- 
tirte an die Tagſatzung, worin man in erjter Linie noch auf einen frei 
gewählten Verfaflungsrath drang, aber wenn diefer nicht gewährt werde, 
auf Einleitung einer Trennung zwiſchen Stadt und Yand, in welchem 
Falle leßteres nicht abgeneigt fei, fich einem Nachbarkanton anzufchliegen. 
Diefer VBorftellung trat die Geſandtſchaft Baſels an der Tagſatzung mit 
der äußerſten Schroffheit entgegen. Sie verlangte von dem Tagſatzungs— 
präjidenten, daß die WVorftellung der Bundesbehörde gar nicht vorgelegt, 
fondern einfach zurüdgeftellt werde. ‘Die überwiegende Mehrheit der 
Verfammlung erklärte fih indek dahin, daß jedes an die Tagjakung 
gerichtete Aktenſtück derfelben vorgelegt werden müſſe, wobei es der 
Tagſatzung allein zuftehe, allfällige Einwendungen zu prüfen und 
zu würdigen. Die Vorftellung blieb längere Zeit auf dem Kanzleitiſch 
liegen, während die Greignifje vorwärts jchritten. In einem Kreis: 
ſchreiben verwahrte fih die Regierung von Bafel gegen jedes Eintreten 
in diejelbe und drang darauf, daß zur Handhabung der von der Tag: 
fakung gewährleifteten Verfafjung ihr Hülfe und Unterftügung gemährt 
würde, wenn fie in den Fall kommen follte, eine ſolche zu verlangen. 
Don Woche zu Woche wurde es jegt auf der Landſchaft unruhiger. 
Die Begnadigung, die zwei Mitgliedern der provijoriihen Regierung 
auf ihre Bitte ertheilt wurde, that wenig zur Beſchwichtigung. Die 
Drdnung wurde an vielen Orten geftört; die Behörden fahen ſich in 
ihrer Wirkfamkeit gelähmt. ine Provofation in der Stadt machte den 
Zuftand noch gejpannter. Gegen einen der Deputirten der Landichaft 
an die Tagjakung, der auf feiner Nüdreife nach Baſel kam, wurde 
Abends ein wildes Charivari aufgeführt und gleicher Unfug vor der 
Wohnung von Profefior Trorler getrieben, Andere Exzeſſe gegen Freunde 
der Landſchaft wiederholten fich zwei Nächte, ohne daß die Polizei ein- 
ſchritt. Erft am vierten Tage ergriff die Regierung ernſtliche Map: 
regeln, um fernere Unordnungen zu verhüten. Dies (wozu die Sage 
von einem Mordanſchlag auf jenen Deputirten hinzukam) wirkte auf 
die Yandfhaft zurüd und jteigerte die revolutionäre Gährung. Das 
Volk übte Auftiz auf eigene Fauft; Landjäger wurden auf ihren Poſten 
wie gefangen gehalten; Freiheitsbäume erhoben ſich in Lieftal, Siſſach 
und Waldenburg; flüchtige Mitglieder der proviforifchen Regierung fehrten 
zurüd; gegen 40 Großräthe vom Lande legten ihr Mandat nieder. 
So jah man fih in Bafel wieder einem drohenden Ausbruch 
gegenüber. Volle Amneftie ertheilen und damit den Sturm bejchmwid) 
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tigen wollte man nicht. In eine liberalere Bahn einlenken und ſich den 
Grundſätzen der Regeneration, wie ſie in andern Kantonen geltend ge— 
worden waren, aufrichtig anſchließen, mochte man noch weniger. Um 
die Autorität wieder herzuſtellen und die Landſchaft niederzuhalten, blieb 
nichts übrig, als von Neuem zur Gewalt zu ſchreiten. Die Mehrheit 
der Regierung ſchwankte eine kurze Zeit und ſchrack vor den möglichen Folgen 
zurück. Aber leidenſchaftlicher Eifer, mehr noch außer als in der Behörde, 
drängte vorwärts. Anſtalten wurden getroffen, um einen raſchen und ent: 
fcheidenden Schlag auszuführen. Man rechnete auf die Anhänglichkeit einer 
Anzahl von Gemeinden im obern Gebiet, deren Mittelpunkt auf der einen 
Seite Gelterfinden, auf der andern Seite Reigoldswyl war. Durd) militäri: 
ſche Organifation derfelben hoffte man den Heerd der landichaftlichen 
Bewegung zwifchen drei Feuer zu nehmen. Zu Diefem Zwecke wurden 
Dffiziere in jene Thäler geſchickt (19. Auguft); in Gelterfinden gelang 
es, eine Mannjchaft aufzuftellen, in Reigoldswyl fchlug der Verfuch fehl. 

Die Kunde von der Sendung diefer Offiziere brachte die Landichaft 
in den äußerſten Alarm. Der Gehorfam murde jett vollftändig auf: 
gefündet; die Statthalter in Lieftal und Siffah mußten weichen und 
ih nach Bafel flüchten. Im Namen einer neu aufgeftellten Regierungs- 
fommifjion erließ Anton von Blarer einen Tagbefehl (20. Auguft), 
wonach der Landiturm in allen Gemeinden aufaeboten und die Offiziere, 
welche im Rüden von Lieſtal Negierungstruppen organifirten, fowie 
„Jeder, der zu Gunften der Stabtbafelifchen Regierung Aufruhr made 
oder durch Proflamationen dazu verleite”, vogelfrei erflärt wurden.*) 
Abgeordnete aus allen Gemeinden follten am 21. in Lieftal zufammen: 
treten, um ſich über eine neue Verfaſſung zu berathen, 

Unterdeß war in Bafel Alles zu einem vafchen Ueberfall gerüftet ; 
Freiwillige waren geworben, Milizen aufgerufen, die Sammelpläte be: 
jtimmt. Am 21. Auguft in aller Frühe (2 Uhr Morgens) rüdte eine 
Kolonne von gegen 1000 Mann, als Kern die Söldnertruppe, mit vier 
Kanonen unter Kommando des Oberften Wieland aus der Stadt. 
Ein Givilfommiffär in Begleit derfelben hatte den Auftrag, die Ge: 
meinden vor Anwendung der Gewalt nicht nur zur Rückkehr zur Orb: 


*) Diefe Bogelfreierflärung wurde am 27. Auguft zurüdigenommen, nachdem, 
wie der Widerruf erklärte, die Sache der Landſchaft durch den Tagbefehl eine 
günstige Wendung genommen babe. So grell er auch erjcheinen möge, ſei er nur 
ein Werk der Nothwehr geweien, da Gewalt nur mit Gewalt abgetrieben werden 
fönne. Bon Bajel wie anderswo ericholl ein Schrei der Entrüftung. Von Seite 
der Landſchaft wurde fpäter ein Tagbefehl der Basler Militärbeamten im Neigolds- 
molerthal vom 3. Augujt 1833 entgegengehalten, worin fc) die Ordre fand, ge- 
wiffe mit Namen bezeichnete Mitglieder der Behörden in Lieftal beim Betreten 
unter allen Umpftänden nicderzumaden. Zum Glüd kamen in beiden Fällen die 
terroriftiichen Maßregeln nicht zur wirklichen Anwendung. 
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nung aufzufordern, fondern auch die Auslieferung der Waffen und 
Rädelsführer zu verlangen. . Die Colonne zog unangefohten an Muttenz 
und Pratteln vorüber bi3 an die Hülftenfhanze. Diefer von den Auf: 
ftändifchen vertheidigte Poften mufte mit Sturm genommen werden. 
Rechts und links jtetS beunruhigt und befchofien, rüdte das Corps bis 
gegen Liejtal; um 6 Uhr Morgens kam es vor der Vorftadt an. Hier 
gelang es erſt nach zweiftündigem Gefecht das von den benachbarten 
Hügeln und Gebüfchen wie von den Häufern aus auf die Basler 
Truppen unterhaltene euer größtentheil$ zum Schweigen zu bringen. 
Darauf wurde der Gemeinderath zur Kapitulation aufgefordert und als 
die Frijt einer Stunde ohne entiprechende Antwort verftrih, das grobe 
Geſchütz gegen die Stadt gerichtet. Cine Scheune ging, von Haubitz— 
fugeln entzündet, in Flammen auf. Die jest vorrüdenden Basler 
Truppen drangen in den Ort ein und nahmen von der Stadt Belik. 
Die Pandleute wichen, aber ein Häuflein Tapferer griff die in der Haupt: 
jtraße aufgejtellten Basler von Neuem an, worauf fich dieſe wieder aus 
der Stadt auf die auch noch bedrohte Neferve und Artillerie zurück— 
zogen. *) Der Kommandant Wieland, deſſen militärischer Blid, wie 
es fcheint, getrübt war, traute jett der Lage nicht. **) Er wagte es 
nicht, die Bofition zu behaupten, die er durch das Anrücden neuer In— 
jurgentenjchaaren einem nächtlichen Ueberfall ausgejett und im Rüden 
bedroht glaubte, während der aehoffte Succurs von den obern Thälern 
ausblied. Noch am Vormittag ordnete er den Nüdzug an und langte 
mit Berluft von 2 Todten und 30 Vermwundeten um 2 Uhr Nachmit- 
tags wieder mit feinem Corps in Baſel an. Die Landichäftler hatten 
jich einer überlegenen Macht gegenüber, ohne Artillerie und militärijche 
Führung, nur von wenigen Juzügern aus andern Kantonen unterftütt, 
tapfer und hartnädig gemwehrt (mit Berluft von 13 Todten und 40 
Verwundeten). 

Der ganze Zweck der Expedition war verfehlt, der Ausgang einer 
Niederlage gleich zu achten. Die alte Autorität, im Januar mit Waf- 
fengewalt aufrecht gehalten, wurde jett aufs Tiefjte erſchüttert. In der 
Landihaft fühlte man ſich durch den plößlichen Rückzug wie erlöst; was 


*) Siehe: %. 3. Brodbed, Geſchichte der Stadt Lieftal. Lieſtal 1865. 

**) Wieland, früher in franzöfiichen Dienften, war im eidgenöfftiichen Mili— 
tür zum Oberft vorgerüdt und hatte fich als ſolcher ſehr beliebt gemadt. Durd) 
feine Haltung in den Basler Wirren als Polizeidireltor und Anführer der Regie: 
rungstruppen bei dem erften Aufitand zog er fich dagegen von vielen Seiten heftige 
Angriffe zu; er lieh fich verleiten, im militärifchen Styl mit den Zeitungen Krieg 
zu führen; die Kränkungen, die ev in Folge davon exlitt, wirkten nachtheilig auf 
jeine ohnehin ſchon phyſiſch angegriffene Geſundheit. (S. Heusler’s Geſchichte 
der Trennung des Kantons Baſel, Bd. I, S. 80.) 
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auseinander geſprengt war, ſammelte ſich wieder; die ganze Erhebung 
konnte neu organiſirt werden. In den Nachbarkantonen war die Stim— 
mung durch den Ueberfall von Baſel aufs Höchſte aufgeregt; an meh— 
reren Orten bereitete ſich ein Aufbruch vor; einzelne Schaaren zogen 
der Landſchaft zu Hülfe. 

Vorort und Tagſatzung fürchteten unter dieſen Umſtänden einen 
weitgreifenden Bürgerkrieg und beeilten ſich, Maßregeln zu treffen. 
Aber die Aufgabe, den immer tiefer wühlenden Zwieſpalt zu löſen, war 
zu ſchwer für eine Behörde, in der kein zeitgemäßes Syſtem herrſchte. 
Während die kantonale Regeneration ſich bereits über nahezu zwei Dritt— 
theile der Eidgenojjenfchaft eritredte, ftand die Tagſatzung noch auf dem 
engen Boden der 1der Verfafjung, die nicht ſowohl die fchmweizerifchen 
Völkerſchaften, als die jchmweizerifhen Regierungen mit einander ver: 
einte.. Auch der neue Geift, der in die Bundesverfammlung gedrungen 
war, jah ſich in einen alten Schlauch gefüllt. Bisher war nur die 
negative Politik aufgeftellt, fi in die Bewegungen nicht zu mifchen, 
wo fie ohne große Mühe zum Durchbruch kamen; noch fehlte es an 
aller pofitiven Politif, wo die Kantone in Folge der Verfaſſungskämpfe 
in gänzlihe Verwirrung geriethen oder auseinander zu fallen drohten. 
Hier war die Tagſatzung unter den alten Bundesformen unfähig, 
ih zu einem neuen, volfsthümlichen Prinzip zu erheben. Dem 
Bürgerkrieg in Bafel gegenüber ging fie einftweilen blos von dem 
Standpunfte aus, daß die Verfaffung von Bafel anerfannt und gewähr: 
leijtet jet und dak es fih daher nicht um Einmiſchung in Verfafjungs- 
verhältnifje, fondern allein um Aufrethaltung der Ruhe und Ordnung 
handle. Demgemäk wurde einftimmig beichloflen, eine Abordnung nad) 
Baſel zu ſchicken, um einerfeitS den Anfurgenten den Befehl zu ertheilen, 
die Waffen fogleich niederzulegen und zur gefeßlihen Ruhe und Ord— 
nung zurüdzufehren und anderfeit3 an die Negierung von Baſel die 
dringende und beftimmte Forderung zu richten, jedes Blutvergießen fo: 
fort einzuftellen. Die vier Kommiſſäre, die mit diefem Auftrag in den 
Kanton gingen, waren v. Muralt von Züri, Heer von Glarus, v. Meyen: 
burg von Schaffhaufen und Sidler von Zug, die drei erfteren mehr - 
oder weniger ariltofratiih geſinnt, der lebtere glühender Volksmann. 
Baſel ſelbſt begehrte die Intervention nicht, obgleich dieje für den Augen- 
lit willfommen fein mußte. In der Stadt zögerte man nicht, den 
Repräjentanten die Zuficherung zu ertheilen, jedes gewaltiame Cinfchrei: 
ten einzuftellen. Auch auf der Yandichaft wollte man die Waffen ruhen 
lafjen, wiss dagegen die Aufforderung zur Unterwerfung auf das Ent: 
ihiedenfte zurüd. Der Tagſatzung gegenüber glaubte man jich ſtark 
durch die Sympathien der großen Mehrheit des Schweizervolfs. Unter 
den Augen der Repräfentanten und unbefünmert um ihre Proteftation 
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wurde eine Landsgemeinde zufammenberufen, die ſich am 25. Auguſt 
2—3000 Mann ſtark in Lieſtal verſammelte, feierlich erklärte, keinerlei 
Feindſeligkeiten gegen die Stadt vorzunehmen, ohne von letzterer ange— 
griffen zu ſein, eine Vorſtellungsſchrift an die Tagſatzung beſchloß und 
endlich eine Kommiſſion aufſtellte, welche ſowohl die Unterhandlungen 
mit der Tagſatzung und der Stadt Baſel leiten, als auch Ruhe und 
Ordnung handhaben ſollte. Zur Wahl einer wirklichen Regierung ſollte 
jede Zunft der Landſchaft zwei Ausſchüſſe nach Lieſtal ſenden. Zugleich 
ſollten alle Gemeinderäthe neu gewählt werden. In der von der pro— 
viſoriſchen Kommiſſion an die Tagſatzung gerichteten Zuſchrift wurde 
die angenommene Verfaſſung neuerdings als erzwungen und erſchlichen 
erklärt und die Bundesbehörde um Vermittlung erſucht. Zugleich wurde 
eine Erklärung an das geſammte Volk der freien Eidgenoſſenſchaft er: 
lajien, worin man den Entſchluß einer verzweifelten Gegenwehr gegen 
jede gewaltfame Unterwerfung ankündigte. | 

Die Tagjasung ſetzte 3 ein Truppencorps von 4000 Mann 
unter dem Kommando von Oberſt Ziegler in Bereitichaft, um auf 
den eriten Ruf verwendet zu werden, Aber die Patrioten der Yand: 
ihaft wollten ſich durch die Drohung nicht von der weitern Organiſation 
abſchrecken laſſen. Die verſammelten Zunftausſchüſſe conftituirten ſich 
als Vertretung der Kandſchaft, erklärten in einer Zuſchrift an die Tag— 
fagung, daß fie jich nicht unterwerfen wirden und ernannten eine neue 
Verwaltungskommiſſion von 7 Mitgliedern (29. Auguft). Andrerjeits 
blieb die Stadt mit derfelben Hartnädigkeit bei der” einmal eingenom— 
menen Stellung, fih in Bezug auf Amneſtie nichts vorjchreiben zu laſſen 
und gegen jede etwaige Jumuthung einer Verfafjungsänderung feierliche 
Verwahrung einzulegen. Die Nepräfentanten konnten nichts als Waffen: 
ruhe erzielen, aber im Uebrigen erweiterte fih nur der Riß. 

Die Tagfagung unterließ noch die unmittelbare militäriſche Occu— 
tion, ertheilte aber der Verwaltungskommiſſion in Lieftal, ſowie allen 
neuen Behörden den Befehl, fofort jede ungefeßliche amtliche Wirkſam— 
feit einzuftellen, ji aufzulöfen und auseinanderzugehen. Die Gegen: 
fäge in der Bundesbehörde jelbit traten jetzt etwas fchärfer hervor. Die 
regenerirten Kantone wollten fich nit länger auf dem einfeitigen Stand» 
punft der Heritellung der geſetzlichen Ruhe und Ordnung halten. Zürich 
insbefondere drang auf unbedingte Amneſtie und nochmalige Abjtimmung 
über die Verfaffung; zugleich verwahrte es fich gegen alle und jede 
Trennung. Die Tagfatung that indeß nichts als daß fie den Reprä— 
jentanten den Auftrag ertheilte, nach wiederhergeftelltem gefetlichen Zus 
ſtand die dringende Finladung an Baſel zu richter, Gnade für die 
alten und Amneſtie für die neueſten Vorfälle zu erlafien, mwofern die 
Betreffenden jich verpflichten würden, den Landfrieden nicht weiter zu 
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ftören; ferner im Allgemeinen ſich bei Bafel für eine bleibende Con: 
joltdirung der Ruhe und Eintracht zwiſchen Stadt und Land zu ver: 
wenden. 

Mit diefer Halbheit konnte nach beiden Seiten nichts ausgerichtet 
werden. Auf die Aufforderung der Repräjentanten an die landichaft: 
liche Berwaltungsfommilfion, ji binnen zweimal 24 Stunden über 
ihre Nuflöfung zu erflären, antworteten 46 Zunftausſchüſſe: durch den 
legten Ueberfall jeien alle Bande zwifchen der Regierung und der Land— 
haft zerſchnitten; bis zu völlig gewährleifteter Rechtsgleihheit werde 
man auf dem jeßigen Zuftand verharren ; zutrauensvoll wolle man in— 
des das ganze Verwaltungsweſen in den Schooß der Tagjabung Legen, 
wofern auch in der Stadt das Gleiche gejchehe; von Begnadigung und 
Anmeftie erwarte man nichts; in Bafel eriftire fein wirklicher Gr. Nath, 
mehr als die Hälfte der Landräthe hätten ihre Entlafjung gegeben, 
viele würden noch folgen. Bon Baſel fam feine andere Zufiherung an 
die Repräfentanten, als daß einftweilen Feine VBerhaftungen und gericht: 
lichen Proceduren vorgenommen werden jollten. 

Die Tagſatzung ſah ſich jebt zu Gewaltsmaßregeln getrieben, jo 
unjicher fie ihren Boden fühlte. Nicht ohne drohenden Zwiejpalt in der 
Behörde wurde beſchloſſen, das aufgebotene eidgenöffiihe Truppencorps 
zur militärischen Beſetzung des Kantons in Marfch zu jeßen. Dabei 
richtete fich die Spite etwas mehr gegen die Stadt, indem die Neprä- 
jentanten ihre vermittelnde Dazwilchenfunft bei der Negterung eintreten 
laſſen jollten, um durch Amneftie und andere geeignete Anordnungen 
im Sinne der Confolidirung des Friedens eine Wiedervereinigung der. 
getrennten Gemüther zu bewirken. Das bloge Wort Dazwiſchenkunft 
veranlaßte den Geſandten von Bafel — den ftarren Deputat Laroche — 
zu erflären: „daß er die Freiheit feines Standes vor dem Angefichte 
Gottes auf das Allerfererlichite verwahren müſſe.“ An der Landichaft 
erflärten die Zunftabgeordneten, den eidgenöffiichen Truppen feine Ge— 
walt entgegenjeten zu wollen, dagegen proteftirten jie vor der geſamm— 
ten Eidgenoſſenſchaft gegen alle Maßregeln, die gegen ihre Freiheit und 
Selbſtſtändigkeit ergriffen würden. Die Verwaltungskommiſſion löste 
ſich auf und legte ihre Vollmachten in die Hände der Zunftausſchüſſe 
nieder. Eine neue Landsgemeinde in Lieſtal (13. Sept.) beſchloß: die 
Baſeler Verfaſſung, die Regierung und ihre Beamten ſollen nicht mehr 
anerkannt, der Gr. Rath nicht mehr beſucht werden, die Zunftausſchüſſe 
ſollen verſammelt bleiben und unter der Vermittlung der Tagſatzung 
mit der Stadt Baſel in Unterhandlung treten. Die Loſung blieb: 
Verfaſſungsrath oder Trennung. 

Ehe jetzt die eidgenöſſiſchen Truppen einrückten, trat eine kriegeriſche 
Epiſode ein. Während die Revolutionsmänner der Landſchaft mit aller 


Rührigkeit und Energie, nicht ohne terroriftifhe Mafregeln, den Boden 
der Anfurreftion zu erweitern und die noch beftehende Autorität der 
Regierung zu vernichten juchten, arbeitete man von der Stadt aus mit 
gleihem Eifer dahin, die noch anhänglihen Gemeinden im obern Ge: 
biet in Treue und Gehorfam zu erhalten und in Vertheidigungszuftand 
zu ſetzen. Noch mehr als Gelterfinden bildete jegt das Reigolds— 
wyler Thal die Pofition, die behauptet und nad) Umständen zum Ans 
griff benußt werden ſollte. Dort wurden eilf Gemeinden in engeren 
Verband gebracht und durch einen Haudegen, Oberftl. Frey, militärifch 
organifirt. So ftand dies Thal wie ein feindliches Lager dem revo— 
Iutionären Hauptquartier in Lieftal gegenüber. Bei den gegenfertigen 
Patrouillen und Streifzügen konnte es an häufigen Reibungen und Her: 
ausforderungen nicht fehlen. In Bafel mochte man fi durch die Tag- 
Tagung nicht die Hände binden laſſen und ging damit um, die pafjive 
Stellung zu verlaſſen und zur Selbſthülfe zu fchreiten. Bereits hatte 
das Militärfollegium einen neuen Dperationsplan entworfen, um in 
Verbindung mit den Neigoldswyler Thal einen Schlag auszuführen. 
Die Regierung legte diejen Plan noch zurüd, aber die Kunde von dem 
Projekt, fowie das Auffinden eines ins Neigoldswyler Thal beftimmten 
Munitionstransports, verbreiteten Allarm in der Landſchaft. Um einem 
doppelten Ueberfall zuvorzufommen. und fich für alle Fälle den Rüden 
oder die Flanke zu deden, wurde der revolutionäre Landfturm gegen 
das NReigoldswyler Thal aufgeboten. In verſchiedenen Rotten, 6—700 
Mann ſtark — der Golonne von Lieftal ritt Altengelwirth Bufer als 
„General“ voran — rüdte derfelbe aus (16. Sept.). Die herbeigeeilten 
Repräfentanten juchten ihn vergebens zur Nückehr zu bewegen. Die 
Gemeinden des Thals fühlten fih zu ſchwach, um ernitlichen Widerſtand 
zu unternehmen. Die Nepräfentanten verhinderten wirklichen Kampf. 
Der Landfturm nahm Reigoldswyl ein und fehrte nach vollbrachter That 
heim. Kein Blut wurde vergofjen, aber durch das Ihal Schreden ver: 
breitet. Won der Stadt war ein Corps ausgezogen, um eine Diverjion 
zu Gunften des Thales zu machen; auf Vorjtellungen der Repräſentan— 
ten trat es den Nüdzug an, . 
Tags darauf fand der Einmarſch der eidgenöfliihen Truppen unter 
dem Commando von Oberſt Ziegler ftatt. Jetzt änderte fich die Scene. 
Die eidgenöffischen Bataillone hatten die Aufgabe, die aufjtändiiche Ne: 
gierung zu unterdrüden. Sobald Liejtal bejett war, erlichen die Re— 
präfentanten an die Zunftausſchüſſe den kathegoriſchen Befehl, ſich inner: 
halb 24 Stunden aufzulöfen ; wer fich widerſetzte, follte verhaftet, außer 
Kanton gebracht und unter eidgenöffische Aufficht gejtellt werden. Die 
Zunftausfhüfje blieben indeß auf dem Rathhaus verfammelt, ohne 
Miene zu machen, auseinanderzugehen. Der Commandant traf alle 
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Mafregeln, um Gewalt anzuwenden; die Truppen ſtanden unter Maf- 
fen, oben und unten am Städten war das Geſchütz aufgeftellt. Die 
Repräfentanten gaben den letzten Befehl zur Vollziehung der angedroh: 
ten Berhaftungen. Eine Abtheilung Urner Scharfihügen und Berner 
Anfanterie drang ind Rathhaus und ergiff die vier anweſenden Mlit- 
glieder der Verwaltungskommiſſion — Gutzwiller, Hug, Debary und 
Eglin — welche erklärten, daß jie ohne ihr Zuthun vom freien Bolf an 
diefe Stelle berufen feien und nur der Gewalt weichen würden. Als 
fie gefangen abgeführt und auch die Zunftausſchüſſe, die vergebens pro: 
tejtirten, mit Kolbenjtögen auseinandergetrieben wurden, erſcholl auf der 
Straße der Ruf: „es lebe die Freiheit!“, in welchen die verfammelte 
Menge laut und wiederholt einjtimmte, zum Theil aud das eidgenöf- 
ſiſche Militär, das nur mit ſchwerem Herzen feine Pflicht erfüllte. Die 
Verhafteten brachte man erjt nad) Aarau, dann nad) Bremgarten, wo 
fie unter Bewahung eines eidg. Truppendetafchements in Hausarreſt 
blieben, biß jie am 25. Oktober wieder in Freiheit gefeßt wurden. Nach 
den Beſchlüſſen der Tagſatzung trafen die Nepräjentanten alle weitern 
Mafregeln um die widerjeglichen Gemeinden der Landſchaft durch Exe— 
eution zum Gehorſam zu zwingen. Der Stadt, wo man fich gegen 
jede militärifhe Beſatzung verwahrte, wurde möglichjte Schonung be: 
wiefen, nur wenige Kompagnien dorthin verlegt, „gleihjfam nur zur 
Erholung und Bewirthung”. 

So war die Landſchaft durch eidgenöſſiſche Gewalt wieder unter: 
worfen. Die Nepräjfentanten hatten jest ihre zweite Aufgabe zu er— 
füllen und bei Bajel die vermittelnde Dazwiſchenkunft geltend zu machen. 
Ihre Vorſchläge gingen auf unbedingte Amneſtie, billigeres Repräſen— 
tationsverhältnig von Stadt und Yand und Abänderung der Nevijions- 
beftimmung, die es in den Willen der Stadt legte, jeder neuen Ver— 
fajjung zu Gunſten der Landihaft einen Riegel zu ſchieben. Den Re: 
präjentanten wurde gejtattet, diefe Borfihläge vor verfammeltem Großen 
Rath zu empfehlen, auch der Wunfch gewährt, mit einer Kommillion 
aus Stadt: und Landbürgern zu fonferiren, um wo irgend möglich eine 
Verftändigung zu erzielen. Aber in der Hauptfache hielt man in der 
Stadt an dem jogenannten urkundlichen Recht der einmal anerkannten 
und gemwährleifteten Verfaſſung feſt. Bon diefem wollte man nit ein 
Haar breit weichen und lieber eine Trennung hervorrufen, als die Ber: 
fafjung ändern. Auch zu voller Amneſtie konnte man fich nicht ent— 
Hliegen; in einem daherigen Dekret blieben neunzehn bei der Be. 
wegung bejonders betheiligte Bürger fo weit ausgefchlofien, daß fie 
ihrer Stellen und Aemter verluftig und auf vier Jahre unfähig er: 
flärt wurden, Beamtungen im Kanton zu befleiden. 

Die Vermittlungsanträge waren damit fo gut wie verworfen. Ver— 
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gebens hatten die Repräſentanten den Gr. Rath beſchworen, den ge: 
rechten Wünfchen der Tagfakung und der Eidgenoſſenſchaft zu ent— 
ſprechen. „Sollte diefes nicht geſchehen“ — fo ſchloß der confervative 
und für Bafel fonft wohlgefinnte v. Muralt einen warmen Zuſpruch — 
„dann würde der Gr. Rath von Bafel den Schein auf fich laden, als 
ob er dem Wohl des Baterlandes Feine Opfer bringen fünne und als 
ob er nur darauf bedacht jei, feine Rechte zu wahren. Dann aber 
hätte unfere Sendung ihre Endſchaft erreicht, wir würden jede Verant: 
wortlichfeit von uns abwälzen und vor Gott und Menfchen mögen Die 
es dann verantworten, welche ihre Ohren unfern PVorftellungen ver— 
ihlofjen haben. Gott dem Allmächtigen wollen wir dann auch unfer 
Betragen zur Beurtheilung anheimftellen, wenn noch größeres Unglüd 
für das Vaterland daraus entitehen follte.” 

Nah mißlungener Mifjion blieb den Repräfentanten nichts übrig, 
als den Kanton zu verlajien. Die Tagfakung, die vom Anbeginn 
der Wirren ohne Compaß fteuerte, ſah ſich vathlos einem nur feiter 
gejhürzten Knoten gegenüber. In den neuen Verhandlungen drang der 
Sefandte von Bafel — an Stelle des ftarren und derben Deputaten 
Yaroche jet der feinere aber nicht minder zähe Bürgermeifter Frey — 
einzig auf Handhabung der ausgejprochenen Verfafjungsgarantie und 
drohte die Bundesftadt zu verlafien, wenn die Tagfagung irgend dicta= 
torifsch gegen Bafel vorgehen würde. Die Bundesbehörde fträubte fich 
jeßt, den einfahen Standpunft der Gemährleiftung feitzuhalten, aber 
fie war nicht im Stande zur Pazififation des Kantons etwas Durch: 
greifendes zu beſchließen. Sie einigte fih einftweilen blos zu fortge: 
jebten Mafregeln der Ruhe und Ordnung — jedoch unter Werminderung 
der eidg. Truppen — und Abfendung von zwei neuen Repräſentanten, 
um auf Verföhnung und Beruhigung binzuwirken. Im Uebrigen gingen 
die Meinungen auseinander. Nur die Mehrheit einer Kommiſſion fahte 
bereit3 die Möglichkeit einer Trennung ins Auge. Zu einer wirklichen 
Schlußnahme mußten fih die Tagherren weitere Inſtruktionen holen. 

Von den beiden neuen Nepräfentanten, Bundeöpräfident Tiharner, 
von Graubünden und Glutz-Blotzheim von Solothurn, war der 
erftere die leitende Perfönlichfeit, ein Mann des ftrengen, pojfitiven 
Rechts und erflärter Feind jeder revolutionären Bewegung, mehr Par: 
theigänger der Stadt als aufrichtiger Vermittler. In der Tagſatzung 
hatte derjelbe den Antrag gejtellt, daß die verhafteten Mitglieder der 
Verwaltungsfommiffion mit ihren Köpfen für die Folgen aller Feind: 
feligfeiten haften follten, welche von ihren Anhängern gegen die eidg. 
Truppen verübt werden könnten. In Erfüllung feiner Miſſion machte 
er fih mit unermüdlihem Eifer ans Werk, ſämmtliche Gemeinden der 
Landihaft über ihre Wünſche und Anjichten ins Verhör zu nehmen und 
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zu Gunſten der beſtehenden Verfaſſung einzuwirken. Aber trotz der 
außerordentlichen Geſchicklichkeit, die Leute „niederzufragen“, ließ ſich 
doch keine Zufriedenheit in die Mehrheit hineininquiriren, wenn ſich auch 
aus den Verhören herausſtellte, daß die früheren Beſchwerden nicht ſo— 
wohl die Verwaltung, als die vielen ſchwerfälligen und läſtigen Ge— 
ſetzeseinrichtungen betrafen. Bei aller Hinneigung zu der Stadt mußten 
die Repräſentanten ſelbſt von Neuem auf etwelche Abänderung des Re— 
präſentationsverhältniſſes und der Reviſionsbeſtimmung dringen. Aber 
in der Stadt weigerte man ſich, auf irgend eine Modifikation der Ver— 
faſſung einzutreten. 

Dagegen gerieth man jetzt in Baſel auf einen verzweifelten Aus— 
weg, um aus der Sackgaſſe einer unnachgiebigen Widerſtandspolitik zu 
kommen. Man rückte mit dem Plan einer theilweiſen Trennung 
heraus. Einestheils rechnete man darauf, daß die Bürger der Land— 
ſchaft vor Anarchie erſchrecken und ſich lieber wieder zum alten Gehor— 
ſam wenden würden. Anderntheils hoffte man, daß die Tagſatzung 
ſich um ſo eher zu unbedingter Handhabung der Verfaſſungsgarantie 
entſchließen würde, da man in der Eidgenoſſenſchaft wo irgend möglich 
eine Trennung vermeiden wollte. Für den 17. November 1831 wurde 
geheime Abſtimmung in allen Gemeinden über die Frage angeordnet, 
welche Bürger beim Kanton Baſel in ſeiner gegenwärtigen Verfaſſung 
verbleiben und welche ſich lieber trennen, als der Verfaſſung unterziehen 
wollten. Die Repräſentanten boten zu dieſer Abſtimmung durch offi— 
zielles Mitwirken Hand, ihre Inftruftion weit überfchreitend, da die 
Tagſatzung in diefer Richtung noch zu gar feinem Befhluß gekommen 
war. Die Batrioten der Landſchaft enthielten jich größtentheils der Ab- 
ftimmung, indem fie ſich gegen die Frageftellung verwahrten: fie woll: 
ten weder Fortbeſtand der Verfafjung, noch Einzeltrennung vom Kanton, 
fondern PVerfafjungsrath oder Zotal-Trennung von Stadt und Yand. 
Das Refultat ergab 3865 Stimmen für Bleiben, 802 Stimmen für 
Trennung. Es war ein bloßes Scheinergebniß; nad den wirklich 
Etimmenden hatte das Bleiben die große Mehrheit, nach der Zahl der 
ftimmfähigen Bürger die Minderheit. Die ganze Art der Abjtimmung, 
bei der für die Trennung gar feine rechte territoriale Baſis gegeben 
war, mußte verwirren, weßhalb für die Anhänglichfeit um fo weniger 
ein günftiger Schluß gezogen werden fonnte. Die Gemeinden, in wel= 
hen für Trennung geitimmt wurde, wandten ſich, gegen die übſtim— 
mung al3 eine unrichtige und unvolljtändige proteftirend, an den Vorort. 

Baſel verlangte jegt von der Tagſatzung unbedingte Handhabung 
der Verfaffung, Unterwerfung der Widerfpenftigen und Beendigung des 
ſchwankenden Zuſtands. Wenn dies nicht gewährt werde, fo ſei Bafel 
entfhlofjen, die trennungsluftigen Gemeinden aus dem Staatsverband 
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zu entlaffen und der Eidgenofjenfhaft anheimzuftellen. Bei diefer Al- 
ternative ging die Tagſatzung wieder in Häglicher Rathloſigkeit ausein— 
ander. Von unbedingter PVerfafjungsgarantie war bei der Mehrheit 
feine Rede mehr; man mußte einjehen, daß die erfte Ertheilung der 
Gemäphrleiftung, insbefondere dem Revifionsartifel gegenüber, der die 
Einheit des Kantons zerftörte, eine unglüdliche Uebereilung war; für 
die Anbahnung einer PVerfaffungsänderung fehlte es indeß an einem 
eidgenöffischen Prinzip oder einem durchgreifenden Willen; vor der 
Trennung ſchrack man zurüd; wider die eigene bejjere Einſicht trieb man 
der letteren blos hülflos entgegen. Einſtweilen ſchickte man das ganze 
gefammelte Material von Repräfentantenberichten und Kommiſſional— 
anträgen in die Kantone, um von dorther weitere Inſpiration zu er: 
warten. Im Uebrigen wurde die Fortdauer der militäriichen Decupation 
beichlofjen und Tſcharner troß feiner Partheinahme und eigenmächtigen 
Wirkſamkeit wieder als Repräfentant erwählt; ihm zur Seite Major 
Maſſe aus Genf an die Stelle des abdankenden Glutz-Blotzheim. Die 
Tagſatzung jelbit Föste fi auf, um fpäter zu einem Entſcheid wieder 
zufammenzutreten (27. Dezember). 

Unterdeß wurde der Zuftand auf der Landichaft immer trüber und 
verworrener. Die Monate lange militärifhe Occupation laſtete auf den 
Bürgern. In den patriotifhen Gemüthern fochte und glühte der In— 
grimm fort. Die Gemeinden untereinander waren zerriſſen. Trotz der 
eidgenöffiihen Gewalt hatten die Behörden fein wirkliches Anfehen. 
Der Haß gegen die aufgedrängte Ordnung machte fih in häufigen 
Ausbrüchen Luft. Die Unficherheit der Zuftände griff ftörend in alle 
Verhältniffe. Hatte man von Bafel die partielle Trennung aufs Tapet 
gebracht, jo arbeitete man von der Landparthei auf totale Trennung 
hin, die man als lettes Nothmittel betrachtete. In diefem Sinne wurde 
von einer Berfammlung Ausgefchoffener in Lieftal ein Kreisfchreiben an die 
der Landſchaft gemogenen Stände erlafien und Unterfchriften gefammelt, 
deren fich bald 4095 zufammenfanden, während andrerfeits 2615 Unter: 
ihriften fich gegen die Trennung verwahrten. 

Unter diefen Umftänden wartete Bafel den Wiederzufammentritt der 
Tagfakung nicht ab, fondern that einen vorgreifenden Schritt, um fich 
der fog. jtörrifchen oder ſchlechtgeſinnten Gemeinden zu entledigen und den 
Zwieipalt auf die Spite zu treiben. Es wurde am 22. Februar 1832 be: 
ſchloſſen, allen Gemeinden, in denen fich bei der letten Abftimmung nicht die 
Mehrheit der jtimmfähigen Bürger für das Bleiben erflärt hatte, mit 
dem 15. März die bisherige öffentlihe Berwaltung zu ent- 
ziehen, und demgemäß alle bisherigen Bezirfsbehörden, Regierungs— 
wie Gerichtsbeamte zurüdzurufen. Nur die Geiftlihen und Schullehrer 
follten ihre Verrihtungen fortfegen, der Staatsverband überhaupt noch 
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nicht aufgehoben fein, die Mitglieder des Großen und Kleinen Raths, 
fomwie der übrigen Kantonalbehörden in ihren Stellen bleiben, bis die 
Bundesbehörde ihr Wort gefproden. Von den 78 Gemeinden der Land: 
[haft fielen auf diefe Weife 46, Lieftal obenan, in die proviforifche 
Trennung. Der ganze Akt war eine unerhörte Mafregel, die nur da— 
hin zielen Eonnte, wirkliche Anarchie zu provoziren, um durch diefe wie: 
der zur alten Herrfchaft zu gelangen. Baſel felbft löste die verfafjungs- 
mäßige Ordnung auf, deren unbedingte Handhabung es fortwährend 
von der Eidgenofjenjchaft verlangte. Zum Vorwand konnte nur die 
Rathlofigkeit der Tagſatzung dienen, die keinen beftimmten Entſcheid zu 
fafjen vermochte und deren Zuſammenkunft verfchleppt wurde. „Der 
Trennungsbeſchluß erfüllte die Lieftaler mit großer Freude. Denn was 
1653 die Lieftaler nicht zu wünfchen gewagt hatten, daS ward ihnen 
damit von Bafel jelbft vor die Füße geworfen.” *) 

Der Vorort legte feierliche Verwahrung gegen die Vollziehung diefer 
vorgreiflihen Verfügung ein. Auch die NRepräfentanten mußten ernit: 
liche Borftellungen machen, denen Bafel indeß um fo weniger Gehör 
gab, als Tſcharner durch feine ganze Haltung zu dem Schritt ermuthigt 
hatte. Der von den Repräfentanten verlangte Auffhub der Mafregel 
wurde vom Gr. Rath verweigert. Die nun auf den 12, März wieder 
zufammenberufene Tagfakung fand ſich der drohenden Gefahr einer voll— 
ftändigen Anarchie oder einer Zerreigung des Kantons gegenüber. Den— 
noch konnte fie in der Hauptfache um feinen Schritt vorwärts fommen, 
jondern lieg noch einmal Alles in der Schwebe. Zwar legte Bern, 
wo die alte Regierung erft im Dezember 1831 abgetreten war, jet ein 
entichiedeneres Gewicht in die Waage, nachdem der dortige Gr. Rath 
ih nach einer lebhaften Disfuffion entjchieden für Nichthandhabung der 
Verfafjungsgarantie ausgefprochen hatte. Aber für ein beftimmtes Vor: 
gehen zur Löſung der Wirren wollte fich feine Mehrheit finden. Ver: 
gebens ſchaarten jich neun Stände — Luzern, Zürih, Bern, Freiburg, 
Solothurn, Appenzell, St. Gallen, Aargau und Thurgau — um den 
grundfäßlichen Antrag einer Einladung zur Nekonftituirung des ge: 
jammten Kantons. Der Vorort erhielt blos den negativen Auftrag, 
eine Trennung im Kanton Bafel weder anzuerkennen noch zu befördern. In 
diejem Sinne wurden auch die beiden neuen Repräfentanten — Sigis— 
mund de la Harpe von Waadt und Dr. Merk von Thurgau — zivei 
Männer von liberalerer Gefinnung, aber ohne energiſchen Charakter — 
mit Inftruftionen verfehen. Zur militärifchen Decupation follten nur 
noch wenige Kompagnien bleiben. . 

Unterdeß fprah man in den abgelösten Gemeinden der Landſchaft 


*) 3.3. Brod bed, Geſchichte der Stadt Lieſtal, Seite 271. 
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nad abgehaltener Landsgemeinde zu Liejtal dem Gr. Rath von Bafel 
das Recht zu dem gefaßten Beſchluß ab, nahm aber die Trennung als 
Thatfache Hin, mit der Erflärung, daß man jede der nicht getrennten 
Gemeinden, die fih durh Stimmenmehr für Trennung von der Stadt 
ausfpreche, in den Verband der Landichaft aufnehinen werde (26. Febr.). 
Sobald die Verwaltung von Bafel mit dem 15. März wirklich entzogen 
war, ſchritt man zur fürmlichen Konftituirung ; erklärte ſich als einen 
unabhängigen, jouveränen Theil des Kantons unter dem Namen 
Baſel-Landſchaft, beſchloß die Zufammenberufung eines Verfaſſungs— 
raths, ſetzte eine Verwaltungskommiſſion von fünf Mitgliedern — 
Stephan Gutzwiller, A. v. Blarer, Dr. E. Frey, Eglin von Ormalingen 
und J. J. Plattner von Lieſtal — nieder und wählte neue Bezirks- und 
Gemeindebehörden. 

So trat factiſch eine partielle Trennung ein, indem die rathloſe 
Tagſatzung die Ereigniſſe ihren Gang gehen ließ und die Repräſentan— 
ten daran nichts ändern konnten. Die von Baſel gehoffte vollſtändige 
Anarchie blieb aus, obgleich von einem geregelten Staat in den ge— 
trennten Gemeinden noch nicht die Rede ſein konnte und ſich nothwendig 
ein halber Kriegszuſtand entwickeln mußte, indem man von der einen 
Seite mit allen Mitteln bemüht war, neue Gemeinden an ſich heran— 
zuziehen und auf,der andern Seite dahin trachtete, den nicht abgelösten 
Theil zu behaupten und den andern wieder zurüdzuerobern. 


Außer-Schmyz Ronftituirt ſich als Halbkanton. 


Wir haben gejehen, wie die äußeren Bezirfe von Schwyz fi im 
Februar 1831 von Inner-Schwyz lösten und proviforifch unter eigene 
Verwaltung ftellten, bis das alte Land in eine auf NRechtögleichheit ge- 
gründete Berfafjung willig. Ein Verföhnungsverfuh von Seite der 
Eidgenojjenihaft blieb ohne Erfolg, weil Schwyz die Forderung ftellte, 
daß die äußeren Bezirke zuerft ihr Proviforium aufheben, reſp. fi un: 
terwerfen jollten. 

Der Sireit jchleppte fich jebt faft ein ganzes Jahr lang Hin, ohne 
daß eine beftimmtere Wendung eintrat. Wie Bafel wollte Schwyz von 
feinen Anſprüchen nichts aufgeben und ſetzte allen Vorjchlägen zur güt- 
lihen Berjtändigung hartnädigen Widerftand entgegen. Die Tagjagung 
war auch Hier ohnmächtig, weil e3 ihr an einem fejten Princip zur 
Löfung folder Wirren fehlte. Eine wirkliche Trennung wollte fie wo 
irgend möglich hintertreiben, aber fie hielt fich nicht befugt oder bejaß 
niht Kraft genug, entjcheidend in die Berfafjungsangelegenheit einzu: 
greifen, So mühte fie fih mit Vermittlungsverfuden ab, die nad) Be: 
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fieben zurückgewieſen werden konnten und blos dazu dienten, die Spal- 
tung tiefer und jchärfer zu machen. 

Am Juli 1831-murde zuerft wieder eine Vermittlung in der Weife 
angebahnt, daß die Tagſatzung eine eidgenöfjiihe Kommiljion in den 
Kanton ſchickte, um zwiſchen den getrennten Theilen zu unterhandeln. 
Die Sendung fcheiterte, weil Schwyz darauf beharrte, daß die Äußeren 
Bezirke ihr Proviforium aufheben follten. Die Tagfakung that darauf 
einen fleinen Schritt weiter und ftellte einen Vermittlungsvorfchlag auf, 
über den fi das Volk ſelbſt aussprechen ſollte. Der Vorſchlag ging 
auf eine Landesfommiljion von 24 Mitgliedern, von welchen das alte 
Land Schwyz mit dem Bezirk Wollerau die eine Hälfte und die übrigen 
Bezirke die andere Hälfte zu wählen hatten, mit der Aufgabe, unter 
Mithülfe von zwei eidgenöffiihen Vermittlern die waltenden Anjtände 
zu heben und die Grundlagen einer neuen Verfafjung zu entwerfen. 
Während der Dauer der Verhandlungen follte die proviforiiche Negie- 
rung der äußeren Bezirke ihre Functionen einftelen. ine Proflamation 
machte diefen Bermittlungsvorjchlag dem Volk des Kantons befannt. Aber 
das alte Land trat von vorneherein mit einem Kreisfchreiben an alle 
Stände entgegen, worin einfach die Garantie der Verfafjung von 1821 
in Anfpruch genommen wurde. Augleih warf man dem Aufruf der 
Tagſatzung in der Preffe eine „Beleuchtung“ voll widerfpenjtigen Hohnes 
ins Geſicht. 

Durch die äußeren Bezirke verbreitete fich jest der Allarm, daß 
Schwyz einen Streih im Schilde führe, um feine Anſprüche mit Ge— 
walt durchzufegen. Plöglih nahm Alles eine Friegerifche Geftalt an. 
Das Volk der äußeren Bezirfe wurde zu den Waffen gerufen; in Ein— 
ficdeln verficherte man jich des Klofter8 und der dortigen Kanonen; in 
der March und in Pfäffikon hielt man Heerfchau über den Landiturm 
und bejegte die wichtigiten Poften gegen Wollerau; aus den benachbar— 
ten Orten von Züri und St. Gallen jchleppte man Munition herbei. 
In Zürich hielt man auf den Allarm felbft Truppen marfchfertig, um 
fie der Tagſatzung zur Verfügung zu ftellen. Indeß traf das alte 
Schwyz feine ernitlichen Anftalten zum Ueberfall, fei es, daß es über: 
haupt nichtö derart im Plane hatte, fei es, daß die fchnellen Rüftungen 
von jedem Verſuch zurüdhielten. Die Vermittlungsvorſchläge felbit 
wurden von den äußeren Bezirken angenommen. Die Land3gemeinde 
von Schwyz dagegen verwarf diefelben, indem fie von feinem Provifo- 
vium mehr etwas wiſſen und nur zu Ausgleihungsvorjchlägen ohne 
Vermittlung Hand bieten wollte (21. Auguft 1831). 

Die Tagſatzung ſtand wieder auf demfelben Fleck wie vorher, da 
fie nit daran gedacht hatte, ihrer Vermittlung irgend einen Nachdruck 
zu verleihen. Eine neue dringende Einladung, beförderlich eine den 
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Verhältniſſen angemefjene Kantonsverfaflung zu entwerfen, mußte eben 
fo fruchtlog bleiben. Der rathlofen Bundesbehörde blieb nichts. übrig, 
al3 die Dinge in ihrem bisherigen Zujtand fortgehen zu lafjen und fich 
damit zufrieden zu jtellen, daß es zu feinen ernitlichen Thätlichkeiten 
zwifchen den getrennten Yandestheilen kam. Unterdeß fühlten die äußeren 
Bezirke das Bedürfnig einer feiteren Konjtituirung. Nachdem das Pro— 
viforium ein ganzes Jahr lang angehalten hatte und Schwyz auf feine 
Weife zur Anerkennung der Nechtsgleichheit zu bereden war, beſchloß 
man an einer Landögemeinde zu Einfiedeln, fich definitiv zu einem felbit- 
ftändigen Gemeinweſen zu gejtalten (25. April 1832). Ein Ber: 
fafjungsrath unter Leitung des jungen freilinnigen Diethelm entwarf 
die Verfafjung, die an einer neuen Landsgemeinde zu Lachen vom Bolt 
angenommen wurde (6. Mai). So jtand Schwyz äußeres Land (ohne 
Serfau und Wollerau) als neuer Halbfanton da, zwar noch ohne An- 
erfennung der Tagſatzung, an der das alte Land allein vertreten blieb, 
aber in erträgsicher Ordnung fich ſelbſt vegierend. 

Die Tagſatzung machte fih im Sommer 1832 noch einmal ans 
Bermitteln. Kommiſſäre jhlugen einen Vergleih vor, der auf Gleich— 
ftellung aller Landestheile bei Bejeßung der Behörden beruhte. Schmyz 
follte zwar Hauptort und Sib aller Kantonalbehörden bleiben, aber 
die Landsgemeinde an einem mehr in der Mitte des Landes ge: 
fegeuen Ort abgehalten werden. Die äußeren Bezirke ſchienen auch jebt 
nicht abgeneigt, jich in die Vorfchläge einzulafien, das alte Fand blieb 
dagegen halsſtarrig. Die Abgeordneten famen ohne Vollmacht zur Kon: 
ferenz in Zug und fehrten ohne Antwort zurüd. An der Tagfatung 
wurde von Seite der Kommifjäre geklagt, daß man in Alt-Schwyz felbft 
verfucht habe, die fremde Diplomatie in die Sache zu ziehen. 


Kämpfe in Neuenburg. 


Während der Kanton Bafel von heftigen: Kämpfen ergriffen mar 
und der Stand’ Schwyz ſich factifch in zwei Hälften theilte, kam eine 
Krifis auch in Neuenburg zum Ausbruch, das fih von allen Kantonen 
in den eigenthümlichiten Verhältnifjen befand. 

Der geographiihen Lage, innerhalb des Jura's, ſowie dem Geift, 
den Sitten und Einrichtungen des Landes nach mußte Neuenburg von 
Alters her immer als ein natürlicher Theil des hHelvetiichen Körpers 
erfcheinen. Obſchon es eine eigene Grafſchaft oder Fürſtenthum blieb, 
während die andern Drte jih von aller monardifchen Herrichaft frei: 
machten, war e8 doch auf ein inniges Verhältniß zu der Eidgenofien- 
haft angemiefen, wie diefe wiederum ihrer Sicherheit wegen das größte 
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Antereffe Hatte, Neuenburg fo nahe wie möglih an ſich zu knüpfen. 
Jahrhunderte hindurch ftand das Land mit Bern und einigen andern 
Kantonen in enger Bundesverwandtihaft. Gleich einem Gliede der Eid: 
genofienfhaft wurde es in den ewigen Frieden und die Bündniſſe mit 
Franfreich eingefchloffen. Neuenburg ſelbſt hielt ftetS an dem Rechte 
feft, den Eidgenofjen in allen ihren Kriegen, ohne Ausnahme des eigenen 
Fürften, zu folgen; wo die Eidgenofjenichaft ihre Truppen nicht auf: 
treten ließ, zog auch Neuenburg die feinigen zurüd. Die Fürften von 
Neuenburg felbjt wurden als „Landleute* der Eidgenofienfchaft bezeichnet. 
Wiederholt hatte es die Schweiz in Händen, das Gebiet vollftändig mit 
fich zu vereinen. Immer Hinderte die Eiferfucht unter den Orten daran. 
Im Bahr 1512 vertrieben die Eidgenofjen die Dynaftie, die feindlich 
gegen die Schweiz auftrat und nahmen das Land ald gemeinfame Vogtei 
in Beſitz, aber nah 17 Jahren ließen jie den Beſitz wieder fahren. Die 
unmittelbare Herrfchaft hatte nur die Folge, nah Außen die Unab: 
bängigfeit und im Innern die alten Freiheiten des Landes zu fichern. 
Nicht weniger günftig war die Gelegenheit im Anfang des achtzehnten 
Jahrhunderts, als das Fürftenhaus ausftarb und 15 Prätendenten fich 
um die Erbfolge ftritten. Ohne Zweifel wäre die Vereinigung damals 
erfolgt, wenn nicht die konfeffionellen Gegenſätze jede energijche Gemein: 
haft in der eidgenöſſiſchen Politif unmöglid gemacht hätten. Unter 
dem Zwieſpalt mußte ſich die Schweiz damit zufrieden ftellen, daß der 
* eng verwandte Staat an eine Dynaftie fiel, deren Macht in der Ferne 
weniger gefährlih war. In Neuenburg felbft entſchied nicht das Erb: 
recht, jondern die Wahl in Form eines Schiedsrichterfpruches zu Gunften 
des Haufe Brandenburg (1707). Der gewählte Fürft, König von 
Preußen, mußte ſich gewiſſen Bedingungen unterwerfen und diefe be— 
Ihwören. Namentlich übernahm er die Verpflichtung, das Land nicht 
zu veräußern. Ausdrüdlich erflärte er, daß die Neuenburger ihres 
Unterthaneneides entbunden fein follten, wenn er diefen Verpflichtungen 
nicht nachfomme. 
Die wahre Stellung des Landes konnte nicht befjer bezeichnet wer: 
den al3 mit den Worten in einer der erften Inftructionen von Friebrid J. 
an den Neuenburger Staatsrath: „Sich immerfort als wahres Glied 
der Eidgenofjenfchaft zu benehmen, fih an ihre Schlüffe, Marimen und 
Politif ohne andere Rüdficht zu halten, nie den Ffernften Anlaß zum 
Argwohn zu geben; Neuenburg juche nie als ein von biefem Körper 
gefonderter Staat betrachtet zu werden; zu dieſem Ende pflege es jtets 
traute Gemeinfchaft mit den Eidgenofien und knüpfe die Verwandtſchaft 
auf alle Weife enger.“ Aber diefer wahren Stellung widerſprach das 
ganze auswärtige Verhältniß, das mit den natürlichen Interefjen Neuen: 
burgs nothmwendig in Gonflift kommen mußte. Wo es der preußiichen 
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Krone gefiel, wurde der Staat dynaſtiſchen Rüdfichten geopfert. Zwar 
machte fich die Beziehung zur Eidgenoſſenſchaft im Jahr 1768 noch fo 
weit geltend, daß die vier am engiten mit Neuenburg verbündeten Kan— 
tone, Bern an der Spitze, in einem Streit zwiſchen dem Fürften und 
deu Korperſchaften des Landes förmlich zu vermitteln und fchiedsrichter- 
ih abzufprechen hatten. Aber ſchon zur Zeit der Helvetif ward Neuen: 
burg der Schweiz fo gut wie ganz entfremdet. Im Jahr 1806 — vor 
dem Kriege — trat Preußen dann das Fürſtenthum jchachernd gegen ein 
anderes Befisthum (Hannover) an Franfreih ab. Die eidlihe Ber: 
pflichtung, das Land nicht zu veräußern, die noch 1798 feierlich erneuert 
war, fam nicht in Betradt. Ohne gefragt zu werden, gelangte Neuen: 
burg als franzöfifher Vaſallenſtaat unter die Herrſchaft des Fürften 
Berthier. 

Beim Einrüden der Alliirten in die Schweiz im Dezember 1813 
erklärten diefe, daß es die Abficht der Mächte fei, der Schweiz die alten 
Grenzen wiederzugeben und ihr die Mittel zu gewähren, fi wirkſam 
zu vertheidigen und fo eine Neutralität thatfächlich zu machen, die bisher 
nur dem Namen nad beitanden habe. Natürlicher Weife hätte demnad) 
Neuenburg ganz an die Schweiz fallen follen. Aber die preußifche 
Krone erhob von Neuem ihre Anfprühe auf das Fürftenthum, als ob 
e3 nicht freiwillig abgetreten, fondern gewaltfam abgelöst worden wäre. 
Unter dem Drud der fremden Decupation konnte ſich der ſchweize— 
rifhe Sinn in Neuenburg nicht Fräftig genug hervorthun. Der Adel 
intriguirte für die Herjtellung eines Zuftandes, wo er unter der Firma 
eine3 entfernten Königs jchalten und malten Fonnte. Die Eidgenofjen= 
haft war in ihren traurigen Wirren zu zerrifien, um das gemeinfame 
Anterefje mit allem Nahdrudf geltend zu machen. Preußen konnte fich 
die Herrichaft in Neuenburg wieder aneignen und die Zuftimmung des 
Wiener Kongrejies erhalten. Doch wagte es der König nit, im 
dem Befikergreifungspatent das angeitammte Recht beitimmt hervorzu- 
heben; er mußte fich in erfter Linie auf den glüdlichen „Waffenerfolg“; 
mithin das Necht der Gewalt, berufen, Die Astretung von Seite des 
Fürften Berthier gegen eine Xeibrente diente al3 weiterer Titel. Nur 
durh ein Zwitterverhältnig fam das Fürſtenthum wieder mit der 
Schmeiz in Verband, indem es auch unter dem auswärtigen Monarchen 
als zweiundzwanzigiter Kanton der Eidgenofienfchaft einverleibt wurde. 
Die preußifhe Krone genoß dadurh für ihr Belisthum den Vor— 
theil der jchmeizerifchen Neutralitäe und zugleih konnte die preußiſche 
Diplomatie einen Fuß mitten ins eidgenöffifhe Lager ſetzen. Bon 
ſchweizeriſcher Seite fträubte man fich eine Zeit Yang gegen diefe Auf: 
nahme; erjt nad der von Preußen beftimmt abgegebenen Erklärung, 
daß Neuenburg ein unveräußerlicher, untheilbarer und von der preußi- 
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Ihen Monarchie völlig abgefonderter Staat fei, gab man die Bedenken 
auf. Demgemäß wurde aud die ausdrüdliche Bedingung feftgeftellt, 
daß die Erfüllung aller dem Staat Neuenburg als eidgenöffifhem Kan— 
ton obliegenden PVerbindlichkeiten ausfchließlih die in Neuenburg refi- 
dirende Regierung betreffen follte, ohne daß dafür eine weitere Sanc— 
tion erforderlich fei. 

Nichtsdeftoweniger mußte Neuenburg in diefer Doppelitellung ala 
ein fremdartiger, halbmonardifcher Pfahl im eidgenöffiichen Körper er: 
ſcheinen. Die Verfaflung, die der Staat erhielt, wurde von der Krone 
octroyirt. Sie beftätigte alle alten Freiheiten, Rechte und Gewohnheiten, 
aber diefe bildeten ein mwirres Gemisch von feudalen Privilegien, beſon— 
deren Gerechtfamen und engen Korporationen. In den Landftänden 
(Audiences gen6rales) beftand faum der Schatten einer wirklichen 
Volfsvertretung. Die Mehrheit der Mitglieder hing ganz von der Regierung 
ab und wurde auf Lebenszeit ernannt. Die Initiative ftand dem Staatörath 
fo gut wie ausfchlieklich zu. Ueber Gegenftände der Gejetgebung durften 
die Landſtände erit ſechs Monate nah ihrer Vorlage berathen. Alle 
Sejetesbeichlüffe bedurften der Sanftion des Pandesherrn und um der 
Genehmigung unterlegt zu werden, waren zwei Drittel der Stimmen 
nothwendig. Der Gouverneur fonnte die Verfammlung der Landſtände 
nach Belieben jchließen und brauchte fie erit innerhalb zwei Jahren mie: 
der zufammenzuberufen. Vor jeder Sitzung mußten die Mitalieder 
ſchwören, nichts zu unternehmen, was der Souveränität des Fürften 
oder der oftroyirten Verfaſſung Eintrag thun könnte. Gin mwefentlicher 
Hortichritt lag nur in dem Recht der freien Niederlafliung, ſowie gänz: 
licher Handelsfreiheit im Innern des Landes und mit dem Ausland, 
womit Neuenburg den meilten Kantonen der Schweiz voraußseilte. Die 
fürftlihe Gewalt übte zwar für fich feinen fchmeren Drud aus, aber 
unter dem monardifhen Schirm und Dedmantel hatte die einheimilche 
Dligardhie um fo freiere8 Spiel.*) Mit dem ariftofratifchen Hochmuth 
gegenüber dem Volk verband diefe Dligarchie die jervilite Loyalität 
gegenüber der Krone. Sie war immer das mwilligfte Werkzeug der 
preußiſchen Diplomatie, wo dieje ihre befondern Zwecke in der Schweiz 
verfolgte oder die freie Entwidlung zu hemmen ſuchte. Dabei fehlte 
es ihr indeß nicht an StaatSmännern, die ſich durch ihre Feinheit und 
MWohlredenheit ausgeichneten. Im Innern war die Verwaltung fo fteril 
und willführlih, wie in andern Ariftofratien. Die öffentliche Erziehung 
wurde gänzlih vernadläfligt. Das Verhältnig zur Eidgenoſſenſchaft 





*) Im Jahr 1831 wurden in der Stadt nicht weniger als 13 Grafen, 17 
Barone, 4 Rammerherren, 15 oder 16 Ritter und 28 bis 30 andere adeliche Fa— 
milien gezählt. (Siehe Müller-Friedberg's Annalen. Bd. IV, S. 107.) 
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wurde frühzeitig durch eine königliche Erklärung gefälfcht, welche die 
Kompetenz der Landitände in eidgenöffifchen Angelegenheiten in einer 
Weiſe bejchränfte, daß man nicht wußte, wer der Bundesgenofje der 
Schweiz fei, "der König oder das Land Neuenburg. Bei einem Beſuch 
des Königs wurde die preußifche ſchwarzweiße Kokarde auch zur neuen- 
burgiichen Yandesfarbe gemadt. in geworbenes Bataillon neuen: 
burgiiher Schüßen diente in Berlin dem König zur Garde. Am Volt 
ftärfte fich indeß das Gefühl der Zufammengehörigfeit mit der Schweiz 
durch die Vereinigung in den eidgenöffiihen Militärlagern, den gemein- 
nüßigen oder willenfchaftlichen Zuſammenkünften und vor allem in den 
eidgenöfliichen Schüßenfeften.*) 

Nah der Aulirevolution glimmte im Kanton das Feuer längere 
Zeit nur fachte unter der Aſche. Die durchgeführte Regeneration in fo 
vielen andern Kantonen fachte es lebhafter an. Am Februar 1831 
fanden in mehreren Orten größere Volfsverfammlungen ftatt. Zum 
erften Mal erfchienen auch öffentliche Blätter zur Beſprechung der po: 
Hitifchen Anfichten. Im der Bewegung traten fofort zwei verfchiebene 
Richtungen hervor; die eine ftrebte zunächſt nur nad) einer freieren Ver: 
faſſung, ohne das Band mit dem auswärtigen Monarchen unmittelbar 
löfen zu wollen; die andere verwarf den ganzen Zwitterzuftand und 
verlangte Aufhebung des Unterthanenverhältnifies, um dem natürlichen 
Vaterlande anzugehören. Die Lofung diefer letzteren Richtung war: 
wir wollen Schweizer und nichts als Schweizer fein. 

Die königliche Regierung fuchte der erſteren Nichtung einige Zu: 
geitändniffe zu machen, um dem weiteren Drang beſſer widerftehen zu 
fönnen. Auf eine Bittfchrift der vier privilegirten Bürgerfchaften von 
Neuenburg, Landeron, Boudry und VBalangin um Erweiterung der fon: 
ftitutionellen Rechte (8. März 1831) entfendete der König den Generalmajor 
v. Pfuel als Kommifjär mit auferordentlihen Vollmachten von Berlin 
nach Neuenburg. Nachdem diefer fich im Lande umgejehen und die Wünfche 
einpernommen, wurde eine neue Nepräjentativordnung verliehen. Darnach 
jollte in Zukunft der gejeßgebende Körper größeren Theils aus Volfswahlen 
hervorgehen und das Recht zu Borfchlägen erhalten. Im Uebrigen behielt 
der König das abfolute Veto gegen alle Beſchlüſſe; der Staatsrath blieb 


*) Siehe über die geſchichtlichen, ftaatsrechtlichen und diplomatischen Berhält- 
niffe Nenenburgs: Hermann Schulze, die ftaatsrechtliche Stellung des Für- 
ftenthums Neuenburg in ihrer gefchichtlicyen Entwidlung und gegenwärtigen Be- 
dentung. Jena 1854. — J. 3. Hottinger, Neuenburgs Berhältniffe zu der 
Schweiz und zu Preußen. Züri 1853. — Dr. A. Roth, neuenburgiiche Stu- 
dien. Bern 1850. — Zur Neuenburgerfrage. Bern bei Ch. Fiſcher, 1856. 
— Dentjhrift des fchweiz. Bundesraths über die Neuenburger Frage. 1856. — 
Hermann Schulze, Beleuchtung der fchweizerifchen Denkſchrift. Berlin 1857. 
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gänzlich von ihm abhängig; auch die PVerfaffungsform follte anfangs 
von der ‚Initiative des geießgebenden Körperd ausgeſchloſſen fein; erit 
in neuen Erläuterungen wurde eingeräumt, daß organische Geſetze, mie 
da3 monarchiſche Princip, auf dem Wege der Petition berührt werden 
dürften. Zur materiellen Erleichterung wurden verfchiedene Feudalge: 
bühren aufgehoben. Die loyalen Anhänger der monarchiſchen Ordnung 
nahmen diefe DVerleihungen mit Nubel auf; auch die Fonftitutionelle 
Parthei ftellte jich zufrieden. Doc wurde der Eid von den Mitgliedern 
des neuen gefeßgebenden Körpers erft nach der beftimmten, vom Kom: 
mijjär angenommenen Erklärung geleitet, dak das Recht, Verfaflungs: 
änderungen zu begehren, auf feine Weife befchränft werden dürfe. Durch 
Deffentlichkeit der Situngen, Aufhebung der Genfur und Cinleitungen 
zu einer Juſtizreform wurden einzelne weitere Fortfchritte angebahnt. 
Endlich erhielt der gefeßgebende Körper auch das Recht, die Gefandten 
an die Tagſatzung zu bezeichnen und die Anftruftionen zu ertheilen, 
was bisher allein dem Staatsrath zugeftanden hatte. 

Der republifanifchen Parthei war indeß hiemit nicht genug gethan. 
Auf organifhem Wege hatte fie wenig oder feine Hoffnung, zu einer 
Löſung des fremden Unterthanenverhältnifjes zu gelangen; fie entichlok 
fih daher zur Erhebung. In aller Stille bereitete fich eine Verſchwö— 
rung vor. Zum Aufftand beftimmte man den Kahrestag der Vereinigung 
mit der Schweiz (12. Sept.), der an allen Orten mit großen Feſtlich— 
feiten gefeiert wurde und Gelegenheit bot, die Gemüther zu entzünden. 
Am Abend jenes Tages rückte der erfte Zug von Fleurier aus. Auf 
dem Mari durch das Traversthal und längs dem See fchlofien ich 
weitere Schaaren an. Gegen fünf Uhr Morgens langte die Colonne, 
gegen 400 Bewaffnete ftart, mit der ſchweizeriſchen Kokarde als Feld: 
zeihen, unter der Führung von Bourquin, einem gedienten, entfchlof: 
jenen Offizier, vor Neuenburg an. Der Staatsrath war auf die Er: 
hebung nicht vorbereitet; der General von Tfuel hielt die Ordnung 
durch die Föniglichen Verleihungen fo gefichert, dak er ſich nah Berlin 
zurüdbegeben hatte; als die Regierung von dem nahen Ausbruch Kennt: 
niß erhielt, verlor fie alles Vertrauen. Mit einer beſchwichtigenden 
Proklamation konnte nichts ausgerichtet werden. Die Stadt gab fi 
zwar den Inſurgenten nicht hin, war aber auch nicht zum Kampf für 
die Behörde entichloffen. Zur Vertheidigung ſammelte fih nur Schwache 
Mannihaft. Der Staatsrath gab daher allen erniten Widerftand auf, 
überlieferte das Schloß nah einigem Parlamentiren gegen die Per: 
jiherung, daß alles öffentlihe und private Eigenthum geachtet werden 
jollte und zog ſich nach Valangin zurüd, wo die getreuen Junker mit 
ihrem Anhang und einem Theil der aufgebotenen Truppen ein Gegen: 
lager bildeten. Bon den Republifanern war ein erfter großer Erfolg 
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errungen; aber man konnte dieſen nicht entjchieden zum Ziele führen. 
Der Verſuch ſchlug fehl, eine proviforifche Regierung zu ernennen, da 
Männer von Einfluß eine Wahl in diefelbe ablehnten. Die Stabt 
wurde nur halb beherrſcht, äuferfte Gewalt vermieden und aud) die 
Staatskaſſe unberührt gelaffen. Mit dem Schloß war dad Arfenal 
nicht übergeben ; die Republikaner nahmen zwar ihren Kriegsbedarf aus 
demfelben, aber auch eine Schaar Royaliften aus Valangin Fonnte kom: 
men und fih Munition und Kanonen holen. Der Staatsrath felbit 
tehrte in die neutrale Stadt zurüd. Die Aufforderung zur Abdanfung 
ſchlug er ab; dagegen fette er eine Pazififationsfommiffion nieder, um 
mit den Republifanern zu unterhandeln. Die Republifaner forderten, 
daß das Volk in Primarverfammlungen über die Gmanzipation von 
Preußen abjtimmen ſolle. Die Kommiffion geftand dies zu, aber unter 
der Bedingung, daß die Aufftändifchen vorher die Waffen niederlegen 
follten. Die Republifaner trauten der Aufrichtigkeit nicht und wollten 
das Schloß bejett halten, bis die Abftimmung erfolgt ſei. Daran ſchei— 
terte die Unterhandlung. Unterdeß verfammelte ſich der geſetzgebende 
Körper und nahm eine vermittelnde Stellung zwifchen den beiden feind: 
lichen Lagern an. Die republifanifhe Mannſchaft im Schlofje verftärfte 
fi von Tag zu Tag; aber auch die Zahl der Royaliften in Valangin wuchs. 

An der Noth hatte fi der Staatsrath fofort an die Eidgenofjen: 
Ihaft gewandt, um von diefer Hülfe zu erhalten. In der Neucnburger: 
frage vermengte fich die innere mit der äußeren Politik. Die Scheu 
vor fremden Nermidlungen drüdte auch auf die Vertreter der regenerir- 
ten Kantone; die ariftofratifchen und reaftionären Elemente in der Bun— 
desbehörde Fonnten fih noch mehr als in den Schwyzer und Basler 
Wirren geltend machen. Das Unternehmen der Republikaner fand in 
den Räumen der Tagſatzung wenig oder feine Unterjtüßung; ein Abge— 
orbneter derjelben, Hauptmann Courvoijier, wurde kalt aufgenommen, 
dem auferordentlichen Giefandten der Neuenburger Regierung, Herrn 
v. Chambrier, dagegen das geneigtefte Ohr gelichen. Unter dem Schein 
der Verföhnlichfeit wußte der Staatsrath in Neuenburg die AInfurgenten 
binzuhalten, bis ihm die eidgendfjiiche Hand geboten wurde. Durch den 
Mangel einer proviforiihen Regierung fehlte es der republifanijchen 
Sache an allgemeinerem Vertrauen. Faft einhellig entſprach die Tag: 
ſatzung der Intervention, wie fie die Gefandtichaft von Neuenburg be- 
gehrte, und jchidte zwei Repräfentanten mit dem Auftrag, aufs Kräf: 
tigite für Wiederherjtellung der gejtörten Ruhe und Ordnung zu forgen. 
Die beiden Repräfentanten — Spreder von Graubünden und v. Tillier 
von Bern, ſpäter Monod von Waadt — erfüllten diefe Miffion mit 
dienitfertigem Eifer, im engjten Einverftändnig mit dem Staatsrath in 
Neuenburg. 
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Die beiden Lager ftanden fih noch in Entfernung einer Stunde 
beobachtend gegenüber; mit Ausnahme kleiner Reibungen war feine 
Feindſeligkeit vorgekommen; das vepublifanifche Corps im Schloß mochte 
gegen 1000 Mann zählen; die Royaliften in Valangin prahlien mit der 
doppelten Stärke, angeblich voll Begeifterung für „König und Vater: 
land“ und brennend vor Kampfbegierde, aber ji hütend, die Sache 
auf die Spite des Schwertes zu ftellen, da die Eidgenofienihaft für 
fie wirkte. Die Nepräfentanten beeilten ſich, auch ohne Weifung der 
Tagſatzung, Truppen aus den benachbarten Kantonen Bern, Waadt und 
Freiburg aufzubieten, um jeden Zuſammenſtoß zu verhüten und bie 
Republilaner nöthigenfalls mit Gewalt zur Uebergabe des Schloſſes zu 
zwingen. Noch vor Ankunft der Truppen gelang es, einen Waffenitill- 
ftand zwiſchen den Partheien zu bewirken. Als die eidgenöfjishen Ba— 
taillone eintrafen, wurden die Republifaner enger im Schloß eingegrenzt 
und auf female Koft gefebt, nachdem fich großes Gefchrei über ihre 
Imwangsrequilitionen in der Stadt erhoben hatte. Nach einigen Unter: 
bandlungen fam darauf eine Kapitulation zu Stande (29. September), 
welche die Bedingungen enthielt: Gänzliches Vergeſſen des Vorgefallenen 
von beiden Seiten; gleichzeitige Entlafjung der Bemwaffneten in allen 
Theilen des Landes; UWebergabe des Schloſſes an die eidgenöfjischen 
Truppen mit allem SKriegsmaterial des Kantond. Auf den Entſchluß 
der Republifaner wirkte die beftimmte Zufiherung des Staatsraths, 
daß über die Frage der Emanzipation von Preußen der freiejten Mei: 
nungsäußerung des Volks fein Hinderniß in den Weg gelegt werden 
jollte, was im Sinne einer Bolfsabftimmung aufgefaßt wurde. Die 
eidg. Repräfentanten übernahmen in diefer Beziehung keinerlei Ver— 
pflihtung, da fie blos geſchick waren, um die Ordnung berzuftellen, 
niht um für die freie Selbftbeftimmung des Volkes zu wirken und die 
Eidgenofjenfhaft unnöthiger Weife in ſchwierige Verhältniſſe mit dem 
Ausland zu verwideln.*) Sobald das Schloß geräumt war und der 
Staatsrath wieder fichern Boden unter feinen Füßen hatte, ſah dieſer 
die Zufiherung als null und nichtig an oder gab ihr eine andere Deu: 
tung. Im gejeßgebenden Körper, wo von republifanifcher Geite der 
förmliche Antrag geftellt wurde, eine geheime Abſtimmung über die 
Frage der Emanzipation anzuordnen, erhob ji die monarchiſch gefinnte 
Parthei, Herr v. Chambrier an der Spite, mit aller Macht gegen 
das Verlangen; auch die Mittelparthei ließ fich einfchüchtern und mit 
47 gegen 31 Stimmen fiel der Antrag dahin. Nah dem Reglement 
hatte die Minderheit, wenn fie wenigſtens einen Drittheil der Verſamm— 





*) Siehe den Haupt- und Schlußbericht der eidg. Repräfentanten im Tag— 
jagumngsabichied von 1821, 
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Yung betrug, das Recht, ihre Anfichten mit den Gründen in einer Adreſſe 
an den König zur Entſcheidung gelangen zu lafjen. Die Minderheit 
verzichtete aber auf dieſes Recht, überzeugt, daß auf dem Wege der Pe- 
tition vom König nichts zu erlangen jei. 

Nachdem die Negierung, Dank der Eidgenofjenihaft, jo weit wie: 
der gefichert war, fam nun auch der königliche Kommifjär Gencral von 
Pfuel mit den auögedehnteften Vollmachten zurüd und trat hohen Tones 
auf, indem er in einer Proflamation erklärte: er finde zwar die Ord— 
nung fcheinbar wieder hergejtellt, der König aber wolle, daß der Auf: 
ruhr von Grund aus erſtickt werde; die Amneftie habe die Rebellen 
feineswegs zu ihrer Pflicht zurüdgeführt; in vielen Gegenden würden 
die Feindfeligkeiten noch fortgefegt; fall8 nun die infurgivten Gemeinden 
nicht binnen acht Tagen zur gejeßlichen Ordnung zurüdfehrten und ihm 
befriedigende Unterwerfungsadrefien zufdidten, jo würden fie als in 
der Rebellion verharrend betrachtet und für alle Folgen verantwortlich 
erklärt. 3 

Allerdings war das Land noch nicht beruhigt; die Vermweigerung 
der Volfsabjtimmung, die man von Seite der Republifaner als ſchmäh— 
lihen Wortbruch anfah, der Hochmuth, womit die ‚Ariftofratie ihr 
Haupt wieder erhob, fürmlihe Mifhandlungen, die gegen Republikaner 
verübt wurden, reizten zum fortgefeßten Widerftand; in mehreren Ge: 
meinden flatterten noch jchmweizeriihe Fahnen; republifaniihe Haufen 
blieben unter Waffen; in Ghaurdefonds und anderswo geriethen die 
Partheien an einander. Die eidgenöffishen Truppen mußten dazu die 
nen, die Unterwerfung weiter durchzuführen. Der Kommandant der: 
jelben, Oberft Forrer, der den NRepublifanern feine Gunft zumendete, 
aber als gerader Kriegsmann ſich gegen gehäſſige Schergendienfte fträubte, 
konnte den Zumuthungen nicht genug thun und wurde die Zieljcheibe 
der royaliftiichen Anfeindungen. Am härtejten fiel ihm die Eintreibung 
der Zeughauswaffen, die von den Republifanern beim Abzug aus dem 
Schlojje mitgenommen worden, da der Truppenfommandant jelber, im 
Einverftändnig mit den eidgenöflischen Repräfentanten, die Erfüllung 
des letzten Kapitulationspunftes nicht jtreng gefordert hatte, um die 
Räumung des Schlojies zu befchleunigen. Erſt auf Bedrohung mit 
außerfter Erecution und Entziehung der Amneftie famen die Waffen 
langjam zurüd. Den Zuredungen des eidgenöfjiichen Truppenkomman— 
danten gelang e3 endlich, den Führer der Nepublifaner, Bourguin, zu 
beftimmen, feine Unterwerfung zu erflären; dem Beifpiel folgten all: 
mählich die noch infurgirten Gemeinden. 

Für wenige Wochen war die Ordnung fcheinbar wieder hergeftellt. 
Die Regierungsgewalt wurde ftärfer concentrirt, indem der königliche 
Kommifjär, General v. Pfuel, den bisherigen, aus 22 Mitgliedern be: 
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ftehenden Staatsrath durch ein Fleineres Kollegium von fieben Mitglie- 
dern unter feinem eigenen Präfidium erſetzte. Die Devife diefer neu 
beitellten Regierung war „Mäßigung und Feſtigkeit“, aber in Wirklich: 
feit merzte man die gemäßigten Elemente aus und organifirte ein royalifti- 
ſches Bartheiregiment, das alles Schweizergefühl verlegte und zu neuem 
Aufitand reizen mußte. Selbſt die eidgenöffifchen Truppen, denen man 
noch immer zu viele Rüdjihten für die Republifaner vorwarf, wurden 
von den royaliftiihen Bürgergarden mit Hohn behandelt. Tief gefränft 
ihrieb der Truppenfommandant in einem Beriht: „Es ift Far, daß 
man an die Schweiz will, daß man fie mit Gewalt in eine Lage zu 
drängen ſucht, geeignet, die Intervention der verbündeten Mächte herbeizu: 
führen. Die Waffen find fo zu jagen ganz zurüd, und ich bin über: 
zeugt, daß Alles in Ruhe und Drdnung vor fich gehen wird. Aber 
bier will man dies. nicht; man will Strenge und zwar Strenge, bie 
den Schreden in die Parthei jagen muß, welche noch aufgeregt ift Durch 
das Gefühl, in dem Plane, ihrem PVaterlande nationale Unabhängigkeit 
zu verichaffen, gejcheitert zu fein; und anftatt die Parthei mit Milde 
zurüdzuführen, will man fie vollends erbittern, um jie in neue Miß— 
griffe zu verwickeln.“ 

In der That flammte das republifanifche Feuer noch einmal auf. 
Die Verfolgungen und Gewaltmaßregeln der Regierung, VBerhaftöbefehle, 
die gegen mehrere Führer als veritodte Rebellen gejchleudert wurden 
und denen fich diefe durch Flucht ins Waadtland entzogen, die Wort: 
ſchleppung des Advokaten Humbert:Droz von Chaurdefonds nah Neuen: 
burg wegen aufrührerifcher Umtriebe (wovon er gerichtlich freigeiprochen 
wurde), und zwar unter Mißbrauch der eidgenöfliihen Truppen, über 
den jich Oberſt Forrer von Neuem bitter beflagte und der auch die 
eidgenöſſiſchen Repräfentanten zu Borjtellungen veranlaßte — dies Alles 
trieb zu neuer Erhebung. Die zum Aeußerſten entjchlofjenen Republika: 
ner rechneten auf Unterftübung aus den benahbarten Kantonen, nament: 
ih Waadt und Freiburg, wo fi die lauteften Sympathien kundgaben 
und zahlreicher Zuzug verjprochen wurde. In Yverdon bildete fi ein 
förmliches Widerftandsfomite, das nad allen Seiten hin gedrudte Auf: 
rufe zur Sammlung erließ. Seele der neuen Unternehmung war der 
Arzt Röfinger; aud Bourquin, entrüftet über den voyaliftiichen Ueber: 
muth und von feinen Freunden fortgerijjen, trat von der Unterwerfung 
zurüd und bot jich wieder als militärifcher Führer an. Am 17. Dez. 
1831 jollte der Streich gefchehen und die Republifaner in zwei großen 
Kolonnen, die eine dem See nad), die andere über die Berge durd) das 
Traveräthal, auf Neuenburg marfjhiren. Aber der Erfolg entiprad) 
den Erwartungen nit. Nach Niederwerfung des erjten Aufftandes 
berrfchten in der Bevölkerung Furcht und Mißtrauen. Von den benach— 
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barten Kantonen blieb der verheißene Fräftige Beiftand aus; das Unter: 
nehmen ward zu früh ruchbar; die benachbarten Regierungen mahnten 
aufs Ernftefte ab; Waadt warf rafh Truppen an die Grenze; auch die 
eidgenöffifhen Nepräfentanten eilten nach Yverdon und mwarnten vor dem 
Aufbruch. Der Staatsrath von Neuenburg jelbit hatte in Vorausſicht 
der Erhebung die durchgreifendften Maßregeln getroffen, um dießmal 
feldft Herr zu werden, nahdem auf fein Begehren die eidgenöfjiichen 
Truppen entlafjen worden waren. Außer den royaliftifhen Bürger: 
garden und einem befoldeten Korps von Freiwilligen ftanden zwei Ba— 
taillone Milizen auf den erften Wink in Bereitichaftl. Schon am 11. 
Dezember war die Stadt in Belagerungszuftand erklärt und ein Theil 
der Autorität an die Militärgewalt übertragen, um nad Willführ Ver: 
haftungen vornehmen zu können, worüber die eidg. Nepräfentanten ver: 
gebens ihr peinliches Bedauern ausdrüdten. Jetzt wurde der ganze 
Kanton in Kriegszuftand verjegt. Dem Angriff der Nepublifaner be— 
gegnete ein mohlberechneter und raſch durchgeführter Plan. Die dem 
See nach ziehende ‚Kolonne, faum 300 Mann ftarf, wurde bei Bevair 
von den Negierungstruppen überrafht, in der Front und im Rüden 
angegriffen und mit Berluft von 7 oder 8 Todten und einigen Ver: 
wundeten, jowie einer Anzahl von Gefangenen, worunter Dr. Röfinger, 
auseinandergetrieben. Nicht glüdliher war die 3—400 Mann ftarte 
Schaar im Traversthal. General Pfuel ſelbſt rüdte diefer mit 1200 
Mann und mehreren Stüd Gefhügen entgegen; die Republifaner kämpf— 
ten in Travers, Couvet, Büttes, aber konnten fich gegen die Uebermacht 
nicht halten, Bourquin zog jich mit dem Reſt feiner Schaar von den 
Bergen herab nah Waadt, wo er entwaffnet wurde. Ohne weiteren 
Miderftand marſchirte General Pfuel nah Chaux-de-Fonds, imponirte 
bier im Heerd des Nepublilanismus mit feiner ganzen Macht; erließ 
einen triumphirenden Qagbefehl an feine Truppen: „in drei Tagen 
habt ihr die Revolution erſtickt“ und zog jiegreih durch Ehrenpforten 
wieder in die Hauptitadt des Fürjtenthums ein (24. Dezember). Froh— 
lodend rief das Negierungsorgan: „Zwei Tage Bürgerkrieg find mehr 
werth als zwei Monate eidgenöffiicher Intervention.” 

Die Hyder der Empörung jollte jest vollftändig zertreten werden; 
der royaliftiiche Rachedurſt Fannte fajt feine Grenze. Ein aufgefundenes 
Aktenſtück, wonach ſich 23 Republikaner ſchon bei Räumung des Schlojies 
wieder verbanden, um die Bolfsabftimmung über die Emanzipation 
nöthigenfall3 mit den Waffen zu erzwingen und zu dieſem Zweck ein 
Direktoriallomite niederjegten, mußte zur Erſchwerung der Schuld die— 
nen. Die ordentlihe Juftiz wurde umgangen. Schon am 26, Dez. 
verfammelte jich ein Kriegögericht und jprach über den gefangenen 
Dr. Röfinger die Zodesjtrafe aus. Nacheinander folgten 13 meitere 
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Tobesurtheile ; zwei gegen Gefangene, Dr. Alphons Petitpierre und 
8. Boiteur; die übrigen in Contumaz gegen Flüchtige — darunter die 
Führer Bourquin, 2. Renard (mit infamer Cafjation), C. Nenard (mit 
Ausstellung am Schandpfahl), Cügnier und Meuron. Ueber eine Reihe 
von Gefangenen wurden Ketten und Gefängnißftrafen, Tebenslängliche 
oder zeitliche Verbannung verhängt; bei einzelnen fam eine Zugabe von 
20 bis 50 Ruthenftreihen. Auch den Advofaten Bille, der im geſetz— 
gebenden Körper den Antrag auf Emanzipation geftellt hatte, belegte 
das Kriegsgericht mit zweijähriger Gefängnifftrafe und vierjähriger 
Verbannung. Empfehlungen zur Milde aus dem Schoofe der Tag: 
fatung verhalten. Der König von Preußen verwandelte indejjen die 
Todesitrafe der gefangenen Führer in lebenslänglihe Haft. Röfinger 
ward nah Preußen geführt und faß dort volle zehn Jahre in den 
Feſtungskerkern von Wefel und Chrenbreitjtein, bis er auf wiederholte 
Verwendungen der Tagſatzung begnadigt wurde und nad der Schweiz 
(Genf) zurüdkehren durfte. Dr. Alphons Petitpierre unterlag den 
ſchweren Leiden in den Gefängniſſen von Neuenburg (11. Ian. 1834).*) 

Am Neujahrstage von 1832 wurde die „Befreiung“ des Landes 
in allen Kirchen durch feftlichen Gottesdienft gefeiert. Der König ſprach 
in einem KHandfchreiben feine hohe Achtung für das Neuenburger Bol 
aus, „da8 Europa ein Beifpiel gegeben habe, welches die Geſchichte auf: 
bewahren werde.“ General Pfuel wurde als Retter der monardifchen 
Autorität zum bleibenden Gouverneur ernannt. Die getreuen Kämpfer 
erhielten ein filbernes Ehrenzeichen (Medaillon), auf deſſen einer Seite 
das neuenburgiſche Wappen, auf der andern das Bruftbild des Königs 
von Preußen mit der Umſchrift: „Treue der Pfliht und dem Vater: 
lande” prangte. Die eidgenöffiihen Nepräfentanten konnten an die 
Tagfakung berichten, daß die Ordnung wieder glüdlich hergeſtellt ſei 
und erhielten für ihre Bemühungen den Dank der Behörde. 

Für eine Zeit lang mußte jetzt jeder Laut nach nationaler Selbft: 
ftändigfeit im Kanton erftiden. Manche verhängnifvolle Umftände 
wirkten zufammen, um die fchweizeriiche Gefinnung nicht zum Durch— 
bruch fommen zu laffen. Die Tagfatung hatte es in Händen, die erite 
bewaffnete Erhebung in das Geleife einer regelmäßigen Volksabſtimmung 


*) Die Familie wollte der Leiche die letste Ehre erweifen; dies wurde abge: 
ihlagen; „der Körper gehöre dem Henker Sr. Majeftät“ hieß es. Zwei Pro- 
foſe verfharrten den Körper heimlid in einer Ede des Kirchhofs. Aehnlich erging 
e8 ein Jahr jpäter dem Republikaner Heinrich Ludwig Dubois, Gegenwärtig fteht 
ein Denkitein an der Stelle der heimlich verjcharrten Leichen mit der Inſchrift: 
„Den Märtgrern der Freiheit, A. N. VBetitpierre und H. L. Dubois, den im den 
Kerkern Geftorbenen, die dankbare Republit 18,0.” (Siehe: Die Erhebung der 
Schweiz für Neuenburg. Freiburg in der Schweiz bei Marchaud u. Comp. 1858.) 
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zu leiten. Aber aus Furt vor Einmifhung des Auslandes trat der 
Geift der Regeneration volljtändig vor dem Geiſt des Stanzer Ver: 
tommnijjes zurüd. Die eidgenöfjifhen Repräfentanten hatten mit ihrer 
Macht nichts anderes zu thun, ala den Kanton wieder der alten Ge: 
walt zu überliefern. Unter ihren Augen fonnte mit der Zuficherung 
einer freien Volksäußerung über die Emanzipation Spiel getrieben wer: 
den. Durch die ganze Haltung der Tagſatzung fah fich das Junkerthum 
in Neuenburg aufs Aeußerſte ermuthigt, während die Mittelparthei, die 
im gejeßgebenden Körper den Ausſchlag zu geben vermochte, ins roya= 
liſtiſche Lager gedrängt wurde. 

Die monarchiſche Ordnung hatte von der eidgenöfjiichen Interven— 
tion allen Nuten gezogen. Im erften Augenblid der Erlöjung drüdte 
der preußifche Gejandte, Freiherr von Otterſtedt, der Tagſatzung im 
Namen des Königs den wärmften Dank für die geleifteten Dienjte aus. 
Aber je eifriger die Regierung in der Noth nach der Hülfe griff, und je 
ohnmäcdhtiger fih die fürftliche Gewalt eine Zeit lang fühlte, um fo 
weniger war jie zum wirklichen Dank geneigt. Schon den eidgenöffijchen 
Truppen wurde mit beleidigendem Hohn begegnet, weil fie bei aller 
Erfüllung der militärifchen Pflicht doch ihre Sympathien für die 
ſchweizeriſch gefinnte Bevölkerung nicht verhehlen konnten und nicht zu 
rüdjichtslofer Unterdrüdung Hand bieten mochten. Sobald die Reaction - 
volljtändig Meifter war, ließ fie nicht blos dem Haß gegen die Re— 
publif, fondern auch dem roll gegen die Eidgenoſſenſchaft freien Lauf. 
Der Stachel richtete fich gegen alle liberalen Grundfäße, denen die Re: 
volutionirung Neuenburg Schuld gegeben wurde. Um fo lauter erhob 
fih in der übrigen Schweiz die verdammende Stimme über den Zuftand 
in dem Zmwitterfanton. Von einzelnen Organen wurde die Frage auf: 
geworfen, ob die Schweiz nicht befjer thäte, den monardifchen Dorn aus 
ihrem Fleifche auszufchneiden. Die Geſandiſchaft von Luzern erhielt die 
übereilte Injtruftion, an der Tagfatung dahin zu wirken, daß Neuen- 
burg eingeladen werde, jich von der fürftlichen Herrfchaft frei zu machen; 
falls dieſes nicht geichehe, daß dann die Verbindung mit der Eidge: 
noſſenſchaft als gleichberechtigter Kanton gelöst werde. Die Anftruftion 
ftüßte fi darauf, daß die monarchiſche Verfafjung Neuenburgs mit dem 
Artikel der Bundesverfafjung unverträglich fei, der feine Unterthanen: 
ande mehr wolle. Obgleich diefe Injtruftion in den Kreifen der Tag— 
ſatzung wenig oder feinen Anklang fand und auch die Eröffnung der: 
jelben hinausgejchoben wurde, jo griff man in Neuenburg doch mit Be: 
gierde nach dem Vorwand, um mirkli mit der Eidgenoffenfchaft zu 
breden. Es wurde eine fürmliche Agitation in Gang gejeßt, um die 
Bevölkerung im Sinne einer Trennung zu bearbeiten. Der Drud, der 
nach der vollftändigen Unterwerfung auf der öffentlichen Meinung laſtete, 
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der royaliftiihe Eifer, der alle Hebel anſetzte, um das fchmeizeriiche 
Gefühl zu erfticten, bemwirkten die gewünſchte Demonftration. Die Ge: 
meinden und Bürgerfhaften, denen man früher feine Abftimmung über 
die Emanzipation von Preußen gejtatten wollte, mochten fich jetzt dafür 
erflären, daß die Trennung von der Schweiz eingeleitet werde. Der 
gejeßgebende Körper drüdte fein Siegel auf das Begehren und beichloß 
mit 62 gegen 15 Stimmen eine Adreſſe an den König, worin Diejer 
erfucht wurde, die nöthigen Schritte zur Trennung zu thun. In der 
Diskuffion zogen die Junker gegen das „monftruofe Dogma der Volle: 
jouveränität” zu Felde, das eine Brandfadel der Zwietracht unter alle 
benachbarten Bölfer geworfen habe und die längere Verbindung Neuen: 
burg3 mit der Eidgenoſſenſchaft unmöglich mache. Obgleich man indeß 
vom Schmweizerbunde erlöst fein wollte, hatte man nit im Sinn, den 
Vortheil der jchmweizeriichen Neutralität au den Händen zu geben; diefe 
jollte dem Fürſtenthum, das von der preußiſchen Krone allein nicht ge: 
Ihüßt werben fonnte, erhalten bleiben. 

Bon der Petition an den König wurde dem Vorort Kenntniß ge: 
geben; dieſer zögerte nicht, im Namen der Eidgenofjenihaft Verwahrung 
einzulegen. Als ji darauf im März 1832 die Tagſatzung wieder ver: 
fammelte, wurde zunächſt der num vorgebradhte Antrag von Yuzern, der 
in jeiner erften Alternative — daß ſich Neuenburg von Preußen eman— 
zipire — zu fpät fam, nachdem die Eidgenoſſenſchaft jelbit die Gewalt 
wieder in die Hände des monarchiſchen Regiments gejpielt hatte, und 
in feiner zweiten Alternative — dag die Schweiz Neuenburg nicht mehr 
ala gleichberechtigten Kanton anerfenne — aud) die Zukunft des Neuen: 
burger Volks in Frage ftellte, fo gut wie einhellig verworfen. Dann 
genehmigte die Tagjakung die Verwahrung des Vorort gegen das 
Trennungsbegehren Neuenburg durch eine förmlihe Schlugnahme, die 
der Erflärung gleih kam, daß die Eidgenofjenfchaft den Kanton ſich 
nicht eigenmächtig von ihrem Territorialbeftand trennen laſſe. Damit 
blieb die Frage einjtweilen ruhen. 


Rückmirkungen der Hcmyzer, Basler und Neuenburger Wirren. 


Eine Zeit lang ſchien die Regeneration, nachdem fie in den größten 
Kantonen glüdlich zum Durchbruch gefommen, ihren Lauf unaufhaltfam 
durch die ganze Schweiz nehmen und allen Widerftand überwinden zu 
wollen. Durch die Schwyzer, Basler und Neuenburger Wirren, die 
entweder zu einem dauernden Riß oder zur vollftändigen Reaction führ- 
ten, wurde ein Hemmſchuh angelegt, der tief in die weitere Entwidlung 
eingriff. Bei der allgemeinen Theilnahme an diefen Kämpfen traten 

8* 


— 116 — 


die Gegenſätze um fo fchärfer hervor und gruppirten fich die Meinungen 
und Sympathien in zwei großen Lagern. Während die Bewegung an 
mehreren Orten ganz zum Stillitand Fam, mußte man aud in den 
regenerirten Kantonen beforgen, daß die Errungenjchaften wieder in 
Frage geftellt werden könnten. Eine reaftionäre Parthei fing an fich 
zu bilden, die ſich durch die ganze Schweiz die Hände reichte und die 
verlorene Herrichaft wieder zu gewinnen hoffte. Diefe reaktionäre Par: 
thei hatte ihren Halt an dem alten Bunde, der den Grundfäßen der 
Volksfouveränität und Rechtsgleichheit feinen ſichern Schuß gewährte und 
in welchem eine Minderheit des Schweizervolks der großen Mehrheit 
mit Erfolg entgegen treten Fonnte. Beſonders nahdem Neuenburg dem 
monardifchen Regiment wieder überliefert war, durften die Anhänger 
der alten Ordnung ihr Haupt wieder höher erheben und fi die Tag: 
faßung zum Kampfplak wählen, wo fie ihre Kräfte am beiten fammeln 
fonnten. Die Fatholifch-demofratiihen Kantone der innern Schweiz, Die 
ſich allen Neuerungen widerſetzten, bildeten mit Bafel und Neuenburg 
den Heinen aber feiten Kern, an den ſich die Wriftofraten anlehnen 
fonnten. Cine Anzahl ſchwankender Stände arbeitete der engen Kan: 
tonalfouveränität in die Hände und lähmte die Anftrengungen der libe— 
ralen Parthei. Allmählich ermuthigte auch der Gang der europäiichen 
Verhältnijje das reaktionäre Streben. Nachdem die heldenmüthigen An: 
jtrengungen der Polen unterlegen waren und der trübe Ruf ertönte, 
daß die Ordnung in Warfchau wieder hergeftellt jei, übten die Mächte 
der heiligen Allianz einen neuen Drud auf die Völker und erregten auch 
bei den gefallenen Regenten in der Schweiz die Hoffnung auf eine 
Reftauration. Zugleich entwidelte fi in Franfreih mehr und mehr 
die Politik eines befchränften und eigennüßigen Juſtemilieu's, das fein 
Heil in der Annäherung an die alte Legitimität fuchte und den Be: 
wegungen in andern Ländern nur eine trügerifche Stübe gewährte. 
Nirgends nahm die geftürzte Parthei von vorneherein eine feind- 
jeligere Stellung gegenüber der neuen Ordnung der Dinge cin, als im 
Kanton Bern, wo das Patriziat jedes Mittel ergriff, um Verlegen— 
heiten zu bereiten und den Boden wieder zu erjchüttern. Obgleich die 
abgetretene ariſtokratiſche Regierung in ihrer Abjchiedsproflamation Aus: 
jöhnung unter den entzweiten Gemüthern, Einigkeit im Gehorfam und in 
der Achtung vor Geſetz und Obrigfeit empfohlen hatte, gaben doch Die 
patriziihen Häupter jofort die Lofung, der Volksherrſchaft alle Dienfte 
zu entziehen. ine Reihe von Civilbeanten und Offizieren legten in 
trogigem Unmuth ihre Stellen nieder. Als die neue Behörde einen 
Fahneneid vorjhrieb, worin die Miliz verpflichtet wurde: „die bejtehende 
Verfafjung gegen innere und äußere Feinde zu vertheidigen,“ folg: 
ten weitere 73 Dffiziere des Kontingents jener Lojung und ver: 
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mweigerten diefen Eid unter dem Vorwand, daß jie die Verfaffung nicht 
angenommen hätten. Die Regierung ließ ſich dadurch nicht irre machen, 
fondern ertheilte ohne Weiteres von ſich aus ſämmtlichen Offizieren vom 
Hauptmann abwärts die Entlaſſung von ihren Offiziersftellen, nicht 
aber von ihrer Dienftpfliht, und der Große Rath traf diefelbe 
Verfügung gegen die Stabsoffizieree Bei der Tagſatzung wurde 
ferner beantragt, die eidgenöffiihen Stabsoffiziere, die ſich bei den 
Eidverweigernden befanden, aud aus dem eidgenöfjifchen General— 
tab zu entlafjen. Das Patriziat gewann nichts damit, als daß es 
ih dem Wolfe nod mehr entfremdete. Das Miftrauen gegen feind- 
liche Anjchläge defjelben wuchs in dem Grade, daß man ſich auf dem 
Lande in befjeren VBertheidigungszuftand zu fegen fuchte und die Ber: 
legung von grobem Geſchütz nah Thun, Burgdorf und Biel verlangte, 
was zum Theil aud gewährt wurde. In der Stadt felbjt fonnte die 
Regierung der früher gebildeten Bürgerwahe nicht mehr trauen und 
fah jich gemöthigt, diefelbe aufzulöfen und die Waffen abzufordern, nad) 
dem der Stadtrath gegen die Erneuerung der Gemeindsbehörde pro: 
teftirt, die Gefellfihaften oder Zünfte Adrefien zur Durchführung diefer 
Proteftation erlafjen und der Stadtrat) darauf hin eine Siebenerfom: 
mijfion niedergejegt hatte, die zum Mittelpunkt der reaftionären Um: 
triebe zu werden drohte. Wie das Patriziat, trat auch der Klerus des 
fatholiihen Landestheild in Dppofition. Der ganzen Geiftlichfeit war 
ein ähnlicher Eid wie der Miliz vorgefchrieben. Der Biſchof Hatte die 
Formel für die Fatholifchen Pfarrer felber entworfen. Nichtsdeftoweniger 
beſchloß der Klerus im Xeberberge, auf Anftiften des bifchöflichen Pro: 
vifars, Pfarrer Cuttat in Pruntrut, den Eid nicht ohne Einwilligung 
des Papſtes zu leilten. Die Negierung mußte mit Entziehung der Be: 
joldung drohen und die Gehalte eine Zeit lang wirklich einftellen. 
Darauf erfolgte endlih die. Einwilligung des Papftes und der Eid 
wurde geleiftet. Aber durch einen fatholifchen Verein wurde die Feind» 
ihaft gegen die liberale Ordnung fortunterhalten und der Geift einer 
Auflehnung genährt, die zu bitteren Fehden führte. 

Zum Schuß der Verfafjung bildeten die Patrioten in Bern früh 
einen Schußverein, der fi in Zmweigvereinen durch den Kanton ver: 
breitete. Dieſer Schußverein gab den Anſtoß zu gleichen Verbindungen 
in den anderen regenerirten Kantonen. Ueberall fühlte die liberale 
Parthei das Bedürfniß, jich feiter an einander zu ſchließen und den 
reaftionären Betrebungen einen Damm entgegenzufeßen. Die helvetiiche 
Geſellſchaft mit ihren langjährigen Beitrebungen für die Verbreitung 
von Kulturideen und die Forderung vaterländifcher Zwede war als die 
Muttergeſellſchaft anzuſehen, die jich unter dem Sporn der Zeit neu be: 
lebte und wirkſame Impulſe gab. Nach ihrem Vorbilde conftituirten 


— 118 — 


lich die neuen Vereine, die unmittelbarer in's politiſche Leben eingriffen 
und fi einen erweiterten Boden im Volke fuchten. Es galt den frei: 
finnigen Regierungen als Stüße zu dienen, zur Durchführung der Re- 
formen anzufpornen, duch die Preſſe belehrend auf das Wolf zu wirken 
und den Umtrieben gegen die neue Ordnung der Dinge entgegenzuar: 
beiten. Bald gingen diefe Vereine über den bloßen kantonalen Zweck 
hinaus und jtellten ſich auch das höhere Ziel einer eidgenöffiichen Re: 
form. Am 25. September 1831 traten angejehene Männer aus neun 
Kantonen in Langenthal zufammen und gründeten einen allgemeinen 
ſchweizeriſchen Schußverein, der durch einen leitenden Ausfhuß in einem 
der Kantone die lokalen Vereine in näheren Berband mit einander 
brachte und vor Allem auf Herftellung einer neuen Bundesakte im Geiſt 
der regenerirten Verfaſſungen hinarbeitete. Je wirffamer alle dieſe 
Vereine wurden und je mehr fie dazu dienten, das liberale Princip zu 
defeftigen, deſto heftiger waren die Anfeindungen von Seite der arijto: 
Eratiichen PBarthei, die das ganze Vereinsweſen verdammte und die Ver: 
bindungen nur als wühleriſche Clubbs denunzirte, mit melcdhen feine 
Ordnung im Staate möglich fei. 

Der Drang nah foldhen patriotifchen Vereinen gab im Kanton 
Zürich den Anlaß, wieder von einander zu ſcheiden, was fich im An: 
fang der neuen Ordnung jeheinbar verföhnt hatte, aber bei der prin— 
zipiellen Verfchiedenheit und der neuen Schärfung der Gegenfäte auf 
die Dauer nicht zujfammengehen Fonnte. Mit. dem Fortfchreiten der 
Reformen mußte ſich die frühe, bevorzugte Klafje tiefer verlegt fühlen. 
Der ariftofratifhe Groll machte ſich in feindfeligen Akten Luft; ähnlich 
wie in Bern gab eine Anzahl von Dffizieren ihre Entlafjung, weil fie 
mit den eingreifenden Milizveränderungen unzufrieden waren. Dazu 
fam ein mattes AYuftemilieu, das die fräftigere Entwidlung lähmte. 
Das Bedürfnik, die entjchiedenen Freunde der Reform fejter aneinander 
zu fchließen, rief dehalb eine Verfammlung in Baſſersdorf hervor, 
wo 1200 freifinnige Männer unter Leitung von Oberrichter W. Füßli 
die Gründung eines Vereins beſchleſſen, der als Glied in die Reihen 
des ſchweizeriſchen Schußvereins treten jollte (26. Februar 1832). Der 
Verein enthielt in feinen Statuten nichts, was den Gefegen widerſprach, 
vielmehr follte er dahin wirken, die verfaffungsmäßige Freiheit aufrecht 
zu halten. Nichtsdeſtoweniger erblidte die Mehrheit der Regierung, 
indem fich das Liberale Juftemilieu der ariftofratiihen Anſchauung an— 
Ichloß, in dem Verein einen gefährlichen Staat in Staate und juchte 
gegen denjelben einzufchreiten.. Dem Vorſteher Füßli wurde die Weifung 
ertheilt, mit der Gonftituirung innezuhalten bis der Gr. Rath ſich über 
Geſtattung oder Nichtgeftattung folcher Vereine ausgefproden habe. 
Ein Gefeßesvorfhlag, der por den Gr. Rath gebracht wurde, enthielt 


— 119 — 


die verfängliche Beftimmung, daß Vereine ſich Feine Befugniffe oder 
Verrichtungen zueignen dürften, welche den verfaſſungsmäßigen Behörden 
ausfchlieglich vorbehalten jeien. Dem Regierungsrath wurde das Recht 
zum vorläufigen Verbot gegeben; der Richter follte über die Aufhebung 
endgültig zu entjcheiden haben, Im Gr. Rath kämpften die Partheien 
zwei Tage lang; auf der einen Seite ftanden die Vertreter der Stadt 
wie eine einzige Phalanx; mit ihnen hielten nur wenige Vertreter vom 
Yande; auf der andern Seite die überwiegende Mehrheit der Yand- 
vepräfentation, die in diefer Lebensfrage für die neu errungene politifche 
Freiheit ihre volle Selbftitändigkeit behauptete. Mit 94 gegen 85 
Stimmen wurde der Vorſchlag abgemwiefen und das Vereinsrecht ges 
wahrt (9. März). Sofort gaben acht mehr oder weniger ariſtokratiſch 
gefinnte Mitglieder des Regierungsraths, voran die beiden Bürgermeifter 
v. Muralt und v. Wyß, ihre Entlafjung mit der Erklärung, daß 
bei jo organijirten Vereinen eine Regierung unmöglich fei, und zogen 
ih mit ihrer Parthei grollend zurüd. Der Wagen der Reform kam 
durh die Schwierigkeit der neuen Wahlen nicht aus dem Geleiſe; es 
war blos ein Hemmſchuh gelöst. Männer, die den Zeitbedürfnifien 
näher ftanden, erjeßten die Ausgetretenen; zum eriten Male fam ein 
Bürger vom Lande, Meldior Hirzel, als Bürgermeifter an bie 
Spite des Staats. Ueberwiegender Einfluß fiel jetzt dem Dr. Keller, 
Präjident des Gr. Raths, zu, der durch feine ſcharfe Beweisführung 
am meiften zur Verwerfung des Geſetzesvorſchlages gegen das Vereins: 
vecht beigetragen hatte und der auch außerhalb der Regierung das eigent: 
liche Ruder führte. 

Bei dem Wachen der reaktionären Umtriebe und der zweideutigen 
Haltung der Tagſatzung fühlten die liberalen StaatSmänner der regene: 
rirten Kantone allmählig das Bedürfniß, außer den politifchen Vereinen, 
auch die Kantone felbft zur Sicherung der neuen Verfafjungen in feteren 
Zufammenhang zu bringen. Mehrere Stände weigerten fi immer un: 
ter dem nichtigjten Borwänden, diefe neuen Verfafjungen zu gewährleiiten, 
während fie auf unbedingte Handhabung der Garantie für die alten Ord— 
nungen drangen. So ivie die Garantie überhaupt ausgelegt und geübt 
wurde, war jie ein Hebel in den Händen der Reaction gegenüber dem 
Ringen der Bevölferungen nad Wiedererlangung ihrer Rechte. An der 
außerordentlihen Tagfatung im März 1832 traten deßhalb die Ge: 
ſandtſchaften von jieben regenerirten Kantonen zufammen und beriethen 
ein Konfordat zum gegenfeitigen Schub der Verfaflungen. In diefem 
Siebenerfonfordat gemwährleifteten fich die betreffenden Stände 
— Zürih, Bern, Luzern, Solothurn, Aargau, Ihurgau, St. Gallen — 
ihre neuen auf dem Grundſatz der Volksfouveränität beruhenden Ber: 
faffungen und zwar fowohl die dem Volke jeden Kantons verfaflungs- 
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gemäß zuftehenden Rechte und Freiheiten, als die verfaljungsmäßigen 
Befugniffe der Behörden. Wenn wegen Verfaffungsverlegung Zermürf: 
niffe in einem Kanton entftänden, fo follten die übrigen im Konfordat 
begriffenen Kantone das Schiedsrichteramt ausüben. Nöthigenfals ver: 
pflichteten ji) die Kantone, unter Anzeige an den Vorort, ſelbſt mit 
bewaffneter Macht einander einzeln oder in Gemeinfhaft zu Hülfe zu 
ziehen. Das Konkordat follte nur fo lange beitehen, bis die Bundes— 
afte von 1815 revidirt und Umfang und Wirkung der Garantie der 
Perfafiungen beftimmt fein würden. Endlich wurde jedem Kanton der 
Beitritt zum Konfordat geftattet. 

Diefes von den Gefandten entworfene Konkordat erhielt in allen 
fieben Kantonen die Genehmigung der Gr. Näthe. In St. Gallen 
beftand es auch die Probe des Veto’. Gemwaltig war der Schrei, der 
durch die reaftionären Reihen ging. Das Konkordat wurde als Bund 
im Bunde denunzirt. Allerdings war es ein etwas zweifelhafter Nothbe: 
helf, um Volksrechte zu fchüßen, die der alten Bundesverfaflung gegen: 
über Feine Sicherheit hatten. Wirklicher Eingriff in die Befugnifje des 
Bundes ließ fi nicht nachweifen, da es jedem Kanton freiftand, andere 
Kantone zu Hülfe zu rufen, alle bundesgemäßen Pflichten vorbehalten 
waren und auch die Theilnahme nad allen Seiten offen blieb. An der 
Tagfatung konnte e8, troß einzelnen VBerwahrungen, nicht ernitlich in 
Trage gejtellt werden. Durch das Konkordat trat die Mangelhaftigkeit 
der alten Bundesakte deutlicher hervor, zu deren Reviſion e8 drängte. 
Im Uebrigen konnte e8 fich nicht in der gewünfchten Weife ausdehnen 
und hatte deßhalb nur unvollftändige Wirkung. Auch folche Kantone, 
in denen fich ein Umſchwung geltend gemacht hatte, wie Waadt, Frei— 
burg u. a., hielten ſich troß allen Einladungen fern. Nichtsdeftomeniger 
bildete e3 eine Zeit lang den liberalen Kern, an den fich die regenerir: 
ten Ordnungen anlehnen Fonnten, 

Ein lebendiges Echo fand das neu erwachte volitifche Leben mie 
der Drang nach größerer Zufammengehörigfeit auch in dem eidge: 
nöffifhen Freiſchießen, das im Juli 1832 zu Luzern Schüßen 
aus allen Gauen de3 Paterlands verfammelte und die Bedeutung diefer 
Nationalfeier noch mehr erhöhte. 


Sinleitungen zur Bundesreform. 


Sp lange man in den Kantonen mit der inneren Umgeſtaltung 
befchäftigt war, dachte man nur wenig an die Forderung einer Bundes- 
reform, ohne welche die nationale Wiedergeburt unvollftändig bleiben 
mußte. Nur bier und da tauchten einzelne fühne Gedanken auf, die 
nach diefem Ziele geraden Schrittes hinjteuern wollten. Bei dem Frei: 
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ämtlerzug wurde unter dem Landfturm in Aarau der Vorſchlag gemacht, 
nad der Veſte Marburg zu marſchiren und hier das Schweizervolf zu 
allgemeiner bewaffneter Stellung aufzufordern, bis alle Verfaflungen von 
1814 befeitigt fein. Im Januar 1831 fann man in einigen Kantonen 
auf einen großen Freifhaarenzug, um die Landſchaft von Bafel zu be: 
freien und zugleich unter den Mauern diefer Stadt einen eidgenöffifchen 
Bundesftaat zu proflamiren, Aber dieſe fühnen Projekte blieben ohne 
Ausführung, da e8 an der nöthigen Entfchlofjenheit und hinreichenden 
Kräften fehlte, auch die angefeheneren liberalen Führer mit allem Ernte 
von gemwaltfamen Unternehmungen abmahnten. So verftrih die Zeit 
der erjten Bewegung, ohne daß ein großer Schritt nad diefem Ziele 
bin gethan wurde. Es war zu jchwer, eine doppelte Aufgabe zu gleicher 
Zeit zu erfüllen. Auch fand fich der Boden für eine Bunbdesreform im 
Bewußtſein des Volks noch nicht fo weit vorbereitet, wie für die kan— 
tonale Reform, auf welche die liberalen Beftrebungen in den Zwanziger 
Jahren faſt ausſchließlich gerichtet waren. Der Ader Bund fonnte 
zwar jchon feines Urjprungs wegen nie beliebt fein; die Unfruchtbarkeit 
aller Verhandlungen der Tagſatzung muhten den unbeholfenen Organis— 
mus in natürlichen Verruf bringen; aber mit dem Wefen einer Revijion 
hatte man ſich noch wenig bejchäftigt und vor der Schwierigkeit ſchracken 
faft alle Staatsmänner zurüd. Mit Ausnahme einer Echrift von 
Z3ſchokke über das Bedürfniß einer Stärkung der Zentralgewalt ficl 
faum eine namhafte Anregung für die öffentliche Meinung in die Periode 
der Reftauration. 

Den erften ſyſtematiſchen Anſtoß gaben jett auffallender Weije 
höhere Stabsoffiziere der in Frankreich aufgelösten Schweizerregimenter, 
die zunächit in einer Petition, dann in einem förmlichen Entwurf auf eine 
eidgenöfliiche Zentralregierung drangen, um der Schweizernation Kraft 
nah Innen und Außen zu verleihen. Der Entwurf ward indek wenig 
günftig aufgenommmen, theil® weil er von Männern herrührte, die ihre 
‚Kräfte dem fremden Dienft gewidmet hatten, theils weil ſelbſt Freunde 
der Reform die Abficht witterten, eine auf Militärgewalt geftügte Zen: 
tralität oder Diktatur zu gründen.*) Ungleih größeren Anklang fand 
ein „Zuruf“ von Dr. Kaſimir Pfyffer an den eidgenöfjiihen Vor: 
ort bei Uebernahme der Bundesleitung im Januar 1831, worin berfelbe 
als Yuzerner dem Stand Luzern die große und herrliche Aufgabe ftellte, 
als Vorort die Revijion der Bundesafte einzuleiten. In diefer Schrift 
wurde das Bedürfniß der Neform eben jo warn ans Herz gelegt, als 
dad Ziel ſelbſt in klaren und fcharfen Zügen gezeichnet. Nach den 


”) Siehe: 3. Baumgartner, die Schweiz in ihren Kämpfen und Umge— 
ftaltungen von 1830—1850. Bd. I, S. 1u3 u. ff 
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gleichen republikaniſchen Repräſentativgrundſätzen, wie ſich die Kantone 
regenerirten, ſollte auch der bisherige Staatenbund in einen Bundes— 
ſtaat umgewandelt werden, mit nationaler Vertretung, leitendem Bun— 
deskomite und weitgehenden Befugniſſen, um der Eidgenoſſenſchaft Kraft 
und Würde zu verleihen, die allgemeinen Intereſſen zu fördern und 
namentlich auch die Rechtspflege bis zu einem gewiſſen Grad zu zentrali— 
ſiren. Als ein Hauptgebrechen des bisherigen Bundesvertrags hob ber 
Zuruf hervor, daß nur die Regierungen, nicht aber dad Volk die Bun: 
desgewalt um Hülfe anrufen Eonnten, daß man annahm, wenn eine Re 
gierung gegen ihr Volk um Hülfe mahne, man unbedingt ohne irgend 
eine Unterfuhung der Regierung beiftehen müſſe, und daß nicht einmal 
von einer Vermittlung die Rede fein könne, indem dadurch die Souve- 
ränität des betreffenden Kantons verlegt würde. „Nach dieſer Theorie 
konnten die Regierungen das Bolt: und einzelne Bürger auf die unge: 
vechtefte Weife unterdrüden; fie konnten die Verfaffungen verlegen, bie 
Gerechtigkeit verhöhnen, für das Volt gab es nirgends Hülfe. Bei der 
Bundesbehörde fand man fein Gehör; ſich aud nur an diefelbe zu 
wenden, wurde als Hochverrath angefehen.” Don ariftofratifcher Seite 
wurde die Schrift aufs Heftigfte angefeindet und dem Verfaſſer der 
Vorwurf gemacht, daß er das alte helvetiſche Einheitsſyſtem wieder ein: 
führen wolle, was er indeß in einer bejonderen Rechtfertigung zurüd: 
wied. Andere Anregungen folgten dem gegebenen Impuls. Lebhaft 
wurde der Gedanke in der helvetifhen Gefellichaft aufgegriffen. Mehrere 
der angejehenften Staatsmänner gaben fih hier das Wort, in den 
Großen Räthen auf Inftruftionen im Sinne der Bundesreform Hinzu: 
wirken. 

Bald wurde auch das Bedürfniß in einzelnen Behörden hinreichend 
gefühlt, um zu offiziellen Schritten Anlaß zu geben. Thurgau ging 
mit einem Kreisfchreiben voran, das indeß vom Vorort nur fühl auf: 
genommen und ohne alle Empfehlung an die Stände befördert wurde. 
In der ordentlichen Tagſatzung de8 Sommers 1831 fam dann dur 
den Thurgauer Antrag die Frage der Bundesrevifion zum erften Mal 
zur Sprache. Aber noch fiel die Anregung auf einen wenig empfäng: 
lichen Boden, indem die Meinungen bunt auseinander gingen. Thurgau 
jelbft warf die Idee noch zu fehr in allgemeinen Umriffen Hin, ohne für 
die Ausführung feitere Anhaltspunkte zu gewähren. Die kantonale 
Selbjtherrlichkeit fpudte auch in fonft liberalen Köpfen noch gemaltig. 
Die der Revifion günftigen Gefandten wagten e3 faum, fi auf den 
Standpunft der Mediationsverfafjung zu ftellen. Man fonnte fich nicht 
genug gegen das Schrebild eines helvetifchen Einheitsftaates wehren. 
Die gleihe Stimmberehtigung der Kantone erſchien als die SKlippe, 
über die es ſchwer hielt Hinauszufommen, da man von feiner Seite 
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Opfer tragen wollte. Die drei Urfantone nebſt Wallis verwahrten fi 
feierlich gegen jede Aenderung, indem diefe nur zum Umfturz des Bun- 
des führen würde. Waadt, das einft die letzte Stütze der helvetiſchen 
Republit war, gehörte jebt zu den Rittern der Kantonaljouveränität. 
Auch Genf nahm den Antrag äußerſt unfreundlih auf. Neuenburg 
hob fogar die Garantie der Mächte für die beftehende Bundesverfafjung 
vor, was indeß von Luzern auf das Beftimmtefte zurüdgewiefen wurde, 
indem fein europäifcher Vertrag die Schweiz verhindere, die Revijion 
derjelben vorzunehmen. Andere Stände gaben wohl das Bedürfniß von 
Verbejlerungen zu, aber hielten die Zeit innerer Wirren und äußerer 
Bedrohungen für ungeeignet, um fich in ein Revifionswerk einzulafjen, 
dad mit fo vielen Schwierigkeiten verbunden fei. Einzelne Geſandt— 
IHaften waren auch noch ganz ohne Inftruftion, wie die von Bern, das 
feine Eonftituirung noch nicht vollendet hatte. Am Ende fanden fi) 
nur mit Mühe 12 Stände zufammen, um den Thurgauer Antrag ad 
referendum et instruendum in den Abſchied fallen zu laſſen. 

In der öffentlichen Meinung machte indeß die Frage weitere Fort: 
ſchritte. Je ftärfer der Widerfpruch zwiſchen dem Geift des alten Bun: 
deövertrags ‚und der Richtung der neuen Kantonalreformen hervortrat; 
je mehr die Liberalen Intereſſen durch die Haltung der Tagſatzung in 
den einzelnen Wirren gefährdet wurden und je Harer das Bemußtfein 
bei allen denkenden Staatsmännern wurbe, daß die ganze bisherige Re— 
generation nur auf unjicherem Boden ruhte, wenn nicht der nationale 
Körper neu geftärft werde; deſto Iebhafter mußte nothwendig der 
Drang nad einer Bundesreform werden. Ginen bedeutenden Impuls 
gab der ſchweizeriſche Schutverein, der fih zur Hauptaufgabe ftellte, 
auf eine Reviſion des Bundesvertrags hinzuarbeiten. Bejonders thätig 
war der leitende Ausſchuß, als diefer nad) Zürich verlegt wurde. Eine 
würdig gehaltene Adrefie, mit 9819 Unterfchriften bevedt, ging von 
dort an die Tagſatzung. Andere Ndrefien folgten, die zum Theil einen 
eidgenöfjischen Verfafjungsrath verlangten. Zur weiteren Förderung 
diente ein fürmliches Projekt, das von den Gefandten derfelben Stände, 
die fi um das Siebenerkonfordat ihaarten, entworfen und in Form 
einer Flugſchrift „von einer Gefellichaft Eidgenofjen“ vor die Oeffent— 
lichfeit gebracht wurde. Diejer Entwurf hielt jich in der Mitte zwifchen 
Staatenbund und Bundesftaat — ohne Vertretung des Schmeizervolfs, 
nur mit größerer Stimmberedhtigung für die mittleren und größeren 
Kantone — und verfheuchte, fo viel wie möglih, die Furcht vor gänz: 
licher Zentralität: Mit demfelben war wenigftens eine beftinmtere 
Baſis gegeben, auf welcher fortgearbeitet werden konnte. 

ALS die Frage der Bundesrevifion von Neuem vor die Tagfatung 
kam (Sommer 1832), war die Stimmung ſchon günftiger. Eine größere 
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Anzahl von Ständen — Glarus, Zug, Appenzell J. Rh., die Urkantone, 
Teffin, Wallis und Neuenburg — erffärte fih freilich auch jetzt noch 
gegen jede Reform überhaupt oder die gegenwärtige Anhandnahme. 
Zwei derfelben, Schwyz und Unterwalden, behaupteten felbit, daß eine 
Revifion nur mit einmüthiger Zuftimmung vorgenommen werden dürfe. 
Die Mehrheit zeigte fich indeR geneigt, auf eine Reviſion einzutreten. 
Doch war der Standpunkt auch unter den Freunden der Reform noch ein 
weſentlich verfchiedener. Ein Theil wollte von einer Bundesverfaf: 
jung noch nichts willen, fondern hielt an der engen dee des Bundes- 
vertrages feit, wonach namentlich die Gleichheit des Stimmrechts der 
Kantone nicht angetaftet werden follte. An der Spite diefer Halben 
ftand Freiburg — mit vielem Geift und Scharffinn durch Staatsrath 
Schaller vertreten — das immer mit einem Fuß im regenerirten und 
mit dem anderen im Tonfervativen Lager ftand, Folge der Fantonalen 
‘ Stellung, wo der Liberalismus mit dem Jeſuitismus zu ringen hatte. 
Am Ende wurde die Revifion im Grundfa mit 13'/, Stimmen be: 
ſchloſſen (17. Juli), denen fi nachträglich noch zwei Stände anfchloffen, 
morauf die Tagfagung eine Kommilfion von 15 Mitgliedern nieberjeßte, 
um einen Entwurf auözuarbeiten, der zur Anftruftionsertheilung an die 
Kantone gehen ſollte. Die Urkantone ſchloſſen fich ſelbſt von Ddiejer 
Kommiffion aus, indem der in diejelbe gewählte Landammann Zgraggen 
von Uri beharrlich ablehnte. 

So war der erjte Schritt zur Bundesreform gethan, aber unter 
Aufpizien, die tiefen Widerſpruch blicken ließen. 


Fremde Interpentionsgelüfte. 


Die freifinnigen Umgeftaltungen in den fchmeizerifchen Kantonen 
waren den abjolutiftiihen Mächten, beſonders Dejterreih, immer ein 
Dorn im Auge, Längere Zeit hatte man indeß in den eigenen Ländern 
genug zu thun, fo daß man nicht daran denken Tonnte, ſich in die Ber: 
hältnijje der Schweiz einzumifchen. Der Ausbruch) der polnifchen Revolution 
vereitelte alle Pläne der heiligen Allianz auf eine Gegenummälzung in 
Frankreich. Die Schweiz konnte die militärifchen Vorkehrungen, die fie 
Ende 1830 zu ihrer Sicherheit traf, wieder ruhig einftellen. Das ganze 
Jahr 1831 verlief in friedlichen Beziehungen. Uber der politifche Hori— 
zont änderte ſich almählih, nachdem Polen vollftändig niedergeworfen 
war. Die Anhänger der alten Orbnung frohlodten wieder und die 
abfolutiftifchen Mächte erhielten freiere Hand. Bald ging dur ganz 
Europa ein ſcharfer reaftionärer Wind. An benachbarten Deutjchland 
insbefondere traten Preußen und Oefterreich mit vereintem Gewicht den 
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Bewegungen entgegen, die in einzelnen Staaten Boden gewonnen hatten. 
Der deutfche Bundestag mußte dazu dienen, um dem ganzen Reform: 
jtreben einen Riegel zu fchieben. Durch die berüchtigten Ordonnanzen 
vom 28. Juni 1832 und weitere Bundesbeſchlüſſe wurde die fürftliche 
Gewalt wieder aufs Aeußerſte ausgedehnt und ein fonftitutionelles Recht 
nad dem andern in den Bann gethan. Um diefen Ordonnanzen und Be- 
ihlüffen Nahdrud zu geben, drohten Preußen und Defterreih mit 
Zwangsmaßregeln, die ſich hauptjächlich gegen Baden richteten, mo das 
fonftitutionelle Leben fih am regſten entwidelt hatte. 

Auch gegen die Schweiz ſchien jetzt ein Ungewitter heranzuziehen, 
da öſterreichiſche Truppenaufftellungen im Vorarlbergiſchen zugleich als 
Demonftration nach ihrer Seite gelten Eonnten. Ye mehr die Bundes: 
revifionsfrage aufs Tapet Fam, deſto zudringlicher wurde die fremde 
Diplomatie. Deutli) genug gab man zu verftehen, daß die Mächte 
bei diefer Frage auh ein Wort mitzufprechen hätten. Die Garantie 
der immerwährenden Neutralität der Schweiz und der Unverleßlichkeit 
ihres Gebiets konnte zwar vernünftiger Weife nicht den Sinn haben, 
daß die Schweiz nit ohne die Zuftimmung der auswärtigen Mächte 
ihre Bundeseinrichtungen verbefjern dürfe. In der Gemährleiftungs- 
urfunde war auf dad Ausdrüdlichite anerkannt, daß „die Unabhängig: 
feit der Schweiz von jedem fremden Einfluß dem wahren Intereſſe aller 
europäifchen Staaten entſpreche.“ Aber die heilige Allianz hatte fo 
lange auf die Schweiz gedrüdt und der ider Bund entſprach fo ſehr 
ihren Zwecken, daß fie den Vorwand jener Garantie benugte, um das 
Gebäude der Reftauration aufredhtzuhalten. In der Schweiz ſelbſt ging 
die arijtofratifhe oder ftabile Parthei mit der Diplomatie Hand in 
Hand, indem fie gleihfall3 auf die Garantie hinwies, die e8 nicht cr= 
laube, den Bund nah Belieben zu ändern. In großen auswärtigen 
Drganen begann ein ſyſtematiſcher Krieg gegen die freigefinnte Schweiz, 
indem das Land als in fortwährender Anarchie befindlih und die Ruhe 
jedes Nachbarſtaates gefährdend dargeitellt wurde. 

Bereits im Anfang Juni 1832 war in Wien ein Memorandum 
entworfen, das zur Grundlage gemeinjhaftliher Inftruftionen an die 
Sefandtihaften der Großmächte dienen follte. In diefem Memorandum 
wurde der Schweiz das Recht der freien Bundesfonftituirung abge: 
ſprochen und die Garantie der immerwährenden Neutralität als verwirkt 
erflärt, wenn die mefentlihen Grundlagen de8 Bundesvertrages von 
1815 geändert würden. Diefer Anfhauung trat auch die franzöfifche 
Diplomatie bei, die eine Zeit fang die Bewegungen in der Schweiz er— 
muthigt hatte, aber jegt in feiger Selbftfucht fich den Iegitimen Höfen 
näherte. Selbft der engliſche Gefandte ftimmte in den gleichen Ton 
ein. Bon Sardinien kam fogar die Andeutung, daß es die im 
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Jahr 1815 dem Kanton Genf einverleibten Gemeinden des Chablais 
zurüdfordern würde, wenn die Schweiz die ihr zugeficherte Neutralität 
durch eigenes Verſchulden verlieren follte. 

Wenn auch jenes Memorandum noch nicht zu wirklichen Noten 
führte, ſo ſah doch der Vorort die Rage gegenüber den vielfeitigen Ver: 
widlungen und Bewaffnungen drohend genug an, um die Kantone 
zu den nöthigen militärifchen Rüftungen einzuladen und der im Juli 
1832 verfammelten Tagſatzung weitere Sicherheitsmaßregeln vorzu= 
ſchlagen. Demgemäk wurde, wenn auch) nicht ohne Widerſpruch mehrerer 
Stände, denen die auswärtigen Drohungen in ihren Sonderinterefien 
nicht unmwilllommen waren, der Beichluß gefaßt, alle Kantone bei ihren 
Pflihten gegen das gemeinfame Vaterland aufzufordern, fomohl ihr 
Bundeskontingent als die Bundesrejerve aller Waffen in reglementarifcher 
Stärfe marjchfertig zu halten und aufs Piket zu ftellen. An alle 
Stände erging ferner die Aufforderung, auch die Landwehr in der vor: 
gefchriebenen Stärfe und nöthigen Ausrüftung in Dienftbereitichaft zu 
ſetzen. Weitere Mafregeln, mie die Abfendung von Inſpektoren, um 
den Zuftand aller Kontingente zu unterfuden und nöthigenfalls felbit 
Truppen aufzubieten, fielen noch dahin. 

Bon der öfterreihijchen Diplomatie kamen inzwifchen friedliche Er: 
färungen: die Truppenaufftellung im Vorarlbergiſchen habe feinen 
offenfiven Zweck gegen die Schmeiz; jie fei nur beftimmt, bei allfälligen 
Bolfsbewegungen in der Nähe der kaiſerlichen Erbftaaten jeder Unorb- 
nung vorzubeugen; die Bemühungen der Mächte feien ſtets auf Auf: 
rechthaltung des Friedens gerichtet; die Schweiz möge ſich deßhalb be— 
ruhigen und ihre Rüjtungen einftellen. Die Eidgenofjenfchaft verblieb 
indeß einftweilen bei ihrer angenommenen Haltıng. Frankreich jah die 
militärischen Vorkehrungen nicht ungern; mit einer wirklichen Interven— 
tion zu Gunften der heiligen Allianz war e8 diefer Macht nicht Ernſt; 
durch ihre zweideutige Politit entzog fie der Schweiz nur die feitere 
Stütze. Almählig verzog fich das diplomatifche Ungemitter wieder, aber 
die lauernde Einmiſchung blieb als Alp auf der Bundesrevifion lajten. 
Einerfeitö wurden die Bedenflichkeiten gegen eine burchgreifende Reform 
vermehrt und andrerfeits der Widerftand gegen jede Neuerung ermuthigt. 
Damit war der Zweck erreicht, der fi in dem diplomatifchen Memo 
randum beftimmt ausgedrüdt fand. in päpftlicher Hirtenbrief (vom 15. 
Auguft 1832) fam um diefe Zeit Hinzu, um.alle liberalen Beftrebungen 
zu verdammen und die Ngitation der Geiftlichfeit wach zu rufen. 


Fruchtlofe Vermittlung in den Basler Wirren. 


Durh die proviforifhe Entziehung der Verwaltung an 46 Ge 
meinden war im Kanton Baſel factiſch eine partielle Trennung einge: 
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treten. Die von der Stadt erwartete zügellofe Anarchie blieb aus, 
nichtsdeftoweniger war durch die Maßregel ein heillofer Zuftand ge: 
Ihaffen. Die abgelösten Gemeinden bildeten kein zufammenhängendes 
Ganzes, fjondern waren nah allen Seiten Hin zerriffen. Nicht nur 
zwifchen Stadt und Land, auch in der Landichaft beitand eine feindliche 
Kluft. Nichts war natürlicher, als daß die abgelößten Gemeinden fich 
zu erweitern und auch die übrige Landſchaft in ihren Kreis zu ziehen 
ſuchten. Bon den bei Bafel gebliebenen Gemeinden waren einzelne zu 
freimilligem Anſchluß bereit, andere ſchwankten; bei diefen wurden alle 
Mittel der Meberredung und mannigfaher Zwang angewandt. Die 
gegenjeitigen Reibungen und Bartheiungen hielten in fortwährender Auf: 
regung und unterwühlten alle Berhältnifie. In Bafel hatte man ſich 
die Hoheit über die abgelösten Gemeinden noch immer vorbehalten und 
die Hoffnung nicht aufgegeben, fie wieder zu unterwerfen. An die Eid— 
genoſſenſchaft wurde noch immer in erfter Linie das Verlangen um un: 
bedingte Handhabung der Verfafjungsgarantie geftellt. Aber vor Allem 
war man darauf bedacht, die gebliebenen Gemeinden in Gehorfam zu 
halten und den Abfall nöthigenfalls mit Gewalt zu verhindern. Zur 
Erreihung dieſes Zweckes ging man die Repräfentanten um Beijtand 
an. Die Repräjentanten wiefen indeß die Zumuthung zurüd, da der 
ganze hervorgerufene Zuftand nicht im Einverftändnig mit der Tag: 
jagung erfolgt fei und jeder Gemeinde freigeftellt bleiben müſſe, ſich für 
den einen oder andern Theil zu erklären. 

Die Regierung von Bajel traf hierauf wieder Anftalten zu eigenen 
militäriichen Maßregeln. Da man die bloße Bürgermiliz nicht für aus— 
reichend hielt, fiel man jest auf den Gedanken, die obern Thäler mit 
feinen Söldnerkorps zu befegen. Bergebens warnten klügere Stimmen 
vor diefem Schritt, der geeignet fei, von Neuem Bürgerkrieg hervorzu: 
rufen. Der Plan wurde fo lange wie möglih geheim gehalten, den 
Repräfentanten auf eine Anfrage täufchende Antwort ertheilt. Erft am 
Tage vor der Ausführung fam das Begehren an diefelben, den Truppen 
auf ihrem Marſch eidgenöfjifches Geleite zu geben. Die Repräfentanten 
wiefen dies auf das Entjchiedenfte zurüd, proteftirten mündlih und 
fhriftlich gegen das Vorhaben und erklärten, dem eidgenöffifchen Oberſt 
Befehl ertheilt zu Haben, einen ſolchen Durchzug von Basler Truppen 
über den Boden getrennter Gemeinden zu verhindern. 

Unterdeß waren bereits alle Vorkehrungen getroffen, um ein Korps 
auf anderem Wege nah Gelterfinden zu bringen. In der Nacht 
vom 5. April 1832 marfchirten 166 Mann, unbewaffnet, angeführt von 
Oberftl. Burdhardt und begleitet von Regierungsfommifjär Geigy, in 
kleineren Abtheilungen und in aller Stille über badifchen und aargauifchen 
Boden an Rheinfelden vorüber nah Anwyl. Hier traf die Mannjhaft 
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die Waffen, die wohlverpadt und an der badischen Grenzftätte ala „80 Zent- 
ner Eiſenwaaren“ verzollt hinübergefhmuggelt worden waren. Mittler: 
weile Tief die Kunde von dem Vorhaben raſch durch die Landihaft und 
rief hier den Äußerften Alarm hervor. Man fah in diefer Waffnung 
feine einfahe Maßregel zur Vertheidigung, fondern befürchtete neuen 
Meberfall. Die Aufregung wurde vermehrt dur Abfaffung eines mit 
Waffen und Munition beladenen Wagens bei Weich, der gleichfalls mit 
falfchen Fuhrbriefen nad Reigoldswyl beftimmt war. In den getrenn: 
ten Gemeinden ertönten die Sturmgloden, das Volk Tief zu den Waffen. 
Bereits auf dem Wege von Anwyl nad Gelterfinden wurde die Söld— 
nertruppe mit Schüflen empfangen und von Ort zu Ort beunrußigt. 
An Gelterfinden drohte blutiger Zufammenftoß. Den Repräfentanten 
lag es ob, dazwilchenzutreten und auf der einen Seite das ftäbtifche 
Korps mit aller Entfchlofjenheit zurüdzumeifen und auf der andern Seite 
den heranrüdenden Landiturm abzuwehren. Standen auch nur ein paar 
Kompagnieen eidgenöffiiher Truppen unter Oberft Donats zur Ver: 
fügung, fo konnte energijcher Wille doch das eidgenöffifche Anfehen be— 
haupten, jedenfalls die militärifche Ehre wahren. Aber die beiden Re: 
präfentanten (Dr. Merk und Gefar de la Harpe) waren der ſchwierigen 
Aufgabe nicht gewachſen und geriethen in die peinlichfte Verlegenheit. 
In aller Eile wurde eine eidgenöffiihe Kompagnie nah Gelterfinden 
geworfen, aber ohne den Befehl, Gewalt mit Gewalt zurüdzutreiben. 
Ungehindert fonnten die Baslertruppen in den Ort einrüden. Als die 
Nepräfentanten ſelbſt erjchienen, machten fie vergebliche Vorftellungen, 
um den Wiederabzug zu bewirken. Unmillig verließen fie Gelterfinden, 
während eine zweite eidgenöffifche Kompagnie einrüdte. Unterdei mälzte 
fi der bewaffnete Landfturm heran, 12—1500 Mann ſtark. Die Re: 
präfentanten eilten noch einmal nach Gelterfinden und forderten vom 
Regierungsfommifjär Geigy die Entfernung der Garnifonstruppen. Als 
diefer auf feine Anftruftionen mies und erflärte, daß die Truppen, koſte 
es, was es wolle, fih halten und vertheidigen würden, räumten die 
Repräfentanten mit den beiden eidgenöffifhen Kompagnien das Feld; 
auf eigene Sicherheit bedacht; zu ſchwach, wie fie meinten, um zwiſchen 
beide Partheien zu treten, auch weder verpflichtet noch befugt, in den 
Reihen der Einen oder der Andern zu fechten. Es entjpann fich jeßt 
ein nächtlihes Gefecht, das von 7 Uhr Abends bis 9 Uhr Morgens 
dauerte. Die Garnifonstruppen, von Mannfhaft aus Gelterfinden un: 
terftüßt, vertheidigten fich ftandhaft. An der Nacht gingen drei Häufer, 
darunter eine Seidenfabrif, in Flammen auf. Am Morgen famen die 
Repräfentanten noch einmal, in Begleit von Stephan Gutzwiller, um 
eine Kapitulation zu bewirken. Die Unterhandlungen fcheiterten an der 
Forderung der Landihäftler, daß die Baslertruppen fih ohne Waffen 
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zurüdziehen follten. Der Kampf begann von Neuem; der Landfturm 
drang von den Anhöhen vor und ſchloß den Drt immer enger ein. 
Da beſchwor aud ein Theil des Gemeinderath3 die Basler Führer, bie 
Gräuel eines Gefechtes im Dorfe felbft zu verhüten. Die Stellung der 
Garnifonstruppen wurde unhaltbar; um 14 Uhr (7 April) zogen fie 
ab und fehrten durch das Fridihal und über Sädingen nah Baſel zu: 
rüd, Die Waffen wurden auf badifchem Gebiet von der dortigen Be: 
hörde abgenommen und fpäter — nicht ohne ſcharfe Beſchwerde bei der 
Eidgenoſſenſchaft über die Gebietönerlegung — nah Baſel verabfolgt. 
Das verlafjene Gelterfinden hatte von der Wuth des erbitterten Land: 
ſturms ſchwer zu leiden. Drei Perfonen wurden beim Einzug erfchoffen, 
einige Häufer angezündet, fonjtige Zerftörungen angerichtet und Manches 
geraubt. Der Kampf felbjt war mehr hartnädig als blutig geweſen; 
die Garnijonstruppe verlor 34 Mann an PVerwundeten und Ge: 
fangenen; der Landjturm hatte 4 Todte und 10 Verwundete. Aber der 
Bürgerkrieg ſchien noch nicht zu Ende zu fein; dur die ganze Land: 
ihaft dauerte der Lärm fort; neuer Zufammenftoß drohte mit dem Rei: 
goldsmwylertHal; im untern Gebiet rüftete man ſich gegen einen Weber: 
fal von Bajel. Die Repräfentanten irrten rathlos hin und ber, ver: 
ließen den Kanton mit den eidgenöfjiihen Truppen, aber kehrten Tags 
darauf von Rheinfelden zurüd und konnten endlich wirkſam interveniren, 
als neu aufgebotener eidgenöffifcher Succurd aus Solothurn und War: 
gau heranfam und dem in den Staub gejunfenen eidgenöflifchen An— 
jehen wieder Nachdruck verlieh. 

Dur die Eidgenofjenihaft ging ein Schrei der Entrüftung über 
den neu angefachten Bürgerkrieg. Schwer war es zu fagen, wer die 
größere Schuld trug, die Hartnädigkeit und Rüdjihtslofigkeit der Bas— 
ler Politik oder die Ohnmacht der Tagſatzung, die Alles in der Schwebe 
ließ. - Das Verbot der Waffnung war in den Wind gefchlagen, die 
Dazwiſchenkunft der Repräfentanten mißachtet, auf das eidgenöffifche 
Militär Spott und Hohn geladen. Die unfeligen Folgen der Zer: - 
veigung des Kantons lagen klar am Tage. Der unglüdlide Ausgang 
der Erpedition bejtimmte jedoch Bafel nicht zum Einlenken. Der zähe 
Widerftand murde weiter auf die Spike getrieben. Die Oppofition, 
die ji in den Behörden regte und auf verföhnliches Entgegenfommen 
drang, fand Fein Gehör. Die Negierung fam der Weifung der Re— 
präjenianten, die Bewaffnungen einzujtellen, nicht nad, und weigerte 
fich auch, erdgenöffische Truppen in die Stadt einzulafien. Die Reprä— 
jentanten (Cäſar de la Harpe war der Mifjion überdrüffig geworden, ihn 
erjegte der energijchere Dr. Karl Schnell von Bern) wollten durchgreifen 
und erließen eine Verordnung auf Entfernung aller Basler Beamten, 
welche in den gebliebenen Gemeinden bemüht waren, die Bürger jchlag- 
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* fertig zu machen und beftändigen Kriegszuſtand zu unterhalten. Die 
Regierung von Bafel proteftirte dagegen und der Vorort fuspendirte 
die Verordnung. Wiederholt verlangten die Nepräfentanten ihre Ent: 
laflung; fie durften nicht gehen, aber Fonnten aud nichts ausrichten. 
An Bafel wurde die bejtimmte Forderung geftellt, eidgenöffifhe Truppen 
aufzunehmen, da die Occupation nicht allein die Landichaft treffen dürfe. 
Bafel lehnte ſich indeß auf das Förmlichſte dagegen auf und traf alle 
Anftalten, die eidgenöffifche Beſatzung mit Gewalt abzutreiben. Eine 
eigene Militärfommiffion erhielt die Vollmacht, alle zu Gebote ftehenden 
Mittel zur VBertheidigung der Stadt anzumenden. Dies erbitterte das 
eidgenöffiihe Militär, das einzig der Landichaft zur Laft fallen mußte 
und auf den Wällen der Stadt die Kanonen gegen fich gerichtet ſah. 
Der Vorort nahm den Troß ruhig Hin. Erſt eine außerordentliche 
Tagſatzung, die Bafel felbit verlangte und der Vorort zulegt zuſammen— 
berief, follte Weiteres enticheiden. 

Unterdeß fuhren die abgelösten Gemeinden der Landſchaft fort, ihre 
Conftituirung zu vollenden. Am 3. April 1832 verfammelte fich der 
Berfafjungsrath und am 27. April war die Verfafjung berathen. Sie 
bot den Volksrechten möglichſte Garantien; nach dem Beifpiel von 
St. Gallen enthielt fie das Veto, jedoch in der Weife beichränft, daß 
zur Verwerfung eines Geſetzes wenigſtens zwei Drittheile des ſouve— 
ränen Volks, auch Angabe der Gründe gefordert wurden. Mit 3973 
gegen 155 Stimmen nahm das Volk die Verfaſſung an. Am 10. Mai 
ſollte ſie feierlich beſchworen werden, aber auf Weiſung des Vororts 
mußten die Repräſentanten Verwahrung dagegen einlegen, da die defi— 
nitive Gonjtituirung den Beichlüffen der Tagſatzung vorgriff. init: 
weilen unterblieb deßhalb die Eideslciftung. Aber die ganze Hoheit 
über die abgelösten Gemeinden war bereit3 jo weit hergeitellt, daß alle 
Mitglieder, die no im Gr. Rath zu Baſel jaken, auf erlajjene Straf: 
androhungen fich zurüdgezogen Hatten. 

Am 9. Mai 1832 verfammelte jich die außerordentliche Tagſatzung, 
von der man endliche Löſung der Wirren erwartete. Dreimal war die 
Bundesbehörde jchon unverrichteter Dinge in der Basler Sache ausein- 
ander gegangen, der Kuoten nur um jo feiter geſchürzt. Die unbeil: 
volle Entzicehung der Verwaltung, der daraus erfolgte neue Bürgerkrieg, 
die fürmliche Auflehnung Bafels gegen eidgenöffiiche Gebote, hatten die 
Stimmung bei mehreren Ständen, die bisher noch der Stadt gewogen 
waren, geändert und das Bedürfniß einer durchgreifenden Mafregel 
näher gebracht, aber von einem feiten Princip, einem übereinjtimmenden 
energiihen Willen Eonnte in der umvoltsthümlichen Behörde auch jebt 
nicht die Rede fein. Zwar fand fich diesmal eine Mehrheit zufammen, 
aber der Beſchluß war nur eine Halbheit, die weiter in die Richtung 


— 11 — 


der Trennung trieb, welche man im Grunde vermeiden wollte. Zunächſt 
ging der Entſcheid auf nichts Anderes ala auf Erhaltung des Land: 
friedens und den Verſuch einer Vermittlung. 

Zur Erhaltung des Landfriedens wurden die abgetrennten Gemein: 
den unter eidgenöffifhen Schu und Oberverwaltung geftellt. Drei 
Kommifjäre jollten diefe Oberverwaltung leiten, eidgenöffifhe Truppen 
ihnen für den Nothfall zur Verfügung jtehen, die bisherige Beſetzung 
des Kantons einftweilen aufhören. An der Spike der Kommiljäre er: 
ſchien wieder der durch feine Partheinahme für die Stadt auf der Land» 
ſchaft verhaßt gewordene Tſcharner. Gleichet Richtung war der zweite 
Kommiflär, Landammann Zgraggen von Uri. Der freier gefinnte Land— 
ammann Nagler von Appenzell U. Rh. lehnte deßhalb die Wahl ab, 
worauf Fiscal 008 von Scaffhaufen zum dritten Kommifjär er: 
nannt wurde. Durch diefe Zufammenfeßung nahm die Oberverwaltung 
den Charakter einer mikgünftigen Bevormundung an, gegen welche die 
belvetifche Gefellihaft eine Adreſſe an die Tagfakung erließ. In den 
abgelösten Gemeinden fühlte man ji von der Eidgenofienihaft zurüds - 
geſtoßen; die Gährung wuchs wieder; erft durch die Drohung einer 
neuen Occupation fügte man fi der Anordnung des Landfriedens, je: 
doch nicht ohne Proteftation gegen alle Eingriffe in die Befugnifje der 
verfafjungsmäßigen Behörden. Den „Vögten” wurde das Leben bald 
fauer genug gemadt. Um den Reibungen in ben zweifelhaften Ge- 
meinden zu begegnen, wollten die Kommifjäre mit Gewalt dareinfahren 
und verlangten ſpecielle Vollmacht zu einem Xruppenaufgebot, aber die 
Tagſatzung weigerte fich, diefe zu geben; der militärifhe Drud unter: 
blieb und aud die Dberverwaltung wurde auf die Zeit der Vermittlung 
beſchränkt. Tſcharner hielt ſich dadurd in feiner Thätigkeit gelähmt 
und gab feine Entlafjung. Landammann Nagler trat jegt an feine 
Stelle. 

An Betreff der Vermittlung ordnete die Tagſatzung eine Deputation 
ab, die fih in Zofingen verfammeln und zum Zwecke ber Wieder: 
vereinigung, nah Ginvernehmung beibfeitiger Ausſchüſſe, einen gütlichen 
Vergleih entwerfen follte. Als Mitglieder diefer Deputation wurden 
gewählt: Hirzel von Zürih, Baumgartner von St. Gallen, Rigaud 
von Genf, Schaller von Freiburg und Nicole von Waadt — in ihrer 
Mehrheit Männer der Regeneration, die indeß Bafel keinen Grund zum 
Mißtrauen gaben, wenn dieſes irgend entgegenfommen wollte. Am 6. 
Juni 1832 trat die Deputation in Zofingen zufammen. Bon der Landſchaft 
ftellten fich fofort fünf Ausgefchofjene ein. Der greife Eglin von Dr: 
malingen brachte den Freiheitsbrief von 1798 mit, dieſes Palladium der 
Landichaft, welches zeigen follte, wie leßtere ſich eben fomohl auf ein 
urfundliches als natürliches Recht ftüge. Die Ausgeſchoſſenen jtellten 
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fih im Sinne diefes Freiheitsbriefes auf den Boden der vollftändigen 
Rechtögleichheit und verlangten einen Verfaſſungsrath mit Vertretung 
nah der Kopfzahl, DVertheilung des Kriegsmateriald, Auflöfung der 
Garnifonstruppe, Aufhebung des Zunftzwangs. Daneben gingen noch 
eine Reihe von Entihädigungsforderungen. Die Saiten waren hoch ge— 
jpannt, doch konnten die Vermittler hoffen, fie herabzuftimmen. In 
Bafel blieb man dagegen von vorneherein bei der jyftematifchen Unnach— 
giebigfeit. Die ganze Vermittlung wurde zurüdgemiefen und die Kon: 
- ferenz gar nicht bejhidt. „Den hauptfählichften Anftop nahm man an 
der Abftimmung über den DVergleichgentwurf, der nicht, wie die Stadt 
e3 dem Revifionsartifel gemäß verlangte, gefondert zu Stadt und Laub, 
fondern fo ftattfinden follte, daß die Mehrheit jedes Theils, nämlich der 
Stadt mit den getreuen Gemeinden einerſeits und der abgelösten Ge— 
meinden andrerjeitS, über Annahme oder Verwerfung zu enticheiden ge— 
habt hätte. 

Nahdem die DVermittlungsdeputation drei Tage in Zofingen ge: 
gefeflen, mußte fie unverrichteter Dinge von der Tagſatzung zurüdges 
rufen werden. Don Neuem befand ſich die Bundesbehörde in rathlofem 
Zuftande. Der Vermittlung hatte weder ein fejter Gedanke, noch ein 
wirklicher Ernjt zu Grunde gelegen. Die Stimmung richtete ſich mit 
zunehmender Bitterfeit gegen Baſel, das alle Berföhnung zurüditiek, 
aber zu einem beftimmten Borgehen fehlte e8 an Einigkeit” und nt: 
ſchiedenheit. Nur ſechs Stände erklärten jich für eine kräftige Dazwiſchen— 
funft zum Behuf der Reconftituirung auf Grundlage der Rechtögleich- 
beit. Am Ende warf ſich eine Mehrheit von Ständen prinzipiell der 
Trennung in die Arme, obgleih man diejelbe als ein Unglüdf anfah. 
ALS es fich aber um Form und Umfang der Trennung handelte, gingen 
die Meinungen wieder auseinander und es blieb nichts übrig, als neuen 
Anftruftionen für die nächſte Tagſatzung zu rufen. Die Behörde konnte 
es nur noch zu allerhand Miffallensbezeugungen in Bezug auf die letz— 
ten Ereigniffe im Stanton Bajel bringen. Aud die von der Stadt 
verweigerte Aufnahme eidgenöffifcher Truppen wurde mit einer einfachen 
Rüge abgethan. 

Bei der fortwährenden Verſchleppung eines endlichen Entſcheids 
mußte die Trennung factifch immer fefteren Boden gewinnen. In den 
abgelösten Gemeinden war bereits Ende Mai ein Landrath gewählt 
und eine neue Regierung von fünf Mitgliedern (Stephan Gutmiller, 
Anton v. Blarer, H. Plattner, J. Eglin und J. Meyer von Itingen) 
eingefeßt. In Lieftal erfchien das erfte Organ unter dem Titel: „Der 
unerfchrodene Rauracher“. Mit dem Scheitern der Vermittlung hörte 
die Oberverwaltung auf und die Kommifjäre hatten nur noch für Auf: 
vechthaltung des Friedens zu forgen. Letzteres war am ſchwierigſten in 
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den zweifelhaften Gemeinden, die der fortwährende QTummelplab ber 
gegenfeitigen Leidenſchaften blieben und die zulegt unter eidgenöffiiche 
Oberverwaltung genommen werben mußten. 

ALS fich die ordentlihe Tagſatzung im Juli 1832 wieder mit ber 
Frage zu befchäftigen hatte, kam nocd einmal ein Vermittlungsverſuch 
aufs Tapet; die Trennung war grundfäßlich beſchloſſen, aber alljeitig 
Ihrad man vor derfelben zurüd. So wurde eine Kommilfion von 7 
Mitgliedern niedergefett, die beftimmte Vorſchläge zur Wiebervereinigung 
zu entwerfen hatte. In diefer Kommiffion fühlte man die Nachtheile 
der Trennung aufs Lebhaftefte und fuchte diefelbe irgendwie zu vermeis 
den. Die Vorfchläge gingen auf eine Reconftituirung des ganzen Kan— 
tons mit billigerem Repräfentationsverhältniffe. Im Gr. Rath follte 
die Vertretung der Landſchaft um 34 Mitglieder vermehrt werden, der 
Revilionsartifel dahinfallen, jedoch die bisherige DVerfaflung für 6 
Jahre in Kraft bleiben, bei zufünftigen Verfaſſungsänderungen die ab: 
folute Mehrheit der geſammten ftimmfähigen Bürgerichaft, ohne Unter: 
fchied von Stadt und Land, entfcheiden, alle gegenwärtigen Behörden 
erneuert, endlih Amneftie erlajien werden. Ein Jahr früher hätte die— 
fer Vorſchlag mit einigem Nachdruck durchgefegt werden fünnen. Jetzt 
war der Riß zu weit und die Ohnmacht der Bundesbehörde zu offens 
bar. Das Gutachten der Kommifjion mochte das Unheil der Trennung 
in noch fo fcharfen Zügen darftellen, — bei der Verhandlung am 16. 
Auguft fand fi Feine Mehrheit von Ständen zum Eintreten in bie 
Vorſchläge. 

Unterdeß war in der Landſchaft bereits am 12. Auguſt, trotz allen 
Einſprachen der Kommiſſäre, die Verfaſſung förmlich beſchworen worden. 
Durch die Ereigniſſe Schritt für Schritt nach einem Ziele getrieben, 
vor dem ſich faſt alle Geſandtſchaften geſcheut hatten, müde des lang— 
wierigen Haders, der irgend einen Ausgang haben mußte, entſchloß ſich 
die Tagſatzung endlih am 14. September 1832 zur förmlichen Aner: 
fennung der Trennung. Nur der Eidgenoſſenſchaft gegenüber follte 
der Kanton noch einen einzigen Körper bilden, zwiſchen den beiden 
Landestheilen eine billige Ausfheidung des Staatseigenthums ftattfinden, 
in den zweifelhaften Gemeinden über Trennung oder Bleiben neu ab: 
geftimmt werden, im Uebrigen Wiedervereinigung vorbehalten fein. 
An der Tagſatzung ſelbſt gab es Verwahrungen und Gegenver: 
mwahrungen; die Urfantone mit Wallis und Neuenburg erflärten den 
Beſchluß ala eine Bundesverlegung, ja ald unvereinbar mit der Ge: 
währleiftungsurfunde des Wiener Kongrefjes; diefen Behauptungen trat 
man von Seite der Mehrheit mit ſcharfen Repliten entgegen. 

An Bafel weigerte man fih, dem Beſchluß Folge zu leiften und 
erließ eine feierliche Proteftation, Vergebens warnten jelbjt die Geſand— 
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ten Baſels an der Tagfakung vor rüdfichtslofem Widerſtand. Die 
Mehrheit des Gr. Rathes wollte die früher eingeleitete partielle Tren- 
nung fich jest nicht confolidiren lafjen, immer noch in der Hoffnung, 
wieder Herr über die ganze Landihaft zu werden. „An dem Mider: 
ftande gegen die Tagfagung war man in Bafel fchon fo abgehärtet, 
daß e3 auf ein Mehr oder Weniger nicht mehr anzufommen ſchien.“*) 
Bon Seite der Landſchaft nahm man dasjenige an, was geboten wurde, 
und verwahrte im Uebrigen die weiteren Anſprüche. Die Tagſatzung 
beharrte bei ihren Bejchlüffen und die Abjtimmung in den zweifelhaften 
Gemeinden wurde vorgenommen. Don den betreffenden 12 Gemeinden 
fielen in Folge derfelben 8 zur Landfhaft und 4 zur Stadt. Zur 
Aufrechthaltung des Landfriedens blieben noch immer Kommiſſäre, jedoch 
in fortwährendem Wechſel. 

So hatte die Eidgenoſſenſchaft den bitteren Schritt der Trennung 
gethan; für die nächte Tagfagung follte jeder Kantonstheil feinen be— 
jondern Vertreter ſchicken. Dagegen ließ bereits Neuenburg die Drohung 
hören, — daß die fünf proteftirenden Stände nicht neben Bafelland fiten 
würden. 


Srlaherhof-Verfhwörung in Bern. 


Um die Zeit, als in Deutfchland die Reaction ihr Haupt wieder 
erhob, am Bundestag die DOrdonnanzen gegen die Fonjtitutionelle Frei: 
beit gejchleudert wurden, im füdlichen Frankreich eine farliftifche Er: 
bebung im Werke war, contrerevolutionäre Pläne durch ganz Europa 
gingen, die Diplomatie Miene machte, in der Schweiz zu interveniren, 
öfterreichifche Truppen fih im Borarlbergifchen ſammelten — bercitete 
fih in Bern eine Verſchwörung zum gemwaltfamen Umfturz der neuen 
Drdnung der Dinge vor, deren glüdliche Entdeckung am Ende Auguft 
1832 die ganze Eidgenofjenfhaft mit Weberrafhung erfüllte. 

Wir fahen bereit, wie die gefallene Ariftofratie nirgends fo feind- 
(ich gefinnt blieb, wie in Bern. Bon vorneherein wurden durch Dienft: 
entziehungen, Eidvermeigerungen und DVerlegenheiten aller Art die Hebel 
angelegt, um den Boden der neuen Berfafjung zu unterwühlen. Das 
Patriziat nahm an Zuverficht zu, als ſich die in ihren Erwartungen 
getäufchte Stadtbürgerſchaft von Bern in gleihem Groll zu ihm gefellte. 
Der Gr. Rath befhlok die Erneuerung der Gemeindsbehörden: dagegen 
proteftirte der Stadtrath und fette eine Siebenerfommiffion nieder, bie 


*, So bemerft Heusler Geſchichte der Trennung), der im Mebrigen bie 
hartnädige Widerſtandspolitik durchweg befchönigt. 
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zum Mittelpunft aller Umtriebe werben follte. Allmählig wurde es 
immer rühriger im ariftofratifchen Lager. Achtzehn eidgenöffifhe Stabs— 
nffiziere verweigerten aud den neu vorgefchriebenen eidgenöffifhen Mili— 
täreid, ‚der zur Treue und Ergebenheit gegen den Bund wie gegen bie 
rechtmäßige Verfaffung des heimathlichen Kantons verpflichtetete. Das 
patriziihe Organ, die von Dr. Albrecht redigirte „Allgemeine Schweizer: 
zeitung”, nahm einen Ton an, der auf offene Empörung hindeutete. Um 
dem Treiben zu begegnen, maffnete fich die Regierung in aller Eile 
mit einem zweijchneidigen Hochverrathägefet. Die reaftionären Rüftun- 
gen ließen fich dadurch nicht abfchreden. Dunkle Gerüchte von einem 
Handftreich liefen durch Stadt und Land. Die Regierung verboppelte 
ihre TIhätigfeit, um den Fäden auf die Spur zu kommen. Als endlich 
auf einem Wochenmarfte (28. Auguſt) förmliche Werbungen vor fi) 
gingen und die Zeichen eines Umfturzplanes immer fidhtbarer zu Tage 
traten, nahm fie Verhaftungen vor und traf alle weiteren Sicherheitd- 
maßregeln. In die Hauptftadt wurden raſch Freiwillige aus ben be: 
nadhbarten Gemeinden gerufen, nad Burgdorf und Thun Truppen mit 
grobem Geſchütz gefchicdt, für den ganzen Kanton außerordentliche Trup⸗ 
penfommandanten ernannt, hohe Belohnungen für zuverläffige Anzeigen 
ausgefchrieben , verbächtige Fremdlinge aus der Stadt gemwiefen, endlich 
den Mitftänden vom Siebenerkonkordat nebft Freiburg und Waadt, 
Kenntniß von der Entdeckung einer Verſchwörung gegeben und zu ges 
treuem Aufſehen gemahnt. 


Jetzt erhielten die Behörden auch Kunde von einem Waffen: und 
Munitionsvorrath im Erlacherhof, wo die Stadtverwaltung ihren Sit 
hatte. Am 31. Auguft, Abends halb 7 Uhr, wurde der Erlacherhof 
durchſucht. Hier fand man in einer Kammer, zu welcher der Schlüfjel 
fehlte, in 44 tannenen Kitchen wohl verpadt, mit falfchen Ueberſchriften 
(decorations pour le grand salon, boudoir, chambre de Madame 
etc.) .an 22,000 Patronen mit Kugeln. Darauf fohritt die Regierung 
auch zur Verhaftung. der Siebenerlommiffion. An diefer befanden fi 
Männer, die einft in den höchften Würden geftanden hatten, ftolge Pa: 
trizier und früher balbliberale Stadtbürger: Altſchultheiß Fiſcher, Alt: 
ſeckelmeiſter Jenner, Altrathsherr v. Dießbach, Spitalvermwalter König, 
Oberſtl. Hahn, L. Tſcharner und Dr. Lutz. Der Erlacherhof mußte als 
Gefängniß dienen. Zugleich wurden weitere Verhaftungen von Patti: 
ziern vorgenommen und endlich — da das Dekret über Erneuerung der 
Gemeindsbehörden noch keine Vollziehung gefunden hatte — auch die bis— 
herige Stadtverwaltung aufgelöst und bie Stabtpolizei aufgehoben. Mit 
diefen Mafregeln war bie ganze Verfchmörung niedergefchlagen ; die Be: 
völferung, die mit Schredbildern von Mord, Brand und Plünderung 
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erfüllt war, Konnte fich beruhigen; die Tage des Stedlifrieges follten 
nicht wieberfehren. 

Es folgte ein langwieriger Staatsprozeß. Bei den erften Unter: 
fuhungen und DVerhaftungen benahm man fich mit wenig Geſchick. Die 
thätigften Werkzeuge hatten entjchlüpfen können. Bei der verjuchten 
Berhaftung eines der Häupter ließ fich die Polizei jchreden. Die Ge— 
fangenen waren meiſt untergeordnete Agenten. Den Mitgliedern der 
Siebenerfommiffion war vor Verhaftung erft Hausarreft auferlegt, der 
ihnen Zeit ließ, ihre Papiere in Sicherheit zu bringen. Die Unter: 
fuhung ergab deßhalb nicht alles gewünſchte Licht. Ein Umfturzplan 
war ohne Zweifel der Ausführung nahe. Werbungen und Aufmwiegelun: 
gen zu dem Zwecke hatten an verfchiedenen Drten ftatt gefunden. Es 
beftand ein ſchwarzer Bund (die Anhänger der alten Ordnung wurden 
jetzt „Schwarze“ genannt, im Gegenſatz zu den „Weißen“ oder Freun— 
den der neuen Ordnung), der feine geheimen Erfennungszeichen und 
Lofungsmworte Hatte. Mit dem größten Eifer confpirirten und warben 
ein Hauptmann v. Lentulus, fpäter Offizier in päpftlichen Dienften; 
Werdt von Toffen, Gutäbefiger im Amt Seftigen, und Major Fifcher von 
Eichberg, letzterer ergrimmt über die Aufhebung des einträglichen Poſtver— 
trag3 mit feiner Familie. Alle drei konnten fich durch die Flucht entziehen. 
Ein Farliftifcher Agent, Ritter v. Horrer, früher Sekretär bei der franz. Ge: 
ſandtſchaft, der jih im Kanton herumgetrieben, war bereit3 vor Entdedung 
der Verſchwörung ausgewieſen. Für die geheime Anfhaffung von Munition 
und Waffen hatte der Stadtrath 25,000 Fr. bewilligt. Die Siebener: 
fommiffion gab als Borwand an, daß es ſich blos um die Errichtung 
einer neuen Bürgergarde zum Schu von Perfonen und Eigenthum ge: 
handelt habe. Die Munition fam aus den Händen‘ de3 Neuenburger 
Zeughausdireftorß; die auch von dort erwarteten Waffen wurden noch 
am 24. Auguft abbeftellt. Auch gegen ‚den öfterreichifchen Gefandten, 
Graf von Bombelles, wurde der Verdacht laut, daß er in das Complott 
eingeweiht gewefen fei und die Verſchwörer ermuthigt habe, wovon fich 
derſelbe eifrigft zu reinigen ſuchte. Schritte, die der Vorort that, um 
feine Abberufung zu veranlafien, riefen nur eine unmillige Verbalnote 
von Wien hervor. 

Tiefer gelang es nicht, in den ganzen Gang der Verſchwörung ein: 
zudringen; namentlich nicht fefter herauszuftellen, wie meit ſich die Com: 
plicität der verfchiedenen Klaffen der Angeſchuldigten erftredte; ob die 
Siebenerlommiffion wirklich die ganze Verſchwörung leitete und endlich 
welche Verzweigungen das Komplott in andern Kantonen hatte. Statt 
fih mit dem Refultat im Allgemeinen zu begnügen und die Prozedur 
möglichft rafch zu Ende zu führen, wurde die Unterfuchung zu einer 
verwidelten und endlofen Inquifition ausgefponnen; die Adminiftrativ: 
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gewalt griff ungebührlich ein, verleste die Garantien ber Verfaffung 
und veranlaßte nicht zu vechtfertigende Härten. Die neue Ordnung ber 
Ding: war einer drohenden Gefahr glüdlih entgangen; die Behörde 
hatte den Umfturzplan durch energiſches Einfchreiten rechtzeitig im Keime 
eritidt; das Patriziat fammt der Burgerfchaft der Stadt lag gebrochen 
darnieder; die Reformparthei in der ganzen Schweiz konnte ſich be: 
ruhigen; aber die Verfolgung nach der Entdeckung ging in die Uebungen 
der alten ariftofratifchen Willführ zurüd. Vor der öffentlihen Meinung 
gewann dadurch das liberale Syftem nicht. 


Der Bundesentwurf. 


Am 17. Auli 1832 Hatte die Tagſatzung die Bundesrevifion be— 
fhloffen und eine Kommiffion von 15 Mitgliedern niedergeſetzt um einen 
Entwurf auszuarbeiten. Am 29. Dftober verfammelte ſich diefe Kom: 
miffion in Luzern unter dem Vorſitz von Schultheiß Eduard Pfyffer. 
Die Aufgabe, die fie zu löfen hatte, war eine ſchwierige. In der Tag: 
ſatzung überwog noch das Beftreben, die Kantonalfouveränität möglichſt 
zu fchonen, und doch follte der Bund reformirt werden, zwei Dinge, 
die fih faum mit einander vereinen liegen. Die Kommilfion befak aus: 
gezeichnete Kräfte in ihrer Mitte, mit allem Eifer machte fie ſich an's 
Werk, aber ein fefter Grundgedanke herrfchte nicht vor. Selbſt die Ver: 
treter der regenerirten Kantone, die ſich dur das Siebenerkonkordat 
enger aneinander jchloffen, gingen auf diefem Boden nicht ganz einig. 
Die wirkliche Neformparthei, die einer bundesſtaatlichen Anficht huldigte, 
fonnte nur auf etwa fünf Stimmen in der Kommiffion zählen. Diefen 
ftanden ungefähr eben fo viele Stimmen entgegen, die den Bundesver: 
trag von 1815 im Weſen nicht verlaffen wollten. Dazwiſchen fchob 
fi ein Auftemilieu, das zwar in materieller und adminiftrativer Be: 
ziehung zu ziemlich weit gehenden Veränderungen bereit war, aber an 
der politifhen Grundlage des alten Föderalismus feithalten zu müſſen 
glaubte. Nur durch gegenfeitiges Abringen und Abmarkten Fonnte etwas 
zu Stande gebracht werden. 

Den Schmerpunft der Revifion mußte nothmwendig die Trage 
der Repräfentation im Bunde bilden. Sollten die Glieder der Eidge: 
noſſenſchaft wie bisher gleichberechtigt neben einanander ftehen, die Lei: 
nern Kantone eben fo viel gelten als die größern und auf diefe Meife der 
Bevölkerung nach die Kleine Minderheit über die große Mehrheit fortherr- 
ſchen? Oder follte das Princip der Regeneration auch auf den Bund 
übertragen und ein gerechteres Verhältnik angenommen werden ? Soll: 
ten nur bie Kantone ihre Abgeordneten zu der oberften Bunbesbehörde 
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ſchicken oder auch das Schmweizervolf feine unmittelbare Vertretung fins 
den? Don der Löfung diefer Frage hing die größere Nationaleinheit 
ab. In der Kommiſſion Fämpften die entjchiedeneren Reformfreunde 
vergebend gegen die Vertheidiger des gleichen Stimmredts der Kantone. 
Für eine wirkliche Nationalvertretung durften fie nicht einmal wagen in 
die Schranken zu treten. Alles, was fie begehrten, war eine vermehrte 
Repräfentation der größeren Kantone, aber auch diefe fand bei dem Juſte— 
milieu Feine Gnade. An dem Grundprincip des Staatenbundes follte 
nicht gerüttelt werden, indem die Eidgenoffenfchafl nur mit der Gleich 
berechtigung der Kantone beftehen könne. ine Ausgleihung der An: 
fihten war um jo jchwieriger, al3 der Berner Vertreter (v. Tavel) die 
Alternative des alten Föderalismus oder eines Einheitsfyftems ftellte und 
fein Mittelding mit halben Vorrechten zulafjen wollte. Am Ende wurde 
der Vorfchlag auf etwelche Berüdfihtigung der Volkszahl bei der Re: 
präfentation der Kantone mit 9 Stimmen (v. Tavel, Munzinger, Mon: 
nard, Roſſi, Heer, Schaller, v. Meyenburg, v. Planta, v. Chambrier) 
gegen 5 Stimmen (Hirzel, Baumgartner, Sidler, Tanner, Möritofer) 
abgemwiejen. Somit follte die alte Tagfagung bleiben mit gleicher Ver: 
tretung der 22 Souveränitäten. Nur das Inſtruktionsweſen juchte man 
etwas zu reformiren. Aber zu einem rechten Echritt wollte auch bier 
das Yuftemilien nicht Hand bieten. Man fiel auf den Mittelweg, den 
Abgeordneten eine doppelte Rolle zuzutheilen, wonach fie bald mit ge— 
bundenen Händen — mit Inftruftionen — bald frei nah Gemijjen und 
Ueberzeugung — ohne Anftruftionen — ftimmen follten. 

So weit fam man im Wefen nicht über da3 Alte hinaus. Kräf— 
tiger waren die Entfhlüffe in anderen Richtungen. In der Kommiffion 
ſchlug die Sterbeglode der Vororte. inhellig war man für Aufftellung 
eines Bundesrath3, der aus fünf Mitgliedern beftehen follte, mit einem 
Landammann an der Spite, deifen Wahl den Ständen zufallen follte, 
während die Ernennung der vier andern Mitglieder der Tagſatzung 
überlafjen wurde. Als Bundesfig wurde Luzern auderfehen. Für bie 
Bundesrechtöpflege einigte man fich über die Einfeßung eines Bundes- 
gerichts. Ganz entſchieden war die Kommiffion in Bezug auf freie 
Niederlaffung und freie Gewerbetreibung im ganzen Umfang der Schweiz. 
Auch dem freien Verkehr und der Aufhebung der inmeren Zölle fuchte 
fie möglihft Bahn zu bredien. Poſtweſen, Münzweſen, Maß und Ge: 
wicht follten zentralifirt, im Militärweſen die Wirkfamfeit des Bundes 
erweitert werden. Dagegen fand die Gründung einer eidgenöſſiſchen 
Hochſchule keinen Hinreichenden Anflang*). Der Tagſatzung wurde nur 


*) Zur Erzielung einer gemeinfamen Hochſchule waren Schritte auf dem 
Wege des Konkordats geichehen. Auf Anregung von Waadt traten während ber 
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die Befugniß ertheilt, Unternehmungen der Gemeinnüßigkfeit, der Wiſſen⸗ 
haft und Kunit, deren Ausführung den einzelnen Kantonen nicht mög: 
ih wäre, nach Maßgabe der vorhandenen ordentlichen Einnahmen des 
Bundes zu unterftügen. Die Garantie der Verfafjungen erhielt eine 
Ausdehnung auch auf einen Schuß der Volksrechte. Eine fünftige Bun— 
desrevifion wurde gefeßlih ermöglicht, doch follte die nächite Reviſion 
nicht vor Ablauf von 12 Jahren ftattfinden; auch fonjt wurden hems 
mende Formalitäten vorgefchrieben. 

Anı 15. Dezember waren die Hauptverhandlungen geſchloſſen. So 
hart auch der Streit über die einzelnen Fragen geweſen war, fo fchaar: 
ten jih doch am Ende die Mitglieder einträchtig um den von Baum: 
gartner ausgearbeiteten Entwurf. Nur der Vertreter des fürſtlichen 
Neuenburg, der geriebene Staatärath v. Chambrier, Hin: und Her: 
läufer zmwifchen der Revifionsfommifjion und der gerade verfanmelten 
Sarnerfonferenz, erflärte, daß er dem Ganzen nicht zuftimmen könne, 
da er den Entwurf als den Ruin des Föderativfyftems und der fchwei- 
zerifchen Freiheit anfehe.. Am Namen der Revifionstommifjion begleitete 
Profefjor Roſſi — als Flüchtling aus Italien nah Genf gekommen 
und bier zu hohem Anfehen gelangt — den Entwurf mit einem geiſt— 
reihen Beridt. Am 20. Dezember 1832 Töste fih die Kommiſſion 
nach einer mühjamen Arbeit auf. 

Der Entwurf follte jest fein Glüd bei den Kantonen weder, bie 
ihn unter das kritiſche Meffer der Gr. Räthe zu nehmen hatten. In 
ber öffentlihen Meinung war die Aufnahme wenig günftig. Keiner 


Zagfatung im Sommer 1832 die Gefandten aller Stände mit Ausnahme von Uri 
zu einer Konferenz zuſammen und festen eine Kommiffion nieder, beftehend aus 
Monnard von Waadt, Heß von Zürich, v. Tavel von Bern, Heusler von Bajel und 
Roſſi von Genf. Diefe Kommifjion erfannte einmüthig, daß eine größere mit ben 
auswärtigen Univerfitäten rivalifirende, beide theologijche Fakultäten umfafjende Hoch- 
ſchule für die Schweiz ein Bedürfniß fei. Auch wurde ein Projekt ausgearbeitet, 
wonach die Koften der Anftalt mit 40 Brofefforen auf 200,000 Franken angeichlagen 
wurden. Franzöftiche umd italienische Lehrftühle jollten nach Maßſtab der Beiträge 
aus dieſen Kantonen errichtet werden. Die Ausführung mußte von vorneherein 
an der Schwierigkeit fcheitern, ſich über ben Sitz einer folchen Konkordatsuniverfität 
gütlich zu verftändigen. Dagegen beeilte fid) Zitrich, das bereits ein theologifches, 
medizinisches und politifches Inftitut hatte, die Gründung einer eigenen Hochſchule 
u beſchließen (28. Sept. 1832). Die Aufhebung des Ehorherrnitifts am Großmünfter 
gewährte einen Theil der Geldmittel. Dem Beifpiel folgte bald hernady das riva- 
lifirende Bern. Die beiden großen regenerirten Kantone juchten an diefen Anftalten 
der Wiſſenſchaft zugleich eine Stüte für ihr liberales politifches Syftem. Der in 
den Zwanziger Jahren neu belebten Basler Hochſchule mißtraute man, feit der dort 
herrſchende Geift den Reformbeftrebungen ber übrigen Schmeiz fo feindfelig entgegen- 
trat. Zürich machte im 3. 1835 den vergeblichen Berfuch, feine Anftalt durch Ueber⸗ 
einkunft mit andern Kantonen zu erweitern. 
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Richtung Fonnte er ganz entiprechen. So ängſtlich auch die Kommiffion 
bemüht geweſen war, die Stellung der Fleineren Kantone nicht zu 
ſchwächen, jo wurden doch auf dieſer Seite Feine Freunde gewonnen. 
Den Anhängern der unbedingten Kantonaljouveränität enthielt der Ent: 
wurf noch immer zu viele Neuerungen, die der Selbjtherrlichkeit etwas 
nahmen; troß allen Beruhigungen fpudte das Schreckbild der Einheits- 
republif. Neben dem politifchen Widerſpruch erhob fich eine Firchliche 
Dppofition. Der römiſche Klerus erklärte die Religion in Gefahr, weil 
die Klöfter feine Garantie mehr gefunden hatten. Mit Hülfe katho— 
liſcher Vereine fuchte er gegen die ganze Reform zu agitiren. Auf frei: 
finniger Seite ſah man das Grundprinzip der Regeneration im Bunde 
nicht durchgeführt. Dem Schweizervol! war feine nationale Eriftenz 
eingeräumt. Die Minorität fonnte auch ferner der Majorität das Geſetz 
machen. Den zwölf fleineren Kantonen, welche zufammen faum einen 
Viertheil der fchweizerifchen Bevölkerung repräfentirten, war die Macht 
gelafien, an der Tagfatung gegenüber der Vertretung der andern drei 
Diertheile eine gültige Schlußnahme zu faſſen. Dies erfchien um fo 
gefährlicher, als die Bundesgewalt nun mit ausgedehnten Befugnifien 
verjehen werden follte, die unter Umftänden von einer der Freiheit feind- 
lihen Minderheit mißbraucht werden konnten. In der Preſſe gab befon- 
ders Profeſſor Trorler die Lofung zur entfchiedenen Oppofition. Sein 
Verlangen ging auf einen Bolfsbund, der aus einem nad der Kopfzahl 
gewählten fchweizeriichen Verfaſſungsrath hervorgehen jollte. In der 
Tagfabung fah er nur das „Herrenthum“ vertreten. Auch Dr. Kafimir 
Pfyffer, der in feinem „Zuruf” den erften Fräftigen Anftoß zur Reform 
gegeben Hatte, konnte ſich mit der politifchen Grundidee des Entwurfs 
nicht befreunden. Andere Wortführer einer durchgreifenden Umgeitaltung, 
wie Dr. Ludwig Snell, traten zwar nicht gegen das ganze Werk in die 
Schranken, indem jie das Gute desfelben annehmen wollten, aber ver: 
mochten e3 auch nicht, den Entwurf warm zu empfehlen. Das Juſte— 
milieu felbft hatte noch im Einzelnen fo viel zu mäleln, daß die Mei: 
nung dadurch irre gemacht wurde. Vom Standpunkt der Fantonalen 
Rechte übte eine Schrift von Altlandammann Muret von Waadt fchnei: 
dende Kritif. Der Umftand endlih, dak die Beleuchtung des Berichts 
in franzöfifcher Spradhe erſchien, wedte Vorurtheile in der deutſchen 
Schweiz, wo man den Entwurf ald ein Erzeugniß der welſchen Doc: 
trinäre anfah. 


Die Brandſtiftung in After. 


Gegen Ende des Nahres 1832 war e8 eine trübe Erfcheinung, 
wie der ſchöne Nitertag, deſſen Feier an der Stätte der denfwürdigen 
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Volfsverfammlung vonden patriotifchen Vereinen des Kantons Zürich be: 
gangen werden jollte, durch linden Wahn und ruchlofe That geftört wurde. 

Alle großen Fortfchritte der Induftrie find von jeher mit Verlegung 
einzelner Interefien verbunden geweſen. In den öftlichen Bezirken des 
Kantons Züri, hinter Ufter, Titten die Baumwoll-Handweber durch die 
Einführung der Webmafhinen. Seit Jahren richtete ſich deßhalb der 
Haß diefer Klafje gegen die Erfindung der befchleunigten Arbeit. An der 
Volfsverfammmlung von Ufter äußerten jih Wünfhe um ein Perbot 
jener mechaniſchen Hülfsmittel der Fabrikation. Durch Aufnahme diefer 
Münfhe ind Memorial von Uſter — zwar nicht im Namen der Ver: 
jammlung — wurde die Hoffnung unglüdlicher Weife genährt. Wieder: 
holte Petitionen drangen auch bei den neuen Behörden auf Erlafjung 
des Verbots. Aber die Behörden konnten zu einem ſolchen Eingriff in 
die industrielle Thätigkeit unmöglid Hand bieten. Schon die verfaf> 
jungsgemäß garantirte Gemerbefreiheit ftand damit in vollftem Wider: 
ſpruch. Die liberale Preſſe bemühte fih nach Kräften, die Handweber 
eines Befjern zu belehren und die Ungerechtigkeit und Schädlichfeit fol- 
her Zwangsmaßregeln Mar zu machen. Allein die gedrüdte Klafje blieb 
bei ihren Vorurtheilen; mehr und mehr jette jih der Wahn feit, daß 
die Regierung helfen könne, aber nicht Helfen wolle ; daß fie den Reichen 
begünftige, und den Armen vergejje. Die errungene Freiheit jelbft 
hatte bei diefem Proletariat nur infofern Bedeutung, als fie dazu die— 
nen follte, von dem Uebel zu erlöfen. 

Gerade für den Tag der Ufterfeier brütete man defhalb auf eine 
That, um dem lang verhaltenen Grimm Luft zu machen. Als Träger 
des Unheils erjchien befonders die in dem gemwerbreichen Ufter in blü— 
hender Thätigkeit befindliche Baummollfpinnerei von Corrodi und Pfifter, 
die zuerft Verſuche mechaniicher Weberei angeftellt Hatte und von wo ſich 
diefe im Kanton weiter verbreitete. Gerüchte von böfen Anfchlägen 
gingen bereits dunkel herum, doch gewannen jie nicht Conſiſtenz genug, 
um die Regierung zu militärichen Borfichtsmaßregeln zu veranlaßen. 
Am Morgen des Uftertages (22. November), ehe die Feier begann, 30: 
gen düftere Haufen aus den Gemeinden Bäretfchweil, Bauma, Hittnau 
zc. heran und jammelten fich drohend in der Nähe der Fabrik. Erft 
begann man mit Einwerfen der enter; dann wurden Bündel mit Stroh 
und Reis in die Deffnungen gefhoben ; bald ftanden die Gebäulichfeiten in 
lichten Flammen. Beauftragte des patriotifchen Vereins, die in Beſorg— 
niß vor Thätlichfeiten Aufficht übten, thaten Alles, was Menſchenkräften 
möglid war, um die Uebelthäter abzuwehren. Vor Allen zeichnete jich 
der unerſchrockene Fierz aus, der mit fortwährender Lebensgefahr gegen 
die tobende Menge kämpfte. Aber die Zahl der Rechtlichen war im 
Anfang zu ſchwach; das Unheil konnte nicht verhütet werden. Selbſt 
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als e8 gelang bie erfte Feuerfprike auf den Pla zu brinzen, widerſetzte 
ſich eine dichte Mafje mit Gewalt und fürghterliden Drohungen dem 
Annähern derjelben. Erjt bei der Heranfunft der Hauptfchaaren des patrio- 
tifchen Vereins war es möglich, dem Zerſtörungswerk Einhalt zu thun 
und die Webelthäter zu überwältigen. Das ganze 100 Fuß lange Fabrik: 
gebäude war niedergebrannt, nur das Wohnhaus Fonnte gerettet werden. 
Die vielen Gefangenen wurden fortgeführt, ohne daß die ftaunende Dienge 
einen Verſuch zur Befreiung machte. 

Um von der jchredlichen Szene abzulenten und die vorherrfchende 
Betäubung durch ein beſſeres Gefühl zu erſetzen, ließ der Präſident des 
patriotijchen Vereins, W. Füßli, auf die Feitwiefe zur Verſammlung 
rufen. Im wenigen Minuten waren daſelbſt 10—12,000 Menfchen ver: 
eint. Der Präjident eröffnete jet, wie durch das Schickſal des Tages 
der eigentlihe Zmwed der Verfammlung vereitelt ſei; ſchilderte mit den 
jtärkften Farben die ruchlofe That und fuchte den Abſcheu alles Volkes 
auf diefelbe zu lenken; lobte und verdankte den Eifer und die Entichlof- 
fenheit der vielen Wadern; endlich milderte er den fchmerzlichen Eindrud 
mit dem Troft: „An diefem Tage hat vor zwei Jahren das Volf den 
jchweren Kampf gegen die Ariftofratie, heute den ſchwereren gegen die 
Anardie beitanden.” Darauf fprach noch Fierz, der Held des Tages, 
nebft einigen andern Rednern. Alle wurden mit der geipannteften Auf- 
merffamkeit angehört. In ruhiger Betrachtung ging die Menge auseinander. 

In der Stadt war man bei der erften Nachricht von Schreden er: 
griffen; zur Sicherheit berief die Regierung Milizen. Die öftlichen 
Gemeinden wurden militärifh beſetzt. Die ſchwere Kriminalprozedur 
wurbe fo raſch wie möglich gefördert, im Mai 1833 das Urtheil ges 
ſprochen. Ein befonderer Charakfterzug der Unterſuchung war, daß fait 
einzig Zeugniffe und Inzichten zur Ausmittelung der Wahrheit dienten, 
dagegen faſt gar feine Geftändnifje erfolgten. Bon 77 Angeklagten wur: 
den an 30 fchuldig erklärt und mit Ketten, Auchthauss oder Gefäng- 
nißftrafe belegt, die übrigen von der Anftanz entlafien oder gänzlich freigeſpro— 
hen. Der Schaden der abgebrannten Fabrik belief jih auf 270,000 Franken.*) 

In der Schredensthat, die nicht ſowohl aus dem ruchloſen Willen Ein= 
zelner als aus den Vorurtheilen und Wahnbegriffen von Taufenden her— 
vorging, lag neuer Sporn zu befjerer Bildung des Volks. 


Der Harnerbund. 


Mährend die Revifionstommiffion in Luzern bemüht war, die 
Grundlagen eines verbejlerten Bundes aufzuftellen, arbeitete, wenige 


*) Siehe: F. 2%. Keller, die Brandftiftung von Ufter, nad den Kriminal« 
alten bearbeitet. Zürich 1833. 


143 — 


Stunden entfernt, eine andere Konferenz an einer reactionären Spal: 
tung im Bunde. 2 

Schon in der legten Tagſatzung hatte der Abgeordnete von Neuen- 
burg damit gedroht, dak die Stände, welche gegen den Trennungsbe— 
Ihluß in Sachen des Kantons Bafel proteftirten, im eidgenöffifchen 
Rathsſaal nicht erfcheinen würden, wenn Deputirte von Bafellandfchaft 
zugelafjen würden. Noch im Laufe derfelben Tagſatzung wurden ver: 
traulide Befprehungen unter den Gefandten jener Kantone gepflogen, 
um ein feſtes Zufammienhalten in diefem Sinne zu verabreden. Nach— 
dem in Bafel die jelbjthervorgerufene Trennung den erwarteten Erfolg 
nicht gehabt hatte, machte man dort ganze Wendung und ftellte fich wie: 
der auf den Boden der anderen fonjervativen Stände, die einzig und 
allein auf unbedingte Handhabung der Berfafjungsgarantie gedrungen 
und fich deßhalb von Anfang an jeglicher Trennung widerſetzt hatten. 
Am 20. Oft. 1832 bejchloß der Gr. Rath von Bafel von Neuem — 
doch nicht ohne eine Oppofition, die ji dem Tagſatzungsbeſchluß unter: 
ziehen wollte — den ergangenen Entſcheid der Bundesbehörden als nicht 
bindend zu erklären und fi) in Bezug auf die eigenen Trennungsan— 
träge freie und offene Hand vorzubehalten. Die Regierung von Bafel ergriff 
darauf die Initiative zu einem Kreisfchreiben an die fünf Stände Uri, 
Schwyz, Unterwalden, Wallis und Neuenburg, um eine gemeinfchaftliche 
Berathung zu veranlajjen. In Folge dejjen wurde durch Uri eine Kon— 
ferenz; nah Sarnen ausgejchrieben, an der jih am 14. Nov. Abgeord⸗ 
nete von Bafel und den fünf andern Kantonen zufammenfanden. Die 
Gefandten von Bajel wurden durch ihre Inſtruktion angemiefen, mit 
allem Nahdrud dahin zu wirken, daß von den Konferenzftänden weder 
die fünftige Tagfakung im Fall des Eintritts einer Lieftaler Gefandt: 
ſchaft bejucht, noch auch fonft mit Baſellandſchaft in eine amtliche Ver: 
bindung getreten werde; ferner daß auch andere Kantone zu demfelben 
Zwede gewonnen und eine daucınde Verbindung zwijchen den Konferenz: 
ftänden angebahnt würden. Endlich follten die Gefandten nicht blos an 
Berathungen über die Basler-Angelegenheit, jondern auch über „allge 
mein eidgenöſſiſche“ Gegenftände Theil nehmen, 

In der Konferenz ſelbſt waren nicht alle Stände von gleichem Eifer 
bejeelt. Nidwalden befonders äußerte ſich zurüdhaltend und beſorglich 
vor einer jeparaten Stellung. Auch das ftaatsfluge Neuenburg juchte 
von übereilten Schritten zurüdzuhalten. Schwyz dagegen, das jich wegen 
der Trennung der äußeren Bezirke in ähnlichen Verhältniſſen wie Bajel 
befand, drängte mit Uri vorwärts. Der in Bezug auf Bafel ergangene 
Entſcheid der Tagſatzung wurde als Bundesbruch bezeichnet, Demgemäß 
einigte man ſich am Ende zu dem Beihluß, an feiner Tagſatzung 
Theil zu nehmen, infofern einer Geſandtſchaft von Bajelland Zutritt ges 
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ftattet würde; ferner fich für weitere Berathung fünf Tage vor Eröff: 
nung einer neu ausgefchriebenen Tagfatung wieder in Schwyz zuſam— 
menzufinden. Sämmtliche Stände verſprachen, mit Bajellandichaft in 
feinerlei Verbindung zu treten. Andere Kantone follten zum Anſchluß 
an die Konferenzftände bewogen werden. Am Uebrigen wurde an Bafel 
die Empfehlung gerichtet, zu billigen Annäherungsvorjchlägen Hand zu 
bieten, was die Gefandten von Bajel nur ungern in's Protokoll fließen 
liegen. Endlich gab man Schwyz die Zuficherung, das gleiche Benehmen zu 
beobachten, wenn eine Geſandtſchaft der äußern Bezirke in der Tagfatung zu= 
gelajjen würde. Gegenüber dem Siebnerkonkordat, das aud) zur Sprache 
fam, entjchied man fich zu feinem befondern Schritt. Nidwalden hielt 
dasjelbe für einen Akt der Nothwehr, weil von mehreren Ständen den 
Verfaſſungen der neuorganilirten Kantone die Garantie verweigert und 
die Kraft und Wefenheit der Garantie im Bunde felbit nicht genugfam 
bezeichnet jei. Nach zweitägigen Berathungen löste ſich die Konferenz 
auf. Alle ſechs Stände ratifizirten die Befhlüffe mit Ausnahme von 
Wallis, das zwar die Proteftation gegen Zulaſſung einer Geſandtſchaft 
von Bafelland zu erneuern bejchloß, aber in Berüdfichtigung der allgemei- 
nen Lage des Vaterlandes wie des eigenen Kantond — wo Ober: und 
Unterwallis in Widerſpruch lagen — feinem Gefandten die Inſtruktion 
gab, die Tagjagung nicht zu verlajien, dagegen auf Annäherung der 
beiden Theile im Kanton Bafel zu wirken. Die Verhandlungen der 
ganzen Konferenz wurden möglichit geheim gehalten. 

So war der erfte Schritt zu dem fog. Sarnerbund gethan, der 
in feiner Sonderſtellung weit über das Giebenerfonfordat hinausging. 
Bei den Schlußnahmen rechnete man auf nahen Zufammentritt der Tag- 
fagung. Don Luzern wurde auch eine Situng auf den 15. Januar 
1833 angefett, weil in Bafel wieder Verwicklungen drohten. Mit dem 
Jahreswechſel ging indeß die vorörtlich: Leitung auf Zürich über und 
diefes fand Feine Eile nöthig. Die Zufammenderufung wurde auf den 
15. März hinausgejchoben. Die Sitzung war vor Allem dazu bejtimmt, 
den Bundesentwurf zum Abſchluß zu bringen. Dieß veranlaßte Bafel, 
bei feinen Sarner Mitjtänden auf eine neue Konferenz zu dringen, um 
ih nun auch über eine gemeinfame Haltung bei der Bundesfrage zu 
verftändigen. In Folge defjen jchrieb Uri eine ſolche Konferenz auf den 
30. Januar nah Schwyz aus. Aber Neuenburg fürchtet, daß der 
Schein eines Separatbundes zu grell auf die Konferenzftände fallen 
könnte und rieth derhalb von der Zuſammenkunft ab. Durch die Be: 
denken ließ ſich auch Baſel zu dem Wunſche der Vertagung beftimmen. 
Nur die drei Urftände fanden für gut, wirflih zufammenzufommen. 
Auch Wallis gefellte fih zufällig hinzu, ward indeß vergeblich beftiirmt, 
den unbedingten Anſchluß feines Kantons an die Sarner Beſchlüſſe zu 
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bewirken. Sobab die neue Bundesurfunde zur Sprache fam, goffen bie 
Gefandten der drei Urfanione die ganze Lauge ihres Mißfallens aus, 
Landammann Lauener von Uri erklärte: er müßte ein Verräther an Volk 
und Vaterland fein, wenn er diefe neue Bundesurfunde zur Annahme 
empfehlen wollte. Landammann Spidtig von Obmalden fagte: das 
trojanifche Pferd fei auch vor die Sarner Thore gelommen, aber nicht 
eingelafjen worden ; bei genauerer Zergliederung habe man gefunden, daß 
es vielmehr ein „Ochjenbüchlein“ fei (fo wurde einft die helvetifche Ein- 
heitöverfaflung nach dem Direktor Peter Ochs vom Volke der Waldftätte 
genannt), ald daß es demjenigen gleiche, wa3 im J. 1815 gemacht wor: 
den; Obmalden wolle eher mit Ehren untergehen, als freiwillig dem 
Entwurf huldigen. Oberſt Abyberg meinte: der Landmann von 
Schwyz habe die neugefchnittene Kleidung probiren wollen, fie aber zu 
eng gefunden und mweggemworfen; er behalte lieber fein Hirtenhemd; eine 
mit Caſimir (Anfpielung auf das „Kafimir-Büchlein“ oder den Zuruf 
von Dr. Kafimir Pfyffer) gefütterte Kleidung tauge nicht für ihn. Der 
Sefandte von Wallis, Morand, der indek mehr die Stimmung von 
Unterwalli3 als von Obermallis ausdrüdte, hatte zwar auch Verſchiede— 
nes an dem neuen Werk auszuſetzen, meinte aber, die Mehrheit feines 
Landraths werde lieber dem neuen Bunde beitreten, als an einer Scifjion 
Theil nehmen, welche der Schweiz auswärtige Cinmifhung zuziehen 
könnte. Da Bajel und Neuenburg fehlten, führte die Konferenz zu fei- 
nem weiteren Refultat. Nur wurde Wallis noch einmal dringend ein: 
geladen, dem Sarner Protokoll beizutreten. 

Fünf Tage vor dem Zufammentritt der Tagfakung, am 6. März 
1833, fanden ich die fünf Stände Schwyz, Uri, Unterwalden, Bajel 
und Neuenburg verabredetermaßen in Schwyz zufammen, um jeßt eine 
förmliche Sonder: oder Gegentagjatung zu bilden. An die „in Zürich 
verfammelten Stände“ erging eine Erklärung, worin die fünf Kantone 
Aufrehthaltung des beſchworenen Bundes von 1815 verlangten, der nur 
mit Zuftimmung aller Bundesglieder abgeändert werben fünne. Dur 
die Anerkennung aufgelehnter und getrennter Kantonstheile als felbft- 
ftändige Staaten werde der Keim der Auflöfung in den Körper der 
Eidgenofjenfhaft gelegt. Falls defhalb eine Gefandtichaft der ſog. Land: 
Ihaft oder der äußern Bezirke von Schwyz zugelafjen werde, könne man 
die Verfammlung von Zürich nicht als eine rechte und bundesgemäß zu— 
ſammengeſetzte Tagſatzung betrachten, nod ihre Beſchlüſſe als verbind- 
lich anertennen; vielmehr verwahre man feierlih alle Rechte ſowohl im 
Innern als gegen das Ausland, melde die Bundesafte von 1815 und 
die Staatöverträge, wodurch der auf diefen Bund Eonftituirten Eidge— 
noſſenſchaft eine ehrenvolle und fichere Stellung im europätfchen Völker: 
recht angemiefen wurde, den Ständen zufichern, 
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Sp maßte ſich wenig mehr als der zmwanzigfte Theil der Schweiz 
an, den wahren Bund zu repräfentiren und die übrigen Vertreter ber 
Eidgenofjenfchaft des Bundesbruhs zu bejchuldigen. Deutlih genug 
wurde auch zu verftehen gegeben, daß man auf die Garantie der frem: 
den Mächte zähle. 

Die Tagfakung felbit trat am 11. März in Züri zufammen. 
Bürgermeifter Heß eröffnete diefelbe und berührte die Basler Verwick— 
lung mit den Worten: „Der Kanton Habe durch feine Wirren und Die 
Leidenfhaft feiner Partheiungen Entſcheidungen herbeigeführt, gegen: 
deren Folgen mit blindem Eifer nun der nämliche Theil wieder an, 
kämpfe, der mit ein wenig Humanität und Milde den ganzen Kampfim An 
fang hätte vermeiden können und der am Ende die Hauptſchuld trage an der 
Trennung im eigenen Kanton, ja der zulett die zerjtörende Hand nun 
auch felbjt an den Bund gelegt habe.” Die Gefandten von Bajelland: 
haft — Stephan Gutmiller und Dr. Emil Frey — wurden jeßt zuge: 
lafien und beeidigt. Mit der Konferenz ließ ſich die Tagſatzung in 
feinen direften Verkehr ein. Den Regierungen der Kantone wurde die 
Einladung zugeftellt, ihre bundesgemäße Pflicht zu erfüllen und die 
Tagſatzung zu beihiden. Die Konferenz gab eine Rüderflärung, worin 
fie den Vorwurf von fich abzumälzen fuchte, al3 ſei das Fernhalten von 
der Verfammlung in Zürich eine Verlegung ihrer Bundespfliht. Die 
Tagſatzung erließ darauf eine noch ernjtere „Aufforderung“ an die 
Stände, ihren Bundespflihten Genüge zu leiten, indem fie für alle 
Folgen längeren Ausbleibens verantwortlich gemacht wurden. Zugleich 
erhielt der Tagfatungspräfident die Weifung, in Zukunft feine Akten— 
ftüde vorzulegen, die nicht gehörig an die Tagfakung oder an 
den eidgenöfjischen Vorort gerichtet feien. ine neue Zuſchrift der Kon— 
ferenz an den eidgenöſſiſchen Vorort, worin die Zulajjung der Geſandt— 
Ihaft von Bafeland noch einmal als offenbarer Bundesbruch erflärt 
wurde, dem ſich die Stände nie und nimmer fügen würden, fam einfach 
zu den Akten. Der Schriftenwechjel war damit abgethan. 

Unterdeß hatte Wallis in der Tagfatung gleich anfangs beantragt, 
einen neuen Verſuch zur Wiedervereinigung der getrennten Theile im 
Kanton Bafel zu machen und bi3 dahin den Abgeordneten der Land: 
Ihaft den Zutritt zu verweigern. Der Antrag vereinigte indeß Feine 
Mehrheit auf fih; eilf Stände wollten vor Allem die Frage der Bun: 
desreviſion zuerjt behandeln. Darauf verließ Wallis die Tagjakung 
und trat wieder in Verbindung mit den Konferenzftänden, ohne ſich in— 
deß den Sarner Beichlüffen wirklich anzufhliegen. Während jetzt die 
rehtmäßige Tagſatzung fih in allem Ernjte an die Berathung des Bun: 
desentwurf3 machte, blieb auch die Pjeudo-Tagfatung beifanımen, um 
ihre Winkelinterejjen zu berathen. In diefen Sonderverhandlungen 
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wollten einzelne Stände fi) auf den „pafjiven Widerftand“ befchränfen 
und im Gefühl der „Reinheit und Unſchuld“ die Entwicklung der Dinge 
ruhig abwarten; andere drangen auf unmittelbare Thätigfeit. Wan 
jolle nicht glauben — äußerte der Präfident, Landammann Wäber von 
Schwyz — daß die gebratenen Tauben der Konferenz ind Maul fliegen 
werden. Diefe Anſicht überwog fo ziemlich. Die Sondertagfagung 
folgte nicht nur allen Bewegungen der wirklichen Tagſatzung und ließ 
ih Tag für Tag von Zürich her berichten; fie trieb auch, fo gut fie 
Eonnte, aktive Propaganda, errichtete eine Kafje für die Beftreitung 
ihres Büdgets — in die zwar nur 1600 Franken flofjen, etwas su wenig 
für die Aufrehthaltung der wahren Gidgenofienihaft — fuchte durch 
Kerreſpendenzen auf andere Kantone einzuwirken, ſchickte Emifjäre nad 
Appenzell, Glarus, Wallis u. ſ. w. und gab fich fo die Miene einer 
größeren Bedeutung. Auch darüber wurde berathen, ob dem diploma: 
tiſchen Korps nicht davon Kenntniß zu geben fei, daß die Konferenz 
den Vorort und die Tagſatzung nicht mehr als Organ dem Ausland 
gegenüber betrachten könne. Hiergegen äußerten fich indeß noch Bedenken ; 
nur „im äußerſten Nothfall“ dachte man feine Zuflucht dazu zu nehmen. 

Troß allen Bemühungen gelang es im Uebrigen nicht, von irgend 
einer Seite wirklichen Zuzug zu erhalten. Dagegen griff das Ausreißen 
an der Tagſatzung zur hohen Zufriedenheit der Konferenzftände um ſich. 
Der ganze Schwerpunkt der Lage befand fih in der Berathung des 
Bundesentwurfs, wobei ein Kantönden oder Halbkantönchen nad) dem 
andern nicht mit im Ding fein wollte. Die Gefandtichaft von Zug 
wurde duch Beihlug des Landraths abberufen. Das Gleiche geſchah 
mit der Gefandtfhaft von Appenzell J. Rh. Auch die Gefandtfchaft 
von Appenzell A. Rh. blieb eine Zeit lang weg, Fehrte indeß mit der 
Verfiherung zurüd, ihr Kanton werde zwar den Beratungen über die 
Bundesurfunde fremd bleiben, fi aber nie den diljentirenden Kantonen 
anjchliegen. So gerieth die Tagſatzung in Gefahr mitten im Revijions- 
wert beihlußunfähig zu werden. Um diefen zu begegnen, wurde ſchon 
am 29. März der rafche Beſchluß gefaßt, die zur geſetzlichen Eröffnung 
einer Tagſatzung erforderliche Anzahl von fünfzehn Gefandtichaften auf 
zwölf herabzufegen. Damit wurde den Sonderumtrieben cin Riegel 
gefhoben und die Berathung des Bundesentwurfs Fonnte ohne Unter- 
bredung zu Ende geführt werden. Die Oppofition der Gonderjtände 
wurde im Laufe der Situng noch dadurch geihärft, daß auch eine Ge— 
fandtihaft von Außerſchwyz an der Tagſatzung zugelafen wurde. Am 
15. Mai vertagte ſich die Bundesbehörde in Zürich; zwei Tage darauf 
gingen auch die Gegenfühler in Schwyz auseinander. 

Mitten in einer bebeutungsvollen ‘Periode, wo die Verjüngung des 
Bundes in Frage jtand, war durch eine renitente Minderheit, die fi 
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bartnädig gegen den Geift der Zeit fträubte und ihren Eigenwillen zum 
Geſetz vorfchreiben wollte, vor der Eidgenofjenihaft wie vor dem Aus— 
land das traurige Bild innerer Zerriſſenheit gegeben. 


Die Polen und eine erfle fremde Mofe. 


Dbgleih die äußere Lage der Schweiz bei den allgemeinen Ver: 
hältnifjen Europa’3 während des ganzen Jahres 1832 immer in Span: 
nung blieb und die Eidgenofjenfchaft für mögliche Kriegsbereitichaft beforgt 
fein miußte, fo traten doch die Interventionsgelüſte, die eine Zeit lang 
umliefen, nicht jtärfer hervor. Bei dem Erfcheinen des Bundesentwurfs 
famen zwar Dejterreih und Preußen auf das Memorandum zurüd und 
ſuchten die übrige Diplomatie wieder zu einem gemeinfamen Schritt im 
Antereffe des 15er Bundes zu veranlafjen, aber in. Paris und London 
fträubte man fih, hiezu direkt die Hand zu bieten? So zweideutig die 
franzöfifche Politit war, konnte fie doch mit den abfolutiftifchen Mächten 
nicht jo weit unter einer Dede jpielen, daß fie den legteren den ganzen 
Einfluß in der Schweiz überlieferte. 

Da wurde die Schweiz von .einem Eleinen Ereigniß überrafcht, das 
zu neuer Berlegenheit und dauernder Verwicklung führte. Am 9. April 
1833 trat eine Schaar von 380 polnischen Flüchtlingen bei Saignelegier 
im Leberberge von Frankreich auf bernifches Gebiet über. - Das Corps, 
wenn auch in bürgerlicher Kleidung, war militärifh organijirt, mit 
Säbeln bewaffnet, unter Führung der Oberften Oborski und Antonini, 
und hatte am 7. Abends Befangon verlafjen, ohne von den franzöfifchen 
Behörden am Zuge gehindert zu werden. Kleinere Haufen folgten, fo 
daß die ganze Zahl auf jchweizeriihem Boden auf nahe 500 Dann 
wuchs. Der Aufbruch ftand in Verbindung mit revolutionären Ver— 
ſchwörungen und Schilderhebungen in den benahbarten Ländern. Die 
Reaction, die überall um ſich gegriffen hatte, trieb zu den äußerſten 
Unternehmungen, um das abjolutiftiiche Boch zu brechen. In Deutſch— 
land insbefondere machte die radifale Parthei, die auch den Schatten 
einer Eonftitutionellen Freiheit von den Fürften vernichtet fah, den Ver: 
ſuch zu einem Aufftande gegen die drüdende Herrſchaft der vielen Dy— 
naftien. Aber der erſte Streih, der am 3. April 1833 in Frankfurt 
a. M. gegen den Bundestag geführt werden follte, jchlug bei den ge: 
ringfügigen Mitteln fehl und andere projektirte Erhebungen wurden im 
Keim unterdrüdt. Jene polnifhe Schaar hatte die Beſtimmung gehabt, 
durch die Schweiz nah dem füdlihen Deutſchland zu rüden, um ber 
erwarteten Revolution als Succurd zu dienen, In Frankreih waren 
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die Flüchtlinge zudem dur Schmälerung der Subfidien und ftrengere 
Polizeiaufjicht gereizt und zum Fortgehen veranlaft. 

Auf ſchweizeriſchem Boden angelangt, eilte einer der politifchen 
Chefs derjelben nah Zürih, um bei der Tagjatung um das fchmeize- 
tische Aſyl nachzuſuchen. Zugleih wandte ſich die Regierung von Bern 
an den Vorort, damit der Webertritt als gemeineidgenöffifche Angelegen: 
heit behandelt werde. Der Vorort wies Died zurüd, indem die Er: 
ledigung der Sade in das Gebiet der Kantone gehöre; die Aufnahme 
eines ſolchen förmlich organifirten Korps gefährde die innere und äußere 
Sicherheit der neutralen Schweiz und ftehe mit den geringen ökono— 
mijchen Kräften derfelben im Widerfprudh; Bern möge deßhalb dafür 
forgen, daß die poinifchen Flüchtlinge wieder über die Grenze geführt 
würden, im Uebrigen fo weit wie möglich die Gebote der Menfchlichkeit 
beachten. Den gleichen Standpunkt nahm auch die Tagfahung ein. 
Der Uebertritt Tieß fich jedoch nicht rüdgängig machen; von franzöfifcher 
Seite weigerte man ſich, die Polen wieder aufzunehmen, weil fie jich 
feindlich gegen die Regierung gezeigt hätten, und die Polen felbft fträub- 
ten ji, unter den verlegenden Maßregeln der franzöfifchen Polizei um 
die Erlaubnik zur Rückkehr zu bitten. Es blieb daher nichts übrig, 
al3 Gaftfreundichaft gegen fie zu üben. Den Gefahren hätte am Beften 
durch PVertheilung über die ganze Schweiz vorgebeugt werben können, 
aber Engherzigkeit hielt davon zurüd. So wenig wie die Eidgenofjen- 
haft fich der Sache annehmen wollte, hatten andere Kantone Luft, ſich 
den Flüchtlingen zu öffnen; von allen Seiten jperrte man fi ab. Auf 
Bern allein fiel die Laft, die nur durch Hülfsvereine und Beiträge ein- 
zelner Regierungen erleichtert wurde; daneben auch der Vorwurf der 
Fahrläfligfeit oder des halben Einverftändnijjes mit dem projeftirten 
Durchzug, weil man die Fremdlinge gaftlih aufgenommen und nicht 
mit Bajonnetten zurüdgemwiefen hatte. Den Polen ſelbſt wurden aller: 
hand abentheuerlihe Pläne auf ſchweizeriſchem Boden zugefchrieben ; 
bald jollten fie nad dem Leberberge gekommen fein, um den trennung3- 
Iuftigen Jurafjiern zu helfen, bald waren fie von radifaler Seite zu 
einem Einfall ins Neuenburgifche beftimmt. Für die Konfervativen galt 
es al3 ausgemachte Sache, daß fie gerufene Hülfstruppen der ſchweize— 
rifhen Nationalparthei waren. Auch liberale Staatsmänner wurden 
durch die Verlegenheit mehr als nöthig geängftigt und richteten harte 
Anklagen gegen die Berner Batrioten, die laut und offen ihre Sym: 
pathien für die Vertriebenen der heldenmüthigen aber unglüdlihen Na: 
tion zu erkennen gaben. In der That fonnte man gegen das Ringen 
anderer Völker nicht Falt und gleichgültig bleiben, wo man noch felbft 
mit einer unverbefjerlichen Ariftofratie zu kämpfen hatte, deren Umtriebe 
von den abjolutiftiihen Mächten ermuthigt wurden. Hans Schnell‘ 
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Vieh in diefer Zeit der Solidarität und dem allgemeinen Drang nad 
Freiheit den feurigften Ausdrud. „Vergeſſet nicht“ — mahnte er in einer 
Rede im Gr. Rath — „wir ftehen nicht mit den Fürften, fondern mit 
den Nationen; mit diefen müſſen wir gemeinfame Sache machen, mit 
ihnen jympathifiven, mit diefen, welche die Freiheit fuchen und befördern, 
nit mit denen, welche unausgefegt Alles daran wenden, die Völker 
darnieder zu halten, um ihre unbejchränfte Macht ferner über fie aus: 
üben zu können.“ 

Die fremde Diplomatie fonnte die Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, 
ohne ihrem Mißmuth gegen die Schweiz Luft zu machen und Garantien 
für die Ruhe zu verlangen. Der deutſche Bundestag, der fonjt die 
deutfche Nation nie nah Außen vertrat, wo e8 galt, das Anfehen und 
die Ehre derfelben zu wahren, wurde für den Polizeizweck von den 
deutfchen Mächten vorgefhoben. Am 15. Mai fam von Frankfurt eine 
Note, worin der Bund das Recht in Anfpruh nahm, „von den Nach— 
barjtaaten, mit welchen derfelbe in freundfchaftlichen Verhältniſſen ſtehe, 
zu verlangen, daß auf ihrem Grund und Boden fich nicht Heerde der 
Verſchwörung bilden“, und damit drohte, daß er, falls man ihn nicht 
beruhige, zu feiner Sicherſtellung „unvermeidlihe Mafregeln“ treffen 
werde. Es war die erfte fremde Note feit 1830, auf die noch fo viele 
andere folgen follten. Unterdeß that der Vorort alles Mögliche, um die 
franzöfifche Regierung zu bewegen, die Polen wieder aufzunehmen, und 
ſchickte deßhalb den Profefjor Roſſi in befonderer Sendung nad Paris. 
Hier beharrte man indeß bei der Sperre und zeigte fich blos geneigt, 
für Fortfhaffung der Flüchtlinge nad England oder Amerika — jedoch 
nicht über franzöfifches Gebiet — mit Subfidien an die Hand zu gehen. 
In Bern trug man eine Zeit lang die Lat geduldig; allmählich äußerte 
fih jedoh Mißſtimmung über die dem Kanton zufallenden Koften, wer: 
halb der Gr. Rath beſchloß, die Staatsunterftügung nur noch bis zum 
45. Juli fortdauern zu lafjen und die weitere Sorge, mit Beiträgen 
im Verhältniß anderer Kantone, den Hülfskomites zu überlafjen. 


Scheitern der Bundesreform. 


Die Aufnahme, die der von der Revifionstommiffion berathene 
Bundesentwurf bei der öffentlichen Meinung fand, war von vorne: 
herein von Feiner guten Vorbedeutung. Die Inftruftionsberathung in 
den Kantonen madhte die Stimmung nicht günftiger. Die Reform 
wurde nicht vorwärts, fondern rückwärts gefchoben. 

Die Heinen Kantone wiefen den Entwurf faft ohne Ausnahme 
einfach von der Hand. Wie feindlich die Sarner entgegentraten, haben 
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wir Schon gefehen. Die Landögemeinden von Schwyz, Uri und Unter: 
walden waren nicht anderen Sinnes als ihre Matadoren und erflärten 
laut, beim 15er Bund bleiben zu wollen. In Zug bot ſich die eigen- 
thümliche Erſcheinung, daß der DVertreter an der Tagſatzung, Land: 
ammann Sidler, zu den wärmften Freunden der Neform gehörte und 
in der Kommiſſion die bundesftaatlihen Anſichten verfoht. Aber das 
Nölkchen feiner Heimath, den Neuerungen ohnehin nicht hold, wurde 
von der Geiftlichfeit bearbeitet, die von allen Kanzeln herab und in 
Gingaben an die Regierung gegen die freie Niederlafjung, den Mangel 
einer förmlichen Garantie der fatholifchen Religion und der Klöfter, ja 
jelbft gegen die Inftruftion der Rekruten in eidgenöffifchen Kafernen und 
Militärſchulen als verderblih für Sitten und Glauben eiferte.*) In 
einer Volfsverfammlung zu Baar oder dem fogenannten „Hornerverein“ 
fand dieſe fanatiſche Oppofition ihren Ausdrufd Der mwadere Sidler 
juchte im Landrath vergebens die dunkeln Vorurtheile zu überwinden; 
ein Tumult zwang ihn zu verftummen. Die Elerifale oder ftabile Var: 
thei blieb fo volljtändig Meijter, daß zulekt die Gefandtichaft von der 
Tagfagung heimberufen wurde, Noch fhlimmer ging es in Appen= 
zell A. Rh. Don hier waren vor 1830 dur die Prefje die ent= 
Ihiedenjten Anregungen für die Regeneration in den andern Kantonen 
ausgegangen. Die Männer am Ruder huldigten auch größtentheils 
liberalen Jdeen. Aber eine mühjame Arbeit war es, die eigene patris 
archaliſche Verfaſſung im Geiſte der Zeit umzugeftalten. Die einzelnen 
Nevijionsentwürfe mußten wiederholt vertagt oder umgearbeitet werden. 
Zugleih mit dem Bundesentwurf, den die Obrigkeit dringend zur Be: 
theiligung empfahl, wurden dem Wolf neuerdings auch Reformen in der 
fantonalen Verfaſſung und Gefebgebung vorgefchlagen. Aber an der 
Landsgemeinde zu Hundwyl am 3, März 1833 fiegte der alte Geift der: 
geftalt ob, daß nicht nur die Bundesrevifion abgelehnt, fondern auch 
die Fantonalen Verbeſſerungen — in verfaffungswidriger Abmehrung, 
gegen die fich die Obrigfeit vergebens fträubte — tobend und lärmend 
zurücdgemiefen wurden. Doppelter Schlag für die Reformparthei. 

Auch in einzelnen der mittleren Kantone fiel vollftändige Ungnade 
auf den Entwurf. In Tejfin, wo der eidgenöffiihe Sinn nicht gar 
hoch ftand und der Klerus gegen die Reform arbeitete, ging man über 
den Entwurf ohne alle Prüfung hinweg. In Wallis Tagen Ober: und 
Unterwallis in Zmwiefpalt; dort widerfegte man fi) allem Neuen; bier 
ging man in der Richtung des Fortſchrittes. Der Biſchof warf fein 
ganzes Gewicht in die Waage und verdammte den religionsgefährlichen 


*) Siehe: Friedrich Hurter, die Befeindung der katholiſchen Kirche in der 
Schweiz jeit 1831. Seite 261. (Schaffhaufen 1842). 


x 


— 112 — 


Entwurf. So trat auch diefer Kanton nicht ein. Die liberaleren Staats— 
männer mußten zufrieden fein zu verhindern, daß Wallis ſich nicht den 
Sarnern vollftändig anſchloß. In Neueiburg wie in Bafel entichlug 
man fich natürlih aller Theilnahme an der Reform. Anderswo, wie 
- in Waadt, trat man zwar auf den Entwurf ein, aber jchüttete in den 
Anftruftionen eine ganze Sündfluth von Abänderungsanträgen aus, um 
die Bundesgewalt zu ſchwächen und den Gentralijationen die Spite ab: 
zubrehen. In Bern berrichte der Gedanke einer entfchiedeneren Einheit 
vor; ungern wollte man die vorörtlihe Stellung aufgeben, ohne ein 
neues Gewicht dafür zu erhalten, doch wurde der Geſandiſchaft zulekt 
unbedingte Vollmacht ertheilt. Zürich war am eheften geneigt, das Ge: 
botene anzunehmen, konnte aber nicht umhin, durch Feithalten an der 
ſelbſtſtändigen Poftverwaltung einen materiellen Schnitt in den Entwurf 
zu thun. In Luzern gingen die liberalen Führer über die Grundlage 
der Reform nicht einig. Nirgends herrſchte wirkliche Zufriedenheit mit 
dem Projeft. Den höheren nationalen Anforderungen wurde entgegen: 
geftellt, daß e8 unter den vorhandenen Umftänden unmöglich fei, weiter 
zu gehen, Um fo mehr fuchte ſich der Heinlihe Kantönligeift geltend 
zu machen. Ohne größere politifche Errungenſchaft wollte man aud) 
nicht gern das Dpfer öfonomifcher Intereſſen tragen. 

Als jebt die Tagſatzung in ihrer außerordentlihen Situng im 
März 1833 über den Bundesentwurf zu berathen hatte, wurden Muth 
und Geduld auf die Probe geftellt. Nicht weniger ald neun Stände 
waren über das vorgejchlagene Werk ganz hinweg gegangen. Aus den 
anderen Kantonen famen gegen 500 Inftruftionsartifel, die durchgear— 
beitet werden mußten. Die Eidgenofjenihaft war in zwei feindliche 
Lager gefpalten. In Schwyz ſaß eine fürmliche Gegentagfagung. Eine 
Zeit lang ſchien es unmöglih, zu irgend einem Refultat zu kommen. 
Eine Gefandtfhaft nah der anderen verließ die Sigungen in Zürich. 
Die Behörde lief Gefahr, völlig gelähmt zu werden und zur Nullität 
herabzufinfen. Nur eine Abänderung des Reglements konnte forte 
dauernde Berathung fichern. Faſt drei Wochen vergingen, um die 
Standesjtimmen für diefen Beſchluß zu ſammeln. Zu Allem fam die 
Ungunft der öffentlihen Meinung, die auf die Tagherren drüden mußte. 

Die Inappe Mehrheit von Ständen harrte indeß aus und führte 
die Verhandlung über den Entwurf zu Ende. Eine Kommiflion, in 
welcher jeder der theilnehmenden Kantone durch einen Gefandten ver: 
treten war, bejhäftigte fih in 35 langen Sikungen mit der Umarbeitun. 
Neuer Schwung Fonnte nicht mehr in die Revifion gebracht werden, 
nahdem die Kritif der Gr. Räthe der Arbeit fo arg zugeſetzt hatte. Faſt 
jeder Gefandte brachte im Namen feines Standes gewiſſe unerläßliche 
Bedingungen, jo daß eine Mebereinftimmung nicht anders als durch das 
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Syſtem mechjelfeitiger -Zugeftändnifie erzielt werden fonnte. Nachdem 
die Kommiſſion gefejien, hielt die Tagſatzung nur noch eine formelle 
Nachlefe. Am Ende ging das Werk aus ihren Händen weiter gefchmä- 
lert und verftümmelt hervor. Die Lichtfeite des erften Entwurfs lag 
in der Möglichkeit durchgreifender materieller Reformen. Der Fisfalität 
der Kantone zulieb wurden jett die Befugnijje der Bundesgewalt in 
mehr als einer Beziehung bejchnitten. Die verfchiedenen Garantieen 
für den freien Verkehr wurden wefentlih geſchwächt, die alten Zölle im 
Umfang der ganzen Eidgenofienfchaft wieder aufrecht geftellt, eine Re— 
vifion des Zollweſens nur innert diefen Schranken gewährt. Der Be: 
zug von Verbrauchſteuern jollte den Kantonen völlig freiftehen und nur 
ohne Hemmung des Iranfits geſchehen. An die Stelle der vorgejchla: 
genen Gentralifation des Poftwefens trat eine bloße Beauffichtigung. 
Die Einführung von gleihem Maß und Gewicht ward auf die lange 
Bank gefhoben, das Pulvermonopol dem Bund entzogen, im Münz- 
weſen ftatt des früher empfohlenen franzöfifhen Münzfußes das Erperi- 
ment eines eigenen Münzfußes aufgeftellt. Auch im Militärwefen follte 
die Eidgenoſſenſchaft weniger Befugnifje erhalten. Auf ein paar jam— 
mernde Vorträge von Waadt behielt fogar jeder Kanton das Recht, feine 
Milizen nad Gutdünfen zu uniformiren. In politifher Beziehung 
wurden die Gejandien an der Tagſatzung wieder ftrenger an Inſtruk— 
tionen gebunden und das freie Stimm: und Vorſchlagsrecht ganz ge: 
nommen oder auf ein Minimum reduzirt. Die Bundesrevifion follte 
zwar fchon nad ſechs Jahren wieder zuftehen, aber der Beihluß von 
14 Stimmen an der Taafatung abhängig jein. Nur in Bezug auf 
freie Niederlaffung und einzelne andere Rechte enthielt der neue Ent— 
wurf etwas erweiterte Garantien, Im Ganzen trugen die Abänderungen 
den Stempel des reagirenden Kantonaleigennuges. Der Gedanke einer 
billigeren Nechtsaleichheit im Bunde durfte jich fo gut wie gar nicht 
mehr hervorwagen. An der Tagfatung unterblieb eine allgemeine Ab: 
jtimmung über den abgeänderten Entwurf, weil fie wogegen fein 
günftiges Ergebniß geboten hätte; den Ständen felbft wurde der weitere 
Entſcheid anheinngeitellt. 

Herrichte bereit3. wenig freudige Zuſtimmung zu dem erften Ent: 
wur, fo ſank die lebendige Theilnahme weiter herab, nachdem das Werk 
nicht verbejjert, fondern verſchlimmert war. An der Wahl, entweder 
auf die ganze Reviſion zu verzichten oder den gebotenen Fortſchritt troß 
aller Mängel anzunehmen, rieth ein Theil der vadifalen Führer, ji 
um den Entwurf zu fchaaren, und um aus der Unbeweglichfeit im 
Bunde herauszufommen und der Gefahr einer gänzlihen Auflöfung vor: 
zubeugen, zumal da nach ſechs Jahren eine neue Revifion vorgenommen 
werden könne. In diefem Sinne ſuchte man-namentlih von Zürich aus 
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auf die Naterlandsvereine einzumirfen. Aber an manden Orten mochte 
fich die entfchiedenere Nationalparthei nicht an das Wert als bloßen 
Nothbehelfer anflammern, fondern verwarf die ganze Grundlage, die 
dem Prinzip der Regeneration nicht entfpradh, in der Hoffnung, zu einem 
eidgenöffifhen PVerfafjungsrath zu gelangen. Auf der andern Geite 
entwaffneten alle Konzeffionen an die Kantonalfouveränität die grund- 
fätlichen Gegner der ganzen Reform nit. Von den Ariftofraten und 
Klerifalen wurde nur um fo nahdrüdlicher gegen den Entwurf agitirt, 
je weniger Uebereinſtimmung im liberalen Lager herrſchte. Durch die 
Nerwerfung hoffte man einen Schlag gegen den ganzen vorwärts ftres 
benden Geift der Nation auszuführen. 


Mit der Annahme aing der Gr. Rath des Vororts Zürich voran, 
indem er, unter Vorbehalt einer Bolksabftimmung, fowie des unbeding- 
ten Beitrittes einer Mehrheit von 12 Ständen, dem Entwurf mit 124 
gegen 54 Stimmen feine Zuftimmung ertheilte (20. Juni). Es folg: 
ten die Gr. Räthe von Solothurn, Luzern, Bern, Freiburg, Thurgau, 
Glarus, Schaffhaufen, Bafeland. Nur mit Mühe Tonnte der Beitritt 
in St. Gallen entjchieden werden. Bei den Widerfprüchen von lints 
und rechts war hier wenig Ausficht für eine günftige Volksabſtimmung 
vorhanden. In Graubünden verflaufulirte der Gr. Rath die Annahme 
und behielt fih Hinterthüren offen; ähnlih in Genf. Den erften wirf: 
lichen Strid dur die Rechnung machte Waadt, wo der Eifer für die 
Selbftherrlichfeit feine Grenzen Fannte. Vergebens wandte Monnard 
feine ganze Beredtſamkeit auf, um die Bedenken zu befhwichtigen. Nach 
dreitägigen Debatten verwarf der Gr. Rath den Entwurf und drang 
auf eine neue Berathung an der Taafatung, wofür wieder ein ganzer 
Bündel von Inftruftionsartifeln in Bereitfchaft gefeßt wurde. Mit der 
Vollsabitimmung fohritt Solothurn voran. Das Refultat war wenig 
ermuthigend. Obgleich die leitenden Staatsmänner, wie Joſ. Munzinger, 
fih mit allem Eifer zu Gunften der vorgefchlagenen Neform erflärten, 
fanden fih doh nur 1875 wirklich annehmende Stimmen, während 
4030 Stimmen — Dank der Agitation der katholiſchen Vereine — ver: 
warfen. , Durch die Zuzählung der Nichtftimmenden erhielt der Ent: 
wurf eine blos fünftlihe Mehrheit (30. Juni). Günftiger war die 
Volksabſtimmung in Bajelland, mo 3000 gegen 400 annahmen. 


Den Ausfhlag follte jet Luzern geben. Die Ausſicht, Bundes: 
fig zu werden, mußte für biefen Kanton etwas Lodendes haben. Der 
Gr. Rath trat mit der großen Mehrheit von 71 gegen 4 Stimmen 
bei. Nur Kafimir Pfyffer, Hertenftein, Baumann und Paul Trorler 
ftimmten dagegen und verwahrten das Necht der GSelbftkonftituirung des 
Schweizervoll3 zu Protokoll. In den regierenden Kreifen hielt man 
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fi fiher und that wenig, um auf die Meinung einzumwirfen. Aber in 
der Mafje der Bevölkerung arbeitete die radifale Abneigung mit der 
klerikalen Oppofition zufammen. Won der Tletteren Seite inäbefondere 
wurden alle Hebel angefett, um das Volk zur PVerwerfung anzutreiben, 
troß der Mahnung desBifchofs an den Klerus, fih vom Tummelplate der 
Vartheileidenfchaften fern zu halten. Die freie Niederlaffung und die man: 
gende Klöftergarantie waren die hauptſächlichſte Zielſcheibe der pfäffiſchen 
Anfeindung. Der Ruf der Religionsgefahr ertönte durch den ganzen 
Kanton. Bei der Abftimmung verwarf das Bolt den Bundesentwurf 
mit 11,412 gegen 7307 Stimmen, zu weldhen lebteren auch die Ab: 
mejenden zählten (7. Juli). Das berrfchende liberale Syſtem in Luzern 
erhielt dadurd) einen ſchweren Schlag. Die Merifale Parthei mit ihren 
ochlofratiichen Genofien triumphirte. Im erften Schreden alaubte fich 
die Negierung einer förmlichen Neaction gegenüber und traf Sicherheits: 
maßregeln, um den Sitz in Luzern gegen einen etwaigen Gewaltſtreich 
zu jhüßen. Die fieben Stände des Garantiefonfordats wurden zum 
Aufiehen gemahnt. Die Ordnung ward inder nicht geftört. 

Die Bundesreform fiel damit für den Augenblid zu Boden. Bei 
der Enthaltung fo vieler Kantone und dem Rückzug anderer war feine 
Hoffnung mehr vorhanden, dak fich noch zwölf Stände um den Ent: 
wurf fhaaren würden. An Thurgau ließ man zwar noch nachträglich 
das Volk abjtimmen — 8651 gegen 2253 Stimmen nahmen bier an — 
aber in den anderen Kantonen wurde die weitere Abftimmung für über: 
flüffig gehalten. „Im Ganzen und meift aller Orten waltete planlofes 
Schwanfen, oder muthlofes Hinbrüten, oder bloße Neugier nad) dem, 
was die launige Zeit noch alles hervorbringen mwerbe.“*) 

Unterdeß war die Tagſatzung am 1. Juli wieder in ordentlicher 
Situng zufammengetreten. Ihr gegenüber ſaß auch die Gegentagſatzung 
in Schwyz und erflärte von Neuem trotzig, daß fie die Beichlüffe der 
recht3: und bundesmwidrig zufammmengefeßten Nerfammlung in Zürich weder 
als gültig noch als verbindlich anfehen könne. Auch die fremde Diplo- 
matie grollte.e Mit Ausnahme des franzöfifchen Geſandten erichien kein 
ausmwärtiger Vertreter bei der Eröffnung der Tagſatzung. In den eriten 
Tagen waren indeß die fiberalen Vertreter in der Bundesbehörde noch 
guten Muths. Bereits glaubte man die Rollen im neuen Bunde aus: 
teilen zu fünnen. Da fam der unerwartete Schlag aus Yuzern, der 
fo viele Mühe und Geduld umfonft machte. Die Tagherren riethen in 
Konferenzen hin und ber, mie dem Werke mi dr aufgeholfen werden 
fönne, aber zu einem Entſchluß fonnte man fich nicht einigen. 

Auf die Luzerner Nadifalen, die der Annahme des Bundesentwurfs 


*) Baumgartner, Bd. I, ©. 424, 
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entgegen gearbeitet hatten, fiel der bleibende Vorwurf, daß fie das Kind 

mit dem Bade ausgefchüttet hätten. Aber eine noch größere Schuld 
trug das Mäglihe Juſtemilieu, das von Hundert ängftlihen Bedenken 
erfüllt 'war und den Bund verjüngen zu können glaubte, ohne das 
Grundprinzip der Regeneration auf denfelben anzuwenden. Der Ent: 
wurf litt an dem ſchweren Widerſpruch, daß er eine centrale Spite 
(Bundesrath) ohne eine nationale Grundlage (billige Vertretung des 
Schweizervolts) fchaffen wollte. Die Einwendung von Dr. Kafimir 
Pfyffer, dem erften gründlichen Anreger der Reform, daß die verftärkte 
Bundesgewalt Gefahr bringe, wo eine der freien Entwidlung ungünftige 
Minderheit das Heft in Händen behalte, hatte jedenfalls ihre Berech— 
tigung. Die radifale Parthei, die das mangelhafte Werk verwarf, 
hoffte auf eine Verbefjerung — einen Verfaſſungsrath. Darin ſollte 
ſie ſich täuſchen. 


Hoch ein Vermittlungsverſuch in der Basfer- und Schwyzerfrage. 


Die Basler: und Schmwyzerfrage famen durch die Aehnlichkeit ihrer 
Sntwidlung, dur die Sarner Konferenz und die gemeinfame Sonder: 
ftellung im Laufe des Jahres 1833 in immer engeren Zuſammenhang. 
Ihr Gang ift deßhalb mit einander zu verfolgen, bis auch die Entſchei— 
dung gleichzeitig eintritt. 

Durch die Beihlüffe der Tagſatzung vom 5. Dftober 1832 war 
die partielle Trennung im Kanton Bafel anerfannt. Jeder der bei— 
den Theile follte binnen Monatöfrift feine Ausfhüffe für das Theilungs- 
und Ausſcheidungsgeſchäft ernennen. Aber da die Stadt gegen den eid— 
genöffischen Entſcheid proteftirte, unterblieb die Vollziehung. Der Land: 
rath von Bafelland wählte die Ausſchüſſe, die Stadt that feinen Schritt 
dazu troß aller Aufforderungen des Vororts. Jede wirkliche Auseinan— 
derfegung wurde dadurch verhindert und der fortwährende Zündſtoff 
mußte die Gemüther in Spannung und Aufregung erhalten. Die Land: 
Ihaft hatte mit den größten Schwierigkeiten zu fümpfen, um ihr junges 
Gemeinweſen einigermaßen einzurichten, Bet der verweigerten Vermö— 
gensvertheilung verfeßten namentlich die finanziellen Bedürfniffe in Ver— 
legenheit. Dazu kamen die unfichern Verhältniffe, die allen Kredit raub: 
ten. Mit der Entziehung der Verwaltung waren von Geite der Ba: 
ſelſchen Beamten auch die Hypothefenbücher und Bürgichaftsprotofolle auf 
die Seite gebracht. Vergebens verlangte die Regierung der Landichaft 
die Herausgabe diefer Bücher. Zur GSelbithülfe wurde am Ende auf 
alles in Bafelland ruhende, dem Staat und der Stadt Bafel, fo mie 
ihren Korporationen und Bürgern zugehörende Vermögen Beichlag ge: 
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legt. Ein umftändlides Memorial rechtfertigte diefe revolutionäre Map- 
regel: Bajelland befinde jih im Zuſtand der Nothwehr gegen Bajel, 
welches die Landſchaft verftogen habe, um die Anarchie zu organifiren 
und das Land zur Verzweiflung und fo wieder unter die Gewalt ber 
Stadt zu bringen. Die eidgenöffifchen Kommifjäre, die noch über den 
Landfrieden zu wachen hatten, legten Verwahrung gegen die Mafregel 
ein und der Vorort verlangte Susipenfion der Vollziehung, bis die Tag: 
ſatzung die geeigneten Entſchließungen gefaßt habe. Die Regierung von 
Bafelland fusfpendirte darauf den Sequefter auf Privateigenthum, hielt 
aber die Reprejjalie in Bezug auf öffentliches Vermögen aufrecht. 

Eine andere Verlegenheit für die neue Ordnung der Dinge in der 
Landſchaft lag in der Geiftlichkeit. Faſt ſämmtliche reformirte Pfarrer 
waren Städter, befanden ſich noch unter der dortigen Hoheit und mad: 
ten offen oder im Stillen Propaganda gegen die GSelbftftändigkeit der 
Landihaft. Um in diefer Beziehung durchzugreifen — nachdem bereits 
mehrere Geiftlihe von ihren Gemeinden vertrieben waren — beichloß 
der Landrath am 6. Dez. 1832, daß alle Pfarrer den Verfaſſungseid 
leiften und geloben follten, nur die Behörden von Bajelland als ihre 
Oberbehörden au in Firchlihen Angelegenheiten anzuerkennen. Da ji 
die Bafelfhen Geijtlihen diefer Huldigung nicht unterziefen wollten, 
verloren 21 derjelben ihre Stellen. Zum Abzug aus den PBfarrhäufern 
wurde der furze Termin von 14 Tagen gejegt. Wehnlich ging es einem 
Theil der Schullehrer. 

Im Mai 1833 wurde das eidgenöfjische Kommifjariat mit der Mei: . 
nen Abtheilung eidg. Kavallerie, die noch in der Landſchaft lag, zurüd: 
gezogen. Der Landfriede follte fich jebt von felber aufrechthalten. Aber 
die Tagjakung that nichts zur Herſtellung einer feiteren Ordnung. Der 
Trennungsbefhluß blieb unausgeführt, indem die Stadt nicht ernitlich 
angehalten wurde, die Ausjcheidung vorzunehmen. Die Landſchaft mochte 
jih mit ihrem Sequejter helfen; die Tagſatzung wollte nicht dagegen 
einſchreiten. In Bafel felbjt erhoben jich dringende Stimmen, dem pein: 
lihen Zuftand ein Ende zu machen und fich lieber in eine totale Tren— 
nung zu fügen. Aber die herrichende Parthei gab die Hoffnung auf 
Wiederunterwerfung der abgelösten Gemeinden nicht auf und verrannte 
ih immer tiefer in die verderblihe Sonderftellung. 

Einen fortwährenden Zankapfel bildete gegenwärtig die Gemeinde 
Diepflingen. Diejes fleine Dorf, nahe am Ausgang des Hombur: 
gerthales, größeren Theil von abgelösten Gemeinden umſchloſſen, ent: 
ſchied fich bei der Abjtimmung zuerjt für die Stadt und dann, nachdem 
das Ergebniß bejtritten war, für die Landſchaft. Die Tagſatzung er: 
fannte die zweite Abjtimmung nicht als gültig an und ſchied die Ge— 
meinde dem Stabttheil zu. Darauf bildete jih ein Verhältnig, wonach 
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die Mehrheit der Bürger weder Bafel noch Lieſtal gehorchte, fondern 
fich unter eidgenöfjifschen Schuß ftellte. Als die Kommiljäre mit den 
eidgenöfjischen Neitern fortzogen, ſuchten die Basler Beamten ihre volle 
Autoriiät wieder geltend zu machen. Don Gelterfinden aus wurden, mit 
bewaffneter Erecution, VBerhaftungen vorgenommen und der (Freiheit: 
baum umgehauen. Zur Bergeltung folgte ein Kleiner Freifchaarenzug 
aus den abgelösten Gemeinden, der einen Umſchwung in der Ortjchaft 
hervorrief. Diepflingen erklärte ſich jeßt in einer förmlichen Alte, An: 
geſichts der Eidgenofjenfhaft, ald unabhängiges Gemeinweſen, jedoch be— 
veit, fich der Landſchaft anzuſchließen (20. Mai). Die Heine Republik 
mit 59 Aktivbürgern hatte indeg nur eine Woche lang Beitand. Der 
Vorort wollte ihre Selbitftändigfeit nicht anerkennen und fie auch der 
Landſchaft nicht zumeijen. Die contrerevolutionäre Parthei wurde Mei: 
fter und die Gemeinde unkerwarf ſich wieder dem Stabttheil. Aber e3 
blieb ein halber Kriegszuftand, der am Ende den Anlaß oder Borwand 
zur Entwirrung de ganzen Knotend geben jollte, 

Gehen wir zu Shwyz über, fo hatten die getrennten äußeren Be: 
zirke ih im Mat 1832 als fürmliher Kanton „Schwyz äußeres Land“ 
conftituirt. Alle neuen Bergleichsverfuche, die der Vorort vornahm, 
fheiterten an dem Widerftreben beider Theile, nachdem die Sarner Kon: 
ferenz den Riß noch erweitert hatte. Die Tagſatzung fträubte ſich lange 
gegen die Anerkennung der Trennung; aber unvermögend einen durch— 
greifenden Schritt zur Wiedervereinigung zu tyun und aufgebracht über Die 
. Widerfeglichkeit des alten Landes biß jie am Ende in den fauren Apfel. 
Durch Beihluß vom 22. April 1833 wurde das äußere Land als befonderer 
Halbfanton mit Vertretung an der Tagfagung anerkannt und Wieder— 
vereinigung nur zu allen Zeiten offen gelaſſen. Zur Feier diefer Er: 
rungenfchaft leuchteten Freudenfeuer auf den Höhen. Landammann Joa: 
him Schmid von Lachen konnte als erjter Gefandter den Gib in der 
Zagfagung einnehmen. Die Landsgemeinde bezeugte der Eidgenofjen- 
haft ihren Danf. Das alte Schwyz dagegen proteftirte von der Son: 
dertagjagung aus und brütete über reactionäre Pläne. 

Unterdep wurden von einzelnen Ständen neue Anftrengungen ge: 
macht, um noch einmal ſowohl in der Schwyzer als Basler Frage zu 
vermitteln. Dahin arbeitete befonders die Graubündner Regierung. 
Ein Antrag derfelben auf Abhaltung einer allgemeinen Vermittlungs- 
konferenz wurde vom Vorort mit einem Kreisjchreiben den Ständen über- 
mittelt, erhielt aber feine zuftinnmende Mehrheit. In der ordentlichen 
Tagfakung bradte Graubünden den Vorschlag von Neuem vor. Außer: 
Schwyz erklärte fih zur Theilnahme am Vermittlungswerk geneigt, Ba— 
jeland ſprach fi) dagegen aus und begehrte Vollziehung der Tagſatzungs— 
beſchlüſſe. Die Tagjagung konnte zu feinem Entjcheid kommen, indem 
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nur 11 Stände für die Zufammenberufung der beantragten Konferenz 
ftimmten. Der Vorort Zürich übernahm es nun von fi aus, diefe Konz 
ferenz auf den 5. Auguft 1833 nad Zürich atızzufchreiben. Die unbe: 
theiligten Kantone jollten nichtinftruirte Deputirte, die beiden Theile 
von Schwyz und Bafel Hingegen Vertreter mit den nöthigen Voll: 
machten abordnen. Die Sarnerjtände famen in ihrer Sondertagfatung 
zu dem Entſchluß, fi zur Beſchickung der Konferenz bereit zu erklären, 
jedoch unter Vorbehalten, die von vorneherein auf Ablehnung aller Zu: 
geftändnijje deuteten. Auch Außer-Schwyz und Bafeland wollten Theil 
nehmen, lebteres indeß unter der Bedingung, daß Baſelſtadt von der 
Sarnerkonferenz zurüdtrete und Bajelland als ſelbſtſtändigen gleichbe— 
rechtigten Theil anerfenne. Gefchehe dies nicht, jo follten die Deputir- 
ten der Landſchaft blos anhören, aber fi in Feine Vermittlung einlaſſen. 
Die Bereitwilligkeit wurde blos auf drei Wochen beſchränkt, nad deren 
fruchtlofem Verlauf Bafelland die Konferenz als gefcheitert anfehen und 
wieder auf Bollziehung der Tagſatzungsbeſchlüſſe dringen wollte, 

So waren die beiden Fragen noch einmal auf die Mühle der Ber: 
mittlung geleitet. Uber in demfelben Augenblide bereiteten ſich Dinge 
vor, die eine ganz andere Entjheidung bringen follten. 


Schwyz und Baſel ſchlagen los. 


Die Vermwerfung des Bundesentwurfs durch das Volk des Kantons 
Luzern bildete einen bedeutungsvollen Wendepuntt. Das Scheitern der 
mühſamen Reformarbeit mußte nieberjchlagend auf die ganze Regene— 
ration wirken, Im Lager der Ariftofraten und Klerifalen fühlte man 
fih dagegen auf's Höchfte ermuthigt. Man hoffte nun auch den neuen 
Drdnungen in den Kantonen zu Leibe gehen zu können und rechnete dabei auf 
die Spaltung unter den Liberalen. Die reactionären Umtriebe mehrten 
ih an allen Orten. In der Prefje trat die Oppofition mit immer fede: 
rem Hohn auf. In Luzern, Solothurn und Aargau agitirten die Fatho: 
liſchen Vereine. Adreſſen und Zuſchriften fpornten den Widerftand der 
Urkantone. Der Sarnerbund bildete den Mittelpunft, von wo aus die 
gemeinfamen Fäden gejponnen wurden. Mit Proteftationen wollte man 
ih nicht mehr begnügen, fondern zur That fchreiten. Der Tagfakung 
traute man feine Kraft zu gegenüber energifhem Handeln. Die leiden: 
Ihaftlichiten Treiber waren die Matadoren von Schwyz, die fich in der 
Sonderkonferenzg nicht fcheuten, auf Anknüpfungen mit den fremden 
Mächten zu dringen. Bon Schwyz ging denn aud) die erfte Lofung aus. 

Un einem Vorwand zur Waffengemalt konnte es bei der Herrfchen: 
den Spannung in Schwyz nicht fehlen, Den reactionären Bemühungen 
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war e8 gelungen, die äußern Bezirke theilweife zu trennen und eine Par: 
thei in denfelben zu bilden, die fich wieder Alt-Schwyz hingeben wollte. 
Der mit Eifer ausgeftreiite Samen ging namentlich in Einfiedeln und 
Küßnacht auf. In letzterem Bezirke begehrten die Altgefinnten bereits 
am 7. Juli die Abhaltung einer Bezirfägemeinde, um einen Webertritt 
zu den Sarnern zu bewirken. Der Bezirksrath, an der Spike Land: 
ammann Stußer, flug dies ab. Da begannen Unfugen und Schläge: 
reien. Die gerichtliche Unterfuhung z0g eine Verhaftung nad) fi. Der 
Sarner Anhang rottete fih zufammen, um den Verhafteten zu befreien 
(29. Juli). Bon den Gegnern zurücdgedrängt, fhidte derfelbe eiligft 
Boten um Hülfe nah Arth. Bon hier erfchienen zwei Abgeordnete und 
boten ihre Vermittlung an, mit der Erklärung, daß, falls dieſe nicht an- 
genommen werde, Truppen von Alt-Schwyz einrüden würden. Die Be: 
börde von Küßnacht flug die Vermittlung ab und begehrte noch den— 
felben Abend von Luzern Hülfe gegen die angedrohte bewaffnete Unter: 
vention. Luzern berichtete fogleich dem Borort, rief Truppen ein, ſchob 
eine Kompagnie an die Grenze und fandte Altſchultheiß Amrhyn nad 
Küßnacht. 

Unterdeß hatte die Regierung in Schwyz bereits Mannſchaft auf: 
geboten und dem Oberſten Abyberg Vollmacht ertheilt, auf den erften 
Ruf Küßnacht zu beſetzen. Von der rcactionären Parthei blieb das 
förmlide Geſuch um militärifhen Beiftand nicht aus. So rüdte Oberſt 
Abyberg am 31. Juli früh um vier Uhr mit 600 Mann und 4 Sechs- 
pfündern von Arth nah Küßnacht. An der Grenze des Bezirks trat 
ihm Altfchultheig Amrhyn, begleitet von Landammann Stuber mit der 
Luzerner Standesfarbe entgegen und proteftirte im Namen der Eidge- 
nofjenihaft gegen die Beſetzung des Gebiets. Abyberg — eidgenöffischer 
Dberft — ermiderte, daß er feine andere Eidgenoſſenſchaft anerfenne, 
als diejenige, welche dermalen in Schwyz tage, und marſchirte weiter 
nah Küßnacht, deſſen Bewohner ſich zur Gegenwehr aufgeftellt hatten, 
auf Anrathen Amrhyns aber ihre Waffen niederlegten. Ohne Wider: 
ftand zog Abyberg in Küßnacht ein, nahm Verhaftungen vor und erflärte 
den bisherigen Bezirksrath für aufgelöst. Als Amrhyn feine Verwah— 
rung gegen dieſes Verfahren erneuerte, wurde er ſelbſt mit Verhaftung be= 
droht und genöthigt, das ſchwyzeriſche Gebiet zu verlajien. Landam— 
mann Stutzer wurde gefangen nah Schwyz geführt. Der Sarnergeneral 
richtete in Küßnacht fein „Hauptquartier“ ein, von wo prahleriihe Bülle- 
tind ergingen: „Wir werden unfere Stellung behaupten gegen eitle Pro— 
teftationen wie gegen Waffen.“ Er wartete nur auf einen Aufſtand im 
Kanton Ruzern, um diefem die Hand zu bieten. Aber die Elerikale Rar- 
thei in Luzern wagte e3 nicht, mit loszufchlagen. Das dortige Truppen 
aufgebot fand den willigften Gehorfam. Bon den Schußvereinen rüd: 
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ten gegen 400 bewaffnete Freiwillige in die Stadt. Eine kräftige Prokla— 
mation der Regierung belebte und beruhigte das Volk. 

Auh an der Tagſatzung raffte fich die große Mehrheit zu raſchem 
und energifhem Handeln auf. Die Gejandten der regenerirten Kantone 
fühlten, daß das Mefjer an die Kehle gefeßt werde. Der Landfriedend- 
bruch erſchien um jo flagranter, al3 gerade in diefen Tagen die Konfe— 
renz zur gütlichen Beilegung der Zerwürfniffe in Schwyz und Bajel 
ftattfinden ſollte. Dffen ſprach man die Ueberzeugung aus, daß es fich 
nicht um einen einzelnen militärifchen Zug, fondern um einen weit ge: 
henden reaftionären Plan handle. Nach kurzer Berathung wurde fofor: 
tige Aufjtellung des ganzen eriten Kontingents der Kantone Züri, Bern 
und Luzern, und der Hälfte des erjten KontingentS von Glarus, rei: 
burg, Solothurn, Schaffdaufen, St. Gallen, Aargau, Thurgau, Waadt 
und Genf beſchloſſen. Ferner follte die andere Hälfte des erften Kon- 
tingent3 dieſer leßteren Kantone, jo wie das ganze erfte Kontingent von 
Zug, Appenzell, Graubünden, Tefjin, Wallis und Bajelland aufs Piket 
gejtellt werden. So wurden 18,000 Mann unter die Waffen gerufen, 
weitere 12,000 Mann in Bereitfchaft gehalten. Ein Korps von 5 bis 
6000 Mann jollte fofort auf Luzern und Küßnacht vorrüden und letztern 
Drt befeßen, andere Truppen waren zum Schuß der übrigen gefährdeten 
Punkte beftimmt. Landammann Nagel von Appenzell und Schultheiß 
Schaller von Freiburg wurden zu Kommiſſären ernannt. 


Darob erihrad der Sarnergeneral. Im Bezirt Küßnacht ſelbſt 
wollte e8 ihm nicht gelingen, eine offene Gemeinde abzuhalten, um den 
Wiederanſchluß an Schwyz zu bewirken. Ausden beiden andern Urkantonen, 
die von der Regierung von Schwyz zur Hülfe gemahnt worden, kam 
der erwartete Zuzug nicht. Auch jonft blieb jede ermuthigende Nachricht 
aus, während die eidgenöfliihen Heeresfolonnen im Anmarſch waren. 
Der Sarnergeneral fand es daher am Flügften, jih aus dem bisherigen 
„Hauptquartier“ in die feitere Stelung Hinter Tell's Kapelle ob Im— 
menfee zurüdzuziehen. Auf Weifung. der Regierung von Schwyz ging 
er am Abend des 3. Auguft ganz ins innere Land zurüd. 

Die Erpedition war damit fehlgefchlagen. Keine Kugel hatte ger 
pfiffen, Fein Tropfen Blut war vergoſſen. Die fchnelle Retivade auf 
die prahlerifhen Bülletins machte den Feldzug mehr komisch als tragisch. 
Anders follte e3 im Kanton Bajel gehen, wo der zweite Schlag fiel. 

An Bafel ftüste man die Hoffnung einer Wiedereroberung der 
abgelösten Landſchaft auf die Verbindung mit den treugebliebenen Ge: 
meinden. Die Landfchaft zwifchen die drei feuer der Stadt, des Gel: 
terfinder= und Reigoldswylerthales zu nehmen, war der Plan, den man 
militärifch immer verfolgte. ine außerordentlihe Kommifjion, die ji) 

11 


— 112 — 


zum Theil der Kontrole des Kl. Raths entzog,*) hielt die Fäden für 
alle Eventualitäten in Händen. Die Basler Beamten in den obern 
Thälern entwidelten einen ungemejjenen Eifer, um die treuen Gemeinden . 
in feindlihem Gegenſatz zu der Landichaft zu erhalten und ftet3 fchlag- 
fertig zu machen. Längſt waren Anftalten für ein Signal auf der 
Hohwache am Vogelberg getroffen, das nur angezündet zu werden brauchte, 
um fchleunig den Ruf der Bereitihaft nad Bafel zu bringen. Um bie 
Zeit des Küßnachter Zugs verdoppelten die Beamten ihre Thätigfeit. 
Bon Bafel wurden wieder fünf Offiziere gefandt, um die militärischen 
Anordnungen zu leiten. Ihrerſeits gerieth die landſchaftliche Regierung 
bei der erjten Nachricht von dem Schwyzer Streich in Unruhe und fing 
an zu waffnen, da jie einen ähnlichen Ueberfall von Baſel beforgte. 
Neue Reibungen um die Gemeinde Diepflingen follten jetzt den Anlaß 
oder Vorwand zu einer wirklichen Erpedition geben. Die Verhaftung 
von zwei Bürgern aus einer abgelösten Gemeinde in Diepflingen we: 
gen Händeln mit dortigen Landjägern und die Abfügrung derfelben nad) 
Baſel rief Lärm bei den Landichäftlern hervor. In der Naht vom 1. 
auf den 2. Augujt fammelten ſich Eleine Schaaren um das Dorf her: 
um; mehr blind al3 ernjtlih wurde mit Schüfjen gegen einander demon— 
fhirt. Es war ein Geplänfel, wie der beftehende halbe Kriegszuftaud 
häufig veranlaßte. Sofort wurden Feuerzeichen bei Gelterfinden und 
Rünneburg angezündet und darauf loderte auch das Signal auf der 
Hohmwahe am Vogelberg. Der Nebel hinderte, daß das Signal in Ba— 
fel gejehen wurde. Am andern Morgen in aller Frühe fchidte der Statt: 
halter in Gelterfinden auch die fchriftliche Meldung nah Bafel, „eine 
Mannſchaft ſei aufgejtellt, er erwarte den Ausmarſch von Baſel.“ Drin- 
gende Boten folgten mit übertriebenen Berichten von fortdauernden Feind: 
jeligfeiten und der faljchen Nachricht von der Einnahme Diepflingens 
durch landſchaftliche Scharfſchützen. Nachts loderte das Signalfeuer auf 
der Hochwache noch einmal, 

Spät Abends am 2. Auguft verfammelte fi der Kl. Rath in Ba: 
jel. ine aufgeregte Menge drängte fih am Rathhaus. Die auferor: 
dentlihe Kommifjion verlangte Vollmacht, den treuen Gemeinden Hülfe 
zu leijten, reſp. die Landfchaft wieder mit Gewalt zu unterwerfen. Im 
Schoos der Regierung erhoben ſich die ernfteften Bedenken. Man ſchil— 
derte die ſchwere Verantwortlichkeit bewaffneter Selbfthülfe in dem Au- 


*) Bei dem Zug nad) Gelterkinden, wo die Garnifönler über badifches Gebiet 
geführt wurden, wußte der Kl. Rath nichts von diefer Anordnung. Die Voll- 
machten der Kommiſſion gingen fo weit, daß fie bei dem neuen Auszug von fid 
aus hätte handeln können, ohne den Kl. Rath zu fragen, (Heusler’s Gejchichte der 
Trennung). 
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genblide, wo eine eidgenöffifche Vermittlung bevorftehe. Die Mehrheit 
verweigerte die unbedingte Vollmacht. Da erhob fih ein Mitglied der 
Militärtommiffion und wollte den Saal mit den drohenden Worten ver: 
laſſen, „er werde dem Volke Diejenigen nennen, welche die bedrängten 
Freunde preisgeben.” Diefe Appellation an den Terrorismus der fana= 
tifch aufgeregten Menge vor dem Rathhaus lähmte den befjeren Sinn. 
Die Mehrheit gab nah und ertheilte die Vollmacht, doch mit der Be- 
dingung, dem Gemeinderath von Lieftal fofort durch Erprefjen zu ſchrei— 
ben, „daß wenn von nun an Berichte von fortgefegten Feindſeligkeiten 
gegen die getreuen Gemeinden einlangen follten, man hieſigerſeits alfo- 
gleih mit Waffengewalt dagegen einfchreiten werde.“ Sobald indeh die 
Sade in die Hände der auferordentlihen Militärtommiffion gelegt war, 
handelte dieje dictatorifh. Das Schreiben wurde nah Lieftal gefchidt, 
aber feinerlei Antwort abgemartet. 


Schon um 3 Uhr Morgens am 3. Auguft wurde Alarm gefchla- 
gen. Für die Erpedition waren alle Vorbereitungen getroffen. Sie be: 
ftand aus zwei Kolonnen. Das Hauptkorps unter Oberft Viſcher, 
Truppen der Standesfompagnie und des Kontingents, 800—1000 Mann 
mit 4 Sechspfünder-Kanonen und 2 Siebenpfünder-Haubigen, jollte über 
die Bird nad Liejtal rüden. Das Referveforps unter Oberftl. Weit: 
nauer, 500 Mann ftarf, follte die Linie der Bird behaupten und all: 
fälligen Zuzug verhindern. Der Chef des Hauptforps hatte nur nad 
langem Sträuben und mit Widerwillen dad Kommando übernommen. 
Während der Zerwürfnifje hatte er oft kräftig für Nachgiebigfeit gefpro- 
hen und vor der Gefahr gewarnt, der eidgenöfjifchen Mehrheit feind: 
lich entgegenzutreten. Set konnte er nicht umhin, das Unheilvolle des 
Unternehmens zu fühlen. Daher die Unficherheit, die fich in der Lei- 
tung zeigte. 

An der Pandfhaft war man nur unvolljtändig gerüftet, da man 
noch an dem raſchen Ueberfall gezweifelt hatte. Ein früher vom Land: 
rath für außerordentliche Fälle aufgeftellter Kriegsrath fand ſich nirgends 
verfammelt. In aller Eile wurden die Kräfte zufammengetafft. Es fehlte 
an regelmäßiger Führung. Der Widerftand wurde mehr improvifirt 
al3 gehörig geordnet. Der Basler Artillerie konnten nur vier Meine, 
fogenannte „mwurmftihige* Kanonen, die man von Luzern erworben hatte, 
entgegengeftellt werden. Dagegen hatte man den Vortheil guter Pofitio: 
nen zur Bertheidigung. 

Um ſechs Uhr begann der Basler Ausmarſch. Ueber Muttenz, das 
von feinen Bewohnern gänzlich verlafjen war, zog das Hauptforps gegen 
Pratteln. Hier drang die Standestompagnie unter Oberftl. Burfhardt 
nad einigem Gefecht ind Dorf und legte nach Art der alten Landsknechte 
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Feuer an. Neun Gebäude girgen fchnell in Flammen auf.*) Dieſe 
Brandftiftung verfebte das Landvolk in die äußerſte Erbitterung. Auch 
auf die Basler Kontingentsmannihaft wirkte fie lähmend und nieder: 
Ichlagend. Der Plan murde vereitelt, über die Anhöhe Hinter Pratteln, 
dur da3 „Dehrli” nach Frenkendorf zu ziehen und die am Ausgang 
des Lieftaler Thales gelegene Hülftenfchanze zu umgehen. Es ſchien be: 
denflich mit der Artillerie durch das brennende Dorf zu dringen und 
einen ernten Angriff gegen die auf der Anhöhe voftirten Landichäftler 
zu unternehmen. Verſuche, jich der Anhöhe mit Sturm zu bemädtigen, 
wurden zurüdgejchlagen. . Die ganze Erpedition gerieth bei dem Unmillen 
der Mannſchaft einen Augenblid ins Stoden. Das Korps wurde nad) 
der Landftraße zurüdgezogen, Kriegsrath gehalten und nach verändertem 
Plan die Standestompagnie beordert, die Hülftenfhanze zu nehmen, 
während die Miliz nachrüden follte. Die Garnifonstruppe drang raſch 
vor und nahm die ſchwach vertheidigte Schanze. Die Hauptitellung der 
Landichäftler war ein natürlich befeftigter, um eine Griengrube fich ziehen: 
der Heiner Rain oberhalb der Hülftenfchanze, von welcher ein ziemlich tiefer 
mit Gebüſch befeßter Graben bis zu dem Rain hinaufläuft. Hier ent: 
ſpann ſich ein hitziger Kampf. Vergebens verfuchten die Garniſönler 
mit tapferen Anftrengungen den Poften zu nehmen. Das mwohlgezielte 
Feuer der landfhaftliden Schüten ftredte die den Graben und Hügel 
Hinankflimmenden nieder. Als der wiederholte Angriff einen Augenblid 
dem Gelingen nahe fchien, wurde der Kommandant der Truppe anı 
Fuße verwundet und mußte das Gefecht verlaſſen. Die Truppe, die be: 
reit3 gegen 40 Mann verloren hatte und von der Hauptkolonne nicht 
unterftüßt wurde, fing an zu wanken und trat den Nüdzug an, während 
die Landſchäftler mit verftärkter Macht nahdrangen. Unterhalb der Hülf: 
tenſchanze ftießen die Weichenden auf die Hauptfolonne, die jih durch 
das Feuer von zwei Geſchützen aus der Birchſchanze — auf einer Ans 
höhe jenfeit3 der Ergolz, der Hülftenfchanze gegenüber — hatte aufhal— 
ten laſſen. Bei entfchloffenerem Vordringen der Miliz wäre die Stellung 
der Landihäftler unhaltbar geworden. Der Rüdzug der Standestruppe 
entmuthigte da3 ganze Korps. Alle Verfuche, die Mannſchaft zum Ste: 
ben zu bringen, waren vergebend. In vollftändiger Auflöfung zog fi) 


*) Bafellandfchaftliche Berichte ſchoben die Brandftiftung einem vorbedachten 
Plan zu, indem die Garnifönler zu dem Zwede Pechkränze mitgebracht haben joll- 
ten auch die Brunnenleitungen zerftörten, um das Löfchen zu verhindern, Ferner 
führten fie drei Bürger des Orts, zufällig Stadtanhänger, mit Namen an, die, 
friedlich zufchauend, in der blinden Muth niedergeichoffen wurden. Nady Heusler 
wurbe die Truppe erft gereizt, al8 mitten im Dorfe duch Schüffe aus den Häu- 
fern einige Mann von ihr verwundet wurden, worauf fi) die Soldaten, troß aller 
Anftrengungen der Offiziere, von Exceſſen nicht zurüdhalten ließen. 
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dad Korps durch den Hardt: Wald zurüd, im Rüden und in der Flanke 
— da aud die Birseder unter Jakob v. Blarer von Muttenz ber vor: 
drangen — unabläßig verfolgt. An der Erbitterung gaben die "Sieger. 
feinen Pardon; Gefangene wurden nicht gemacht; Vermwündete ſchonungs⸗ 
[08 niedergemegelt. Erſt jenfeits der Virsbrüde fonnte ſich die Basler 
Mannſchaft wieder etwas fammeln; die Artillerie war glüdlich gerettet, 
aber ſchwer der Verluft an Todten und Verwundeten. Außer vier Offi: 
zieren (darunter der Artilleriemajor Wieland, Sohn des abgetretenen 
Bürgermeifters, und Oberftlieutnant Landerer) fielen 36 Mann von der 
Standesfompagnie und 22 Mann von der Miliz. Ueber hundert der 
Ausgezogenen Fehrten mehr oder weniger ſchwer verwundet zurüd. Das 
Referveforps, das den Rückzug deden follte, ftand den ganzen Tag faft 
müßig an der Birs, ohne alle Verbindung mit dem Hauptkorps. Der 
Anblick der Flucht wirkte auch auf dieſes niederfchmetternd; aufgelöst 
kehrte e8 in die Stadt zurüd. Jammer und Entſetzen erfüllten die 
Bürgerfhaft. Von drei Uhr Nachmittag? an flatterte die weiße Fahne 
vom Münſterthurm. Der Berluft der Landichäftler war verhältnigmä- 
Big gering (zwei Todte und einige Verwundete); in ihren Reihen hatte 
eine Anzahl von polnifhen Flüchtlingen gefochten. Auch nach dem voll: 
ftändigen Siege ging die Erbitterung noch fo meit, daß den Basler 
Familien die Herausgabe der Leichen verweigert wurde. 

Die oberen Thäler hatten die Fräftige Diverfion nicht ausgeführt, 
die man in der Stadt erwartete. Im Reigoldsmwylerthal verfuchte man 
die Offenjive, aber ohne Erfolg. In Gelterfinden entſprach die Willig- 
feit der Bevölkerung dem friegerifhen Eifer der Basler Führer nicht. 
Hier gefhah nichts zur Bedrohung der Landſchäftler; den Zuzügern aus 
den hinteren Gemeinden wurde felbft der Durchpaß nicht verfagt. Nach 
der Niederlage der Städter mußten die Basler Beamten in beiden Thä— 
lern die Flucht ergreifen. Die Landfchäftler beſetzten dieſe fofort mit 
ihren Truppen. Alle bisherigen Basler Gemeinden dieſſeits des Rheins 
wandten fi) jegt theils freimillig, theild durch die Gewalt der Umftände 
gezwungen, der übrigen Landfchaft zu. Der Landrath nahm fie bereits 
am 7. Auguft in den Verband auf und behielt nur die Sanction der 
Eidgenofjenjchaft vor. Auf die bisherigen eifrigen Anhänger der Stadt 
fielen harte Bedrängniffe. Die meiften Pfarrer mußten mweichen. *) 

Solhen Ausgang hatte der verhängnifvolle 3. Auguft. Bei der 
erften Nachricht von dem Zug Abyberg’3 rief das herrfchende Basler 
Organ übermüthig aus, „nun werde e8 fich zeigen, daß die neuen Ver- 


*) Siehe außer Heusler’s Gefchichte der Trennung: I. P. Aebli. Die 
Schlacht auf der Landihaft am 3. Auguft 1883 (mit einem Situationsplan über 
das Gefecht). Surfer 1833, 
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fafjungen auf Sand gebaut feien; das Volk werde fie überall wieder 
umſtoßen.“ Nach der Niederlage mußte es feufzen, „das Schickſal hat 
uns hart geprüft.” ine mehrjährige hartnädige Politik, die zulegt in 
Berblendung überging, hatte diefe Prüfung über die" Stadt gebradt. 


Hufföfung des Sarnerbunds. 


Hatte der Zug Abyberg's nah Küßnacht tiefen Unmwillen durch bie 
ganze liberale Schweiz hervorgerufen, fo erhob fich bei der Kunde von dem 
Basler Meberfall ein noch lauterer Schrei. Man nahm als ausgemacht 
an, daß die unmittelbar aufeinander gefolgten Streidhe, um den Knoten, 
in Schwyz fo gut wie in Bajel, mit dem Schwerte zu durchhauen, im 
engjten inneren Zuſammenhang ftanden und aus einem gemeinfamen 
reactionären Komplott hervorgingen, das auch in andere Kantone hin: 
überfpielte und die liberalen Ordnungen vernichten follte. Auf die ge: 
waltfamen Unternehmungen fiel ein um fo grelleres Licht, als fie der 
gerade angefegten — jebt natürlich abbeitellten — Bermittlungsfonferenz 
fpotteten und der friedliche Schein der Sarner Regierungen nur ge— 
täufcht hatte. Laut verlangte die öffentliche Stimme in den regenerirten 
Kantonen, daß die Tagfabung mit aller Energie handle und die nad 
drücklichſten Mafregeln ergreife, um die innere Reaction rafch zu er: 
ſticken und jeder auswärtigen Macht, der es etwa gelüften möchte, fich 
in die ſchweizeriſchen Angelegenheiten zu miſchen, jofort gemwaffnet ent: 
gegenzutreten. In einer Reihe von Adrefjen wurde Auflöfung des Sar: 
nerbunds, Bejegung von Schwyz und Baſel, Beitrafung der Schuldigen 
und — zur dauernden Sicherheit — die Gründung eines wahrhaft na- 
tionalen und eidgenöffiihen Bundesftaat3 gefordert. An verfchiedenen 
Orten begann man mit der Rüftung von Freifhaaren, um die Sache 
felbit in die Hände zu nehmen, wenn die Tagſatzung nicht durchgreife. Eine 
Berfammlung der patriotifchen Vereine von Zürich auf einer Wiefe bei 
Unterjtraß faßte energiſche Beichlüffe (4. Auguft). Von den Regierun: 
gen drang namentlich die von Bern auf das Fräftigite Einfchreiten. 

Die Tagfatung Hatte ſich bei der erften Kunde von dem Basler 
Ueberfall no in der Naht vom 3. auf den 4. Auguft verfammelt. 
Sie beſchloß Aufforderung an Bern, Solothurn und Aargau, ihren 
ganzen erſten Bundesauszug unverzüglich in eibgenöffifhen Dienft zu ftel: 
zugleih die Abfendung von zwei Kommiffären nad dem Kanton 
Bafel oder deſſen Grenze, um den geftörten Landfrieden mit den zur 
Verfügung geftelten Truppen wieder herzuftellen. R. Steiger von 
Luzern und v. Meyendburg von Schaffhaufen gingen fofort als Kom: 
mifjäre ab. Diefe Maßnahmen entſprachen indeß weder der aufgeregten 
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öffentlichen Meinung, no dem Ernſt der Lage. Tags darauf drang 
auch der Vorort auf entichiedeneres Einfchreiten. Damit das Schwei— 
zervolf nicht felber handle, jei e8 nothwendig, daß der ganze Kanton 
Bafel unverweilt vollftändig mit eidgenöffiihen Truppen beſetzt werde. 
Von einzelnen Ständen erhoben fich noch Bedenklichkeiten dagegen. Erft 
am 5. wurde Beſetzung von Stadt und Landſchaft beichlofien und die 
Truppenzahl vermehrt. Die Gefandtichaft von Bafelland proteftirte, 
daß auch der unfchuldige "Theil occupirt werde. Am 7. fam dann bie 
Tagſatzung zu dem weiteren Entſcheid, daß das bisher verfchonte alte 
Land von Schwyz, das eigentliche Gentrum des Sarnerbunds, gleichfalls 
befeßt werde. Der nah den äußeren Bezirken geſchickte Kommillär 
Nagel von Trogen erfchien ſelbſt in der Sikung und wies in Ueber: 
einftimmung mit dem anderen Kommiſſär die dringende Nothwendigfeit 
nah: „Allgemein gehe der Ruf, es fei einmal Zeit, vorwärts zu ſchrei— 
ten, daß man wiſſe, wer Meifter im Lande feiz ſollte diefem Rufe nicht 
entfprochen werden, fo feien die Folgen nicht zu berechnen. Seit zwei 
Jahren feien Schwyz und "Bafel der Feuerherd, auf dem die Fackel 
der Zwietracht angezündet und unter die Stände und Völker der Schweiz 
gefchleudert wurde; diefen müſſe man endlih an Ort und Stelle aus: 
löſchen.“ Dies fchlug die Bedenken der Tagfakung nieder. 

Auch mit dem reaftionären Gegenbund ſelbſt follte jett abgerechnet 
werden. Die Sarnerfonferenz hatte feit dem Anfang Juli immer der 
Tagſatzung gegenüber troßig in Schwyz gefeflen. Auf die erften von 
der Tagfakung ergriffenen Mafregeln erklärte fie, dak Schwyz die Be: 
jegung von Küßnacht Fraft der ihm als fouveränem Stande zuftehenden 
Rechte und Pflichten unternommen habe, und legte Proteft gegen bie 
außerordentlichen militärischen Vorkehrungen ein. Im Uebrigen fei ber 
Zug Abyberg’8 ohne Rath und Mitwirken der Konferenz gefchehen. 
Dffiziel war allerdings nicht? über die projeftirten gewaltfamen Streiche 
verhandelt. Was in den vertraulichen Sitzungen der Gefandten be: 
rathen wurde, floß nicht ins Protokoll. Bezeichnend ift, daß, als die 
Konferenz von dem Zug Mittheilung erhielt, fie die förmliche Erwar— 
tung ausſprach, daß Schwyz das einmal Begonnene raſch und Fräftig 
durchführen werde. Auch äußerte ſich die Konferenz höchſt ungehalten 
über den Rüdzug und meinte, daß zur Behauptung von Küßnacht alle 
Kräfte hätten aufgeboten werden follen. Bei der Nachricht von dem 
Basler Ueberfall ftiegen die Hoffnungen wieder, jo lange das Refultat 
des Kampfes nicht befannt war. Alle Mittel eines entjchlofjenen und 
gemeinfamen Widerftandes wurden befprodhen. Noch rief Abyberg todes- 
muthig: „Zurüdtreten ohne einen Feind gefehen zu haben, das wider: 
ftreitet dem Gefühl eines Militärs.“ Aber von den großen Plänen 
konnte nichts ausgeführt werden. Die Niederlage der Basler nahm 
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alle Hoffnung. ALS dann die Kunde von dem Beſchluß der Tagſatzung 
fam, daß auch Inner-Schwyz militärifch beſetzt werden follte, verliehen 
die Gefandten in aller Eile den vorörtlihen Sitz und ſiedelten nad) 
Beggenried über. Nur Schwyz, das früher am meiften getrieben hatte, 
hielt es jeßt für klüger zurüdzubleiben. In Beggenried befchloffen die 
Gefandten (in der Naht vom 7. Auguft) no nicht, die Kon: 
ferenz wirklich aufzulöfen, fondern nur diefelbe zu vertagen. Uri, 
als neuer Vorort, erhielt den Auftrag, die Konferenz nah Ermeſ— 
fen wieder einzuberufen. In einer feierlihen Erklärung an die. Tag: 
ſatzung verwahrte die Konferenz neuerdings die Rechte ihrer Stände 
und der auf dem Bunde und den Verträgen von 1815 beruhenden Eid: 
genofienfhaft und beharrte in dem Glauben, „daß Gewalt zwar auf 
Augenblide das Necht verdrängen fünne, daß aber dem Rechte eine 
Kraft innewohne, die ihm in der Zukunft wieder Anerkennung verſchaffe.“ 
So ging die Konferenz gebeugt, aber nicht von ihrer Widerfpenftigfeit 
geheilt, auseinander, 

Um die gleiche Zeit that die Diplomatie der abfolutiftiichen Höfe 
einen Schritt, um die Eidgenofjenfchaft fo viel. wie möglid in ihrem 
Einſchreiten zu lähmen. Am 6. Augujt erfchienen plötlich die Geſand— 
ten von Rußland, Defterreich, Preußen, Bayern und Sardinien wieder 
in Zürih und machten in einer Audienz bei dem Bundespräjidenten 
Heß allerhand Vorſtellungen zu Gunften der Sonderftände, insbefondere 
von Bafel, erhielten indeß den Beicheid, daß die Bundesbehörde ihren 
Beſchlüſſen Vollziehung zu geben habe und daß im Uebrigen die Schwei- 
zer gewiß eine renere und natürlichere Theilnahme für die Zukunft der 
Stadt Bafel fühlten als die Fremden. Die Gefandten bejchwerten fich 
auch über die Hülfe, die einige Polen — es waren deren fehs, die in 
der diplomatifhen Einbildung zu einer ganzen Legion anwuchſen — den 
Landihäftlern geleiftet hatten. Der Bundespräfident trat auf dieſe 
Reklamation nicht ein, fondern verlangte fchriftliche Eingabe, damit der 
Vorort fie nad) Gebühr beantworten könne. Darauf empfahlen fich die 
Diplomaten und verließen Zürich wieder. Das ganze Auftreten der— 
ſelben mußte den Eindruck beftärken, daß die abfolutiftiiche Diplomatie 
hinter der Sarnerfonferenz geftanden hatte und im der Noth nod den 
ſchützenden Arm über fie auszuftreden ſuchte. 

Die Tagſatzung ließ ſich weder durch die feierliche Erklärung der 
Konferenzitände, noch das Proteftorat der fremden Gefandten abhalten, 
die förmliche Auflöfung der Sarnerkfonferenz zu beſchließen. Am 12. 
Auguft erflärte fie, daß jeder eidgenöffifche Stand, der fernerhin an 
diefer Verbindung Theil nehme, fich der Verlegung beſchworener Bundes: 
pflichten gegenüber der Eidgenofjenfchaft ſchuldig made und dafür ver- 
antwortlich erklärt werde. Die bei der Tagſatzung nicht vepräjentirten 
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Stände wurden aufgefordert, ſich wieder durch Abgeordnete vertreten 
zu lajjen. 

Unterdeß war Inner-Schwyz bereits am 8. Auguft ohne allen 
Widerſtand durch eidgenöffische Truppen befett worden. Die Bevölkerung 
zeigte ſich nicht fo feindlich geſinnt, wie die leidenſchaftlichen Matadoren. 
In Bafel fträubte man fich noch eine kurze Zeit gegen die Aufnahme 
einer eidgenöfliichen Befagung. Durch die Sonderftellung war hier der 
eidgenöffische Sinn aufs Ti-ffte erfchlittert und blinder Haß gegen Alles, 
was liberal war, erzeugt worden. Obgleich die Bürgerfhaft durch die 
blutige Niederlane vom 3. Auguſt niedergefchmettert wurde, agitirte eine 
Halsjtarrige Parthei doch noch für äußerſten Widerftand, einzelne Wort: 
führer drangen jelbit auf Anrufung fremden Schutzes. Die Behörden 
wollten ji) nur unter Bedingungen in die Uebergabe fügen. Die eid— 
genöfjiihen Kommiſſäre erklärten indeß, daß fie fich in feine Unter: 
bandlungen einlaflen würden. In einer Proflamation ficherten fie blos 
beiden Landestheilen Schub ihrer Rechte und Freiheit, Sicherheit der 
Perjonen und des Figenthums, Beobachtung ftrenger Mannszucht und 
Erhaltung gefegliher Ordnung zu. Daraufhin unterwarf fih der Gr. 
Rath dem Unausweihlihen. Am 11. Auguft erfolgte der Einmarſch 
der eidgenöfliichen Truppen, vier Bataillone ftart, mit einer Batterie 
Artillerie, unter dem DVefehl des Oberjten Dufour. Auch die Land: 
haft erhielt ihre Beſatzung, nur etwas ſchwächer und unter fortwähren: 
der Protejtation der Regierung und Bevölferung, da diefe den Yand- 
friedensbruch nicht verfchuldet habe und lange genug durch Occupation 
gedrüdt worden jei. 


Bald nah Belegung der Stadt rief hier die Erſcheinung eines der 
bajellandichaftlihen Revolutionsmänner, der bei den Bürgern wegen 
Theilnahme an der Wogelfreierflärung befonders verhaßt war, einen 
tobenden Volfsauflauf hervor, der ſelbſt das eidgenö-fifhe Militär be: 
drohte und nur dur die Klugheit und Entſchloſſenheit der Führer 
befhmwichtigt werden fonnte. In Folge davon wurden die Kommiſſäre 
von der Tagſatzung angewiefen, weitere Truppen vom Land im bie 
Stadt zu verlegen und die fofortige Entwaffnung und Nuflöfung der 
ftehenden Stadtgarnifon anzuordnen. Diefe Mafregel wurde ausgeführt 
und damit der ftädtifche Kriegsnerv zerfchnitten. 


Ein Sarnerftand nah dem andern leiſtete jetzt auch der Wieder: 
beſchickung der Tagſatzung Folge; von Bafel gefhah dies jedoch ohne 
förmliche Losfagung von der Sarnerfonferenz und unter Sendung von 
zwei Abgeordneten (Bürgermeifter Burdhardt und Rathsherr Viſcher), 
die eben vorher der Sondertagfatung angehört hatten. Darüber er= 
hoben ſich neue Anjtände in der Bundesbehörde, die erft durch ein ent- 
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ſprechendes Dekret des Basler Gr. Raths, fowie den Rücktritt der bei: 
den Abgeordneten befeitigt wurde. 

Zu weiteren Verfolgungen ließ ſich die Tagfakung nicht drängen. 
Bon den patriotifhen Vereinen erging der laute Ruf nad) eremplarifcher 
Beitrafung aler Schuldigen. Auch Bern wies feine Geſandtſchaft an, 
zu verlangen, daß die Mitglieder der Sarnerfonferenz fo lange von 
der Tagſatzung und allen eidgenöffifhen Givil- und Militärftellen 
ausgeſchloſſen fein follten, bis fie ji vom Verdacht des Hochverraths 
gereinigt hätten; ferner daß die Urheber und Anftifter de Land- 
friedensbruh8 und die Truppenanführer vor die kompetenten Gerichte 
geitellt würden; endlich daß die ſchuldigen Reaktionäre außer der Koſten— 
zahlung auch noch jedem unbegüterten Familienvater, der ſich als Soldat 
oder Unteroffizier bei der WBundesarmee befinde, eine täglide Zulage 
von einem Batzen zu ihrem Solde entrichten follten. Die Tagſatzung 
mußte indeß fühlen, daß fie felbjt einen quten Theil der Schuld trug, 
indem fie durch ihre lange Rath- und Thatlofigfeit die Wirren jo weit 
hatte fommen Yaffen, und zeigte um fo weniger Luft, einen langwierigen 
Unterfuh anzuftellen, der ſich nicht fomohl gegen einzelne Perjonen als 
gegen ganze Regierungen richtete. Die Behörde verfchob die Berathung 
de3 Antrags und lieh die Leidenfchaften fich etwas abfühlen. Am Ende 
fiel der Antrag faft ohne alle Unterftüsung dahin. Bern felbft machte 
feinen Ernft aus der anfänglichen Drohung, die Gefandtfchaft heimzu— 
berufen. Die Tagſatzung begnügte fih damit, die Führer der beiden 
Srpeditionen, die Oberften Abyberg und Vifcher, aus dem eidgenöſſiſchen 
Stab zu ftreichen. 

‘So war der Sarnerbund gebrochen und die Tagfakung in Zürich 
wieder vollitändig verfammelt — nur das monarchifche Neuenburg fehlte 
noch und veranlaßte befondere Verwidlungen. 


Reconftituirung von Schwyz und fofale Trennung im Kanton Bafel. 


Nachdem fih Schwyz und Bajel der Eidgenoſſenſchaft wieder unter: 
worfen hatten, blieb noch die Regelung der politiichen Verhältniſſe der 
beiden Kantone übrig. Hiebei zeigte fich ein bedeutender Unterſchied in 
dem Gang der Entwidlung. 

Im Kanton Schwyz hatte die Feindſchaft zwifchen den Bevölkerun— 
gen des innern und äußern Landes nicht den äuferften Grad erreicht. 
In allen Wirren war es zu keinem blutigen Conflikte gefommen, wenn fid) 
auch die Bartheien eine Zeit lang bewaffnet gegenüber ftanden. Hier war 
daher noch Bereitwilligfeit zur Wiedervereinigung zu finden. Die Tag- 
ſatzung felbft arbeitete mit allen Kräften dahin, die Einheit des Kan— 
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tons wieder herzuftellen. Ihre nahbrüdlichen Bemühungen wurden aud) 
mit Erfolg gekrönt. Ausſchüſſe der beiden Landestheile famen über einen 
Grundvertrag überein, der von den Bezirfägemeinden genehmigt wurde. 
Ein Verfaffungsrath entwarf demgemäß eine neue gemeinfame Verfafjung. 
Am ftreitigiten war die Frage über Herftellung einer allgemeinen Lands— 
gemeinde. Am Ende drang das alte Syftem wieder dur; doch follte 
das Volt de3 Kantons nur alle zwei Jahre zufammentreten; auch jonft 
wurden die Befugniffe befhränft. Am 13. Oft. 1833 verfammelte fich 
die erjte gemeinfame Landsgemeinde wieder am Rothenthurm, beſchwor 
die neue Verfaffung und nahm die Wahlen vor. Als Landammann 
wurde Nazar v. Reding, als Statthalter Melchior Diethelm gewählt. 
In der Verfaſſung war das Prinzip der Regeneration im Wefentlichen 
durchgeführt; die politifche Nechtsgleichheit aller Kantonsbürger und Ge: 
bietstheile fand ihre Anerkennung; auch den jogenannten neuen Landes: 
leuten war die bürgerliche Gleichberechtigung zugefichert; dazu fam Tren— 
nung der Gemwalten und Aufhebung der Lebenslänglichkeit der Aemter. 
Mit Einführung der neuen Verfaſſung verließen die eidgenöſſiſchen Trup— 
pen ſammt Kommilfariat den Kanton. Die Occupationskoften wurden 
Inner-Schwyz wegen unzweifelhaften Yandfriedensbruches auferlegt, doch 
zeigte fich die Tagſatzung zun Dank für die Wiedervereinigung nachſich— 
tig im Eintreiben derſelben. 

Im Kanton Bafel gingen die Dinge anders. Hier hatte ſich der 
Haß zwifchen der Stadt und der abgelösten Landfhaft im Laufe der 
Wirren immer tiefer gewühlt und eine faft unüberfteigliche Kluft gebil: 
det. In den wiederholten Kämpfen waren Ströme Blutes geflofjen. 
Die Landſchaft hing jest eben jo hartnädig an einem felbftftändigen Ge: 
meinweſen, als die Stadt noch immer nichts von einer Verbindung un: 
ter völliger Rechtsgleichheit willen wollte. Auf beiden Seiten fehlte e3 
an allen ausgleichenden Elementen. Die Tagfatung hatte in Eläglicher 
Schwäche die rechte Zeit verpaßt, um grundfäßlich durchzugreifen. Mit 
paffivem Verhalten oder Vermittlungen, Hinter denen fein Ernſt jtand, 
waren die Theile immer weiter auseinander gekommen. Jetzt ſah fich 
die Bundesbehörde einer eifernen Nothwendigkeit gegenüber und hatte 
faum den Muth mehr, an eine Reconftituirung des ganzen Kantons ir- 
gendwie zu denken. 

Zwar drangen einzelne Staatsmänner auch jest noch auf Wieder: 
vereinigung, als die einzige Löſung, die den Intereſſen der Eidgenoſſen— 
ſchaft entſpreche. Namentlich trat der Gefandte von St. Gallen (Baum: 
gartner) der Trennung auf’3 Lebhafteſte entgegen: Reconftituirung fei 
noch möglih, wenn man einige Häupter beider Theile entferne; Tren— 
nung fei ein Unglüd für die Schweiz, weil dadurd ein Grenzkanton, 
der mehrere Haupteingänge zu bewachen habe, einem Zuſtande von Ent: 
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Fräftung blosgegeben und die reiche, gemwerbäthätige und wichtige Stadt, 
eine Pflegerin der Willenfchaften, auf lange Zeit hinaus der neuen Schweiz 
entfremdet würde. Dürfe die Tagfabung einmal Zwang ausüben, jo 
fet es befjer, fie thue es zur Wiederheritellung als zur Zerreißung des 
Kantons. Ader nur wenige Stände wagten es, diefe Anficht ſchwach 
zu unterſtützen. | 

War von Reconftituirung feine ernftlihe Rede mehr, jo fiel auch 
die partielle Trennung außer Betracht und nur in totaler Trennung 
onnte wenigſtens eine erträgliche Löſung gefunden werden. Die partielle 
Trennung, die auch die Gemeinden der Landſchaft auf unnatürlich: Weiſe 
auseinander zerrte und hier die Bildung eines feſten Gemeinmwefens faſt 
unmöglih machte, hätte die Quelle ewigen Haders bleiben müſſen. Wenn 
auch ein Theil der bisher zu Bafel gehörigen Gemeinden ihre Anhäng— 
lichkeit an die Stadt behielt und die Vereinigung mit der übrigen Land: 
Ihaft zunächſt erzwungen war, fo ließ fich doch vorausſetzen, daß dir Zeit 
bald ein innigeres Band bilden werde. Auch in der Stadt ſelbſt konnte 
man fi) mit der totalen Trennung eher verfühnen, da fie geeignet war, 
allen Reibungen den Faden abzufchneiden und dauernde Ruhe zu fichern. 

Somit wurde totale Trennung beihlofien, wie fie fich factifch 
bereitö feit dem 3. Auguft geltend gemacht hatte. Nur die drei Land— 
gemeinden jenjeit3 des Rheins blieben bei der Stadt. Freiwillige Wie: 
dervereinigung war für die Zukunft vorbehalten. Der Eidgenofjenichaft 
gegenüber follten die beiden Theile auch ferner einen einzigen Staats— 
körper bilden; jeder erhielt Repräfentationsreht mit halber Stimme an 
der Tagſatzung und mwechlelndem Vorſitz. Die Stadt mußte fich eine be: 
fondere Verfafjung geben. Die bisherige Verfaffung der Landfchaft wurde 
einfach auch auf die neu hinzugelommenen Gemeinden ausgedehnt. Ueber 
die Ausfheidung des gefammten Staatseigenthums mit Inbegriff des 
Kirchen:, Schule und Armenfonds follte eine Theilungstommijfion ſchieds— 
richterlich abfprechen, wenn ſich die beiden Theile mit ihren Ausjchüffen 
nicht gütlich verftändigen fönnten. Sowohl Stadt wie Landfchaft unter: 
zogen jih dem Trennungsbefhluß ohne Weiteres. An der Stadt ge 
nehmigte das Volk in einer Abftimmung. in Verfafjungsrath entwarf 
bier eine neue dem ftädtifchen Gemeinmwefen angepafte VBerfaffung, die 
vom Volk angenommen wurde. 

Im Ferneren handelte es fih um die Veranlaſſung des Landfrie: 
densbruches, die mit der Frage über die Occupationskoſten und Ent: 
ſchädigungsanſprachen in Verbindung ftand. Die eidgenöfjishen Kom: 
miljäre nahmen bierüber mweitläufige Alten auf. Die Tagfakung kam 
zu dem Schluß, daß die Regierung von Bafel:Stadttheil ſchon durch 
ihren Widerftand gegen die Trennungsbefhlüffe vom September und 
Oftober 1832 fi) in permanentem Kriegszuftand gegen Bafel-Landichaft 
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befunden habe. Auch ſei gewiß, dak die Vorfälle in Diepflingen weder 
der einen noch der andern Seite als Landfriedensbruh zur Laft gelegt 
werden Fönnen, daß dagegen die Bewaffnungen und Züge im Reigolds— 
wyler- und Gelterfinderthale als eben fo viele offenjive Bewegungen der 
ftädtifchen Gemeinden zum Vorfchein gelommen feien. Selbft unter wirk— 
licher Bedrohung hätte Bafel noh Mittel genug gehabt, jein Gebiet in 
Schub zu nehmen, ohne zu dem verzweifelten und verwerflichen Kriegs: 
zug feine Zuflucht zu nehmen. Endlich hafte das Faktum des Land: 
friedensbruchs, wenigſtens mittelbar, auf der Regierung von Bafel, aud) 
wenn der Kriegszug nicht als Ausführung eines vorbedachten Angriffs, 
ſondern als Folge irriger Berichte angefehen würde. Demgemäß wurde 
erklärt, daß die Regierung zu Bafel durch den Ausfall vom 3. Auguft 
den verordnneten Landfrieden gebrochen habe und für die daherigen fol: 
gen verantwortlich fei.*) Alle Entihädigungsanfpraden des einen Theils 
an den anderen jollten dem eidgenöfjiichen Rechtsverfahren unterliegen. 

Die Eidgenofjenihaft übernahm hierauf die Koften für die Sendun- 
gen der eidgenöfjischen Mepräjentanten und Kommijjäre (deren es bei 
dem jteten Wechjel im Ganzen zwanzig gewejen waren!). Die Oceu— 
pationsfojten vom Herbitnonat 1831 bis Ende Februar 18532 im Be: 
trage von 417,273 Franken follten zur Hälfte von der Eidgenofjenfchaft, 
zur Hälfte vom Kanton Bajel rejp. beiden Yandestheilen getragen wer: 
den. Bom 1. März 1832 an, wo Bajel durd den eigenmäcdhtigen 
Trennungsbeſchluß mit der Eidgenoſſenſchaft in Widerjpruch gerieth, hatte 
dagegen die Stadt ſämmtliche Decupationskoften allein zu tragen, wo— 
dur ihr 721,700 Franken befonders zur Laft fielen. Ferner wurde fie 
auf ſchiedsrichterlichem Wege für Entſchädigungen an die Landichaft, 
namentlich den Brandſchaden in Pratteln, noch zu 85,561 Franken ver: 
fallt. Nachdem die Stadt die ihr zufallenden Occupationskoſten entrich— 
tet oder Sicherheit geleiftet hatte, hörte die eidgenöffifhe Beſatzung auf. 
Am 16. Oftober 1833 verließen die leßten Truppen die Stadt. Baſel— 
land war früher erlöst, nahdem man ſich dort immer laut gegen die 
unverdiente Laſt erhoben und eine Volfsverfammlung in Muttenz ein: 
mal beſchloſſen hatte, „die eidgenöſſiſchen Truppen nur noch drei Tage 
lang zu verpflegen.“ 

Die noch vorzunehmende Vermögensausfheidung (mit Inbegriff des 
Kirchen:, Schul: und Armenguts) wurde zu einem langwierigen Ge: 
ihäftl. Da an eine gqütliche Verftändigung bei den gereizten Verhält- 
nijfen nicht gedacht werden konnte, mußte jchiedsrichterlich verfahren wer: 
den. Die Stadt wählte zu Sciedsrichtern: Alt-Bürgermeifter Herzog 


*) Siehe den Bericht der Repräfentanten und das Gutachten der Tagjagungd« 
tommiffion im Tagſatzungsabſchied von 1833, 
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von Aarau und Alt-Bundespräſident Tſcharner von Chur; die Land— 
ſchaft: Präſident Eder von Thurgau und Dr. Carl Schnell von Bern. 
Obmann wurde Dr. Keller von Zürich. Das Gericht ſaß erſt in 
Aarau, dann in Zürich. Triumphirend nahm die Landſchaft am 4. Okt. 
die erſten Geſchütze aus der vorläufigen Theilung des Kriegsmaterials 
in Empfang. Glockengeläute und der Jubel der Bevölkerung hieß ſie 
in Lieſtal willkommen. Nachts wurde das Städtchen illuminirt. Bei 
der Ausscheidung des Vermögens (im Gejfammtbetrag von ca. 6 Millio: 
nen Franken) galt die Bevölkerung als Maßſtab, wornach der Stadt 
*s, der Landichaft *s zufielen. Auch das Univerfitätsgut wurde als 
Korporationggut in die Theilung gezogen. Der feit der Reformation 
im Münfter gebliebene merkwürdige Kirhenfhat wurde in natura ge: 
theilt. Auch für den Fall einer zukünftigen Schleifung der Feftungs- 
werke erhielt die Landſchaft einen gewiſſen Anſpruch auf den Erlös des 
Terrain. Der ganze Theilungsprozeß währte faft anderthalb Jahre. 
Erft am 13. April 1835 konnte das Gericht die Schlußurfunde und 
den Bericht an den Vorort unterzeichnen. Die [hiedsrichterlichen Koften 
beliefen fi auf ca. 66,000 Franken; außerdem hatte noch jeder Theil 
feine befonderen Partheikoſten (Baſelſtadt 30,000 Fr.). 

So vollendete fich die Scheidung von Bafelftadt und Bafelland, die 
durch dreijährige blutige Wirren zu zwei unverföhnlichen Brüdern ge— 
worden waren. Die getrennten Gemeinweſen erfchienen beide halb ver: 
ftümmelt, da jedem mwejentliche Gliedmaßen fehlten. Bafelland ftrebte 
mit jugendlider Kedheit vorwärts und bildete einen vorgerüdten demo: 
kratiſchen Poften in der Schweiz, aber es hielt hier ſchwer, fich von der 
unter den aufgeregten Zuftänden angewöhnten QTurbulenz los zu machen 
und zu einer geregelten Verwaltung zu gelangen. In Bafelftadt trug 
man willig mande Opfer, um ſich in dem gefchmälerten Kreife einzu= 
richten, aber grollend ſchloß man ſich von der liberalen Entwidlung in 
der Eidgenoſſenſchaft ab und nährte politifch wie gewerblich einen engen 
Geift, wozu kirchliche Einfeitigfeit hinzukam. 


Aeuenburg unterwirft ſich. 


Nachdem bereits alle andern Stände wieder in der Tagſatzung ver— 
treten waren, fehlte Neuenburg noch und machte beſondere Schwiergkei— 
ten, geſtützt auf das Zwitterverhältniß, wornach es außer der Eidgenoſſen— 
ſchaft noch einer fremden Monarchie angehörte. 

Bei der erſten republikaniſchen Erhebung im J. 1831 konnte ſich 
das königliche Regiment in Neuenburg nur durch die Dazwiſchenkunft der 
Eidgenoſſenſchaft retten. Zum Dank dafür richtete es nicht nur ſeinen 
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Stadel gegen alle liberale Entwidlung, verfolgte die fchmweizerifch ge— 
finnte Parthei mit maßlofer Härte und ſchlug alle Bitten um Amneftie 
in den Wind, fondern ging auch geradezu mit dem Gedanken um, fich 
von der Eidgenofjenfchaft zu trennen. Dem Beihluß des gejeßgebenden 
Raths gemäß mwandfe fih der Staatärath an den König mit dem an- 
geblihen Landeswunfche, die Bande der bisherigen Vereinigung zu löfen. 
Dem König fehlte e8 auch nicht an Geneigtheit, fein Fürſtenthum aus 
aller Berührung mit der republitanifchen Schweiz zu bringen, aber er 
mußte die Trennung als eine mißliche Sache anjehen, da er es nicht 
blos mit der Eidgenofjenfhaft, jondern auch mit den andern Großmäch— 
ten zu thun hatte und nur auf dem Wege vorfichtiger Unterhandlungen 
zum Ziel fommen konnte. Nur ungern ließ ſich das Junkerthum in 
Neuenburg zur Geduld ermahnen; mit allem Eifer wurde immer von 
Neuem im die fönigliche Regierung gedrungen, den heißen Wunfch der 
loyalen Unterthanen zu erfüllen. Aber in Berlin hielt man den diplo— 
matifchen Boden einjtweilen nicht für günftig genug und jo fonnte bie 
Frage der Trennung nicht vom Flecke rüden. 

Um fo mehr war das Regiment in Neuenburg bemüht, die Reaction 
innerhalb der Eidgenofjenfchaft zu jhüren und bier eine Spaltung zu 
unterhalten. Bei der Erlacherhofverſchwörung fam die Munition aus 
dem Zeughaus von Neuenburg. Dem hartnädigen Widerftand von 
Schwyz und Bafel ftanden die royaliftiihen Staatsmänner immer ra- 
thend und jpornend zur Seite. Bei der Frage der Bundesrevifion war 
Neuenburg fofort bei der Hand fi) auf die Garantie der fremden Mächte 
zu berufen. In der Sarner Konferenz bildete Hr. v. Chambrier die diplo— 
matifche Seele. Schritt für Schritt rapportirte der Staatärath über alle 
Vorgänge nah Berlin und holte fih von dort feine Weifungen. Die 
Fönigliche Regierung erwartete geradezu, daß die Sarnerftände ihre Sache 
in die Hände der garantirenden Mächte legen würden. Solche fürmliche 
Anrufung der fremden Intervention ſah man in Neuenburg freilich noch 
als zu mißlih an; aber der Weg dazu wurde in der Erklärung an die 
Tagſatzung gebahnt, worin die Sarnerftände ihre Rechte und Anfprüche 
auf die Miener Verträge ftüsten. 

Nahdem die Tagſatzung den Beſchluß zur Auflöfung der Sarner- 
fonferenz gefaßt hatte, erging die Aufforderung auch an Neuenburg, fich 
loszufagen und die Tagjakung wieder zu befchiden. Statt diefer Auf: 
forderung nachzukommen, erneuerte der gefeßgebende Rath fein früheres 
Trennungsbegehren und fchickte Abgeordnete nah Berlin, um wieder mit 
allem Eifer auf die Löſung der Verbindung zu dringen. Der Bund 
von 1815 fei thatjächlich vernichtet und Neuenburg laufe Gefahr, wie 
Bafel und Schwyz, unterdrüdt zu werden. Mit Hinweiſung auf diefes 
TIrennungsbegehren weigerte man fi, die Tagjakung ver der Hand zu 
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beſchicken. Die Bundesbehörde wollte indeß nicht mit fich ſpielen laſſen, 
fondern verlangte noch einmal mit allem Nahdrud, daß Neuenburg fich 
förmlich ven der Sarnerfonferenz losjage und feinen Bundespflichten 
nahfomme. Neuenburg ftehe in feinem andern Verhältnifje zu der Eid- 
genofjenihaft als die übrigen Kantone und habe dieſelben Berpflichtun: 
gen zu erfüllen, jo lange es nicht wirklich aus dem Bunde ausgejchieden 
jei. Komme es bis zum 11. September nicht dev Aufforderung unbe: 
dingt nah, fo werde es durch eidgenöffifche Truppen bejett. Zu dem 
Ende wurde der eidgenöfjishe Kriegsrath angemwiefen, alle Anordnungen 
zu treffen, daß nöthigenfall® unmittelbar am Tage nad) Ablauf der an- 
gefegten Frift eine hinreichende Anzahl eidgenöflifher Truppen in den 
Kanton einrüden Fönnte. 

Eiligſt proteftirte der preußiſche Gefandte, Hr. v. Dlfers, gegen 
diefen eben jo „unerwarteten“ als „unerhörten” Beſchluß, verwahrte die 
Rechte des Königs, feines Herrn, und erflärte, „daß alle Folgen einer 
jo auffallenden Verlegung des Völkerrechts und der bejtehenden Verträge 
auf diejenigen zurüdfallen mögen, welche zur Vollziehung defielben die 
Hand bieten werden.” Die Drohung jhhüchterte die Tagſatzung nicht 
ein. Der Gefandte erhielt einfach zur Antwort, daß Neuenburg als 
ſchweizeriſcher Kanton zur Erfüllung feiner Bundespflichten angehalten 
werde und die Stellung des Landes zu feinem Fürften dabei unberührt 
bleibe. Jede Einmiſchung der preußifchen Regierung in die inneren An: 
gelegenheiten der Schweiz müfje die Tagfabung zurüdmeifen. 

Schon hatten ſich die eidgenöfjiichen Truppen, 6000 Mann ftarf, 
unter Oberft Dufour gefammelt; ſchon waren alle Anftalten getroffen, 
um an dem feitgefeßten Tage in den Kanton einzumarjchiren — da 
unterwarf ſich der gejeßgebende Rath in Neuenburg und beſchloß mit 
bitterer Miene, fih von der Sarnerfonferenz loszufagen und die Tag: 
ſatzung zu befchiden. Preußen war ferne, dagegen die Gefahr nahe, 
daß bei dem Einrüden der eidgenöſſiſchen Truppen die monardiiche Ord— 
nung von Neuem in Frage geftelt werden könnte. Die fchmeizerifch 
gejinnte Bevölkerung hatte fich bereits geregt und in einer Adreſſe an 
den König fich gegen die Trennung von der Eidgenofjenichaft erklärt. 
Troß dem Drud, der auf dem Lande lajtete, trotz den Verfolgungen, 
denen die freie Meinungsäußerung ausgeſetzt war, fand die Adreſſe in 
furzer Zeit 3578 Unterſchriften, nahezu die Hälfte aller Bürger. 

Die preußifhe Diplomatie zog ſich mit ihrer eilfertigen Drohung, 
der fein Nahdrud gegeben werden konnte, eine empfindliche Schlappe zu. 
Bei den andern Mächten fand fie wenig oder gar feine Unterftüßung, 
da jich die Anfichten und nterefien in der Neuenburgerfrage mehrfad) 
durchkreuzten und Preußens eigene Bundesgenoffen eine Demüthigung 
diejer Macht nicht ungern fahen. Mit dem Trennungsbegehren, das 
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durch eine Abordnung von Neuenburg wieder vor den König gebracht 
wurde, wollte es daher nicht rücken. Der König verſprach zwar die 
Unterhandlungen zu beſchleunigen und dem Staatsrath wurde wiederholt 
gemeldet, daß die Sache im beſten Gange ſei, aber am Ende mußte der 
royaliſtiſche Eifer wieder zur Geduld gemahnt werden und die Dinge 
blieben, wie ſie waren. 


Die überwundene Kriſis. 


„In wenigen Wochen haben wir ein Jahrhundert zurückgelegt,“ 
ſo rief ein liberales Organ in Zürich, als 20,000 Mann eidgenöſſiſcher 
Truppen im Dienſte ſtanden, um den Sarnerbund zu brechen und das 
Anſehen der Eidgenoſſenſchaft wieder herzuſtellen. Allerdings wurde in 
kurzer Zeit ein mächtiger Schritt gethan und der ganze politiſche Hori— 
zont der Schweiz verändert. Die Tagſatzung entwickelte in der Kriſis 
eine Kraft und Entſchloſſenheit, die man von Seite der Gegner nicht 
erwartet hatte. Wo die Bundesbehörde ſelbſt noch zögerte und bei hal— 
ben Beſchlüſſen ſtehen bleiben wollte, wurde ſie durch den Zorn der Na— 
tion, die laute Stimme der Preſſe und patriotiſchen Vereine, das ent: 
fchiedene Verlangen der großen regenerirtien Kantone weiter vormärts 
getrieben. Der Knoten, der fih Jahre hindurch mit unnützen Inſtruk— 
tionen immer mehr hatie verwideln fünnen, wurde jett ohne alle In— 
ftruftionen kühn durdhauen. Die Sarnerftände mußten fi vor dem 
erniten Auftreten beugen, womit den Beihlüffen Nahdrud verliehen- 
wurde. In Bafel konnte man nicht von Neuem daran denken, die Ka— 
nonen auf die Wälle zu führen und die eidgenöffifhe Occupation mit Ge- 
walt zurüdzutreiben. Die Wirren erhielten endlich eine Löfung, Die 
zwar nicht die Einheit des Kantons wieder heritellte, aber doch dauern: 
den Frieden ſicherte. In Schwyz gelang ed, die getrennten Theile 
unter dem Banner der Nechtsgleichheit wieder zufammen zu fügen. Ber: 
gebens flüchtete fi Neuenburg unter die Fittige der preußiſchen Krone. 
Der gefährlihe Riß in der Eidgenoſſenſchaft hörte auf. Die aufgebote- 
nen Milizen hatten überall freudige Bereitwilligfeit gezeigt. Die Reac- 
tion war niedergefchlagen; die liberal geſinnte Schweiz fonnte wieder 
freier athmen. Auch nach Außen gebot die Stellung der Schweiz größere 
Achtung. Die fremde Diplomatie fand Feine Gelegenheit, ſich einzumi— 
ſchen, wo die Thatſachen ſich fo raſch vollendeten. 

Uber bei aller Kraftentwidlung fehlte noch Eines, um auch für die 
Zukunft einen feiten Boden zu gewinnen und ähnlichen Spaltungen vor: 
zubeugen. Das unglüdlide Schidjal des Bundesentwurfs hatte die 
reactionäre Parthei ermuthigt. Nur durch eine wirkliche Reform konnte 
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jest das nationale Princip gefichert werden. So lange der Bund auf 
Grundlagen ruhte, die mit der Regeneration im Widerſpruch ftanden, 
mußten auch die neuen Ordnungen ſchwanken. Nur für den Augenblid 
war die Gefahr befeitigt; über furz oder lang mußte der Anlauf in 
verftärftem Maße wiederfehren, wenn der eidgenöfjiiche Sinn feinen blei- 
benden Ausdrud in den höchiten Organen fand, vielmehr eine den Be— 
dürfniffen der Nation widerjtrebende Minderheit ein überwiegendes Ge: 
wicht im Bunde behielt. 

Nah Auflöfung des Sarnerbundes mußte es ſich derhalb darum 
handeln, den Moment nun auch zur Durchführung der Bundesreform 
zu ergreifen. Der Ruf darnad) erhob ſich von vielen Seiten. Aber 
mit der Entwidlung der Creigniffe erlahmte der amtlihe Schwung. 
Die Tagfakung erſchöpfte ſich durch die energifchen Beichlüffe, die weit 
über ihre gewöhnlichen Kräfte hinausgingen. Allmählig gewann das 
laue Juftemilieu wieder die Oberhand und nad der Rückkehr der Sar— 
nerjtände erhielten die Bedenken neuen Zuwachs. Der alte Bund jchien 
noch gut genug zu fein, nachdem die Krifis auch ohne Erneuerung dei: 
felben glüdlich überwunden war. Die Tagſatzung hielt fi mit den 
durchgreifenden Erfolgen in der öffentlihen Meinung wieder hergeftellt. 
Der Drang, der aus der Nation fam, war nicht ſtark genug, um vor: 
wärts zu jpornen. In den patriotifchen Vereinen, die von der Frage 
am lebhaftejten ergriffen wurden, herrjchte weder über die Art und Weiſe 
noch über den Umfang der Revifion volle Uebereinftimmung. Auch an 
einer allgemeinen Berfammlung von Abgeordneten der patriotijchen Ver: 
eine auf der Platte in Zürich (25. Auguft) fehlte es nicht an Bedenken 
aus verjchiedenen Kantonen, indem man daran zmeifelte, ob jich bereits 
im Bolt hinreichende Begeijterung und Opferwilligkeit für Durchführung 
einer wirklichen Nationaleinheit finde. 

Die Tagſatzung faßte den bisherigen Gang der Revifionsfrage ins 
Auge, Fam aus den Ergebnifien zu den aftenmäßigen Spruch, daß der 
Bundesentwurf für einmal gefcheitert jei; verzweifelte daran, die Revi— 
fion in unmittelbarer Weiterberathung zu einem bejjern Ende zu führen 
und ſchob die ganze Sache wieder den Ständen zu, die fi) mit neuen 
Inftruktionen abmühen mochten (10. Oft. 1833). Die Bundesrevifion 
blieb auf den Tractanden, aber der Kantönligeift hatte wieder freien 
Spielraum. 


Zweiter Abſchnitt. 
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Bon der Auflöſung des Sarnerbunds Bis zur Zürcher 
Septemberreartion (1833—1839). 


Die Ratholifchen Kirchenverhäftniffe. 


In den Kämpfen von 1830—1833 handelte es ſich weſentlich um 
eine neue politifche Ordnung auf Grundlage der Rechtsgleichheit. Konnte 
das Prinzip der Regeneration auch nicht in allen Kantonen durchdrin— 
gen, fo gelangte es doch in dem größern Theil der Schweiz zur Gel: 
tung. Durd den Sarnerbund waren die Errungenfhaften eine Zeit 
lang wieder bedroht. Der Sieg über denfelben wurde nicht vollftändig 
genug benutt, um. durch Schöpfung eines neuen Bundes auch die natio: 
nale Wiedergeburt herbeizuführen. Für die Zukunft mußte noch eine 
Unficherheit in den Zuſtänden bleiben. Zunächſt war indek die Reaction 
niedergefchla gen und hatte Feine Ausficht auf directen Erfolg. Der ei: 
gentliche politifche Kampf Fam dadurch zu einiger Ruhe, dagegen eröffnete 
fi der Streit auf einem anderen Gebiete. Neben der alten Nriftofratie 
hatte die Regeneration feinen heftigeren Gegner als den Klerus, zumal 
wo die Schulreformen fi entwidelten. Das galt zum Theil auch von 
der proteftantifchen Geiftlichfeit, die mit dem alten Familienregiment 
enge zufammenbing, aber in noch weit höherem Grabe von dem römi: 
hen Klerus, der eine beherrfhende Macht in Anfpruch nahm. Der 
liberale Staat mußte den hierarchiſchen Gelüften einen wirffamen Damm 
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entgegenfeßen oder über lang oder kurz zum Falle fommen. Um den 
Kampf, der daraus entjprang, gehörig zu würdigen, ift es nothmwendig, 
auf den Gang der katholiſchen Kirchenverhältniffe in den legten Dezen— 
nien etwas näher zurüdzubliden. 

Mit der politifchen Ummwälzung der Schweiz im Jahr 1798 fchien 
auch im kirchlichen Leben eine neue Aera anzubrehen. Die helvetifche 
Verfaſſung proflamirte die uneingeſchränkte Gemwifjensfreiheit und er: 
laubte jeden Kultus, wenn er die öffentliche Ordnung nicht jtöre und 
feine herrſchende Gewalt oder Vorzug fi) anmafe. Der Genuß der 
bürgerlichen und politifchen Rechte hing nicht mehr von dem konfeſſio— 
nellen Bekenntniß ab. Alle geiftlihen Immunitäten hörten auf. Die 
früheren barbarifden Strafgejege gegen religiöfe Meinungen und Sekten 
wurden abgeſchafft. Die Nuntiatur, welche fo viel Unheil in der Schweiz 
geftiftet hatte, war factifch befeitigt und auch die Aufhebung der Klöfter 
eingeleitet. Wie alle Staatsbürger mußten auch ſämmtliche Geiftlichen 
den in der Verfaſſung vorgefchriebenen Bürgereid leiften. Die Regie: 
rung hatte die Oberaufjicht über die Firchlichen Angelegenheiten und übte 
alle Befugnifje aus, die aus diefem Hoheitsrecht des Staates fließen, 
befonder8 conjequent das landesherrliche Place. Die Firchlichen Vereine 
erhielten die volle Freiheit für ihre religiöfen Neußerungen und gottes- 
dienstlichen Gebräuche, „in Erwägung, daß es der Gottheit allein zus 
fomme, über die Gedanken und Meinungen der Menſchen zu richten.” 
Aber jeder kirchliche Verein follte auch im anderen das gleiche Recht der 
Freiheit des Kultus anerkennen und der Gefekgebung des Staats fich 
volitändig unterwerfen und feine Befugnifie und Anordnungen achten 
und befolgen. Zugleich hielt die Helvetit an dem Prinzip feft, daß die 
Erziehung Staatsfache jeis und ganz unabhängig von der Kirche ihre 
Wurzeln in den Rechten der Einzelnen und in der Aufgabe des Staats- 
lebens habe. Mit diefen Grundfäben war es fein Wunder, daß. die 
Helvetif zum Schreden der römischen Klerifei wurde, die mit allen 
Mitteln an ihrem Sturze arbeitete. 

Die Mediation war — den Ideen nah — in kirchlicher fo gut 
wie in politifcher Beziehung ein Rückſchritt. Durch die Wiederherftellung 
der Kantonalfouveränitäten wurden die firchlichen Angelegenheiten wieder 
den einzelnen Kantonen überlafjen und in den Verfaffungen wieder die 
Staatöreligion aufgeftelt. Rom eilte, die Nuntiatur wieder herzuftellen 
und aud den Klöftern wurden wieder günjtigere Ausfichten geöffnet. In 
einem großen Theil der Schweiz, der unter dem Bisthum Konftanz ftand, 
konnte indeß die milde Stabführung des Bifhofs Dalberg, ſowie feines 
Generalvifars, des edlen Weffenberg, Frieden, Duldung und Auf: 
Härung verbreiten. Die Episcopalrechte wurden hier ziemlich konfequent 
ausgeübt, die Befugnifje der meltlihen Macht in Kirchenfachen blie- 
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ben unangefochten oder wurben durch gemeinfames Cinverftändnig mit 
dem Bifchof geordnet, Piturgie und Kultus wurden gereinigt, vielfache 
Anordnungen getroffen, damit die Geiftlichkeit, im Sinne der Aufklärung 
und hrijtlichen Liebe, für die höheren Zwecke des gefellihaftlichen Lebens 
eine thätige TIheilnahme bemweife. Diefe glüdliche Verwaltung, die den 
bierarchifchen Beftrebungen entgegenwirfte und deßhalb den ganzen Haß 
der römischen Kurie auf fich zog, hörte mit der Rosreißung der ſchwei⸗ 
zeriſchen Kernlande vom Bisthum Konſtanz auf. Schon gegen das 
Ende der Mediation verfolgte das Papſtthum den Plan, ſo viele kleine 
Bisthümer als möglich nad römiſchem Kirchenrecht zu ſtiften und dieſe 
möglichſt abhängig von Rom zu machen, fie mithin als Immediatbis- 
thümer unter die Nuntiatur zu ftellen. Die franzöjifche Revolution, 
die fonft dem Papſtthum fo verderblih war, hatte in diefer Beziehung 
durch die Zertrümmerung der franzöfifhen und deutfchen Bisthümer und 
Erzbisthümer vorgearbeitet. Bereits waren die fchweizerifchen Bisthümer 
Bafel, Laufanne und Chur von ihren früheren Metropolitanverbanden 
abgelöst. Mit Sitten war dies fchon vor der Revolution gefchehen. 
Ein glängender Aushängefhild mußte als Mittel dienen, um jet auch 
die zum Bisthum Konftanz gehörenden Lande abzutrennen. „Wie bie 
politifche Unabhängigkeit und Freiheit der Schweiz auf ihrer vollfomme: 
nen Unabhängigkeit in politiihen Dingen beruhe“ — fo wurde vorges 
ipiegelt — „eben fo müſſe die geiſtliche Gerichtsbarkeit von auswärtigen 
Bisthümern möglichft getrennt und von inländischen Prälaten verwaltet 
werden; es fei daher vathfam, ein großes jchweizerifches Nationalbisthum 
zu errichten.“ Durch dieje verführerifche Idee ließen ſich zunächſt die 
Urfantone loden. Nach dem Sturze Napoleons kamen der Hader unter 
den Kantonen und der überall wieder auftauchende Sondergeift den Plä- 
nen der Kurie trefflich zu Statten. Wo die Regierungen nur den Fin— 
ger boten, ergriff Rom fchnell die ganze Hand, unbefümmert um landes- 
herrliche Nechte und felbit die kanoniſchen Vorfchriften. Ehe ſich's die 
Kantone verfahen, war die Trennung vom Bisthum Konſtanz plötzlich 
und gemwaltfam vollzogen. Die Regierungen der Reftauration fügten 
ji mit feiger Unterwürfigkeit den halb oder ganz vollendeten Thatjachen. 

Es entitand jest ein anarchifches Proviforium, wo die Nuntiatur 
die herrfchende Gewalt hatte und die Firchliche Reaction fi nad Belie- 
ben ausbreiten konnte, Alle wohlthätigen Anordnungen der milden und 
toleranten bisthümlichen Verwaltung wurden zerftört, der Klerus unter 
römifhe Zucht gebracht, überall ein ultramontaner Geift gepflanzt, der 
edle Weſſenberg felbit als Keter und Apoftat erklärt. In den Unter: 
handlungen über die endlihe Regelung der Bisthumsverhältniffe wußte 
Rom fortwährende Zwietracht unter den Kantonen zu erhalten; bald 
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wurde biefem Kanton, bald jenem ein Biſchofsſitz verſprochen; Alles 
löste fich in gegenfeitigen Intriguen und Sonderfonventionen auf. Von 
der Errichtung eine. großen ſchweizeriſchen Nationalbisthums war feine 
Rede mehr. Die Theile, die zum Bisthum Konftanz gehört hatten, 
wurden nad drei Seiten hin zerftüdelt. Luzern, Aargau, Zug und 
Thurgau kamen zum Bisthum Bafel; die Urfantone, Glarus, Appenzell 
und Zürich zu Chur; in St. Gallen wurde ein monftröfes Doppelbi3- 
thum Chur:St. Gallen errichtet; gegen welches Graubünden beftändig 
proteftirte. Bei den Unterhandlungen der Stände für den Beitritt zum 
Bisthum Bafel fträubte fih Aargau am längften; einmal verwarf der 
Gr. Rath das Konkordat; am Ende fügte man fich auch hier nach ge: 
ringen Mobififationen, jedoch nicht ohne die größte Aufregung von Seite 
der proteftantifchen Bevölkerung. In dem Konkordat erreichte der päpft: 
liche Stuhl fat Alles, was er wollte; die wichtigſten ftaatlichen Rechte 
wurden ihm preisgegeben. Zwar behielten jich die Regierungen im Lanz 
genthaler Bertrage Vieles unter wechfeljeitiger Garantie vor, aber da 
dies nicht in der Webereinfunft mit dem römiſchen Stuhl ſelbſt geſchah, 
fo fehlte jede Anerkennung von Seite des letzteren. Die Behauptung 
diefer Rechte hing für die Zukunft lediglih von der Energie, Einficht 
und dem Patriotismus der oberiten Staatsbehörden ab. Ein großer Theil 
der ariftofratifchen Lenker befand fih indek in dem Wahn, durch die 
Herftelung de Romanismus, mit allen feinen Auswüchlen, fönne der 
revolutionäre Geift der Völker gefejielt und das Prinzip der Legitimität 
befeftigt werden. So wurde in Freiburg die unheilvolle Berufung der 
Sefuiten möglih. Erft gegen das Ende der Zwanziger Jahre trat wie: 
der eine jüngere Generation von Fatholifhen Staatsmännern auf, die 
den Anmaßungen der Kirche einen Damm entgegenzufegen juchte. Den 
Mittelpunkt diefer Tiberal-fatholifchen Schule bildete Luzern, das eine 
Zeit lang ganz in den Striden Roms gelegen hatte. *) 


Die Regeneration mußte nothwendig auch auf diefem Gebiete einen 
entſchiedenen Kampf hervorrufen. Der Staat konnte nicht in der nie: 
drigen Stellung bleiben, in melde er unter der Reſtauration gedrängt 
worden war. Die Grundfäte der Freiheit drohten das römiſche Ge: 
bäude zu erfchilttern. Mit der Bildung und Aufflärung des Volkes, 
die eine Hauptaufgabe der liberalen Regierungen wurden, mußte die Ab: 
hängigfeit von der finjteren Gewalt des Klerus ſchwinden. Diefe Gefahr 
wurde au vom römischen Kirchenthum fofort erfannt. So lange es 
ging, arbeitete dasfelbe den Bewegungen geradewegs entgegen. Als der 


*) Siehe: Pragmatifche Erzählung der kirchlichen Ereigniffe in der katholiſchen 
Schweiz von der helvetifchen Revolution bis auf die Gegenwart. Erfte Abtheilung 
von Dr. Ludwig Snell. Mannheim 1850. 
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Sturm nicht mehr abzuwenden war, verließ man das lecke Schiff der 
Ariſtokratie und klammerte ſich an die Demokratie, um dieſe zu ver— 
wirren und für die hierarchiſchen Zwecke zu mißbrauchen. In dem neuen 
Gewande und mit allen Mitteln pfäffiſcher Verführung ſtieg die Hierar— 
chie auf den politiſchen Kampfplatz und ſuchte aus der rohen und unge— 
bildeten Maſſe eine ochlokratiſche Parthei zu bilden, die den ultramon— 
tanen Loſungen blindlings folgte. Bald hatten es die liberalen Beſtre— 
bungen mit der organiſirten Macht katholiſcher — zu thun, hinter 
denen die römiſche Kurie ſtand. 

Für die liberale Ordnung war es keine leichte Aufgabe, den Staat 
der römiſchen Kirche gegenüber wieder ſelbſtſtändig zu machen, die Grund: 
ſätze der Toleranz und des konfeſſionellen Friedens durchzuführen, das 
Erziehungsweſen von pfäffiſchen Einflüſſen zu befreien und den Boden 
zu reinigen, den die römiſche Propaganda ſo lange unterwühlt hatte. 
Während die Kurie einen konſequenten Willen hatte und ihre Pläne be: 
harrli verfolgte, ftanden die Kantonalregierungen gewöhnlich vereinzelt 
da und fonnten ihrem Widerftand feinen gemeinfamen Nahdrud geben. 
Vor Allem that daher eine übereinftimmende Politif noth. Ehe Schritte 
zu einer jolden Verjtändigung gethan wurden, ſchien eine Zeit lang eine 
Bewegung innerhalb der Kirche ſelbſt dem ftaatlichen Anfehen zu Hülfe 
zu fommen. Wir müfjen den Blick zunächſt auf diefe Epifode werfen. 


Verſuch zur Kirchenreform m Sf. Gallen. 


An den Zwanziger Jahren äußerte fich in der Fatholifchen Kirche 
Deutihlands ein bedeutiames Streben nah Gmanzipation von den 
drüdenden hierarhiihen Banden, das noch dem Geift der Wefjenberg: 
ſchen Schule entijprang. Gin Theil der Geiftlichfeit trat in offene 
Dppojition gegen das ganze römiſche Spitem und rang nad freierer 
Stellung. In Baden wagte e3 eine anjehnliche Zahl katholiicher Pfarrer, 
ih an die Ständeverfammlung um Aufhebung des Cölibats zu wenden. 
Diefer Geift konnte nit umhin, aud nad) der Schweiz hinüberzu— 
wehen und bier und da im Schoofe des Klerus zu zünden. Am 
empfänglichiten zeigte fi der Boden in St. Gallen, mo befonderer 
Stoff zur Unzufriedenheit herrichte. Die Erridtung des monjtröfen 
DoppelbisthHums hatte hier wenig Anhänglichfeit an die aufgedrängte 
Kurie zur Folge. Der niedere Klerus war in feiner Eriftenz fümmer- 
(ich gejtellt, während man das Bisthum mit einer reichen Dotation aus- 
geitattet hatte. Angeſehene Geiftlihe wurden gegenüber den Kreaturen 
der Mönchsparthei zurüdgefett. Der katholiſche Aominiftrationsrath 
übte willfürlihe und dridende Herrihaft aus. Das ganze Kirchen: 
jgitem widerſprach früher gewohnten mildern Anfichten. 
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Nah 1830 weckte der Kampf um bürgerliche Freiheit auch den 
Sinn für kirchliche Freiheit. Das Kapitel Uznach-Rapperswyl wurde 
zum Mittelpunkt wirklicher Reformbeftrebungen. Hier wirkten drei auf: 
geflärte Geiſtliche zuſammen: der Stadtpfarrer Chriſtoph Fuchs 
von und in Rapperswyl; Alois Fuchs aus Schwyz, Spitalpfarrer 
und Profefjor in Rapperswyl, und der Priefter Felix Helbling, 
gleichfalls Profeffor dafelbft, bei dem Umſchwung des Kantons Mitglied 
des Verfaſſungsraths. Cine Predigt des gemüth- und phantajiereichen 
Alois Fuchs über „die ewige Fortdauer des Chriſtenthums und fein 
Verhältniß zu den neueften Weltereignijfen“ konnte als Eröffnung des 
Kampfes gelten, welcher die Kirche im Sinne ihres Stifters von dem 
römiſchen Joche zu emanzipiren ſuchte. Schon bei der DBerathung der 
Verfafjung, wo die Geiftlichkeit ihre Anſichten und Beſchwerden an die 
Kurie einzugeben hatte, fielen Wünfche auf Abhaltung einer Synode. 
Als e3 fih dann um die Drganifation bes katholiſchen Kirchentheils 
handelte, trat das Kapitel für die Aufſtellung eines eigenen Erziehungs: 
vaths, wie Kirchenraths — welche Zweige der allgewaltige Adminiftra- 
tionsrath, Verwalter des fatholifchen Fonds, bis dahin nebenher bejorgt 
hatte — in die Schranfen. Dafür zog ſich das Kapitel das Mipfallen 
der Kurie zu: Angelegenheiten, welche Religion und Kirche betreffen, 
jollen nicht von einzelnen untergeordneten Geiftlihen ausgehen, jondern 
die Bifchöfe feien dafür aufgeftellt zu wachen. Auf die abjtoßende Ant: 
wort erflärte da3 Kapitel: „Mit den ausgezeichnetften heiligen Vätern 
und den beiten Kanoniften erkennen wir in der Kirche Gottes eine 
Hierarchie, aber feine Monarchie und wie eine bürgerliche gibt es auch 
eine kirchliche Freiheit.“ 

Hiermit war der Würfel gefallen und das mutbige Kapitel trat an 
die Spige einer Firchlihen Bewegung. Die Eingabe der Wünfche und 
Anfichten in Betreff eines zwiſchen Staat und Kirche abzufchließenden 
Konkordats gab neuen Anlaß, fi zu äußern. Das Kapitel Uznach 
befhloß, vom Biſchofe die Verfammlung einer Didzefaniynode zu 
verlangen, wie fie in der Kirche in der bejjern Zeit üblich geweſen und 
vom Tridentinum vorgefchrieben fei. Diefes Verlangen wurde den übrigen 
Kapiteln mitgetheilt und eine Konferenz von Abgeordneten zuſammen— 
berufen. Vergebens kam der Bifchof von Chur nah St. Gallen und 
ließ die Defane auffordern, von der PVerfammlung abzuftehen. Die 
Konferenz fand in Bruggen bei St. Gallen unter VBorfig des Dekans 
Schmied von St. Fiden und in Gegenwart von 20 Abgeordneten aus 
fieben Kapiteln ftatt (11. Oktober 1831). Einjtimmig ſchaarte man 
fich hier um das Begehren einer ſolchen Diözefanfynode. Eine Kom: 
miffion follte alle gütlihen Wege verfuhen, im Falle abjchlägiger Ant: 
wort weitere Anträge bringen. Der Bejcheid des Generalvitars lief 
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darauf hinaus, daß die Kurie jett Feine Zeit habe, fich mit der Frage 
zu beichäftigen. Damit ftellten fich die Reformer nicht zufrieden, ſon— 
dern drängten auf eine beftimmte Antwort. Jetzt erklärte der Bifchof 
jelbft: „Es ftehe einzig dem Bifchof zu, im Namen der Kirche mit dem 
Staate Verträge einzugehen; bei einem folchen Vertrage oder Konkordate 
jei aber noch nie eine Synode einberufen worden, die er daher beftimmt 
ablehnen müfje; er fei jedoch nicht durchaus gegen das Inſtitut der 
Synoden, vielmehr jei er bereit, zu gelegener Zeit, die er zu beftimmen 
habe, feine Geiftlichfeit nach ihrem Wunfche zu einer Synode zu ver: 
ſammeln, wozu jegt die Zeiten allzu aufgeregt ſeien.“ Diefe Vertröftung 
auf die Zufunft mußte als bloße Ausflucht erfcheinen, um jede unmittel- 
bare Zufammenberufung der verlangten Synode zu hintertreiben. Dennoch 
jah der leitende Dreierausfhuß der Neformer gutmüthiger oder leicht: 
gläubiger Weife in der Antwort eine Gewähr und erließ fogar eine 
Danfadrefje an den Bilhof. Darüber fprah fih das Kapitel Uznach 
mit Entrüftung aus und aud aus andern Kapiteln famen herbe Vor: 
würfe. Verletzt legten die Dreier ihre Stellen in dem Ausſchuſſe nieder. 
Die bisherige Einigkeit löste fih; der Biſchof hatte gewonnenes Spiel. 
Zwar wurde eine neue Verfammlung von Kapitelabgeordneten nad) 
Lichtenfteig zufammenberufen, um der Spaltung zu begegnen und der 
Konvent — wie er ſich nannte — beichloß auch auf dem in Bruggen betrete- 
nen Pfade feft zu beharren. Aber der Bifchof fühlte jich jet ftarf genug, 
um ein Fulminatorium zu erlaffen, worin er den Konvent mit allen ſei— 
nen Beichlüffen Faffirte, zum Boraus erflärte, daß er weder deflen Abge— 
ordnete noch Schreiben empfangen werde und den bifchöflihen Kommif: 
fären wie den Dekanen unter Androhung der Entlafjung oder Suspen- 
jion jede fernere Theilnahme an ſolchen Verhandlungen verbot. An Be: 
zug auf die Synode erflärte der Bifchof von Neuem, daß er fich nichts 
abprejien lafje; er allein wifje, ob und wann das Wohl der Diözefe eine 
folche erfordere. Diefer Blitzſtrahl fhüchterte ein. Die meiften Kapitel 
begaben ſich allmählig zur Ruhe. Das gemeinfame Wirken hörte. auf. 
Nur das Kapitel Uznach blieb bei feinem Reformeifer. Es vermwahrte 
alle Rechte der Konvente und Kapitel und erklärte fich „brüderlid und 
feierlichft“ zu voller Solidarität, d. h. follte Einer mit einer Kirchenitrafe 
belegt werden, fo würden fich alle mit derfelben belegt halten. *) 

Unterdeß ergriff die Kurie einen andern Anlaß, um die Bewegung 
weiter niederzufchlagen.. Am dritten Sonntage nah Oftern (13. Mai 
1832) hielt Alois Fuchs in Rapperswyl eine erareifende und von den 
Zuhörern hochgefeierte Predigt über den Tert: „Ohne Chriftus fein 

*) Siehe: Pragmatiiche Erzählung der kirchlichen Ereigniffe in der katholiſchen 
Schweiz von der helvetiichen Revolution bis auf die Gegenwart. Zweite Abthei- 
lung, von Dr. Anton Henne. 
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Heil für die Menfchheit in Kirche und Staat“. Mit glühenden Worten 
war in diefer Predigt Alles ausgejprochen, was der hellere Theil des 
St. Galler Klerus damals laut und offen anftrebte. Won Chriftoph 
Fuchs mit einigen Ausfhmüdungen und Beifäben im Drud heraus: 
gegeben, erhielt fie nur eine etwas grellere Färbung. Alois Fuchs 
wurde verklagt und vor die bifchöfliche Kurie geladen, um fich zu ver: 
antworten. Vergebens verlangte er, daß man ihm die fehlbaren Stellen 
näher angeben möge. Ohne Weiteres mußte er fich ftellen und das in- 
quiſitoriſche Verhör beftehen (15. Februar 1833). Das Tribunal be: 
ftand aus vier alten bigotten ehemaligen St. Galler Mönchen und nur 
einem etwas humaneın Geiftlichen. Volle acht Tage lang wurde er 
wegen einer Reihe aus dem Zuſammenhange herausgerifjener Sätze mit 
Aufforderungen zum Widerrufe gequält. Was als Feberifch bezeichnet 
wurde, ging im Wefen darauf hinaus: Die jetige römiſche Kirchenver: 
waltung jei ein Abfall von der uralt Eatholifchen, die Kirche ſei im 
innerften Weſen demokratiſch und repräfentativ, das Papſtthum aber 
abjolut monardifhe Ausartung; das Chriſtenthum wiſſe nichts von 
einem jüdifchen Levitenftamme, von pfäffifcher Ausſcheidung zwiſchen 
Prieftern und Laien; Alle feien frei und gleich vor Gott; die Kirche 
bedürfe einer Verbeſſerung im Volksunterricht, im Kultus, in der Litur— 
gie, Disciplin und ganzen Hierarchie; die ewigen Gelübde feien unftatt: 
haft und verwerflich; das Geſetz des Faſtens ftreite mit der heiligen 
Schrift und der Beftimmung des Menſchen; das Cölibat widerfpreche 
der Civilifation und Humanität, die Kirche habe lange mit der Priejter: 
ehe blühend beitanden, Entfagung jei nur Kriftlih, wo fie freiwillig 
ſei. Der feiner Natur nach weiche und bejcheidene Mann kehrte jedes- 
mal im Gemüthe wund und zerrifien aus der geiftlichen Folterfammer 
zurüd, aber er blieb ungebeugt, widerrief nicht und verließ die bifchöf: 
liche Refidenz mit einer fchriftlichen Proteftation, worin er feine und 
der Geijtlichkeit bürgerliche Nechte verwahrte und fih auf die gejeß- 
mäßige Synode berief, die von der Kirchenverfammlung zu Trient an= 
erfannt und feither durch die Eigenmacht der Biſchöfe unterdrüdt worben 
jet. Die Alten gingen nun nad Chur an den Biſchof. Das Ver: 
dammungsurtheil Tieß nicht lange auf fich warten. Die Predigt wurde 
als den fatholifchen Kirchenlehren zumider und vielfach verführerifch ver: 
boten, dem Angefchuldigten die Seelforgergewalt, die Befugniß zu pre: 
digen, Beichte zu hören, zu Fatechiliven, ſowie alles jchriftliche und 
mündliche Privatlehren unterfagt, jelbit das Mefjelefen „bis zur Recht: 
fertigung oder Sinnesänderung” nicht mehr geitattet. Nur das Recht 
blieb ihm — na) Rom zu refurriren. 

An der liberalen Prefje erhob jih ein Schrei des Unmillens über 
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biefen Inquifitionsaft.*) Männlich ftand noch das Kapitel Uznach zu 
dem Verfolgten, indem e3 gegen da3 ganze Verfahren Verwahrung eins 
legte nnd offen erflärte, die Predigt fei ganz nad aller feiner Mit: 
glieder Herz und Sinn gefchrieben und herausgegeben worden. Die 
Regierung ſchützte zwar den PVerurtheilten einftweilen bei jeinem Pfrund— 
gehalte; der neu gewählte, entfchieden liberale Gr. Rath fette auch in 
der Sade eine Kommiſſion nieder, die in der Mehrheit darauf antrug, 
die verhängte Suspenfion als unverträglich mit den Garantien der Ver: 
faffung aufzuheben, aber der Tod des Fürftbifchofs und die Auflöfung 
des Doppelbisthums traten dazwiſchen; die neu fich erhebenden Erör— 
terungen zwiſchen Staat und Kirche verzögerten den Entjcheid und am 
Ende begnügte jih der Gr. Rath damit, dem neuen geiftlihen Rath 
eine Reviſion der Prozedur zu empfehlen (14. Nov. 1835). 
Mittlerweile hatte die Kurie ihren Zweck erreicht, zur Abſchreckung 
der Geiftlichfeit ein Erempel zu ftatuiren. Die ganze Reformbemwegung 
innerhalb der Kirhe fam zum Stillftand. Auch im Kapitel Uznach 
ſchwand zulett das Nertrauen; die Einen fügten fi, die Andern ſchwie— 
an. Die Fatholifche Bevölkerung war für eine freiere geiſtliche Rich— 
tung noch zu wenig empfänglid und im Konflift mit der Kurie hatte 
der Klerus feine entichiedene Stübe an dem Staat. Die geiftlichen 
Reformer felber, der harten Aufgabe nicht gewachſen und durch die 
Schläge des Schickſals mürbe gemacht, ließen almählih den Muth der 
Ueberzeugung finfen und jchloffen wieder Frieden mit ihren Drängern. 
Alois Fuchs wurde nah Berjiherung feiner katholiſchen Sefinnung und 
Ablegung des tridentiniichen Glaubensbekenntniſſes wieder in feine Prie— 
fterwürde eingefeßt (7. April 1835), verlor aber die ihm unterdek vom 
katholiſchen Adminiitrationsrath übertragene Stelle eines Bibliothefars 
in St. Gallen und zog fi in feine Heimath Schwyz zurüd, wo er 
gebrochenen Gemüthes fpäter auf Verlangen des Pabites (der die Pre: 
digt förmlich verdammt und auf den Inder der verbotenen Bücher gelebt 
hatte) feine Irrthümer feierlich widerrufen und jich dem Urtheil Roms 
unterwerfen mußte. Noch tiefer beugte ſich fein freund Chriſtoph Fuchs. 
Als Profefjor der Theologie nach Luzern berufen, hatte er mit allen 
möglichen Chikanen der Kirchenoberen zu fänpfen. Erſt wollte ihm der 
Doppelbifchof die Entlaffung vom St. Galler Sprengelsverbande nicht 
ertheilen. Nachher weigerte fich der Biihof in Solothurn, ihn in den 
Busler Bisthumsverband aufzunehmen. Als die Regierung von Luzern 
ihn nichtödeftomweniger fein Amt antreten ließ, erklärte der Bilchof Salzmann 
daß er feinem Schüler desfelben die geiftlichen Weihen ertheilen werde, 


*) Die helvetifche Gefellichaft ehrte Alois Fuchs dadurch, daß fe ihn in ihrer 
Verſammlung zu Schinznach im Brachmonat 1833 einftimmig zum Präftdenten 
erwählte. 
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Luzern ſah ſich genöthigt, die ganze theologiſche Lehranſtalt einzuſtellen. 
Endlich ließ ſich Chriſtoph Fuchs zum Widerruf herbei. Einmal wieder 
in den Stricken Roms, ſank er tiefer, verläugnete alle ſeine früheren 
hellen Anſichten und wurde eifriger ultramontaner Partheigänger. Der 
dritte im Kleeblatt der Reformer, Felix Helbling, konnte der Kurie 
glücklicher aus dem Wege gehen, indem er ſeinen geiſtlichen Beruf ganz 
verließ und Mitglied der Regierung von St. Gallen wurde. 

Die kirchliche Bewegung in St. Gallen rief wohl Anklänge in än— 
dern Kantonen hervor. Lebhaft war eine Zeit lang die TIheilnahme in 
der Preſſe. Selbſt in Adreffen an die Tagſatzung fprad fi der Ge: 
danfe aus, daß ohne Emanzipation vom veralteten Formenweſen in den _ 
Hriftlihen Kirchen die bürgerliche Freiheit nicht behauptet werden könne. 
Der niedere Klerus fühlte fih überall mehr oder weniger gedrüdt. In 
einer Zufammenkunft von Geiftlichen der Kantone St. Gallen, Aargau, 
Solothurn und Luzern während der Verſammlung der helvetifhen Ge: 
ſellſchaft in Schinznach, im Mai 1833, unterzeichneten auch ihrer 24 
eine Vereinigungsurkunde zur Förderung der inneren und äußeren Ent- 
widlung des wahren fatholifchen Kirchenlebens, der Synoden und der 
Rechte des Staates in kirchlichen Dingen und wählten einen Ausſchuß 
zur Anordnung jährlicher Zufammenfünfte und Verbreitung zeitgemäßer 
Schriften. . Aber der endliche Ausgang in St. Gallen wirkte zu nieder: 
Ihlagend. Der Kampf innerhalb der Kirche konnte keinen fefteren Halt 
mehr gewinnen. Früher rüftige Streiter gegen das römiſche Syitem, 
wie der Domdekan Vock, deſſen Schrift: „Der Kampf zwiſchen Babit- 
thum und Katholizismus“ während der Bewegung in St. Gallen von 
anderer Seite neu herausgegeben und vom päbſtlichen Stuhl verdammt 
worden war, fonnten jet ihre Ehrfurcht und Folgſamkeit vor dem Ober— 
haupt der Kirche nicht laut genug ausſprechen. Die Geiftlihen, die 
ihre freie Gefinnung behielten, ſuchten nur nod auf den Staat einzu— 
wirken, damit diefer feine Rechte gegemüber der römijchen Kirche wahre 
und fo der Boden für eine Reform geebnet werde. 


Die Badener Konferenz. 


Als die Bewegung innerhalb der Fatholifhen Kirhe in St. Gallen 
ſchon gebrochen war, begann erft der eigentliche Kampf zwiſchen Staat 
und Kirche und führte hier zu bedeutenden Kundgebungen, die ein ent: 
ſchiedeneres Reſultat verfprachen. 

Am 23. Oktober 1833 ſtarb der Biſchof von Chur-St. Gallen, 
Karl Rudolf, Freiherr von Buol. Mit dem Tode dieſes dem päbſt— 
lichen Stuhle unbedingt ergebenen und wenig beliebten Kirchenfürjten 
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wurde da3 ganze Doppelbistbum in Frage geftellt. Die päbftliche Bulle 
von 1823, die den Verband ins Leben rief, hatte in St. Gallen nie 
die gehörige Staatsſanktion erhalten. Die Abneigung, die fih von 
vorneherein gegen die Vereinigung zeigte, war im Laufe der Jahre zur 
Unverträglichfeit geworden. Wiederholt ſprach ſich das Verlangen nad 
Trennung aus. Ebenſowenig hatte das Doppelbistfum für Graubünden, 
hinter defjen Rüden es einft errichtet war, gejeßlichen Beftand. Für 
die Zukunft waren die entjchiedeniten VBerwahrungen eingelegt. Bon 
der Fortdauer des Doppelbisthums fonnte daher kaum die Rede mehr 
fein. In St. Gallen war man jebt nicht geneigt, fih in langwierige 
Unterhandlungen mit der römifhen Kurie einzulaffen. Mit entfchlojjener 
Hand ergriff man fofort eine felbitftändige Initiative. Zu Statten fam, 
daß auch das katholiſche Grofrathsfollegium durch die legten Wahlen 
entjehieden liberal geworden war. Faſt einjtimmig beſchloß dasſelbe 
Ihon am 28. October, die Bulle, worauf der Verband beruhte, als 
nicht mehr zu Recht beftehend zu erklären und Einleitungen zu neuer 
Drganifation der bisthümlichen Verhältniſſe zu treffen, wobei bereits die 
Herftelung eines Metropolitanverbande und die Gemwährleiftung einer 
Synode vorgefehen wurden. Bis zur vollendeten Feititellung der Grund: 
lagen jollte jede Biſchofswahl fiftirt werden. Da dad Domkapitel bei 
der Wahl eines Bisthumsverwejerd Schwierigkeiten machte, wurde auch 
diefes aufgelöst und die gefammte bifchöflihe Dotation zu Handen ge: 
nommen. Der Gr. Rath beftätigte das energiiche Vorgehen. Der 
Nuntius erließ fofort eine Proteftation dagegen, worin er einzig dem 
Papſt das Net zuſprach, Bisthümer zu gründen und aufzuheben. Der 
Schritt des Großrathskollegiums ſei ein Eingriff in diefes Recht, den er 
als nichtig erfläre und deſſen Widerruf er fordere. Das Großraths— 
follegium ließ fich jedoch durch die Proteftation nicht irre machen. Unter: 
dei hatte auch Graubünden Schritte gethan, um die Nechte des Staates 
zu wahren und feinen früheren Proteftationen Yolge zu geben. So 
wurde das ynoerträgliche Doppelbistfum durh den Willen der. beiden 
Kantone faktifh aufgelöst. Für St. Gallen insbefondere handelte es 
ih jekt um eine Neugeftaltung der bifchöflichen Verhältnilje, die der 
Selbitftähdigfeit des Staates und größerer Firchlicher Freiheit entjprechen 
follte. 

Diefer jcheinbar ginftige Moment wurde von den aufgeflärteren 
katholiichen Staatsmännern der Schweiz ergriffen, um eine gemeinfame 
Politik der römischen Kurie gegenüber anzubahnen und die Staatärechte 
in Kirchendingen wieder auf einen fefteren Grund zu ftellen. Wieder: 
holte Konflikte, namentlih in Aargau und Luzern, wo die bürgerliche 
Gewalt durchgreifen wollte, hatten das Bedürfniß einer Verftändigung 
näher gelegt. ine von den deutfchen Staaten der oberrheinifhen Pro: 
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vinz erlaffene Kirchenpragmatif konnte ala Vorbild dienen. ALS die bei- 
den hauptfählichiten Anreger und Förderer diefer Richtung wirkten 
Eduard Piyffer und Baumgartner. Dem Erfteren ftand noch 
Chriſtoph Fuchs mit Wort und Schrift zur Seite. Die Haupttriebfeder 
lag in St. Gallen, Luzern wurde vorangeftelt. Schon im Spätjahr 
1830 Hatten ſich einmal Abgeordnete der Bafeler Diözejanfantone zur 
Bollziehung der Konkordatsvorſchriften in Solothurn verfammelt und 
über eine Reihe von Staatsgrundjägen zur Wahrung der hobeitlichen 
Rechte geeinigt. Aber in den folgenden politifchen Kämpfen blieben die 
kirchlichen Angelegenheiten vergejjen und die Verabredungen erhielten feine 
dauernde Kraft. Auf diefer Grundlage follte jetzt durch eine neue Kon: 
ferenz bejtimmter fortgearbeitet werden. Xuzern erließ eine Einladung 
dazu an die Basler Bisthums-Kantone, jowie an St. Gallen und Grau- 
binden. Eine Einladung auch an die übrigen Fatholifhen und paritä- 
tiſchen Kantone — wie St. Gallen gewünſcht hätte — unterblieb. 

Am 20. Jan. 1834 fand die Konferenz von Abgeordneten von 
Luzern, Bern, Solothurn, Bafelland, St. Gallen, Aargau und Thurgau 
in Baden ftatt. Nur Zug und Graubünden hielten ſich fern, da die 
inftruirenden Behörden nicht zufammentreten konnten oder fonft Bedenken 
obwalteten. In der Konferenz herrſchte der einmüthige Gedanke, daß 
der Zeitpunkt vorhanden jei, wie in politiihen fo auch in firchlichen 
Dingen vorwärts zu fchreiten. Dem machthaberifchen Rom müfje Ent: 
ihlofjenheit entgegengeftellt, die Anmaßungen der Klerifei mit Kraft und 
Nachdruck zurüdgemwiefen werden. Die Freiheit fei nur halb errungen, 
wenn im Kichlichen die alten Verhältniſſe noch fortbeitänden. Alle Ab: 
geordneten erklärten fi für einen Metropolitanverband, der für die Ba— 
ſeler Diözefe vorbehalten und in der Kirchenverfafjung vorgeichrieben fei. 
Zu dem Ende follte der päbftlihe Stuhl angegangen werden, das Bis— 
tum Bafel, al3 das ältefte und am reichiten ausgeftattete, zum Rang 
eines ſchweizeriſchen Erzbisthums zu erheben und diejem die üb- 
rigen Immediatbisthümer der Schweiz einzuverleiben. Für den Fall 
dies nicht erzielt werden könnte, wollten ſich die fontrahirenden Stände 
den Anſchluß an ein ausmärtiges Erzbisthum vorbehalten. Dann folgte 
die Aufftellung von vierzehn Punkten oder Artikeln über Bedingung und 
Umfang ftaatlicher Aufficht in Eirchlichen Dingen. Dieje betrafen: Wah— 
rung der den Biſchöfen zufommenden Judilatur gegenüber Eingriffen des 
Nuntius; Abhaltung von Synoden nah den kanoniſchen Vorſchriften, 
aber unter Aufficht de8 Staats; Handhabung des landesherrlichen Placets 
hinſichtlich kirchlicher Erlafje; Beſchränkung der geiftlichen Gerichtsbar— 
keit in Eheſachen auf das Sakramentaliſche der Ehe; Gewährleiſtung der 
gemiſchten Ehen und Auswirkung billiger Ehedispenstaxen; Verminde— 
rung der Faſttage und Feiertage oder Verlegung derſelben auf Sonntage; 
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Aufficht der Kantone über die Priefterfemimarien und die Prüfungen der 
Geiftlichen; Forderung des Eides der Treue von den Geiftlihen und 
Verweigerung von Anjtellungen für die Eidvermeigernden; Unzuläffig: 
feit der Abtretung von Kollaturrechten an geiftliche Behörden; Zurück— 
weiſung von Einfprachen kirchlicher Behörden gegen vorgenommene Be: 
fegung von Rehritellen ; Aufhebung der bisherigen Cremtion der Klö- 
fter und Unterftellung derjelben unter die Gerichtöbarkeit der Biſchöfe, 
mit dem Recht, fie für religiöfe und milde Zwecke in Anfprucd zu neh: 
men. Endlich follten ji die Kantone zu gegenfeitigem Schuß.und ver: 
eintem Wirken bei Gefährdung der jtaatli chen Rechte in Kirchenſachen 
verpflichten. Auch die Aufhebung der Nuntiatur fam zur Sprade. Hier 
wagte man indeß feinen durhgreifenden Schritt zu tun. Mean fand, 
daß der gegenwärtige Zeitpunkt zu einem Verſuche, dieſes Verhältniß zu 
verändern, nicht geeignet fei. 

Mit diefen Berabredungen kehrten die Abgeordneten in ihre Kan— 
tone zurüd. Die meiften angenommenen Grundfäge waren nicht neu; 
fie beruhten größtentheils auf alten- Uebungen der Schweizer oder galten 
als Norm in anderen Fatholifchen Staaten; aber fie wurden nie über: 
einjtimmend gehandhabt und oft vor dem Widerſpruch der Kurie preis- 
gegeben. Die Fonjequente Befolgung und Durchführung derfelben muß— 
ten allmählig zu einem gemeinfamen ſchweizeriſchen Staatsrecht in Kir: 
chenſachen führen und den bisherigen Willführlichfeiten und Uebergriffen 
der geijtlichen Gewalt eine entſchiedene Schranke ſetzen. Cinftweilen wa— 
ren die Verabredungen noch feine verbindlihen Abſchlüſſe. Den Behör- 
den der Konferenzfantone lag es ob, fie zu betätigen. Andere Stände 
mochten beitreten. Der Kampf, der ſich darüber eröffnete, zog fich die 
nächſten Jahre hindurch. Won vorneherein war zu erwarten, daß die 
römifche Kurie alle Hebel in Bewegung ſetzen werde, um die öffentliche 
Meinung zu allarmiren und die katholiſchen Bevölferungen gegen die 
Konferenzartifel aufzuregen. Die vielen noch herrjchenden Vorurtheile 
in der Maſſe, die Aengitlichfeit oder Gleichgültigfeit in den gebildeten 
Ständen famen ihr zu Hülfe An der Geiſtlichkeit konnte der Staat 
feine fräftige Stüße mehr finden, nachdem bereits ein Rückſchlag einge: 
treten war. Wo fich diefelbe noch zu Kundgebungen für eine freiere 
Stellung gegenüber dem Drude von Rom herbeiließ, war das Auftreten 
nur ſchwach und behutjam, während der ultramontane Klerus um fo 
eifriger zu Gunften der Hierarchie wühlte. Die Bifchöfe felbft Tagen zu 
jehr in-den Striden der Nuntiatur, um den Regierungen die Hand zu 
bieten. Die römiſche Kurie fuchte jih eine Hauptwaffe auß der Beru— 
fung auf die Freiheit zu fchaffen, die der Kirche Alles geben und dem 
Staat Alles nehmen ſollte. Die Fäden der römiſchen Politik floffen 
immer in einer Hand zufammen, während die Kantone fich jo leicht zerſplit— 
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terten. So bedurfte es für die Staatsmänner, die den kühnen Wurf 
gethan hatten, nicht geringer Anſtrengungen, um ſich auf der betretenen 
Bahn zu behaupten. 


Der Savoyerzug. 


Während durch die Badener Konferenz ſich der Kampf zwiſchen 
Staat und Kirche entſpann, kamen der Schweiz auch von anderer Seite 
Verwicklungen, die in ſteter Spannung und Aufregung hielten. 


Wir ſahen, wie im April 1833 eine anſehnliche Polenſchaar von 
Frankreich her auf Berniſches Gebiet übertrat, wie die Eidgenoſſenſchaft 
das Aſyl als reine Kantonalſache erklärte, die andern Kantone ſich ge— 
gen die Beherbergung der Gäſte ſperrte, billige Vertheilung nicht ge— 
währt wurde und ſo die Laſt dem Kanton Bern aufgebürdet blieb, mit 
dem Vorhalten: wer die Flüchtlinge eingelaſſen habe, möge ſie auch wie— 
der abſchieben. Frankreich ließ ſich nicht zur Wiederaufnahme beſtimmen 
und die Polen jelbjt fträubten jich gegen eine Rückkehr. Unterhandlun: 
gen mit dem deutſchen Bunde zur Fortihaffung der Flüchtlinge den 
Rhein Hinunter führten zu feinem Ziel. Die Polen mollten fich nicht 
in jedes beliebige Land fpediren lajjen und in Bern weigerte man fich, 
ihnen Zwang anzulegen. Die Subfidien von Hülfsvereinen und andern 
Kantonen verjiegten allmählig. Eine Zeit lang verlängerte die Berner 
Regierung die Staatdunterftügung auf liberale Weife. Gegen Ende 
des Jahres forderte fie jedoch die Polen ernitlicher auf, von der unterdeß 
unter gewiſſen Bedingungen geitatteten Rückkehr nach Frankreich Gebrauch 
zu machen. Ein Theil derjelben willigte jest ein; ein anderer Theil 
ließ fich zu feiner Bittſchrift an die franzöſiſche Regierung bewegen. So 
blieben noch gegen 200 Polen zurüd. ö 


Unterdeß ſammelte ſich auch eine größere Anzahl von Flüchtlingen 
aus anderen Ländern in der Schweiz. Bon Italien waren ſchon durch 
verunglüdte Aufftandsverfucde i.d.%. 1831 und 1832 Biele. vertrieben 
und hatten auf ſchweizeriſchem Boden, meijt in Tefjin und jpäter an 
den Ufern des Genfer See’s, Zufluht gefuht. Nach dem fehlgeichlage: 
nen Frankfurter Attentat kamen deutſche Flüchtlinge Hinzu, die fi durch 
die immer weiter ausgedehnten Berfolgungen in Deutſchland vermehrten. 
Das Gros diefer Flüchtlinge blieb, fo zu fagen, auf dem revolutionären 
Pifet, indem es immer die Hoffnung auf neue Erhebungen nährte und 
zu dem Ende fchlagfertig ftand. Die verjchiedenen Nationalitäten traten 
in nähere Verbindung und fchmiedeten gemeinfame Pläne. Die Füh— 
rer gaben fich zum Theil Ilufionen bin; zum Theil warfen jie ſich in 
Unternehmungen, auch ohne Ausficht auf unmittelbaren Erfolg, nur um 
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dad revolutionäre Feuer nicht erlöfchen zu laffen und immer von Neuem 
mit der. That gegen den Despotismus zu proteftiren. Zugleich fehlte 
es nicht an Spionen und Agent? provocateur®, die fih im die Reihen 
mifchten und einerfeit3 jeden Schritt ausfundfchafteten und an die frem- 
den Regierungen berichteten, andrerjeitö zu tolfühnen Streichen antrieben, 
die dann im Voraus verrathen waren. In der Schweiz felbit, wo man 
in der Zeit ber, aufgeregten Partheilämpfe von den allgemeinen Freiheits- 
ideen vielfach mit ergriffen war und im Abjolutismus auch einen eige- 
nen Feind ſah, ermuthigte man von patriotifer Seite durch offene Sym— 
pathien, ohne die Neutralität ftrenge abzumwägen. 

Im Anfang des Jahres 1834 fiel ein Hauptaugenmer? auf das 
Königreih Sardinien, wo eine Infurrection am eheſten Erfolg zu ver: 
fprechen ſchien. Auf dem Lande laftete das finftere und despotifche Re: 
giment Karl Albert. Eine Reihe von inkerferungen und Hinrich— 
tungen in Genua und Piemont hatten die Erbitterung gefteigert. Durch 
einen Einfall in Savoyen hoffte man die Flamme zum Ausbruh zu 
bringen. Zu diefem Zweck wurden Vorbereitungen gemadt. Die Seele 
der Unternehmung war Mazzini, aus einer angejehenen umd reichen 
Genueſer Familie, Flüchtling ſchon feit 1831; voll aufopfernder Hin: 
gebung an die Idee der Freiheit und Einheit feines Vaterlandes; frucht: 
bar und unermüblid) in revolutionären Entwürfen, für die er die Ge- 
jelfchaft des „jungen Italiens“ gejtiftet hatte; aber die Mittel der Aus— 
führung wenig beredinend. Für die militärifche Leitung war einer der 
Chef3 in der polnifhen Revolution, General Romarino, gewonnen, 
An der Naht vom 31. Januar auf den 1. Februar 1834 follte der 
Einbruch auf fardinifches Gebiet erfolgen und hier die Fahne der Re: 
volution aufgepflanzt werben. 

Die Anftalten zu dem Abmarſch machten fi faft offenkundig. Der 
Anfammlung der Flüchtlinge wurden wenig Hinderniffe in den Weg 
gelegt. Die Polen konnten ruhig aus dem Kanton Bern fortgehen; 
die Regierung machte erjt hinterher Anzeige an den Vorort und die 
Genfer Behörde. Bon Zürid fam eine Schaar deutfcher Flüchtlinge und 
Studenten und zog durch Bern unter den lauten Begrüßungen einer Volks— 
menge. Im Kanton Waadt zeigte fich die lebhafteſte Theilnahme; faſt 
überall wünſchte man dem Unternehmen Glück; wo die Polizei die Züge 
verhindern wollte, trat die Bevölkerung dazwiſchen. In Payerne und 
Moudon mußte die aufgebotene Miliz vor den Demonftrationen weichen. 
In Nyon und Rolle, auf Waadtländer Boden, konnten fih Polen, 
Deutſche und Jtaliener in Haufen ſammeln. Ein anderes Meines Heer 
vereinigte fi in Garouge, auf Genfer Gebiet. Seitwärt3 in Frankreich 
organijirte ſich eine dritte Abtheilung. Die ganze Macht mochte zufam: 
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men gegen SHO—1000 Dann betragen. Die Behörden in Sardinien 
waren von Alleın vorher unterrichtet und fonnten ihre Maßregelm treifen. 


Nah dem Plan der Erpedition waren die in Waadt und Genf 
gejanmelten Schaaren beſtimmt, das ſchwach defekte Fort St. Aulien 
zu nehmen und gegen Annecy vorzudringen. Die Kolonne auf fran: 
zöſiſchem Boden follte über les Echelles auf Chambery rüden. Hier in 
der Hauptjtadt Savoyens wollten ſich die beiden Abtheilungen vereinen, 
um weiter gegen Piemont zu operiren. 

In Nyon fuchte die Behörde die Einſchiffung eines Haufens nad 
dem jenfeitigen Ufer de® Genferſees mit Gewalt zu verhindern. Aber 
die Miliz weigerte fich zu feuern mit dem Ruf: „Es lebe die Freiheit, 
es leben unſere Brüder, die Polen!“ Vergebens ertönten die Sturm— 
glocken längs dem Ufer, Auch von Rolle aus konnte ein Fahrzeug ab: 
gehen, Die eingefhifften Haufen landeten in Hermance, auf Genfer 
Gebiet. Hier trat man ernftlich entgegen, zog raſch Truppen herbei, 
nahm — Dank der Sorglofigkeit der Flüchtlinge — das Fahrzeug mit 
den Waffen weg und zwang den größeren Theil, fih wieder nach dem 
Kanton Waadt einzujchiffen. So wurde der erfte Stri durch die Er: 
pebition gemacht. Die nah Genf gebraditen Waffen wurden hier jedoch 
der Obrigkeit von einer aufgeregten Menge wieder abgenommen und 
auch ein Theil der Gefangenen befreit. 

Die Hauptcolonne, etwa 400 Mann ſtark, marjchirte am 1. Feb. 
Abends, unter Führung von General Romarino, von Garouge ab, zog 
fi, jtatt St. Julien anzugreifen, feitwärt nad Annemaſſe, beſetzte ein: 
zelne Dörfer und rief eine provijorifche Negierung aus. Aber von einer 
Theilnahme der javoyilhen Bevölkerung ließ fich wenig verfpüren. Bald 
gab Romarino, der für feine Dienfte im Voraus 40,000 Franken in 
die Hand erhalten hatte, die ganze Sache eben fo läſſig als planlos 
führte und deßhalb der Verrätherei angeklagt ward, ohne cinen Feind 
gejehen zu haben, den Befehl zum Nüdzuge und machte ſich felbft un— 
bemerkt auf die Seite. Die ganze Kolonne mußte unverrichteter Dinge 
auf Genfer Gebiet zurüdfehren. Hier hatten jet die Behörden den 
ſchwierigſten Stand. Auch nah dem Scheitern der Unternehmung zeigte 
die Bevölferung eine ftürmifche Theilnahme und widerſetzte ſich den 
Mafregeln zur Gefangenhaltung und Fortführung der Leute. Der Auf: 
ruhr nahm einen fo erniten Charakter an, daß die Regierung felbft be- 
droht fhien. Die gefammte Miliz mußte aufgeboten, Genf wie in 
Kriegszuſtand verfett werden, bis e3 gelang, die geftörte Ordnung wies 
der herzuftellen. Die fremde Mannſchaft wurde darauf ind Innere der 
Schweiz gebradt. Der Kanton Bern, der fi den Polen anfangs ver: 
ſchließen wollte, ließ ſich nach einer Uebereinfunft mit Genf und Waadt, 
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mwodurd die Frage der Unterhaltung und Entfernung zur gemeinfamen 
Sache gemacht wurde, wieder zur Aufnahme derjelben bejtimmen, 

Unterdeß hatte auch die Erpedition, die von franzöftichem Boden 
gegen Chambery gerichtet war, ein unglüdliches Ende gehabt. Mit 
Verluſt von 7 Todten war die Schaar von fardinifchen Truppen zurüd: 
gefhlagen und genöthigt, ſich zu zerjtreuen. Drei Öefangene wurden 
in Chambery und Turin erſchoſſen. Der Aufitandsverfuh hatte in der 
Bevölkerung nirgends hinreihenden Anklang gefunden. Die Flüchtlinge 
waren durch übertriebene Zuficherungen getäufcht worden. 

So lief der ganze Streich Fläglih ab und erhielt einen abentheuer: 
lichen Charakter. Der Ihron Karl Albert war feinen Augenblid er: 
ſhütte it. Wenige Streitkräfte genügten, um die Invaſion zu vereiteln. 
Dieß hinderte indeß nicht, daß von der ganzen abjolutijtiichen Diplo: 
matie gewaltiger Lärm geſchlagen wurde. Bei dem theilweilen Vorſchub, 
den das Unternehmen durd die Sympathien in der jchweizerifchen Ber 
völferung und die Unthätigkeit einzelner Behörden erhalten hatte, wurde 
die Schweiz eines ſchweren Neutralitätsbruches angeklagt und als revo— 
Iutionärer Herd hingeftellt, der die Ruhe aller Staaten Europa's bi: 
drohe. Indeß war der Vorort bei der erjten Kenntnig von dem Auf— 
bruch der Flüchtlinge bemüht geweien, die Örenztantone zu allen nöthigen 
Sicherheitsmaßregeln zu ermaynen und dieje tyaten, was in ihren Kräf— 
ten jtand. Gin Theil der Expedition wurde wirklich zurüdgehalten und 
nur einer Kolonne gelang es, von Senf aus in Savoyen einzudringen. 
Aber Gleiches geihah von franzöfiihem Boden, wo die Regierung mit 
allen möglichen Mitteln der ‘Polizei ausgerüftet war, während «8 in der 
Eidgenoſſenſchaft an einer ſtärkern Centralgewalt fehlte, die rechtzeitig 
eingreifen konnte. Bei der Frage der Bundesreviſion hatte die ablo: 
Iutiftifche Diplomatie auf alle Weije intriguint, um den alten lodern 
Staatenbund aufrechtzuhalten und jede nationale Kräftigung zu verhin- 
dern. Nichtsdeſtoweniger ſpannte fie jeßt ihre Beſchwerden aufs Höchite 
und machte die ganze Eidgenofjenichaft verantwortlih. Won allen Sei: 
ten rüdte das diplomatiſche Geſchütz heran. In Wien jagen gerade die 
deutſchen Minijter in Konferenzen zuſammen, um jich über gemeinfame 
reactionäre Maßnahmen zu berathen. Um jo eher cinigte man ſich zu feind: 
lihen Schritten gegen die Schweiz, die mit ihren freien organijirten Anz 
jtitutionen der größte Dorn im Auge geworden war. Nachden bereiis am 
20. Februar eine fonfidenticlle Mittheilung von Oeſterreich vorangegangen 
war, eröffnete das benahbarte Baden den Neigen förmlicher Begehren, 
Sardinien felbft folgte, dann kam erft die Hauptladung derber Noten vom 
deutfchen Bundestag, von Defterreih, Bayern, Württemberg, wied.rholt 
von Baden, ferner von dem Königreich beider Sicilien, endlich von 
Preußen und Rußland. Faſt alle diefe Noten verlangten nicht nur Die 
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Entfernung aller bei dem Attentat wirklich betheiligten Fremden, jondern 
aller Flüchtlinge, „welche auf direkte oder indirefte Weife zur. Störung 
der Ruhe der Nahbaritaaten hinwirken.“ Zum Theil richteten jich die 
felben auch gegen Die freie Preſſe. Die rujjiihe Note jchien felbit auf 
Auflöfung der Hülfsfomites für die Polen, ja der ſchweizeriſchen Schuk: 
vereine zu dringen. Im Falle die Echmeiz nit den Begehren ent: 
Ipreche, wurden Zwangsmaßregeln in Ausficht geitellt. 

Unterdeß hatte fich der Vorort Zürich bei dem erjten Anflopfen 
ſchon beeilt, in einem Kreisfchreiben die Stände aufzufordern, alle die: 
jenigen fremden Flüchtlinge, die an dem Savoyerzuge wirklich thätigen 
Antheil genommen, des fernern Aſyls in der Schweiz als verlujtig zu 
erklären und von dem fchmweizerifchen Gebiete zu entfernen. Ebenſo war 
er bemüht, die Hindernifje zu befeitigen, die der Entfernung der Polen 
noh im Wege ftanden. Die meijten Kantone erklärten fich mit diefen 
Schritten einverftanden und machten mit Ausweifungen den Anfang. 
Nur einzelne wollten in der Nachgiebigfeit nicht jo weit gehen und unter 
den Theilnehmern Unterfchiede machen. Namentlich trat Bern in Oppo: 
fitton, indem es erklärte, die angetragenen Maßnahmen fein weder aus: 
führbar, noch der Würde und Ehre eines freien Volkes angemejjen. 
Frankreich habe jich erklärt, die Polen nicht anders als auf ihr eigenes 
Begehren aufzunehmen; Bern würde jich nicht dazu verftehen, jemals 
Zwang gegen fie anzuwenden. Die Eidgenofjenihaft würde mohl Die 
Macht haben, ein Häuflein Polen im Zaum zu halten. Um Bern zur 
Nachgiebigkeit zu veranlafjen, ſchickte der Borort in mwachfender Verlegen: 
heit zwei Abgeordnete an dasjelbe, aber die beiden Hauptlantone konn— 
ten jich gegenüber den Forderungen der fremden Mächte nicht verjtän- 
digen und blieben mit einander im Widerſpruch. 

Den abſolutiſtiſchen Höfen genügte nicht, was der Vorort mit allem 
Eifer vorkehrte. In neuen Noten (Ende April) verlangten jie wiederholt, 
daß nicht nur alle bei dem Savoyerzug Betheiligten, jondern überhaupt 
alle Flüchtlinge weggewiejfen würden, „die das in der Schweiz bemilligte 
Afyl zu Umtrieben migbraudten, die auf Störung der Ruhe und Orb: 
nung in den benachbarten Staaten berechnet ſeien.“ Sardinien verlangte 
num auch noch Beitrafung der einzelnen Schweizerbürger, die am Zuge 
Theil genommen hatten. Die Drohungen wurden ſchärfer. Wenn den 
Begehren bis Ende Mai nicht entfprochen werde, fo fehe man fich im 
Valle, Borfihtsmaßregeln eintreten zu lafjen und den Verkehr mit dei 
Schweiz allen Beſchränkungen zu unterwerfen, welche die Sicherheit er: 
fordere. Mit allerhand PBappladereien wurde bereits der Anfang ge- 
macht. 

Dadurch ſtieg die Beſorgniß der vorörtlichen Behörde in Zürich. 
An der Spitze ſtand damals der Bürgermeiſter Melchior Hirzel 
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ein humaner und aufgeflärter Staatsmann, voll Eifer für das Wohl 
und die Bildung des Volks, aber in diplomatifchen Verwicklungen leicht 
aus der Faſſung zu bringen. Auch in der öffentlihen Meinung trat 
ein merflicher Rüdfchlag ein. Die Sympathien, die eine Zeit lang 
den Flüchtlingen ohne große Vorficht entgegengebraht wurden, ver: 
mwandelten ſich jet zum Theil in überlautes Gefchrei gegen die frem— 
den Ruheftörer. Furchtſame fanden plögli alles Unrecht auf Seite 
der Schweiz und wollten mit der Duldung der Flüchtlinge kurzen Pro: 
zch machen. Die reactionäre Parthei fpendete den infolenten Noten 
förmliden Beifall. Nur das Fräftigere Nationalgefühl fträubte ſich 
gegen eine Politik, die in erniedrigende Schwäche auszuarten drohte. 

Der Hauptanjtoß fehien zwar befeitigt, als nach längerem Wider: 
ftand auch Bern einlenfte und der dortige Gr. Rath den bejtiminten 
Beſchluß faßte, daß alle politifchen Flüchtlinge, melde am Savoyerzug 
perfönlichen und thätigen Antheil genommen, nicht mehr geduldet, fon- 
dern unverzüglich fortgewiefen werben follten. Damit war bie Ent: 
fernung aller Schuldigen zugefihert. Aber den Mächten lag daran, 
das Aſyl gründlicher zu vernichten, für alle Zukunft Garantien zu er: 
halten und die Schweiz, jo viel wie möglich, wieder unter die alte Be: 
vormundung der heiligen Allianz berabzudrüden. Diefer feindlichen 
Haltung gegenüber bot das zweideutige Wohlmwollen Frankreichs nur 
eine trügerifche Stüße. 

In der Verwirrung ließ fich die vorörtliche Diplomatie auf einen 
fhlüpferigen Boden loden. Bon dem öfterreichifchen Gefandten (Graf 
von Bombelles) wurde ihr ganz im Vertrauen vorgefpiegelt, daß die 
zufällige Reife des Königs von Sardinien nah Savoyen eine paflende 
Gelegenheit biete, um die Anftände zu befeitigen und wieder in die 
frühere befreundete Stellung zu den Nacbarftaaten zu kommen. Der 
Vorort möge eine Deputation ſchicken, um den König zu beglüdwünfchen 
und das Bedauern über die letzten Kreigniffe auszufprechen. In diefer 
Sendung, zu einer Zeit, mo Sardinien mit den übrigen abfolutiftifchen 
Höfen der Eidgenoffenihaft ins Fleiſch zu fchneiden fuchte, mußte eine 
empfindlihe Demüthigung liegen. Dennoch bequemte ſich der Vorort 
zu derfelber. Staatsrat; Laharpe von Waadt und Syndik Rigaud von 
Genf mußten nad Chambery reifen und hier dem König ihre Auf: 
mwartung machen. Der König zeigte fich fcheinbar fehr gnädig und 
Huldvoll; die Abgeordneten erhielten das Bildnig Sr. Majeftät und 
foftbare Dofen — gegen deren Werth die Abgeordneten eine Schenkung 
von 4000 Fr. zu eidgenöfjischen Zwecken machten — aber durch die Knie: 
beugung wurde nichts Anderes erreiht, als daß Sardinien nicht auf 
Beitrafung der fchweizerifchen Theilnehmer am Savoyerzug beftand. Im 
Vebrigen fpannten die Mächte ihre Saiten nicht herab. Vielmehr kam 
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unmittelbar darauf aus der Wiener Miniiterialtonferenz eine dritte 
Notenladung von Defterreih, Bayern, Würtemberg und Baden, denen 
ih auch Sardinien wieder anſchloß. Der Ton überbot die frühern an 
drohender Infolenz: „Nur die ungefäumte und vollftändige Befriedigung 
der Nachbarſtaaten durch Entfernung nicht blos der an dem Einfall in 
Savoyen betheiligten Verbrecher, fondern ‘auch der notorifch zur Störung 
der Nuhe der Nachbarftaaten mittelbar oder unmittelbar wirkenden, an= 
noch zu bezeichnenden Individuen, durch das von der Eidgenoſſenſchaft 
auszufprechende Werdammungsurtheil über das Attentat des lebten 
Februarmonats, endlich durch die Auficherung jeder gegen ähnliche Ver: 
Jude zu treffenden Vorkehrung, könne die Wirkung der angekündigten, 
überall vorbereiteten und augenblidlich ins Werk zu fegenden Schutma ß— 
regeln aufhalten, die keineswegs aus feindfeligen Abfichten gegen die 
Schweiz, fondern einzig im Intereſſe gejetlicher Vertheidigung der Nachs 
barjtaaten ergriffen worden jeien.“ Go lautete dad diplomatifche Ulti— 
matum, bei dem auch wieder auf Mafregeln gegen die Preſſe und Ver— 
eine bingedeutet und auf welches eine fchleunige Antwort verlangt 
wurde. 

Um dieſe Zeit war die Ausweiſung der wirklichen Theilnehmer am 
Savoyer Attentat überall angeordnet, wenn auch nicht mit gleich un: 
nahjihtlicher Strenge durchgeführt. Die Cidgenofjenihaft konnte auf 
diefe Mafregeln gegen den Mißbrauch des Aſyls hinweiſen und weiteren 
Anforderungen feiter entgegentreten. Der unmittelbar bevorjtehenden 
Tagjatung lag es ob, die gebührende Antwort auf die Noten zu er: 
theilen. Aber die Vertreter der fremden Mächte wollten dem Borort 
feine Bedenkzeit laffen, fondern drängten auf einen unverzüglichen Be: 
ſcheid. Truppenbewegungen an der Grenze mußten dazu dienen, einzu: 
Ihüchtern. Die angedrohte Sperre, die fofort eintreten follte, verſetzte 
bejonder8 die Anduftriellen der öftlihen Schweiz in faſt panifchen 
Schreden. So ließ ſich der Vorort in der höchſten Noth, ohne alle 
Rückſprache mit den andern Ständen, eine Antwort abprejien (24. Juni). 
Jedes Fräftigere Wort zur Wahrung der jchmweizerifchen Selbſtſtändigkeit 
war in dieſer Antwort gejtrichen worden, um die Mächte zu befriedigen, 
und der Ton fait bittend gehalten. Außer den ſchon getroffenen Maß: 
regeln gegen die wirklichen Iheilnelymer wurde die Erklärung und Zu: 
ficherung gegeben, „dal dem, einem jeden jelbitjtändigen Staate un: 
zweifelhaft zuftehenden Rechte, fremde Flüchtlinge, die jih ruhig ver: 
halten, bei fich aufzunehmen, die Pflicht zur Seite ftehe, ſolche 
Flüchtlinge, welde das ihnen gewährte Aſyl mißbrauchen, um die 
Ruhe anderer Staaten zu ftören, in die Unmöglichkeit zu verſetzen, 
fünftighin ähnliche Störungen zu verurſachen.“ Nach diefem völfer: 
rechtlichen Grundfag werde die Schweiz aud im der Zukunft folche 
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Flüchtlinge, melde da3 ihnen gegönnte Aſyl mipbrauden, indem 
jie die Nuhe anderer Staaten zu ftören fuchen, von ihrem Gebiete weg: 
weifen und ihnen die Rückkehr nit mehr geftatten. Vergebens hatte 
im Zürder Gr. Rath, der gerade die Inftruction für die Tagſatzung 
zu berathen hatte, eine Oppojition — Dr. Keller an der Spitze — 
darauf gedrungen, wenigſtens hinzuzufeßen, daß den fchweizerifchen Be— 
hörden das Recht vorbehalten bleibe, im einzelnen Fällen zu entfcheiden, 
ob der Mikbraud vorhanden fei oder nit. Durch den vagen Aus— 
drud, ohne beitimmten Vorbehalt oder nähere Verwahrung, mußte die 
Antwort als das Echo der Begehren erſcheinen und zu ber weiteſten 
Auslegung Raum geben. Schon vor ihrer Erlajiung an die Diplo: 
maten war die Antwort dem badifchen Gefandten, Hrn. v. Dufch, vor: 
gelegt und dieſer fand jie genügend. Auch die Vertreier der andern 
Mächte hielten fie ihren Forderungen entiprechend und erflärten fich jet 
befriedigt. Die bereitö eingetretenen Verkehrsbeſchränkungen wurden auf: 
gehoben und der diplomatische Krieg für den Augenblid eingeitellt. 

Die vorörtlihe Antwortnote war in der Herzensangft abgenöthiyt. 
Das Aſylrecht ſchwankte und fremden Proferiptionsliften fchien Thür 
und Thor geöffnet. Das fchweizerifhe Unabhängigkeitsgefühl mußte 
ſich verlegt fühlen. Während des eidgenöſſiſchen Freifchießens in Zürich 
ſprach eine Bolfsverfammlung im Kräuel an der Sihl (wo 1804 der 
unerſchrockene Häberli erfchofien wurde) ihren lauten Unwillen über die 
Preisgebung aus und erlieg eine Adreſſe an die Tagjakung, damit dieſe 
den Zumuthungen kräftiger entgegen trete. Nachdem indek die That: 
fache vollendet war, fand das Benehmen des Vororts bei der Mehrheit 
der Tagfakung unbedingte Genehmigung. Doch behielten ſich mehrere 
Stände beftimmt vor, felbftftändig zu prüfen und zu entfcheiden, ob 
Flüchtlinge fich des Aſyls unmwürdig gemacht hätten oder nit. Auch 
einige man ſich zu feinem Concluſum über die Bollziehung der vom 
Vorort ausgefprochenen Grundſätze. Am beredteften trat Dr. Kafimir 
Pfyffer für eine würdigere Haltung in die Schranken. Bern und Lu— 
zern gaben eine ausdrüdliche Verwahrung zu Protofol: „Da die Tag: 
jagung nicht geruht habe, die Würde und Ehre geſammter Eidgenoſſen— 
haft gegen die in den Noten der fremden Mächte enthaltenen kränken— 
den Ausdrüde und ZJumuthungen in Schuß zu nehmen, fo wollen 
wenigſtens die genannten Stände ihre Ehre und Würde beftens ver: 
wahrt wiſſen.“ Diefer bittere Vorwurf jchnitt tief ins Fleiſch. Die 
Mehrheit dachte in einer Konferenz anfangs daran, die Verwahrung 
ganz aus dem Protofoll zu entfernen; dann fuchte fie Bern und Luzern 
zur freiwilligen Zurüdnahme zu beftimmen. Da diefes fehlſchlug, ar: 
beitete man an einer gemeinfamen Gegenerflärung. Zu einer folchen 
konnte man jich indeß nicht einigen, wehhalb man am Ende einen Hau: 
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fen einzelner Gegenerflärungen beſchloß. Diefen gegenüber behaupteten 
Bern: und Luzern noch einmal: „Nachdem die gegenproteftirenden Kan— 
tone (menigftens ein großer Theil) zwar. immer vorgegeben, es bleibe 
das freie Entſcheidungsrecht in Reklamationsfällen gegen Flüchtlinge 
jebem Kanton vorbehalten, nie aber zugeben wollten, daß ein folder 
Vorbehalt oder eine. ſolche Auslegung ins Protokoll der Tagſatzung 
niedergelegt werde, ja bei der Abjtimmung diefen Vorbehalt verworfen 
hätten; — nachdem fajt alle Kantone über das kränkende Benehmen 
des Auslandes geklagt, aber nie einen Schritt zur Rettung ihrer Ehre 
hätten thun wollen: fei die Erflärung von Bern und Luzern vollfom:- 
men gerechtfertigt und fie könnten durch die Gegenerflärungen ihre Ver: 
wahrungen nicht im Mindeften als geſchwächt betrachten.“*) 


Nenenburgs Irennungsbegehren wird abgemiefen. 


Mitten in dem Notenfrieg wurde die Eidgenofjenfhaft auch durch 
ein fürmliches Trennungsbegehren von Neuenburg belagert. 

Das dortige. Baftardregiment hatte Feine Ruhe in dem engeren 
Verband mit den republifanifchen Kantonen. Bon der fortwährenden 
Angft geplagt, daß die Anſteckung der freien Ideen und Einrichtungen 
auch einen Umfchwung in Neuenburg hervorrufen müſſe, wenn das 
Fürſtenthum nicht ganz fich jelber angehöre, arbeitete der Royalismus 
mit aller Macht auf eine Trennung hin. In Berlin ſuchte man zwar 
den Eifer zu mäßigen und zur Gebuld zu mahnen, da man die Sache 
al eine europäiſche anſah und mit den Schwierigfeiten vertraut war. 
Uber der Staatsrath von Neuenburg drang immer von Neuem auf 
ernfte Schritte, die zu dem erfehnten Ziele führen follten. Endlich gab 
die fönigliche Regierung fo weit nah, daß der Staatsrath in Neuen: 
burg: bevollmächtigt wurde, mit der Eidgenofjenfchaft in Unterhandlungen 
zu: treten. Die Krone: jelbft mochte diefe Unterhandlungen nicht direkt 
anfnüpfen, um. vor den übrigen Mächten nicht zu viel Geräufch zu 
machen und fih für alle Fälle nicht zu fompromittiren. Auch follte 
von einer gänzlihen Trennung nicht die Rebe fein, da das Beſitzthum 
ſonſt in eine umfichere und gefährliche Lage verfegt würde. Den Schub 
der Eidgenoſſenſchaft wollte man fi in Berlin no immer vorbehalten. 
Das Fürſtenthum follte nur politiih unabhängig fein und zu der re- 
publifanijhen Schweiz in feiner Wechjelbeziehung mehr ftehen. 

Der Staatsrath in Neuenburg machte fih auch fofort and Werf, 


*) Siehe: Das verletste Völkerrecht an der Eidgenoffenfchaft von Dr. Lud— 
wig Suwell (mit dem ganzen Tagfatungsprototoll vom 22., 24. u. 29. Juli 1834), 
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unterhandelte erft mit dem Borort, der ihn einfach an die Stände wies, 
und erließ darauf ein Kreisfchreiben. Das Begehren ftübte fi im 
Mejentlihen darauf: In der Tagſatzung von 1832 fei auf den Antrag 
von Luzern förmlich darüber berathen worden, daß Neuenburg, weil es 
mit feinem monarchiſchen Princip nicht zur freien Republik pafje, die 
Verbindung mit feinem Fürſten abbrechen und ſich den übrigen Kantonen 
gleichitellen folle; dieje dee jei nur von fieben Ständen bejtimmt zu— 
rückgewieſen worden. Gleichwohl habe Neuenburg mit feiner gegen 
-wärtigen Verfaſſung die Aufnahme in den Bund nahgefuht und aud) 
erhalten. Da nun weder die Neuenburger fi von ihrem Souverän 
trennen wollten, dem fie mit Leib und Leben zugethan feien, noch auch 
der König von Preußen feine Rechte auf Neuenburg aufzugeben Willens 
fei, jo bleibe nichts übrig, als daß Neuenburg aufhöre, ein ſchweizeriſcher 
Kanton zu fein und in eine andere Verbindung mit der Schweiz trete, 
zumal, da von diefer eine Revifion angeftrebt werde, die nicht zu den 
politifchen Einrichtungen Neuenburgs pajle. 

Um die gewünfchte Trennnung plaufibel zu machen, wurden bereits 
die Grundzüge eines neuen Allianzvertrags entworfen. Darnach follte 
eine Art Mittelftand zwifchen dem Kantonsverhältnig und der gänzlichen 
Ablöfung eintreten, Neuenburg aufhören, ein aftives Glied oder integris 
vender Theil der Eidgenoſſenſchaft zu fein, dagegen ein felbitftändiges 
Fürſtenthum bilden. Diefes Fürſtenthum follte aber in die Neutrali- 
tätälinie der Schweiz aufgenommen werden, in Zeiten des Krieges ber 
Schweiz Beiträge an Geld und Mannfhaft liefern und auch in Bezug 
auf Handel und Wandel in den beftehenden Verhältnifien bleiben. 

Mitten in den Bemühungen wurde der Plan ſchon durch die Un: 
fiherheit der preußiihen Diplomatie durchkreuzt. In Berlin merkte 
man, daß die Trennung bei der Eidgenofienfhaft wenig Ausficht auf 
Erfolg habe und auch bei den übrigen Mächten feine Unterftügung 
finde. Um ſich daher nicht zu fehr blos zu ftellen, wurde der Staats: 
rath von Neuenburg halb desavouirt und der Vorwurf auf ihn geladen, 
daß er über feine Vollmacht Hinausgegangen ſei. Namentlih gab ſich 
die preußifche Regierung dem franzöfifhen Kabinet gegenüber die Miene, 
als handle man in Neuenburg blos auf eigene Fauft. 

In der Schweiz felbft berrfchte in diefer Frage große Ueberftim- 
mung. So jehr man das Mißliche der Zwitterftellung fühlte, fo follte 
das Verhältniß doch nicht zum Nachtheil der Schweiz gelöst werben. 
In dem Vertrage von 1815 fei bie Vereinigung „definitiv und auf 
ewige Zeiten” abgeſchloſſen. Mit der Trennung würde der Grundſatz 
der Behauptung der umverleglichen Einheit und Unverfehrtheit des Ge- 
bietS preiögegeben. In ähnlicher Weiſe könnte ein Glied nah dem 
andern das Bundesverhältnig aufheben und in die loderfte Schußver: 
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wandtſchaft treten. Das militärifche Intereffe Taufe dur die Ab: 
Ihwächung der Grenze gegen Frankreich Gefahr. In einem europäifchen 
Kriege würde Franfreich verfucht fein, auf Neuenburg zu greifen. Die 
Staatsmänner von Neuenburg jelbit müßten zugeben, daß das Land 
durch feine geographifche Lage wie die gefchichtlichen Beziehungen aufs 
Engſte mit der Schweiz zufammenhänge. In der Trennung von der preußi: 
Ihen Krone könne daher die einzige natürliche Löſung des Mißverhält— 
nifjes Ziegen. ine folde Trennung laufe dem Geiſt und Charakter 
der Verträge von 18145 nicht zumider. Neuenburg fei ohne jede Be— 
dingung in den Kreis der fchmeizerifchen Santone aufgenemmen, nur 
als jonveräner Stand, ohne alle Rüdfiht auf das Fürſtenthum, von 
der Eidgenofjenfhaft anerfannt und habe daher Fein Recht, wegen et: 
waiger Aenderung der Bundesverfaſſung auszufchriden. Das Trennungs— 
begehren ſei von Neuenburg angeregt, noch ehe der Antrag von Luzern 
eine Zumuthung an dasſelbe geſtellt habe. Endlich müſſe man zwiſchen 
der Neuenburger Regierung und der Neuenburger Bevölkerung unter: 
Heiden. Selbit unter dem herrfchenden Drud verhehle die leßtere ihre 
ſchweizeriſche Gefinnung nicht. 

Dies waren die Argumente, die in allen Kantonen mehr oder 
weniger ſcharf hervorgehoben wurden. Von feiner Seite fand das 
Trennungsbegehren wirkliche Unterftübung. An der Tagfatung Fonnte 
‚ die Neuenburger Gefandtfhaft den Antrag nur noch Eleinlaut vorbringen. 
Faft tragikomiſch Hang der Kammer, dab Neuenburg in Verbindung mit 
der Schweiz fich vor der Revolution nicht hüten Fünne. Von zwanzig 
Ständen wurde das Begehren beſtimmt zurüdgemiefen. Nur Schaffhau: 
jen wußte nicht, was e3 fagen follte, und nahm die Sache ad referen- 
dum. Zugleich befchloß die Tagfakung, dag Neuenburg ſich in den Be: 
ziehungen zur Eidgenoſſenſchaft künftig nur Kanton und nicht auch Für— 
ſtenthum nennen jollte (24. Juli 1834). Im Weitern wurde Neuen- 
burg genöthigt, Truppen in die Thuner Militärfchule zu ſchicken, was 
eine Zeit lang verweigert wurde, theild wegen der Angſt vor republifa- 
nifher Anftefung, theils weil feit den Ereignifjen von 1831 fein rechtes 
eidgenöfjifches Kontingent mehr im Kanton beftand. In der Noth half 
fih die Regierung jetzt mit einem Elitenkorps, auf deffen Gefinnung jie 
eher zählen fonnte. Die preußifchen (ſchwarzweißen) Kofarden und Me— 
daillen bei den Truppen konnte man noch reiten. in Antrag von Bern, 
dak diefe Zeishen des Abhängigkfeitsverhältnijjes vom Ausland und des 
Sieges in einem Bürgerkrieg, wo die ſchweizeriſche Partei unterlegen fei, 
im eidgenöflifchen Lager nicht geduldet werden möchten, blieb ohne Erfolg.“ ) 


*) Erft jpäter (1836) beichloß die Tagſatzung, daß die nenenburgifchen 
Truppen im eidgemöffifchen Tienft mit einer eigenen kantonalen Kokarde zu erfchei- 


— 203 — 


Im Mebrigen begab ſich der Staatsrath in Neuenburg mit der Ab- 
weiſung des Irennungsbegehrens noch nicht zur Ruhe. Bon Neuem trieb 
er di: fönigliche Regierung in Berlin an, die Sade nicht fallen zu 
laſſen und nun aus eigener Machtvolllommenheit zu handeln. Dem Kö: 
nig ſtehe e8 frei, von fih aus den Verband mit der Eidgenofjenjchaft 
zu löſen und die Zufunft des Fürſtenthums ficher zu ſtellen. Mindeſtens 
möge er erklären, daß er feine Souveränitätsrechte nie aufgeben werde. 
Der Schweiz braude man nur Ernſt zu zeigen, dann werde jie fich ſchon 
fügen. Aber in Berlin war man der Sache überdrüffig geworden. Zu 
einer cigenmächtigen Losreißung fehlte alle Zuftimmung der andern Ka— 
binette. Der preußifchen Diplomatie war es noch immer bequem, einen 
Fuß im eidamnöfjifchen Lager zu behalten. Mit der Trennung fürdtete man 
ih noch größeren Gefahren und Verwicklungen auszufegen. Im Grunde 
erjchien da3 Neuenburger Junkerregiment noch monarchiſcher, als der 
König felbft. So hielt man es in Berlin für gerathen, die Sache abzu: 
brechen. Der Staatsrath von Neuenburg erhielt die definitive Weiſung, 
den Plan der Trennung nicht weiter nachzugehen und bei den bejtehen: 
den Verhältnifien zu bleiben. Die preußiſche Regierung begnügte ſich 
damit, in einer Note an den Vorort die Aufrechthaltung dieſer Verhält: 
nifje ans Herz zu legen. 

Das Refultat aller Verhandlungen war: innere Unhaltbarfeit des 
Zwitterzuftandes auf die Dauer der Zeit, aber Unnatürlichkeit oder Un: 
möglichkeit einer Trennung zu Gunften der fern gelegenen Monarchie. 


Mener vergeblicher Anlauf zur Bundesrevifion. 


Nah Auflöfung des Sarnerbundes blieb die günftige Zeit unbenußt, 
um einer Ähnlihen Spaltung für die Zukunft vorzubeugen und raſch 
und muthig zur nationalen Erneuerung des 15er Bundes zu fchreiten. 
Dur die ungewöhnliden Anftrengungen erfchöpfte fich die unbeholfene 
Tagjakung. Auch im Schweizervolf machte fi das Bedürfniß nach Ruhe 
geltend. Die Frage der Revifion wurde den Kantonen wieder zugefcho: 
ben, um hier von Neuem auf ale Schwierigkeiten zu ftoßen, die im 
dem Gefühl der Selbftherrlichkeit Tagen. 


Der Vorort regte die Frage jhon im November 1833 wieder durch 
ein’ Kreisihreiben an, indem ‚er das Bedürfnig der Reform hervorhob 
und die Wege bezeichnete, die betreten werden könnten. Aus den Aeuße— 


nen hätten, worauf dem Schwarzweiß — nod) ein Orangengelb hinzugefügt wurbe. 
Dem Berbot, fi) in den Beziehungen zur Eidgenofienfchaft als Fürftenthum zu ge- 
riren, trat Neuenburg mit fortwährenden Verwahrungen entgegen, bis die Tag- 
ſatzung zuletzt einen allgemein verbindlichen Beſchluß faßte, wornach ſämmtliche 
Kantone in ihrem offiziellen Verkehr ſich nur „Kanton“ nennen ſollten. 
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rungen der Kantone ging indeß bald genug hervor, daß die Ausſichten 
nicht günſtiger wurden. Von einzelnen Seiten, wo man früher der Re— 
form im Wege ſtand, ſprach ſich zwar die Beſorgniß aus, daß es zu 
einer Bundesummwälzung kommen könnte, wenn den nationalen Wünfchen 
nicht Rechnung getragen würde, aber zu aufrichtigem und fräftigem Hand: 
bieten konnte man fich troßdem nicht entfchließen. Im Ganzen wollten 
faft alle Hleineren Kantone mit Teſſin, Wallis und Neuenburg auch jet 
lieber beim Stillftand verharren, als fi der Gefahr ausſetzen, dur 
Aenderungen etwas von ihrer Hoheit zu verlieren. Aud Waadt wehrte 
fih wieder mit allen Kräften für die kantonalen Rechte. Andere Stände 
wollten jedenfalls das Repräfentationsverhältniß unangetaftet lafien, wäh: 
rend die wirklichen Reformfreunde eine Aenderung defjelben jet beftimm: 
ter wie früher zur Bedingung machten. Die vorgerüdtefte Stellung 
nahm Bern ein, wo der Gr. Rath fich für einen nach der Vollszahl zu 
wählenden eidgenöffiichen Berfafjungsrath ausſprach. Diefer Lofung 
ſchloſſen fich indek nur wenige Stände an. Die Bedenklihen wurden 
durch das Schredbild der Einheitsrepublik noch bedenklicher gemacht. 
Zürich gerieth, wie in der äußeren Politik, fo auch in diefer innern Le— 
benöfrage mit Bern in ftarken Widerſpruch. Dort verwarf der Gr. 
Rath nicht nur den Verfafjungsrath mit großer Mehrheit als unaus- 
führbar, fondern verlor auch das Vertrauen zur Totalrevifion und ftrebte 
in erfter Linie nur noch eine partielle Reform an. Dieſer Gegenfab der 
beiden gewichtigften Kantone mußte nothwendig lähmend wirken. Die Ant: 
worten, die der Vorort auf fein Kreisjchreiben erhielt, konnten zu fei- 
nen befonderen Schritten ermuthigen. Die Frage zog fich einfach zur or: 
dentlihen Situng der Tagfatung im Sommer 1834 hin. 

Inzwiſchen fuchte die Reformparthei in der öffentlichen Meinung 
nah Kräften für die Idee eines Verfafjungsrathes zu wirken. Eine Ver: 
fammlung von Abgeordneten der verfchiedenen Schuhvereine in Zofingen 
(26. Febr. 1834) gab diefer Richtung Ausdrud. Hier war man da— 
rüber einig, daß von der Tagfatung nichts Erſprießliches zu erwarten 
fei, nachdem diefelbe ohne die Sarner mit ihrem Reformprojeft nicht 
habe durchdringen können; es bleibe daher einzig der Weg des Berfaf- 
fungsraths übrige. Als Hauptgegner der. freien Bundezkonftituirung 
fah man die fogenannten „Autoritäten“ ‚oder Tiberale Herren in den fans 
tonalen Seffeln an. Indeß fonnte man ‚fich nicht verhehlen, daß in der 
Mafje der Schmweizernation der Sinn für eine durchgreifende Reform 
noch nicht hinreichend geweckt ſei. Man beſchloß deßhalb vor Allen, 
durch belehrende Voltsfhriftien den Boden empfänglicher zu machen. Die 
nationale Haltung Berne fand den Tebhaftejten Beifall, der ſich durch 
eine Dankadreſſe ausſprach. 

Im Gegenſatz zu dieſen Beſtrebungen verfiel ein halbreactionäres 
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Juſtemilieu auf den Gedanken, durch Einſetzung eines Repräjentanten: 
raths nach Beftimmungen des alten Bundes. die Leitung der eidgenöfli- 
ſchen Angelegenheiten den vorörtlichen Kantonen zum Theil.zn entwinden. 
Die Scheu, die Bernd ‚radikale Politik zu diefer Zeit den. Gemäßigten 
einflößte, follte dazu dienen, dem Projekt Eingang zu verſchaffen. In 
der That zielte dasfelbe gegen den ganzen Einfluß der Regeneration, 
die bisher an den. drei vorörtlihen Kantonen eine Hauptſtütze gehabt 
hatte, Die Staatsmänner der drei Vororte verbanden ſich ſofort, um 
der Intrigue auf's Entfchiedenfte entgegenzuarbeiten, die dann auch nicht 
weiter an's Licht zu treten wagte. 

Ein anderer Plan wurde durch förmliches Kreisfchreiben von Grau: 
bünden in Anregung gebradt. Darnach follte der Bundesentwurf von 
1833 fo weit ind Leben treten, daß nah den Beſtimmungen deſſelben 
ein Bundesrath aufgeftellt würde. Auch diefer Plan richtete ſich gegen 
die liberale Bewegung und insbejondere gegen das Gewicht von Bern. 
Mehr und mehr mußte e8 einleuchten, daß eine ſolche centrale Spitze, 
ohne Aenderung der Grundlage, bei der Zufammenfegung der alten 
Tagjakung nicht der vorwärtsfchreitenden Mehrheit des Schweizervolfes, 
fondern einer hemmenden Minderheit dienen mußte. Die Reformparthei 
erhob jih daher von vorneherein gegen den Vorſchlag. Die Eleinen 
Kantone verwarfen den Gedanken, weil fie jegliche Neuerung zurückwieſen. 

Zur Abwechslung juchte der Vorort die Revijion auf den Boden 
der Konkordate zu leiten, aber auch diefes fand wenig Anklang. Als die 
Frage im Sommer 1834 wieder vor die Tagfatung fam und die ns 
ftrußtionen aus der Tafche gezogen wurden, zeigte ſich die ganze Zer— 
fahrenheit. Die Meinungen gingen bunt durcheinander. und an eine 
Mebereinftimmung war nicht zu denken. Doch fehte - man nod einmal 
eine große Kommifjion nieder,; an welcher indeß einerfeitS Bern und 
Bajelland — die nichts anderes als einen Verfaſſungsrath wollten — 
andrerjeit3 die Urfantone, Appenzell beider Rhoden, Teffin, Walis umd 
Neuenburg — die von aller Reform abftrahirten — feinen Theil nah: 
men. Die Mehrheit diefer Kommifjion huldigte der Grundanſicht, die 
durch Schultheiß Schaller von Freiburg als hauptſächlichſten Wort: 
führer entwidelt wurde: „Die Schweiz fer ein allmählig entftandener 
Bund, in den der Reihe nach die einzelnen Kantone als felbititändige 
und unabhängige Staaten eingetreten ſeien, von denen jomit nicht gefor= 
dert werden könne, daß fie den Ausfluß diefer Selbititändigfeit, die 
gleihe Stimmberechtigung in allen gemeinjamen Angelegenheiten, aufs 
geben ; eben jo vergeblih wäre die Erwartung, daß ſie e8 freiwillig 
thun, weil dem Volk Alles zumider fei, was nur von fernher eine An- 
näherung zur Einheit vermuthen oder beforgen laſſe.“ Dieſe jtaaten: 
bündlerifche Anſchauung ließ feine wirkliche Reform zu. Yon den 14 
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Mitgliedern der Kommiſſion erflärten ſich nur I (Hirzel, Kaſimir Pfyffer, 
Baumgartner, Zichoffe und Kern) für eine veränderte Nepräfentation. 
Sobald die Beibehaltung des gleichen Stimmrechts entjchieden war, ka— 
men die Verhandlungen der Kommilfion ins Stoden. Am Ende wur: 
den blos die geäußerten Anfihten in einen Bericht niedergelegt; zu gut— 
achtlihen Abſchlüſſen konnte die Kommilfion nicht gelangen. Der Tag: 
fatung felbft war es nicht möglid, die Sache weiter zu fürdern. Es 
blieb nichts übrig, als die Berathungen ad referendum zu nehmen. 
Der Antrag von Graubünden auf bloße Einſetzung eines Bundesraths 
wurde mit großer Mehrheit verworfen (3. Sept. 1834). Die Tag: 
fatung machte blos den reglementariſchen Fortichritt, daß endlich Deffent: 
lichfeit der Situngen bejchlofjen wurde. 

So hatte diefer neue Anlauf zur Bundesrevifion nur ein Hägliches 
Refultat. Von liberaler Seite fielen mande Vorwürfe auf Bern, weil 
es die Alternative jtellte: bei der alten Verbindung zu verharren oder 
einen einheitlichen Staatsförper anzuftreben. Mit diefer Devise: „nichts 
oder alles” müſſe jede Reform fcheitern. Aber die Hauptfhuld des Miß— 
lingen3 lag auch jest wieder an dem troftlofen Juftemilieu, das feinen 
Schnitt in die Kantonaljouveränität thun wollte. Gegenüber diefem 
Hängen an der alten faulen Bajis hielt Bern wenigſtens eine ibeelle 
Fahne Hoch, um welche fich die entjchiedeneren Vaterlandsfreunde ſam— 
meln fonnten. "Ohne Anerkennung des Grundſatzes, daß das Schweizer: 
volf eine nationale Einheit bilde und über den Kantonen ftehe, blich 
auch für die Zufunft wenig zu hoffen. 

Größere Uebereinftimmung als in der Bundesrevifiondfrage herrichte 
in dem Beftreben, die militärifchen Kräfte der Schweiz zu ftärfen. Hier 
wurde auf dem Grunde fortgearbeitet, den ſchon die Rejtaurationgzeit 
auf rühmliche Weife gelegt Hatte. Durch allmählige Beſchlüſſe der Tag: 
fatung (im J. 1835) wurde das eidgenöſſiſche Kontingent verdoppelt, 
die erfte Landwehr in eine Bundesreferve umgefchaffen, Die zwar nicht diefelbe 
Drganifation wie das Kontingent erhielt, aber von den Kantonen ſtets 
zur Verftärfung des Bundesheeres bereit gehalten werden follte, im 
Ganzen eine Armee von gegen 100,000 Mann aufgeitellt, auf gleiche 
Weife die Zahl der Geſchütze erhöht und endlich auch das Militär befier 
geſchult und einheitlicher geftaltet durch gleichmäßige Uniformirung, ſchär— 
fere Inſpektion und Erweiterung der zentralen Militärunterrichtsanftalten. 
Damit verband ſich eine entjprechende Vermehrung der eidgenöjlischen 
Kriegskaſſe. Diefe Heburg des Wehrjtandes auf Grund einer volks— 
thümlichen Miliz Eonnte mit der Zeit nicht verfehlen, die nationalen 
Bande weſentlich zu befeftigen und das Selbjtbewußtfein zu erhöhen. 

Auf den Boden der Handelspolitit wurde wenigſtens jcharfes Aus 
einandergehen verhütet und das Prinzip der Handelöfreiheit gemahrt. 
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Durh das Vorrücken des deutſchen Zollvereins fah die Schweiz fich im: 
mer enger mit Zollſchranken eingefhnürt. Der Drud rief mannigfache 
Stimmen hervor, fich einem auswärtigen Zollſyſtem anzufchließen. In 
Chaffhaufen (mo man bereits die Poften an Thurn und Taris ver: 
äußert hatte) trat das ftarfe Sondergelüfte hervor, ſich der deutjchen 
Mauth einfeitig in die Arme zu werfen. Anderswo dachte man wieder 
an Retorfionsmaßregeln, wie in den Zwanziger Jahren. Der Vorort 
jeßte eine Erpertenfommiffion unter VBorfit von Alt:Bürgermeifter v. Mu: 
valt nieder, die in ihrem Berichte zu dem Schluß fam, fi) von jedem 
eigenen oder fremden Schußzolligftem fern zu halten und der ſchweizeri— 
ihen Gewerbsthätigkeit alle Freiheit zu bewahren, zu dem Ende aud) 
die inneren Verkehrshemmniſſe zu befeitigen. Die Tagfatung felbft wies 
jede Anregung auf Netorfion oder Schugzölle von der Hand und fuchte 
blos auf dem Wege der Unterhandlungen die Verkehrsbezichungen mit 
den ſüddeutſchen Staaten zu verbefjern, ohne indeh zu einem Handels: 
vertrage zu gelangen. Endlich fisl auch in Schaffhaufen der fürmliche 
Antrag auf Anfhluß an den deutfchen Zollverein im Gr. Rath dahin 
(Januar 1836). 


Steinhölzli-handel und Amfchlag in der Politik Vern's. 


Der diplomatifhe Krieg wegen des Savoyerzuges gab der äußeren 
Stellung der Schweiz einen empfindlichen Stoß. Durch die Furcht vor 
der angedrohten Sperre wurde fie in eine Politik der Nachgiebigkeit ge: 
drängt, die den fremden Zumuthungen keinerlei Schranke fette. Die 
Kantone wurden nicht nur für alle wirklichen Angriffe, die von ihrem 
Boden aus auf benachbarte Staaten unternonmen wurden, verantiwort: 
lich gemacht, fondern fie follten auch jede indirekte Ruheſtörung hindern. 
Die vorörtlide Antwortnote, die von der Tagſatzung genehmigt wurde, 
nahm diefen Grundſatz ſtillſchweigend hin, indem fie Feinerlei Verwah— 
rung einlegte. Damit war allen möglichen Befchwerden Thür und Thor 
geöffnet. Die republifanifche Schweiz mit ihren freien Inftitutionen, 
ihrer Prefje, ihren Volfsverfammlungen, Schütenfeften ꝛc. konnte am 
Ende als eine fortwährende indirefte Ruheftörung für den Abſolutismus 
angejehen werden. 

Die Mafje der Flüchtlinge, die an dem Savoyerzuge Theil genom: 
men hatte, mußte allınählig die Schweiz verlaflen. ine Anzahl blieb 
indeß noch zurüd, die entweder der Wachſamkeit der Behörden entging 
oder in einzelnen Kantonen nachlichtig geduldet wurde. In Bern insbe: 
fondere mochte man den fremden Geboten nicht mit aller Strenge nad): 
fommen. Hier gelangten deutjche Flüchtlinge zu Aemtern und Einfluß, 
da es der Verwaltung bei der früheren ariftofratiihen Ausſchließung 
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und Vernachläßigung des Landvolfes noch in manden Zweigen an ge: 
eigneten Kräften fehlte. Von den Flüchtlingen felbft gina ein Theil ru: 
higer Wirkſamkeit nah; ein anderer Theil hielt fich durch geheime Ge: 
jellfichaften in engerem Zufammenhang und fette die revolutionäre Thä— 
tigkeit fort. Das Streben ging zunächſt dahin, thatkräftige republifa- 
nifche Ideen zu verbreiten, zu welchem Zwecke auch auf die deutfchen 
Arbeiter in der Schweiz gewirkt wurde. Agenten der auswärtigen Re- 
gierungen verdoppelten ihre Umtriebe, um zu unflugen Schritten zu ver- 
leiten und Anlaß zu Denunziationen zu erhalten. 

Kaum war der Notenfrieg beendigt, jo bot ein an und für fid 
harmloſes Felt im Kanton Bern einen folchen willkommenen Stoff. Am 
27. Juli 1834 feierte eine Geſellſchaft von deutfchen Handwerkern beim 
fogenannten Steinhölzli in der Nähe der Stadt Bern ein VBerbrüderungs- 
feft, um unter einander Bande der Freundſchaft zu Fnüpfen und Hinge- 
bung an das allgemeine Vaterland zu weden. Die Berner Behörden 
hatten zu dem Felt die Bewilligung ‚ertheilt.. Flüchtlinge waren nur 
wenige anmwejend, obgleich der Verein des „jungen Deutſchlands“ den 
Anstoß gegeben haben mochte. In der Berfammlung war die fchmarz- 
rothgoldene Fahne als Zeichen der deutjchen Einheit entfaltet; Freiheit: 
reden wechjelten mit patriotijchen Liedern. Als die Köpfe ſchon etwas 
erhigt waren, trat man die dynaftifche Zerrijienheit Deutfchlands finn- 
bildlich unter die Füße, indem man die einzelnen Landesfähnden zu Bo— 
den warf und das deutſche Banner ſchwang. 

Diefer Auftritt wurde fomol durch die ariftofratifhen Organe als 
die Berichte der fremden Spione in den grellften Farben gefchildert und 
nicht nur eine jchredliche revolutionäre Demonftration, fondern auch eine 
feindliche Beleidigung aller deutfchen Fürften daraus gemadt. Sofort 
ſchlug die Diplomatie wieder gewaltigen Lärm, als wenn das Häuflein 
Handwerker alle Throne Europa’s gefährdet hätte. Es galt jet auch 
Bern, das fih gegen den Tagſatzungsbeſchluß vom 22. Juli verwahrt 
hatte, zu beugen. In einer öfterreihifhen Note wurde die Forderung 
an die Regierung gejtellt, „fie jolle gemährleijten, daß die deutichen Un: 
terthanen vor offenen Verführungen zu auflehnenden und beleidigenden 
Handlungen gegen ihre Fürften bewahrt würden.“ Zugleich verhängte 
Dejterreich eine Art Anterdict gegen den Kanton Bern, indem e3 feine 
Handwerksgefellen abberief und das fernere Wandern dahin verbot. Aehn: 
liche Mafregeln trafen Baiern und Preußen. Die Berner Regierung 
erwiederte, daß dem Auftritt im Steinhölzli nicht die mindeite Wichtig- 
keit beizulegen fei, daß es nicht in ihrer Macht ftehe, jede Meinungs- 
äußerung auf ihrem Gebiete zu verhindern; daß fie im Uebrigen feine 
feindfeligen Unternehmungen gegen diejenigen Staaten dulden werde, mit 
welchen jie in freundſchaftlichem Vernehmen ftehe. Um ji der Zumu— 
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thungen befjer zu erwehren, wandte jich die Regierung an den Vorort 
Zürich, damit diefer für Bern eintrete: „die Eidgenoſſenſchaft fünne bei 
folchen Angriffen nicht gleichgültig bleiben; der ganze Körper der Eid: 
genoſſenſchaft werde getroffen, wenn eines. feiner Glieder einen Schlag 
erhalte und bis zur Stunde hätten die Schweizer immer ihre Fleinen 
Zwiſtigkeiten zu vergejjen gewußt, um jich gegen das Ausland zu ver: 
einigen.“ Aber der Vorort hatte jich bereits die Hände binden lajjen. 
Die öjterreihiihe Forderung beruhte auf dem jtillichweigend hingenom— 
menen Grundſatz der indireften Ruheſtörung. Zürich überließ es Bern, 
ſich jelber aus der Verwicklung zu ziehen, nachdem dasfelbe gegen den 
Tagſatzungsbeſchluß protejtirt hatte. So war Bern ifolirt. Kurze Zeit 
juchte es noch der Zumuthung die Stirne zu bieten. Aber die Lage 
wurde mißlicher, al3 der Uebergang der vorörtlichen Leitung herankam 
und Bern felbjt an die Spite der Eidgenojjenihaft treten jollte, Die 
bisherige Politit Berns, die von den Gebrüdern Schnell geleitet wurde, 
batte bei ihrer nationalen Entjchievenheit und fcheinbaren Großherzigkeit 
etwas Uebermüthiges und Herausforderndes gehabt, dem in erniterer 
Krijis kein Nahdrud gegeben werden fonnte. Gegenüber den Anmaßun— 
gen des Abjolutismus feste man zu große Zuverjiht auf die Stütze 
Frankreichs. Die doftrinäre franzöfifche Politik juchte den legitimiftiichen 
Höfen wohl durch Intriguen entgegen zu arbeiten, aber hütete ji, mit 
ihnen zu breden. Der franzöjiihe Gefandte, Hr.v. Numigny, war 
ein trefflicher Vertreter diefer zweideutigen Rolle. Unter dem Schein 
des Liberaliömus wußte er die Lenker Berns zu gewinnen, führte jie 
aber von einer Verlegenheit in die andere und ließ fie dann, wo er 
helfen follte, im Stid. 

So trat in Bern eine Wendung ein. In einer Denkſchrift, die 
nah Wien gerichtet wurde, ſtimmte die Regierung ihren bisherigen Ton 
herab und ertheilte beruhigende AZuficherungen. In Wien wollte man 
fih indek nicht damit zufrieden geben, fondern verlangte weitere Genug: 
thuung, förmliche Mikbilligung des SteinhölzliauftrittS und beftimmtere 
Garantien für die Zukunft. Durch fubtile Unterfcheidung. wurde zwar 
die Ungnade noch nicht auf Bern als Vorort erftredt, Nur mit. dem 
Kanton follte der unterdeß eingejtellte diplomatijche Verkehr abgebro— 
hen bleiben. Bei dem Jahreswechjel traten die deygichen Regierungen 
mit dem neuen Vorort in Verbindung, aber ſprachen in ihren Zujchrif: 
ten die beftimmte Erwartung aus, daß er die feierlichen Zuſagen der 
leisten Tagſatzung bejtätigen werde; von der Erklärung hänge die Fort— 
ſetzung der alten freundfchaftlichen Berhältnijfe ab. Damit war Bern 
als Vorort aufgefordert, der früheren Standesverwahrung direkt zu wis 
derfprechen und die unbedingte Ausführung des Tagſatzungsbeſchluſſes 
vom 22. Yuli 1834 anzugeloben. Eine Oppofition in der vorörilichen 
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Behörde wollte diefe Gewährleiftung noch verweigern, aber die Mehrheit, 
mit Tſcharner und Karl Schnell an der Spike, ſchritt weiter auf der 
Bahn der Nachgiebigkeit. Indeß wurde die Zuſage, daß der Vorort 
feine Verpflichtung im Sinne des Tagſatzungsbeſchluſſes erfüllen werde, 
auch jest noch nicht ausdrüdlich genug gegeben, um den Zorn der abfo- 
lutiſtiſchen Höfe zu bejchwichtigen. Die deutſchen Regierungen ergriffen 
weitere Maßregeln, um fich gegen die „Infektion“ ficher zu ftellen. Der 
Bundestag verbot das Wandern von deutfhen Handwerksgeſellen nad 
allen Orten, in denen Verbindungen und Verfammlungen geduldet wür: 
den, durch welche die öffentliche Ruhe im In- oder Auslande bedroht 
oder gejtört werden könnte. Die badijche Regierung eritredte das bis: 
her nur auf den Kanton Bern gelegte Interdift über die ganze Schweiz. 
Alle badiſchen Handwerksgeſellen wurden abberufen, das Wandern in 
die ganze Schweiz verboten, feinem aus der Schweiz kommenden Hand: 
werfögefellen der Aufenthalt in Baden geitattet und damit auch ſchweize— 
rifche Angehörige getroffen. Gegen diefe Sperre ergriffen einzelne Kan- 
tone Reprefjalien; fo unterfagte St. Gallen allen badiſchen Angehörigen 
den Eintritt in den Kanton, Endlich wurden von den deutſchen Nach— 
barjtaaten auch Vorbereitungen zu militärifchen Demonjtrationen getrof: 
fen, wozu ein angeblich projektirter Einfall der Zlüchtlinge den Vorwand 
geben mußte. 

Dadurch wuchs die Aufregung in der Schweiz. Im Kanton Bern 
rangen die Partheien zwijchen weiterer Unterwerfung oder entjchiedenem 
MWiderftand. Die MWortführer der Radikalen, an der Spite Forftmeijter 
Kafthofer, ftellten im Gr. Rath den Antrag, von der Regierung Be: 
richt über die Lage des Vaterlandes gegenüber den Anmafungen der frem- 
den Mächte, nebit Vorlage der diplomatifchen Aktenſtücke, zu verlangen, 
damit der Gr. Nath in den Stand gefeßt werde, felbft einen Entfcheid 
zu fajjen. Mit diejem Antrag hoffte man noch eine Einigung zu erzie- 
len, um wieder zu einer fejteren und würdigeren Stellung zu gelangen. 
Aber die Tſcharner-Schnell'ſche Politik hatte fich bereits zu weit verjtridt; 
die faljchen Einflüfterungen der franzöfifchen Diplomatie raubten ihr alle 
Zuverfiht; nur in vollftändiger Umkehr fuchte fie noch einen Halt; fie 
glaubte fi am ehejten zu reinigen, wenn jie die fremde Propaganda 
zum einzigen Sündenbod madte. So braden die Burgdorfer mit 
ihren bisherigen Grundſätzen und warfen den Radikalen, mit denn jie 
lange Hand in Hand gegangen waren und die fie an herausfordernder 
Sprache gegen das monardifhe Ausland, an Iheilnahme für die Revo; 
lution und allgemeine Völferbefreiung oft überboten hatten, den Hand: 
ſchuh hin. In der Verhandlung des Gr. Raths (2. März 1835) ent: 
widelte Kajthofer den Antrag mit der Heberzeugung eines Mannes, dem 
es um die Wahrung der Selbitjtändigfeit des Landes aufrichtig zu thun 
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war. Nachdem Schultheiß v. Tavel, Namens des Regierungsraths, ru= 
higen Bericht erftattet ‘hatte, ohne indeß neues Licht auf die Unterhand— 
lungen zu werfen, erhoben ſich Fellenberg, Stettler, Jaggi, Schneider 
für Erheblichkeit des Anzugs. Darauf brah Hans Schnell in einen 
bitteren. Strom von Invectiven gegen die Antragiteller aus. Er be: 
handelte dieſe als Leute, welche als bloße Marionetten von Fremdlingen 
ſich zu Werkzeugen jubverfiver Pläne hingäben; machte die heftigſten 
Seitenjprünge bald gegen die radikalen Organe, bald aegen die an der 
neu ‚gejtifteten Berner Hochſchule oder ſonſt angejtellten deutjchen Meta: 
phyjiker und Hohlköpfe. In Bezug auf den eigentlihen Gegenftand 
der. Verhandlung, die Noten und Forderungen des Auslands, erfärte er, 
daß die jchweizerifchen Regierungen nicht viel von Spibfindigfeiten ver: 
ſtänden und das Schiweizervolf feine Yujt habe, wegen der Redaktion 
einiger Noten mit dem Auslande Krieg anzufangen. Weitläufig ließ er 
fih über die Bundesrevijion durch einen Berfajjungsrath und die Ein— 
führung einer Einheitsverfafjung aus, wogegen Frankreich jo gut wie 
Deftreih Einſprache erhoben hätten. Hier gab Hans Schnell den Mäch— 
ten die bündigfte Gewährleiftung, daß von Helvetik weiter gar nicht die 
Rede jein dürfe. Amar habe er jelbit früher aud in Bekanntſchaft und 
Verbindung mit den Nationalen geftanden; nachdem er aber in das Trei— 
ben dieſer Leute gejehen, melde der Tagſatzung ſchon lange Pulver 
unterlegt hätten und zu Gunjten der Einheitsrepublift den Santonalein= 
fluß vernichten wollten, habe er ji von ihnen gewandt und feine Freunde 
ebenfalls dazu beredet. Endlich bemerkte er, die Politil der Schweiz er: 
heifche, einen anderen Gang einzufhlagen, wenn Frankreich die Abjicht 
babe, mit den übrigen Staaten im Frieden zu leben. Durch dieje lei— 
denjhaftlichen Ausfälle des ſonſt volksthümlichen Redners, der jo oft zu 
edleren Entſchlüſſen hingeriſſen hatte, lie jich der Gr. Rath betäuben. 
Die Oppofition fand kein Gehör mehr. Mit 153 gegen 36 Stimmen 
wurde der Anzug nicht erheblich erklärt. Die Eidgenoſſenſchaft war einer 
offenen Darlegung und gerechten Würdigung der neu cingefchlagenen 
Berner Politik beraubt und dem Gr. Rath jede Einmiſchung in die 
diplomatijchen Streitigkeiten abgefchnitten. Die Parthei Tſcharner-Schnell 
hatte freie Hand, nach den Worichlägen des Hrn. v. Numigny mit dem 
Fürften Metternich Frieden um jeden Preis zu fchließen.*) 

Die Gelegenheit bot ſich fofort, da gerade der Kaifer Franz von 
Deftreich geitorben war (2. März). In der Antwort auf das Notifi: 
fationsfchreiben von dem erfolgten Thronwechſel konnte der Vorort die 
nunmehrige Gefinnung Berns fund thun. Außer der allgemeinen Zu: 


*) Siehe: H. Eicher, politische Annalen der eidg. VBororte Zürich und Bern 
während der Jahre 1834, 35 und 36. Zürich 1838. Band I, pag. 471 u. ff. 
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fiherung, daß die Regierungen ſämmtlicher eidgenöffishen Stände es fich 
zur angelegentlichiten ‘Pflicht machen würden, die freundnachbarlichen Ver: 
hältnifje zwijchen der öſterreichiſchen Monarchie und der Schweiz ſtets— 
fort zu pflegen und immer mehr zu befeftigen, wurde auch im Namen 
des Kantons Bern der weitere dringende Wunſch ausgedrüdt, „daß bie 
wegen eines bedauerlihen und gemißbilligten Ereignijfes 
zwifchen dem E. E. Hof und dem Kanton Bern in der jüngjten Zeit ein- 
getretenen Mißverhältniſſe um jo mehr als befeitigt betrachtet werden möch— 
ten, al3 von Seite der Regierung diefes Kantons die allgemeinen völ- 
kerrechtlichen Grundfäge forgfältig wahrgenommen würden.” Damit 
war die beſtimmteſte Mipbilligung ausgefprocdhen und die verlangte Ge: 
nugthuung gegeben. Der Horizont heiterte fich wieder auf, zumal da 
auch die Verhandlungen im Gr. Rath in Wien den beften Eindrud ge: 
macht hatten. Doch mußte ſich Bern noch weiter beugen, um volle Ver: 
zeihung zu erhalten. Zur Bedingung wurde gemadt, in Zufchriften an 
die ſüddeutſchen Höfe auch diefen die nämliche Senugthuung zu leiften. 
Erft ala der Vorort fih auch darin gefügt und im Namen Berns die 
Mipbilligung der Steinhölzligefhichte mit gleichen Worten wiederholt hatte, 
wurde der diplomatifche Bann gegen den Kanton aufgehoben und bie 
alten VBerhältnifje wieder hergeitellt. 

Inzwiſchen mußte Bern als Vorort eine andere Demüthigung mit 
in den Kauf nehmen. Bei dem Thronwechſel hatte der öfterreichifche Ge— 
fandte, Graf v. Bombelles, fein neues Kreditiv nicht perfönlich überreicht, 
fondern gegen alle diplomatiihe Form und Uebung durd die Poſt über- 
fandt. Vergebens juchte ihn der Vorort mit allem Aufwand von Höf— 
lichkeit zu bewegen, das Kreditiv zurücdzunehmen und perfönlich zu über: 
bringen. Der Gefandte drohte: wenn das Kreditiv nicht angenommen 
werde, fo fei diek einer Kriegserklärung gleich zu achten und alle diplo— 
matiſchen Agenten der vereinigten Höfe würden die Schweiz innerhalb 
24 Stunden verlafjen. Der Borort mußte fi bequemen, das Beglau— 
bigungsfchreiben, wie er es erhalten hatte, zu öffnen und zu beantwor: 
ten, ja die unmanierliche Uebergabe fogar jchriftlich zu beſcheinigen, fo 
daß auf der perjönlichen Ueberreihung auch für die Zukunft nicht beftan- 
den wurde. Nach volljtändig hergeftelltem Frieden hatte der öſterreichi— 
Ihe Gefandte dafür die Herablafiung, den Vorort in Bern mit feiner 
perfönlihen Aufwartung zu beglüden. 

Der Eidgenofjenschaft gegenüber wurde der volle Rückzug eine Zeit 
lang in Geheimnig gehült. Man brach das Schweigen erft, als bie 
öffentliche Meinung drängte. An der Tagjakung wollten deßhalb ein: 
zelne Stände Bern zur Rede ftellen, aber die Bundesbehörbe, die ein 
Jahr vorher die vorörtlihe Antwortsnote gebilligt hatte, Fonnte jetzt 
nicht ftrenger gegen Bern fein. Die abfolutiftiihe Diplomatie hatte die 
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Befriedigung, den Kanton, der ihr durch den früheren hohen Ton der 
größte Dorn im Auge geweſen war, jest am tiefiten herabgedrüdt zu 
ſehen. Die ariftofratiihe Parthei frohlodte über den Fall und fnüpfte 
zeaclionäre Hoffnungen daran. Das Zürcher AYuftemilieu, das aus 
Furcht vor der Sperre ſich zuerjt gedemüthigt hatte, wies jetzt nicht ohne 
Schadinfreude auf die noch größere Erniedrigung der Burgdorfer Staats— 
männer bin. Die aufrichtige Nationalparthei mußte um fo mehr trauern, 
als jie ji eine Zeit lang an die Fräftige Haltung Berns angelehnt 
hatte und hier den „moralifchen Vorort“ zu fehen glaubte, während ſich 
jest in dem mächtigften Kanton ein engherziges und würdeloſes Neu: 
herrenthum entwidelte. Die Schweiz lernte von Neuem ihre innere 
Schwäche kennen. Nicht die fremde Propaganda — fo groß die Verle— 
genheiten waren, die durch die Unruhe der Flüchtlinge verurfacht wurden 
— jondern die loderen eidgenöffiihen Bande, die Zerjplitterung unter 
den Kantonen, der Mangel einer feften und gemeinfamen Politik, die im 
Intereſſe der neutralen Stellung Verwidlungen vechtzeitig vorbeugen, 
aber auch Anmakungen entſchieden entgegentreten konnte, trieben in bie 
Klemme und führten zu Ausmwegen, die das Ehrgefühl der Nation ver: 
legen mußten. 

In den demüthigenden Vorgängen lag die dringendite Aufforderung, 
vor Allem die faulen Verhältnifje des alten Bundes zu verbefjern. Aber 
der eingerijjene Hader unter den Liberalen, der Umfchlag in Bern und 
der Drud der Diplomatie lähmten jet den Schwung noch mehr wie 
vorher. Der Nationalparthei blieb nichts anderes übrig, als auf dem 
Wege der Belehrung einem entjchiedeneren Fortſchritt im eidgenöſſiſchen 
Staatsleben für die Zukunft Bahn zu brechen. Zu diefem Zwecke fuchte 
ih aus dem Schooße der bisherigen Schutvereine ein neuer großer 
Nationalverein zu organijiren. In einer Verfammlung zu Schinz: 
nah (d. Mai 1335) fonftituirte jich derfelbe und machte es zu feiner 
vorzugsweiſen Aufgabe, diejenigen Grundſätze zu entwideln und zu vers 
breiten, welche die Vereinigung der fchmweizerifchen Völkerfchaften zu einem 
freien, unabhängigen und geiftig veredelten Nationaldafein verbürgen. 
Leider gelang es dem Perein nicht, fich gleichmäßig über Die ganze 
Schweiz zu verzweigen. Am Weiten fand er in Waadt und Bern, im 
Diten faft nur in St. Gallen eine wirffame Ausbildung. Auch herrfchte 
unter den Mitgliedern feine hinreichende Webereinftimmung in den An 
fichten über die Weife einer Bundesreviſion. 

An der Tagfatung (Sommer 1835) konnte fih die Frage der 
Bundesrevifion nur no mit Mühe auf den Tractanden erhalten. Doc) 
gewann die dee eines eidgenöffiihen Verfaſſungsraths an Boden, indem 
ſich jest Züri, Bern, Luzern, St. Gallen, Thurgau, Bajelland und 
eventuell auch Aargau um denfelben ſchaarten. Zu irgend einer neuen 
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Arbeit konnte man es nicht mehr bringen. Bloß ein neues Regles 
ment fam für die Tagfatung zu Stande, das dem Schweizervolf wenig— 
ſtens das bisher noch bejtrittene Petitionsrecht zu Handen der Re 
behörde gewährte, 


Verlauf der Badener Konferenzartißel, 


Mitten in den diplomatifchen Verwicklungen ging auch der tete 
Kampf zwiihen Staat und Kirche vor ſich und rief eine Reihe von Hän— 
deln hervor, die nicht minder Partheiung und Aufregung verurfachten. 
Mit der Badener Konferenz war ein entjchiedener Schritt gejchehen, um 
den Staat wieder in ein ſelbſtſtändigeres Verhältnii gegenüber der rö— 
mifhen Kirche zu bringen und die Hemmniſſe zu bejeitigen, die der Ach— 
iung der bürgerlichen Gefeße, der Toleranz und Eonfefjionellen Eintracht 
entgegengeftellt wurden. Die VBerabredungen waren noch feine verbind- 
lihen Abjchlüffe ; den Kantonen lag es ob, den beftimmten Entjchluß 
auszufprechen, fi an die neu formulirten ftaatlichen Rechte halten „und 
diefe im Verein mit den Konkordatsjtänden handhaben zu wollen, Bon 
vorneherein ließ ſich vorausfehen, daß die römische Kirchenparthei : Alles 
aufwenden werde, um den in den legten Dezennien gewonnenen Boden 
zu behaupten und die Anftrengungen der Kantone zu vereiteln, Wie 
immer wurden auch jett die hierarchiſchen Anſprüche zur Sache der Re- 
ligion gemacht und die Fatholifchen Bevölferungen mit der Gefahr ihres 
Seelenheils beunruhigt. 


Den Hauptanjtoß zu der Badener Konferenz hatte St. Gallen 
mit den durchgreifenden Beihlüffen in Bezug auf die Aufhebung: des 
Doppelbistfums gegeben, wodurch der Kampf zwijchen Staat und Kirche 
eigentlich eröffnet wurde. Dort arbeitete man auch in. der einmal 
eingefchlagenen Richtung muthig und Fräftig vorwärts. Der .entichieden 
freifinnige Geiſt, der gerade in den befonderen fatholifchen Behörden, fo: 
wohl im Großrathsfollegium und Adminiftrationgrath ala im Erziehungs: 
rath waltete, jchien der Anbahnung von ftaatlich-firchlichen Reformen 
trefflih zu Statten zu fommen. Vergebens Iegte eine päbjtliche Note 
wiederholte Verwahrung gegen alle Neuerungen ein, „die das öffentliche 
Kirchenrecht vernichten, nach welchem der römische Pabjt durch göttliche 
Einſetzung die Gewalt habe, die ganze Kirche zu leiten und zu regieren.” 
Das Fatholiihe Großrathskollegium empfahl nicht «nur ſämmtliche An: 
träge der Badener Konferenz zur unbedingten Annahme, ſondern die 
Behörden legten auch Hand an die Abftellung einer Reihe von kirchli— 
hen Mißbräuchen. Unbefümmert um den Einſpruch des Nuntius wurde 
das Frauenklofter St. Viborada in St. Georgen aufgehoben, . das fi 
ökonomisch nicht mehr Halten konnte. Auch den übrigen Frauenklöftern 
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ſuchte man zeitgemäße Befhränfungen aufzulegen. Baumgartner, ber 
Mortführer aller kräftigen Entjchlüfje, wollte noch weiter gehen und dieſe 
Frauenklöſter fänmtlih aufheben, um aus dem Vermögen derſelben Mäd— 
Hn:Bildungsanftalten zu ftiften. Bor Allem war man darauf bedacht, 
das katholiſche Erziehungsweſen reicher auszuftatten und vernünftiger zu 
entwideln. Der Erziehungsrath ftrebte dahin, *mit dem evangelifchen 
Konfeilionstheil und dem Kanton Thurgau eine gemeinfame Kantons— 
ſchule nebit Lehrerfeminar zu gründen. Dieß mißlang zwar, dagegen 
wurde die höhere Fatholifche Lehranitalt für fich reorganifirt und zu einer 
bisher nicht erlebten Blüthe gebracht. Auch das ganze fatholifche Pri- 
marſchulweſen wurde bedeutend verbeſſert. Es war eine furze Zeit that: 
fräftigen Schaffens für die Ausbildung des fatholifhen Landestheils. 

Der gemeinfame Gr. Rath ging noch über die Badener Konferenz: 
artifel hinaus. Nach den Anträgen einer Kommiſſion wurden „die Rechte 
des Staates in firdlichen Dingen“ in 33 Sätzen noch confequenter und 
umfaffender aufgeftellt und nicht blos zum Beſchluß erhoben, fondern 
zum förmlichen Geſetz gemadt (14. Nov. 1835). Dieß rief indeß 
eine verhängnißvolle Agitation hervor. Das Geſetz mußte dem Veto 
des Volks unterworfen werden. Die vorfichtigeren Staatömänner hatten 
deßhalb darauf gedrungen, fih mit bloßen Beſchlüſſen zu begnügen. 
Dom demofratifchen Standpunft aus rechtfertigte fih die Vorlage an 
das Voll. Aber der Flerifalen Aufwieglung war jebt Thür und Thor 
geöffnet. Schon hatten die fatholifhen Vereine den Boden vielfah un: 
terwühlt. Alle behaupteten Rechte des Staats wurden als religiondge: 
fährlich dargeftellt. Die Reformen im Schulmwefen boten Stoff zur Un: 
zufriedenheit, weil jie mit neuen Steuern verbunden waren. Die ehe: 
maligen jtiftiichen Gegenden oder die fog. alte Landichaft mit ihren 
„Rothitrümpfen“ war der Hauptherd der Agitation. Vergebens wieſen 
die liberalen Organe nad, daß das Geſetz mit den Uebungen der alten 
Eidgenofien, den Einrichtungen anderer katholiſcher Länder, fogar mit 
päbitlihen Konkordaten übereinftimme und in der ganzen Gefchichte feine 
Begründung finde. Der Staat hatte feinen Halt mehr an der Geift: 
lichkeit, die mit wenigen Ausnahmen durch die römifhe Autorität wies 
der erfchüttert war. Mehrere Geiſtliche, die bei der früher angejtrebten 
Reform voranftanden, gehörten jett zu den erflärten Gegnern des Ge— 
feges. Andere, die im Herzen dafür waren, mußten an der Verwerfung 
Theil nehmen, wenn jie jih nicht. Mißhandlungen ausfegen wollten. 
Auch proteftantifche Engherzigfeit arbeitete den ultramontanen Umtrieben 
in die Hände. So war das Endergebniß der VBetobewegung, daß das 
Geſetz mit 18,421 Stimmen (von etwas über 30,000 Stimmberedtig: 
ten) zurüdgemiefen wurde. Verhältnigmäßig nur wenige Katholifen des 
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Kantons: zählten zu den Annehmenden. Golden Allarm Hatte die rö- 
miſche Kirchenparthei zu: verbreiten gewußt. 

Die Behörden ließen ſich durch den Schlag nicht fogleih in ihrem 
Reformftreben entmuthigen. « Aber bei der fortgefeßten Flerifalen Auf: 
wiegelung ſchritt die Reaction im Volke weiter. Bei den Maimahlen 
von: 1835: wurden ‚alle Hebel angefebt, um das ganze Syſtem zu bre— 
chen. Schon: hoffte die Oppofition auf einen vollftändigen politifchen 
Umſchwung. Indeß behauptete fi im allgemeinen Gr. Rath noch eine 
ſchwache liberale Mehrheit und die Regierung erlitt feine wefentliche Ver: 
änderung. ' Aber im’ Fatholifchen Kollegium wurden die freilinnigen Ele: 
mente großen. Theil3 ausgemerzt. An die Stelle der Reformführer fa: 
men Männer, die für das Veto geeifert hatten und an der Spitze der 
ultramontanen DBereine jtanden. Damit war den ftaatlih-firchlichen Ver: 
befjerungen der Riegel gehoben und der ganze liberal-Fatholifche Geift 
gelähnnt. 

Auch in der Bisthumsfrage hatte Nom jett allmählig wieder gewon— 
nenes Spiel. In dieſer Bisthumsfrage verfolgte die liberal-katholiſche 
Parthei zunächſt den Plan eines. eigenen Kantonalbisthums, aber unter 
der Vorausſetzung eines ftarfen Staates und im Hinblid auf einen Me: 
tropolitanverband und geiftlihe Synoden. Unterhandlungen, die mit 
dem Nuntius angelnüpft wurden, führten zu nichts, da die Kurie zuerft 
Widerruf aller Beichlüffe in Bezug auf die Aufhebung des Doppelbis- 
thums verlangte. Darauf dachte man an einen Anſchluß an das Bis- 
thum Bafel, ohne daß indeß ein entfcheidender Schritt dazu gethan wer- 
den Eonnte. Der Pabſt nahm fich jett heraus, in der Perſon des römiſch 
gejinnten Domherrn Boſſi, der bis dahin als Kapitelsvikar das Bis: 
thum Chur verfehen hatte, einen neuen Doppelbiſchof von Chur und St. Gal- 
len zu. ernennen. : Dagegen wehrte man ji noch in St. Galfen fo gut 
wie in. Graubünden. Als: der neue Bifchof fich nichtsdeftomeniger vom 
Nuntius confetriren ließ, erklärte Me Bündner Regierung, daß fie den 
Einzug in die biſchöfliche Reſidenz nöthigenfals mit bemwaffneter Hand 
verhindern werde. Aber das ultramontan gewordene Großrathskollegium 
in St. Gallen fam jebt der Kurie entgegen und legte ſich ihr allmählig 
ganz zu: Füßen. Am 5. Aug. 1835 wurde, unter der heftigſten Erre— 
gung der Partheien, unbedingte Aufhebung aller früheren Beſchlüſſe in 
Bezug auf die Auflöfung des Doppelbisthums und die Wahrung der 
ftaatlihen Nechte in Kirchendingen befhlojien. Der allgemeine Gr. Rath 
verweigerte zwar die Sanction des Staates zu diefem ſchmählichen Wis 
derruf, aber den katholifchen Behörden gegenüber hatte Rom freies Spiel. 
Mit der -Aufrethaltung des’ Doppelbistypums war es der Kurie nur 
halber Ernſt; auch ein befonderes Kantonalbisthum in St. Gallen konnte 
dem ultramontanen Interejje entſprechen, fobald e3 nur auf römijche 
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Grundlagen geftellt wurde. Der Pabſt ließ fich daher jet beftinmen, 
auf den Wunfch einer Trennung der beiden Diözefen einzugehen und 
einen apoftoliichen Bifar für St. Gallen zu ernennen (Pfarrer und De: 
fan Mirer in Sargans). Aber die Löſung geſchah, wie es in der Anz 
zeige ausdrüdlich hieß, „aus eigener Willensbeftimmung und apoftolis 
icher Gewalt.” So blieb der kirchliche Abfolutismus bereits fo weit Mei: 
fter, daß er die Unterhandlungen für ein bejondere® Bisthum leiten 
fonnte, wie es den hierarchiſchen Zwecken entiprad. In Graubünden 
wurde nun Bofji als Bifhof von Chur anerkannt. Das Doppelbisthum 
hörte definitiv auf, aber alle Neformprojefte, die jih an die Aufhebung 
fnüpften, geriethen in St. Gallen mit dem Umfchlag ind Stoden. 

Verfolgen wir jetst den Verlauf der Badener FKonferenzartifel mit 
den Händeln, zu denen fie Anlaß gaben, weiter in den übrigen Kanto— 
nen. Der Luzerner Gr. Rath war mit Genehmigung derfelben voran: 
cegangen. Das hoheitlihe Placet bei kirchlichen Erlaſſen wurde hier zu 
einem befondern Gefeg erhoben und auf die Widerhandlung gegen das— 
jelbe eine Gefängnißitrafe von ſechs Monaten bis zu ſechs Jahren gefekt. 
Auch Aargau, Thurgau, Bafelland nahmen die Artikel ohne Weiteres 
an; Zürich trat gleichfalls bei. In Solothurn fprad man dagegen nur 
unter gewiljen Bedingungen die Geneigtheit zu einem ſchweizeriſchen Metro— 
politanverbande aus, im Uebrigen wollte man die Staatsrechte in fird: 
lichen Dingen wohl fo viel wie möglich praftifch üben, aber in kluger 
Zurüdhaltung vermeiden, fie offen zu formuliren und beftimmt feſtzu— 
ſtellen. So fonderte fih diefer Stand von vorneherein ab. In Bern 
wurde die Frage der Genehmigung hinausgefchoben. Unterdeß ermuthigte 
die Wendung in St. Gallen den klerikalen Widerftand an allen Orten 
und machte die Regierungen wieder ſchwankend. Die fatholifchen Ge: 
wiſſen wurden weiter geängitigt durch ein SKreisfchreiben des Pabſtes 
(15. Mai 1835), worin die Konferenzartifel feierlich verdammt wurden, 
„im Einzelnen und im ganzen Zufammenhang, als falſch, verwegen, ir: 
rig, die Rechte des Heiligen Stuhles gefährdend, die Herrichaft der Kirche 
und ihre göttliche Einſetzung von Grund aus vernichtend, das Firchliche 
Amt der meltlihen Herrfchaft unterwerfend, aus verdammten Grundfäßen 
abgeleitet, nach Keterei riechend, ſchismatiſch.“ Demgemäß wurden die 
Söhne der Kirche aufgefordert, zwar in weltlichen Dingen „der meltli- 
hen Gewalt ſich zu unterwerfen, aber zu ftreiten für die Fatholifche Ne- 
ligion, für die Geſetze und Gewalt der Kirche, die ihr Gott gegeben, 
für den Stuhl Petri, für feine Würde und Befugniffe.” Dies goß neues 
Del ins Feuer der pfäffifhen Oppofition. 

Am heftigften entbrannte der Kampf jett im Aargau, wo am mei: 
ften Stoff zu Conflitten vorhanden war und der Staat energifch durch— 
zugreifen juchte, Der Kanton hatte feinen befonderen Krebsfhaden an 
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den Klöftern, die mißbräuchlich in den Befis einer Menge von Pfarr: 
pfründen gelangt waren und dadurd einen bedeutenden Einfluß übten. 
Trotz dem reihen Bermögen derſelben wurde doch in einer Weije gewirth— 
ſchaftet, daR fie.in ihrer Verwaltung jährlih um große Summen zurüd: 
kamen. Dabei ‚gehörten: ihre Pfarreien zu den fehlechtverforgteften des 
Landes, weil die Klöfter allmählig die Einkünfte der Kirche ala Klofter- 
gut anzufehen gewöhnt waren und fich freventlic daraus bereichert hat: 
ten. Hiezu kam der über alle Begriffe gehende Mangel an Bildung und 
fittlicher Würde bei den meiſten Mönchen und Kapuzinern. Sobald die Re: 
gierung mit der Badener Konferenz den erjten Schritt that, um Ord— 
nung zu.fchaffen, erging von den Klöftern, namentlich von Muri aus, 
ein wahrer Krieg gegen die Reformideen. Nachdem der Boden bereits vi Ljach 
unterwühlt war, trat auch der Biſchof Salzmann in Solothurn mit einer 
förmlichen Mifbilligung der Konferenzbefhlüjje und Verwahrung ber Kir 
chenrechte auf (10. April 1835). Der Gr. Rath beihioß Zurüdfendung 
des unb:fugten Schreibens und Erlaß einer aufllärenden Bekanntmachung, 
die. von den Pfarren öffentlich verlefen werden ſollte. Der größere 
Theil det katholiſchen Geiftlichkeit fügte fich noch der Weifung. Die Re: 
nitenten wurden vor. Gericht gejtellt und beitraft. Dagegen erhob ji 
der Biſchof und ſprach den ausgefällten Einftellungen und Amtsent— 
jegungen alle Gültigkeit ab. Der Konflift wurde jet ſchärfer; die kle— 
rifalen Umtriebe wuchſen; an mehreren Orten begannen Widerſetzlich— 
fetten. Der Gr. Rath drohte mit Sperrung der Temporalien, jelbft 
mit Austritt aus dem Bajelfchen Bisthumsverbande, wenn der Biſchof 
die Einſprache nicht zurüdnchme. Zugleich beſchloß er, daß alle fatholi: 
hen Priefter dem Staat den Eid der Treue und des Gehorfams lei— 
ften ſollten (31. Sept. 1835). Diejem folgte ein Dekret, das die 
fänmtlichen Klöjter ‚unter die Vermögensvermwaltung des Staates jtellte. 
Darob, nur um jo größeres Gefchrei über Religionsgefahr; Drohungen 
und aufrührerifche Vorkehrungen in allen Kloftergegenden. Die Klöfter 
und ihre Helfer heiten gegen das Beeidigungsgeſetz, aber meinten haupt- 
ſächlich das Verwaltungsdefret, das der faulen Wirthſchaft Einhalt thun 
follte. Pater Theodofius, Lektor der Kapuziner in Baden, ein ge 
winnender, entjchlofjener und gewandier geiftlicher Demagoge, rührte dad 
Volk mit feiner ganzen Beredtfamfeit auf. Der Biſchof ermahnte die 
Geiftlichfeit, den- vorgefchriebenen Eid nur unter dem Vorbehalt zu ſchwö— 
ren, „infofern er der fatholiichen Religion und den kirchlichen Geſetzen 
nicht zumiber fei.“ Die Regierung verfagte dem betreffenden Kreisfchrei- 
ben ihre Genehmigung. Die Gährung ftieg jet immer höher, bejonderd in 
den»freien Nemtern, Die Beeidigung follte am 24. November ftattfinden. 
Bei dem drohenden. Sturm. ſah die Regierung fi genöthigt, Truppen 
aufzubieten und die benachbarten Kantone zum Auffehen zu. mahnen- 
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Zürich machte feinen ganzen erften Auszug marfchfertig und ſetzte auch 
den zweiten Auszug in Bereitfhaft. Der Vorort ftellte ebenfalls eine 
Truppenmacht auf und ſchickte Repräfentanten in: den Kanton, um mit 
allem Nachdruck zur Aufrehthaltung der Ruhe zu wirken: Durch bie 
halbe Schweiz ging Friegeriicher Alarm. Selbſt eine außerordentliche 
Tagſatzung warb in Ausſicht geftellt. So weit greifend jchien die Gefahr. 
Am %6.-Nov. rürften die aargauifchen Truppen in Wohlen, Vilimergen, 
Fiſchbach und Umgegend ein. Die Belebung der.unruhigen Bezirke fand 
ohne Miderftand ftatt. Die rafche Kraftentwicklung verhütete jeden Aus: 
bruch. Unterdek war. jedoch der verlangte. Kid von den mwenigiten Geift- 
lichen unbedingt geleiftet: Baumgartner: forderte im St. Galler „Er: 
zähler“ zu durchgreifender Energie auf: „So lange die. Kantone die 
menterifchen Klöfter und den römifchen Nuntius dulden, wird Ruhe und 
wirklicher. Friede nimmer beftehen fönnen. Thue man daher feine Pflicht, 
hebe man die Klöſter auf und verweile man den Nuntius außer Yan: 
des.” Aber der Aargauer Gr. Rath fühlte ben Boden nicht ſicher ge: 
nug unter feinen Füßen, um weiter vorzugehen und lenkte gegenüber 
der Renitenz faſt der ganzen GSeiftlichfeit etwas ein. Der Eid wurbe 
in einer Weiſe interpretirt, dag der Biſchof, auch zu etwelcher Nachgie— 
bigkeit geneigt, ihn mit den firchlichen Rechten in Einklang finden konnte 
und dem Klerus die Leiftung deffelben erlaubte. Die Geiftlichen ſchwu— 
ren mit ausdrüdlicher Berufung auf dieſe bifhöfliche Erlaubnik. Die 
Landesbehörde erflärte zwar ſolche Berufung als null und nichtig, indeß 
mar der Eid. einmal in diefer Weife geleiſte. So wurde der Kanton 
für den Augenblick wieder beruhigt. Der liberale Staat hatte im den 
Klöjtern feinen Erzfeind kennen gelernt. 

Während diefer Aargauer Wirren traten die Konferenzftände auf 
Einladung Luzerns wieder zufammen, um fich über die Ausführung 
der Badener Verabredungen weiter zu berathen (7. Sept, 1835). Noch 
einmal wurden die beiten Vorſätze gefaht. Alle katholifchen und paritä- 
tiſchen Kantone follten eingeladen werden, das Bisthum Bafel zum Erz: 
bisthum zu erheben und zu dieſem Amede auf Grund einer Kirchen: 
pragmatifimit Rom zu unterhandeln. Die Bifhöfe wollte man um 
Vorlegung einer Synobalverfajiung angehen, die noch rüdftändigen Kan- 
tone zu Erlaß von Placetgeſetzen auffordern, die gemifchten Ehen hüten, 
wegen Beſchränkung der Feſt- und Faſttage Einleitungen treffen, über 
Stmitarien: und geiftliche Prüfungen jich verftändigen, die Klöfterbeiträge 
zu frommen Zwecken aufrechthalten, die aufgeftellten Grundſätze über 
Kollaturen, Lehrermahlen und Beeidigung der Geiftlichen durchführen 
und Anderes mehr. Auch die Aufhebung der Nuntiatur kam wieder 
zur Sprade. Die Abgeordneten von Luzern und Aargau drangen leb: 
haft darauf. Eine Kommiſſion bradpte auch den Antrag, die Gerichtd: 
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barfeit der päbftlihen Nuntiatur- in geiftlichen. Dingen als. Mißbrauch zu 
erklären und darnach die geeigneten Mafregeln zu ergreifen. In der-Kon- 
ferenz erkannte man Dies allgemein als „richtig und, mit den SKirchenge- 
ſetzen, mit den Staatsrechten und den Beitimmungen; anderer fatholiichen 
Länder übereinſtimmend“ an. Aber vor der Hand wagte man es nicht, darauf 
einzutreten. Dei den Hindernijien, auf die man bereits geftoßen, war der 
Eifer der Solidarität überhaupt bereitS vielfach gefchwächt. Mit dem 
bloßen -Protofolliren konnte nicht viel. ausgerichtet werden. Solothurn 
fonderte fich von vorneherein wieder ab, indem der. dortige Gr. Rath 
über die Vorſchläge zur Tagesordnung ſchritt, um je nah Bebürfnijjen 
und Umftänden zu handeln. In St. Gallen war der Staat durch den 
Hemmfhuh der katholiſchen Behörden zum Stilftand verurtheilt. Zug 
und Graubünden Ichnten den Beitritt ab, während fi Zürich dagegen 
anſchloß. Den Ständen, welche genehmigten, fehlte der fefte Halt, da 
feine wirkliche Uebereinftimmung herrſchte. Luzern, das noch die Fahne 
hoch trug, erfuhr die Ungnade des Nuntius, - In der Stille verlief die— 
fer feine biöherige Reſidenz, fiedelte von Luzern nad Schwyz über, um 
hier fein geiſtliches Duartier aufzufihlagen, und brach jede Verbindung 
mit der Regierung von Luzern ab. ‚Der Gr. Rath von Luzern. fchritt 
darauf gegen die Numtiatur vor, erfärte jede Ausübung von: Gerichtö- 
barkeit in geiftlichen Dingen von Seite derfelben ala Mißbrauch und be: 
auftragte den Kl. Rath zur Entmwerfung eines entſprechenden Geſetzes 
(März; 1836). 

Unterdeß entwidelte fich ein neuer ernfter Streit im Kanton Bern, 
wo man noch immer gezögert- hatte, eine. bejtimmte Gtellung- einzuneh- 
men, Erſt im Dezember 1835 kam die Regierung zum Entſchluß, die 
Konferenzartitel dem Gr. Nath zur Genehmigung zu empfehlen. Sofort 
begann jest im Aura eine Naitation, die. durch den. Gegenfab des alten 
und neuen Kantonstheils gefhärft wurbe.. Von allen Kanzeln herab 
ward gegen die vom Pabft 'verdammten Artikel geeifert: und das. Ge: 
willen der: Gläubigen beunruhigt. Es handle fich darum, ob der Aura 
fatholifch bleiben oder proteftantijch. werden wolle. Der Herd der Be: 
wegung befand ſich in Pruntrut, Hauptheber waren der Pfarrer Cuttat, 
Präfident des katholiſchen Vereins, Vikar Spahr und Abbe Belet; ihr 
Organ der „Ami de la Justice.“ Faſt der gefammte Klerus erlieh 
eine Proteftation. Durd das fanatiſche Treiben gelang es, eine Petition 
mit 8000 Unterfchriften zufammenzubringen. Die bereitö gejpaltene Re: 
gierung ließ ſich dadurch einſchüchtern und brachte jet den Antrag vor 
den Gr, Rath: die Rechte der Staatögemwalt gegenüber der Kirche in ihrem 
gegenwärtigen Beftande kräftig zu handhaben, für alles Weitere aber mit 
den kompetenten firchlichen Behörden auf geeignete Weife in Unterhandlung 
zu treten. Aber im Gr. Rath erhob fich eine kräftige Oppofition gegen dieſen 
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Rückzug. Nah zweitägigen Debatten wurde der Vorfchlag verworfen 
und die Annahme der Konferenzartifel mit 123 gegen 53 Stimmen be: 
ſchloſſen. Im Jura ging jet der geiftliche Lärm in verdoppeltem Mafe 
103. Der „Ami de la Justice“ brachte die Beſchlüſſe in ſchwarzem 
Rand und erflärte, daß die Katholiken nie und nimmer ihr Haupt un— 
ter die Gefeße des Despotismus beugen würden. Die katholiihen Groß: 
räthe, die für die Annahme der Artikel geftimmt hatten, wurden bildlich 
verbrannt oder an den Galgen gehängt. In Pruntrut fchleppte eine 
Schaar Weiber aus der unterften Klafje einen fogenannten „Religions: 
baum“ in die Stadt und pflanzte ihn unter dem Jufammenftrömen einer 
Polfsmenge und dem Geläute aller Gloden auf. Vergebens erließ die 
Negierung eine beruhigende Proklamation. Faft in allen Gemeinden des 
Bezirkes folgte man dem Beifpiel von Pruntrut und errichtete gleiche 
Zeichen pfäffifchen Widerjtandes. In Delsberg geſchah es ebenfalls un: 
ter Glockengeläute und Böllerichiefen. Nachts hüteten Weiber den Baum, 
Die Lofung war: als Katholiken eben oder sterben! In Bern ſchwankte 
man und wußte nicht, was man vorfehren ſollte. Faſt alle Behörden 
im Jura zeigten ſich fraftlos oder mit der Agitation halb einverftanden. 
Nur der Statthalter Choffat in Rruntrut drang mit übertriebenem Eifer 
auf rüdjichtsfofes Einſchreiten. Die Schwäde und Unficherheit ermu— 
thigten das Treiben. Der Zuftand wurde anarchiicher ; Taut erhob fig 
ber Ruf: Trennung des fatholifhen Jura von Bern, nieder mit den 
Troteftanten! Ein von Pfarrer Choffat unterzeichnetes, — von diefem je— 
doch fpäter als unächt erflärtes — Rundſchreiben forderte förmlich dazu 
auf, fich der gottlofen Regierung zu entledigen und einen rein katholi— 
hen Kanton, die Aemter Pruntrat, Delsberg, Saignelegter und die 
fatholifchen Gemeinden des Amtes Münjter umfafjend, zu Eonftituiren. 
Kommiffüre, die von der Regierung geſchickt wurden, fonnten nichts aus: 
richten. Da entſchloß fi die Regierung zu einem Truppenaufgebot umd 
der Gr. Rath ertheilte fait einſtimmig feine Ermächtigung dazu (7. März 
1836). Eine anfehnlihe Kriegsmacht rüdte in den Jura ein, begleitet 
von drei neuen Kommiljären (v. Tavel, Karl Schnell und Eduard Blöſch) 
mit ausgedehnten Vollmachten. Ohne Widerjtand fonnten die Truppen 
Pruntrut befegen. Der Klerus hatte es weniger auf bewaffneten und 
planmäßigen Aufftand als fanatifchen Aufruhr abgefehen, um dem Gtaate 
zu trogen. Bon den Haupthegern konnten jih Pfarrer Cuttat und Vi— 
far Spahr dur die Flucht entziehen, Vikar Belet wurde verhaftet. Die 
Regierung erwirkte von dem Biſchof in Solothurn, daß dieje drei Geift: 
lichen nicht nur abgejeßt, fondern unfähig erklärt wurden, mieder eine 
pfarramtliche Stelle im Jura zu bekleiden. Alle Religtonsbäume wur: 
den niedergehauen, die Unruhen gedämpft, die Laſt der Grecutionstrup- 
pen den aufrührerifch gefinnten Gemeinden auferlegt, die Präfeften 
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von Münfter, Delsberg und Saignelegier wegen Mangel-an Umficht 
und. Feſtigkeit abberufen, . Die Truppen konnten: ſtufenweiſe zurückgeru— 
fen werden. Mit Ausnahme. jener: drei Geiftlihen wurde vom Gr. 
Rath ſpäter Amneſtie erlafien. Aus der Unterjuchung ergab ji, daß 
insbejondere der Abbé Belet mit den fremden Geſandten in ein jehr ver— 
dächtiges Verhältniß zu treten ſuchte. Im Uebrigen ließ: fich die, An— 
klage auf Hochverrath gegen keinen der drei Geiſtlichen begründen. 

So ſchien der Staat. der klerikalen Agitation gegenüber vollftändig 
Meifter ‚geblieben zu fein. Aber die Kraft hielt nicht an :und das böje 
Nachſpiel fam erit, , Mit der, pfäffiichen Bewegung hingen: von vorne: 
herein Umtriebe der Diplomatie zufanımen.. ‚Die, benachbarten katholi— 
ihen Großmächte nahmen Parthei für die römische Kurie und juchten Die 
Schweiz auch auf kirchlichem Boden niederzudrücken. Der. öjtreishiiche 
Geſandte, Graf v. Bombelles, verfügte jich eigens nad) Bern, um gegen 
die Annahme der ‚Konferenzartifel zu wirken. Der Widerſtand im. Jura 
wurde von franzöjiicher Seite ermuthigt. Das Kabinet Louis Philipps 
warf ‚die bisherige. jcheinliberale Maske gegenüber der Schweiz völlig‘ ab:: 
Hr. v. Rumigny ‚wurde, durd den Herzog. von Montebello,. Sohn 
des Marihall Lannes, erfeht, der ſeine Hinneigung zu den; Ariitofraten 
und Ultramontanen offen zur Schau trug. Mit der Dämpfung der Un: 
ruhen im Jura war die Sade nicht: beendigt. Es begann. ‚jet seine, 
förmliche Einmiſchung zu Gunften der hierarchiſchen Auſprüche. König, 
Louis ‚Philipp erklärte dem. jchmeizerifchen ‚Sejandten- in. Paris, der Konz 
flift im Jura könne nur duch Unterhaudlung mit dem päbſtlichen Stuhl 
befeitigt werden ; ex. jelbjt wolle feine Verwendung eintreten: laſſen und, 
babe auch, Deftreih dazu angeſprochen. Ein Schritt des Königs: beim 
Nuntius in der Schweiz veranlafte, indeß dieſen blos zu der Erklärung, 
daß der Papft zu jeder ‚Ausgleichung geneigt fei, „die Den: Rechten und 
Pflichten des Kirchenhaupts nicht zu: nahe: trete,” . womit einfache Unters 
werfung. unter de: römiſchen Willen: verlangt: wurde. , Die, Berner Ne: 
gierung hatte feit dem, Rückzug in der Steinhölzligefchihte ihren. mora= 
lichen Halt gegenüber der. fremden. Diplomatie verloren... Die: no 
ftärfere Wendung. der frangöjiichen Politik brachte fie ganz aus der Faſ⸗ 
fung. Tſcharner, der als Schultheiß an der Spitze ſtand, ließ ſich durch 
die franzöſiſchen Einflüſterungen und Drohungen beherrſchen. Auf das 
erſte Verlangen wich die Mehrheit der Regierung zurück und exfuchte 
Luzern als fatholifchen Vorort, Unterhandlungen mit dem päbſtlichen 
Stuhl anzubahnen. Damit entfernte man ſich von der Konferenz, die 
(mit Ausnahme von zwei Punkten) keine ſolchen Unterhandlungen wollte. 
Aber der franzöſiſchen Diplomatie genügte dieſe halbe Umkehr noch nicht. 
Der Herzog von Montebello verwahrte ſich im Namen Frankreichs und 
aller garantirenden Mächte gegen die Angriffe auf die katholiſche Kirche 
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im Jura und forderte gebieteriich die Herftsllung des gewährleiiteten Zu = 
ftandes, wie die Rüdnahme des Großrathsbeſchluſſes, der die Konferenz: 
artifel genehmigt hatte. Er drohte jelbft mit Beſetzung des Juragebiets 
durch franzöfiiche Truppen und verlangte einen Entfcheid innerhalb zmei- 
mal 24 Stunden (3V. Juni 1836). Zum Vorwand diefer Einmiſchung 
wurde bie Garantie der Vereinigungsurfunde von 1815 genommen, die 
indeß nichts anderes fagte, als daß die römiſch-katholiſche Religion 
gewährleiftet und im ihrem jebigen Zuſtande gehandhabt, ferner daß Bi- 
ichof und Pfarrer ihre geiftlihe Gerichtsbarkeit nah den. allgemein 
angenommenen ftaatsrechtlichen Verhältniſſen zwifchen der weltlichen und 
. geiftlihen Macht genießen jollten. Damit ftanden die Konferenzartifel 
nicht im Widerfprud. Die Berner Regierung Tieß fi indeß in die de— 
mütbigenditen Unterhandlungen mit dem Gefandten ein und berief durch 
Eilboten den Gr. Rath zufammen, um diefem eine vereinbarte Formel 
zum Widerruf vorzulegen. Der Gr. Rath ließ fi einfhüchtern. Der 
Beitritt zu den Artileln wurde zwar nicht direct zurüdgenommen, aber 
die Konferenzverbindung unzweideutig genug verleugnet, imdem die Re 
gierung in Bejtätigung des Grundſatzes, „daß der gegenwärtige Zuftand 
der katholiſchen Religion im Jura ferner treu gewahrt werden ſolle,“ die 
Ermächtigung zu dem einfeitigen Vorgehen erhielt, „fo ſchnell als mög: 
lich die Unterhandlungen mit dem römischen Hofe zu eröffnen.” Zum 
Uebermaß der Demüthigung theilte Bern diefen Beſchluß den Gejandten 
aller. auswärtigen Staaten mit. Die franzöſiſche Diplomatie triumphirte 
über den abgedrungenen Widerruf und lieferte den Beweis, daß fie ge- 
gen den fortſchreitenden Geijt in der Schweiz nicht weniger feindlich ge: 
ſinnt war, als der Abfolutismus. Der Pabſt konnte fich bei dem Bür— 
gerfönig bedanken. So bemüthigend bie Unterwerfung für Bern und 
die ganze liberale Schweiz war, fo traurig war der Sieg für bie aus 
der Julirevolution entſprungene Dynaſtie. 

Noch ehe dieſe Epiſode in Bern zu Ende war, legte ſich der Ran: 
ton Freiburg auf noch auffälligere Weife der römiſchen Kurie zu Füßen. 
In diefem Kanton war die Regierung nie zum Beitritt zu der Badener 
Konferenz aufgefordert worden und hatte auch Feine Gelegenheit ergrif⸗ 
fen, um ſich den Stipulationen anzuſchließen. Nur in einzelnen Alten 
hatte fie den Willen gezeigt, den Staat gegenüber der geiftlichen Bevor: 
mundung wieder freier und felbjtitändiger zu machen, der Toleranz Bahn 
zu brechen und das Schulweſen zu emanzipiven. Auch fträubte fie fich, 
Petitionen Gehör zu geben, die Partheinahme zu Gunften des pfäffifchen 
Widerftandes im Jura verlangten. Im Uebrigen blieb fie den Konfe— 
renzftänden fern. Nichtsdeſtoweniger wiegelte der Bifchof Tobias Jenny 
die Fatholifche Bevölferung auf und forderte direete Verwerfung der Ba— 
dener und Luzerner Verabredungen. In der That ftand der liberale 
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Staat hier auf ſo ſchwachen Füßen, daß er, ohne ſich lange zu beſinnen, 
die Segel vor dem römiſchen Kirchenthum ſtrich. Auch liberale Häup— 
ter, wie Schultheiß Schaller, ſtrauchelten auf dieſem Boden. Am 31. 
Mai 1836 erließ der Gr. Rath eine Bekanntmachung, worin derſelbe 
auf das Verlangen des Biſchofs und die Beſorgniſſe des Volks geſtützt 
des Förmlichen erklärte, er bleibe der Badener Konferenz fern und weiſe 
ihre Beſchlüſſe von ſich, entſchloſſen, die kirchlichen Verhältniſſe im Kan— 
ton zu belaſſen, wie ſie ſeien. 

So erhielten die Konferenzbeſchlüſſe einen Stoß nach dem andern. 
Der Grundgedanke war als geſcheitert anzuſehen. Die feſtere Vereini— 
gung zwiſchen den katholiſchen und paritätiſchen Kantonen, um den 
hierarchiſchen Anmaßungen einen feitern Damm entgegenzufegen und zu 
einem übereinftimmenden Staatsfirchenrecht zu gelangen, konnte nicht er: 
zielt werden. Von einem ſchweizeriſchen Metropolitanverband und den 
Grundlagen einer Nationalfirhe war kaum die Nede mehr. Die römifche 
Kurie hatte e8 größeren Theils wieder mit zeriplitterten Kräften zu thun. 
Kluge Politiker fanden hinterher, daß die ganze Konferenz ein Mißgriff 
geweſen fei. Statt fo viel Geräufch zu machen und die Großen Räthe 
zu bindenden Beſchlüſſen zu veranlafjen, hätte man es bei ftillen Ber: 
abredungen bewenden und darnach die ftaatlihen Nechte bei allen vor: 
kommenden Fällen ausüben follen. Aber der Kampf mit der Hierarchie 
wäre auch auf diefem Wege nicht ausgeblieben und der ſchüchterne Gang 
der Regierungen hätte die Kurie nur noch mehr ermuthigt. In der 
That erhielt das Streben nah ftaatäfirchliher Emanzipation in der 
Schweiz einen harten Stand dur die Einflüſſe der auswärtigen Reac— 
tion. Dem Pabſtthum fam nicht blos der geiftige Niederichlag, der fich 
ringsum äußerte, fondern auch die Diplomatie zu Hülfe Immerhin 
gingen nicht alle Früchte der Konferenz verloren. Die Rechte des Staa— 
tes gelangten wieder zu klarerem Bewußtſein. Trotz einzelnen Rückzü— 
gen wurde auch in mehreren Kantonen eine kräftigere Stellung behauptet. 
Hier und da fielen die Schranken der bisherigen Intoleranz. Endlich 
verdankte die Kurie ihre Siege nur den verwerflichiten Mitteln, die einen 
um fo dunfleren Schatten auf das römijche Kirchenthum warfen. 


Der Vahl'ſche Handel. 


Mit den innern Wirren mwechfelten in diefer Periode fortwährende 
äußere Verwicklungen oder verflochten fich zum Theil mit denfelben. Die 
Schweiz mit ihren freier gewordenen Anftitutionen war und blieb ein 
Dorn im Auge aller fie umgebenden monardifhen Staaten. Faſt von 
feiner Regierung wurde ihr eine aufrichtige Freundſchaft zu Theil. Wie 
jehr namentlih auch Frankreich, dejjen Bürgerkönig immer mehr um die 
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Gunſt der heiligen Allianz buhlte, jett jede Gelegenheit ergriff, um 
feindfelig und übermüthig aufzutreten, zeigte ein an und für fich gering- 
fügiger Handel, der auf einer Seite des ſchweizeriſchen Gebiets die Grenz- 
verhältnifje für längere Zeit aufs Ernſtlichſte jtörte. 

Die Gebrüder Wahl, franzöfiihe Jsraeliten von Mühlhaufen, hat: 
ten in der Gemeinde Reinach, Kantons Bafeland, eine Grundbeſitzung 
erfauft. Der Regierungsrath ertheilte die Bewilligung unter dem Vor: 
behalt, daß die Gebrüder Wahl mit dem Grundbefit fein Niederlafjungs- 
recht erhalten follten. Der Landrath hob diefe Verfügung auf, weil fie 
dem Geſetz mwiderfpreche, wornach die Niederlafjung nicht vom Befit von 
Grundeigentum getrennt werden fünne und den Israeliten der lebtere 
ſo gut wie die erftere unterfagt ſei (18. April 1835). Die betroffenen 
Söraeliten, ftatt fi für den erſt bemilligten und dann wieder rüdgän- 
gig gemachten Kauf mit ihren etwaigen Entſchädigungsanſprachen an die 
Gerichte von Bafelland zu wenden, machten ihren Privatftreit bei der 
franzöſiſchen Regierung. zu einer Staatsangelegenheit. Diefe zögerte auch 
nicht, für die Interefien ihrer Bürger eigenmädtig in die Schranken zu 
treten. In einer herriſchen Note, die mit Umgehung des Vororts direct 
an die baſellandſchaftliche Regierung gerichtet wurde, forderte fie voll- 
ftändige und ſchleunige Widerrufung des Iandräthlichen Beſchluſſes. Zugleich 
gab fie zu Handen der ganzen Schweiz die fait gebieterifche Lehre, end— 
li einmal das widrige Vorurtheil gegen die Juden aufzugeben und die 
Ausſchließung derjelben überhaupt aufhören zu lafjen. Allerdings lag 
in diefer Ausſchließung eine mittelalterliche Intoleranz, die zu den übri- 
gen freifinnigen Einrihtungen wenig paßte. Mber fie war noch in den 
Geſetzen von Bafelland, wie von fo vielen. anderen Kantonen begründet. 
Durch die Anwendung des Verbots wurde das völferrechtliche DVerhält: 
niß zu Frankreich nicht verlegt. Der mit Frankreich beftehende Nieder: 
lafjungsvertrag gab den franzöfiihen Israeliten feine befjeren Rechte 
als den fchweizerifchen. Die franzöfiihe Regierung ſelbſt vermochte es 
nicht nachzuweiſen, daß Bafelland verpflichtet fei, franzöfifchen Israeliten 
die Niederlafjung zu gewähren oder die Erwerbung von Grundeigenthum 
zu gejtatten. Ueber die Frage, ob der Grundbeſitz die Nieberlaffung be: 
Dinge und eines mit dem anderen verboten ſei, konnte nur bafelland: 
ſchaftliches Gefeß oder Herfommen maßgebend fein. 

Nichtsdeftomweniger erließ die franzöfifche Regierung, al3 der Land: 
rath von Bafelland auf feinem Beſchluſſe beharrte, eine Ordonnanz (12. 
Sept. 1835), wornad der franzöſiſch-ſchweizeriſche Niederlafjungsvertrag 
Bafjeland gegenüber aufgehoben und aller amtliche Verkehr mit dem 
Kanton abgebrochen werden jollte, wenn jener Beichluß nicht innert zwölf 
Tagen annullirt fei. Der Vorort Bern, dem die Ordonnanz jest noti: 
figirt wurde, ſchien in diefem Stadium fi dem gebieterijhen Auftreten 
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Frankreichs noch etwas kräftiger entgegenſtellen zu wollen. Er verlangte 
Mittheilung der Akten, rügte die Umgehung des Vororts, erhob Ein— 
ſprache gegen die einſeitige Aufhebung der Staatsverträge und hoffte, 
daß die franzöſiſche Regierung nicht ohne Weiteres zu Gewaltmaßregeln 
ſchreiten werde. Zugleich gab er durch ein Kreisſchreiben allen Ständen 
Kenntniß von der Sade, Die franzöfifhe Regierung febte indeß, unbes 
fümmert um die Vorftellungen des Vororts, die Ordonnanz in Vollzug. 
Mit dem 14. Oft, 1835 wurde längs der Grenze von Bafelland eine 
Menſchen- und Waarenjperre angeordnet, die jedoch ihren Eindrud ver: 
fehlte und gegen Ende Dezember einjtweilen wieder aufhörte. Die fran: 
zöfifhe Regierung oder wenigſtens die franzöfifhe Gefandtihaft in Bern 
— während die offiziellen Noten in Widerfpruch mit wiederholten Aeuße— 
rungen de3 Vertreters fortfuhren, Bafelland der Verlegung der Verträge 
zu befchuldigen — mußte allmählig zugeben, daß e8 nad den bejtehen- 
den Tractaten bei den Regierungen der verjchiedenen jchmeizerifchen 
Kantone ftehe, den franzöfiihen Ssraeliten den Güteranfauf und bie 
Niederlaffung zu geftatten oder zu unterfagen. Dagegen ftellte man nun 
die Behauptung voran, daß der Landrath fich eine Vermeigerung der 
Gerechtigkeit (deni de justice) habe zu Schulden kommen laffen, ins 
dem er die Pflicht nicht habe anerkennen wollen, den beiden Israeliten 
den allfälligen Schaden zu erfegen. Anderſeits 309 der Vorort jebt 
die Hand von Bafelland zurüd und erflärte, daß die ganze Angelegen- 
heit eine Kantonaljache ſei, indem fie die allgemein ſchweizeriſchen Inte: 
reſſen nicht berühre, folglich auch Feine eidgenöſſiſche Einwirkung noth: 
wendig made. Der bajellandjchaftlichen Behörde wurde nur noch der 
vermittelnde Vorſchlag gemacht, die „Staatsaffaire” durch ein internatio- 
nales Schiedsgericht ſchlichten zu laſſen, deſſen Obmann eventuell der 
Borort zu bezeichnen hätte. Der Landrath von Bajelland mies indeß 
ein folches Schiedsgericht zurüd, indem ſich die Sache zu einem einfachen 
bürgerlihen NRechtsftreit eigne, der in die Kompetenz der bafellandichaft: 
lichen Gerichte falle. Von einer Verweigerung der Gerechtigkeit fei nicht 
die Rede, da den Gebrüdern Wahl der Weg Rechtens immer ausdrüd: 
lich offen gelafjen worden fei. 

Lett griff Frankreich zu neuen gefchärften Repreſſalien. Alle Gü— 
ter bafellandfchaftlicher Bürger in Frankreih wurden mit Sequefter be: 
legt, bafellandfchaftlihe Bürger aus Frankreich weggewiefen, die Bauern 
an der Grenze mit Gewalt verhindert, die Produkte ihrer jenfeits lie- 
genden Grundftüde einzuerndten, Lebtere durften nicht einmal an fran- 
zöfifche Bürger verfauft werden; fie mußten auf den Aeckern verderben: 
Franzoſen, die fie in Folge von Afkorden einbringen wollten, wurden als 
Telddiebe behandelt. Der Vorort blieb ruhiger Zufchauer zu der bruta- 
len Mißhandlung. Auch die Mehrheit der übrigen Stände verhielt fi 
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gleichgültig. Der intolerante Kern der Frage trug dazu bei, die Stel— 
lung von Bafelland zu ſchwächen. Nur Genf und Luzern machten eine 
Ausnahme von der furdtjamen Theilnahmlofigkeit und erhoben ihre 
Stimmen gegen dad an und für fich fehreiende Unrecht Frankreichs. In 
Bafeland riefen die Gemwaltthätigkeiten eine fteigende Erbitterung hervor. 
Bei den Bauern war ernitlich davon die Rebe, ihre Erndte mit bemaff- 
neter Hand aus dem frangöfiichen Gebiete nah Haufe zu fchaffen. Die 
franzöfifchen Grenzbewohner mußten für die Härte ihrer mächtigen Re: 
gierung gegen das ſchwache Ländchen mitbüßen. 


Endlih brachte der Vorort eine. Uebereinfunft zu Stande, die der 
verlegten Ehre und Selbftftändigfeit der Schweiz nicht die mindefte Ge— 
nugthuung bot. Den Gebrüdern Wahl mußte eine Entfhädigung von 
25,000 Franken gezahlt werden. Davon leiftete Baſelland einftweilen 
nur 14,000 Franken; den Reit beftritt der Vorort, unter Vorbehalt des 
Regreſſes auf den Kanton, wenn die Tagſatzung die Ausgabe nicht ges 
nehmigen würde. So wurden die drüdenden Grenzmaßregeln, nachdem 
fie mit furzer Unterbredung gegen 10 Monate beftanden hatten, endlich 
aufgehoben (28. Juli 1836). Die Tagfagung, welde in dem Sommer 
bereitö durch neue Verwicklungen geängftigt war, fah dem ärgerlichen 
Handel, al8 er auf der Spite ftand, ruhig zu und war froh, von dem 
Präfidium die furze Anzeige zu erhalten, daß er beendigt fei, ohne Neu: 
gierde zu verraten, wie er erledigt wurde. Jene vorörtliche Ausgabe 
wurde fpäter nicht anerkannt. *) 


Das Fremdenconchufum. 


Um das feindliche Auftreten Frankreich gegen die Schweiz in die: 
jer Zeit recht zu erflären, muß man die volle Wendung ind Auge fallen, 
die in der franzöfifchen Politik allmählig eingetreten war. Dad Bür- 
gerfönigthum, das aus der Julirevolution hervorgegangen war, hatte 
von Jahr zu Jahr feinen Urfprung mehr verläugnet. Statt den Thron 
mit volksthümlichen Inftitutionen zu umgeben, wie es verheißen hatte, 
ſuchte es ein enges und gehäfliges Syftem durchzuführen, das fih auf 
den Eigennuß einzelner Klaſſen ftütte und die Eonftitutionellen Prinzipien 
verlegte. Die franzöfifche Nation ſah fich in den Hoffnungen, die fie 
auf den glänzenden Umſchwung gefett hatte, betrogen. Die Tiberale 
Oppofition in der Deputirtenfammer wurde mißachtet und zurüdgeftoßen. 
Der Grol der republifanifch gefinnten Bevölkerung machte ſich in wie— 
derholten Schilderhebungen Luft. Auf mißglüdte Aufftände folgten ges 


*) Eiche: H. Eicher, politifche Annalen der eidg. Vororte Bern und Zürich 
Band II, pag. 160 u. ff. 
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heime Verſchwörungen und Attentate. Die Regierung ging nur um ſo 
eifriger darauf aus, die demokratiſchen Tendenzen zu unterdrücken. Durch 
eine Reihe von Repreſſivmaßregeln wurde dem republikaniſchen Geiſt 
Gewalt angethan und die öffentlihe Meinung niedergefhlagen. Der er: 
bitterte Haß führte zu neuen Komplotten und Mordanſchlägen. Durch 
die Gefahren geängftigt und voll von finfterem Argwohn juchte die Polizei 
überall die Fäden und Ausgangspunkte diefer Anjchläge zu entdeden 
und Alles, was der Monarchie feindlih fchien, zu verfolgen. So ge: 
rieth das Bürgerkönigthum immer mehr in die alte Richtung der heilt: 
gen Allianz, die gegen die Freiheit aller Völker gemeinfame Sache machte. 
Die reactionäre Politik trieb dazu, fich in ſchnödem Auftreten gegen die 
republifanifhe Schweiz voranzuftellen und frühere Ermuthigung jebt 
durch die feindlichjte Behandlung in den Augen der legitimen Höfe wie: 
der gut zu machen. 

Die Eidgenofjenfhaft mußte dadurch in eine bedenkliche Lage gera— 
then, da fie nach allen Seiten blosgeftellt war. Es bedurfte der Kraft 
und Umficht, um auf der einen Seite den völferrechtlichen Verpflichtun: 
gen recdtzeitig nachzukommen und auf der anderen Seite das eigene gute 
Recht zu behaupten. Mber leider war es nicht gelungen, eine nationale 
Einigung herzuftellen, die den Bund hätte ftärfen und dem Ausland 
Achtung einflößen fonnen. Der Hader, der unter den Liberalen felbjt 
hervorgetreten war, mußte dazu beitragen, das Anfehen zu fchwächen. 
An Bern insbefondere, das die vorörtliche Leitung in Händen hatte, war 
die herrichende Politik von der früheren Berwegenheit zu immer tieferer 
Selbjterniedrigung herabgefunfen. In Paris mwähnte man mit einer 
Eidgenoſſenſchaft, welche fo ſchwach und dienftfertig gegen den Willen 
Frankreichs repräfentirt war, auf alle Fälle kurzen Prozeß machen zu 
fönnen. 

Den verwundbarjten Punft bildete immer das Flüchtlingsweſen, 
auf das die monarchiſche Polizei ihr jpähendes Auge warf und gegen 
welches die fremden Kabinette ſich am leichteften verftändigten. Bei dem | 
unrubigen Drang, der bei einem Theil der Flüchtlinge fortherrichte, 
fonnte e8 an Umtrieben nicht fehlen, die zu neuen Beſchwerden Anlaf 
gaben. Bon den Behörden wurde nicht überall gleiche Wachjamfeit ge: 
übt, fo daß fich die ergriffenen Maßregeln bier und da als illuforifch 
zeigten, Ausgewieſene Flüchtlinge konnten in die Schweiz zurüdfehren 
oder von einem Kanton zum andern Zuflucht finden. Die eifrigften und 
rührigiten festen ihre Thätigkeit fort, um auch von dem Aſyl aus auf 
die Befreiung ihrer gefnechteten Länder hinzumirken. Die der Schweiz 
ungünftige auswärtige Preffe, die Angft und der böfe Wille der Diplo: 
matie malten dieſes revolutionäre Treiben oft ins Ungeheure. er 
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Schon im April 1834 fchloffen fih Staliener, Deutfhe und Po— 
len in einer Verbrüderungsakte näher aneinander. Unter der Aegide Maz- 
zini's bildete fih das „junge Europa“ als eine Verbindung aller 
Derer, welche „an eine Zukunft der Freiheit, der Gleichheit und der Ver: 
brüderung aller Menſchen glaubend, ihr Denken und Handeln der Ber: 
wirflihung diefer Zukunft widmen wollten.“ Der revolutionären Pro: 
paganda oder hohen Univerfalventa in Paris gegenüber, die dictatorifch 
zu zentralifiren und Frankreich zum herrſchenden Mittelpunkt aller Völker 
zu machen juchte, vertrat diefes junge Europa den freien Föderalismus, 
indem es jedem Volk feine befondere Beftimmung vindizirte und das 
Volksthum als heilig anerkannte. Unter der Spite defjelben, aber in 
geringer Abhängigkeit, organifirten fi bald meitere nationale Verbrü— 
derungen. So entitand ein „junges Italien,“ das feine Wirkfamfeit * 
in tiefes Geheimniß zu hüllen wußte, obgleich in Stalien felbft von Zeit zu 
Zeit Funken diefer Verbrüderung auffprühten; ferner ein „junges Polen,” 
das bei den wenigen Flüchtlingen diefer Nation, die noch in der Schweiz 
geduldet wurden, nur ſchwachen Beftand hatte; ein „junges Deutjchland, * 
das mehr von ſich reden machte, und endlich auch eine „junge Schweiz, “ 
die indeß mehr in der Idee als in der Wirklichkeit eriftirte, obgleich fi) 
unter dem Namen derfelben ein Organ in Biel gründete. 

Das „junge Deutfhland“ murde zuerft von einigen Flücht— 
lingen in Bern gebildet, die bald nach dem Savoyerzuge Statuten zu 
einer fefteren Verbindung entwarfen und einen revolutionären Aufruf 
an die deutſchen Bürger wie an die deutfchen Soldaten erließen. Kaum 
ind Leben getreten, ward indeß diefe Gefellichaft durch das Einfchreiten 
der Berner Regierung aufgelöst. Die ausgewieſenen Flüchtlinge gingen 
nach England und Amerifa. So verfhwand diefes junge Deutſchland 
wieder. Später bildeten ſich allmählig Vereine deutfcher Handwerker, 
die, durch das freie öffentliche Leben der Schweiz angeregt, ſich politiſche 
Belehrung und Verbreitung republifanifcher Grundſätze zum Zweck ſetz— 
ten. Der wandernde deutiche Handwerker follte, in die Heimath zurüd- 
gekehrt, hier für die Befreiung des Vaterlands von dem Drud der Für: 
jten wirken. Mit diefem Grundgedanken und im Anfchluß an die dee 
der Völferverbräderung, wie fie das junge Europa vertrat, entitand fo 
dag neue junge Deutfchland der Handwerker. Nur eine kleinere Zahl 
der deutſchen Flüchtlinge nahm an diefer Verbrüderung wirklich Theil, 
doch waren Flüchtlinge meift die Seele derfelben. ine regere Thätig- 
feit entwidelte fih mit dem Anfang des Jahres 1836, wo der Central: 
ausſchuß fi in Biel unter dem Präfidium von Ernft Schüler be- 
fand. Um diefe Zeit mochte die Verbindung etwa 16 oder 17 Klubbs 
mit 260 Mitgliedern zählen, die durch die ganze Schweiz zerftreut wı= 
ven, jih häufig auflösten und nur in loderem Zufammenhang ftand n. 
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Mie bei allen geheimen Gefellichaften diefer Art, die einen revolutionä- 
ren Charakter tragen, hingen fih allerhand Auswüchſe an diefelben. Der 
Drang nah unmittelbarer Bethätigung trieb über die Gebote der Klug: 
heit und die dem Afyl ſchuldigen Nüdfichten hinaus. In die Klubbs 
mifchten fih auch unfaubere Elemente. Eine Hauptrolle fpielten Spione 
und Provocateurs, die den übertriebenften Eifer zeigten. Von diefen gin- 
gen in der Regel die tollften Programme und abentheuerlichften Projekte aus. 

Eine einzelne blutige, nie völlig aufgeflärte That kam mit dem ganzen 
Flüchtlingsweſen in nahe Beziehung. Am Morgen des 5. Nov. 1835 
wurde unmeit Züri, im Sihlhölzli, an einjamer, abgelegener Stätte, 
der Student der Rechte, Leſſing von Freienwalde im Königreich Preu— 
gen, von vielen Stihmwunden ermordet gefunden, Die abgerifjene Uhr 
“ Tieß möglicher Weife auf Raubmord ſchließen. Bald fette jich indeß die 
Vermuthung feft, daß der Mord ein politifcher geweſen ſei. Wie fich 
aus Briefen an einen fogenannten „Oheim“ in Berlin, die von der preu- 
Bifchen Behörde jelbft zu den Akten der Unterfuchung gegeben wurden, 
unzweifelhaft herausftellte, diente Leſſing der preußifchen Polizei als 
Spion, füllte feine Berichte mit den gröbften Lügen und romanhaften 
Erfindungen, trieb zu unfinnigen Demonftrationen (mie bei der Stein: 
hölzligeſchichte) und war bemüht, Flüchtlinge auf treulofe Weife in die 
Hände ihrer Verfolger zu fpielen. Es lag nahe, daß gegen denfelben 
ein Aft politifcher Vehme geübt wurde, um Schreden unter den Kund— 
ſchaftern zu verbreiten. Doch konnte die anfänglich mit wenig Sorgfalt 
geführte Unterfuhung zu feinem ſicheren Refultat gelangen. Mit hoher 
Wahrſcheinlichkeit mußte angenommen werden, daß mehr als ein Thäter 
im Spiel war. Bei den entdedten Statuten des erften jungen Deutſch— 
lands fand fich die Beftimmung, daß der Verrat) mit dem Tode be- 
ftraft werden und jedes Mitglied gehalten fein follte, ein ftatutenmäßig 
ausgeſprochenes Urtheil zu vollziehen. Solche Todesurtheile follten an: 
geblich gegen andere Mitglieder gefällt fein, ohne daß diejen indeß ein 
Leid gefhah. Auch murde beftritten, daß die Strafbeftimmung in den 
Statuten de3 fpäteren jungen Deutſchlands in Kraft geblieben fei. Im 
wirkliche Anklage fam nur Zacharias Aldinger, Israelite aus Dorzbach 
in Würtemberg, der unter dem Namen eine Baron von Eib in den 
Zürcher Klubbs, augenfcheinlich als Agent der öſterreichiſchen Polizei, fein 
eifriges Wefen trieb. Doc wurde derjelbe von dem Verdacht der Theil: 
nahme am Mord freigefprochen und nur wegen Fälfhung öffentlicher 
Urkunden und Anmaßung eines fremden Familienftandes zu einjähriger 
Gefängnißftrafe und Verweiſung aus der Eidgenofjenfchaft verurtheilt. *) 

*) Siehe: Altenmäßige Darftellung der über die Ermordung des Stu- 


denten Ludwig Leffing geführten Unterfuhung von Dr. Joſeph Schauberg. (Zürid) . 
bei Friedrich Schultheh 1837). 
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Die Unterfuhung wegen dieſes Mordes, wie die Iebhaftere Bewe— 
gung, die ſich bald hernach unter den deutjchen Handwerkern und Flücht: 
lingen zeigte, führten zu einer Reihe von Verhaftungen und Wegweifun- 
gen. Die Behörden in Zürich ſchritten ein, wo fie Umtriebe entdedten. 
Es ergab fih, daß eine Generalverfammlung des jungen Deutſchlands 
in Grenchen gehalten werden follte. Die Regierung von Solothurn, da- 
von in Kenntniß gejegt, unternahm eine Erpedition dahin. Die Ber: 
fammlung wurde an dem Orte vereitelt und nur vier in renden ſich 
aufhaltende Flüchtlinge, darunter Mazzini, zur Haft gebracht, aber wies 
der entlaſſen, da ſich nicht? Verdächtige bei ihren fand. Dagegen konnte 
fih ein Häuflein Jungdeutſcher aus den verfchiedenen Klubbs in Brügg 
bei Nidau jammeln und hier Berathung pflegen (27. Mai 1836). 

Die Zürcher Behörden gingen bei ihren Mafregeln von der Anſicht 
aus, die Bejeitigung der Umtriebe unter geräufchlofem Zuſammenwirken 
der Polizeibehörden ald Kantonalfahe zu behandeln und dur rafches 
jelbitthätiges Eingreifen dem Ausland allen Vorwand zu nehmen. An- 
der3 verfuhr man in Bern, wo man in einer Weife handelte, als follte 
geflifjentlih Aufjehen erregt und den fremden Mächten Anlaß zur Ein- 
mifhung und Bevormundung gegeben werden. Nicht nur wurbe von 
ber Polizei die Gefahr auf's Aeußerfte übertrieben und mit gränzenlofer 
Haft und Willführ eingefchritten, fondern der Vorort richtete auch durch 
Kreisfchreiben an ſämmtliche Stände die Aufforderung, alle nur irgend 
verbächtigen oder gefährlichen Flüchtlinge fofort anzuhalten und fiher zur 
Verfügung des Vororts zu ftelen, damit Ddiefelben auf eidgenöſſiſchem 
Wege an die Grenze gebracht, aus der Schweiz fortgemwiefen und mit 
Bewilligung der franzöfifhen Regierung — an die ſich der Vorort Bern 
deßhalb wandte — entweder ihren Aufenthalt in Franfreih finden oder 
von dort nach einem anderen Lande gefchafft werben könnten. 

So flug der Vorort förmlichen Lärm und machte dje ganze An: 
gelegenheit, ohne Rückſprache mit den anderen Ständen, nicht blos zur 
eidgenöfifchen, fondern räumte felbjt einer fremden Macht Antheil an der: 
jelben ein. Der Eifer wuchs noch bei der vermeintlichen Entdedung, 
daß an dem bevorftehenden eidgenöffifchen Freifchießen in Lauſanne, wo 
während des Feſtes auch eine Verfammlung von Abgeordneten des ſchwei— 
zerifchen Nationalvereins ftattfinden follte, von diefem ein weitausſehen— 
der Gewaltſtreich beabfichtigt fei, um zunächſt in der Schweiz eine Ein: 
beitöverfajlung einzuführen und dann die Fackel der Revolution auch 
über die Gränze zu tragen. Die bloße Skizze eines Aufrufs, die bei 
dem nad der Berfammlung in Brügg verhafteten Präfidenten des jun— 
gen Deutihland, Ernjt Schüler, im Pulte gefunden wurde, follte als 
Beweis dienen. Vergebens verwahrte fi) das Centralfomite des Natio- 
nalv ereins gegen jebes ſolches Projeft und fagte die außgefchriebene Ver: 
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Tammlung ab; vergebens wurde nachgewiefen, daß der Nationalverein 
in feinem näheren Zufammenhang mit der „jungen Schweiz“ und ihren 
Berbindungen jtehe, — die ganze Nationalparthei wurde gleich den frem— 
den Handwerkern und Flüchtlingen denunzirt und in den Verdacht revo- 
Iutionärer Umtriebe gezogen. *) 

Um diefe Zeit erhitte ein neues Attentat gegen den König Louis 
Philipp (von Alibaud am 25. Juni 1836) die Einbildung der franzö— 
ſiſchen Polizei. Ueberall witterte man Komplotte und Berjhmwörungen. 
Auch die Schweiz follte mit verantwortlich fein. Die franzöfifhe Di: 
plomatie ftellte fich jest voran, um den Büttel des monardijchen Euro: 
pa’3 zu fpielen. Die Mitwirtung, um melde der Vorort nachſuchte, 
bot eine willflommene Handhabe, um weitere Forderungen daran zu 
fnüpfen. Eine Note (von 18. Juli), die der Herzog von Montebello über: 
reichte, verlangte im herriſchen Ton, daß die Tagfakung die geeignetiten 
Mittel treffen jolle, um in jedem Kanton die VBollziehung der gegen die 
Flüchtlinge ergriffenen Mafregeln zu fichern. „Die Bundesbehörde” — 
fügte die Note drohend Hinzu — „wird ohne Zweifel begreifen, daß wenn 
die Garantie, welche Europa von ihr erwartet, ſich auf bloße Erklärun— 
gen befchränfen follte, ohne im Nothfall von Zwangsmitteln unterjtüßt 
zu werben, die Mächte in ihrem Intereſſe völlig berechtigt fein würden, 
nur auf fich felber zu zählen, um ſich gegen die Flüchtlinge Recht zu 
verfchaffen, welche in der Schweiz gegen ihre Ruhe fonfpiriren, und end: 
lid der Toleranz ein Ende zu machen, welche diefe unverbefjerlichen 
Veinde der Ruhe der Regierungen ferner noch genießen jollten.“ 

Diefes Vorgehen Frankreichs, dem ſich die Gejandten von Dejtreich, 
Preußen, Baden, England und Sardinien anſchloſſen, war um jo auf: 
fallender, als jich gerade nach der Seite Frankreich die wenigſten Spu— 
ven von wirklichen Umtrieben zeigten, wohl aber behauptet wurde, daß 
das junge Europa von der Propaganda infpirirt werde, die ihren Sit 
in Paris habe. Was die franzöfifche Negierung ſelbſt mit allen ihren 
Polizeimitteln im eigenen Lande nicht auszulöfchen vermochte, das follte 
die Schweiz thun, der ihre lodere Organifation zum Vorwurf gemacht 
wurde, nachdem die Mächte auf alle Weife einer nationalen Kräftigung 
derjelben entgegengearbeitet hatten. 

*) Die „junge Schweiz“ bildete fi in einer Heinen VBerfammlung zu 
Billeneuve am 26. Juli 1885. Nur zwei Schweizer, Weingart, Lehrer in Biel, 
und L. Michoud, Geihäftsagent in Lauſanne, find als Mitglieder näher bekannt ge- 
worden. Ben fchrweizerifchen Nationalverein fuchte man hauptſächlich deßhalb mit 
der jungen Schweiz zu identifiziven, weil jene Verſammlung die Statuten des 
Nationalvereins zur Grundlage genommen haben follte. Aber diefe Statuten, von 
Druey in Schinznach vorgeichlagen, waren vom Nationalverein nicht angenommen 
und das Wejentlichfte im denfelben, der Zwed der Berbindung, von der jungen 
Schweiz geändert worden. (Siehe Reponse au Gouvernement de Berne faite 
par M. Druey au sujet du rapport de M. Roschi.) 
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Aus den Unterfuhungen felbit ergab fich nicht, daß von den gehei- 
men Berbindungen irgend ein ernftliche® Unternehmen vorbereitet war. 
Zwar hegte Raufhenplatt, der unternehmendite und entjchlofienite 
unter den deutfchen Flüchtlingen, den Plan zu einem bewaffneten Ein: 
fall in das Großherzogtum Baden in der Gegend des Schwarzwalds, 
nicht in der Hoffnung des Gelingen? , fondern um die gegenwärtige Ge: 
neration in Deutfchland nicht einfchlafen zu laſſen und den Kampf gegen 
die Tyrannei unabläffig zu unterhalten. Aber bei der Mehrzahl der 
Genoſſen des jungen Deutichland fand ein folches Unternehmen feinen 
Anklang, da alle Mittel dazu fehlten und feine Ausſicht auf Erfolg war. 
Nur im Allgemeinen trachtete man dahin, die Vereine — wie ein Kreis— 
ihreiben an das junge Deutichland empfahl — zu jener Neifheit und 
Kraft zu bringen, die zu fühnem Handeln nöthig ſei. Zu diefem Zweck, 
und um die Statuten zu revidiren, war die — von der Golothurner 
Regierung verhinderte — Generalverfammlung nad Grenden zufam: 
menberufen. In der Zuſammenkunft in Brügg bei Nidau wurde blos be- 
Ihlofjen, daR jeder Klubb ji ein oder zwei Gewehre anjchaffen follte, 
um jich in den Waffen etwas zu üben. Mit etwaigen zwanzig oder 
dreißig Gemwehren, durch die ganze Schweiz zeritreut, und einer Gentral: 
fajje von Fr. 135. 30 — mie die Rechnung auswies — fonnte das 
junge Deutichland das monardiihe Europa noch nicht aus den Angeln 
heben. Im Uebrigen waren die Behörden in der Schweiz jelbit fofort 
eingefchritten, als jich eine größere Bewegung zeigte, und hatten damit 
den Willen fund gegeben, wirkliche Angriffe gegen die benachbarten Staa: 
ten im erjten Keim zu erftiden. Bei den Begehren handelte es ſich 
augenscheinlich darum, nicht blo8 den wirklichen Mißbrauch des Aſyls 
zu verhindern, fondern die Schweiz zu nöthigen, ſich den Verfolgten über: 
haupt ala Zufluchtsftätte zu verjchliegen und eine drüdende Polizeigewalt 
einzuführen. 

Unterdek war die Tagfatung bereits jeit dem Anfange Juli's ver: 
fainmelt. Die Luft in der Bundesjtadt war nicht geeignet, um ben 
fräftigeren Abgeordneten Vertrauen einzuflößen. Eben vorher hatte ſich 
Bern vor der franzöfifhen Einmiſchung in die kirchlichen Angelegenhei: 
ten gebeugt. Der Präfident der Tagſatzung, Schultheiß Tſcharner, er: 
öffnete die Behörde mit einer Rede, die nicht furchtfamer und demüthiger 
jein fonnte. Die Umtriebe der Flüchtlinge wurden in den grelliten Far: 
ben gefchildert und das Ausland zu Forderungen ermuthigt. Täglich 
konnten die Tagſatzungs-Geſandten vernehmen, mit welcher Haft und 
Härte, die auf den fremden Einfluß hindeuteten, die bernerifche Polizei 
gegen Flüchtlinge, fremde Handwerker und eigene Kantonsbürger wegen 
Verdachts politifcher Umtriebe verfuhr. 

Die franzöfiihe Note fiel wie eine Bombe in die Bundesverfamm: 
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lung. Von Züri war ſchon vorher — nah einem Antrag von Dr. 
Keller im dortigen Gr. Rath — ein Konkordat zur Regulirung der 
Flüchtlingsverhältniſſe in Vorfchlag gebracht, um in Bezug auf die Be: 
dingungen der Aufnahme, Wegweifung und Einbürgerung der Flücht: 
linge unter den Kantonen größere Uebereinftimmung und kräftigeres Zu: 
ſammenwirken zu veranlafjen. Zugleich waren in Zürich nähere Straf: 
beftimmungen in Bezug auf Verbindungen politifcher Flüchtlinge und 
Handwerksgefellen, jo wie Unternehmungen, welche die Sicherheit der 
Schweiz gefährden, in Ausficht geftellt. Solches Vorgehen der Kantone 
jollte nicht mehr genügen. Das Verlangen der Diplomatie drängte wei- 
ter. Ein Konkordat, hieß e3, könne den Gefahren wohl für die Zukunft 
vorbeugen, aber nicht ſchon auf der Stelle die Vollziehung der nothwen: 
digen Maßregeln fihern. ine Kommiffion, die niedergejeßt wurde, 
trug daher in ihrer Mehrheit (Keller, Amrhyn, Schmidt von Uri, Mon- 
nard, Chambrier, K. Burdhardt) auf ein förmliches Tagſatzungs- 
conclufum an, um nicht blos den Mißbrauch des Aſyls und die Ge— 
fährdung der völferrechtlihen Verhältnifje zu bedrohen, fondern auch eine 
genügende VBollziehungsweife anzuordnen. Jedoch fellte die Wegweifung 
von Fremden nur gejchehen, wenn die Handlungen gehörig erhoben wor: 
ben jeien. Ferner überwog die Anfiht, daß die Unterfuhung der ein- 
zelnen Fälle den Ständen zuftehen und diefe, im Cinverftändnig mit 
dem Vorort, die Volziefung veranftalten follten. Wenn ein Kanton 
die Wegweifung eines Fremden, entgegen dem Conclufum, verweigere oder 
verfäume, jo follte der Entſcheid an die Tagſatzung fallen. Eine Min: 
derheit der Kommifjion (Baumgartner) wollte dagegen jeden folchen ver: 
bindlihen Tagſatzungsbeſchluß als Eingriff in die Selbftftändigkeit der 
Kantone und ungebührliches Zugeftändnig an die Forderungen des Aus: 
lands zurüdweifen und die ftrenge Handhabung der Fremdenpolizei ein: 
zig den Ständen jelbit überlafjen. 

Obgleich der Mehrheitsantrag der Kommiſſion fihtbar entgegenkam, 
war dem Drängen Frankreichs doch nicht Genüge gethan. In Paris 
verlangte man eine noch fchärfere Bundespolizei, die fich über die Un: 
terfuhung und Bollziehung der Kantone hinwegſetzen könnte. Kaum 
waren die Anträge der Kommifjion bekannt, fo erhielt der Herzog von 
Montebello durch Schreiben des Miniſters Thiers die Weiſung, die Vor: 
ſchläge al3 ungenügend zu erflären, und dur Grobheit und Drohungen 
andere Beſchlüſſe zu erprefien. „Ich erfuhe Sie“ — fo lautete dieſes 
Schreiben — „die Flütlingsangelegenheit thätig zu betreiben. Die 
Anträge der Kommiffion genügen nit. Denn fo lange man die Kan: 
tone die Fälle beurtheilen und auf ihrem Gebiete die Vollziehung anord- 
nen läßt, fo werben die Mafregeln nur unvollftändig ausgeführt und 
der üble Wille oder der Widerftand eines einzigen Kantons reicht hin, 
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um Alles unnübß zu machen. Man muß mit der Schweiz eine freimü- 
thige, wenn auch harte Sprache führen. Wenn fie den Räthen und Be: 
gehren Frankreichs fein Gehör gibt, fo kann fie fi) al8 mit Frankreich 
überworfen betrachten und ihr Widerftand wird fofort eine her— 
metifhe Sperre (blocus hermetique) zur Folge haben.“ 

Das war nicht der Nath eines wohlwollenden Nachbarn, der noch 
immer feine Freundſchaft betheuerte, fondern der Befehl eines Präfekten, 
der mit der Selbitftändigfeit der Schweiz fpielen zu können glaubte. 
Der Herzog von Montebello fonnte in feinem Dienfteifer die drohenden 
Worte nicht eiligft genug überbringen. In mitternädhtlicher Stunde ver: 
Iihaffte er fih Audienz bei dem Tagfabungspräfidenten, „da der ges 
ringſte Verzug ſchlimme Folgen haben könne.“ Tſcharner, ſchwach und 
willfährig, gewährte die Audienz. Schriftliche Mittheilung der Note 
konnte er nicht erlangen. Tags darauf erklärte ſich der Herzog bereit, 
der Kommiſſion die Depeſche vorzuleſen und mit ihr über bie erforder: 
lichen Mafnahmen in Berathung zu treten. Die Kommiſſion lehnte in- 
deß diefe Zumuthung einftimmig ab. 

Die Tanfatung berieth jet drei Tage lang in Angft und Nöthen, 
nachdem die Abgeordneten vergebens gefucht hatten, in freien Konferen- 
zen, hinter verfchloffenen Thüren, fich über einen Beſchluß zu einigen. 
Wie weit der Schreden bei Einzelnen ging, davon zeugt ein Bericht des 
zweiten Zürcher Gefandten, Hegetſchwiler, der an feine Regierung ſchrieb: 
„So viel ift gewiß, wenn ein Blokus eintritt, fo werden wir innerhalb 
eines Monats in den Kantonen Bern, Solothurn, St. Gallen ‚ Aargau, 
in erfterem aus fonfeffionellen und politifchen, in letterem aus konfeſſio— 
nellen Beweggründen Bürgerfrieg haben und in Folge defjelben Inter: 
vention und als weitere Folge ariftofratiiche Geftaltung des Gemeinmwe: 
fens in den Kantonen, als der heiligen Allianz beſſer zufagend.”*) Der 
Tagſatzungspräſident Tſcharner machte fi) mit dem Gefandten von Neuen- 
burg um die Wette zum offenen Wortführer aller Begehren der Diplo: 
matie. Doch gewann am Ende noch cin etwas feiterer Sinn die Ober: 
band, der durch die tiefe Entrüftung gefpornt wurde, welche ſich in ber 
Schmweizernation zu äußern begann. Die Mehrheit fträubte ſich wenig: 
ſtens gegen die völlige Weberlieferung der Fremdenpolizei an den Vorort 
und ſuchte den Kantonen die Unterfuhung und Vollgiehung in den ein= 
zelnen Fällen zu wahren. Auch die Berner Regierung raffte fich fo weit 
auf, daß fie ihre Geſandtſchaft beauftragte, in diefem Sinne zu inftrui- 
ren. So kam, im Wefentlihen nad dem Mehrheitantrage der Kom: 
million, nur mit einiger Schärfung der vorörtlichen Befugniffe, die ver: 


*) Siehe: 9. € her, politifhe Annalen der eidg. Vororte Zürich und Bern, 
Band II, pag. 328, 
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bindlihe Schlußnahme vom 11. Auguft 1836 zu Stande, die zwar dem 
Präfektenbefehl nicht in Allem nachkam, aber doch den Stempel äußeren 
Drudes trug und an das einft jo verrufene Concluſum von 1823 erinnerte: 

Inzwiſchen hatte die fteigende Erniedrigung des Vorort, der über 
triebene Lärm, der gegen eine Handvoll von Flüchtlingen und Handwer: 
fern erhoben wurde, die Verdächtigung der Nationalparthei, vor Allem 
das ſchnöde Auftreten der franzöfifchen Diplomatie, vor dem fich auch fo 
viele liberale StaatSmänner beugten, die öffentlihe Meinung in der 
Schweiz immer ftärfer aufgeregt. Der Herzog von Montebello hatte 
zu Baumgartner, der dem Drängen Fräftig widerftand, im Ton eines 
Gensdarmen gejagt: „ich werde euch treiben“ (je vous pousserai) und 
ferner erklärt: „das Volk ift gegen euch“ (le peuple est contre vous). 
Das Schweizervolf ließ fich jet wirklich hören, aber es tönte nicht im 
Sinne des Auslands. Von St. Gallen, wo man fih um den angefein- 
deten Gefandten des Kantons fchaarte, ging der Impuls zu einer mora- 
lichen Erhebung aus. In Flawyl tagten 8 bis 10,000 Männer, um 
ji über die Lage des Vaterlandes zu berathen (7. Auguft). In einer 
Adrefje an die Tagſatzung wurde gegen die Eingriffe der fremden Diplo: 
matie feierlich proteftirt, dem Vorort und der Mehrheit der Tagſatzung 
die „ernite Entrüftung“ über das unfchweizerifhe Handeln ausgeiprochen 
und beide aufgefordert, die Unabhängigkeit und Freiheit des Vaterlands 
würdiger zu wahren; endlich die Anficht ausgefprochen, daß die Tag- 
ſatzung fich beim jetigen Beitande des Bundes nicht in die Fremdenpo— 
(izei der Kantone einzumifchen habe. Zugleich befchlo die Berfammlung, 
fobald ausgemittelt fei, daß die Mehrheit der ſchweizeriſchen Bevölkerung 
ji für eine Reviſion der Bundesverfaffung erflärt habe, die nationale 
Refonftituirung durch einen nad) der Volkszahl gewählten Verfaſſungs— 
vath zu verlangen. Andere Vollsverfammlungen folgten diefem Beifpiel 
und fahten ähnliche Befchlüffe, fo in Wohlenſchwyl (14. Aug.), Wiedi: 
fon, Reiden, Münfingen und Genf (21. Aug.). Auf dem Schütenfeld 
in Wiedifon bei Zürich fanden fich gegen 20,000 Männer zufammene 
Auf die Frage, ob man den höhnenden Hebermuth eines fremden Bot: 
Ihafters dulden wolle, erſcholl ein taufendfaches Nein, auf die weitere 
Frage, ob man entjchlojjen fei, jeder Anmakung, jedem Interventions: 
verjuche des Auslands mit Aufopferung an Gut und Blut zu begegnen, 
ein eben fo lautes Ja. Doch wurde der Schwung der Berfammlung 
durch die Bedenken der Leiter etwas gelähmt und die eier des Tages 
getrübt, indem einer der populärften Redner, Henne, fich gehindert jah, 
die Bundesrevifion in Anregung zu bringen, worauf die St. Galler und 
Glarner ihre Fahnen ergriffen und abzogen. An Reiden (Kt. Luzern) 
und Münfingen (Kt. Bern) ſprach man das förmliche en auf 
Abberufung des franzöfiichen Gefandten aus. 
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So jtarf fi indeß die öffentliche Meinung äußerte, fo fonnte- fie 
doch die Nachgiebigkeit nicht hindern. Ihre Wirkung war blos, daß der 
um ji greifenden Zucht in etwas inhalt geboten wurde und die Di- 
plomatie jich veranlaßt jah, ihre Forderungen nicht auf's Aeußerfte zu 
jpannen. In der Tagſatzung machte ſich Eleinlicher Unmuth über ver: 
letztes Anſehen Luft. Tagherren, die früher jelbft an Volksverſammlungen 
das Wort geführt hatten, wollten jett in jolchen Demonftrationen nur 
den Ausdrud einer unruhigen Menge fehen. Die Adreſſe von Fla— 
wyl wurde auf Antrag von Dr. Keller von den Akten wegerfannt, da 
ihre Sprache eine Beihimpfung für die Tagjabung ſei; über die ande: 
ven Adreſſen erging einfache Tagesordnung. 

Die Tagfatung hatte noch auf die franzöfifche Note vom 18. Jult 
zu antworten. Dank dem Sporn der Nation wurde jetzt ein höherer 
Ton angejhlagen. Die von Monnard abgefakte Antwort enthiel: 
ſcharfe Zurechtweifungen und verwahrte das jelbitftändige Recht der Schweiz : 
Die Eidgenofjenihaft habe die Beſchwerden von Seiten Frankreichs nicht 
erwarten dürfen. Die angeftellten Unterfuhungen hätten bis zur Evi— 
denz bewiejen, daß feines der konſtatirten Komplotte gegen Frankreich 
gerichtet, dak dieje vielmehr dort angezettelt worden feien. Der Herdi 
der Verfhmwörungen liege in Paris, von wo die Befehle für die gehei- 
men Söldlinge der Verſchwörer ausgingen. Während die Kantone und 
der Vorort die von Frankreich mit folcher Sorgfalt bezeichneten Projekte 
von ſich aus entdedten, eine große Zahl Schuldiger fortwiejen und an: 
dere den Gerichten überlieferten, habe Frankreich, ungeachtet feiner ge 
rühmten Eräftigen Organifation, die Häupter noch nicht erreichen, die 
Hauptquelle des in feinem Buſen verborgenen Uebel3 nicht entdeden 
fönnen. Die Schweiz treffe Maßregeln gegen Fremde, die ermwiefener- 
maßen des Aſyls unmürdig feien, aber ihre Polizei Fönne fih nie zur 
Erforihung-der Gedanken erniedrigen, um Abſichten aufzufpüren, und 
ihre Gerichte würden nie bloße Hoffnungen bejtrafen. Die Eidgenofjen- 
ihaft habe thatjächlich bewiefen, daß fie ihre Verpflichtungen Fenne und 
erfülle, ohne daß man fie daran zu erinnern braude. Sie fenne aber 
ebenfogut ihre Rechte, welche ihre geographiſche Lage keineswegs ſchwäche. 
Nie könne fie zugeben, daß Andere als fie felbit ſich das Recht heraus: 
nehmen, über Flüchtlinge, welche in der Schweiz konfpiriren, zu urthei— 
len und der Duldung, welche jie ausübe, Gränzen zu fegen. Die Tag: 
fatung würde eine ſolche Verlegung der eidgenöſſiſchen Souveränität, ge- 
ftüßt auf das Recht eines felbititändigen und unabhängigen Staates und 
auf den Beiftand des ganzen Volks, auf das Entjchiedenfte zurücdweifen. 

Würdige und Fräftige Worte, die indeß mit dem aufgedrängten 
Sonclufum nur halb im Einklang ftanden. Bei der Berathung der 
Antwort drang Aargau aud) auf Schritte zur Abberufung des franzöfifchen 
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Gefandten. In der gereizten Diskuſſion, die darüber mwaltete, nahmen 
der Tagjakungspräfident Tſcharner und Neuenburgs Vertreter, Hr. v. 
Chambrier, den Herzog eifrig in Schutz; der erftere meinte, man follte 
diefem für feine guten Abjichten gegen die Schweiz danken; der letztere 
ſprach feine höchſte Achtung (le plus profond respect) für ihn aus. 
Bon anderer Seite, insbefondere von Baumgartner, wurde dagegen daß 
übermüthige und beleidigende Benehmen des Gejandten mit ſcharfen Wor- 
ten gezeichnet. Zu einer Abſtimmung kam die frage nicht. 

Unterdei trat da3 Tagfagungsconclufum vom 11. Auguft in Kraft. 
Die große Mehrheit der Stände ratifizirte. Nur Aargau, St. Gallen, 
Waadt und Genf vermweigerten die Zujtimmung. Auf die Entihlüffe 
der Kantone mußte noch die in Umlauf gejeßte drohende Nachricht aus 
Paris einwirken : entjpreche die Schweiz dem Begehren der Mächte und 
dem eigenen Beſchluß nicht, jo feien die Gefandten bereits beauftragt, 
fih nach Bäſel zurüdzuziehen und von dort aus, unterjtügt durch ein 
Truppenkorps längs der Grenze, die Sperre anzuordnen. Zum erften 
Male feit 1815 wurde ein Repräfentantenrath (von 7 Mitgliedern) er- 
nannt, der indeß nie zur amtlichen Wirkjamkeit kam. In der Bollzie- 
bung entwidelte der Borort Bern denjelben ungemefjenen Eifer, mit dem . 
er von vorneherein dem Auslande entgegengefommen war. Gin dienſt— 
fertiger Unterfudungsbericht,*) der den Ständen mitgetheilt wurde, 
mußte dazu dienen, die Gefahr ind Grelle zu malen, in welder das 
monarchiſche Europa durch die revolutionären Umtriebe der geheimen Ge— 
ſellſchaften geſchwebt haben ſollte. Auch die fchmeizerifhe Nationalpar- 
thei wurde als Dienerin der auswärtigen Propaganda Hingejtellt. Der 
unbeftimmte Verdacht, die bloße Denunciation eines Gefandten genügten, 
um Flüchtlinge und fremde Handwerker auf die Proscriptionslifte zu 
fegen. Spionenberichte galten als authentiihe Aktenſtücke. Da man 
entdeckt hatte, daß alle Mitglieder der Handwerkervereine fogenannte 
Krieganamen trugen, fo ſchloß man umgekehrt, daß jeder Handwerker, 
der einen Spitnamen führe, Mitglied des jungen Deutfchlands ſei. Nicht 
blo8 die Theilnahme an den revolutionären Verbindungen, auch bloße 
politifche Aeußerungen wurden zum. Grund der Wegweiſung gemadht. 
Am ſchonungsloſeſten ging die bernerijche Polizei jelbt zu Werke, wäh— 
rend man in anderen Kantonen ftrenger prüfte und zum ‘Theil rechtli- 
ches Verfahren eintreten ließ. In Bern ariete die Verfolgung in eine 
förmlihe Hebe aus. Die Begünftigung, die man dort früher Flücht— 
lingen zu Theil werben ließ, fchlugen jebt bei der herrichenden Burg: 
dorfer Parthei in grenzenlofen Fremdenhaß um. Man fcheute weder 


... .*) Bericht an den Regierungsrat der Nepublit Bern, betreffend die poli- 
tiſchen Umtriebe ab Seite politiicher Flüchtlinge und anderer Fremden im der 
Schweiz. Bon Regierungsftatthalter Roſchi verfaßt. Bern 1836, 
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Willkühr noch Gemaltthätigkeit, um fich eines Jeden zu entlebigen, auf 
den irgend ein vager Verdacht fiel. Selbſt Zeugnifje der Schulblofig- 
feit ficherten nicht vor Deportation. *) 

Am fhreiendften war das DBerfahren. gegen Prof. Dr. Ludwig 
Snell, in den Zwanziger Jahren aus Deutjchland vertrieben, jett 
Bürger von Küßnaht im Kanton Zürich. In feiner neuen Heimath 
hatte fich diefer um die Regeneration und insbefondere um die Entwid- 
lung der Bolksbildung die größten Verdienfte erworben. Er war dem 
Rufe ald Profefjor der Staatswifjenfhaften an die Hochſchule in Bern 
gefolgt und hatte hier feinem Amte mit rühmlichem Eifer vorgeftanden. 
AS Publizift kämpfte er vor Allem für eine Bundesreform und trat 
dert Anmaßungen des Auslands entgegen. Den geheimen Verbindungen 
blieb er fern; er warnte vor Unternehmungen der Flüchtlinge, durch 
welche die jchweizerifche Neutralität gefährdet werden könnte. Aber er 
bewahrte feinen unabhängigen Sinn und wollte dem Burgdorfer Regi- 
ment nicht als Schleppträger dienen. Dafür traf ihn die Acht. Bes 
reits am 22. Juli — als erjte Antwort auf die dictatoriſchen Forderungen 
der franzöfiichen Note — war er in Haft und Unterfudung gezogen, 
„da feine Schuld wegen hochverrätherifcher Umtriebe außer Zweifel fei.” 
Die Anklage, die ſich auf die Berichte von Lefjing und anderen Spionen 
ftügte, war unbaltbar. Am 3. Auguft mußte er „wegen Mangel an 
Verdachtsgründen“ wieder entlaffen werden. Vergeben verlangte der 
Gekränkte einen gerichtlichen Spruch über feine Schuld oder Unſchuld. 
Statt defjen drang das diplomatifche Departement auf feine Abberufung 
als Profeſſor an der Hochſchule. Die Regierung nahm zwar diefen An: 
trag nicht an, da Ludwig Snell unterdeß feine Stelle freiwillig nieder: 
gelegt hatte, aber jet griff fie zu der brutalen Mafregel der Wegwei— 
jung und ſetzte fo dem Haß die Krone auf (14. Dit. 1836). Alle 
Borftellungen Zürich gegen die willführliche Verbannung blieben erfolg: 
08. Bern berief fih auf fein Staatsinterefje und das Recht, mit ein- 
gebürgerten Fremden anderer Kantone zehn Jahre nach Belieben ver: 
fahren zu dürfen. 

So gefahrvoll auch die Verſchwörung der geheimen revolutionären 
Derbindungen für die Sicherheit des ganzen monardifchen Enropa's und 
die Neutraliät und die innere Ruhe der Schweiz ſelbſt dargeftellt wur: 
den, jo fand fih in den erhobenen TIhatfachen der Unterfuhung doch — 
nach den bisherigen Gefegen — nicht Stoff genug zur gerichtlichen Ver: 
urtheilung der darin verwidelten Berner Kantonsbürger. Der Präfi- 
dent des jungen Deutjchlands, der Lehrer Ernſt Schüler, kurz vorher 


*) Siehe: Die Regierung ver Republit Bern und die Verfolgten der Könige. 
Beitrag zur Geſchichte Bern’s im Jahr 1886 von Ernft Schüler. (Biel 1837.) 
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Bürger von Biel geworden, mußte von den Berner Gerichten von der 
Anklage auf Hochverrath freigeſprochen und nach fünfmonatlicher Haft 
entlaſſen werden. Einer polizeilichen Unterſuchung gegen Weingart, als 
Mitglied der jungen Schweiz, konnte keine weitere Folge gegeben werden. 


Der Conſeilhandel. 


Unmittelbar an die Verhandlungen über das Fremdenconclufum 
fnüpfte fi) eine eigene Epifode, die den neuen Beweis lieferte, wie 
ſchnöde um diefe Zeit die franzöfifhe Politik mit der Schweiz fpielte 
und auf welche nadte Weife das Spionenwefen getrieben wurde. 

Bereits am 19. Juli 1836 hatte der Herzog von Montebello in 
einer Note das Verlangen an den Vorort zu Handen der Kantone ge 
ftellt, einen Flüchtling, Namens Confeil, zu verhaften und fortzumeifen, 
der jih in Paris einen Paß ald Napoleon Cheli zu verfhaffen gewußt 
babe, bei dem Attentat von Fieschi compromittirt gemwejen jei, Die revo— 
Iutionärften Grundfäge befenne und überall gleich gefährlich jei. Die 
. Note war in dem gewöhnlichen Präfektenton abgefaßt und lautete wie 
ein Befehl, der Untergebenen ertheilt wird. Der Vorort hatte jich be- 
eilt, daS Verlangen den Ständen mitzutheilen. Wie groß war jebt daß 
Erftaunen, als fih wenige Tage fpäter durch die ganze Schweiz die 
Kunde verbreitete, diefer Gonfeil fei im Kanton Bern verhaftet und es 
ergebe fih aus feinen Ausfagen und Papieren, daß er von Geite der 
franzöfiihen Behörden felbft in die Schweiz gefandt worden fei, um die 
Flüchtlinge auszufundfchaften und zu verleiten. 

Wirklich hatte die Regierung von Bern eine nähere Unterfuchung 
über diejen Fall eingeleitet und die. Akten durch den Vorort an die Tag: 
fagung übermittelt. Es bot fich jett die Gelegenheit, durch die einfache 
Darftellung der Wahrheit für die vielen von Frankreich erlittenen Krän— 
fungen die empfindlichjte Vergeltung zu üben. Durch den öffentlichen 
Unmillen gejpornt, faßte die Tagfakung den Entſchluß, eine Kommiſſion 
von drei Mitgliedern (Dr. Keller, Monnard, K. Burdhardt) niederzus 
jegen, um der Sache auf den Grund zu gehen und die nöthigen An— 
träge zu ftellen. Die Mehrheit diefer Kommiſſion erfüllte ihre Aufgabe 
auf die gründlichfte' Weife. Der Bericht, den Dr. Keller abfakte, 
war ein Meifterftüd von juriftifcher Schärfe, klarer Beweisführung und 
unerfchrodener Conſequenz. 

Darnah ergab fi aus den offenen Geftändniffen von Conjeil, 
daß diejer, feit dem Frühling des Jahres im Dienfte der Parijer Poli- 
zei, unmittelbar nad dem Mordverfuche Alibaud’8 auf ein Büreau des 
Minifterium des Innern (nit de8 Aeußeren, woraus die Ber: 
widlung entftand, da es fi um eine Doppelpolizei hinter dem Rüden 
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des Minifter8 des Aeußern refp. des Gefandten in der Schweiz handelte) 
bejchieden und ihm hier eröffnet wurde: er müſſe nad der Schweiz 
verreijen; diejelbe lafje die politiſchen Flüchtlinge aufgreifen und durch 
Frankreich nah England ſchaffen; man werde an die franzöfifche Ge: 
fandtichaft in Bern fchreiben und ihn als Theilnehmer an den Xttenta- 
ten Fieschi's und Alibaud's zur Feitnahme und Wegſchaffung fignalifiren; 
das werde ihm zu den auszumeijenden Deutjchen, Franzoſen ꝛc. Zugang 
verſchaffen; er folle trachten, ihre Freundſchaft und ihr Zutrauen zu ge— 
winnen, jodann ausforichen, ob ein Anſchlag gegen die königliche Familie 
Frankreichs beabjichtigt werde; endlich folle er fich nöthigenfalls verhaf- 
ten und nad England führen laſſen, dafelbjt feine Mifjion fortjegen und 
über alles in Erfahrung Gebrachte genauen Bericht erjtatten. Darauf 
ward ihm ein Pak auf den Namen Cheli Napoleon ausgeftellt und bie 
Weifung ertheilt, fi alsbald nach feiner Ankunft in Bern auf der Po: 
lizei zu ftellen, hier feinen wahren Namen Augufte Eonfeil (von Ancona 
gebürtig, 1832 aus Italien flüchtig) zu eröffnen und um das Afyl 
nachzuſuchen. 

Dieſer vorgeſchriebenen Rolle gemäß begab ſich Conſeil nach Bern 
und ſtellte ſich auf der Polizei. Die gewünſchte Aufenthaltsbewilligung 
wurde ihm jedoch verweigert und Conſeil mußte Bern wieder verlaſſen. 
Hierauf reiste er nah Beſançon und erhielt von dem dortigen Präfekten 
einen neuen Paß, der auf den Namen Pierre Corelli lautete. Mit die: 
ſem ging er nad) Bern zurüd, nachdem er jett die Inſtruktion erhalten 
hatte, fich bei der franzöfiichen Geſandtſchaft für weitere Verhaltungs: 
befehle zu melden, während ihm früher in Paris verboten war, ſich zu 
dem Gefandten zu begeben. Der Spion überrafchte den Herzog von 
Montebello in einer Abendgefellfchaft. Verlegen mußte der Gefandte 
ihn aus dem Salon in ein Seitenfabinet führen. Die Lage war für 
den Herzog fatal, da er bei Erlaß der Note noch nicht um die Sendung 
von Conſeil wußte. Der neue Pak mit dem Signalement konnte Ver: 
dacht erregen. Der Spion wurde defhalb an den Gefandtichaftsfekretär, 
Hrn. v. Belleval, gewiefen, der Auftrag erhielt, einen anderen Paß aus: 
zuftellen. Diefer dritte falfhe Pag wurde von dem Geſandtſchaftsſekre— 
tär auf den Namen François Hermann auögefertigt und antedatirt, 
Der Spion erhielt zehn Napoleonsdor in die Hand und die Weijung, 
Bern zu verlafjen und fi in andere Schweizerftädte zu verfügen, um 
die Flüchtlinge verfchiedener Nationen auszuforihen. 

Unterdeß hatte aber Eonfeil, in feinem Handwerk noch wenig ge: 
hit, gleich beim erjten Wiedererfcheinen in Bern durch feine Zudring— 
lichfeit und fein provozirendes Wefen den Verdacht einiger italienifchen 
Flüchtlinge auf fih gezogen. Das Miftrauen unter den Verfolgten 
ſelbſt war um diefe Zeit fo groß, daß man ſich gegenfeitig mit allen 
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Mitteln auszuforfhen ſuchte. Durch Tiftige und drohende Inquiſition 
gelang es, den Confeil fehnell zu dem Geftändniffe zu bringen, daß er 
im Dienfte der franzöfifchen Polizei ftehe, und ihm — unter Bedingung, 
daß man ihm nicht? zu Leide thue und das Geheimniß bewahre — ſelbſt 
feine verdächtigen Papiere abzunehmen, Einmal entdedt und vol Angft 
vor Vergeltung befand ſich der Spion wie in der geheimen Gemalt der 
Ktaliener. Eimer derjelben (Migliari) entjchloß ji, den Zweck der 
Sendung Conſeil's vollftändig an den Tag zu bringen und ihn öffent: 
lich zu. entlarven. Er jhaffte Eonfeil, der ſich widerftandslos von Drt 
zu Ort führen ließ, nad Nidau und überführt ihn hier noch einmal 
in Gegenwart mehrerer Bürger und gab ihn dann fammt feinen Pa— 
pieren — die ein anderer der Italiener (Bertola) in Händen hatte und 
anfangs dem Verſprechen gemäß zurüdzuhalten fuchte — in die Gewalt 
der Polizei. 

An der Prozedur konnte zwar fein vollitändiger Beweis für die 
einzelnen Thatſachen hergejtellt werden, da es nicht möglich war, den 
Gefandten und feinen Sekretär ind Verhör zu nehmen. Auch den Aus: 
fagen von Conſeil und den vier Italienern war an und für fi Fein 
hinreichender Glaube beizumefjen. Aber alle Geftändnijje ftimmten der: 
geftalt mit den näher angegebenen Umjtänden überein ; e8 fand fich eine 
ſolche Einheit im Ganzen der Erzählung und der Gefammteindrud der 
Alten ließ fo wenig Zmeifel übrig, daß die höchſte Evidenz vorhanden 
war. Der Bericht nahm daher in rechtlicher Beziehung fo gut ala er- 
wiefen an, daß von Seite des franzöfifchen Geſandtſchaftsſekretärs ein 
Paß gefertigt war unter wifjentlich falfcher Bezeichnung des Paßträgers, 
unter abjichtlicher Beifegung eines faljchen Datums und unter Anmas 
Bung und Unterfchrift des Titeld einer Beamtung (derjenigen eines 
Charge d’affaires de France), welche dem Ausfteller zur Zeit der 
wirklichen Ausftelung keineswegs zuftand, Er ftellte es ferner ala fo 
gut wie gewiß hin, daß diefe Fertigung mit Autorifatien des Botſchaf— 
ters gefchehen fei und daß diefer, wenn er auch die Eigenichaft des Con— 
feil als Spion nicht bei dem Erlaß der Note vom 19, Juli fannte, die: 
jelbe jedenfalls fpäter erfuhr und dennoch die Note weder zurüdnahm 
noch berichtigte. In der wiljentlichen Ausſtellung eines falfhen Pajjes 
durch einen Beamten, fowie in der Ertheilung des Befehls oder der 
Autorifation dazu von Seite eines Vorgeſetzten an feinen Untergebenen 
liege nun nach den Rechtsanſichten aller befannten Völker, und nament- 
lich auch nach der franzöfifchen Geſetzgebung, ein fträfliches Verbrechen 
oder Vergehen. Der Grundfat der Erterritorialität ſchütze freilich die 
Geſandtſchaft vor der Yurisdiction des Landes, in welchem fie affreditirt 
fei. Aber damit fei den Perfonen Fein Freibrief für Begehung von 
Berbrechen ertheilt. Pflicht oder Befugniß bleibe es in dieſem Lande, 
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die Regierung, welche fie gefandt habe, von dem Sachverhalt in Kennt: 
niß zu feßen und ihr die Akten mitzutheilen oder anzubieten. 

Mag man von dem Gebraudhe von Spionen denken, wie man will 
— hieß e8 am Schlufje des Berichts — fo können wir doch nimmer: 
mehr glauben, daß Handlungen, wie fie bier vorliegen, daß Betrug und 
Fälſchung, welche in aller Welt den Stempel des Verbrechens tragen 
und der öffentlichen Beratung anheimfallen, auf dem Gebiete der Di: 
plomatie, welche Völker mit Völkern zu verbinden die hohe Beftimmung 
bat, zum Gemwöhnlichen und Alltäglichen gehören. Wo müßte es mit 
der Achtung, mit dem Vertrauen von Staat zu Staat hinfommen, wenn 
der Botfchafter des einen Landes ſich ungehindert dazu hergeben fönnte, 
dur den gröbften Mißbrauch feiner geheiligten Stellung und des mit 
derfelben verbundenen öffentlichen Glaubens, die Behörden und Bewoh— 
ner des Landes, in welchem er affreditirt ift, zu ihrem Nachtheil und 
Gefahr zu täufchen und im Irrtum herumzuführen. Die Ehre der 
Eidgenofjenichaft erlaube es nicht, dergleichen ftillfehweigend zu dulden. 
Auch die Ehre Frankreichs und feines Königs fei gefährdet. Der faljche 
Schein einer Stellvertretung müfje zerftört werden, damit die Ehre des 
Königs und der Nation auch in den Augen der Welt unbefledt daftehe. 
Aber hiefür bedürfe fie Kenntniß der Wahrheit. 

Die Mehrheit der Kommiſſion trug demgemäß darauf an, den Vor: 
ort zu beauftragen: „den König und die Regierung Frankreichs durch 
das Mittel des fchmweizerifchen Gefchäftsträgers in Paris oder auf andere 
zuverläfjige Weiſe von dem Sachverhalt unter einjtweiliger Beifügung 
beglaubigter Abjchrift der Akten in Kenntniß zu ſetzen.“ Die Minder: 
beit (Burdhardt von Bafel), obwohl nit im Stande gegen das That: 
fächliche und die rechtlichen Deduktionen gegründete Einwendungen zu 
machen, wollte doch die Sache auf fih beruhen lafjen. In der Tag: 
fakung überwog die Anfiht, dag man dem Schweizervolfe die vollſtän— 
digſte Deffentlichkeit ſchuldig ſei. Es fei gut, dak man die Diplomatie 
einmal auf ihrem unfauberen Wege ertappt Habe und ihr Benehmen 
gegen die Schweiz mit Thatfachen fo recht an's Sonnenlicht ziehen könne, 
Auch die Ehre Frankreichs erfordere Haren Auffhluß; die Darftellung 
der Wahrheit fei der befte Weg, das gute Einverftändniß zmwifchen bei: 
den Völkern zu erhalten, das durch Spione und einen Strudelfopf 
(etourdi) geftört werden fünnte. Der Tagfatungspräfident Tſcharner 
hatte diesmal gebundene Hände, da er nah ausdrüdlicher Inftruftion 
feines Standes für den Mehrheitsantrag ftimmen mußte. Der Gefandte 
von Neuenburg, Hr. v. Chambrier, dagegen ergriff wieder unbedingt 
Parther für die franzöfifche Diplomatie; er ftellte Conſeil als das unglück— 
liche Schlachtopfer einer ſchändlichen Flüchtlingsintrigue dar, mwälzte alle 
Schuld auf die Berner Polizei, beſchönigte das Spionenweſen und vers 
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langte, daß die Sache der Regierung von Bern unter Mißbilligung zu: 
rücgefandt werde. Bei der Abftimmung ſchaarten ſich indeß jofort 
10°;% Stände um den Mehrheitsantrag der Kommifjion, fünf Stände 
behielten fich das Protokoll offen; ein Beſchluß ließ fich beftimmt erwarten. 

So raffte fi die Tagſatzung auf und fpielte einen feden Trumpf 
aus, welcher zeigen follte, daß die Schweiz noch nicht- reif fei, ſich Alles 
- gefallen zu laſſen. Aber fie bedachte nicht, wie ſchwer es war, nad) fo 
viel Nachgiebigkeit fih auf der Höhe eines Fräftigen Entſchluſſes zu hal: 
ten. Der Vorort zeigte fi wieder von vorneherein ſchwach. Nachdem 
bereits die Ratififation in erforderlicher Zahl eingegangen und die Maß— 
nahme in Kraft getreten war, verzögerte er die Vollziehung. Die fran: 
zöfifhe Regierung konnte ſich äußern, ehe die Ueberſendung der Akten 
vollendete Thatfahe war. Noch während der Verhandlungen der Tag: 
fatung hatte fih Hr. v. Belleval, der fälſchliche Charge d'Affaires, ei- 
ligft nach Paris begeben, um dem Streiche zuvorzufommen. In Paris 
fühlte man ſich durch die ganze Prozedur um fo empfindlicher getroffen, 
als die wahre PVerantwortlichfeit der ſchnöden Intrigue nicht auf ben 
franzöfifhen Gefandten, auch nicht auf den Minifter des Aeußern, fon: 
dern augenscheinlich auf den König felbit fiel, der hinter dem Miniſte— 
rium des Innern die Fäden der Geheimpolizei leitete.*) Zu dem Ners 
ger, den bereits die Antwort der Tagfatung vom 29. Auguft mit ihren 
Iharfen Wahrheiten verurfacht hatte, Fam jetzt der Hohn der öffentlichen 
Meinung und reizte den Zorn auf's Aeußerſte. So entlub fich gegen 
die Eidgenofjenfchaft ein neues diplomatiſches Donnerwetter, dem that: 
ſächliche Bedrängnifje folgten. 

Eine franzöfifhe Note (vom 27. Sept.) gab gleichzeitig Rüdaht- 
wort auf das frühere Schreiben der Tagſatzung und Befcheid auf Die 
jett angedrohte Aftenüberfendung. Auf geſchickte Weife wurde die Frem— 
denangelegenheit, bei welcher die übrigen Kabinette mitbetheiligt waren, 
vermengt mit der Spionengefhichte, die nur die frangöfifchen Behörden 
betraf. Obgleich die Note in erfterer Beziehung jet zugeftehen mußte, 
daß Frankreich bei den Umtrieben der Flüchtlinge nicht unmittelbar be: 
rührt ſei, erging fie fich doch in den fchneidenditen Vorwürfen, weil bie 
Schweiz e8 gewagt hatte, fich über das verlegende Auftreten Frankreichs 
zu wundern. Die von Frankreich mit eben fo viel Uneigennüßigfeit und 
Wohlmwollen gegebenen Räthe — hieß e8 in der Note — feien gereizt zurück— 
geitogen, feine Abfichtene ntjtellt, feine Worte verdreht worden. Franfreich 
müfje hierin eine ſchwere Beleidigung fehen. Doch lege es eine fo bei- 
jpiellofe Sprache nicht der Schweiz, fondern der Parthei zur Laſt, welche 

*) Hr. Thiers mußte fpäter in der Deputirtenfammer erklären, daß er nicht 


Alles gewußt habe und Hr. von Montalivet, der Minifter des Innern, lehnte alle 
näheren Aufſchlüſſe ab. 
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ſich anmaße, dieſelbe zu beherrſchen. Eine aus verſchiedenen Elementen 
zuſammengeſetzte Faction habe ſich ſowol in der öffentlichen Meinung als 
im Schooße der Landesbehörden widerrechtlich ein der ſchweizeriſchen Frei— 
heit drohendes Uebergewicht erworben. Ein unerhörter Vorfall habe die 
bereits ſo ernſten Verhältniſſe noch mehr verwickelt. Das Komplott, 
deſſen Rädelsführer oder Werkzeug Conſeil geweſen ſei, liefere ein neues 
Beiſpiel von der unglaublichen Treuloſigkeit der Factionen und der eben 
fo ungaublichen Schwäche einiger Landesbehörden. Ein hinterliſtiger 
Streich ſei beinahe öffentlich gegen den Geſandten von Frankreich verab— 
redet worden und was noch erftaunliher, es hätten fich Behörden ge- 
funden, welche ſchwach oder einfältig genug waren, um fich ala Mitfchul- 
dige eines von den Feinden jeder Negierung angezettelten Manövers ge: 
brauchen zu lafjen. Gin gerichtliches Verfahren werde angeordnet, nicht 
gegen die Spießgejellen eines furchtbaren Vereins, fondern über die That: 
ſachen, deren Urheber fie feien und die jie zur Anzeige brächten. Der 
Vorort überweife die beifpiellofe Unterfuhung der Tagfatung und diefe 
genehmige Anträge, in welchen die Grundfäte des Völkerrechts auf em— 
pörende Weife mißachtet feien. Wenn ein ſolches Benehmen nicht unges 
fäumt: verläugnet werde, fo fei Frankreich es ſich felber ſchuldig, auf 
eclatante Weife zu erflären, daß es die Beleidigung tief empfinde und 
ſchnelle Genugthuung erwarte. Bis diefe Genugthuung gegeben, fei der 
Geſandte angewiefen, allen Verkehr mit der Schweiz abzubrechen und 
in dieſer Stellung zu verharren, bis in ihren Rathafälen eine weijere 
Politik die Oberhand gemonnen habe. 

Diefe Note war mehr ala ein Ultimatum; fie war eine Art Kriegs— 
erflärung gegen den ganzen herrſchenden AZuftand in der Schweiz. 
Nah Verübung der fchreiendften Kränfungen forderte der Stärkere Ge— 
nugthuung von: dem Schwächeren, weil fich biefer erbreijtete, ihm die 
Wahrheit zu jagen; Die Mehrheit der Tagfatung war auf unzmweideu- 
tige Weiſe zu einer Faction geftempelt, die fich eine mwiderrechtliche Ge— 
walt angemaßt habe. Darin lag eine handgreiflihe Aufforderung an 
die reactionäre Parthei in der Schweiz, mit Ausfiht auf den Schuß 
Frankreichs, eine Contrerevolution zu bewirken. In Paris fäumte man 
auch nicht, den Drohungen durch die feindfeligften Mafregeln Nahdrud 
zu geben. Der Erfinder der hermetifhen oder luftdichten Sperre, der 
Minifter Thiers, hatte zwar vom Ruder abtreten müfjen. Sein Schreis 
ben an Montebello war in Frankreich felbft dergeftalt verrufen worden, 
daß der Moniteur es für gut fand, die Zeilen für apofryph zu erklären. 
Aber das neue Minifterium Mole trat in die gleichen Fußftapfen und 
griff den Blokus wieder thatfächlih auf. Ohne weitere Anzeige wurde 
an der ganzen mweftlichen Grenze der Schweiz eine ftrenge Sperre an— 
geordnet und aller Verkehr unterbrochen. Die franzöfifche Geſandtſchaft 
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wies alle Schriften der Kantonsregierungen oder ihrer Kanzleten zurüd. 
Die Auszahlungen der Penfionen an die ehemals in franzöfifchen Dien— 
ften geftandenen Militärs hörte auf. Montebello felbft dagegen blieb 
mit feiner beleidigenden Gegenwart in der Bundesſtadt. 

Der Vorort erfchrad und dachte nicht mehr daran, den Auftrag der Tag: 
fatung auszuführen, Die Bundesbehörde, die unterdeß außeinander gegan— 
gen war,. mußte außerordentlicher Weife wieder zufammen berufen werden. 
Ale Großen Räthe hatten ihr Wort zu ſprechen und Inftruftionen zu bera= 
then. So drohend das Mefier an die Kehle geſetzt wurde, war die Lage Doc) 
nicht fo kritiſch, daß die Schweiz nicht ihr Recht ftandhaft hätte behaup- 
ten Fönnen. In der Hauptfahe war den Begehren der Diplomatie ent: 
fprochen worden. Das Fremdenconcluſum fand überall Nachachtung . 
Auch die Kantone, die ihre Zuftimmung verweigert hatten, unterzogen 
fih Angefichts der neuen Gefahr, Die übrigen Kabinette hatten feinen 
Grund, in der Spionengefhichte mit Trankreich gemeine Sache zu ma— 
ben. In der Schweizernation war der Geift moch nicht erlofchen, den 
die Bolfsverfammlungen angeregt hatten. Es fehlte nicht an Fräftigen 
und muthigen Stimmen, die dazu aufforderten, lieber Alles zu wagen, 
als fo viele Schmad zu dulden. Das dur die Sperre am härteſten 
getroffene Genf ließ ſich am wenigſten irre machen. In Frankreich ſelbſt 
war die Stimmung gegen die Regierung in allen Klafjen gereizt. Die 
öffentlichen Blätter aller Farben, mit Ausnahme der minifteriellen Preſſe, 
mißbilligten laut das Verfahren gegen die Heine Schweiz, den älteften 
und treueften Verbündeten Frankreichs. Ein Krieg gegen die Schweiz 
wäre nicht blo8 unpopulär, fondern antinational geweſen. Durch die 
Sperre hatte das Nachbarland fo gut zu leiden, als die Schweiz. Auf 
einigen Punkten fahen fich die franzöfifchen Behörden genöthigt, wegen 
Unzufriedenheit der Grenzbevölkerung die Grenzfperre aufzuheben. Aber 
die Eidgenoſſenſchaft Hatte fich bereit3 Schritt für Schritt an Nachgie— 
bigfeit gewöhnt und wiederholt gedemüthigt. Unter den Kantonen fehlte 
das fefte Band, das Vertrauen einflößen konnte. Die Gebrechen der 
Bundesorganifation mußten wie immer lähmen. Die alten Sarnerjtände 
waren noch voll Groll und widerftrebten jeder Fräftigen Maßregel zur 
Wahrung der nationalen Ehre. Unverbefjerlihe Ariftofraten fpielten 
mit der franzöfifchen Diplomatie unter einer Dede und fetten ihre ganze 
Hoffnung auf fremde Intervention. Dazu Tam die Furcht, die fich bei 
der Sperre fo leicht der industriellen Klafjen bemächtigte. Die Klugen 
fanden jett, daß die Tagfakung zu weit gegangen fei und ſchoben alle 
Schuld auf Dr. Keller, der wohl juriſtiſchen Scharflinn, aber feinen 
ſtaatsmänniſchen Takt gezeigt habe. Insbeſondere wurde getadelt, daß 
der Beriht der Kommiffion jofort durch den Drud ind Publikum 


gebracht?) und in franzöfifcher Sprade in einer Auflage von 10,000 
Eremplaren auch in Paris verbreitet worden fei. 

Bor Allem aber lag ein Hemmſchuh in der herrfchenden Politik 
des größten Kantons, der in den Beziehungen zum Ausland das Schwer: 
gewicht der Schweiz zu bilden pflegt und der gerade die vorörtliche Lei- 
tung in Händen hatte. In Bern zeigte fih — bei Berathung der In— 
ftruftion im dortigen Gr. Rath (17. DH.) — das Burgdorfer Syitem 
in feiner ganzen Unterwürfigfeit. Der Muth, das gute Recht gegen ei: 
nen mädtigen Nachbar zu behaupten, wurde als eine Thorheit geſchil— 
bert, die ſchweizeriſche Miliz als unfähig bingeftellt, einem ftehenden 
Heer entgegenzutreten, ber Begriff von Nationalehre überhaupt nahezu 
als Wahn behandelt. Die Politik des Pudels, welcher vor dem Stode 
Purzelbäume macht, erſchien als die einzig richtige. Vergebens kämpfte 
eine patriotifche Minderheit (Stettler, Fellenberg, Neuhaus, Schneider, 
Jaggi) gegen die erniedrigenden Grundſätze. Mit 131 gegen 80 Stim— 
men erhielt die Gefandtfhaft eine Inftruftion im fogenannten fonziliato- 
rifchen Sinne, entgegen dem Antrag, Feine Genugthuung zu geben, fon: 
dern gegen die Sperre Reprefjalien zu ergreifen und das Weitere ent: 
ſchloſſen abzuwarten. 

ALS die auferordentlide Tagfakung zufammentrat (17. Okt.), war 
der Kleinmuth bereit3 in den Großen Räthen entfchieden. An Bollzie- 
bung des früheren Beſchluſſes war nicht mehr zu denken. Es handelte 
fih nur no um eine mehr oder weniger eclatante Genugthuung. Die 
Tagſatzung wagte es nicht, die Sache in öffentliher Situng zu behan- 
deln. Zwar wollte eine Anzahl von Ständen auch jetzt noch bei bem 
gefaßten Entfcheid verharren und unter feinen Umftänden die Schweiz 
im Unrecht befennen. Muthig erklärte namentlih Genf: fein Kanton 
fei fo ſehr intereffirt, daß das gute Einvernehmen mit Frankreich her: 
geftellt werde, wie Genf; allein die Ehre geftatte die Zurüdnahme des 
Beichlufies nit. Andere Stände, die der früheren Mehrheit angehör: 
ten, bliefen dagegen zum Rüdzug. Den plaufibelften Grund mußte 
Solothurn anzugeben: die Beſchwerde Frankreichs fei die Geſchichte vom 
Wolf und vom Lamm; die Vollziehung des Beſchluſſes fei jet aber un— 
möglich; wenn Einer geben wolle, jo müſſe der Andere geneigt fein, zu 
empfangen; an der Spike von Bajonnetten werde man die Aften nicht 
hinüber tragen wollen. Die Sarner und Halbfarner waren einfach der 
Meinung, daß die Tagfagung ihren Fehler geftehen und dem Beſchluß 
keine Folge geben ſolle. Der Hoffnung, die fi noch auf eine englifche 
Vermittlung richtete, trat der Bundespräſident mit der Behauptung ent= 

*) Siehe: Die entlarvte Diplomatie oder Bericht und Antrag der von 


der Tagſatzung niedergejegten Kommiffion, betreffend die Angelegenheit Gonfeil. 
(Züri bei Orell, Füßli und Comp.) 


— 248 — 


gegen, auch Lord Palmerſton finde, daß die Schweiz beleidigt habe und 
Genugthuung ſchuldig fei.*) Mit Mehrheit wurde endlich entſchieden, 
den Beihluß vom 9. Auguft nicht zu vollziehen. Dagegen ftimmten: 
Züri, St. Gallen, Aargau, Genf, Waadt, Thurgau, Appenzell A. Rh., 
Bafelland, Glarus, Luzern. 


Als es fih hierauf darum PER eine Antwort auf: bie franzö⸗ 
ſiſche Note zu ertheilen, bot die Tagſatzung, mehr wie je, das Bild der 
Zerriſſenheit und Unſchlüſſigkeit dar. Drei Tage lang zankte man ſich 
in der Behörde um die Redaktion herum. Uri und Unterwalden droh— 
ten einmal die Tagſatzung zu verlaſſen, „bis eine neue franzöſiſche Note 
komme.“ Der Bundespräſident Tſcharner bot Alles auf, um einen Ent: 
wurf durchzufegen, worin das Sündenbekenntniß ſtark genug ausgedrüdt 
war, um Frankreich unbedingt zu befriedigen. Das Projekt einer Kom: 
miffionsmehrheit; von dem der Berichterftatter Monnard jelbit fagte, 
daß ed ſchwach (päle) genug fer, wurde noch weiter abgeſchwächt. Doch 
machte‘ fih das Ehrgefühl wenigſtens fo weit geltend, daß der von Tſchar— 
ner beharrlich aufgedrungene, von den alten Sarnern unterftüste und 
als Diktat des franzöftfen Minifteriums zu betrachtende Entwurf aus- 
geſchloſſen blieb. 

In der endlich redigirten Antwort wurde der ganze Streit einem 
Irrthum oder Mifverftändniß zugefchrieben. Die Schweiz fehe dieſes 
Mikverftändniß mit um fo größerem Bedauern, als fie nie die Abficht 
gehabt habe, den freundlichen Beziehungen zu Frankreich irgend zu nahe 
zu treten. Ber dem Beſchluß der Aktenfendung habe die Tagfabung kei— 
ner Rüdgebanten gehabt und weder die Regierung Frankreichs noch ih: 
ren Gefandten beleidigen wollen. Um das gute Einvernehmen mit 
Frankreich nicht zu flören, erkläre die Tagſatzung jegt, dem Beſchluß feine 
Folge zu geben. Dann folgte eine matte Verwahrung, daß die ſchwei— 
zerifchen Kantone feinem auswärtigen Staat das Recht zugeftehen könn: 
ten, den Gang ihrer Regierungen zu controliren oder fich direft oder 
indireft in die Berathungen der eidgenöffifchen Behörden zu mifchen, 
Endlich wurde die Hoffnung auf Wiederherftellung der alten Freund— 
ſchaftsverhältniſſe ausgeſprochen. 

Man mochte ſich darüber ſtreiten, ob in dieſer Antwort die eclatante 
Genugthuung liege, wie Frankreich ſie mit ſo brutalem Hohn verlangte. 
Jedenfalls enthielt ſie einen Widerruf oder eine Abbitte, die nach dem 
kecken Anlauf zu einer gerechten Vergeltung doppelt demüthigen mußte. 
Der franzöſiſche Hof ſäumte nicht, ſich befriedigt zu erklären und die 


*) Wie es ſcheint, that die engliſche Diplomatie der franzöftfchen diefen Freund» 
ſchaftsdienſt auf eine Zuficherung von Paris, daß man nicht beabfichtige, die Libe- 
ralen Berfaffungen in der Schweiz zu ftürzen. 
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Grenzfperre aufzuheben. Der Herzog von Montebello behauptete feinen 
Poften. Aber der ſcheinbare Sieg war für die Politik des franzöfifchen 
BürgerfönigtHumd entehrender, als die diplomatifche Niederlage der 
Schweiz. Mußte auch die Ueberſendung der Akten unterbleiben, fo hatte 
der hermetiiche Blokus doch die Thatfachen nicht auslöfchen fünnen. Vor 
der öffentlichen Meinung Europaſs war das Spiel, da3 von dem fran- 
zöſiſchen Kabinet getrieben wurde, ftarf genug gebrandmarft. Im Her: 
zen der Schweiz blieb ein tiefer Stachel gegen die fchreiende Behand: 
lung, für melche noch Genugthuung geleiftet werden mußte. 


Amgeftaltung in Glarus. 


Erfreuliher als diefe äußeren VBerwidlungen, in denen die natio- 
nale Schwäche jo grell zu Tage trat, waren einzelne Fortſchritte in den 
Eantonalen Berfafjungszujtänden, wodurd die Regeneration weiteren Bo: 
den gewann. Bereits hatte in Schaffhauſen die Rechtögleichheit einen 
weiteren Schritt. gemacht, indem in neuer Verfafjungsrevifion die Ber: 
tretung des Landes im Verhältniß zur Stadt vermehrt wurde und letztere 
nur noch einen geringen Vorzug behielt. Auch in Appenzell A.RH. 
war es gelungen, das Boll, das an der Landögemeinde zu Hundtwyl 
im %. 1833 alle Reformen jo unwirſch von ſich gewiefen hatte, an einer 
Landsgemeinde im Jahre darauf für zeitgemäße Aenderungen der alten 
patriarhalifchen Verfaffung zu gewinnen. Nur die Gemwaltentrennung 
wurde noch verworfen und die oberjte Yuftiz in den Händen des regie- 
renden Rathes gelafien. Dagegen wurde vollite Freiheit für fünftige 
Revifion gewahrt und die Verfaſſung gültig erklärt: „jo lange es der 
Yandögemeinde gefällt.” Mbänderungen vorzufchlagen, dazu follte die 
Obrigkeit und jeder Landmann zu allen Zeiten das Recht haben. Setzt 
trat auch in einem anderen Landsgemeindefanton ein bemerkenswerther 
Umfhwung ein. 

Der Kleine demofratifhe Stand Glarus bot no bisher, in Folge 
der ehemaligen langen Religionsfehden zwiſchen den Reformirten und 
Katholiken, das eigenthümliche Bild eine verworrenen konfeſſionellen 
Organismus. Das ganze politifche und bürgerliche Leben war den Eon: 
feffionellen Rüdfihten untergeordnet. Die beiden Religionspartheien 
bildeten zwar einen gemeinfamen, ungetrennten Kanton, aber die Ber: 
waltung beider Konfefjionen war geſchieden, fo daß diefelbe in mehreren 
Beziehungen zwei abgefonderte Kantonstheile begründete. Neben der ge: 
meinfamen Landögemeinde und den anderen oberen Landesbehörden, die 
nur wenig bedeuteten, hatte jede Glaubensparthei ihre eigene Landäge- 
meinde — die reformirte ward in Schwanden, die fatholifche bei Näfels 
gehalten — ihren eigenen Rath, ihr eigenes Strafgeriht, ihre eigenen 
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Civilgerichte. Nur in Streitſachen zwiſchen Genoſſen verſchiedener Kon⸗ 
feſſionen wurden die ſogenannten vermiſchten Gerichte gebildet. Auch 
da3 Kriegsweſen war getrennt. Außer dem Kantonszeughaus hatte jede 
Konfeffion wieder ihr eigenes Zeughaus, ihren eigenen Landeshauptmann, 
Zeugheren ꝛc. Ebenfo ging e8 mit dem Finanzweſen, indem jeder Ne: 
Tigionstheil feine eigene Kaffe, Einkünfte, Ausgaben und Gedelmeifter 
hatte. Dieſer bizarre Zuftand, der allen gemeinjamen Fortfchritt lähmen 
mußte, beruhte noch auf einem Landesvertrag, der 1683 zwiſchen den 
Konfeffionen unter Garantie der andern eidgenöffifchen Stände abge: 
ſchloſſen wurde. Die helvetifche Revolution machte zwar dem Chaos für 
kurze Zeit ein Ende. Aber ſchon mit der Mediation kehrten die alten 
Verhältniſſe größerentheils zurüd und die Reftauration ftellte fie noch 
weiter ber. Der Tagfabung wurde von Glarus, wie von Schwyz und 
Uri, nur ein mageres Skelett von ſechs Artikeln eingegeben, die als Ver: 
faflungsurfunde gelten follten. Mit der Zeit mar der Organismus um 
jo vernunftwidriger geworden, als er eine unverhältnigmäßige Bevorzu— 
gung der Katholiken mit fich brachte. Die Zahl der Reformirten nahm 
in Folge der inbuftriellen Thätigkeit immer mehr zu, während die Ka— 
tholifen in ihrer Entwidlung ftille ftanden oder zurüdgingen. Die Ka- 
tholifen bildeten gegenwärtig wenig mehr als den achten Theil der Be: 
völferung. Uber in allen gemeinfamen Behörden und Beamtungen wa— 
ren fie ungleich ftärfer vertreten. An die Tagſatzung ſchickte der achte 
Theil der Bevölkerung abmwechfelnd den erften Geſandten. 

Diefe eben fo fehwerfällige als umbillige Ordnung konnte fih den 
Anforderungen der Zeit gegenüber nicht länger halten. Doch Foftete e3 
einen mühfamen Kampf, bi3 e8 gelang, den alten Schutt wegzuräumen. 
An der Spibe der Neformparthei ftand Dietrid Schindler, (erſt 
Zeugherr, dann Landammann) ein hellfehender, kenntnißreicher Staats: 
mann. Unverdrofjen arbeitete diefer dahin, das Volk aus dem Schlendrian 
und den verfnöcherten Formen zu einem lebendigeren und thatkräftigeren 
Bewußtſein der Freiheit und des Rechts zu erheben und die Bande des 
Herrenthums abzuftreifen. Don Seite der Reformparthei berief man 
fih auf das natürliche, unveräußerliche Recht der Mehrheit des gefamm: 
ten Volks, die Verfafjung nach den jeweiligen Bedürfniffen ‚neu zu ge 
ftalten. Die Katholiten wollten nur auf dem Wege des Einverſtänd— 
nijjes und auf Grund der alten Verträge etwas ändern, 

Eine glänzende Landsgemeinde am 29. Mai 1836 brachte endlich 
die Reform zur Entfcheidung Mit überwiegendem Mehr erkannte die- 
felbe — nachdem der präfidirende Landammann Müller als Katholit 
vom Stuhl abgetreten war, weil er gemäß ben Beſchlüſſen einer katho— 
lichen Landögemeinde an der Berathung keinen Theil nehmen wollte — 
daß in Glarus wie in anderen Kantonen die Vorrechte aufhören und 
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aus zwei Korporationen ein Land, eine Landsgemeinde, ein Rath, ein 
Gericht werden follten. Demgemäß wurde befchlofien, die Revifion vorzu- 
nehmen und Rechtsgleichheit als eriten Grundſatz aufzuftellen. Kine 
Protejtation der Katholifen blieb unbeachtet. Zugleich wurde in Wah— 
rung der ſtaatsbürgerlichen Rechte den fatholiihen Prieitern, fo gut wie 
den proteftantifhen, der Landeseid auferlegt, unter Androhung von Strafe 
gegen Weigernde. So gejellte fi zu der BVerfaflungsfrage eine kirch— 
liche, da die Kurie hier mie anderswo den Prieftereid nur unter Vor: 
behalt der kirchlichen Sabungen zulafien wollte. 

Um der Proteitation gegen die Reviſion Nahdrud zu geben, wand: 
ten fich die Katholifen an die Tagjabung. Aber diefe mußte Glarus, 
der Eidgenofjenfchaft gegenüber, als einen ungetheilten Kanton anjehen 
und Fonnte das Konftituirungsrecht der Mehrheit nicht beitreiten. Durch 
ihren feierlichen Ausfpruh vom 27. Dezember 1830 hatte die Bundes- 
behörde jedem Kanton die freie Verfaſſungsreviſion zugefichert. Den 
Katholiken ftand es um fo weniger zu, ſich auf die alten Verträge zu 
berufen, al3 in den 1814 der Tagſatzung eingegebenen Verfaflungsar- 
tifeln das Recht ausdrüdlich vorbehalten war: „diejenigen Abänderungen 
in den innern Landeseinrihtungen zu treffen, die Landammann und Rath 
und ſämmtliche Landleute der Ehre und dem Vortheil des Standes zu: 
träglid) erachten würden.“ So konnte Glarus ungehindert in feiner 
Reform vorwärts fchreiten. Außer den Urkantonen, Zug, Wallis und 
Baſelſtadt wollte nur no Bern — das fi um diefe Zeit im Zeichen 
des Krebſes befand — in die Klage der Katholiken eintreten. 

Unterdeß hatte eine Revifionsfommiffion fi friih am bie Arbeit 
gemadht. Das Werk derfelben wurde von einer Landsgemeinde mit Ju: 
bel angenommen (?. Oft. 1836). Die neue Berfaffung behielt die be: 
mofratiihen Grundlagen bei, aber fette diefe mit den Prinzipien einer 
geſunderen ftaatlichen Ordnung in Einklang. Der abgefonderte Orga: 
nismus der Konfefjionen fiel weg. Bei Befetung der Raths- und Ge: 
richtöftellen wurde nur die Beachtung eines billigen Paritätsverhältniffes 
vorgeſchrieben. Die thatſächliche Lebenslänglichfeit der Aemter hörte auf. 
Die öffentlichen Rechte erhielten die nöthigen Garantien. Die biäher 
übliche Berfteigerung und allgemeine Verlofung von Landesbedienftungen 
wurden abgeichafft, Yuftiz und Vermaltung getrennt, das ganze Schul: 
wejen unter Auflicht des Staats geftellt. Glarus Teuchtete dadurch den 
kleinen demofratiihen Kantonen voran. Ein Mangel blieb noch in der 
zu großen Zahl der Behörden, 

Die volle Durchführung der Verfafjung hatte mit Schwierigkeiten 
zu fämpfen und ging nur langfam vor fi. Die katholiſche Minderheit 
feste hartnädigen Widerftand entgegen, der fi) in den beiden ganz fa: 
tholiſchen Gemeinden Näfels und Oberurnen concentrirte und aud dann 


— 22 — 


noch fortbauerte, als an der Tagſatzung ſchon eine Mehrheit von Stän- 
den die Verfafjung unter eidgenöfliihe Garantie genommen hatte, Der 
Klerus ſchürte den Widerftand und ließ die Neligionsgefahr ſpielen, ob— 
gleich die Verfaſſung die eigene Beforgung der Tonfeffionellen Angeles 
genheiten, nur unter Aufficht des Staats, gewährte. Vergebens ſuchte 
eine Landögemeinde dur die Erflärung zu beruhigen: „daß fie weit ent— 
fernt jei, weder jebt noch in Zukunft den firchlichen Rechten der katholi— 
ſchen Mitlandleute zu. nahe zu treten.” Nachdem alle gütlichen Mittel 
erſchöpft waren, griff die Regierung endlich zu den Waffen, bot das 
doppelte Kontingent auf, rief die Kantone Zürih und St. Gallen um 
bundesgemäßen Zuzug an und bejegte Näfels (22. Auguft '1837). Jetzt 
fügten fi die Gemeinden und ftellten die verlangten Unterwerfungs— 
aften aus. ine Kriminalunterfuhung folgte dem aufrühreriſchen Treis 
ben. Die hartnädigen Führer der Katholiken, Landesfähndrih Burger 
und Gardehauptmann Müller, wurden flüchtig. Beide ftarben bald hernach. 

Als die neue Ordnung bereits an allen Orten eingefebt war, 308 
fih noch das Zerwürfniß über den Prieftereid fort. Die Kurie beharrte 
auf einem. Vorbehalt, den die Regierung nicht annehmen wollte. Von 
Neuem wurden die renitenten Geiſtlichen mit Einftellung und die Nicht: 
fantonsbürger mit Landesverweiſung bedroht. Der Bifchof weigerte ſich 
auch ferner den Eid zuzulafien, . Der Streit ſchärfte fih dadurch, daß 
den Katholiken die Theilnahme an der gemeinfamen Näfelfer Feier ver: 
boten wurde. Da hob der dreifache Landrath den proviforischen Bis— 
thumsverband mit Chur auf und zog die vier wiberfeglichen, Priefter, 
Pfarrer Tihudi von Glarus an der Spite, wegen ftaatögefährlicher 
Umtriebe vor die Kriminalgerichte (April 1838). Sämmtlich wurden 
fie ihrer Stellen entjegt und die zwei Nichtlantonsbürger auch aus dem 
Lande verwiejen. So machte fi die ftaatliche Autorität geltend, wenn 
auch an und für fich mit dem Prieftereid wenig gewonnen war. 

Eine Amneftie, von der nur die verurtheilten Geiftlichen. ausgenom 
men wurden, und Erlaß der Erecutionäfoften ſchloſſen endlih den Ver: 
faffungsfampf ab. Nach längeren Wehen hatte der Kanton den fonfef? 
fionellen Dualismus glücklich abgeftreift und eine. einheitliche Ordnung 
errungen, die den Fortſchritt erleichterte. 


Beitere Derfaffungsrevifionen — Aufhebung des Alofters Pfäfers — 
P Anruhen im Kanfon Bern. 

Während in Glarus ein Umſchwung eintrat, Tief in einzelnen der ' 
bereit3 regenerirten Kantone die verfaffungsmäßige Frift ab, nach welcher 
die Frage einer neuen Reviſion entichieden werden mußte. 

Dahin gehörte Thurgau, das 1830 den erften Sporn zu ben 
Bewegungen gegeben hatte. Der Schöpfer der neuen Verfafjung, Pfarrer 
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Bornhaufer, war hier der Meinung, daß noch kein Bedürfnig vorhanden 
fei. Die Gebreden im Gerichtsweſen, über melche beſonders geflagt 
wurde, könnten auf dem Wege der Gefehgebung gehoben werden. Eine 
jüngere Schule von Auriften, Dr. Kern an ber Spite, wollte dagegen 
durch neue Verfafjungsbeftimmungen helfen. Das Volk entjchied für 
die letstere Anſicht. Pfarrer Bornhaufer jah fi in feinem bisherigen 
Einfluß überflügelt und trat aus dem Gr. Rath. Ein Verfaſſungsrath 
machte ſich an die Arbeit der Nevifion. Großes konnte nicht gewonnen 
werden. Die Aufftellung einer Yuftizfommiffion zur Ueberwachung des 
Gerichtsmefens, fo wie zur Bearbeitung von Gefetentwürfen im Gebiete 
der Givil- und Strafrehtäpflege ꝛc. war die hauptfächlichite Frucht. Der 
bisherige, dem Eonfefjionellen Mißtrauen entjprungene Organiämus ge: 
fonderter Religionsbehörden blieb unverändert. Mit dem von demokra— 
tiſcher Seite angeftrebten Veto konnte fich die liberale Doctrin no nicht 
befreunden. Die neue Berfaffung wurde vom Volf mit 11,437 gegen 
2900 Stimmen angenommen. 

Bedeutfamer war die Revifion, die in Zürich durd den Gr. Rath 
vorgenommen wurde. Hier hatte die bisherige Reform das Prinzip ber 
Rechtögleichheit noch nicht confequent durchgeführt. Die Stadt war noch 
“ immer bevorzugt, indem ihr ein Drittel der Vertreter zufiel. Die Ver: 
faffung von 1831 follte nur einen Mebergang bilden. Jetzt galt es, 
die lebte Scheidewand zwiſchen Stadt und Land zu befeitigen und den 
Grundfag einer gleihmäßigen Volksvertretung vollftändig durchzuführen. 
Die Geburt ging ohne große Mühen vor ſich; auch die Stadt ſah wer 
nig Gewinn mehr in dem übriggebliebenen Vorrecht; von ariftofratifcher 
Seite fing man an, fi mit dem Proletariat zu verbünden. Die Wahl: 
beſchränkungen verfhmwanden, dem Gr. Rath wurde nur noch die Wahl 
von 12 indirecten Mitgliedern (ſtatt bisheriger 33) zugefchieden, das 
Alter der Wahlfähigkeit von 30 Jahren auf dasjenige der bürgerlichen 
Handlungsfähigkeit herabgejett, Integralerneuerung der Behörden einge: 
führt und die Mitgliederzahl des Regierungsraths von 19 auf 13 redu— 
zirt. Weiteren demofratifchen Konfequenzen, namentlich dem in einer 
Anzahl von Petitionen verlangten Veto, widerfegten fi die liberalen 
Führer, die ſtreng am Repräfentativfyftem fefthalten wollten. Big 
Februar 1838 kam die Revifion zu Ende, wo die Abänderungen mit 
15,307 gegen 3379 Stimmen angenommen wurden. 

Auh im Kanton St. Gallen mufte die Frage entſchieden werben, 
ob eine Berfaflungsrevifion vorzunehmen fei. Die ultra-demokratifche 
Parthei, die im Schlepptau des römischen Klerus ftand, drängte zur Ne 
vifion, um die einheitliche Kraft des Staates noch mehr zu Gunften der 
ultramontanen Interefjen zu lähmen, als bereit® durch ben unfeligen 
Artikel 22 über die konfeffionelle Trennung der Fall war. Die Freifinnigen 
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ftemmten fich deßhalb dagegen und ihren Bemühungen gelang e8, den 
Boden zu behaupten. Das Volk verwarf die Revifion mit 19,902 
gegen 9677 Stimmen (2. April 1837). Bei der unmittelbar folgen: 
den Erneuerungswahl des Gr. Raths erhielten die Yreifinnigen eine 
eben fo glänzende Mehrheit und zwar diesmal auch wieder im katholi— 
hen Gr. Rath. 

Bald hernach konnte man in St. Gallen zur Aufhebung des Klo— 
fters Pfäfers jchreiten.. Schon feit längerer Zeit war in diejem 
Klofter die Disciplin immer loderer geworden. In den Mönchen kämpfte 
die Gewalt der eingedrungenen. Ideen der Neuzeit mit dem Roſte des 
Klofterlebens. Alle Verfuche, die Zucht wieder herzuftellen, blieben er- 
folglos. Unter den Kapitularen jelbft bildete fih eine Parthei, welche 
die Auflöfung anftrebte. Zunächſt Fam das Klofter auf eigenes Ber: 
langen unter weltliche Verwaltung. Damit waren indeß die inneren 
Zwiſtigkeiten nicht gehoben. Endlich) beſchloß das vom Abte verfammelte 
Kapitel, den Pabſt um Säkularifation und im Falle der Gewährung 
den Fatholifchen Adminiftrationsrat um Penjionirung der Kapitularen 
und um Sorge für gewijienhafte Verwendung des Klojtervermögens zu 
frommen Zweden zu erfuhen (9. Januar 1838). Das Gejuh an den 
Pabft wies der Nuntius barjch zurüd, Jetzt hielten es die weltlichen - 
Behörden an der Zeit, von fich aus einzugreifen. Baumgartner fpornte: 
„ein guter Fond und wadere Männer müfjen aus der Erftarrungsperiode 
bei jo allgemeiner Aufſchwungszeit für ihr Vaterland lebendig gemacht 
werben.“ Ohne die vom Kapitel geftellte Bedingung der Säkularijation 
durch Rom abzuwarten, aber dem Wunfche der auflöfungsluftigen Mönche 
entfprechend, ging man an die Aufhebung. Der Streit war nur noch, 
ob die Angelegenheit al3 eine rein Eonfeffionelle — das Kloftergut als 
katholiſche Gut — oder als Staatsſache angejehen werden folle. 
Das Fatholifche Großrathskollegium entjchied im erfteren Sinn. Der 
allgemeine Gr. Rath verwarf dagegen diefen Standpunkt nah einem 
Antrag von Pfarrer Steiger und ſprach den Grundfaß aus: daß je 
dem Staate nach allgemein gültigen und anerfannten Grundfägen des 
pofitiven öffentlichen Rechts das unveräußerliche Recht zuftche, unter ge 
gebenen Verhältniſſen Klöfter zu fäfularifiren und das Vermögen auf: 
gelöster Klöfter al Staat3gut zu frommen und milden Zweden zu 
verwenden. Hierauf beſchloß der Gr. Rath jelbft die Aufhebung des 
Klofters Pfäfers, regelte die Penfionen und beftimmte den Ueberſchuß 
vorzugsmeife zu Schulgweden. Die Regierung fäumte nicht, den Bes 
Ihluß auszuführen. Im Klofter felbft wurde die Aufhebung mit Luft 
barfeiten gefeiert. Der Nuntius reichte eine Proteftation ein, die indeß 
von der Regierung nicht beachtet wurde. Großen Lärm konnte die ul- 
Iramontane Parthei nicht erheben, da die Kurie unfähig geweſen war, 
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der inneren Anardie zu feuern und da3 Kapitel fich ſelber aufges 
geben hatte. 

Mährend diefer Zeit bildete fih im Kanton Bern unter der Herr: 
haft der Tſcharner-Schnell'ſchen Parthei ein immer engeres Regierung: 
ſyſtem aus, Durch die Regeneration war da3 alte Patriziat mit feinen 
Vorrechten gefallen, aber allmählig kam ein Neuherrenthum empor, das 
fih auf den Eigennug von Dorfmagnaten fügte und einen fcharfen Un: 
terſchied zwiſchen Beſitzenden und Nichtbeſitzenden zog. Dieſes Burgdor- 
fer Syſtem war eben ſo willkührlich und gewaltthätig im Innern als 
unterwürfig nach Außen. Wo es den Konvenienzen diente, ſetzte man 
ſich über die Garantien der Verfaſſung hinweg, griff in die Unabhän— 
gigkeit der Gerichte und verläugnete die liberalen Grundſätze. Unge— 
ſcheut wurde von den Gebrüdern Schnell die Maxime ausgeſprochen: 
„Schutz den Gleichgeſinnten, Trutz und Unterdrückung den Gegnern.“ 
Die neugeſtiftete Hochſchule ſuchte man von vorneherein zur Dienerin 
der herrſchenden Politik zu machen; eine freie und unabhängige Wiſſen— 
ſchaft wollte man nicht anerkennen; Lehrer, welche ſelbſtſtändig wirkten 
und Prinzipien vertraten, die dem rohen „Zaunſteckenregiment“ wider— 
ſprachen, wurden verfolgt. Den Profeſſor Ludwig Snell hatte deßhalb 
die Acht getroffen; fein Bruder, Prof. Wilhelm Snell, der geift- 
volle Begründer einer neuen Rechtsjchule, blieb unter dem fortwährenden 
Bann der Burgdorfer Prejie. Das frühere meltbürgerlihe Auftreten 
ihlug in das äußerſte Spiefbürgertfum um, An die Verwirklichung 
fruchtbarer Reformen Eonnte unter diefen Umftänden wenig gedacht wer: 
den. Doc fehlte e8 nicht an einer Fräftiger gefinnten Oppofition, die 
dem Syitem der Ernicdrigung entgegentrat. Durch die ſcharfen Gegen: 
ſätze mußte nothwendig ein Riß unter den Anhängern der neuen Ord— 
nung entjtehen. Die „Nationalen” rangen mit den „Burgborfern,“ die 
ihren Fuß noch zum Theil in den Schußvereinen hatten. Dadurd wur: 
den die Hoffnungen der ariftofratiichen Parthei wieder rege, die dur) 
die Brefhe ihren Weg zur Reaction bahnen zu können glaubte, zumal 
wo dad Drängen der Diplomatie zu Hülfe fam. Die Altgejinnten 
fuchten fich dur) die Bildung von Sicherheitvereinen neu zu organifis 
ren und einen Mittelpunkt ihrer Thätigfeit zu ſchaffen. Mit diejen 
Vereinen hielt man fi noch auf dem Boden der Verfafjung, da feine 
ungeſetzlichen Schritte vorgeworfen werden Fonnten. Die Burgdorfer 
fahen inde& in jeder Ngitation von diefer Seite eine Staatögefahr und 
wollten da8 Treiben von oben herab niederſchlagen. Ein Vorſchlag der 
Regierung, alle Vereine unter eine gemijje polizeiliche Aufficht zu ftellen, 
namentlih von allen Mitgliedern einen Eid der Berfafjungstreue zu 
fordern, genügte nidt. Karl Schnell fette im Großen Rath — mit 
67 gegen 44 Stimmen — ein förmliches Ausnahmsgeſetz durch, das 
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die Sicherheitävereine auflöste und fernere Verſammlungen bei Strafen 
unterfagte (8. März 1837). Vergebens kämpfte eine radikale Minder: 
heit, Neuhaus an der Spite, gegen diefe Preisgebung des Vereinsrechts. 
Karl Schnell rechtfertigte die Auflöfung mit den Worten: „man muß 
feine Gewalt zu gebrauchen wiſſen, man muß nicht meinen, man müſſe 
immer die Gerichtsfagung unter dem Arme haben. Die Regierung hat 
das Recht der Meinung und hat die Polizeigewalt und jie foll jich nicht 
ſcheuen, fie zu gebrauchen.” 

Die ariftofratifche Parthei wurde durch dieſen Schlag, "den die 
öffentlihe Meinung verurtheilen mußte, nur zu federen Umtrieben ge: 
ſpornt. An die Stelle des Sicherheitövereing trat ein Vaterlandsverein, 
der fich zur Aufgabe ftellte, jedem Nerjuche zur Unterdrüdung der ver: 
fafjungsmäßigen Freiheit und Rechtögleichheit mit allen Kräften entge: 
genzuarbeiten. Im Oberland, wo die Patrizier auf das Proletariat 
rechneten, wurde ernftlich agitirt und eine aufftändifche Bewegung vor- 
bereitet. Eine Volfsverfammlung in Thun fchlug fehl; eine andere in 
Brienzwyler (30. April) nahm einen drohenden Charakter an. Laut 
wurde erflärt, daß e3 Zeit fei, fich zu fammeln, um gegenüber der im 
Gr. Rath herrfchenden Faction Ordnung und Frieden im Lande herzu: 
ftellen. Die Behörde verhaftete einen der Führer, den gemefenen Amts: 
fchreiber Schärer. Als Gleiches mit einem anderen, dem Wirth Hugg— 
ler, gefchehen follte, rotteten fih Haufen zum Widerftand zufammen. Die 
Sade wurde jest gefährlich genug angefehen, um Truppen aufzubieten 
und Regierungsfommijjäre hinzuſchicken. Mit leichter Mühe fprengte 
dag Militär unter Oberftl. Knechtenhofer die Aufftändifchen auseinander 
und befegte Brienz (8. Mai). Wirth Huggler ftellte ſich felbft zum 
Verhaft. In wenigen Tagen fonnten die Truppen wieder entlafjen wer: 
‚den. So endigte der ſchwache Neactionsverfuh. Obgleih nur unter: 
geordnete Werkzeuge zum Vorſchein kamen, konnte fein Zweifel darüber 
fein, wo die Fäden zufammenliefen. Um dem Patriziat die Mittel zu 
befhneiden und den Geldnerv zu lähmen, folgte ein Geſetz über Be: 
Ihränfung der Familienkiften in der Stadt Bern, deren Fonds zu poli— 
tiihen Wühlereien mißbraucht wurden. 

Die Burgdorfer Herrihaft jtand jest auf ihrem Höhepunkt. Sie 
hatte die beftehende Ordnung vor ariftofratiihem Umfturz gerettet. Die 
Nationalen, die das verfafjungsmäßige Recht in Schub genommen hat: 
ten, wurden der halben Mitjchuld angeklagt. Karl Schnell dominirte 
im Regierungsrath; Hand Schnell befleidete die gemwichlige Stellung ei— 
ned Landammanns (Präfident des Gr. Raths). In einer Eröffnung: 
rede (19. Febr. 1838) fuchte letterer mit feiner ganzen Beredtfamfeit 
dem engen Syſtem einen glänzenden Mantel umzumerfen und der radi— 
falen Richtung ein gebieterifches Halt zuzurufen. Die Rede machte gro: 
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Ben Eindrud bei Freund und Feind, bei den Einen fand fie Beifall 
und Zuftimmung, bei den Anderen erzeugte fie Erbitterung und Kampfes: 
eifer, den hingemworfenen Handihuh aufzunehmen. *) 


Hörner- und Alanen-Ötreit in Schwyz. 


Nah Auflöfung des Sarnerbunds war e8 den eidgenöffiichen Be: 
mühungen gelungen, im Kanton Schwyz die getrennten Landestheile wie: 
der unter einen Hut zu bringen. Unter der neuen gemeinfamen Ber: 
fafjung hoffte man auf eine liberalere Ordnung im ganzen Kanton. Aber 
ſchneller als ji irgend vermuthen ließ, kam der alte Sarnergeift wies 
der empor. Das innere Land, das von tiefem Groll erfüllt blieb, bil: 
dete immer den feſtern Kern, zumal die Bezirkseintheilung demfelben 
günftig war. Die liberale Rarthei der äußeren Bezirke fiel auseinander, 
ftatt ihre Kräfte zufammenzuhalten. Der bisherige Vorkämpfer der rei: 
heit und Gleichheit, Schmidt von Lachen, verläugnete feine Grundfäge. 
Immer geldbedürftig und dephalb käuflich, fpielte derjelbe mit feinen 
Ränken den reactionären Gegnern in die Hände und ging allmählig 
ganz ins Lager der alten Sarner über. Korruption und Einfhüchterung 
wirkten weiter, um dem inneren Lande wieder das Uebergewicht zu ver: 
Ihaffen. Bereits im Frühling 1834 wurde Nazar Reding, der als ge: 
mäßigter Staatsmann die Leidenſchaften zu zügeln juchte, aber von der 
Reaction als Feind der Kirche verdächtigt wurde, nad gewaltjam gejtör- 
ter Landögemeinde (mo der freilinnige Statthalter Diethelm an den 
Haaren von der Bühne heruntergerifjen und unter einen Haufen Holz 
geworfen wurde, ohne dag man die Thäter je zu gebührender Strafe 
320g) von der Stelle eines Landammanns bejeitigt und Abyberg, 
der Held von Küßnacht, in den Seſſel gehoben. Die freiere Entwid: 
lung hörte damit auf. Der Kanton widerjegte ſich jeder Bundesreform. 
In den äußeren Bezirken erhoben ſich vielfache Klagen über Verfajjungs: 
verlegungen und Rehtöverfümmerungen, über Willtühr der Beamten und 
Partheilichkeit der Juſtiz. Auf die fogenannten neuen Landleute fiel wie- 
der der alte Drud. Das herrichende Magnatenthum knüpfte ein immer 
fefteres Bündniß mit den Nömlingen. Das Klofter Einfiedeln tonnte 
frei jchalten und walten, obgleich die Berfafiung die Klöfter in jeder 
Beziehung unter Aufjicht des Staates ftellte. Als der Nuntius von Quzern 
fortging, wurde er in Schwyz mit aller eierlichfeit empfangen. Die 
Regierung ftellte fih an die Spike der ultramontanen nterefjen, indem 
fie den katholiſchen Vorort fpielte und gegen Kantone zu interveniren 
juchte, die mit der Kurie in Konflilt kamen. Bald konnte auch der Je— 


*) Siehe die ganze, im ihrer Weiſe ausgezeichnete Rede in: J. Schnell, meine 
Erlebnifje unter dem Berner Freiſchaarenregiment. Burgdorf 1850. 
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juitenorden den günftigen Boden benuten, um einen neuen Poften 
in der Schweiz vorzufchieben. Obgleich noch immer ein Beihluß der 
Kantonslandsgemeinde von 1758 in Kraft beitand, wornach die Einfüh- 
rung der Sefuiten unterfagt und fogar jeder dahin zielende Vorſchlag 
verpönt war, kam (15. Mai 1836) der Antrag vor die Bezirfsgemeinde 
von Schwyz: der Bezirfsrath möge die ehrwürdigen Väter Jeſu einladen, 
ein Kollegium ihres Ordens am Hauptorte zu gründen, fobald die nö— 
thigen Summen ſowohl für Erridtung der Gebäude als zum Unterhalte 
de3 nothwendigen Perfonald zufammengebracht jeien. Es erfolgte feine 
Einſprache und die Annahme gefhah fomit einftimmig. Auch die Kan- 
tonsbehörden ließen ruhig gewähren. in Profpeft, unterzeichnet von 
den weltlichen und geiftlihen Taufpathen des Kindes, an der Spitze 
Abyberg, lockte mit fchönen Worten zur Betheiligung: auf guter Erzie— 
hung der Jugend beruhe das Heil der Völker; eine foldhe beftehe aber 
nicht blos in Wedung der Erkenntnißkräfte, fondern in Stärkung der 
Willenskraft zum Kampf wider das Böfe und im Beleben des religiö- 
jen, hriftlihen Sinne. Um diefes Ziel zu erreichen — bebürfe e8 der 
Sefuiten. Durch Subfeription- wurde der Fonds — auf 150,000 Frans 
fen berechnet — gefammelt, aus der Staatsfaffe fam ein Gefchent von 
12,000 Franken, der Bezirfsrath ficherte unbedingte Fehrfreiheit zu und 
am 11. Dftober 1836 zogen die frommen Väter unter Feierlichfeiten in 
die eroberte Provinz ein. 

Mährend der Kanton fo unter einen finfteren Geift gedrüdt wurde 
und für die Zukunft der Same einer heillofen Zwietracht außgeftreut 
wurde, entipann fi im Schooße des alten Landes felbit ein eigenthüm: 
licher Streit, der anfangs rein lokaler Natur war und blos materielle 
Intereſſen berührte, aber allmählig die Partheien überhaupt ergriff und 
fich zu einem neuen politischen Riß erweiterte. 

Im alten Lande Schwyz beftanden von Alters her zwei getrennte 
Almend:Korporationen, die Oberallmend und die Unterallmend. Bei 
der Benutung der Oberallmend war fchon lange Klage über Un: 
gleichheit. Von Jahr zu Jahr wurde diefe lauter und verwandelte ſich 
endlich in einen heftigen Nechtshandel. Bei gleichem Treibrechte für alle 
Genofjen, hatte dennoch nur der NReichere bisher den Gewinn, da er al: 
lein im Fal war, Hornvieh auf die Weide zu führen, während der wer 
niger Bemittelte nur Meines Klauenvieh, Ziegen und Schafe, Hirten 
fonnte, der größte Theil der armen oder ferner gelegenen Randleute aber 
ganz Teer ausging. ine große Zahl der Korporationsgenofjen ver: 
langte daher beharrlich, daß fünftighin die Benutzung der Oberallmend, 
je nad Pferd, Hornvieh, Klauenvieh, abfteigend nad) einer - beftimmten 
Anzahl Klauen angefegt und bezahlt, der jährliche Gefammtertrag aber 
unter alle Genoſſen gleihmäßig vertheilt werben follte, wie bei der Un: 


terallmend bereit3 üblih war. Diefe, die Nermeren und ihre Gönner, 
wurden darum Klauenmänner oder Klauen, jene, die Reicheren und 
ihre Klienten, melde bei der alten Form der Benutzung bleiben wollten, 
Hornmänner oder Hörner, die Unentfchiedenen und Vermittler fpott- 
weile Shwänzler genannt. Alle Leidenjhaften des Privatintereſſes, 
mit ihrer gewohnten Gehäfligkeit, wurden für und gegen aufgeregt, in 
gefpannter Erwartung des lange verzögerten richterlichen Entſcheids. Die 
Hörner bejtritten die richterlihe Kompetenz in Sachen der Korporations- 
gemeinde. Das Kantonsgericht entfchied endlich in diefem Sinne. Bei 
den Verhandlungen übten einige hundert Muotathaler, mit Stöden und 
Fußeiſen ausgerüftet, durch ihr Toben und Drohen argen Terrorismus. 
Die hierauf an den Gr. Rath gebrachte Klage über Rechtsverlümmerung 
wurde abgemwiefen. Darüber allgemeine Entrüftung der Klauen; dann 
Vertröftung, dur die Wahlen der nächſten Kantons: und Bezirksge— 
meinden Männer ihrer Anficht in Regierung und Gericht zu bringen; 
deßhalb Verbindung mit der Oppofition im äußeren Lande und Aufres 
gung in allen Bezirken. Der Name Hörner und Klauen fteigerte ſich 
nun zur Bezeichnung der politischen Partheien: diefe die Leute des Fort: 
ſchritts, jene des Stilljtands oder der Reaction. *) 

So nahete der Tag der Landsgemeinde im Mai 1833 heran. Die 
Klauen hatten ihre Augen auf Nazar Reding als Landammann geridh: 
tet; die Hörner jchaarten fi wieder um Abyberg, den Eroberer von 
Küßnacht. Alle Hebel wurden angewandt, um den bevorftehenden Wahl: 
fampf dur Handmehr fiegreich zu entjcheiden. Wie e8 im Lande Schwyz 
von jeher üblich gewejen, jo wurde auch jegt von dem eben fo jchlechten 
al wirkſamen Mittel der Geldvertheilung Gebrauh gemacht. **) Für 
die Hörner agitirte das Klofter Einfiedeln, faft der ganze Klerus. Die 
Klauen wurden ald Feinde der römifch-fatholifhen Kirche verſchrieen. 
Sol Schwyz vom Glauben abfallen und fich durch eine zweite Helvetifche 
Regierung unterjochen lajjen? So ftellten Magnaten und Priefter die 
drage an das Volk. 

Die Landsgemeinde wurde bei Rothenthurm abgehalten. Es war 
ein herrlicher Frühlingsmorgen, als das Volk unter jonntäglihem lo: 
dengeläute von allen Seiten nad; dem Plabe zog. Zuerſt rüdten bie 
Schaaren der Klauen an; munter und zuverfichtlih, mit Gefang, die 
Feldmufit von Brunnen an der Spike, Alle in Jacken oder Röden; 


*) Siehe über den ganzen Streit die eidgenöffiichen Berichte im Tagſatzungs- 
abſchied von 1838, 

**) Um äcgeren Beſtechungen zu begegnen, wurde unter der Reftauration das 
förmliche Geſetz erlaffen, daß bei Wahlen von den Wahltanditaten auf den Land« 
ammann fünf Baten verheigen und bezahlt werden dürften, Dies galt gegemvär« 
tig nod). 
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meift mit leichten Gerten in der Hand, nach Landesfitte Dann fa- 
men die Hörner, fanatifch aufgeregt, in drohender Haltung, einem Land- 
fturm gleich, mit dem häufigen Feldgefhrei: „Haar aus!“; die Meiften 
ohne Jacken oder Röde; ſchaarenweiſe mit frijch gehauenen und geſchäl— 
ten Knütteln oder halben Keulen verfehen. Schon in Schwyz wurde 
gegen Landammann Reding’s Haus gejchrieen: „Heute Abend bringen wir 
Reding’3 Rippen heim.“ Auf dem Landsgemeindeplage dehnte fich die 
ganze Mafje von nahe an 10,000 ftimmfähigen Kantonsbürgern, rechts 
und links, wie nad der Schnur in Hörner und Klauen getheilt, von 
der Ebene aufwärts an der gegenüber der Bühne anfteigenden Anhöhe 
aus; außerhalb der Marken von einem Kranze zahlreicher Fremden aus 
den Nachbarkantonen umfchloffen. Schon bei einer Vorfrage jollten fi) 
die Partheien mefjen. Es handelte fih um Beftätigung der vom Kan: 
- tonsrathe zuvor — im Sinne der Hornparihei — bezeichneten Stimm: 
zähler. Die Führer der Klauen verlangten freie Wahl derfelben durch 
die Gemeinde. Bei der Abftimmung fhien ſich eine Mehrheit von 500 
Händen auf Seite der Klauen zu erheben. Schon jauchzten diefe: „Wir 
find Sieger!” Auch von der Bühne herab ward ihnen von ihren Füh— 
rern zugerufen, daß fie das Mehr für fich hätten. Der vorfigende Land» 
ammann Holdener, der mit dem Kantonsfchreiber und Kantonswaibel 
zu entjcheiden hatte, erklärte dagegen, das Mehr ſei eher auf Seite der 
Hornmänner, da indeß Zweifel herrjche, könne noch einmal abgeftimmt 
werden. Darauf Unmwille bei den Klauen; unweit der Bühne beginnt 
ein Wortwechfel und fogleih Schlägerei. Jetzt erhoben fi — wie die 
Klauen behaupteten, auf ein gegebene Zeichen von der Bühne — die 
Knebelftöde der Hörner durch die ganze Fronte und fielen in ſtürmiſchem 
Angriffe auf die Klauen nieder. Die Wählerftätte verwandelte fih in 
eine Wahlftatt. Die Mafje der Klauen, außer Stande, mit ihren leich- 
ten Gerten zu miderftehen, ftob auseinander, verfolgt von den Hörnern 
unter dem wilden Ruf: hauet auf die Röde los! oder dem Wahnge: 
ſchrei: es geht um unfre Heilige Religion! Während der furdtbaren 
Schlägerei ftanden die Führer der Hornparthei ruhig auf der Bühne und 
nur Landammann Holdener, von einem der Häupter der äußeren Bezirke 
aufgefordert, gebot den Landesfrieden, indem er das Landesichwert drei: 
mal hoch emporhob. Während die Landleute, die an der Schlägerei kei— 
nen Antheil nahmen, ftehen blieben, wurden von den Klauen von der 
Seite her Steine auf die Bühne gefchleudert, von denen einer den Hut 
des Landammanns traf. Als die Klauen das Feld geräumt Hatten, 
ftiegen die obrigkeitlichen Herren von der Bühne herab und begaben fich, 
von Knüttelmännern begleitet, nach Rothenthurm zurüd. Da die Wuth 
der Knüttelmänner weder Alter noch Gebrechen fchonte, fo wurden von 
den Klauen Viele jchwer verwundet oder thierifch mißhandelt; von den 
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Hörnern dagegen trug faft Niemand Schaden davon. Bon Kampf und 
Wein erhigte Knüttelmänner ſetzten ihre Gewaltthätigkeiten auch noch auf ih: 
ren Heimmegen fort. Als gegen Abend die Klofterfnechte von Einfiedeln 
heimfehrten und die dortigen Klauen befhimpften, rotteten fich diefe zu: 
fammen, jagten fie in den Klofterhof, drangen in diefen ein und zer: 
fchmetterten mit Steinwürfen die Klofterfeniter. So endigte der ſchauer— 
liche Tag zur Schande Aller, die durch rohe Gewalt das Heiligfte Recht 
eine3 Freiſtaats mit Füßen traten. *) 

Wer bei der Schlägerei den erften verhängnigvollen Streich geführt, 
fonnte fpäter nicht ermittelt werden; nad dem Bericht der in den Kan— 
ton geſchickten eidgenöffifchen Bevollmächtigten ergab fich indek aus dem 
Zeugniß Unpartheiifher, daß die Hörner die Schlägerei begannen. 
Ein Schreiben der Landammänner der äußeren Bezirke an den Vorort 
ging weiter und behauptete geradezu, daß die Schlägerei im Auftrag ber 
Regierung und der Führer der Hornparthei ftattgefunden habe. eben: 
falls Tieß die ganze Haltung der Hornmänner auf einen planmäßig be: 
abfichtigten Terrorismus ſchließen. Die Parthei, die allem Anſchein 
nad die Mehrheit hatte, war gewaltfam aus dem Felde gejchlagen, der 
ganze Kanton in einen anarchiſchen Zuftand verfeit, die Regierung nur 
noch das Werkzeug einer fanatiſchen Menge. Am alten Lande Schwyz 
hörte alle Sicherheit für die Liberalen auf. Mehrere der angejehenften 
Männer, wie Nazar Neding, mußten aus dem Kanton flüchten. Der 
ganze alte Zwieſpalt zwifchen den Yandestheilen brach wieder aus. Die 
Hornparthei wollte den Schreden benugen und eine neue Landsgemeinde 
abhalten. In den äußeren Bezirken begehrte man eidgenöflishen Schuß 
und neue Trennung oder geheime Volksabſtimmung über die Frage, ob 
die Verfafiung beizubehalten fei oder nicht ; dann Befeitigung der Lands— 
gemeinde und gleihmäßigere Eintheilung der Bezirke. Der Vorort Lu: 
zern fah den Kanton als in Auflöfung begriffen an und beſchloß ſofort 
von fi) aus eidgenöffiihe Dazwiſchenkunft. Demgemäß jandte er den 
Landammann Näff von St. Gallen und den Kriminalgerichtspräfiden: 
ten Adolf Hertenftein von Luzern als Kommiſſäre nah Schwyz, 
um den Landfrieden zu gebieten und zur MWiederherftellung einer ver— 
faſſungsmäßigen Ordnung mitzuwirken. Die Negierung von Schwyz 
proteftirte gegen dieſes Auftreten des Vororts und rief nach einer außer: 
orbentlihen Tagſatzung. Die beiden Kommifläre juchten, fo gut fie 
konnten, ihre Mifjion zu erfüllen. Aber nach Unterfuchung der Vorfälle 
und Prüfung der Sachlage gingen fie in ihren Schlüſſen auseinander. 


*) Siehe: Gefchichte des Freiſtaates Schwyz von D. Steinauer. Band II 
pag. 215. — Populäre Darftellung des Hörner» und Klauenftreits in Difteli's 
Kalender. Jahrgaug 1839. 
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Näff wollte die Schwyzer Behörden bis nach erfolgter Neuwahl aner: 
fennen und zu Vornahme der letteren eine neue Landgemeinde unter 
Auffiht eidgenöffiiher Repräfentanten abhalten. Hertenftein dagegen be— 
antragte, ſowohl der vorörtlihen Anfchauuug als den Wünſchen der äu: 
Beren Bezirke entjprechend, geheime Volksabſtimmung über eine Rekon— 
ftituirung des Kanton und im Fall ſolche befchlojien würde, Einberu— 
fung eined Verfaſſungsraths, gewählt durch möglichft gleihe Wahlfreife. 
Unbefümmert um die ganze eidgenöſſiſche Dazwiſchenkunft und entgegen 
dem ausdrüdlihen Verbot der Kommifjäre ſchritt indeß die Regierung 
von Schwyz zur eigenen Abhaltung einer neuen Landsgemeinde und be— 
waffnete ihre Partheigänger zum Schuß derfelben. Dieſe Landsgemeinde 
fand wirklich ftatt (17. Juni). Befuht von wenig mehr als einem. 
Drittheil der Landleute, ausſchließlich Hornmänner, größtentheils in 
Waffen, fonnte fie unmöglich den Landeswillen ausdrüden. Andrerfeits 
hatten die Liberalen in den äußeren Bezirken gleichfall3 gerüftet und 
ihre Landsgemeinde in Einfiedeln gehalten. Bei dem drohenden Zuſam— 
menftoß mahnte der Vorort die Stände Zürih und St. Gallen zur Be: 
reithaltung von Truppen. Die Kommiljäre bemühten fi, die beiden 
Partheien zu entwaffnen. In den äußeren Bezirken zeigte man ſich dazu 
bereit. Bon Schwyz fam dagegen die Antwort, die Mannfchaft fei einſt— 
weilen entlafjen, aber mit den Waffen, um auf jeden Ruf wieder da 
zu fein. Kehren die aufrührerifchen Bezirke nicht zu ihrer Pflicht zurüd, 
fo werde die Regierung fie dazu zwingen. Sende der Vorort Truppen, 
fo werde fie da3 gefammte Volk zum Widerftande aufbieten, wobei jie 
auf die Hülfe ihrer Mitftände zähle. Die Kommifläre fegten noch ein: 
mal einen Termin zur Ablieferung der Waffen ins Zeughaus, erklärten 
die Verhandlungen der Land3gemeinde al3 nichtig und proteftirten gegen. 
jede gewaltfame Unternehmung von Schwyz zur Unterwerfung der äuße— 
ren Bezirke. Dem fortdauernden Troß gegenüber verlangten die Kom: 
miſſäre endlih vom Vorort entweder Entlafjung oder die erforderlichen 
Mittel, um ihren Befehlen und Proteftationen Nahdrud zu verleihen 
und erflärten, daß Ruhe und Sicherheit bis zur Tagſatzung ohne be: 
waffnete Dazmwifchenfunft nicht mehr erhalten werben könne. Der Bor: 
ort erließ hierauf ein ftärferes Aufgebot an Züri, St. Gallen, Glarus 
und Luzern. Ein Kontingent von 4000 Mann follte bereit ftehen, in den 
Kanton einzurüden, wenn nicht innert der feftgefetten Frift die Waffen 
in die Zeughäufer abgeliefert würden. Die Kantone Bern, Zug, Aargau und 
Thurgau hatten eine faft eben fo ftarfe Reſerve in Bereitfchaft zu hal: 
ten. Die aufgebotene Macht wurde unter Kommando von Oberſt Zim— 
merli geftellt. 

So weit zeigte. der Vorort feiten und energifhen Willen, der Ach— 
tung gebieten follte. Aber der Widerfpruch unter den Kommifjären, die 
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Furcht vor zu weit gehenden Verwidlungen in anderen Kantonen, die 
Sonderdiplomatie von Zürich, das eigene Abgeordnete — Bürgermeifter 
Heß und AR. Fierz — nah Schwyz fhidte, um fich erft über ben 
Stand der Dinge und die Nothmwendigkeit einer militärischen Beſetzung 
zu erkundigen, endlich auch der Mangel an innerer Energie und Fräftiger 
Mebereinftimmung unter ben Liberalen in den äußeren Bezirken, lähmten 
die durchgreifenden Maßregeln. Durch einen Compromik gelang e8, 
die allgemeine Entwaffnung durchzuführen und von der Regierung in 
Schwyz die Zufiherung zu erhalten, daß fie ſich jeder Gewalt gegen die 
äußeren Bezirke enthalten und den Entjcheid der Tagſatzung abwarten 
wolle. Für den Augenblick wurde der Friede hergeftellt; die an den 
äußeren Grenzen von Schwyz aufgeftellten eidgenöffifhen Truppen konn: 
ten heimgejchidt werden; die Kommijjäre mußten ihre Mifjion als er: 
füllt anjehen und erhielten ihre Entlafjung. Aber im Uebrigen blieb 
der Zujtand ſchwebend und unter der zweideutigen Vereinbarung konnte 
das bisher herrjchende Syftem wieder feften Boden gewinnen. Als es 
fih dann in der ordentlichen Tagſatzung um die weitere Regelung der 
Berhältniffe handelte, wurde der von Luzern vertretene Gedanke einer 
Rekonftituirung des Kantons gänzlich verworfen und nur die Abhaltung 
einer neuen Landsgemeinde unter Auffiht von fünf eidgenöffifchen Re— 
präfentanten — Heß von Zürich, Nagel von Appenzell A. Rh., Schmidt 
von Uri, Näff von St. Gallen und Kern von Thurgau — fowie das 
Berlangen einer allgemeinen Amneftie befchloffen. Durch den Gang 
der eidgenöffiiden Dazwifchenfunft war unterdeß das Vertrauen der Horn— 
männer gejtiegen, die Hoffnung der Klauen herabgeftimmt. 

Am 22. Juli zogen die beidfeitigen Schaaren von Neuem auf den 
Sandsgemeindeplab bei Rothenthurm, deſſen Kreis durch einen feſten 
Doppelhag in zwei Hälften gefchieden war. Wie am 6. Mai ftellten 
fih die Partheien recht3 und links von der Bühne auf. Die Wahl der 
Stimmenzähler follte wieder entfheiden. Diesmal jchien da3 Mehr fo: 
gleich zu Gunften der Hornmänner auszufallen, allein die eidgenöfjifchen 
Repräfentanten wollten ſich die möglichite Gewißheit verſchaffen. Ein 
zweites und drittes Mehr wurden aufgenommen, ohne daß fi die 
Stimmen veränderten. Bei den Hörnern nahm der Jubel zu und fie 
riefen: „Wir haben's.“ Die eidgenöffischen Bevollmädtigten fanden je- 
doch, dak ein ruhiges Ausſcheiden der Stimmenden das Zwedmäßigite 
fei und ordneten deßhalb im Einverftändniß mit den Behörden eine Zäh— 
lung derfelben an, welche zwei und eine halbe Stunde dauerte. Das 
Ergebnig war, daß auf der rechten Seite 4478 Landleute für den Kan: 
didaten der Hornparthei, auf der linken Seite 4000 für denjenigen der 
Klauen geftimmt hatten. Als die Klauen ihre Sade verloren fahen, 
begab fi die Mehrzahl auf den Heimmeg. Abyberg, der Gönner der 
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Jeſuiten, durch feine Leibesgeftalt imponirend, konnte jett ohne Wider: 
fprud) als Landammann in den Sefjel gehoben werden. Dank der eid- 
genöfjiihen Unpartheilichfeit oder dem ftrengen Bundesrecht erreichte der 
Prügelterrorismus fein endliches Ziel. Die liberale Parthei der äußeren 
Dezirke hatte zu viel von der Dazwiſchenkunft, zu wenig von der eige- 
nen Kraft erwartet. In der geographifchen Trennung lag immer ein 
Grund der Schwäche für diefelbe. Das reactionäre Syftem war mehr 
wie je befeftigt. Der Gr. Rath wollte die Amneftie nur unter einem 
Vorbehalt erlafjen. Die Tagſatzung mußte durch förmlichen Beſchluß 
jede Verfolgung unterfagen. Der Borort fand am Ende nur Tadel für 
feine rafhen Mafregeln. An der Tagfakung mochte kaum eine Stimme 
direkte Billigung ausfprehen. Der Mangel jeder wirffamen Garantie 
für die verfafjungsmäßigen Rechte der Bürger von Geite der Eidge— 
nofjenfhaft trat auch hier wieder hervor. 


Der Souis-Napoleon-Dandel. 


Noch war der Hörner: und Klauenftreit in Schwyz nicht beendigt, 
als fich der Knoten einer neuen äußeren Verwicklung fhürzte. Das Be: 
drängnig fam wieder von Frankreich, dejjen Herricher fi) gewöhnt hatte, 
den Commandoftab gegen den ſchwächern Nachbarftaat zu ſchwingen, und 
die Schweiz durch die gehäfligite Politik jih nicht gründlich genug ent: 
fremden konnte. 

Louis Napoleon Bonaparte, Sohn des ehemaligen Königd von 
Holland und Neffe des großen Kaifers, durch die Verbannungsafte ges 
gen feine Familie vom franzöjifchen Boden ausgeſchloſſen, Hatte ſich mit 
feiner Mutter Hortenfia, Herzogin -von Leu, zu Arenenberg im Kanton 
Thurgau angefiedelt und war hier (1832) Bürger der Gemeinde Salen: 
ftein geworden. Mit Eifer widmete ſich der junge Prinz dem Kriegs 
weſen, machte einen Kurs in der Militärfchule zu Thun mit, wurde Ar— 
tilleriehauptmann und fchrieb „politifche und militärifhe Betrachtungen 
über die Schweiz” fo wie — mit Hülfe feines Lehrerd Dufour — ein 
Handbuch über die Artillerie. Im Stillen trug fich derfelbe mit Ent— 
würfen fünftiger Herrſchermacht, indem er ſich ala Erben der Faiferlichen 
Tradition betrachtete und auf den Händen des franzöfifchen Volks zum 
Thron emporgetragen zu werden hoffte. Je mehr die Julidynaftie in 
Frankreich fi verhaßt machte und ruhmlos um die Gunft der legitimen 
Höfe buhlte, defto mehr wurde das bonapartiftiiche Gelüfte wieder ge: 
welt. Um die Zeit, als die hermetifhe Sperre auch die franzöfiiche 
Bevölkerung in Aufregung verjeßte, zettelte der Prinz eine Militärver: 
ſchwörung in Strakburg an und fuchte fi durch einen Aufſtand dieſes 
wichtigen Waffenplates zu bemächtigen (20. Oft. 1836). Der Streich 
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mißlang und der Prinz gerieth in Gefangenfhaft. Statt ihn mit feinen 
Theilnefmern den Gerichten zu überliefern, entzog ihn die Regierung 
Louis Philipp’3 der Yuftiz und fchaffte ihn nah Amerifa. Seine Ges 
nojien wurden darauf im Prozefje freigefproden. Der Prinz felbit 
fehrte ſchon im nächiten Jahr nach Arenenberg an das Sterbebett feiner 
Mutter zurüd und blieb dort auch nach dem Tode derfelben. 

Die Gegenwart des Prätendenten in der Schweiz verjette jebt 
das Julikönigthum in Nengiten. Bereits im Anfang des Nahres 1838 
gefhahen vertrauliche Schritte beim Vorort, um die Ausweilung zu ver: 
anlaljen, die indeß von Seite Thurgau’s auf das Entfchiedenfte zurück— 
gewiejen wurden. Ein Bezirf in Ihurgau wählte den Prinzen ſelbſt 
zum Mitglied des Gr. Raths, eine Würde, die derjelbe jedoch ablehnte. 
Dagegen ließ er fich zum Präjidenten der Ihurgauer Schüpengejellichaft 
ernennen. Unterdeß lenkte ein geräufchvoller Prozeß, der in Paris vor 
dem Pairshof gegen einen der Genofjen des Prinzen beim Straßburger 
Attentat (Lieutenant Laity) wegen Veröffentlihung einer prahlerijchen 
Schrift über jenes fehlgefchlagene, aber angeblich weit verzweigte Unter: 
nehmen erhoben wurde und zur Verurtheilung des Verfaſſers zu fünf: 
jähriger Gefängnikftrafe führte, die Aufmerffamkeit von Neuem auf die 
bonapartiftifchen Entwürfe. Auf den Prozeß geftüht, richtete die Regie: 
rung Louis Philipp’3 jeht eine fürmliche Note an den Vorort Luzern 
(an deſſen Spitze um diefe Zeit Schultheif Kopp ftand, von dem zu: 
erft geübten Beruf eines Kürfchners, dann eines Anwalts, zu der höch— 
ften Würde in der Eidgenofjenfhaft emporgeftiegen), worin die Ausmei- 
fung verlangt wurde. 

Nah den Ereigniffen von Straßburg und der Großmuth, die dem 
Louis Bonaparte zu Theil geworden fei, habe der König der Franzofen 
von einem befreundeten Lande, wie die Schweiz, nicht erwartet, daß dieſe 
den Louis Bonaparte auf ihr Gebiet zurüdfehren und feine unfinnigen 
und verbrecherifchen Anjprüche, erneuern laſſe. Arenenberg bilde notorifch 
den Mittelpunkt von Umtrieben, von denen die franzöfifhe Regierung 
das Recht und die Pflicht Habe, zu verlangen, daß die Schweiz fie nicht 
in ihrem Schoofe dulde. Vergebens werde Louis Bonaparte dies be= 
ftreiten. Die Flugfchriften, die er mit großen Koften veröffentlichen 
lafje, wie die vom Pairshof Fürzlich verurtheilte, wobei feine Mitwir: 
fung nachgewieſen fei, zeigen hinreichend, daß feine Rückkehr aus Ame— 
rika nicht bloß zum Zwecke gehabt habe, einer fterbenden Mutter die 
legte Pflicht zu erweifen, fondern auch feine Entwürfe und Anfprüche 
- wieder aufzunehmen. Die Schweiz werde nicht erlauben, daß Louis 
Bonaparte ſich gleichzeitig als ihren Bürger und als Prätendenten auf 
den franzöfifhen Thron gerire, daß er fich jedesmal für einen Franzoſen 
auögebe, wenn er die Hoffnung hege, fein Vaterland zu Gunften jeiner 
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Entwürfe aufzuwiegeln, und für einen Bürger von Thurgau, wenn die 
Regierung feines Vaterland die Wiederholung foldher verbrecherifcher 
Unternehmungen zu verhindern ſuche. Mit dem vollften Vertrauen ftelle 
daher die Regierung das beftimmte Verlangen, daß Louis Bonaparte 
angehalten werde, das Gebiet der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft zu 
verlajlen. 

So Tautete die Note, die wieder einem gebieterifchen Befehle gleich 
fam. Don Neuem wurde die ganze Bitterkeit rege, die fo viele frühere 
Kränkungen und Mifhandlungen zurüdgelaffen hatten. Mit Entrüftung 
mußte man fragen, ob die Schweiz eine franzöfifche Provinz fei, die je: 
der Forderung entfprechen müſſe. Das Straßburger Aitentat wurde in 
Frankreich jelbft offiziell bIoS zu einem abentheuerlichen Streich (Echauf- 
fouree) geftempeli ; in der öffentlichen Meinung war mehr Spott als 
Theilnahme auf dafjelbe gefallen. Louis Philipp hatte den Prinzen in 
feiner Gewalt und fonnte ihn fefthalten, wenn er jo große Gefahr von 
ihm befürchtete. Nachdem er ihm ohne beftimmte DVepflichtung freigelaf- 
fen, war e3 widerjinnig, ihn in anderen Ländern zu verfolgen. Mochte 
der Prinz fih auch als Franzofen anfehen und feine zukünftige Miffion 
in feiner alten Heimath fuchen, fo war fein Bürgerrecht in Thurgau da= 
mit noch nicht verwirkt; jedenfalls hatte die Schmeiz feinen Grund, ihm 
das Afyl zu verfagen. Seit feiner Rückkehr aus Amerifa lagen keine 
thatfächlichen Handlungen vor, durch die er ſich in der Schweiz vergan— 
gen hatte. Jene Schrift von Laity, die das Attentat rechtfertigte und 
die Prätendentfchaft aufrechthielt, war in Paris felbit gedrudt und dort 
zur Verantwortung gezogen. Bloße Abfichten und Hoffnungen, hatte die 
Tagſatzung in einer früheren Antwortsnote aufs Beftimmtefte erklärt, 
werde die Schweiz nie und nimmer beftrafen. Mehr als einmal boten 
ſchweizeriſche Kantone den Mitgliedern gefallener Dynaftien eine Zufluchts: 
ftätte, ohne daß diefe ihre Anſprüche aufgaben. Auch Louis Philipp 
hatte einft als Schulmeifter in Graubünden Schuk und Gaftfreund: 
haft genofjen. 

Dieß war die vorherrichende Meinung in der Schweiz, jo wenig 
man mit den imperialiftifhen Ideen ſympathiſirte. Auch Diejenigen, 
welche fonft in Allen willfährig fein wollten, mochten der Ausweiſung 
faum offen das Wort reden. Als die Note vor die Tagfakung gebradt 
wurde (6. Auguft), erklärte der Vertreter von Thurgau (Dr. Kern), 
daß der Prinz Bürger Thurgau’3 ſei, wie ein anderer; ein franzöfifches 
Bürgerrecht habe er nit. Don Ausweiſung könne feine Rede fein, 
wenn ſich die Schweiz nicht zur franzöfifchen Provinz erniedrigen wolle. 
Bon den andern Ständen traten die Gefandten von Waadt (Monnard) 
und Genf (Rigaud) am energifhiten gegen da3 DVerlangen auf; der 
erftere erklärte, daß feine Anftruftion ihm erlaube, e3 jelbjt auf ben 
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Krieg ankommen zu laſſen (d’aller jusqu’& la guerre). Die Mehr: 
beit der Tagſatzung beſchloß, vor einer pofitiven Weigerung, erft bei der 
Regierung von Thurgau anzufragen, ob der Prinz wirkliher Bürger 
des Kantons und die vorgemworfenen Umtriebe in Arenenberg conftatirt 
feien. Eine Kommiffion von fieben Mitgliedern follte, je nach der Er— 
klärung, da3 Weitere begutachten. 

Die Regierung Louis Philipp’3 gerieth in Auferften Zorn über die 
gefallenen Voten und nahm den Beſchluß bereitö als Abſchlag an. In 
einer neuen Note wurde der Prinz noch einmal als fortwährender Ver: 
ſchwörer Hingeftellt, der jich bald an die Spite von Frankreich Schwingen 
wolle, bald hinter fein ſchweizeriſches Bürgerrecht verftede. Frankreich fei es 
deßhalb fich felber fchuldia, nicht länger zu dulden, daß die Schweiz durch 
ihre Nachlicht die Umtriebe von Arenenberg gutheiße. „Erklären Sie 
dem Vorort“ — fo ſchloß der Auftrag an den Herzog von Montebello 
— „daß, im Falle die Schweiz gegen alle Erwartung für Denjenigen, 
der ihre Ruhe ernftlich gefährdet, Parthei ergreift und die Ausweiſung 
von Louis Bonaparte verweigert, Sie den Befehl haben, fofort Ihre 
Päſſe zu verlangen. Verſichern Sie noch einmal, daß Frankreich, ſtark 
durch die Gerechtigkeit feines Verlangens, alle Mittel, über welche es 
verfügi, anwenden wird, um von der Schweiz eine Genugthuung zu erhal: 
ten, die es ſich durch feine Rüdjicht wird nehmen laſſen.“ 

Diefe kathegoriſche Erklärung wurde von den Gefandten von Preu— 
gen, Oeſtreich und Baden unterftüßt. In der Schweiz mußte ſich die 
Entrüftung dur den verächtlichen Ton fteigern, der in der Note gegen 
diejenigen Vertreter der Kantone angeftimmt wurde, die am kräftigften 
für die Selbftitändigfeit der Schweiz in die Schranken getreten waren. 
Der Gr. Rath von Thurgau gab die erſte Antwort, indem er die Aus: 
meifung des Prinzen einhellig auf das Beftimmtefte verweigerte. Louis 
Napoleon habe das Bürgerrecht von Thurgau erhalten und angenommen. 
Im Falle von Umtrieben defjelben ftehe es den Behörden von Thurgau 
allein zu, ſie auf gejeslichem und Eonftitutionellem Wege zu verfolgen 
und zu betrafen. Der Prinz felbjt hatte vorher in einem Schreiben er: 
Härt, daß er jeit dem Verbannungsdekret gegen feine Familie gefeßlich 
feine Heimath mehr gehabt habe, bis er ind Bürgerreht von Thurgau 
aufgenommen worden jei. Letzteres ſei daher das einzige, das er befite ; 
in Sranfreih habe man ihn bürgerlich todt erflärt; nur wenn es gelte, 
ihn zu verfolgen, erfenne die franzöfifche Regierung ihn ala Franzofen 
anz in Straßburg habe fie dagegen dur den Staatsanwalt erflären 
lafjen, daß fie ihn als Fremden betrachte. Die Beihuldigung, daß 
Arenenberg der Herd von Umtrieben fei, wie der Prinz zurüd: fein 
fefter Wille fei, fi) in Thurgau ruhig zu verhalten, und Alles zu ver: 
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meiden, was den freundlichen Beziehungen Frankreichs mit der Schweiz 
nachtheilig fein könne. 

An der Tagſatzung ſtritt jet die Furcht vor dem drohenden Bruche 
mit den Forderungen der Selbitjtändigfeit. Wer zur Nachgiebigfeit ge: 
neigt war, lernte das ganze Gewicht auf die formelle Gültigkeit des Bür— 
gerrechts und ließ die Rüdficht des Aſyls außer Acht. Die Verfaffung 
von Thurgau ſchrieb vor, daß der Ausländer, um Kantonsbürger wer: 
den zu können, auf fein fremdes Bürgerrecht verzichtet haben müſſe. 
Darauf berief fich die franzöfifche Note, um das Bürgerrecht des Prin- 
zen in Frage zu ftellen. Die Siebener Kommiffion fpaltete fich in ihren 
Anträgen. Die Mehrheit — Heß von Zürih, Burdhardt von Baiel: 
Stadt, Schindler von Glarus, Kohler von Bern — verlangte vorerft 
von dem Prinzen die fürmliche Erklärung, daß er auf feine Eigenſchaft 
als Franzoſe verzichte. Ein Mitglied — Schultheiß und Tagſatzungs— 
präſident Kopp von Luzern — wollte das Bürgerrecht ſchon als nichtig 
erklären, im Uebrigen das Verlangen auf Ausweifung: vor die Thur— 
gauer Gerichte gebracht haben und nöthigenfalls den Schuß der garan- 
tirenden Mächte für die ſchweizeriſche Selbftftändigfeit und Unabhängig: 
keit in Anjpruh nehmen. ine Minderheit von zwei Mitgliedern 
— Monnard und Rigaud — fah dagegen das Bürgerrecht unbedingt 
al3 gültig an, beantragte Abweifung jeder exceptionellen Maßregel und 
forderte zu den nöthigen Vorkehrungen auf, um die Schweiz in Verthei— 
digungszuftand zu ſetzen. Die Tagfabung hielt den Fall für zu Eritifch, 
um ohne Weiteres zu entjcheiden. Sie glaubte fi erft durch Inſtruk— 
tionen neuen Rath holen zu müflen. Mit Mehrheit wurde Vertagung 
der Bundesverfammlung bis zum erften Oktober beſchloſſen (3. Sept.). 

Aus den Kantonen tönte es diekmal fräftiger zurüd, tro& der Mühe, 
die fih der Herzog von Montebello in einer Rundreife gab, durch Zu— 
flüfterungen und Drohungen einzufhüchtern.*) Der Antrag der Mehr: 
heit der Kommiffion, noch mehr derjenige von Kopp, erfhienen nur als 
Brüde zur Ausweifung. Die Stimme der Nation äußerte fi über: 
wiegend im Sinne von Monnard und Rigaud. E83 Handle fich jetzt 
nicht um eine Perfönlichfeit, fondern um ein großes Prinzip, von defien 
Aufrehthaltung die ganze Selbftftändigfeit der Schweiz abhänge. Es 
genüge, daß der Gr. Rath von Thurgau den Prinzen feierlih und ein- 
ſtimmig als Bürger anerfannt habe und allen Schu für denſelben 
verlange, den der Schweizerbürger anzufprechen berechtigt fei. Ein Ber: 








*) Gegen den Staatsrath Schaller in freiburg äußerte der Herzog von Mon⸗ 
tebello: Vous voulez la guerre, eh bien vous l’aurez; nous commencerons 
par ceite Gen&ve dont le verbe est si haut et ensuite en quinze jours 
vous &tes &crases. (Siehe: H. Leemann, Denkichrift über die Ereigniffe im 
Jahr 1838. Biel 1840). 
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zicht könne Demjenigen nicht auferlegt werden, der für immer aus fei- 
nem Vaterland verbannt fei und dort Feine politifchen Rechte mehr bes 
fige. Nah den beftimmten Gefjegen Frankreich verliere dort Jeder 
feine Eigenjchaft ald Bürger, der in einem andern Lande naturalifirt 
ſei. Auch ala Fremder habe der Prinz die Zuflucht in der Schweiz 
nit verwirkt, da fein Mißbrauch des Aſyls nachgewieſen werden könne. 
Die Regierung Louis Philipp’3 verlange die abjolute Ausweiſung, er 
möge Bürger fein oder nicht. Auf der abjhüfjigen Bahn fortwährender 
Wilfährigfeiten müſſe einmal Halt geboten werden, wenn ſich die Schweiz 
nit um alle ihre Selbftftändigfeit bringen wolle. Die Eidgenofjenichaft 
jei nicht jo ſcwach, daß ihr MWiderftand nicht Achtung gebieten könne. 
Müſſe fie auch am Ende der Uebermacht weichen, fo ſei doch die Ehre 
nicht verloren. 

Diefer Geift ſprach fi) nirgends Ichhafter aus, als in den beiden 
Kantonen franzöfifcher Zunge, Genf und Waadt, mo fi die Bevölke— 
rung laut um die Vertreter an der Tagfakung ſchaarte. Bon Genf er: 
ging eine kernige Adreffe, Dufour an der Spite, an den Gr. Rath von 
Thurgau, um diefem für feine muthige Haltung zu danken. Gleichzei— 
tig fing man an, ſich in Kriegsbereitſchaft zu fegen. Dieß mwirfte por: 
nend auf die deutichen Kantone. In Zürich ſprathen zahlreiche Adrefien 
von Offizieren ihre Bereitwilligfeit au, mit ihrem Blut für das gute 
Recht der Schweiz einzuftehen. Don Dben herab möge feine Schwäche 
und Unentſchloſſenheit gezeigt werden. In Langenthal verfammelten fid, 
auf einen Aufruf des Nationalvereins, an 6000 Bürger, drangen auf 
Snitruftionen im Sinne von Rigaud und Monnard, und bejchlofjen 
Drganifation von Freikorps. Ueberall machte man fih mit dem Ge: 
danken eines Krieges vertrauter. Wer dagegen diefem unter allen Um: 
ftänden ausweichen wollte, fand den plaufiblen Vorwand: einem Kron= 
prätendenten zulieb werde fich die Schweiz doch nicht in die äußerfte Ge: 
fahr ftürzen wollen; der Prinz fei nicht mehr mwerth, als fo viele andere 
unrubige Flüchtlinge, mit denen man kurzen Prozeß gemacht habe; wer 
fi nicht einzig als Schweizer befennen möge, verdiene auch feinen Schuß. 

Bon den Kantonen ging Aargau mit der erften energijchen Inftruf: 
tion im Sinne von Rigaud und Monnard voran. Am geipanntejten 
mußte man auf den Entjheid von Bern als dem mächtigſten Kanton 
fein. Hier trieb die herrfchende Politik der Gebrüder Schnell wieder 
zur äußerften Demuth. Aber das fchon fo tief verlekte nationale Ge- 
fühl empörte ſich endlich gegen die Doctrin der Unterwürfigfeit. Die 
Oppoſition machte ſich bereit3 im Regierungsrat geltend, der mit Mehr: 
heit auf Ablehnung des franzöfifhen Begehrens antrug. Als dann im 
Gr. Rath die Hauptfchlacht gefchlagen wurde (24. Sept.), unterlag die 
Burgdorfer Parthei mit 104 gegen 106 Stimmen. Bergebens beſchwo— 
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ren die Brüder Schnell die Behörde mit ihrem mächtigen Wort, dem angeb- 
lich fo billigen und völferrechtlich begründeten Verlangen des benachbarten 
Königs zu entjprechen und den Frieden um jeden Preis zu bewahren. Der 
Entfcheid wurde zu einem bedeutungsvollen Wendepunkt in den Gefchiden 
des Kantons. Mit der einzelnen Niederlage war der Einfluß der Brü— 
der Schnell nach nicht vernichtet, nur erſchüttert. Sie ſelbſt brachen ihn 
dur ihren jofortigen Rüdtritt aus allen öffentliden Stellen, fei es aus 
unüberlegtem Trotz, fei eö in der Meinung, dag fie als unentbehrlich 
wieder zurüdgerufen werden müßten. . Als ihre Aystrittserklärungen 
verlefen wurden und die Anficht ſich geltend machen wollte, fie zur Rück— 
nahme zu erfuchen, rief RR. Neuhaus: „Die Herren Gebrüder Schnell 
haben feine Vorrechte.“ Mit 118 gegen 11 Stimmen wurde die Entlajjung 
angenommen. Das von der Burgdorfer Parthei bisher geübte Gewicht 
ging durch den plöglichen Yall verloren. Mit Neuhaus fam jet 
ein Charakter zur Geltung, der von der nationalen Würde höhere Be: 
griffe hatte. 

Durch den Entjheid in Bern neigte fi die Waage zu Gunften des 
Miderftands gegen ungebührlide Zumuthung. Schon injtruirten 9° 
Kantone im Sinne des Antrags von Rigaud und Monnard: Yargau, 
Bern, Luzern, Thurggu, Solothurn, St. Gallen, Genf, Waadt, Wallis, 
Bafelland und Appenzell U. Rh. Noch ſchwankte Zürich mit Glarus 
und Schaffhaufen. In Zürich trug der Regierungsrath darauf an, daß 
von dem Prinzen eine bejtinmte Erklärung gefordert werde, ob er auf 
das franzöfifche Bürgerrecht verzichte. Jedenfalls war bereitS die Ge: 
wißheit vorhanden, daß jih an der Tagſatzung feine Mehrheit finden werde, 
die fich dem franzöſiſchen Willen wirklich füge. Dadurch wuchs die Span: 
nung. Der Ton von Frankreich wurde immer drohender. Die Parijer 
Regierungsorgane Fündigten mit lauten Worten einen Yeldzug gegen 
die Schweiz an. Tag für Tag hörte man von Nüftungen und Trup— 
penzufammenziehungen. Nur im Geheimen arbeiteten Vermittler, um 
das Neußerfte abzuwenden. Da wandelten einige Zeilen plötzlich den 
Stand der Frage um. In einem Schreiben an die Thurgauer Regie— 
rung fündigte der Prinz felbjt den Entfhluß an, die Schweiz in feine 
Berlegenheit zu flürzen und ſich freiwillig zu entfernen. „Die Schweiz“ 
fagte er „hat feit einem Monate durch ihre Fräftigen Protejtationen und 
durch die Beichlüffe der bis dahin verjammelten Großen Näthe gezeigt, 
daß jie bereit wäre, ihre Würde und ihr Recht aufrecht zu halten. Sie 
wußte ihre Pflicht ala unabhängige Nation zu erfüllen. ch werde meine 
Pflicht zu thun willen und der Stimme der Ehre treu bleiben. Man 
fann mich verfolgen, aber nicht erniedrigen. Da die franzöfifche Regierung 
erklärte, daß die Weigerung der Tagjasung, ihrer Forderung nahzufommen, 
das Zeichen zu einem Brande fein würde, der Unheil über die Schweiz brin⸗ 


— 1 — 


gen könnte, fo bleibt mir nichts übrig, als mich aus einem Lande zu ent- 
fernen, wo meine Gegenwart die Unterlage zu höchſt ungerechten Forde— 
rungen ift, wie fie der Vorwand wäre, großed Unglüd anzurichten.“ 
Damit ging der Prinz jeder etwaigen Erklärung aus dem Wege, ob er 
Franzoſe oder Schweizer jein wolle. 

Das Schreiben war bereit3 am 22. Sept. in die Hände der Thur- 
gauer Regierung gelangt; durch Eingeweihte mochte der beabjichtigte 
Entſchluß nicht ohme Einfluß auf die Wendung in der Berner Behörde 
geblieben jein. In Zürich verfammelte fi der Gr. Rath noch in höch— 
jter Spannung, um die fritifche Frage bei dicht gedrängter Tribüne zu 
verhandeln (27. Sept.). Auf die Mittheilung des Entſchluſſes fiel ein 
Alp von der Bruft. Ohne weitere Diskuffion wurde die Inſtruktion 
beſchloſſen: Zürich eradhte die Angelegenheit durch die Entfernung von 
Louis Napoleon aus der Eidgenofjenfchaft als befeitigt. 

So war plößlich die Ausficht auf friedliche Löfung gegeben. Aber 
für kurze Zeit nahmen die Dinge eine noch kriegeriſchere Geftalt an. In 
Frankreich waren alle Anftalten getroffen, um den äußeriten Drud auf 
die Schweiz zu üben. Gegen die Grenze fammelte fih ein Heer von 
27,000 Mann. In Paris mufterte der König felbit die Truppen, die 
ih in Marſch fegen follten. Der zum Oberbefehlshaber ernannte Ge: 
neral Aymard erließ von Lyon aus einen prahlerifhen, das Schwei— 
zergefühl aufs Tieffte verlegenden QTagesbefehl (vom -25. Sept.), der 
den Zug gegen die Eidgenofjenichaft mit den Worten anfündigte: „Bald 
werden unfere turbulenten Nachbarn einjehen, daß es beſſer gemwefen 
wäre, Frankreich zu entiprechen, ald mit Deflamationen und Beleidigun- 
gen zu antworten.“ Dies machte da8 Blut in den fehweizerifchen Adern 
fochen. Der Entihluß des Prinzen mußte bereit3 zur Kenntniß der 
franzöfiihen Regierung gelangt fein. Dennoch wurden die Friegerifchen 
Mafregeln nicht eingeftellt, die Truppen der Grenze immer näher ge— 
ihoben, die Landſchaft Ger bereit mit einigen Bataillonen befegt. Ge: 
nügte auch die freiwillige Entfernung nicht und follte von der Schweiz 
eine förmliche Ausweifung für alle Zeiten erzwungen werden? Darüber 
mußte man noch im Zweifel fein. 

Bei den erften unmittelbaren SKriegsbrohungen loderte in Genf 
und Waadt das nationale Ehrgefühl in hohen Flammen auf. Obne 
Mafnahmen des Vororts abzuwarten, eilten die Kantone fih in Ver: 
theidigungszuftand zu fegen. Die Regierungen erließen Proflamationen, 
jtellten die Kontingente aufs Pifet und riefen Truppen in wirklichen Dienft. 
In der Genfer Bevölkerung regte fi die eifrigfte Hingebung; Alles, 
Yung und Alt, arbeitete an den Schanzen, um — unter Anordnung 
von Dufour und Maſſé — die Stadt zu befeitigen; die gefammte Miliz 
ftand zur Gegenwehr bereit; aus der jungen Mannſchaft, die noch nicht dienſt- 
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pflichtig war, bildete ſich ein Freikorps, das ſich „die Kinder Genfs“ 
(enfants de Genève) nannte; in Zeit von zehn Tagen wurden an 
hundert Feuerſchlünde auf die Wälle geſtellt; die ganze Stadt nahm 
das kriegeriſche Anſehen eines Platzes an, der ſich auf die Belagerung 
gefaßt macht. Gleiche Entſchloſſenheit und Bereitwilligkeit zeigte ſich in 
Waadt. Die Regierung ſetzte hier alle Milizen, Eliten und Reſerve, 
an 16,000 Mann, unter Kommando von Oberſt Guiguer auf den Kriegs⸗ 
fuß. Ein Korps von 2000 Mann wurde fofort an die Grenze geſcho— 
ben, das übrige Aufgebot follte nahrüden. Andere Kantone folgten dem 
Impuls. In Bern, Freiburg, Aargau, felbft in dem fernen St. Gallen, 
fing man an, von fi) aus zu waffnen. Eine Anzahl Berner Offiziere, 
die früher den Eid verweigert hatten, ftellten fich jegt dem eidgenöſſiſchen 
Militärfommando zur Verfügung. Nur der Vorort jhaute pajjiv zu, 
ohne etwas anzuordnen. 

Unterdeß trat die Tagſatzung am 1. Oft. wieder zufammen. In 
der urfprünglichen Streitfrage mwaltete fein großer Meinungsunterfchied 
mehr. Man war darüber einig, daß die freiwillige Entfernung des 
Prinzen genügen müffe. In der Antwort an die franzöfiihe Regierung 
erklärte die Tagfakung, daß die Stimmen der Großen Räthe ji wohl 
über die Stellung von Louis Napoleon Bonaparte und die Frage jeiner 
Nationalität getheilt hätten, aber nicht über den Grundſatz, daß das Be: 
gehren um Ausmweifung eines Schweizerbürgers, ald der Unabhängigkeit 
eines fouveränen Staat zumwiderlaufend, unzuläfiig fei. Der Entſchluß 
der freimilligen Entfernung mache jett eine weitere Berathung der Tag: 
ſatzung überflüſſig. Doc könne die Schweiz nicht umhin das peinliche 
Erftaunen auszudrüden, das ihr die feindlichen Maßregeln vor der end: 
lichen Schlußnahme der Tagſatzung verurfacht hätten. Endlich wurde 
die Hoffnung ausgefprochen, daß die früheren Beziehungen guter Nach— 
barſchaft und gegenfeitiger Zuneigung wieder hergeftellt und nicht von 
Neuem gejtört werden möchten. 

Gegenüber dem herausfordernden Schimpf des Lyoner Tagbefehls 
und der entjchlofjenen Stimmung in den Kantonen war die Antwort 
matt. Uber die Mehrheit der Tagjakung vernied ängjftlich jeden ſchär— 
feren Ton anzuſchlagen, um einem fchnellen Frieden nichts in den Weg zu 
legen. Mit allem Eifer wurde Sorge getragen, daß die Päſſe für den 
Prinzen (nad) England) in Ordnung famen und die Entfernung fi 
verwirklichen Ffonnte. Erſt hinterher fette man ſich in Friegerifche Pofis 
tur und ergriff Maßregeln zur Landesvertheidigung. Die Behörde be: 
ſchloß Aufftelung von zwei Korps, um die Grenze von Genf bis Bafel 
zu deden, das eine unter Oberft Zimmerli mit dem Hauptquartier 
in Solothurn, das andere unter Oberft: Guiguer mit dem Hauptquar— 
tier in Lauſanne, zufammen in der Stärfe von ca. 10,000 Dann, einft 
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weilen ohne gemeinfames Kommando, unter der bloßen Oberleitung des 
eidgenöfjiihen Kriegsraths. Andere Truppen wurden aufs Pilet ge: 
ftellt, beide Bundeskontingente aller Waffen in Bereitfchaft geſetzt. Wil: 
lig marjchirten die Bataillone von Bern, Zürih, Solothurn ꝛc. an die 
Grenze. Noch fpornte der Patriotismus auch zur Bildung von Frei— 
korps. Der fchweizeriihe Schügenverein hatte bereit3 angefangen, fich 
militärifch zu organifiren. 

So dauerte das Friegerifhe Geräuſch noch einige Tage fort. Die 
franzöfiiche Regierung ſchien mit den Gegenbefehlen zu zögern, obgleich 
fein Zweifel mehr fein fonnte, daß die Sache ausgeglihen fei. End— 
lih fam eine Note (vom 12. Okt.), worin die Regierung fi) vollftän- 
dig befriedigt erflärte. Nie, behauptete fie jet, habe fie von der Schweiz 
verlangt, einen ihrer Bürger auszumeifen. So fehr wie irgend eine an= 
dere Nation achte Frankreich die Unabhängigkeit und Würde feiner Nach— 
barn; aber zugleich mache es über die Aufrechthaltung der eigenen Ehre 
und Ruhe. Die Eidgenofjenfchaft werde ihre großmüthige Gajtfreund: 
Ihaft nicht mehr von Demjenigen mißbrauchen Tafjen, deſſen feltfame 
Anfprüche auf Frankreich hinreichend bemeifen, daß die Schweiz ihn nie 
unter ihren Söhnen zählen werde, Mit wahrer Befriedigung nehme 
die Regierung den Wunſch der Tagfatung entgegen, daß fi Vermwid: 
lungen diefer Art nicht erneuern mögen. Was die Demonftrationen bes, 
treffe, weldhe die Tagfakung feindlih nenne und die ihr cin fo peinliches 
Erſtaunen verurfahten, fo habe die Regierung nit einen Augenblid 
aufgehört zu hoffen, daß die von der Klugheit eingegebenen Maßregeln 
einen anderen Charakter annehmen würden. Die Umſtände feien jett 
nicht mehr diefelben, da Louis Bonaparte die Schweiz verlaffe. Das 
auf der Weftgrenze gebildete Obfervationsforpa werde aufgelöst. Wie 
zu allen Zeiten feiner Gefchichte fei Frankreich immer bereit, der Schweiz 
zu bezeugen, daß es ihr treuefter Verbündeter und aufrichtigfter Freund, 
wie der beftändigfte Vertheidiger ihrer Unabhängigkeit fei. Ihrerſeits 
werde die Schweiz ohne Zweifel darüber wachen, daß fein Grund zum 
Mißverſtändniß oder zur Unzufriedenheit künftig die gute Eintracht und 
die Beziehungen einer jo alten Freundfchaft ftöre. 

So war die Schweiz einer ernften Prüfung enthoben und der Friede 
aufrecht gehalten. Die Geſchichte hat die kritiſche Frage nicht zu beant- 
worten, wa3 ohne die glüdlich dazmwifchengetretene Selbitentfernung Louis 
Napoleon’3 gefchehen wäre. Erſt fpäter erhielt man Klare Auskunft dar: 
über, wie es feiner Zeit bei Ertheilung des Bürgerrechts an den Prin: 
zen eigentlich zugegangen war. Der Gr. Rath von Thurgau fchentte, 
im Einklang mit der Gemeinde Salenftein, das reine Bürgerrecht. Auf 
den Wunſch des Prinzen wurde diefes in der vom Kl. Rath auägefer: 
tigten Urkunde zu einem bloßen „Ehrenbürgerrecht“ gemadt. Louis Na= 
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poleon bemerkte dann in feinem Denkfchreiben: „Seien Sie verfichert, 
daß ich in allen Umftänden meines Lebens al3 Franzoſe und Bona= 
parte ftolz fein werde, Bürger eines freien Staats zu fein.” So hatte 
derfelbe immer die Hinterthüre offen behalten, um ſich in feiner Präten- 
dentenrolle nicht zu vergeben. In den Verhandlungen der Tagſatzung 
theilte die Gefandtichaft von Thurgau nur den Beſchluß mit, wie er im 
Protokoll des Gr. Raths lautete, verfchwieg dagegen die Eleine Um: 
wandlung. 

Für den tief beleidigenden QTagesbefehl hatte die Eidgenofjenfchaft 
wenigftens die Genugthuung, daß der prahlerifche Befehlshaber aus „Ges 
fundheitsrüdfichten“ feine Entlaffung vom Kommando nehmen mußte. 
General Aymard — fagte ein franzöfifhes Journal — ift der Einzige, 
der in dem Kriege auf dem Schlachtfelde geblieben if. Auch der Her: 
zog von Montebello, der Träger fo vieler kränkenden Noten, wurde bald 
nah Neapel „an einen höheren Gefandtichaftspoften“ befördert. Der 
nationale Auffhwung in den zunächft bedrohten Kantonen konnte nicht 
ohne Eindrud bleiben. Zwiſchen der deutſchen und franzöfiichen Schweiz 
war ein innigeres Band gefnüpft. Die Tagfakung ſprach den beiden 
Kantonen Genf und Waadt einftimmig den Dank für den rafchen Eifer 
aus, womit fich diefelben zur Gegenwehr gerüftet hatten. Auch die 
Stände, die vorher alle Kriegsrüftungen für unnüt erflärt hatten, muß- 
ten fi vor der Macht der öffentlichen Meinung beugen. In patrioti- 
ſchen Kreifen wurde die Opfermilligfeit Hoch gefeiert. Von Zürich brachte 
eine Deputation den Miteidgenofien am Leman zwei Medaillen und Eh: 
renfahnen (erftere für Rigaud und Monnard, lettere für die Genfer 
und Waadtländer Milizen) die mit raufchenden Dankbezeugungen entgegen= 
genommen wurden. Die Bolitit Louis Philipp's erreichte, mas fie wollte, 
die Entfernung des Prinzen; aber da fie das Verlangen auf die Spike 
des Schwertes ftellte, gab fie dem Prätendenten eine Wichtigkeit, die er 
vorher nicht hatte. Auch in einem anderen Lande konnten die Anfprüche 
fortgejeßt werden und vor einem neuen Attentat war die franzöfifche 
Polizei nicht ſicherer. Trotz den überfchwenglichen Betheuerungen, womit 
ſich Frankreich plößlich wieder als der „treuefte Verbündete und aufrich- 
tigfte Freund“ der Schweiz gerirte, blieb der letzteren doch ein immer 
tieferer. Stachel eingedrüdt. In dem Nachbarreiche jelbit fiel beikender 
Spott auf daß Bürgerfönigthum, das feine dynaftifche Angft auf fo flein= 
liche Weife zur Schau getragen hatte. *) 





*) Siehe: J. Lecomte, Louis Napoleon Bonaparte, la Suisse et le Roj 
Louis Philippe, Paris 1858. 
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Spaltung in Wallis. 


In Bezug auf das innere Leben der Kantone lenkte gegenwärtig 
Wallis die hauptfächlichite Aufmerkfamkeit auf fih. Die Verfuche zu 
einer Umgeftaltung der Verfaſſung waren hier in den erjten Jahren 
nach 1830 gefcheitert. Die Nechtsungleichheit, die in der falſchen Ver: 
tretung der 13 Zehnen oder Bezirke des Kantons beitand und dem obern 
Wallis eine Vorherrfhaft ficherte, dauerte fort. ine Zeit lang ruhten 
die Reformbeftrebungen, da fie feine Ausfiht auf Erfolg hatten. Der 
liberale Geift in Unterwallis machte fih nur fo weit geltend, daß der 
Kanton vom Eintritt in den Sarnerbund zurüdgehalten wurde. Erſt 
im Jahr 1838 traten die Reformbeftrebungen mit erneuertem Nach: 
drud hervor. Die Unterwallifer waren jet einig und entfchlofjen, ſich 
die ftaatäbürgerlihe Ebenbürtigfeit zu erringen und den doppelten Drud 
— politifchen und geiftlihen — der auf dem Lande laſtete, zu brechen. 
An der Spike der Bewegung ftanden die beiden Brüder Jojeph Hya— 
cinth und Mori Barmann, jener der ſtaatsmänniſche Kopf, diefer 
mehr Partheiführer. 

Der erſte entfchiedenere Schritt mar, daß die Zehnen von Unterwallis 
ihre Vertreter mit Spezialvollmadhten für eine Aenderung der Repräfen: 
tation verfahen. Die Frage konnte nicht mehr ganz umgangen werden; 
die Regierung fuchte zu vermitteln; aber ein Vorfchlag, der den Wün— 
[hen von Unterwalliß nur etwas entgegenfam, wurde von den jieben 
oberen Zehnen einjtimmig verworfen. Der Biſchof legte fein Gemicht 
gegen jede Neuerung in die Waage. Wo die Prieftermadht fich bedroht 
fah, fam die Religion in Gefahr. Die Reformparthei hielt jeßt nur 
um fo feiter an dem Begehren einer Vertretung nad dem Verhältniß 
der wirklihen Volkszahl. Als ſchon eine Mehrheit im Landrath diefem 
Begehren grundfäßlich entfprechen wollte, klammerten fich die alten Len— 
fer no an eine Beftimmung der bisherigen VBerfaffung, wornach für 
Verfaffungsänderungen ein Mehr von Zweidrittheilen der Stimmenden 
erfordert wurde (Dezember 1838). Die Unterwallifer mußten weiteren 
Ernft zeigen. In Martina bildete ſich ein Gentralausfhuß um der 
Bewegung Nachdruck zu verleihen. Zugleich ſchickten ſich die Ver— 
treter von Unterwallis an, den Landrath in Sitten zu verlaffen. Da 
gaben die Herrſcher jo weit nad, daß eine Revijion der Verfaſſung be— 
ſchloſſen wurde, aber mit der Klaufel: „unbefchadet der Nechte beider 
Partheien.“ Damit war in Wirklichkeit nur Spiel getrieben. Als zur 
Vorberathung eine Kommiljion von je einem Deputirten aus jedem 
Zehnen zufammentrat, rüdten die Oberwallifer mit 18 Bedingungen 
heraus, ohne deren Annahme fie der Revifion fern bleiben wollten. 
Diefe Bedingungen waren eine neue Föderalifirung des Kantons, welche 
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bie alte Herrſchaft von Oberwallis nur in etwas veränderter Form ge— 
fihert hätte. Da die Deputirten von Unterwallis nicht darauf eingingen, 
zogen ſich die Obermallifer von den Berathungen zurüd. Nur der Ab: 
geordnete von Sitten blieb und gab den Ausſchlag zu Gunſten der 
Reform. Unbefümmert um die Proteftation der Ausgeſchiedenen ſetzte 
die Mehrheit der Kommiſſion ihre Arbeiten fort und entwarf ein neues 
Verfaffungsprojeft. Unterdeß wuchs die ganze Bewegung in Unterwallis. 
Um endlich zum Ziele zu gelangen, ward der Weg wirklicher Selbit: 
hülfe betreten. Die fünf unteren Zehnen (Conthey, Martigny, Entre: 
mont, St. Maurice und Monthey) beſchloſſen ohne Weiteres die Reprä— 
jentatton nad) der Volkszahl vorzunehmen und fandten in diefer Weiſe 
ihre Vertreter an den Landtag (Januar 1839). Die Regierung ſprach 
hierauf Bertagung des Landtags aus und kündigte ihren Entihluß an, 
von der Eidgenofjenfchaft Intervention zu begehren. Die Abgeordneten 
von Unterwallis Fehrten fich nicht an die Vertagung, blieben jigen und 
erklärten fih nun als Verfafjungsrath. Mit ihnen hielten die Ab- 
geordneten der Zehnen Sitten und Herens und zum Theil von Siders, 
fo daß zwei Drittheile des Landes vertreten waren. 

Sofort begann der DVerfaffungsrath feine Arbeiten und richtete wies: 
derholt Einladungen an Obermwallis, jich mit der conftituirenden Behörde 
zu vereinen; allein die Stimme drang nicht zum Volk, die Magiftrate 
unterdrüdten alle Proklamationen. Schon am 30. Januar war Die 
Verfaſſung beendigt. Sie beruhte auf der Vertretung nach der Volfs- 
zahl und fchaffte das alte Inſtruktionsweſen ab. Dagegen räumte fie 
dem Klerus noch übergroße Gewalt ein. Nicht nur wurde der Bifchof 
noch von. Berfafjungswegen als Mitglied des Großen Raths erklärt und 
der Geiftlichkeit in den anderen Landestheilen verftattet ebenfalls einen Ver: 
treter aus ihrer Mitte zu wählen; die Verfaffung garantirte auch die 
Fatholische Neligion mit Ausfhluß jedes anderen Kultus, ja felbit die 
bisherige Immunität der Welt: und Orbensgeiftlichfeit follte fortbeftehen. 
Dennoch fand fie jo wenig bei der Kurie wie bei den weltlichen Lenkern 
von Oberwallis Gnade. Die Abjtimmung über Annahme oder Ber: 
werfung Eonnte nur in den Zehnen ftattfinden, die im Verfafjungsrath 
vertreten waren. Oberwallis proteftirte gegen Alles ; die deutjchen 
Eremplare der Verfafjung, die an die dortigen Magiftrate gefandt wur— 
den, kamen ohne Publikation zurüd. Indeß ſchaarten ſich 9108 gegen 
1156 Stimmen um das vorgelegte Wert. Dies war als die Mehrheit 
der gefammten Aftivbürger des Kantons anzufehen. Eine Sammlung 
von angeblichen 11000 Unterfchriften, womit der obere Landestheil da— 
gegen auftrat, Fonnte nach dem Verhältniß der Bevölkerung nur auf 
Täuſchung beruhen. In den Zehnen, welche angenommen hatten, wurde 
auch fofort zur Wahl der neuen Behörde gefchritten (Februar 1839). 
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Inzwiſchen Hatte fich der alte Staatsrath um eidgenöſſiſche Dazwi— 
ſchenkunft bemüht. Der Vorort Zürich wies jedes Einfchreiten zu Gun: 
ften der alten Ordnung zurüd, entichloß ſich dagegen, auf wiederholtes 
Drängen, Kommiſſäre zu ſchicken, die auf friedliche Ausgleihung, mit 
Zugrundelegung der Rechtögleichheit, hinwirken und vor allen Dingen 
eine Trennung verhüten follten, Die beiden Kommiffäre, Baumgart- 
ner von St. Gallen und Schaller von Freiburg, thaten ihr Mög: 
liches um Oberwallis zur Nachgiebigkeit zu ftimmen. Alle Bemühungen 
fheiterten an der Halsftarrigkeit der alten Magnaten und den Umtrieben 
der Geiftlichfeit in Oberwallis. Bergebens erließen fie eine Proflama- 
tion an das ganze Volk, worin fie zur Verſöhnung ermahnten und auf’3 
Ernftlichite vor jeder Trennung warnten. Auch ein förmlicher Vorfchlag 
zur, Aufftellung eine® neuen Verfaſſungsraths, immerhin. nach Dem 
Grundfab gleihmäßiger Vertretung, wurde von Oberwallis verworfen, 
wogegen Unterwallis fih zur Revifion der eben angenommenen Ver: 
fafjung bereit erklärte. 

Durch die Vermittlung, die den Zuftand in der Schwebe hielt, ver: 
lor die Haltung der Unterwallifer viel von ihrer Beſtimmtheit und Si— 
cherheit. Sie ernannten zwar einen neuen Staatsrath, hatten aber nicht 
den Muth, den Reft des alten heimzufchiden, der in Sitten felber zu 
rejidiren fortfuhr. So beitanden jett factijch zwei Negierungen ; die eine 
war vom oberen Theil de3 Kantons anerkannt, die andere herrfchte über 
ben unteren Theil nebit Sitten. Nur mit Mühe fonnte ein bewaffneter 
Zufammenftoß vermieden werden. Die Kommifläre kamen endlich zur 
Finſicht, daß nur die Rekonftituirung durch eidgenöffifches Machtgebot 
auf dem Fuße der Nechtögleichheit helfen Fünne. Baumgartner eilte 
jelbit nah Zürich um diefen Antrag zu begründen. Aber ber Vorort 
fträubte fich gegen jede durchgreifende Maßregel und wollte weiter ver: 
mitteln. Baumgartner, der feine Ausſicht auf Erfolg fah, dankte hier: 
auf ald Kommillär ab und wurde durh Staatsrath Emanuel Laharpe 
von Waadt erfeßt. Von neuem gejchahen alle möglichen Verſuche zur 
Ausgleihung. Die Kommiſſäre drüdten jetzt mehr auf Unterwallis und 
ftellten diefen Zumuthungen zu Gunften der alten Vorherrfchaft, die mit 
Unwillen zurüdgewiefen wurden. Die Aufregung ftieg; eine bewaffnete 
Truppe ſchickte ji zum Mari nah Sitten an, um den alten Staats: 
vath zu verjagen. Am Ende blieb den Kommijlären nicht? übrig als 
auf den Vorſchlag einer Refonftituirung durch eidgenöſſiſches Machtge- 
bot zurüdzufommen, der nun aud vom Vorort gutgeheißen und den 
Ständen zur Annahme empfohlen wurde. Der Entfcheid der Tagfab- 
ung ging dahin, die Geſandten beider Landestheile auszuſchließen, jeden 
Gedanken einer Trennung zurüdzumeifen und Rekonſtituirung des Kan: 
ons vorzunehmen. Demgemäß follte ein im Verhältnig der Bevölke— 
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tung gewählter VBerfaffungsrath eine neue Verfaffung entwerfen und 
diefe al3 angenommen betrachtet und unter eidgenöffifhe Garantie ge- 
ftellt werden, fobald in einer reglementarifchen Abjtimmung die abfolute 
Mehrheit der ftimmenden Bürger ſich zu ihren Gunften ausgeſprochen 
hätte (Yuli 1839). Unterwallis unterzog ſich pünktlich diefem Beſchluſſe 
der Bundesbehörde. Die Reformzehnen ſchickten ihre 43 Deputirten (die 
Mehrheit der Gefammtzahl, die 77 betragen haben würde), zu dem Ver: 
fafjungsrath nad Sitten, der unter Sanction der eidgenöſſiſchen Reprä- 
fentanten feine Arbeit begann. In Oberwallis fand dagegen nirgends 
eine Wahl ftatt. Eine zu Siders abgehaltene Verfammlung von Prie— 
ftern und Gemeindedeputirten proteftirte gegen die Refonftituirung und 
verlangte Abſtimmung über die Verfaffung von 1815. Abgeordnete, 
die in Bauernfleidung nad Zürich gingen und hier von der Tagſatz ung 
Rücknahme ihrer Beihlüffe verlangten, fonnten indeß nichts ausrichten. 
In Sitten war der Verfafjungsrath in wenigen Tagen mit feinem Werfe 
fertig. Aus Rüdficht für Oberwallis nahm er mehrere erhebliche und 
nachtheilige Abänderungen vor (wie Befeitigung der Garantie der Preß⸗ 
freiheit.) Bei der Abſtimmung unter eidgenöffifcher Anordnung wurde 
diefe neue Verfaſſung mit 7605 gegen 601 Stimmen angenommen (25 
Auguft.) Bald darauf Fonftituirte fich der neu gewählte Große Rath 
und ernannte Staatörath und Tagſatzungsgeſandte. 

Inzwiſchen hatte die Regierung der Oberwallifer, die ſich jet in 
Siders angefiedelt hatte, eine eigene Abftimmung (18 Auguft) vorge 
nommen, um auszumitteln, wer bie Fünfzehner DVerfaffung aufrecht 
halten wolle. Die Abjtimmung gefchah mit offenem Mehr; felbit unter 
Sammlung der Stimmen von Haus zu Haus. Als materieller Köder 
mußte (mie dies auch in Unterwallis gefhah) die gleichzeitige Herabfeb: 
una des Salzpreifes dienen. Nach Angabe der Regierung in Siders 
follten fi) fo nicht weniger als 10,700 Stimmen um die alte Ordnung 
geihaart haben; aber der Betrug lag auf der Hand, da in mehreren 
Gemeinden die Anzahl diefer angeblichen Getreuen die ganze männliche 
Einwohnerfhaft überftieg. Das Volt von OberwalliS war von der 
Geiftlichkeit und feinen Magiftraten theils verführt, theils eingefchüchtert ; 
gleihmwohl ſprachen die eidgenöffifchen Nepräfentanten die Ueberzeugung 
aus, daß bei freier und geheimer Abjtimmung zwei Drittel der Bürger 
in Oberwallis die neue Berfafjung angenommen haben würden. Unterbeß 
protejtirte auch der Bifhof gegen die neue Verfaffung, während der alte 
Staatzrath durch fürmliches Kreisfchreiben an die eidgenöffifchen Stände 
Trennung von Ober: und Unterwallis verlangte. 

Der Tagfatung lag es jebt ob, die neue Verfaſſung, die gemäß 
ihren Befchlüffen rechtmäßig zu Stande gelommen war, anzuerkennen und 
die nöthige Vollziehung durch zwingende Intervention gegen Obermwallis 
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anzuordnen. Zu dieſem Zwecke wurde auch ein Ausfhuß von 7 Mit- 
gliedern (Heß, Neuhaus, Kopp, Baumgartner, von Maillardoz, Eramer 
und Munzinger) ernannt, um Anträge zu binterbringen. Aber inzwifchen 
war der vorörtliche Kanton Zürich durch innere Zerwürfniffe in immer 
fchwerere Nöthen gerathen, die au die Regierung von Oberwallis in 
ihrem Widerftande gegen alle eidgenöſſiſchen Mahnungen ermuthigt hat- 
ten. Am 6. Sept. 1839 brad eine Reaction ein, die für die ganze 
Schweiz zu einem verhängnikvollen Wendepunkt wurde und auch die 
Tagfagung den Wirren von Wallis gegenüber in eine andere Richtung 
trieb. Ehe wir diefer folgen, ift e3 nothwendig den Gang der Ereig— 
nifje in Zürd näher in's Auge zu faljen. 


Die Zürcher Septemberreaclion. 


An dem Wendepunkt, wo der erſte ſchwere Rückſchlag gegen die Re— 
generation eintreten ſollte, iſt es nöthig, auf die Entwicklung ſeit der 
Auflöſung des Sarnerbundes kurz zurückzublicken. Die Periode der 
verfloſſenen fünf Jahre mußte vielfach dazu dienen, die neuen Orb: 
nungen zu lodern, Auflöfungen im Schooß der liberalen Parthei hervor: 
zurufen und den reactionären Beitrebungen Nahrung zu geben. Die 
Zeit, die für die Umgeftaltung des Bundes am günftigiten ſchien, ging 
vorüber, ohne daß ein durchgreifender Schritt geihah. Von Jahr zu 
Jahr wurden die Bemühungen in diefer nationalen Richtung erfolglofer. 
Fort und fort wurde zwar dad Bedürfniß einer Bundesreform gefühlt; 
die Revifion hielt fi auf den Tractanden der Tagſatzung; von Zeit zu 
Zeit erhob ſich auch ein lauter Ruf aus den patriotifhen Vereinen und 
Verfammlungen; aber der rechte Schwung ließ fich nirgends wieder ge: 
mwinnen ; eine Reihe von Wirren und Händeln Ienfte die Thätigfeit ab; 
auf den Sefleln wollte man immer weniger von der kantonalen Herr: 
lichkeit abgeben und wo am Ende der Volksgeiſt noch vorwärts zu fpor- 
nen fuchte, wurde er von oben herab zurüdgebrängt. So blieb der Wi- 
derſpruch zwiſchen den regenerirten Einrichtungen in den Kantonen und 
ben alten faulen Zuftänden in der Eidgenoſſenſchaft. Dem liberalen 
Prinzip fehlte e8 an einer fiheren Stüße, die es nur in der Verjüngung 
bes Bundes finden konnte, 

Nicht zu verkennen war hierbei, daß ein äußerer Drud auf ber 
Schweiz laftete, der die Weiterentwidlung hemmte und allen Rüdfchritts- 
tendenzen Nahrung gab. Ringsherum war die Reaction wieder voll: 
ftändig Meifter und drüdte die Regungen der Völfer nieder. Nur bie 
Schweiz mit ihren freier gewordenen Inftitutionen bildete einen fcharfen 
Gegenfab. Auf fie mußte deßhalb der ganze monarchiſche Grol fallen, 
dem e8 durch ben Andrang der Flüchtlinge nad dem einzigen Afyl auf 
dem Kontinent nicht an Vorwänden zu gebieterifchen Forderungen fehlte. 
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Eine Zeit Yang hatte die Eidgenoſſenſchaft noch eine gewiſſe Stübe an dem 
Fonftitutionellen Frankreich, das mit dem Abfolutismus nicht gemeinfame 
Sade maden fonnte. Aber als fich das Julikönigthum den legitimen 
Höfen immer mehr näherte und den Haß gegen die Republif noch zu 
überbieten fuchte, war die Schweiz nach allen Seiten hin blosgeftellt und 
mußte für ihre nationale Schwäche um fo empfindlicher büßen. Das 
Vertrauen und Anfehen der liberalen Behörden wurden gejhwächt durch 
bie wiederholten Demüthigungen, die geduldig hingenommen werden muß: 
ten. Ein Staatömann nah dem andern ftolperte an diefem Stein des 
Anftoßes und verlor feine Popularität. Die erbitterten Gegner ber 
neuen Ordnungen frohlodten dagegen über jeden ſchimpflichen Rückzug 
und fchöpften aus dem Drängen der fremden Kabinette Muth für ihre 
reactionären Umtricbe. 

Auch die Firchlich-politifhen Kämpfe, die mit einem entfchloffenen 
Anlauf zur Wahrung der ftaatlichen Rechte begannen, aber zu feinem 
gemeinfamen Ziel kommen fonnten und an mehr als einem Drte mit 
Preisgebungen endigten, unterwühlten den liberalen Boden. Während 
die römischen Fäden fich in einer Hand Fonzentrirten und die ultramon: 
tane Parthei ihre Reihen immer enger fhloß, zerfplitterten fich die libe- 
ralen Kräfte und ermatteten allmählig wieder in dem Ringen gegen die 
Hierardie, Die Unruhen im Aargau wie im Berner Jura zeigten, wie 
empfänglich die Maſſe des Fatholifchen Volks noch für die Flerifalen 
Schreckbilder waren und mit welchem Erfolg die Waffe der Religiongs 
gefahr gebraucht werden Eonnte. 

Unter den Anhängern der neuen Ordnung felbft gingen im Laufe 
ber Jahre allerhand Zerfeßungen vor fih. Die Erwartungen, die bei 
dem Umſchwung oft zu hoch gefpannt wurden, fonnten nicht alle in Er- 
füllung gehen. Die durchgreifenden Reformen verlegten Interefjen und 
legten neue Laften auf. An die Stelle der früheren Begeifterung trat 
eigennüßige Berehnung. So wandten fi Viele mißmuthig ab oder 
wurden gleihgültig. Die Einen wollten den Fortſchritt confequent vers 
folgen, wo noch fo Vieles zu verbefjern war, den Anderen gingen die 
Neuerungen ſchon zu weit. Das doctrinäre Yuftemilieu, das voll ängft- 
licher Bedenken war und gerne zu faulen Kompromifien Hand bot, fon: 
derte fi immer fhärfer von der radifalen Richtung ab, die rückſichtslos 
durchzugreifen ſuchte. Manche Führer, die in den erften Jahren ber 
Regeneration den Iebhafteften Impuls gegeben hatten, entfremdeten fich 
bem Bolt, indem fie jetst gegen die demofratifhen Regungen anfämpften. 
Die nationalen Vereine, die eine Zeit lang ein feiteres Band fnüpften, 
zerfielen durch den Streit der Meinungen oder die Ungunft, die von den 
liberalen Lenkern auf fie geworfen wurde. 

Anderfeitd ging auch eine merkbare Umwandlung in ber ariftofras 
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tiſchen Parthei vor ſich. Man gab die Hoffnung auf unmittelbare Wie— 
berherftellung der alten Vorrechte allmählig auf und fam zur Cinficht, 
daß man fich durch freiwillige Ausfchliefung von Staatsämtern unter 
der neuen Ordnung um allen Einfluß gebracht hatte. Man fuchte die 
ehemalige Herrichaft in anderer Weife wieder zu gewinnen und machte 
von ber früher jo verfchrienen Preß- und Vereinsfreiheit den ausgebehn- 
teften Gebraud), um den populären Boden für die befonderen Intereſſen 
zu bearbeiten. Aus bisherigen Ariftofraten wurden fogenannte Konz 
fervative, die fich fcheinbar in die liberalen Verfaſſungen fügten, aber 
in Wirklichkeit die Grundſätze derfelben zu untergraben fuchten. Je mehr 
die Gewalt durch das allgemeine Stimmredt und direfte Wahlen im die 
Hände des gefammten Volkes gelangte, deito mehr hoffte man aus ber 
noch bei der Maſſe herrfchenden Umwifjenheit Nuten ziehen und dunkle 
Vorurtheile ausbeuten zu können. Man hing fich deshalb vorzugsweiſe 
an die unteren Klafjen, die in ihrer materiellen Eriftenz abhängig waren 
und ſich leichter bethören ließen. 

Diefer Bund der Aungariftofratie mit einem verführten und miß— 
brauchten Proletariat follte grade da zuerft hervortreten, wo die Rege— 
neration ihren geiftigen Brennpunkt gefunden hatte. Nirgends entwidelte 
fich feit-dem Umſchwung von 1830 eine jo reiche und ſchöpferiſche Thä— 
tigfeit als im Kanton Züri. Haft nad allen Richtungen hin wurde 
bier in der Neform des Staatsweſens Außerordentliches geleiftet. Mit 
der legten Revifion war die Scheidewand zwifchen Stadt und Land voll 
ftändig gefallen und die Rechtsgleichheit durchgeführt. Eine der Haupt: 
aufgaben bejtand von vorneherein in einer durchgreifenden Volksbildung. 
Das Schulweſen fam zu einer vorher nicht gefannten Höhe. Nicht nur 
wurden die oberen Lehranftalten mit einer Hochſchule als Schlußjtein er= 
mweitert; vor Allem richtete fi die Sorge auch auf Entwidlung des ei- 
gentlihen Volksſchulweſens. Mit Gründung eines Seminars, Anjtellung 
von vielen neuen Lehrern, Erhöhung der Bejoldungen, Entwerfung zwed: 
mäßiger Lehrmittel, Neufnung der Schulfonds in den Dorfgemeinden ꝛc. 
gefhahen mächtige Schritte vorwärts. Während der Staat früher für 
dad Primarjhulmeien fait nichts beitrug, erfchtenen jet jährlich bei 
132,000 Franfen zu diefem Zwede auf dem Büdget. Zürich ward mit 
feinem Schulgefet das anerfannte Vorbild für andere Kantone. Auch. 
die ganze Juftizpflege erhielt eine neue Organifation im Sinne größerer 
Unabhängigkeit der Richter, ftrengerer Prozeßformen und humanerer Be: 
handlung im Strafverfahren. Galgen, Pranger, Brandmarfung und 
Auspeitfhung, die Stützpunkte und Ehrenzeichen der alten Gemaltherr: 
Ihaft, verfhmwanden und aud im Zuchthaus fing man an, den Verbrecher 
noch ald Menſchen zu achten. Auch das Militärwefen hob fi durch 
Abſchaffung des Wachtkamaſchendienſtes, Handhabung einer ftrengeren 
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Disciplin, beſſere Inftruftion und Ausftattung der Truppen. Zur För— 
derung des Verkehrs wurde der Kanton nad allen Seiten hin mit neuen 
Straßen durchſchnitten. Durch ein Forſtgeſetz kamen die Waldungen un— 
ter befjere Aufficht und Verwaltung. Das Gewerbsweſen konnte fi) 
mit Befeitigung einer Menge von Mißbräuchen und Beſchränkungen 
freier entwideln. Der ganze Staatshaushalt wurde dem alten Geheim- 
niß entzogen und den Augen der Bürger offen gelegt. Das Finanzſy— 
ftem ftrebte nach einer gerechteren Vertheilung der Laften. Die erhöhte 
Betriebfamfeit rief größeren Wohlftand hervor. Eine Reihe gefegneter 
Jahre erleichterte den Losfauf der Zehnten und Grundzinfen, fo daß 
biefe Laften im Kanton faft ganz abgetragen wurden. Die Induſtrie 
flieg zu einer Stärke und Ausdehnung, wie zu Feiner früheren Periode. 
Bor allen Gemeinden aber war es die Stadt Züri, die ſich unter der 
neuen Ordnung zu einer Bedeutung erhob, welche felbit die höchſten Er: 
wartungen übertraf. Als die Mauern, Schanzen und Wälle, für die 
fih die Städtiſchen mit aller Macht wehrten, umgeftürzt waren, erhoben 
fi ganze Straßen neuer herrlicher Gebäude; ein reger Kunftfinn ent: 
widelte fih in diefem Zentralpunft des aufblühenden Staates. Auch in 
die fernften Winkel des Kantons verbreitete fich unter den angefeheneren 
Familien der Trieb nad Ausbildung geiftiger Anlagen, da Streben 
nah Kenntniffen. Faft in allen größeren Ortſchaften bildeten fih Sän— 
gervereine, die fi in größeren Bezirksvereinen zu jährlichen Sänger: 
feften verfammelten. In vielen Dörfern entftanden Lefegefellfchaften ; 
gemeinnügige Vereine gründeten Kleinfinderfhulen und Erſparnißkaſſen, 
Armen: und Waifeninftitute ꝛc. 

Selbft ein Gegner der radifalen Richtung mußte über diefe ſchöpfe— 
riſche Periode geftehen: „E3 wird eine Zeit kommen, wo man die Xei- 
ftungen des Kantons Zürich während des letzten Jahrzehnts zu den 
märchenhaften reinen wird; ich behaupte noch mehr, eine Zeit, auf welche 
die ebelften Geifter, die thätigften Köpfe, die freieften Herzen mit Sehn— 
fucht zurückblicken und fi an ihr erwärmen werden.“ *) 

Aber gerade diefe ſchöpferiſche Kraft und raftlofe Thätigfeit fonnten 
nicht walten, ohne tief einzufchneiden und auch mannigfahe Wunden zu 
ſchlagen. Bei der Durchführung fo umfafjender Reformen ließ es ſich 
faum vermeiden, daß mitunter hart und rüdfichtslos verfahren wurde. 
Wo fo viel alter Schutt wegzuräumen war, mußten beftehende Interefien 
und Gewohnheiten verlegt werden. Die Städter konnten die gute Zeit 
nicht vergefien, wo die einträglichſten Aemter und fettejten Pfründen des 
Staates ihnen allein zufielen. Das ältere Geflecht folgte ungern dem 


*) Siehe: Betrachtungen über die Revolution im K. Züri in Briefen eines 
Zürders an einen Basler. (Abdruck aus der Basler Zeitung. Baſel 183%. 
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raſchen Vormwärtsdrängen der jüngeren Generation. Die Freiheit, die 
noch nicht immer recht verftanden wurde, führte zur Ungebundenheit, die 
Anſtoß erregte. Herrſchluſtige Demokraten, denen noch die tiefere Bil: 
dung abging, fühlten fi durch die überwiegende Intelligenz gedrüdt. 
Wer früher nichts vom Vermögen zu den Staatöfteuern beitrug, fand 
jetzt die direfte Abgabe läſtig. Eigennützige Fabrifanten fträubten fich 
gegen die neue Schulordnung, dur welche der unmäßige Gebraud) ber 
Jugend in Fabriken bejchränft wurde. Gewerbsleute, die von den alten 
Privilegien Vortheil zogen, Magten über die freiere Concurrenz. In 
den Gemeinden war e3 Pielen nicht recht, daß man mit den Forſten 
nicht mehr nad Belieben fchalten und walten durfte. Dazu famen weit: 
läufige tiefeingreifende Prozeffe um Korporationsgüter, die Groll Hinter: 
liefen. So häufte fih im Stillen mannigfache Unzufriedenheit auf, die 
von den Gegnern der neuen Ordnung nah Kräften gefhürt murbe. 

Der ſchärfſte Widerfpruch entwicelte ſich indeß auf geiftigem Ge: 
biete. Die Schule nahm einen hohen Auffhwung. Durch das neue 
Syftem des Volksunterrichts galt es, die heranwachſende Generation 
nicht blos mit praftifhen Kenntniffen zu verfehen, fondern fie auch zum 
Selbſtdenken und Selbfturtheilen zu leiten, fie innerlich frei zu maden, 
“ Hier war reged Leben, geiftiger Fortſchritt. Anders verhielt es fich mit 
der Kirche, die mit der Schule in inniger Wechfelbeziehung ftehen 
follte. Diefe befand fi in faft verfnöchertem Zuftand und beharrte 
auf ihren alten Satungen. Ueber eine gemwiffe Grenze hinaus follte der 
menſchliche Geift aufhören zu denken und ſich der Autorität des Buch— 
ftabens unterwerfen. Wohl offenbarte fih aud in der Kirchenfynobe 
eine Feine Parthei, die zu Erneuerungen Hand bieten wollte, aber fie 
Fonnte gegen bie ftagnirende Maffe und den blinden Eifer nicht auffom: 
men. Vergebens war die Forderung, daß der Firchliche Jugendunterricht 
fi der veralteten, herzlofen, mechanifchen Form entwinde und mehr in 
Mebereinftimmung mit dem gefteigerten Schulunterricht gebracht werde. 
Das Kirchenmwefen, deffen Unzulänglichfeit ſich ſcon vor 1830 in der 
Verödung vieler Kirchen zeigte, blieb während diefer Periode allgemei- 
ner Entwidlung auf feiner engen Grundlage ftehen. So fam die Geift: 
lichkeit in einen ſcharfen Gegenfat zu der Schule und dem ganzen geis 
fligen Ringen der Zeit. Ihre Stellung wurde um fo feindlicher, als fie ihren 
bisherigen Einfluß in den Gemeinden ſchwinden fah. Früher war es 
der Pfarrer, bei dem auch in weltlichen [Dingen Bürger und Beamte 
‚fi Rath zu holen pflegten. Jetzt hörte diefe Einwirkung auf Behörden 
und PBartheten mehr und mehr auf. Früher ftand die Schule faft un: 
ter der ausfchlieglichen Vormundfhaft des Pfarrers. Der Schulmeifter 
mar, fo zu fagen, der Diener des Pfarrers. Seht erhielt der ganze 
Unterricht eine felbftftändigere Organifation, Der Lehrerftand Tonnte 
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fi freier und unabhängiger bewegen. Der Drang nah Emanzipation 
von der Kirche nahm in dem Grade zu, als diefe den Schulreformen 
widerftrebte und den alten Druck auf die geiftige Entwidlung aufrecht: 
zuhalten ſuchte. Die Geiftlichfeit ging um fo eher Hand-in Hand mit 
der ariftofratifchen Oppofition in der Stadt, als die meiften Landpfarrer 
Stadtbürger waren und mit diefen die politiiche Abneigung gegen die 
neue Ordnung der Dinge theilten. 

Schon frühe äußerte fich eine Agitation gegen die Schulreform, 
Im J. 1836 brach im Wehnthal ein fürmlicher Aufitand wegen Ein: 
führung eines neuen Leſebuchs aus. Ein Pfarrer predigte bereits über 
das Thema: „Was hat der Chrift zu thun, wenn die Religion in Ge— 
fahr iſt.“ In Stadel erklärten die Bauern auf's Beſtimmteſte, fie neh— 
men die neuen Schulgefege nicht an, und ſchloſſen die Schule. Es muß— 
ten Truppen aufgeboten werden, um fie wieder zur Ordnung zu führen. 
Die Regierung war damals einig und Eräftig und verhinderte jo, daß 
die Bewegung fich weiter verbreitete. Almählig wurde dad Seminar 
in Küßnacht die Zielfcheibe aller geiftlihen und ariſtokratiſchen Angriffe. 
An der Spite diefer jungen Anftalt zur Bildung von Lehrern jtand der 
Direktor Scherr, eine feltene pädagogifche Kraft, von raftlofer Thätig- 
feit, voll von energifhem Eifer für die Bildung des Volle, Wie Wer 
nige wußte er feine Zöglinge an fich zu fefleln und die Lehrer mit Hin- 
gebung für ihren Beruf zu erfüllen. Als organifatorifcher Kopf und 
Mitglied des Erziehungsraths übte er einen überwiegenden Einfluß auf 
die Umgeftaltung des ganzen Volksſchulweſens. Der Kirche gegenüber ver= 
trat er die freiere Stellung der Schule mit allem Nachdruck. Was er 
in furzer Zeit leiftete, wenn auch mit einzelnen Schroffheiten oder Ueber: 
bebungen, war außerordentlih. Auf feine Wirkfamfeit fiel deghalb der 
ganze Haß der Oppofition. Die unaufhörlichen Angriffe, die fich gegen 
feine Perſon richteten, galten der ganzen Schulreform. Er wurde als 
Schulpabſt und Schultyrann Hingeftellt, defjen Thron geftürzt werden 
müffe. Dem aus der Anftalt hervorgegangenen Lehrerſtand warf man 
Dünfel und Anmaßung vor. Spaltungen im Erziehungsrath und Mei: 
nungsverfchiedenheit unter den Beförderern des Schulweſens ſelbſt gaben 
den Angriffen Nahrung. Melchior Hirzel, fonft der wärmjte und ver: 
dientefte Schulfreund und Präfident des Erziehungsraths, ließ fich durch 
die Anklagen irre machen und fuchte bei Erweiterung des Seminars die 
Stellung des Direktor zu ſchwächen, während Scherr auf der pädagogi- 
ihen Einheit der Anftalt bejtand. Die Zwiftigfeiten darüber wur— 
den perfönlih und Ieidenfhaftlih und da fie durch den Gr. Rath 
entfchieden werden mußten, erbitterten fie nicht nur die beiden libera— 
len Partheien, die fich eine Zeit lang als Hirzelianer und Gcherrianer 
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gegenüberftanden, fonbern ihr beidfeitiges Anfehen litt auch beim 
Bolt, *) 

Bei der Verfaſſungsreviſion im %. 1837 trat zuerft die Umwand— 
lung im der ariftofratifchen Parthei hervor. In oligarhiicher Hoffnung 
fämpften die Führer derjelben jetzt für Befeitigung aller Wahlbeſchrän— 
fungen und die ausgebehntefte Freiheit, gegen die fie früher nicht eifrig 
genug in die Schranken treten fonnten. Das herrjchende liberale Syſtem 
ſtützte ſich vorzugsweiſe auf den Mitteljtand und nahm noch zu wenig 
Rüdjicht auf die unteren Klaſſen. Almählig juchte die Oppofition auf 
die große Mafje einzumirfen und fich diefer zu bemächtigen. Die neuen 
Wahlen führten zwar noch eine überwiegend freifinnige Mehrheit in bie 
Behörden. Scheinbar war die liberale Drdnung für lange Zeit befeftigt. 
Aber innerlich war feit der großen Wiedikoner VBerfammlung, wo dem 
Ausdrud der Volksgeſinnung von Oben herab Zwang angelegt wurde, 
das Band zwifchen den liberalen Tonangebern und dem Volke loder ge: 
worden. Bei den Wahlen zeigte fich eine demofratifche Strömung, die 
den radifalen Juriſten und der hervorragenden Intelligenz abgeneigt 
war. Grabe die geiftige Spike der Reformparthei, Dr. Keller, fand 
fih mit anderen Führern in den direkten Volkswahlen übergangen. Sein 
Rücktritt aus dem Obergericht, weil er die Wahl eines gründlich gebil: 
beten Yuriften, aber leidenſchaftlichen Gegners der regenerirenden Rich: 
tung (Dr. Bluntſchli), in diefe Behörde nicht durchſetzen konnte, verſetzte 
den eigenen Schöpfungen einen empfindlichen Stoß. Als Vertreter des 
ftrengen Repräjentativfyftems und einer jcharfen Rechtsdoctrin hegte er 
gegen das Ueberfluthen der Demokratie eine Scheu, die ihn dem Volke 
um fo leichter entfrembete, als ihm Wärme des Gemüths und innige 
republifanifche Gefinnung abgefproden wurden. Fortwährende Pfeile, 
die Gegner nicht blos auf den öffentlichen Charakter, fondern auch auf 
das private Leben abſchoſſen, dienten dazu, ihn in der Meinung herab: 
zufeßen. 

Der Boden der liberalen Ordnung war fchon vielfach unterwühlt, 
als fich die Lenker noch völlig fiher wähnten. in folgenreiher nt: 
ſcheid führte zur unerwarteten Krijis. Die Freunde einer fortfchreitenden 
Entwidlung fühlten, wie nothwendig es fei, auch auf kirchlichem Gebiete 
einen friſcheren Geift zu wecken. Bei der ſich immer weiter ausbilden: 
den Kluft zmwifchen der Kirche und Schule war vorauszufehen, daß ent: 
weder die Schule einer Reaction ausgefeßt werde oder ein lebendiger 
Impuls die Kirche nöthigen müffe, aus ihrem ftarren Weſen herauszu: 
treten. Am nächſten lag es, der theologifchen Wiſſenſchaft an der Hoc: 


*) Siehe: 3. Th. Scherr, meine Beobachtungen, Beftrebungen und Schid- 
ſale in Zürich. St. Gallen 1840. 
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ſchule einen Sporn zu geben. Deßhalb fiel ſchon 1836, bei der Be— 
ſetzung eines Lehrſtuhls für die Kirchengeſchiche und Dogmatik, der 
Blick auf einen jungen Gelehrten in Tübingen, Dr. Strauß, der durch 
ſeine Schriften mächtig auregte. Der Gedanke fand indeß noch zu we— 
nig Anklang. Als im J. 1839 derſelbe Lehrſtuhl wieder erledigt war, 
wurde der Vorſchlag ernſtlicher gemacht. Hirzel, der ſich früher noch 
nicht damit befreunden konnte, war jetzt durch perſönliche Bekanntſchaft 
mit dem Gelehrten für die Berufung ganz gewonnen. 

Mit kühnem Muthe hatte Dr. David Strauß das Leben Jeſu 
einer durchdringenden hiſtoriſchen und philojophifchen Kritif unterworfen. 
An der Hand derjelben war er zu der Ueberzeugung gelangt, daß fi 
um die Erfheinung von Chriftus ein ungefhichtliher Kreis fagenhafter 
Verherrlihung ‚gebildet habe. Nach diefer Fritiihen Auffajjung traten 
Mythen an die Stelle der Wunder. Die Gottheit hörte auf, fih in 
einer einzelnen Perjon verkörpert darzujtellen. Die äußere und dogma- 
tiſche Hülle des Chriſtenthums zerfiel, nur der hohe, fittlihe und reli- 
giöſe Kern blieb. Der Glaube follte mit der fortfchreitenden Vernunft 
in Einflang gebradt, durch die fichtende Kritik geläutert werden. Die 
ganze Forfhung trug den Stempel tiefen wiſſenſchaftlichen Ernftes. Auch 
bei dem heftigften Widerfprud, auf den fie jtieß, forderte fie die Theo— 
logie zum Denken auf und fonnte dazu dienen, Licht zu verbreiten. An 
- die ungelehrte Welt war fie zunächſt nicht gerichtet. 

Der Vorjhlag zur Berufung diefes Gelehrten rief im Erziehungs: 
rath einen lebhaften Kampf hervor. Sieben . Mitglieder erklärten fi 
für denfelben (Drelli, Keller, Ulrich, Furrer, Zehnder, Scherr, Rüegg), 
fieben dagegen (Meyer, Sulzer, Weiß, Bleuler, Hüni, Eflinger, Efcher). 
Den erfteren lag es zunächſt daran, für die Hochſchule einen gründlichen 
Borfcher zu gewinnen und der freien Wiffenjchaft eine Stätte darzubieten. 
An diefem Sinne gab Caspar Drelli das gediegenfte Votum ab. 
Hirzel ging weiter und knüpfte, faſt ſchwärmeriſch, die Hoffnung auf 
eine unmittelbare Kirchenreform an die Berufung. Als Präfident bes 
Erziehungsraths gab er durch Stichentſcheid den Ausſchlag für die 
Berufung. 

Der Entihluß war eine geiftige That, die mit dem ganzen 
Streben nah Bildung und Aufklärung im innigften Zufammenhang 
ftand. Uber er ging über die Fafjungsfraft der Zeit hinaus und be— 
rechnete den Brandftoff nicht, der fich entzünden ließ. Die Kirche nahın 
die Berufung als Kriegserklärung auf. Die ariftofratiihe Oppofition 
griff gierig nach der Fadel. Der proteftantifhe Boden war für die Re— 
ligionsgefahr noch fo empfänglich als der katholiſche. Wie ein Rauffeuer 
verbreitete fich der Beſchluß durch die geiftlichen Reihen. Die Kapitel 
perjammelten fich eiligft. Der Kirchenrath drang, faft drohend, in den 
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Regierungsrath, die Wahl nicht zu beftätigen. Die theologische Fakultät 
hatte fich bereit3 mit Ausnahme einer Stimme (Prof. Hitig) gegen 
ben Vorſchlag erklärt, geftügt auf die negative Richtung des Berufenen, 
die fich für das Fach der Dogmatif am wenigjten eigne und bei der be— 
ſchränkten Einrichtung der Hochſchule feinen Plat finde. Der Antiftes 
Füßli brachte jegt (31. Januar 1839) die Motion vor den Gr. Rath, 
durch ein Geſetz dem Kirchenrath Einfluß auf die Wahl der theologifchen 
Profefforen zu geben. Es galt ein Firchliches Veto einzulegen. Im zehn: 
ftündiger Diskuffion plagten die Geifter im Gr. Rath aufeinander. Es 
wurde mit allem Aufwand von Beredtfamfeit für und wider die Gel: 
tung der Vernunft in Glaubensfachen geftritten. Die gewandteſten Ver— 
fechter der Motion, Prof. Shweizer und Dr. Bluntſchli, konnten 
das Bedürfnig religtöfer Erneuerung nicht ganz in Abrede ftellen; aber 
die alte Autorität follte aufrecht bleiben, der Yortfchritt in die Hand der 
ftabilen Kirche gelegt werben. Die Gegner befämpften den Antrag als 
einen indireften Eingriff in die Kompetenz des Regierungsraths und 
ſtützten fich vor Allem auf die freie Prüfung als die Grundidee des Prote- 
ftantismus. Der Gr. Rath wies die Erheblichfeit mit 93 gegen 49 
Stimmen zurüd.*) Die Berufung wurde darauf vom Regierungsrath 
beftätigt mit dem Bemerken an den Kirchenrath: er babe die Wahl ge: 
nehmigt, weil Strauß als Menſch und Gelehrter in durchaus gutem 
Rufe ftehe, weil auch im Gebiete der Theologie nur möglichft gründ- 
liche und allfeitige Forſchung zur Wahrheit führen könne und weil ber 
Regierungsrath überzeugt fei, daß durch jene Berufung für Religion 
und Kirche keine Gefahr entjtehe. 

So war die Wahl gefeglich gejichert. Aber die Frage wurde weis 
ter unter das Volt geworfen. Es organifirte fi eine fürmlide Glau— 
bensbewegung. Alle frommen oder kirchlih befangenen Gemüther wur: 
den mit Schredbildern erfüllt. Die Berufung des forfchenden Theolo— 
gen erfhien als ein Frevel, der an Allem, was dem Chriften heilig fei, 
verübt werde. Das Volk, hieß es, folle von feinem innerften Glauben 
abgerifjen und in einen Abgrund von Gittenlofigleit geworfen werben. 
Bon faft allen Kanzeln mahnten die Pfarrer zum Feithalten am Erlöfer, 
zum Widerftand gegen den bereinbrechenden Unglauben. Ein Weberuf 
ertönte nad) dem anderen. Die Kirchenzeitungen ftießen in bie Lärm: 
trompeten; Hirtenbriefe vom Antiftes, Predigten, Glaubensergüffe aller 
Art wurden zu Taufenden von Eremplaren in bie Häuſer verbreitet. 
Die Anhänger der ftrengen Landeskirche gingen jet im Eifer mit den 


*) Siehe die denfwürdige Diskuffion am ausführlichfien in: H. Gelzer, die 
Straußiſchen Zerwürfniffe in Zürih. Hamburg und Gotha 1843, 
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Seftirern Hand in Hand. Der natürlihe Boden der Reformation 
wurde gänzlich verlafjen, die freie Prüfung verurtheilt, die Vernunft in 
einer Weife niedergetreten, daß der Proteftantismus fi auf den römi- 
hen Standpunkt zu ftellen jchien.*) Aus der Tiefe der unteren Klaf: 
fen ftieg ein dunkler Geift empor, der durch allerhand Gerüchte und Aus: 
ftreuungen genährt wurde. Ueber Strauß verbreitete man, er fei in 
Deutfchland gebrandmarkt worden und trage Galgen und Rad auf dem 
Budel. Auch die liberalere Meinung wurde erfchüttert durch Stimmen 
(wie von Trorler, Nägeli 2c.), die jonft den freien Ideen Bahn brachen 
und für Bolfsveredelung wirkten, aber jeßt gegen die eingreifende Kris 
tif auf firchlihem Gebiete auftraten. Nur einzelne wenige Geiftliche im 
Kanton mwagten e8, dem Gefchrei der Religionsgefahr ſchüchtern entge⸗ 
genzuarbeiten. 

Vergebens ſuchte die freiſinnige Preſſe das Volk zu belehren. Ver— 
gebens bildete ſich ein Volksverein, um geläuterte Anſichten in Kirche, 
Schule und Staat zu verbreiten, erließen bisher populäre Männer die 
eindringlichften Mahnungen. Vergebens wurde bie Geißel des Spottes 
und Wites über die unduldjame Verfegerung gef hmungen. Vergebens 
vertheidigte fih Dr. Strauß ſelbſt in einem öffentlichen Sendſchreiben, 
trat Profeſſor Paulus in Heidelberg für die theologifche Lehrfreiheit in 
die Schranken. Erfolglos bemühte jich endlich auch die Regierung, durd) 
eine Proflamation die geängftigten Gemüther zu befhwichtigen. Der 
Strom der Aufregung ließ fih nicht mehr dämmen. Ein Aufruf von 
Hirzel, worin dad Bedürfnig einer Kirchenreform ans Herz gelegt wurde, 
wohlgemeint, aber unglüdlih in der Form, goß nur Del ins Feuer ober 
erndtete Hohn. Bei der Verleſung der regierungsräthlihen Proklama— 
tion verließen die Zuhörer an vielen Orten die Kirche. Der edle Cas— 
par Orelli mochte in einer Anrede an die Studirenden tief betrübt ausru— 
fen: „Alles ijt möglich geworden: denn Wer vermag es, der fcheußlich: 
ften aller Erinnyen, der Wuth des Fanatismus, Zaum und Gebif 
anzulegen? Nicht einmal Der, welcher fie unbejonnen und ruchlos aus 
den Tiefen des Tartarus empor beſchworen, und auf unjere früher fo 
glückliche Heimath Losgelajjen hat.“**) 


*) Daher das fingirte, hocherfreute „Kreisichreiben Sr. Heiligfeit Gregor XVI. 
ar die Bürger des Kantons Zürich. Rom 183.“ (von Chr. W. Glüd), worüber ſich 
der Nuntius beim Vorort bejchwerte. 

**) Gin geiftreicher Engländer, Dr. Beddoes, der fich um diefe Zeit in Zürid) 
aufbielt, zeichnete den geiftigen Rückſchlag in einen originellen Gedicht mit folgen- 
den Berjen: 

Blindes Simfonvolt! den Stempel 
Drüdt das Schidjal auf dein Leben; 
Warft gerufen in den Tempel 

Boll des Safts von geift’gen Reben, 
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Der Mittelpunkt der Bewegung war am linken GSeeufer in den 
großen Gemeinden Richterſchwyl und Wädenſchwyl. Als Haupt der Agi— 
tation tauchte Hürlimann-Landis auf, Fabrifant in Richterſchwyl; 
von rechtlicher Gefinnung; früher der Volksſchule zugethan, jekt religiös 
geängitigt und von Städtern beeinflußt, mehr gejchoben als jelbititändig 
feitend. Schon am 12, Februar beſchloß eine größere Verfammlung in 
Wädenſchwyl, die Berufung des Theologen durh Bildung von Kirch, 
Bezirks: und Zentralvereinen und das Mittel des Petitionsrecht3 zu hin- 
dern. Bald zog fich ein großes Neb zufammen, das die beftehende Ge- 
walt umftridte. Die Kirchgemeinden folgten an den meiſten Orten willig 
der Aufforderung zu VBerfammlungen. Schnell fonftituirten fich die Ge— 
meindecomites, Bezirfscomites und ein Zentralcomite.*) Lebteres ver- 
jammelte fi in Zürich und erließ eine Adreſſe an den Regierungsrath, 
worin es gebieterifch erflärte: „Strauß darf und foll nicht kommen,“ 
und die Regierung für die Folgen, die aus einem längeren Widerftand 
hervorgehen würden, verantwortlich machte. Die Bewegung nahın da= 
mit einen revolutionären Charakter an. Schon predigte man bie und 
da offen zum Aufruhr gegen die Behörde. Immer fihtbarer trat auch 
die politifche Aufreizung hervor. Die Regierung wurde aller möglichen 
Bedrüdungen befhuldigt und die Mafje mit materiellen Verſprechungen 
gelodt. Es genügte nicht, da Strauß fern gehalten werde, der Ruf ' 
ertönte auch: Hochſchule fort! Scherr fort! Steuern fort! Auf dem 
Lande ſchwand das Anfehen der Regierung. Gegen Andersdenkende wurde 
brutaler Zwang geübt, die Freiheit der Rede an den Verjammlungen 
unterdrüdt. Wer: nicht miteiferte, erhielt den. Namen „Struß“ und war 
den Verfolgungen ausgeſetzt. 

Das Zentralcomite verfaßte neben jener Adrefje an den Regierungs« 
rath auch eine Petition, die den Kirchgemeinden zur Annahme und Be: 
förderung an den Gr. Rath zugefandt, werden ſollte. Diefe Petition 
ging in ihren Begehren bereits einen bedeutenden Schritt weiter. Nicht 
nur forderte fie wieder dictatoriih im Namen des fouveränen Zürcher 
Volks die Rücknahme der Berufung von Strauß, fondern jie verlangte 
auch eine gemifchte öffentliche Kirchenfynode, Prüfung und Beftätigung 

Wie der riefig’ Judenheld, 

Deine Stärke follft du zeigen. 

Zieh! die Säulen torfeln, weichen, 
Des Geſetzes Tafel ſchwankt, 
Kracht das Dad), der Boden want; 
Wiffenichaft und Freiheit fällt. 
Hier liegt Zürich! Tiest die Welt. 

*) Das Zentralcomite beftand aus 22 Mitgliedern, je zwei aus jedem Bezirke 
darunter 6 Pjarrer. Den engeren Ausſchuß bildeten Hürlimann-Landis, Dr. Rahn- 
Eicher und Bleuler-Zeller, mit Fürſprech Spöndli als Aktuar. 
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theologifcher Profejforen durch den Kirchenrath, Wahl eines Drittels des 
Erziehungsraths durch die Synode, Einfluß des Kirchenraths und Ber: 
mehrung der Religionsftunden am Lehrerfeminar und in der Volksſchule, 
Totalrevijion de Seminargejeßes in religiöfer Richtung und Ausſchlie— 
kung des Direftor3 aus dem Erziehungsratf. Damit war das Ziel 
der Bewegung klarer ausgejprodhen: Zertrümmerung der Schulreform, 
Herrſchaft des Klerus über die ganze Bildung des Volks. Wieder läu- 
teten die Glocken in die Kirchgemeinden und jtürmifch eilte das aufge- 
regte und geängjtigte Volk zur Abſtimmung über die Petition. So tief 
eingreifend jene Punkte waren, jo wurde doch der ganze Entwurf meijt 
ohne Diskuſſion, ohne Erörterung, ja felbit ohne Erklärung der einzel: 
nen Begehren in Baufh und Bogen angenommen. Die Führer hatten 
die größte Eile anbefohlen und eine Gemeinde ging in ihrem Eifer fo 
weit, dem Entwurf beizuftimmen, ehe jie denfelben noch erhalten Hatte. 
In 156 Kirchgemeinden — fo meldete der Bericht des Zentralcomite's 
— ſprachen jih 39,225 Bürger für die Petition aus. 

Unterdeß jah die Regierung den Boden unter ihren- Füßen wanfen. 
Ale Autorität fchien auf das fogenannte Glaubensfomite überzugehen, 
der ganze Staatsorganismus fich zu verwirren. Die Kirchgemeinden 
folgten den Aufträgen eines Vereines wie amtlichen Befehlen. Die Sprade 
an die Behörden lautete dictatorifh. Die Regierung fing an, in fi 
jelber zu zerfallen. Mitglieder derjelben fnüpften Fäden mit den Häup— 
tern der Bewegung an. Die freifinnige Parthei juchte kräftiger aufzu— 
treten, al3 das Treiben revolutionärer wurde und der Sturm fich gegen 
alle geiltigen Reformen richtete. Aber fie fand feinen Halt und feiten 
Mittelpunft mehr. Der Regierung entjant alles DVertrauen. Schon 
hatte der Erziehungsrath die Einberufung von Strauß verſchieben müfjen. 
Als die gebieterifche Forderung fam: „Strauß fol und muß fort,“ wurde 
zwar die Adreſſe des Glaubenscomite's als eine grobe und anſtandswid— 
rige zurüdgewiefen, aber in das Berlangen eingetreten. Am 5. März 
erließ der Regierungsrath eine Proflamation, worin er anzeigte, daß er 
beim Erziehungsrath darauf dringe, den Dr. Strauß in NRuheftand zu 
verjegen, und auch bereit3 eine Kommiffion ernannt habe, um die Peti- 
tionen zu prüfen, wobei man die Anficht des Kirchenraths vernehmen 
werde. Bitter Hagten die Muthigeren unter den Freifinnigen, daß die 
Regierung fich jelbft aufgegeben habe. Noch widerfegte fich zwar die bisherige 
Mehrheit des Erziehungsraths, indem fein Geſetz die Befugniß zu diejer 
Quieszirung gebe und mit Nachgiebigkeit die gebieterifhen Forderungen 
nur gefteigert würden. Es Handle ſich nur noch darum, ob die beite- 
hende Staatsordnung aufrecht erhalten oder eine andere auß den Hän— 
den des Glaubenskomite's angenommen werden folle. Zur Beruhigung 
ſchlug der Erziehungsrath blos die Errichtung einer zweiten Profefjur 
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vor, die durch einen anerkannt orthodoren Theologen befeßt werben follte, 
Aber die Regierung brachte ihren Antrag vor den Gr. Rath. War 
früher die Kompetenz der gejeßgebenden Behörde bei der Berufung be: 
ftritten, fo follte dieſelbe jet über die Verſetzung in Ruheſtand aburtheilen. 

Unterdeß wuchs im Lande die anardifche Aufregung. Aus dem 
Glaubensſturm entwidelte fih immer mehr ein Sturm gegen die ganze 
Bildung des Volks. Verfolgung der Lehrer und Einbrüche in's Schul— 
wejen waren an der Tagesordnung. Vor Allem richtete fih die Wuth 
gegen da8 Seminar in Küßnacht und defjen Direktor. Bei den Yalt- 
nachtsfpielen wurden aus Stroh und Lumpen gebildete Figuren: Strauß, 
Hirzel und Scherr vorjtellend, verbrannt und in den See geworfen. 
Für einen „Struß“ galt Jeder, der freien een in Kirche und 
Schule zugethan war, ob er auch ein noch fo reblicher, chriſtlich gefinnter 
Mann fein mochte. 

Am Gr. Rath, außerordentliher Weife zufammenberufen, erneuerte 
fich die Redeſchlacht. Aber die Waage ſank jetzt nach der anderen Seite. 
Volksmänner, wie Gujer, der Redner von Ufter, traten für den alten 
Glauben in die Schranken. Andere, wie Heß, wollten dem Drud der 
aufgeregten Meinung nachgeben. Mit Giegesgewißheit kämpfte die frü- 
here Minderheit für die „jchöne, reine, erhebende Bewegung,“ die das 
ganze Volk ergriffen habe. Drohend konnte man auf die 40,000 Stim— 
men hinmweifen, die ihren beſtimmten Willen ausgeſprochen hätten. Mit 
139 gegen 38 Stimmen beſchloß der Gr. Rath, dak Strauß (mit einer 
jährlichen Penfion von 1000 Franken) in Ruheſtand verjegt werben 
ſollte. Während der Situng hatte fih auch das Glaubenscomite in 
Zürich verfammelt, um je nach dem Ausgang der Verhandlungen feine 
Mafregeln zu treffen (18. März). 

Don Neuem fam die Sahe vor den Erziehungsrath, der zu voll: 
ziehen hatte. Noch wollten drei Mitglieder (Keller, Furrer, Scherr) 
bei dem früheren Beſchluſſe beharren. Die übrigen fügten ſich mit der 
Erklärung, daß fie nur dem Drang der Umftände und dem ausbrüdli- 
hen Befehl des Gr. Raths folgten. Die Worte, die Hirzel und Orelli 
ſprachen, durchfchnitten die Seele. Orelli's ganzes Wefen war in fieber: 
bafter Aufregung. Seine Zunge wollte den Dienft verfagen; endlich 
brad der Strom der Rebe los in Jammer um die verlorene Glaubens: 
und Lehrfreiheit; übergehend in die bitterften Vorwürfe rief er: „So 
habt ihr abermals einen Ketzer gefchlachtet, nehmt euer Opfer hin, bra- 
tet ihn, zehret ihn auf!“ Als die Anderfeitigen zur Ordnung riefen, 
ſprach Hirzel: „OD wehret uns, ihr glüdlichen Sieger, doch nicht, den 
Gefühlen unferer Herzen Luft zu machen; ihr habet ja den Jubel, fo 
erlaubt uns doch die Klage.“ 

ALS diefe Frage abgethan war, erhob ſich eine zweite jtürmifche 
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Debatte im Gr. Rath. Bei Anfang der Bewegung wurde überall der 
Ruf für Aufhebung der Hocfchule vernommen. Aber die jtädtifchen 
Lenker, die fich der Vortheile der Anftalt nicht berauben mochten, dedten 
ihre Flügel über diejelbe. Die Mehrzahl der afademijchen Lehrer zeigte 
fih auch fonfervativ gefinnt.e So kam die Aufhebung der Hochichule 
nit unter die Begehren der Petition. Aber jett ftellte man von radi— 
faler Seite jelbjt, im erften Unmuth die Sache auf die Spite treibend, 
die eigene Schöpfung in Frage. Bon dem Gedanken ausgehend, daß 
die Hochſchule nicht die erfreulichen Reſultate gehabt habe, die man ſich 
bei der Gründung verfproden, daß ihre Grundlage, die Lehrfreiheit, 
zerjtört fei und endlich zur Befeitigung der Wahl von Strauß die Auf: 
hebung der Anftalt das einzige verfafjungsmäßige Mittel fei, wurde 
(von RAR. Bürgi) der Antrag auf eine folhe Aufhebung geitellt 
und, entgegen der Oppofition der unbedingten Freunde der Wiſſenſchaft, 
durh Verbindung von Elementen, die fich erft Tags vorher auf's Här— 
tefte befämpft hatten, mit 122 gegen 57 Stimmen erheblich erflärt und 
an eine Kommiffion zur Begutachtung gewiefen. Endlich wurde auch 
der erfte Schlag gegen die Volksſchule gethan durch Annahme einer Mo— 
tion von Ferdinand Meier: ob nicht durch eine veränderte firchliche Ver— 
faffung und durch Modifitationen in den Geſetzen über das Unterricht3- 
weſen die Intereſſen der Landesreligion befjer gewahrt werden könnten. 

Mit den Beſchlüſſen war der ganze Boden der Neform erfchüttert, 
der Muth der thätigften Volksfreunde gebrochen. Dr. Keller, in diefen Ta— 
gen feſt zu feiner Ueberzeugung ftehend, äußerte in jcharfer Vorausſicht: 
„Wir fönnen nur noch für die Bewahrung der Ehre kämpfen, das polis 
tifhe Syftem von 1831 aber ift für jetzt unrettbar verloren; die Reac— 
tion wird felbft auf blutigem Wege vorwärts fchreiten, vielleicht aber 
auf diefem Wege endigen.” 

Nahdem das erfte Opfer gebracht war, trat eine kurze Paufe ein. 
Der eigentliche Stein des Anſtoßes für die geängftigten Gemüther war 
befeitigt. Der Kanton war fichergeftellt gegen die Lehre eines Mannes, 
vor dem der ganze alte Glauben in Schreden gerieth; die freie Willen: 
[haft lag am Boden; die Kirche fonnte triumphiren; der wilde Strom 
ſchien ſich allmählig zu legen. Die Republifaner (mie man die Frei: 
finnigen um diefe Zeit nad ihrem Hauptorgan nannte) athmeten wieder 
freier, in der Hoffnung, daß wenigſtens die liberale Ordnung gerettet 
fei. Der Gr. Rath fuchte durch einzelne Zugeftändniffe an die Kirche 
weiter zu beruhigen. Die verlangte gemifchte Synode wurde zwar ver: 
worfen, dagegen der Religiongunterricht an den Schulen und im Semi: 
nar vermehrt und größerer Einfluß auf die Wahl der Lehrbücher ein: 
geräumt. Im Mebrigen wurden in der Diskuffion die Werdienfte der 
Volksſchule Far und umfaſſend dargeftellt, jo dag felbjt die Gegner jie 
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nicht bejtreiten konnten. Das Seminar und defjen Direktor erhielten die 
volljtändigfte Anerkennung und Genugtduung. In Bezug auf die Hoch— 
ſchule trat ruhigere Ueberlegung ein. Der von radifaler Seite felbit 
beabjihtigte Schlag wurde abgewandt und die Fortdauer der Anftalt 
gefihert. Die Regierung blieb bei der theilweifen Erneuerung in ihrer 
bisherigen Zuſammenſetzung. 

Aber die Bewegung jhlummerte nur fcheinbar. Der Riß zwiſchen 
den Behörden und der Mafje der Bevölkerung war zu weit gebiehen, 
als dak die lauernde ariftofratifche Dppofition fie nicht hätte ausbeuten 
follen. Die Religion mußte zu weiteren Angriffen dienen. Der Glaube, 
hieß es, ſei fo lange nicht gerettet, als die gottlofen Männer am Ruder 
fähen, die Strauß berufen konnten. Der Sturz des ganzen liberalen 
Regimentd war das Ziel, auf das jet unmittelbar losgeſteuert wurde. 
Den reactionären Jweden diente es nicht, die integrale Erneuerung der ober: 
ften Behörde, wo der Volkswille ſich verfajiungsgemäß geltend machen 
fonnte, ruhig abzuwarten. Das große Glaubenscomite hatte zwar nad) der 
Entfernung von Strauß feinen Rüdtritt erklärt, aber in den Händen 
des Bezirfscomite’s zu Horgen blieb eine vorörtlihe Leitung, die ihre 
Fäden nur noch feiter fpann. Das Haupt derjelben, Hürlimann-Fandis, 
durch den eriten Erfolg noch überjpannter geworden, ließ ſich von Schritt 
zu Schritt weiter drängen. 

Am 8. Auguft erließ das Zentralcomite einen neuen Aufruf „an 
die Bürger der vereinigten petitionirenden Kirchgemeinden.“ Die Zuge: 
ftändnifje des Gr. Raths wurden als unzulänglich erklärt, die Religions- 
gefahr mit hellen Farben wieder aufgetragen, die Bürger aufgefordert, 
ihre Wünfche auf's Neue den Comites mitzutheilen, und der ganze Or: 
ganismus der Agitation wieder in Thätigfeit geſetzt. Durch eine Volks— 
verfammlung follte fi der Wille weiter manifeftiren. Damit war der 
Krieg wieder erklärt. Die Freifinnigen fahen fi plötzlich aus ihrer 
Sicherheit aufgefchredt. Sie hatten dem fcheinbaren Frieden getraut und 
die Zeit vorübergehen lafien, ohne etwas für die Sammlung ihrer Kräfte 
zu thun, während die Städtiſchen in der Stille den Boden mit allen 
Mitteln unterwühlten. Die Regierung ftand ihrem drohenden Doppel- 
gänger gegenüber zerrifjen da. Eine Mehrheit drang zwar noch auf 
kräftige Wahrung des Anfehens, aber eine Minderheit lähmte die Ent: 
hlüffe und hielt den Fuß aufgehoben, um in's Lager der Widerfacher 
überzugehen. Der Verſuch wurde gemacht, das Neb zu zerreißen, das 
die Gewalt immer enger umftridte. In einer Rroffamation vom 23. 
Auguft erflärte die Regierung die Aufträge des Zentralcomite’3 zur Ab— 
haltung von Kirchgemeinden als Mißbrauch des Staatsorganismus und 
Aufwieglung gegen die verfafjungsmäßigen Behörden und gab den Statt: 
haltern die Weifung, allen Unterbeamten zu verbieten, in Folge dieſer 
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Aufträge Gemeindeverfammlungen abzuhalten. Sofort erließ das Zen— 
tralcomite einen Kommentar an die Gemeinden, worin es ſich auf das 
verfafjiungsmäßige Recht berief, ihnen nach Belieben zu „rathen” und mit 
dem Rufe ſchloß: Seid mannhaft und ftark, der Herr wird eure gute 
Sade zum Siege führen! Die Staatsanwaltſchaft ſchritt mit Befchlag: 
nahme diefer Zufchrift ein und erhob Klage gegen den engeren Ausſchuß 
„wegen verfuchter Aufreizung zum Aufruhr“. Uber bei der fteigenden 
Fluth wagte e3 die Regierung nicht, ihren Schritt mit Feſtigkeit weiter 
zu verfolgen. Rathlos bin und herſchwankend gab fie in einer neuen 
Proflamation eine beihwichtigende Erläuterung, die als Rüdzug erfcheinen 
mußte. Dem Gr. Rath follte noch einmal Alles unterbreitet werden. 

Um fo höher wuchs die Zuverſicht des Zentralcomite's. Es galt 
jegt einen entjcheidenden Trumpf auszufpielen. Nachdem die neue Agi— 
tation den Glaubenseifer wieder zu hohen Flammen angefacht hatte, 
wurde eine Bolfsverfammlung nah Kloten berufen. Bon allen Seiten, 
unter Abfingung geiftlicher Lieder, zogen Schaaren an diefe Verſamm— 
lung (2. Sept.). Troß dem Regen, der in Strömen fiel, fammelte 
fih eine Vollsmenge von 10—12,000 Köpfen. „Im Namen des Herrn, 
der das Weltall regiert,“ eröffnete Hürlimann-Landis die Verhandlungen 
mit einem Schwall von hochfirhlichen Worten, voll Berdammung gegen 
die fogenannten Ungläubigen. Es wurde eine Adreſſe an die Regierung 
beſchloſſen, mit „ehrerbietigen Bitten,“ deren Kern die Forderung war, 
daß die Behörde ihren Erlaß vom W. Auguſt als grundlos exfläre 
und fomit förmlich widerrufe; daß die vom Staatdanmwalt eingeleitete 
Unterfuhung gegen den Ausſchuß des Zentralcomite’s als unftatthaft er: 
Märt und endlich die Staatsanwaltichaft felbit wegen Verlegung der 
Verfaſſung zur Rechenfchaft gezogen werde. ine Deputation von 22 
Mitgliedern ſollte die Adreſſe überbringen. 

Unterdeß ftieg die Verwirrung im Schooß der Regierung. Trup— 
pen, die am Tag vor der Volfsverfammlung in die Stabt berufen wa— 
ren, wurden wieder entlafjen, weil in der Kaferne jtörrifche Auftritte 


“ ftattgefunden hatten. Auf die Adrefie von Kloten wußte die Behörde 


weber ja noch nein zu fagen. Sie fuchte blos hinzuziehen und auszu— 
weichen, ohne ihre Würde zu behaupten. Das Zentralcomite befann ſich 
nicht Tange; noch am gleichen Abend machte e8 dem Volke fund, daß die 
Antwort nicht genüge und daher ſämmtliche Bezirks: und Gemeindecomi: 
te8 „zur ernften und forgfältigften Wirkſamkeit“ aufgefordert ſeien. 
Der Plan der Glaubenslenfer war jett anfangs, für die Situng 
des Gr. Raths, der auf den 9. September zufammenberufen war, eine 
überwältigende Demonftration zu veranftalten und unter dem Drud der 
aufgebotenen Mafje die Abdankung der Regierung und Auflöfung des 
Gr. Raths zu erzwingen. Man rechnete dabei auf das Einverjtändnif 
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einzelner Mitglieder der Regierung. Aber der verhängnißvolle Würfel 
follte fallen, ehe die Situng fam. Die Führer geriethen in Beforgniß, 
es möchten die entfchlofjeneren Freifinnigen, um dem Schlag zu begeg— 
nen, fih an dem Sitzungstage um die verfafjungsmäßige Behörde ſchaa— 
ren und die drohende Gewalt vereiteln; auch von eidgenöffifcher Seite 
die beftehende Ordnung eine Stüße finden, In der That verzweifelten 
die Freifinnigen daran, daß die Regierung felber zu ihrem Schuß handeln 
werde. Sie beriethen daher über die Mittel eines freiwilligen Widerftands. 
Eine größere Verfammlung follte Beichlüffe faſſen. Noch mar indeß 
nichts organifirt. Das Begehren einer eidgenöffiihen Dazmwifchenkunft 
hatte fih im Kreife der Regierungsmitglieder jelbft zwar geäußert, aber 
ftieß auf folden Widerſpruch, daß der Gedanke nicht verfolgt wurde. 
Eduaid Sulzer erflärte im Namen der Schwankenden: Sobald ihr In—⸗ 
tervention durchzuſetzen ſucht, werden wir uns entjchieden zur anderen 
Parthei ſchlagen. Ernfter mußte ſich dagegen die Frage den Gefandten 
an der Tagfagung aufdrängen. Mitten in diefer Bewegung, die den 
gefeßlichen Boden unterwühlte, war Zürich eidgenöffifcher Vorort. Bei 
dem Herannahen der äußerften Krifis ſaß auch die Tagſatzung verſam— 
melt. Nicht blos dem Kanton, der ganzen Bundesleitung drohte Anar: 
hie. Zürich jelbit ftand im Konkordat der fieben regenerirten Stände, 
die fich zum gegenfeitigen Schuß der Verfafjung und verfafjungsmäßigen 
Behörden verpflichtet hatten. Bon diefer Seite lag das Anerbieten gu: 
ter Dienfte am nächiten. Daher Beiprehungen unter den Vertretern, ver: 
traulihe Anfragen an die Regierung von Zürih und endlich, am 5. 
Sept., eine gemeinfame Zufchrift, worin die Gefandten der Konkordats— 
ftände dringend um beförderlichen Aufſchluß über den Stand der bedroh— 
lihen Bewegungen im Kanton und insbefondere über zulänglide Kraft 
und Wirkfamkeit der Regierungsbehörden baten. Damit fam die Frage 
der Intervention beftimmter heran. Aber die Regierung wagte e8 nicht, 
ihr unmittelbar ins Geſicht zu ſchauen. Die Antwort wurde auf ben 
nächſten Tag verfchoben und die Behörde ging ohne allen Entſchluß aus: 
einander. *) 

Obgleich auf diefe Weife die Frage noch ſchwebte, ergriffen die Füh— 
rer der Bewegung die angebliche Intervention do, um den Schlag ge: 
gen die ganze beftehende Ordnung zu beichleunigen. Schon am 5. Sept. 
Vormittags zehn Uhr, ehe noch die Zufchrift der Gefandten der Konkor: 
datsjtände vor die Regierung fam, erließ der jungariftofratifche Städter 
Dr. Rahn-Eſcher, Mitglied des engeren Ausſchuſſes des Zentral: 
comite’3, die Aufforderung an alle Präfidenten der Bezirfscomite’s: „Die 
Feinde drohen, das Baterland mit fremden Truppen zu überziehen: 


Siehe: H. Weiß, Beitrag zur Geſchichte der Revolution vom 6. Sept. 1839, 
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Neuhaus bietet Bern auf und Bafellandfhaft rüftet fih. Ich erfuche 
Euch in Bereitfchaft zu halten, damit, wenn die Gloden gehen, Alles 
zum Sturm bereit fei. Ein guter Theil fommt nad Züri und ein 
anderer Theil bleibt zu Haufe zur Bewachung des eigenen Herdes.“ 
Der unmittelbare Aufbruch des Landfturms war damit noch nicht anbe— 
fohlen. Erſt follten irgendwo die Gloden gehen. Dieſe verhängnigvolle 
Loſung fam aus dem Pfarrhaufe in Pfäffiton. Hier, im fogenannten Kellen: 
lande, einer der ärmſten und früher verwahrlosteften Gegenden des Kantons, 
mit einem veizbaren Proletariat, wo 4832 der Wahn gegen die Web: 
majchinen um fich griff, der zur Branditiftung in Ufter führte, lieh ſich 
die Bevölkerung am leichteften zum Aufruhr treiben. Hier fand ſich 
auch der Mann, der zum Aeußerſten entjchlofjen war. Pfarrer Bernhard 
Hirzel in Pfäffifon gehörte nicht zu Denjenigen, die vor der Lehre 
von Strauß erfhraden. Wiſſenſchaftlich hoch gebildet, Meifter in den 
orientaliihen Sprachen, voll Geift und feuriger Einbildung, huldigte er 
jelbit freieren theologijchen Anfichten. Aber vertrauter Freund von Dr. 
Bluntſchli, der politiichen Seele der Bewegung, hegte er, wie diefer, einen 
tiefen Groll gegen die herrfchende Staatsrihtung und trachtete nad dem 
Ruhm, die „radifale Tyrannei” zu ftürzen. Go weihte er fih zum 
Streiter des Herrn. Mehrere Stunden lang überlegte er, allein vor 
Gott, die Lage der Dinge, fand, daß wer den erften Streich thut, Mei- 
ſter bleibt, befahl Leib und Seele dem Herrn — und ließ Sturm läu: 
ten.*) Sofort ertönten auch die Gloden der benachbarten Dörfer auf 
den Wink der Geiftlihen. Zugleich gingen reitende Boten an den See 
und nad Zürich, um die Brüder von dem Aufbruch in Kenntnig zu 
ſetzen. Die Sturmgloden ſchlugen durch die nächtliche Luft; fürchterliche 
Nachrichten über die drohenden Gräuel unter dem Drud fremder Trup— 
pen und den mörderifchen Armen der Radikalen — von denen verbreitet 
wurde, daß fie bereit3 einen Scharfrichter von Colmar hätten kommen 
laſſen, um die fürzlich angeſchaffte Guillotine ficherer führen zu können 
— durchliefen die herzuftrömenden Haufen. In Bauma rief der junge 
Prediger das Volk in der Mitternahtäftunde unter Fackelſchein in’ Die 
Kirche und weihte und fegnete e8 betend zum Zuge gegen die Feinde 
der Religion. 

Wie eine Lawine mwälzte fi) der Zug auß dem Berglande hinab 
in die Thalebene, auf die Straße nad der Stadt Zürich. Wer nicht 
mißhandelt werden wollte, mußte fliehen oder mitziehen. Diele, denen 
es im Herzen leid war, wurden vom Strom fortgerifien; Manche trieb 
auch die Neugierde; die Mehrzahl glaubte nach den Predigten der Geift- 


- *) Siehe: Pfarrer Dir. B. Hirzel, mein Antheil an den Ereigniffen des 
6. Sept. 1839, 
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lichen, für den Heiland einzuſtehen. In Dübendorf war der Sturm: 
haufe etwa A—5000 Mann ſtark. Hier kam plötzlich Gegenordre. Die 
Lenker in Zürich waren auf das unmittelbare Sturmläuten- nicht gefaßt 
oder unficher geworden. Ein neues Schreiben von Rahn-Ejcher meldete: 
„In der Stadt ift Alles ruhig, aber bereit gegen die Radifalen, die, 
wie es fich herausftellt, einen Handitreih im Sinn hatten, der aber 
durch Euch glücklich abgewendet jcheint. Ich bitte Euch daher, entweder 
ruhig zu bleiben und nad Haufe zu gehen, oder, wenn hr nach der 
Stadt kommt, nichts Anderes als zu jagen, Ihr kommt, um zu willen, 
ob Spöndli (der Aftuar de3 Zentralcomite's) und ich wohl feien.“ Da— 
durch fam einen Augenblick Stofung in den Zug. Die Mafie ließ jich 
indeß nicht mehr zurüdhalten. Pfarrer Hirzel beſchloß, vorwärts zu 
gehen. Gegen Tagedandbrud kam der Zug auf die Höhe von Oberftraf, 
in der Nähe der Stadt, wo Halt gemacht wurde. Nett mußten aud 
die Führer in Zürich Alles aufbieten, um die Empörung zum Biele zu 
führen. Von dem Präfidenten des Zentralcomite’8, Hürlimann-Landis, 
erging ein neuer Aufruf zum Sturmläuten. In diefem Aufruf hieß es 
bereits, daß eine proviforiihe Regierung gebildet werden müſſe, da bie 
alte das Zutrauen nicht mehr befige. Rahn-Eſcher und Spöndli erjchie: 
nen perjönlich im Lager des Pfäffifoner Landſturms. 

Unterdeg wuchs die Hülflofigkfeit der Regierung von Stunde zu 
Stunde. In, der Krifis fehlte e8 an jedem leitenden Kopf. Verrath 
oder Kleinmuth unterwühlten den ganzen Boden. Bisher hatte der Amts— 
Bürgermeifter Heß noch zu den entjchiedeneren Mafregeln geftimmt. 
Aber jet ſchlug dieſer um und vereitelte jeden kräftigen Widerftand. 
Vergeben? drang man in ihn um Vollmachten zur Bewaffnung von 
republifanijchen Freiwilligen. Vergebens boten fih die Studenten der 
Hochſchule zum Schuß der Regierung an. Ohne Waffen, ohne Organi: 
jation, von der Behörde zurückgewieſen, konnten die Freilinnigen nichts 
unternehmen. Dagegen bildete fich aus den Städtern eine ftarfe Bür— 
gerwache zur angeblichen Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums. 
Obgleich es nicht zweifelhaft fein konnte, daß diefe im erften günftigen 
Moment mit dem Landfturın gemeinfame Sache machen werde, erhielt 
lie doch die verlangten Gewehre ausgeliefert. inzelne Mitglieder der 
Regierung, wie Weiß von Fehraltorf, Präfident des Kriegsraths, ſuchten 
zwar eine energijchere Thätigkeit zu entwideln, aber jahen fich überall 
gelähmt. Die einzigen Streitkräfte, die zur Bewachung des Zeughaufes 
in Bereitfchaft geſetzt wurden, bejtanden in den öglingen der Militär: 
ſchule. Die Regierung jelbft konnte fih zu feinem anderen Beichluf 
ermannen, als zwei Deputirte, Hegetſchwyler und Melchior Sulzer, an 
den Landſturm abzufhiden und dort nah dem Zweck und Vorhaben der 
Leute zu fragen. Dieje Deputirten erhielten von Pfarrer Hirzel den 
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Beſcheid, man verlange in möglichft kurzer Zeit: Erfüllung ber Adreſſe 
von Kloten, bejtimmte Erklärung, daß der Regierungdrath weder jett 
noch in Zukunft bei inneren Angelegenheiten fremde Hülfe in Anſpruch 
nehmen wolle; endlich Losſagung vom Siebenerkonkordat. Die Regie: 
rung befchlog nach peinlicher Berathung, auf diefe Forderungen dem 
Rolf die ſchriftliche Erklärung zuzufchiden, daß fie die Einberufung frem: 
der Truppen nie beabfichtigt habe und auch nicht gedenke, es zu thun. 
Aber ehe diefe Antwort abgehen konnte, entjpann fich ein blutiger Akt. 
Der in Oberftraß verfammelte Landfturm mochte nach zweiſtündi— 

ger Raft nicht länger warten. Durch aufregende Reden angefeuert und 
von Wein erhitt, drängte der Kern vorwärts. Der Pfarrer-General 
entihloß fi, ihn vor erhaltenem Beſcheid in die Stadt zu führen, dar: 
auf zählend, daß die Bürger fich mit den Landleuten verbinden und die 
bloße Erfcheinung genügen werde, um Pie Negierung zur gänzlichen Ab: 
danfung zu zwingen. Eines leichten Sieges gewiß rüdte die Mannjchaft 
jo in die Stadt; ein Theil mit Schießgemwehren, Piken, Senfen ꝛc. be: 
waffnet; die meiften mit Knitteln verfehen. Der ganze Landfturm hatte 
das Ausfehen ärmlicher Proletarier. Auf den Wege fang man das Lied: 

Die ift der Tag, den Gott gemacht, 

Sein werd’ in aller Welt gedacht. 

Ihn preife, was durch Jeſum Chrift 

Am Himmel und auf Erden ift. 
Die Bürgerwachen hielten fich neutral und ließen den Landſturm an den 
Eingängen frei paffiren. Die Truppen der Militärfchule, im Ganzen 
wenig mehr als 200 Mann, darunter 30_Mann Kavallerie, waren un: 
terdeß zum Schub des Zeughaufes und des Regierungsſitzes im nahen 
Pojtgebäude, unter Kommando von Dberft Hirzel, am Münfterplak 
eoncentrirt. Bei der Rathlofigfeit der Regierung fehlte e8 an Klaren 
Befehlen und einem beftimmten Plan zur Vertheidigung. Das Militär 
hatte, jo zu fagen, von fich felber feine Pflicht zu erfüllen. Auch die 
Inftruftionen, die der Oberfommandant gab, lauteten ſchwankend. Doc 
follte das Militär einfchreiten, wenn fich bewaffnete Haufen dem Mün— 
fterplat näherten und nicht zurüd wollten. Auf dem Rathhausplatz an- 
gelangt, ftußte der Pfarrer-General. Das weitere VBorrüden über die 
Limmatbrüden mußte zum Conflift führen. Nach kurzem Befinnen ging 
der Entihlur vorwärts. Der Landfturm theilte jich jett in zwei Züge. 
Der eine Haufen, unter dem Pfarrer-General felbft, marfchirte über die 
untere Limmatbrüde, der andere unter Rahn-Eſcher über die obere Brüde. 
Beide Abtheilungen rüdten fo auf das eine Ziel, Zeughaus und Poft: 
gebäude (Regierungsſitz), los. Als fich der erjte Zug, bei dem die mei- 
ften Bemwaffneten waren, mit vorgehaltenen Gewehren bis dahin genähert 
hatte, wo die Storchengaſſe in den Münſterplatz mündet, ritt Major Uebel, 
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der Führer der Kavallerie, mit feinen Dragonern vor und rief gegen 
die Landſtürmer: „Zurüd, der Bla fol frei bleiben!“ Der Pfarrer: 
General ermwiederte „Friede“ und Major Uebel wiederholte: „Ya wohl 
Friede, aber der Plab muß frei bleiben, ihr dürft nicht vorrüden.“ 
Der Pfarrer-General rief abermals „Friede“, aber aus dem Haufen jei- 
ner Leute hallte es „vorwärts“ und die Stürmer legten die Gewehre 
in der Nähe von zehn Schritten auf die Dragoner an. Der herange: 
fommene Oberfommandant und die Dragoner riefen ſtärker „zurüd;“ 
da fiel von Seite der Stürmer ein Schuß, der jedoch zu hoch ging. Da— 
rauf fommandirte der Pfarrer-General: „Nun denn, im Namen Gottes 
ſchießt.“ Jetzt griffen die Reiter zu ihren Piftolen, aber Major Uebel, 
ganzer Soldat, rief Faltblütig: „Laſſet ihnen den erften Schuß, es ift 
beſſer!“ Auf des Pfarrer Kommando folgte ein lebhaftes Rottenfeuer 
aus dem Haufen der Stürmer, die meiften Schüfje gingen jedoch zu hoch. 
Unterdeß fam auch die andere Kolonne unter Rahn-Eſcher über die obere 
Brüde gegen den Münfterhof anmarfchirt. Nach kurzem Geplänfel, wo— 
bei einige Randleute niedergeftredt wurden, zogen fi die Dragoner auf 
die Infanterie zurüd, die fih unter Oberft Sulzberger fampffertig 
hielt. Die Mafje der Stürmer drang jebt gegen die Zugänge des Zeug: 
baufes, zum Theil bis auf den Neumarkt. Als fie auf mwiederholtes 
Aurufen nicht wich, gab die Anfanterie Feuer und auch die Kavallerie 
brach wieder hervor. Am Schreden fehrte fich fchnell der ganze Haufen 
und eilte in wilder Flucht zurüd, über die beiden Brüden oder wo er 
fih retten konnte, Bengel und andere Kampfwerkzeuge von fich werfend, 
vol Verwunderung, dar auf ihn gefchoilen worden, da er auf feinen 
ernften Widerftand gerechnet hatte. Auf dem Kampfplatz lagen von den 
Zandleuten 13 Todte oder tödtlich Verwundete. Das Militär hatte 
nur wenige leicht Vermundete. Das ganze Gefecht dauerte faum zehn 
Minuten. *) 

So waren die Truppen jiegreich und der Landſturm zerftoben. Noch 
dien die Ordnung aufrecht zu ftehen. Aber die Regierung hatte fich 
bereits felbft aufgegeben oder war verrathen. Mit dem Cinzug der 
Pfäffifoner in die Stadt war auch in Neumünfter geftürmt worden, um 
das Volk vom See zu Hülfe zu rufen. Auf die Nachricht beſchloß Die 
Regierung ſchnell, auch die Klage gegen das Glaubenscomite fallen zu 
laffen. Als e3 hierauf hieß, der Landſturm ziehe über die Brüde, rief 
ein Mitglied (Eduard Sulzer), dem es am mwenigiten Ernft war, noch 


*) Siehe über die militärischen Vorgänge die Erflärung von Bruno Uebel 
in der Augsb. Allg. Zeitung vom 20. Sept. 1839. Pfarrer Hirzel ftellt in feiner 
Erzählung in Abrede, daß er zum feuern aufgefordert ; er will nur gerufen haben 
„vorwärts.“ Aus feinem ganzen Bericht geht indeß hervor, daß er im Getiimmel 
verwirrt wurde und fein Gedächtniß ſpäter getrübt war. 
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mit friegerifhem Eifer: „Jetzt die Kanonen heraus!” Aber fogleich unter: 
brad das Gemehrfeuer vom Münſterplatz jede fernere Berathung. Die 
Mitglieder des Raths wurden vor Schreden und Entſetzen unmillführ- 
ih von ihren Stühlen gehoben. Es folgte eine Scene der Verwir— 
rung. Noch mitten im Kampfe eilte Hegetſchweiler hinaus, mit dem 
Ichriftlichen Befehl von Bürgermeifter Hek an die Truppen, das Teuer 
einzuftellen. Er übergab diefen Befehl einem Kavallerieoffizier, aber 
zurüdfehrend ftürzte er tödtlich verwundet nieder; ein Schrotſchuß hatte 
ihn am Kopfe getroffen, von welcher Seite, fonnte nie mit Gewißheit 
ermittelt werden ; drei Tage nachher verjchied er. Eigenes Schidjal 
eined um die Regeneration einjt verdienten Mannes, der e8 Allen recht 
machen wollte, zwifchen zwei Lagern Hin und her trug und, in beide 
Teuer gerathend, als Opfer feines friedlichen Eifers fallen mußte! Nach: 
dem die Landftürmer die Flucht ergriffen hatten, änderte fich die Scene 
ſchnell. Die Bürgerwade, unter Anführung des Stabtpräfidenten Zieg: 
ler, war vorgerüdt und drohte, Parthei gegen die Truppen zu nehmen. 
Bald kam der meitere fürmliche Befehl von WBürgermeifter Heß, Die 
Truppen in die Kaferne zurüdzuziehen, die ganze Militärfchule zu ent: 
lafjen und da3 Zeughaus der Bürgerwache zu übergeben. Unterdef wa- 
ren die Sturmgloden am ganzen See gezogen. Einzelne neue Haufen 
zogen bereits in die Stadt. Das Bürgermilitär ſchlug ſich jekt voll- 
ftändig auf die Seite des Aufſtands und befebte alle Voften. Die art: 
ftofratifchen Städter konnten den Sieg mohlfeil auflefen, nachdem die 
armen Proletarier geblutet hatten. Die preisgegebenen Truppen wurden 
in aller Eile abgedanft und konnten nur mit Mühe den Berfolgungen 
entgehen. Sobald der Sieg entjchieden war, mehrten fich auch, wie dies 
zu gefchehen pflegt, die Steger mit jeder PViertelftunde und Tauſende 
vom See und anderen Bezirken zogen bis zum fpäten Abend in die 
Stadt, wo fie bewirthet und einquartirt wurden. Geiftliche eilten aus 
der Stadt entgegen, um die Schritte der neuen Haufen zu fördern; 
Seiftliche leiteten Züge von den Gemeinden aus. Zum graufenhaften 
Schaufpiel wurden in der Predigerfirche die Todten mit ihren Maffenden 
Wunden und blutbededten Kleidern ausgeftellt. Durch fanatijche Reden 
ſchien e8 darauf berechnet, die Wuth des Volks auf’3 Aeußerſte zu ent: 
fammen. Doc gelang e3 den ftädtifchen Behörden, wilde Exceſſe zu 
verhindern und die öffentliche Sicherheit aufrecht zu halten. Die beſon— 
ders verfegerten „Straußen“ juchten ſich durch Verborgenheit vor Miß— 
handlungen jicherzuftellen.. Mehrere von den liberalen Führern, wie Dr. 
Keller, Staatsanwalt Ulrih, Furrer ꝛc., flüchteten nach Baden. 

Die ganze Gewalt ging auf das Stadthaus über. Hier entpuppte 
ih die in Bereitichaft gehaltene provijorifche Negierung, indem die alte 
Regierung als aufgelöst erklärt wurde, An der Spitze erſchien Bür— 
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germeifter Heß. Mit ihm traten die beiden Sulzer zu den Gegnern 
der gejtürzten Ordnung über. Bon der anderen Seite ergriffen Hürli- 
mann=Landis, von Muralt und Eſcher-Schultheß das vorläufige Ruder. 
Um die Behörde vollzählig zu machen, wurde noch der greife, halb er- 
blindete Staatsrat) Meier von Knonau berufen. In ihrer Proflamation 
erklärte die proviforijche Regierung, daß fie es für ihre ernfte Pflicht 
erachte, die einjtweilige Leitung der öffentlichen Angelegenheiten als „er: 
gänzter eidgenöfjiicher Staatsrath“ zu übernehmen. Ein großer Rath 
werde für die Mittel jorgen, die öffentliche Ruhe und Ordnung wieder 
herzuftellen, die Geſetzgebung fortan nach den Bedürfnifjen des Volks 
zu ordnen. Zugleich erließ das Zentralcomite einen Zuruf an das Bolt, 
worin es erklärte: „Gott habe der gerechten Sache den Sieg verjchafft.“ 

Sp endigte der „Züriputfch“ oder „ſchmutzige Freitag,“ wie er ſpä— 
ter jpottweife genannt wurde. Am anderen Tage war große Bolfsver: 
fammlung oder Landgemeinde auf den beiden Hauptplätzen der Stadt. 
HürlimannsLandis ftand hier als gefeierter laubensdictator da. In 
feiner Anrede an das Volk erklärte er ſich al3 das inſpirirte Werkzeug 
Gottes. Den Aufftand fah er als geheiligt an. Die Religion war ge: 
rettet, der Unglaube niedergefchmettert. Der Pfäffitoner Landſturm hatte 
mit feiner Hingebung einer neuen Aera chriſtlicher Frömmigkeit Bahn 
gebrochen. Doch erſchien das Werk erſt angefangen, noch nicht vollen: 
det. Die Vorfchläge, die das Zentralcomite zu diefem Zwecke machte, 
fanden feinen Widerjpruch bei dem verfammelten Volt. Die Auflöfung 
der alten Regierung und Anerkennung der proviforifhen genügten nicht. 
Auch der alte Gr. Rath mußte bejeitigt werden. Damit gejhah ein 
weiterer Schritt in die Revolution. Nur zum Schein der Legalität 
follte der alte Gr. Rath feine Abdankung jelbjt bejchließen. Um das 
Proletariat aus dem Hinterlande zu befriedigen, wurde endlich die Be— 
gnadigung der Branditifter von Uſter verſprochen. 

Am 9. Sept. hatte ſich der alte Gr. Rath zu verfammeln, aber 
nicht unter feinem ordentlichen Präfidenten (Fürſprech Furrer), der flüch- 
tig war und gegen die Zufammenberufung Einſprache erhob, auch nicht 
in feinem gewöhnlichen Situngslofal, fondern in der Großmünſterkirche, 
gedrängt und bedroht von Volkshaufen. Der Präfident der proviſori— 
hen Regierung leitete die Verhandlungen. Die Menge auf der Tribüne 
mifchte fi mit heftigem Gefchrei ein. Die Behörde fügte fi unter 
dem Zwang der Umftände und erflärte ihre Auflöfung. Nur wenige 
Mitglieder hatten den Muth, fich gegen den Verfafjungsbruc zu erheben.. 

Unterdeß lag eine ſchwere Inquiſition auf dem Kanton. Kein Wort 
der Ruhe und Vernunft fand bei der fanatifch aufgeregten Bevölkerung 
Gehör. Die geftürzte Parthei wagte eine Zeit lang faum zu athınen. Mit 
dem Namen „Strauß“ wurden auch die am redlichiten gelinnten Männer 
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gebrandmarkt und dem Hohn der Menge preisgegeben. Wer dagegen 
jeinen Glauben am eifrigften zur Schau trug, gehörte zu den Außer: 
wählten. In diefem Sinne fanden auch die neuen Wahlen in den Gr. 
Rath ftatt. Nicht die Tüchtigkeit und Gejchäftsfenntnig, fondern die 
firchlihe Gejinnung oder „bejondere Geiftesrichtung“ gaben den Maf- 
ftab. Die größten Verdienfte um die Entwidlung des Kantons blieben 
unbeachtet. Die ganze freijinnige Parthei wurde fo gut wie außgemerzt. 
Die neuen Gefeßgeber vom Lande jtanden auf einer tiefen Stufe der 
Bildung und verſchafften der Behörde bald den Ruf eines „hörnernen 
Raths.“ Die ftädtifche Ariftofratie lieferte die Kapazitäten und ficherte 
ſich dadurch wieder einen überwiegenden Einfluß. 

Am 19. Sept. verfammelte fi der neue Gr. Rath. Bürgermeifter 
Heß legte in feiner Eröffnungsrede ein reuiges Bekenntniß ab: auch er 
babe zu den BVerblendeten gehört, die den Nolfswillen nicht recht erfannt 
hätten; offen vor aller Welt geftehe er feinen Irrthum ein und bereue 
tief, daß er zu den lebten Mifgriffen mit beigetragen. In die verfaj: 
fungsmäßige Ordnung gefhahen nun weitere Einbrüche. Nicht blos der 
Regierungsrath, auch das Obergericht, das Kriminalgericht, der Erzie- 
hungsrath, der Kirchenrath, die Staatsanwaltihaft und das Kantonal- 
verhöramt wurden neu bejtellt, Alles im Sinn der neuen ausschließlichen 
Richtung. Die frühere Betheuerung, daß die ſchöne Bewegung feine 
politifchen Zwecke, noch weniger veactionäre Tendenzen verfolge, wurde 
mehr und mehr Fügen geftraft. Die Bewegungsparthei auf dem Lande 
wünjchte auch die Erneuerung der Bezirks, Zunft: und Gemeindeftellen. 
Aber dieß lag nicht im Sinne der ftädtifchen Lenker, die vor der ein- 
brechenden ultrademokratiſchen Fluth zurüdichraden und einfahen, daß fie 
mit den ungebildeten Elementen in den Gemeinden nicht regieren konn— 
ten. Hier wurde daher die Revolution gedämmt. Alle neugewählten 
Behörden follten auch rüdjichtlih ihrer Amtsdauer in die Fußſtapfen 
ihrer Vorgänger treten. Die verfprochene Begnadigung der Branditifter 
von Uiter fiel mit einer allgemeinen Amneſtie zufammen. Seltſame 
Amneftie, die eine glüdlihe Empörung fich ſelbſt ertheilte oder für Die: 
jenigen erließ, die auf dem Boden von Verfaſſung und Geſetz gejtan: 
den hatten! 

An die Spite des neugewählten Regierungsraths famen Heß und 
v. Muralt; der erftere wurde noch einmal vorgeichoben, weil man feines Na— 
mens bedurfte, um im Kanton, noch mehr in der Eidgenojjenichaft, das 
Neue mit dem Alten zu vermitteln; der lettere, gemäßigt ariftofratijcher 
Staatsmann, hatte einft die Bildung von Bolfsvereinen für ungeſetzlich 
und unvereinbar mit feinem politifhen Gewiſſen erflärt und mwar- aus 
der Regierung gejchieden, jest hob ihn ein gewaltfamer Umſchwung wie- 
der empor, bei dem das Vereinsrecht auf die äußerſte Spite getrieben 


— 303 — 


war. Ihren wirklichen politiichen Kopf erhielt die neue Regierung in Dr. 
Bluntfhli. Als gründlich gebildeter Yurift der hiftorifchen Schule 
ftand Diefer den Rechtsideen von Keller, feinem Lehrer, nahe. Aber Un 
zufriedenheit mit der radifalen Staatsrichtung und perfönliche Gereizt— 
beit trieben ihn in leidenjchaftliche Oppofition. Der Groll wuchs, als 
feine Wahl in's Obergericht, troß dem dringenden Wunſche von Keller, 
nicht durhdrang. Er wurde das Haupt der confervativen oder jung: 
ariftofratifchen Parthei, die fich der Demofratie zu bemächtigen fuchte, 
um diefe zu mißbrauden. In einer Streitjchrift legte er eine der haupt: 
lähhlichiten Lanzen gegen das Seminar ein. Als das Ziel der Bewe: 
gung erreicht und das liberale Regiment geftürzt war, ſuchte er den 
‘ rohen und zerftörenden Glementen, die er mit heraufbejhmworen, die 
Spite abzubreden und die Reaction einigermaßen zu mäßigen. Bon 
der alten Regierung fanden noch die beiden Sulzer natürlich Gnade, 
Der greife Staatsrat Meier von Knonau lehnte jebt ab. Hürlimann— 
Landis hielt fih vom unmittelbaren Ruder fern. Mit jeiner populären 
Macht, ald Retter des alten Glaubens, ftand er ſchützend und drängend 
hinter der neuen Regierung. 

Noch blieb übrig, die neue Ordnung auch bei der Eidgenofjenichaft 
zur Anerkennung zu bringen. Die Tagjatung befand fich während bie- 
jer Zeit in der Häglichiten Lage. Unter ihren unmittelbaren Augen 
wurde die vordrtliche Behörde gejprengt. Sie ſaß da ohne Kopf und 
wußte nicht, was fie thun follte. Als am DVormittage des 6. Septem: 
ber mit allen Gloden der Stadt Sturm geleutet wurde, berief Schult: 
heiß Neuhaus, der Vertreter Bernd, die Gejandten zu einer Konfe— 
venz zufammen. Hier rieth ein Theil, fih von Zürich zu entfernen und 
an einem anderen Orte Situng zu halten. Die Mehrheit wollte blei- 
ben und, je nach den verfchiedenen Richtungen, ruhig und hoffnungsvoll 
den Gang der Dinge abwarten (mie die alten Sarner, die eine neue 
Sonne aufgehen fahen) oder thätlich eingreifen und die Reaction dämpfen 
(mie die Spiten der liberalen Parthei). Nach Bildung der provijoris 
ihen Regierung betrachtete ji Bürgermeifter Heß noch als Tagjagung3- 
präfident. In einer neuen Konferenz erflärte indeß die Mehrzahl der 
Geſandtſchaften, daß fie auf feine Einladung nicht in der Tagſatzung er: 
fheinen würden. Damit war der Ummälzung einftweilen die Anerken— 
nung verfagt. Andrerfeit3 wurde ein Antrag von Freiburg verworfen, 
die vorörtlihen Funktionen an Bern zu übertragen und die Situng der 
Tagfagung dorthin zu verlegen. Die Konferenz beichloß, für einmal 
und auf unbeftimmte Zeit die Sigung der Tagfagung zu ſuspendiren. 
Dadurch war die Autorität des Bundes ftillegeftelt, man wußte nicht, 
auf wie lange und ob die Bundesbehörde in legaler Form ſich wieder 
werde vereinigen können; der Bund war ohne Haupt, ohne Zentrum, 
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ohne Leitung; nichts hatte Geltung als die Konvenienz der Kantone, das 
Antereffe der Partheien. Nach diefem Heldenſtück ftoben die Gefandten 
auseinander, holten mündlich oder fchriftlich die Verhaltsmaßregeln ihrer 
Stände ein und gingen müßig, bis ihnen der Lauf der Ereignifje mie: 
der zu Ehren half.*) In den Kantonen war man dur den plößlichen 
Wandel in Zürich auf gleiche Weife überrajht. An eine Intervention 
konnte von feiner Seite mehr gedacht werden. Zum Ueberfluß verwahrte 
ſich die proviforifche Regierung gegen jedes bewaffnete Einjchreiten, da 
jolches die traurigiten Folgen herbeiführen würde. Bei der ganzen Frage 
der Bundeseinmiſchung, jo entfernt fie in Wirklichkeit blieb, ſahen fich die 
Miteidgenofjen fortwährend zu „Fremden“ gejtempelt, gegen welche das 
Zürchervolk in Alarm gejagt wurde, Während des provijoriihen Zus 
ftands wurde noch einmal der Verfuh gemacht, die Tagſatzung unter 
der Leitung von Bern in die Möglichkeit einer Berathung zu jegen, aber 
die Gefandtihaften konnten zu feinem Beſchluß kommen. Vertreter der 
abfoluten Demokratie, wie Staatsrath Druey, mollten den Volkswillen 
unbedingt ehren, in welcher Weiſe er ſich auch manifeftire. Nur die 
Gefandten von Bern, Luzern, Solothurn, St. Gallen, Thurgau, Aar— 
gau und Bajelland gaben eine bejtimmte Erklärung zu Handen der Mit: 
jtände ab, worin fie ſich aller Verantwortlichkeit für die Unterbrechung 
in der Bunbdesleitung entſchlugen und gegen jede Ausübung vorörtlicher 
Funktionen durch die verfafjungswidrig eingefeßte provijorifche Regierung 
proteftirten (12. Sept.). Endlich al3 die neue Ordnung definitiv con- 
ftituirt war, fand auch die vollendete Thatfache ihre Anerkennung. Die 
Zagfagung, nachdem fie neunzehn Tage lang gefeiert hattte, nahm un 
ter dem Präfidium von Bürgermeijter Heß — dem früher Verblendeten 
und jetzt Bekehrten — ihre Sikungen wieder auf (23. Sept.). 

So ſchloß fih im Kanton Zürich eine reiche und ſchöpferiſche Per 
riode, deren außerordentliche Leiftungen die einzelnen Fehler und Schwä— 
chen weit überjtrahlten. Selten konnten geftürzte Staatsmänner mitten 
in der augenblidlihen VBerdammung mit größerer Beruhigung auf ihre 
Wirkſamkeit zurüdbliden. Ihr Hauptvergehen war, dak fie dem Be— 
mwußtjein des Volks vorauseilten und der allgemeinen Bildung und Auf: 
Härung ein höheres Ziel jtellten, als die Zeit noch vertragen konnte. 
In der Zuverficht getäufcht, plötlih um alles Vertrauen gebradt und 
innerlich zerrijjen, verlor die liberale Regierung nur zu ſchnell ihren 
moraliſchen Halt und fiel ohne jene Würde, die das hohe Prinzip hätte 
erwarten lafjen. Der religiöje Schreden und alle Mittel politifcher De— 
magogie, die fich unter einem heiligen Schleier verbargen, fonnten die 
Maſſe bethören und gegen die Schöpfer jo vieler wohlthätiger Reformen 


*) Baumgartner: Band II, pag. 358. 
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in blinde Wuth jagen. Aber die Rüdkehr zur Befinnung war un? 
vermeidlich. 

Unterdeß mußte fi die Reaction vor Allem gegen die neue Volks— 
ſchule richten. Hier lagen die Keime einer reineren und edleren Kultur, 
die mit den ariftofratifhen und pfäffifchen Tendenzen im Widerſpruch 
ftanden. Die Aufgabe war, das Schulmwefen wieder der Kirche zu un: 
terwerfen und den Geift des Denkens und Prüfens, den man in der 
heranmwachjenden Generation zu weden gefucht hatte, niederzudrüden. Der 
neu gewählte Erziehungsrath ftand ganz im Dienfte der „befonderen 
Geiſtesrichtung,“ nach der jett Alles bemefjen wurde. Die erjten An 
griffe richteten fi gegen das verfchrieene Seminar. Der Direktor 
Scherr, der größte Stein des Anſtoßes, wurde ohne Weiteres von fei: 
ner Stelle vertrieben, „weil jeine Wirkſamkeit jich in entfchiedenem Wi: 
derfpruch mit der öffentlihen Meinung und mit den Anfichten der gro= 
pen Mehrheit des Zürchervolls befinde.” Erſt nach langen Verhand- | 
lungen, mit Verlegung der Juftiz, fiel ihm eine willführlihe Entſchädi— 
gung zu. Das Seminar ſelbſt wurde reorganijirt und verfümmert. 
Die Schulen auf dem Lande geriethen in Verfall. An die Stelle der 
bildenden Methode follte wieder mechaniſches Abrichten und Firchliche 
Dreſſur treten. Für den Lehrerftand kam eine wahre Leidenszeit. Die 
tüchtigften Lehrer mußten ihren Beruf verlaffen oder fih auf alle Weije 
niedergebrüdt fehen. Heuchelnde Demuth fand den Vorzug vor offener 
Wahrheit und felbitftändigem Auftreten. Intoleranz und Verketzerung 
blieben an der Tagesordnung. Von den Kanzeln herab wurde mehr 
wie je jtarres Feſthalten am Buchftaben gepredigt. Die wenigen Geiſt— 
lihen, die dem finfteren Treiben entgegenarbeiteten und einen helleren 
Religiongunterricht in Schu nahmen, waren der Verfolgung ausgefekt. 
Das Glaubenscomite dauerte fort und gab den ganzen Grundton des 
Staats an. Die Hochſchule mußte gegen Eingriffe in die afademifche 
Lehrfreiheit proteftiren. Einige der ausgezeichnetiten Profeſſoren wand— 
ten fi von der Stätte ab, wo die freie Wiljenjchaft in den Bann ge: 
than war. Der Glanz des fchweizerifchen Athens drohte in den Ruf 
der Barbarei umzufhlagen. Im eidgenöfliicher Beziehung kündigte fich 
die neue Aera durch den fofortigen Nüdtritt aus dem Siebnerkonkordat 
an. Die Regeneration wurde verläugnet und die Stütze nicht mehr bei 
den liberalen Ständen geſucht. Die fchöne Bewegung rief anderen 
Neactionen. Die befondere Geiftesrichtung und der Ultramontanismus 
waren verwandte Seelen. Die tlerifale Parthei konnte überall ihr 
Haupt höher erheben. 
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Don der Zürcher Septemberreaction bis zur Berufung 
der Pefniten in Luzern (1839 —18). 


Rekonſtituirung von Wallis. 


Der Kanton Züri war im Anfang der Dreißiger Jahre der gei— 
jtige Brennpunkt, von wo die Ideen der Regeneration am helliten aus: 
ftrahlten. Um fo tiefer mußte jet der ſchwere Nüdjchlag durch Die 
ganze Schweiz empfunden werden. Zwar war die Fahne der alten 
Vorrechte noch nicht aufgepflanzt und die liberale Verfaſſung in ihren 
Fundamenten nicht angetaftet. Der Umfturz betraf zunädit nur das 
Syftem und die Perfonen der Regierung. Das ganze Ziel der Reaction 
durfte nicht unverhüllt hervortreten. Die Rechtsgleichheit blieb der Form 
nach einjtweilen aufrecht. Die ftädtifche Ariftofratie hatte ſich ſcheinbar 
vor der Demofratie gebeugt und diefe, verführt, zu ihrer Genofjin ge- 
madt. Aber das Gebäude der Negeneration drohte allmählig zuſam— 
menzufallen, wenn das Bemwußtfein des Volks gefälfcht und die wirkli— 
hen Grundſätze der Freiheit untergraben wurden. Der ganze Glaube 
an die Mündigfeit der Bürger und die Fähigkeit zur Selbftregierung 
mußte erjchüttert werden, wenn grade da, wo die Bildung am meiteften 
vorgejchritten jehien und die Staatsmänner am emjigjten an der Der: 
wirflihung einer Kulturrepublif gearbeitet hatten, aus der Maſſe noch 
ein jo dunkler Geift auftauchen und die freifinnige Parthei, unter der 
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Verketzerung der Menge, vollitändig auseinander gefprengt werden konnte. 
Hatte die Geiftlichkeit in einem proteftantiihen Kanton einen ſolchen ver: 
hängnißvollen Einfluß ausgeübt, fo lag die Gefahr einer politiſch-kirch— 
lichen Reaction in den Fatholiihen Kantonert noch viel näher, wo der 
Klerus alle möglichen Mittel hatte, um auf das Gewiſſen der Bevölke— 
rung zu drüden. Es war daher vorauszufehen, daß der freien Entwick— 
lung in der ganzen Schweiz eine harte Prüfung bevorftand, zumal da 
das liberale Prinzip feinen Halt an den Bundeseinrihtungen hatte. Die 
Gegner der Errungenfchaften, die ſich feit der Auflöfung des Sarner— 
bunds auf der Defenjive hielten, mußten durch den Erfolg in Zürich 
wieder überall zum Angriff ermuthigt werden. Der große Hebel der 
Vollsverführung, der dort zum Siege geleitet hatte, ließ fich auch weiter 
anwenden. Von dem fejteren politiichen Sinn und dem engeren Zus 
jammenhalten der anderen regenerirten Kantone hing es ab, mie weit 
die Schweiz zurüdgeworfen und wo der Reaction Halt geboten wer: 
den Sollte. 

Das in Zürich zur Herrfchaft gelangte Septemberfyftem war von 
vorneherein bemüht, fich in der Eidgenofjenfgaft auszubreiten und einen 
fiheren Boden zu gewinnen. Es genügte nicht, durch den Austritt aus 
dem iebenerkonfordat fi von der liberalen Gemeinſchaft Toszufagen. 
Es galt, eine Mehrheit von Kantonen zu vereinen, die fi) der Weiter: 
entwicklung widerſetzte und der jogenannten fonjervativen Richtung folgte, 
Der Boden der alten Tagfagung war günftig genug, um Schwenfungen 
zum Vortheil diefer Richtung hervorzurufen. Durch die vorörtliche Stel: 
lung hatte die Septemberregierung von vorneherein die bejte Gelegen: 
heit, fich entichiedener geltend zu machen. 

Die Veränderung wirkte zuerft auf die noch immer ſchwebende Wal: 
lifer Frage zurüd. Nach langen fruchtlofen Vermittlungsverfuchen, 
die an der Hartnädigkeit des bevorrechteten Oberwallis fcheiterten, hatte 
die Tagſatzung endlich den Entſchluß gefakt, den entzweiten Kanton auf_. 
Grundlage der Nechtsgleichheit zu refonftituiren. An Folge davon war 
eine neue Verfaſſung unter Sanction der eidgenöfjiichen Nepräfentanten 
zu Stande gefommen, worin Untermwallis fich zu verfchiedenen Zugejtänd: 
nifjen berbeigelafien hatte. Aber durch die jchöne Bewegung in Züri 
und die vorörtliche Ohnmacht ermuthigt, ſetzte Oberwallis den Wider: 
ftand fort und erflärte, fich lieber trennen, als in die neue Berfajjung 
fügen zu wollen. Neben der neu Eonftituirten Regierung in Sitten 
blieb das alte Regiment in Siders beftehen. Der Tagfatung lag es 
jett ob, das feierlih Beichlofjene, nöthigenfalls durch zwingende Inter— 
vention, auch zur Ausführung zu bringen. Noch am d. September 1839 
beſchloß die niedergejette Kommilfion — Heß, Neuhaus, Baumgartner, 
Maillardoz, Munzinger und Kramer — die Erklärung zu beantragen; 


z308 — 


„es ſei die Verfaſſung vom 3. Auguſt angenommen und habe als die 
Verfaſſung des Kantons Wallis anf die bundesgemäßen Berechtigungen 
ſofort Anſpruch zu machen.” Da änderte Tags darauf der September: 
putfch plötzlich die ganze Tage der Dinge. AS die Tagfakung nad 
zweimöchentlicher Bundesanarchie wieder beihlußfähig wurde und die 
Wallifer Frage behandelte, fand fich Feine Mehrheit zufammen, um die 
jelbjt gebotene Refonftituirung feitzuhalten. Das Zürder September: 
Syſtem neigte fich jett zu der alten Ordnung in Wallis und opferte 
hier die Nechtsgleichheit, die e8 im eigenen Kanton noch bejtehen laſſen 
mußte. DVier andere Kantone — Zug, Freiburg, Schaffhaufen, Glarus 
— liefen fih von diefer Richtung in's Schlepptau nehmen und fielen 
von der früheren Mehrheit ab. Statt Anerkennung der Rekonftituirung 
ward ein neuer Vermittlungsverfuch befchlojjen (24. Sept.). Umfonit 
ſuchte Bern’3 erfter Gefandter, AR. Neuhaus, das Ehrgefühl der Tag: 
ſatzung zu weden; umfonft verwahrten fich die Stände, die Unterwallig 
nicht preisgeben wollten, gegen den Entjcheid zu Protofol. Drei neue 
Nepräfentanten — Frey von Bafel, Maillardoz von Freiburg und v. 
Meyenburg von Schaffhaufen — wurden als Vermittler nah Wallis 
geſchickt. Von den beiden entlajjenen Repräfentanten fchrieb Ceſar de 
la Harpe einen Brief voll fchneidender Vorwürfe an die Tagſatzung. 
„Durch ihre neueften Verfügungen“ — erklärte er — „hat die Tagſatzung 
mit einer zahlreichen, reblihen und waderen Bevölkerung ein unwürdi— 
ge3 Spiel getrieben; fie hat ihre gefeglihe Autorität abdizirt; fie zwingt 
die Kantone anderswo als in der Tagſatzung ihre Stüße zu fuchen; fie 
hat felbjt den Abgrund gegraben, in welchen die Eidgenofjenfchaft ftürz 
zen wird. Wie fünnte e3 auch anders fein? Die Tagfakung hat fo 
eben ein feierlich gegebenes Wort gebrochen, ein ihren Befehlen treues 
Vol zum Vortheil Anderer geopfert, welche fie beihimpft und ihre Be: 
ſchlüſſe mit Füßen getreten haben. Was die Tagfakung gethan, führt 
zur Trennung, obwohl neunzehn Kantone fie nicht gewollt. Mit Waf: 
fengewalt kann die Tagſatzung gegen fie nicht auftreten, fie wird Feine 
Soldaten finden, welche dad Girundelement der politifchen Eriftenz, Die 
Rechtsgleichheit, gewaltfam niedertreten helfen; gefchähe es aber auch, fo 
wird eine Mehrzahl Anderer aus dem Lager der Freiheit fich erheben 
und ein allgemeiner Bürgerkrieg ausbrechen !“ 

Die Vermittlung konnte nur dazu dienen, Oberwallis auf’3 Aeußerſte 
zu ermuthigen. In Unterwallis ftießen die Repräſentanten deshalb 
von vorneherein auf unbedingtes Mißtrauen. Der Unmwille der Bevöl- 
ferung machte ſich in verfchiedenen Demonftrationen Luft. Die Regiez- 
rung in Sitten wies allen amtlichen Verkehr mit den Repräfentanten 
zurüd. Diefe mußten ihre partheiifhe Wirkfamfeit auf Oberwallis be— 
ſchränken. Hier ftellten fie Unterfuch über die eigenmädhtige, entgegen 
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den eidgenöfjiihen Anordnungen, vorgenommene Abjtimmung vom 18. 
Auguft an, worin nicht weniger als 10,770 Bürger ſich für die alte Ver- 
fafjung von 1815 erflärt haben follten. Mit Ausnahme Fleiner Unre— 
gelmäßigkfeiten, wodurd 250 Stimmen in Abjtimmung famen, fanden 
die Repräfentanten das Nefultat ganz in Ordnung. Das unglaubliche 
Verhältnik, wornach die Zahl der Stimmenden den dritten Theil der gan— 
zen Bevölferung ausgemacht hätten, erflärten fie dahin, daß man auf 200 
Seelen füglih 61 Stimmfähige (vom 18. Mltersjahr an) rechnen dürfe 
und im Mebrigen die männliche Bevölkerung im Obermwallis übermwiege.*) 
Demgemäk follte die wahre Mehrheit des Yandes ſich auf Seite der An— 
bänger der alten Ordnung befinden. Bon diefem Standpunkt aus fonnte 
die Vermittlung felbft nicht vom Flecke kommen. Wiederholt bemühten 
ih die Repräfentanten, mit der Negierung von Sitten anzufnüpfen und 
auf dieje zu drücken. Aber die nach den Beſchlüſſen der Tagſatzung 
rechtmäßig Fonftituirte Behörde wollte nicht zu Gunſten der Reaction 
mit fich jpielen lafjen und verweigerte beharrlich jede Anerkennung der 
Repräfentanten, indem fie einfach darauf drang, daß die Eidgenofjenichaft 
ihr Wort halten jollte. 

Endlih daten die. Repräfentanten durch Drohen zu erreichen, was 
den Bitten unzugänglic war, und verlangten unter dem Vorwand, daß 
der Landfriede jeden Augenblid in Gefahr fei, wo Feine wirkliche Kan— 
tonöregierung beftehe, vom Vorort Truppen zur Verfügung. Nach eini— 
gem Sträuben mahnte der Vorort die benachbarten Kantone Waadt, 
Bern, Freiburg und Genf zu cidgenöfliihem Auffehen, wagte es indeß 
nicht, die Vollmacht zum Truppenaufgebot anders als für den Fall wirk— 
lich ausgebrochener Feindfeligkeiten urd unter der Klaufel zu geben, daß 
die Truppen erit auf bejtimmte Weifung von Zürich in Wallis einrüden 
jollten. Yon den gemahnten Kantonen machten Bern, Freiburg und 
inöbefondere Waadt Vorftellungen gegen das Auffehen und fträubten ſich, 
bereits Mannfchaft auf's Piquet zu ftellen. Der zum eidgenöffifchen 
Truppenfommandanten berufene Oberſt Bontemps mochte in Ber, eine 
halbe Stunde von der Wallifer Grenze, fein Hauptquartier auffchlagen, 
aber ohne Generalftab und Soldaten. Bei perfönfihem Erſcheinen in 
Sitten erfuhren die Repräfentanten nur den Hohn der unmilligen Be: 
völferung. Die Regierung proteftirte beim Vorort gegen die militäri- 
hen Mafregeln, da der Landfriede nirgends geftört fei, und lieh fich 
durch feine Drohungen einshüchtern. An fteigender Berlegenheit, der 
ganzen Mifjion nicht mehr vecht trauend, ſchickte der Vorort noch einen 
außerordentlihen Abgeordneten in der Perfon des eidgenöffischen Staats: 
Ichreibers, Hrn. v. Gonzenbach, um die friegerifchen Gelüfte der Neprä- 


*) Bericht der Repräfentanten an den Borort vom 1. Dez. 1839. 
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fentanten etwas zu dämpfen und den wahren Sachverhalt zu unterfuchen. 
Der neue Diplomat konnte jich bald überzeugen, daß es den Vermittlern 
gelungen war, die Dinge nur weiter zu verwirren, ohne jelbjt bejjeren 
Rath zu willen. Unvermögend, etwas auszurichten und durch die Ueber: 
wachung verjtimmt, nahmen die Repräfentanten nach dreimonatlicher Sen: 
dung Urlaub und fehrten heim. Auf ihren Bericht machte der Vorort 
noch den nußlofen Verſuch, eine Ausgleihung in der Weiſe vorzufchla: 
gen, da die beiden ftreitenden Partheien von fi) aus Wermittler aus 
anderen Kantonen wählen jollten. Die Regierung in Sitten bejtand 
auf eidgenöffiiche Anerkennung, in Oberwallis blieb man bei dem Ver— 
langen nah Trennung. 

So waren die nur feindliher gewordenen Landestheile ſich wieder 
ſelbſt überlaſſen. Am Ende mußte die Entjcheidung in der Gewalt lie 
gen. Das herausfordernde Oberwallis drängte dazu. Die Regierung 
in Siders fuchte ihren Boden möglichjt zu erweitern und ſchwankende 
Gemeinden im mittleren Wallis der alten Botmäßigkeit zu unterwerfen. 
In der Gemeinde Evolenaz, hinten im Thal Herens, das ſich früher 
zur neuen Ordnung geneigt hatte, dann größtentheil3 umgejtimmt war, 
begann fie damit, eine obrigkeitllche Salzhütte herzuftellen. Die Behörde 
von Sitten traf Mahregeln, um ihr bisheriges Anfchen zu behaupten. 
Hingeſchickte Landjäger mußten gegen die Auflehnung einfchreiten. Es 
fam zum Handgemenge, wobei von den angreifenden Partheigängern von 
Dberwallis einige getödtet oder verwundet wurden. Darüber ergrimmt, 
drangen Schaaren von Altgefinnten aus den benahbarten Ortjchaften 
in Evolenaz ein, verjagten die Beamten, mißhandelten die Anhänger der 
neuen Ordnung und zwangen die Gemeinde zur Unterwerfung unter 
Siderd. Die Regierung in Sitten war jest entſchloſſen, einem weiteren 
Ueberfall mit aller Kraft zuvorzufommen. Bon der Tagſatzung preis: 
gegeben, blieb ihr nichts übrig, als fich felbft zum Recht zu verhelfen. 
Der fchleunig zufammenberufene Gr. Nath ftellte eine außerordentliche 
Militärtommiffion mit unbedingten Vollmachten auf und rief alle wehr— 
fähige Mannfchaft vom achtzehnten bis zum fünfzigften Jahr zu den 
Waffen. Gleiches Aufgebot gefhah auch von Oberwallis. Freudig 
ftrömte die Mannfhaft von Unterwallis, 7—8000 Mann, mehr als aus 
dem Arſenal des Landes bewaffnet werden konnten, in Sitten zufammen. 
Ale Anftalten wurden getroffen, um raſch und durchgreifend zu handeln. 
Staatsrath Morik Barmann erhielt das Oberfommando. Beim Ans 
bli der ernjten Rüftung erfchrad der Bifchof, der bisher treibend hin- 
ter Oberwallis geftanden hatte und jett plötlich eine verföhnliche Rolle 
fpielte. Auf feine Vermittlung kamen Ausſchüſſe der beiden Partheien 
in St. Leonhard zufammen. Aber die Kluft war zu weit, friedliche Ueber: 
einfunft nicht möglich. Bon Seite der Oberwallifer ſuchte man augen: 
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Iheinlih nur Zeit zu gewinnen. Man wollte den Status quo in der 
Gemeinde Evolenaz nur unter der Bedingung heritellen, daß die Staat3: 
fafje und das Arfenal getheilt würden. In Sitten fonnte man nicht 
daran denken, mitten in der Kriegsgefahr den Gegnern Geld und Ge: 
wehre auszuliefern. So mußte der Entfcheid den Waffen anheimgeftellt 
werden. Nach entworfenem Dperationsplan febten fich Die Truppen von 
Unterwallis in Bewegung (1. April 1840). 

Sn der ſelbſt hervorgerufenen Krifis zeigte ſich Oberwallis ſchwach, 
nachdem es vorher mit feiner Stärke und Einigkeit geprahlt hatte. Es 
fehlte an aller entfchlofjenen Haltung und gehörigen Leitung. Gegen 
50U0 Dann leifteten wohl dem Aufgebot Folge, aber ohne Hingebung 
und Vertrauen. Das Volk fühlte, daß es fih nicht um feine Sache, 
fondern um die Sade feiner Herren handle. Die Truppen murrten, 
weil weder für Proviant no für Waffen und Munition VBorforge ge: 
troffen war. Die höheren Offiziere ließen ſich faft nirgends bliden. 
Die ftarfe Pofition bei Champlan, dicht oberhalb Sitten, die fi 
mit leichter Mühe vertheidigen ließ, wurde nah ſchwachem Widerſtand 
aufgegeben. Auch die Hauptmacht bei Bramois wich auf den erjten 
Angriff. Auf beiden Seiten der Rhone fonnten die Kolonnen der Un: 
terwallifer unter Barmann und Noris nad) Furzen Gefechten (in denen 
im Ganzen 5 Todte und 17 Berwundete fielen) gegen Siders vorrüden. 
Hier trat unterdeß volljtändige Auflöfung ein. Die cerften fchlimmen 
Nachrichten, fowie ein — an beide Landestheile ergangener, aber in 
Sitten entfchieden zurüdgemwiefener — vorörtlicher Befehl, die Waffen 
niederzulegen, ‚brachten das Regiment in Siders aus aller Faflung. Die 
unfiheren und widerftreitenden Maßregeln fteigerten das Miktrauen zu 
höchſter Erbitterung. Volk und Truppen fchrien laut über Verrath. 
Wilde Haufen drangen in da3 Haus des Landeshauptmanns von Courten, 
das zugleih Sit der Renierung war. Hier fand man nur den über 
70 Jahre alten Bruder des Landeshauptmanns, Peter von Courten. 
Der arme Greis wurde aus feinem Zimmer gejchleppt, auf die Stufen 
der fteinernen Treppe geworfen und durch einen Bajonettftich getödtet. 
Nah der Gräuelthat zeritreuten fich die Meuterer. An weitere Verthei: 
digung fonnte nicht mehr gedacht werden. Alle Mitglieder der Regie: 
rung waren vor der Wuth der Menge geflohen. Ohne Widerftand 30: 
gen die Untermallifer am anderen Tage in Sider8 ein, wo die meiße 
Fahne wehte. Auch die oberen Zehnen unterwarfen ſich, nachdem ein 
Corps der Unterwallifer bis QTurtmann vorgerüdt war. In wenigen 
Tagen war der Feldzug beendet (4. April). 

Unterdeß hatte der Vorort auf Anrufen von Oberwallis eidgenöffifche 
Intervention beſchloſſen und wieder einen der früheren Nepräfentanten, 
v. Meyenburg:Stodar, mit der Vollmacht zum bewaffneten Einſchreiten 
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gefickt, um den Bürgerkrieg zu verhindern. Abrr bei der vafchen 
Entwidlung der Ereignijfe mußte der Nepräfentant rathlos in Lau: 
fanne figen bleiben. Nicht wagend, den vorörtlihen Entwaffnungs- 
befehl perfönlid nah Wallis zu tragen, fandte er ftatt feiner den — 
bei den Unterwallifern beliebten — Profeſſor Monnard von Waadt als 
Unterfommijfär, um, fo gut es ging, einzumwirfen. Der wieder zum 
Befehlehaber ernannte Oberft Bontemps fand feine Armee. Waadt, 
vol Sympathie für die Sache von Unterwallis und das Net der Ein: 
mifchung beftreitend, da die Regierung von Sitten gegen jede Inter: 
vention proteftirte, weigerte fich das verlangte Kontingent zur Verfügung 
zu ftellen. Auch Bern zögerte; nur Freiburg und Genf waren bereit, 
dem Aufgebot Folge zu leiften. in Tagbefehl des eidgenöfjiichen Kom: 
mandanten an die erſt zu verfammelnden Truppen verhallte in die Luft. 
Der Vorort erfuhr mit feiner grellen Partheinahme nichts ala Mißachtung. 
Den vollendeten Thatſachen gegenüber mußten am Ende die getroffenen 
militärifhen Maßregeln zurüdgenommen und auch die ſchon auferordent- 
lich einberufene Tagfabung wieder abbeitellt werden. 


Der ganze Kanton Wallis refonftituirte ſich jebt auf Grundlage 
der Rechtsgleichheit. Die oberen Zehnen erfannten die neue Verfaſſung 
an und wählten ihre Abgeordneten in den Gr. Rath. Die Regierung 
blieb in ihrer bisherigen liberalen Zufammenfeßung. Unterwallis ver: 
folgte den ganzen Sieg mit Schonung und Mäßigung. Bollftändige 
Amneftie wurde erlajjen und fein Akt der Vergeltung verübt. An bie 
Stelle der höchſten Aufregung trat eine Zeit der Ruhe. Die Verwal: 
tung fonnte an die Ausführung wohlthätiger Reformen gehen. So fchie: 
nen ſich die getrennten Landestheile unter dem gemeinfamen Banner einer 
freieren Entwidlung für den Augenblid wieder zu verföhnen. *) 


Radikaler Amſchwung in Teſſin. 


Das Septemberſyſtem in Zürich erlitt bei ſeinem erſten vorörtlichen 
Auftreten eine empfindliche Schlappe. Die Rechtsgleichheit, die in Wallis 
geopfert werden ſollte, gelangte hier zum Siege. Auch in einem anderen 
Kanton, in Teſſin, hatten die Dinge bereits eine Wendung genommen, 
die der neuen konſervativen Richtung nicht entſprach. 

Teſſin war der erſte Kanton, wo, noch vor der Julirevolution, das 
Gebäude der Reſtauration zuſammenbrach und die Fahne der Volksſou— 
veränität aufgepflanzt wurde. Mit der totalen Verfaſſungsveränderung 
von 1830 war indeß auf die Dauer nur wenig gewonnen. Das Syſtem 


*) Siehe: Rilliet de Constant, une annee de l’Histoire du Valais (mit 
ben offiziellen Alten). Geneve 1841. 
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der Korruption und politifchen Immoralität, woran der Kanton aus den 
Zeiten der Iandoögtlihen Herrichaft litt, war nur ſcheinbar gebrochen. 
Das Uebel faR zu tief, um irgend gründlich geheilt zu werden. Die 
Verwaltung gerieth von Neuem in unreine Hände. Das ganze Regie— 
rungsmefen, an deſſen Spite Conrad Molo ftand, wurde wieder wie 
ein Krämergefchäft betrieben, wobei der Beamte mehr dem eigenen Vor: 
theil nachaing, als die öffentlichen Interefjen beforgte. In den Finanzen 
blieb Verfchleuderung an der Tagesordnung und die Schuldenlaft fonnte 
weiter wachen. Der Umſchwung, der in anderen Kantonen eintrat, 
gab den Reformen in Teffin nur geringen Sporn. In der Wanderung 
der Regierung — durch die drei Hauptorte Bellinzona, Locarno und 
Lugano — wie in der Giferfucht zwifchen den Landestheilen dieſſeits und 
jenſeits des Genere und den faft unüberfteiglichen Hindernifjen, die der 
Verlegung des politiſchen MWohnfites von einem Orte zum anderen ent: 
gegenftanden, lag ein fortwährendes Clement der Schwäche, Unordnung 
und Zwietracht. Leidenſchaftliche Streit: und Prozeßſucht der Gemeinden 
und Familien untereinander, genährt durch eine übergroße Zahl von 
Advokaten, untergruben den Wohlftand. An der Rohheit und Unmifjen- 
heit der Majje des Volks fcheiterten faſt alle nachhaltigen Fortichritte, 
Nach der verbefjerten Verfafjung follte zwar angelegentlich für den öffent: 
lichen Unterricht geforgt werden. Es erfchien auch ein weitläufiges Schul: 
gefeß, aber faft Alles blieb auf dem Papier. Meder für Schul: 
fonds, noch für beffere Befoldung der Lehrer, noch für ein Seminar 
wurde gejforgt. Der armfelige Unterricht hing ganz von der ultramon: 
tangefinnten Geiftlichkeit ab. An Grmanglung von Schulhäufern bes 
fanden ſich jelbft die Schulituben meiſt in den Häufern der Pfarrer oder 
Kaplane. Die vielen Klöfter — 12 Mannsflöfter und 9 Weiberkföfter 
— (infiedeleien und fogenannten Bruderfchaften, nebjt der Menge von 
Veiertagen, verbreiteten Müßigang und Aberglauben und beförderten die 
Armuth. Der Klerus, für den Gr. Rath wählbar, drang ſchaarenweiſe 
in diefe Behörde und übte auf die Politif einen unmittelbaren Cinfluß 
aus. Kin Pfarrer (Calgari) vertrat den Stand eine Zeit lang auch 
auf der Tagſatzung. Bon eidgenöffishem Sinn zeigte ſich nur geringe 
Spur. Der Kanton pochte bei jeder Gelegenheit auf feine Hoheit. Die 
Bundesreform wurde gänzlich zurüdgemiefen. Die Vertreter an der 
Tagfabung erhielten fo enge Inftruftionen, daß der Gefandtfchaft einmal 
wegen allzubejchränfter Krebitive der Zutritt in die Bundesverfammlung 
verfagt werden mußte, * 

Bon einer Berwaltungsperiode zur anderen ftieg die politische Im— 
moralität. Mit den Erneuerungswahlen von 1839 wurde die liberale 
Parthei im Gr. Rath faft gänzlich aus dem Felde geichlagen. Priefter 
und Finanzpächter boten fi die Hand, um die öffentlichen Angelegen— 
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heiten zu forrumpiren und den Staat in ihrem Intereſſe zu beherrichen. 
Da raffte fich eine entfchloffene Oppofition auf, die in den Bezirken jen- 
jeitö des Genere ihren Kern hatte und mit der Bildung von Schützen— 
gejellichaften feiten Halt gewann. Durch die drohende Naitation beun— 
ruhigt, fann die Regierung auf aufßerordentlihe Maßregeln. Der in 
Züri) „eingetretene Septemberumfchwung, von der Reaction mit Jubel 
begrüßt, ermuthigte zu gewaltfamen Streiden. In einer außerordentli- 
hen Situng des Gr. Raths wurden die Schützengeſellſchaften als „be: 
waffnete Vereine” aufgehoben, die Preffe befchränft, die beiden Brüder 
Ciani, politifhe Flüchtlinge aus der Lombardei (feit 1821), die durch 
Reichthum und patriotifhe Gefinnung im Kanton Anhang und Bedeu: 
tung gewonnen hatten, ihres Bürgerrechts beraubt und des Landes ver: 
wieſen, der eine derfelben jelbit aus dem Gr, Rath geftoken. Endlich 
erhielt die Regierung auch die Vollmacht zu Truppenaufgeboten. 

Der Streih, der die liberale Parthei niederfchlagen jollte, prallte 
indeß zurüd. Bei Nornahme einer Verhaftung in Lugano organifirte 
ſich jchnell bewaffneter Widerftand, der zu förmlicher Infurrection wurde. 
Der Lofung von Lugano folgten die benachbarten Kreife. Unter Füh— 
rung von Luvini-Perſeghini, Advokaten in Lugano, energiſchem 
Charakter und feurigem Redner, z0g am 6. Dez. 1839 ein Schützencorps 
von 600 Mann nad Bellinzona, bemächtigte fich hier des Zeughaufes 
und rüdte am folgenden Tage nad Locarno, dem damaligen Sit der 
Regierung. Hier machte die Behörde feinen ernften Verfuch, ſich zu be: 
baupten, jondern ftob in voller Ohnmacht auseinander. Ohne Kampf 
und Blutvergieken wurde der Aufftand Meiiter. Eine Volksverſamm— 
lung (Sonntag, den 8. Dezember) ariff, nach dem Beifpiel von Zürich, 
in den Eonftitutionellen Gang ein, fette eine proviforifche Regierung nie: 
der und defretirte Erneuerung aller oberen Behörden. So vollzog ſich 
ein radifaler Umfchwung. Auf das Drängen der erbitterten Menge be- 
ſchloß der neue Gr. Kath, eine Anzahl der gewefenen Staats: und Groß: 
räthe in Anklagezuftand zu verfeßen und ihr Vermögen mit Beſchlag zu 
belegen, Die Brüder Ciani wurden wieder in ihre Rechte eingefekt. 
Dberft Luvini, der gefeierte Führer des bewaffneten Volks, ſchlug jede 
Wahl in die Regierung aus, aber blieb die politifche Seele der neuen 
Drdnung. Unter der Thätigfeit des redlichen und einfichtSvollen Frans: 
cini erhielt die Verwaltung einen reineren und geregelteren Gharalter, 
fo ſchwer es war, den Schaden der alten Korruption ganz zu befeitigen 
und die Bildung des Volks den Herifalen Einflüſſen zu entziehen. Bei 
der raſchen Entwidlung der Ereigniſſe mußte der Vorort jeden Gedan— 
fen einer Einmifchung aufgeben. Die Tagjatung erkannte hier jo qut 
wie in Zürich die vollendeten Thatfachen an. 
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Anrufen in Solofhurn. 


Die fonfervative Richtung gab in Zürich das Beifpiel zu gemalt: 
famer Staatsänderung mitten in einem Organismus, wo der Wille des 
Volks fih auf verfaſſungsmäßige Weife geltend machen konnte. In 
Teſſin folgte ein ähnlicher „Putſch,“ nur in entgegengefeßtem Sinne. 
Auch in Wallis wurden die Dinge durch die neue Vermittlung zum Ent: 
fcheid mit don Waffen getrieben. Die ganze Entwidlung in der Eid: 
genojienichaft nahm mit dem reactionären Impuls einen ftürmifcheren 
Charakter an. Auch wo die Gewalt no nicht offen geübt wurde, trau— 
tone fi doch die Partheien das Schlimmfte zu. Formelle Schranken 
fielen bald auf der einen, bald auf der anderen Seite. Liberale Regie: 
rungen wollten ſich den Boden nicht wühlerifch unter den Füßen weg— 
nehmen laſſen und fuchten dem gefürchteten Angriff zuvorzufommen, um 
nit dem Schickſal der Zürcher Regenten zu verfallen. 


An Solothurn gab die Frage einer neuen Verfafjungsrevifion An- 
laß zur Agitation. Die Berfaflung, die hier im Jahr 1830 durch eine 
Art von Kompromiß zu Stande fam, ruhte noch auf ziemlich engen 
Grundlagen. Die Hauptitadt behielt ein anſehnliches Vorrecht in der 
Repräfentation. Der Gr. Rath ging nur zum geringeren Theil aus 
direften Volkswahlen hervor. Die Beamten konnten ein jtarfes büreau: 
kratiſches Gewicht ausüben. Die Gemeinden fanden ſich no in ihrer 
Freiheit befhränkt. Bei den Wahlen fchlich fich der Unfug häufiger Be: 
ftehung ein. Nichtsdeftoweniger war mit der regenerirten Ordnung, 
dem alten Familien: und Spiekbürgerregiment gegenüber, neues Leben 
gewonnen. Das liberale Syitem ſchritt unter der Leitung von Joſeph 
Munzinger umjichtig und behutfam vorwärts, wußte aber nad) Um: 
ftänden auch durchzugreifen. ine gelungene Zehntablöfung brachte dem 
Lande materielle Erleichterung. Das Unterrichtswefen wurde durch eine 
voljtändige Neorganijation verbefiert. Mit allem Eifer bemühten ſich 
die Staatömänner für Annahme der Bundesreform, wie fie aus den 
Berathungen der Tagjakung hervorging. Der Kirche gegenüber fuchte 
man in vorfommenden Fällen das ftaatliche Anfehen zu wahren und 
die Grundſätze der Toleranz durchzuführen. Dagegen vermied man bei 
der Frage der Badener Artifel prinzipiell eine ſchärfere Zn einzu: 
nehmen und fonderte ji von den Sonferenzitänden ab. Dies hinderte 
nicht, daß die Flerifale Parthei auch hier die Religion in Gefahr erklärte. 
Die Volksbildung war der Geiftlichfeit in den katholiſchen Kantonen ein 
noch größerer Dorn im Auge, als in den proteftantifhen. SKatholifche 
Vereine bildeten den hauptfächlichiten Hebel, um den liberalen Boden 
zu untergraben. 


Sm Jahr 1840 Tief die in der Verfafjung feftgefegte zehmjährige 
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Frift ab, wo es fih um eine Reviſion handeln mußte. Die herrfchende 
Barthei hätte vorgezogen, die Dinge im bisherigen Gelcife zu laſſen 
und das Grundgeſetz gegenüber den reactionären Gelüften nicht in Frage 
zu ftellen. Aber die Verfafjung enthielt die Beftimmung, dag, wenn 
im zehnten Jahr Fein Antrag zur Revifion gejtellt würde, dies nachher 
zu jeder Zeit gejchehen dürfe, bis eine beantragte Abänderung angenom— 
men oder verworfen fei. Erſt dann follte neuerdings zehn Jahre lang 
zugewartet werden. Staatsklug ſuchte man eine folche Unficherheit der 
Zuftände zu vermeiden und von vorneherein die Initiative zur Revifion 
zu ergreifen, um das Heft in Händen zu behalten. Die Vornahme der 
Revifion wurde deßhalb vom Gr. Rath faft einhellig beſchloſſen (15. 
Dftober 1840). Dabei hielt man den Standpunkt feit, nicht zu weit 
über die bejtehende Repräfentativordnung hinauszugehen. Die Vorſchläge 
einer Revijionsfommiffion blieben indeß auch hinter gerechtfertigten Demo 
Fratifhen Anforderungen zurüd. Um fo eher konnte man von pfäffiich 
ariftofratiicher Seite agitiren, wo man jebt die früher verrufene Volks— 
jouveränität auf die Spite zu treiben fuchte, in der Hoffnung, die noch 
unmiljende und abhängige Mafje zu reactionären Zwecken mißbraucen 
zu Fönnen. Die Zürcher Bewegung mit ihrer Verbindung der verfchie- 
denartigften Elemente unter fanatifher Aufregung mußte als Vorbild 
dienen. Das Organ der Oppofition war die „Schildwache am Jura,“ 
von dem jungen Theodor Scherrer in ultramontanem Intereſſe redigirt. 
Die Demokratie im Schlepptau des Klerus vertrat unter Anderen der 
mit feinen Thaten luſtig bramarbafirende Hammer von Egerfingen, 
penfionirter Hauptmann aus franzöfifchem Dienfte. Rathsherr Leonz 
Gugger, der aus dem Schooß der Regierung die Bewegung zu len: 
fen juchte, erſchien als das politiiche Haupt. Den Revifionsvorschlägen 
wurde eine Petition entgegengeitellt, worin die Begehren den volliten 
demofratifchen Schein an der Stirne trugen: direfte Wahl des gefamm: 
ten Gr. Raths; Ausſchluß der befoldeten Beamten aus der gefeßgeben- 
den Behörde; Necht des Volksveto's gegen Geſetze und Verträge, Wahl- 
vorſchlag der Kreife für Beitellung der Bezirfsbeamten; freie Wahl aller 
Gemeindebeamten durch die Gemeinden. Dahinter ftanden die Ferifalen 
Verlangen: Sicherheit für das Eigenthum der geiftlichen Korporationen ; 
Beſchränkung des ftaatlichen Auffichtsrechts aegenüber der Kirche; unge: 
hemmter Verkehr mit den firchlichen Oberbehörden; gehöriger Einfluß 
der Kirche auf die Schule. Dies ging auf die fogenannte kirchliche Frei: 
heit hinaus, die nach Unterwerfung des Staats und Vernichtung der 
geiftigen Freiheit trachtete. Um der Petition Eingang zu verichaffen und 
die Maſſe des Volks aufzuregen, organijirte ich ein Netz von Vereinen 
und Komites. In allen Gegenden des Kantons wurden Verſammlun— 
gen veranftaltet. Hier und da gelang es den liberalen Führern, Die 
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Agitatoren auf ihrem eigenen Boden zu fchlagen und die Stimmung 
gegen das verführerifche Treiben zu fehren. So zeichnete Reinert in 
einer Verſammlung zu Selzah mit Glück die ariftofratiiche Demagogie, 
indem er an das Hiltörhen von der Frau erinnerte, die vor der Kirch— 
thür zwei Kerzlein anzündete und auf die Frage, warum da8 gefchehe, 
antwortete: eines ſei für den lieben Gott, das andere für den Teufel; 
was der Eine nicht beicheere, könne man vom Anderen erhalten. Wie 
diefe Frau mache es die Ariftofratie; weil fie dem Götzen von 1814, 
dem jie bisher das Kerzlein geſteckt, nicht mehr vertraue, wolle fie e3 
jet mit dem Volk probiren, um durch dasjelbe zu ihrem Zweck zu ge: 
langen. In einer größeren VBerfammlung zu Egerfingen wurde dagegen 
die Stimme von Trog unterdrüdt und Fein Widerſpruch geduldet. 

Bei Berathung de3 Verfafjungsentwurfs fam der Gr. Rath den 
Begehren der Petition nur wenig entgegen. Die Verfafjung wurde in 
einigen weſentlichen Punkten verbefjert; das noch beftehende Vorrecht der 
Stadt hörte auf; die direkten Wahlen für den Gr. Rath wurden (auf 
ungefähr die Hälfte) vermehrt, der Negierungsrath (von 17 auf 9 Mit: 
glieder) reduzirt. - Aber weitere demokratiſche Konfequenzen wies man 
ab, aus Scheu, in einen pfäffifchochlofratiihen Strom zu gerathen. 
Un das Ruder dauernd zu fihern, verlängerte man, fogar die Amts: 
dauer der gefeßgebenden und vollziehenden Behörde von ſechs aufzehn 
Jahre (mit Erneuerung zur Hälfte nah fünf Jahren). Auch die zu: 
fünftige Revifion follte nur unter Beichränfungen zugelafjien werden. 
Endlich beftimmte ein Befchluß des Gr. Raths, geſtützt auf den bisheri- 
gen Nevifionsartifel, daß die alte Verfaſſung auf weitere zehn Jahre in 
Kraft bleiben folle, wenn der Verfaſſungsentwurf durch die Volksab— 
ftimmung verworfen würde. Die VollSabftimmung felbjt wurde auf 
den 10. Januar 1841 feſtgeſetzt. 

- Die Ngitation nahm jest einen ernften Charakter an. Um zum 
Ziele zu gelangen, genügte es der Oppofition nicht, den Berfafjungsent- 
wurf zu verwerfen; e3 galt auch, die Fortſetzung der Revilion, entgegen 
dem großräthlichen Beſchluß, zu erzwingen. Die Bewegungsparthei pro= 
teftirte gegen die Auslegung des bisherigen Revifionsartifels, ſprach dem 
Gr. Rath das Recht ab, dem fouveränen Volt die Hände zu binden 
und verlangte Niederfegung eines Verfaſſungsraths, der eine neue Ver: 
faffung auf demofratifhen Grundlagen, namentlich lauter unmittelbaren 
Wahlen, entwerfen follte. In diefem Sinn erließ eine Verfammlung 
von Ausfüllen in Mümliswyl drohenden Aufruf und Erflärung (2. 
Januar). Am ftärfften wurde das Feuer in den abgelegenen Amteten 
Thierftein und Dornach gefhürt, wo die Benediktinerabtei Mariaftein 
mit ihrem ganzen Einfluß arbeitete. Hier, im jogenannten Schwarz: 
hubenland, defjen leicht erregbare Bevölkerung im Jahr 1830 thätig zum 
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Sturz der alten ariſtokratiſchen Ordnung half, auch jetzt ſcheinbar wie— 
der dem demokratiſchen Banner folgte, aber in Wirklichkeit durch den 
Ruf der Religionsgefahr aufgewühlt wurde, mochte man hoffen, das 
Pfäffikon von Solothurn zu finden. In einer Verſammlung zu Maria- 
ftein, von Agitatoren des Klofter8 (den beiden Mönchen Pius Munzin- 
ger und Anfelm Dietler) veranjtaltet, wurden die gleichen Proteftativnen 
erhoben und Forderungen geftelt, wie in Mümliswyl, die Regierung 
zudem für die Nichtgemähr der letzteren förmlich verantwortlich erklärt 
und ein Zentral- oder Glaubensfomite niedergejegt. Gerüchte von einem 
großen Zug nah Solothurn und Nüftungen zu einer Schilderhebung 
durdhliefen jet da8 Land und riefen den äußerſten Alların hervor: In 
Diten veranlaßten Zeichen des Aufruhrs die Gerichtsbehörde zum Ein- 
reiten und zur Vornahme von Verhaftungen. Die Regierung felbjt 
glaubte, das nämlihe Spiel vor ſich zu fehen, das von der September: 
parthei in Zürich getrieben wurde und wollte fih nicht überrumpeln 
laſſen. Auf den Antrag einer Specialtommiffion, an deren Spitze Jo— 
ſeph Munzinger mit durchgreifendem Willen ftand, faßte fie rajch ener- 
giſche Entſchlüſſe, um jeden Verrath in ihrer Mitte zu unterdrüden und 
einem gewaltfamen Streich zuvorzufommen. Sofort rief fie eine hin: 
reichende Anzahl Milizen aller Waffen zu den Fahnen, ftellte Bürger: 
garden auf, mahnte die Stände Bern, Aargau und Bafelland zu eidge: 
nöſſiſchem Auffehen, erflärte ji permanent und verlegte ihre Situngen 
in die Kaſerne (6. Januar). Die aufgebotene Mannjchaft folgte bereit= 
willig dem Rufe; aus dem unteren Leberberg, Kriegitetten und Buchegg— 
berg rücte folhe Menge Bewaffneter in der Hauptftadt ein, daß Viele 
wieder entlafjen werden mußten; ein kräftiger Kern fchaarte fi um das 
„Kafernenregiment,* wie e8 von den Gegnern genannt wurde. Zur weis 
teren Sicherheit erfolgten eine Reihe von Verhaftungen unter den Theil- 
nehmern der beiden Verfammlungen von Mümliswyl und Mariaftein, 
darunter die beiden Häupter oder Wortführer, Rathäherr Gugger und 
Theodor Scherrer. Auf die gefchehene Mahnung waffnete Bern in 
aller Eile und ſchob drei Bataillone an die Grenze vor, auch Bafelland 
und Nargau hielten Truppen bereit; letteres, gleihfalls von Aufruhr 
bedroht, jandte zugleich einen Abgeordneten (RR. Waller) nad) Solo: 
thurn, um dem Nachbarkanton Fräftig an die Hand zu gehen. 

Diefes energiſche Vorgehen zerrik die Fäden der Agitation und hielt 
jedes Putfchgelüfte zurüd. Die Volksabſtimmung ging, zwar unter nicht 
zu verfennendem Drud der Berhaftungen und militärifchen Maßregeln, 
ruhig vor fih_(10. Jan.). Mit 6289 gegen 4277 Stimmen wurde der 
vorgelegte Entwurf angenommen. Die Regierung blieb mit den Trup— 
pen in der Kaferne, bis alle Gefahr vorüber war. Die neuen Wahlen 
befejtigten das liberale Syftem. Das rajche Durchgreifen der Regierung, 
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wenn auch nicht ohne den Schein einer voreiligen Furcht, bewahrte den 
Kanton vor ariftofratifch-Elerifaler Reaction, die unzweifelhaft hinter dem 
demofratifhen Gebahren ftedte. Die wieder in Freiheit geſetzten Anftifter 
der Bewegung hatten längeren Hochverrathsprozek zu beftehen, der indeß 
nur wenig ſichere Aufichlüfje darüber zu Tage förderte, wie weit ein 
gewaltjamer Plan wirklich gediehen war. Bei der Aburtheilung 
trug der öffentliche Anfläger noch mit maßloſer "Strenge gegen 60 Ans 
gejehuldigte theild auf Todesjtrafe, theils auf mehrjährige Ketten- oder 
Gefängnifftrafe an. Das Kriminalgericht hob jedoch die Kriminalver: 
folgung auf und wies die Sade einfah an den Polizeirichter. 


Kloſterauſhebung im Aargan. 


Noch folgewichtiger für den Gang der Ereigniſſe wurde die Ent— 
wicklung im Kanton Aargau. Hier hatte die liberale Regierung durch 
die Beſchränkung der Klöſter, die Anſprüche des Staats auf Kollatur— 
rechte, den Prieſtereid und das ganze Bemühen, die Badener Konferenz: 
artikel durchzuführen, tief ins klerilale Fleiſch geſchnitten. Seit den un— 
terdrüdten Unruhen von 1835 glimmte das Feuer in den Freiämtern 
fort. Dur die Reihe der Gläubigen ging die Klage über Unterdrüdung 
der Fatholijchen Kirche. - Von den Klöftern aus wurde beftändig konfeſ— 
fioneller Hader geſchürt. Der Widerfpruch zwifchen den verjchiedenarti- 
gen Landestheilen erjchwerte die Durchführung von Neformen. Während 
das liberale Syitem den hierardijchen Anmaßungen entgegentrat, blieben 
Verwaltung und Gefeßgebung in anderen Beziehungen mangelhaft und 
boten Stoff zur Unzufriedenheit. Bei dem loderen Zufammenhang kam 
nicht blos die Ordnung, fondern auch die Exiſtenz des Kantons leicht 
in Gefahr. Nah dem Umfchlag in Zürich fpielten die reactionären Ge— 
Lüfte früh nach dem Aargau hinüber. Dem Septemberfyftem mußte viel 
daran liegen, den benadhbarten Kanton in den Eonjervativen Kreis zu 
ziehen. Die in der proteftantifchen Bevölkerung herrichend gewordene 
„beiondere Geiſtesrichtung“ war dem Ultramontanismus nahe genug ver: 
mwandt, um auch die römischen Hoffnungen zu ermuthigen. 

Am Margau, wie in Solothurn, lief die zchnjährige Friſt ab, wo 
eine Reviſion der Verfaſſung wieder in frage fommen mußte. Der Gr. 
Rath konnte die Reviſion von fi) aus vornehmen oder die Trage den 
Kreifen zum Entſcheid vorlegen oder es fonnte auch die Mehrheit der in 
den Kreifen verfammelten Bürger das Verlangen einer Revifion ftellen. 
Noch ehe die Regierung einen Schritt that, regte es fich in den Fatholi- 
ihen Bezirken. Sofort trat die Forderung von Garantien für die Kirche 
in den Bordergund. In einer VBerfammlung zu Bünzen ſuchten fi 
die Häupter der Elerifalen Parthei, nad) dem Vorgang der Zürder Glau 
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bensmänner, zu organifiren und fehten ein Komite nieder. Die Regie: 
rung bob Unterfuhung an und gab dem Komite die Weijung, ſich auf: 
zulöfen. Das Komite berief jih auf die Verfajjung und wirkte im 
Stillen fort. Unterdeß wurde auch in den protejtantiichen Bezirken Der 
Ruf nad einem Berfafjungsrath laut. Um die Bewegung zu bemeiftern, 
befhloß der Gr. Rath von fi aus die Vornahme der Revijion. Eine 
Revifionsfommifjion wurde niedergefeßt und das Volk zur Eingabe feiner 
Wünſche aufgefordert. Eine Vollsverfammlung zu Mellingen, aus 
den Bezirken Baden, Muri und Bremgarten, gab nun der Fatholifchen 
Bewegung weiteren Sporn (2. Februar 1840). Die Forderungen gin: 
gen auf Beibehaltung der Parität, Eonfejjionelle Trennung nah dem 
unfeligen Vorbild von St. Gallen, Widerruf der Badener Artikel, Rück— 
tritt vom Siebenerfonfordat, freie Verwaltung der Klöfter und Aner— 
fennung ihres Guts als ausſchließliches Eigenthum des fatholifchen Lan— 
destheils, Einführung des Veto's u. j. w. Die pfäffiich-reactionäre 
Tendenz bebedte fi nur dürftig mit dene Mantel der Demokratie. Anz 
dere Verfammlungen folgten, um die Fatholiihe Bevölferung in diefer 
Richtung aufzurühren. Das treibende Element lag bauptfähli in den 
großen Klöftern. Auch 105 katholiſche Geiftliche traten in einer Petition 
für firhlihe Garantien in die Schranfen. Der Biſchof von Solothurn 
unterjtügte diefe Begehren.“ Das fonfejjionelle Mißtrauen regte jet die 
Reformirten in entgegengejegtem Sinne auf. Bis dahin Hatten dieſe 
die in der Mediationsverfaflung nicht gefannte, von der Reftauration 
erſt eingeführte und 1831 unter dem Einfluß der Freiämtler beibehaltene 
Parität — wornach die beiden Konfeflionen eine gleihe Anzahl von 
Repräfentanten im Gr. Rath hatten, obgleich die reformirte Bevölkerung 
überwog — gutwillig gelten lafjen. SJebt drang man auf Vertretung 
nach der Volkszahl. Zugleih verwahrte man fich entfchieden gegen jede 
Eonfejlionelle Trennung, die zur Auflöfung des Kantons führen würde. 
Verſchiedene Berfammlungen erlichen dahin Beſchlüſſe oder Petitionen. 
Auch die liberalen Katholifen juchten ſich durch Schutvereine im ihren 
Gemeinden gegen das fanatijche Treiben näher zu verbinden. 

Der Gr. Rath ſchwankte bei Berathung des Verfaflungsentwurfs. 
Konfeffionelle Trennung verwarf er, dagegen behielt er die Parität bei. 
Zugleich jchien er geneigt, nach Umftänden zur Aufhebung der Badener 
Uebereinfunft Hand zu bieten. Die ganze Stellung, die er einnahm, 
war eine Halbheit, welche keine Seite befriedigt... Den ultramontanen 
Begehren ward nicht hinreichend entſprochen, um die Agitation irgend zu 
beihwichtigen. Die Reformirten beharrten auf unbedingter Rechtögleich- 
heit dur NRepräfentation nad der Kopfzahl. So murde von beiden 
Partheien auf Verwerfung hingearbeitet und der Entwurf in der Volfs- 
abjtimmung mit der überwiegenden Mehrheit von 23,087 gegen 3,976 
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Stimmen zurüdgemwiefen (5. Dftober 1840). Der Gr. Rath mußte 
ih von Neuem an die Arbeit machen, um dem Verlangen nad) einem 
Verfafjungsrath zu begegnen. Bon flerifaler Seite wurde jett immer 
eifriger geſchürt. Der Biſchof drang wiederholt auf kirchliche Garantien 
im Sinne de vom Pabſt im Jahr 1835 an den gefammten Klerus der 
Schweiz erlaffenen, alle liberalen Beftrebungen der Zeit. verdammenden 
Rundfchreibend. In Baden wurde große Fatholifche Volfsverfammlung 
gehalten (29. Nov.). Die hier befchloffene Adreſſe forderte immer ſchär⸗ 
fere kirchliche Trennung, unbeſchränkte Gewähr der Klöſter, Parität in 
Vertheilung der Behördenſitze, namentlich für den katholiſchen Landes— 
theil den permanenten Sitz des Obergerichts und, jährlich abwechſelnd, 
jenen des Gr. Raths. Die Adreſſe, die in Wirklichkeit den ganzen Be— 
ſtand des Kantons in Frage ſtellte und auf ein Aargau-Innerrhoden 
hinſteuerte*), ſchloß mit den drohenden Worten: „Am Angeſichte des 
Himmels verwahren wir und vor allen Folgen, die, würden die Volks— 
ftimmen unbeachtet gelajjen, entjtehen müßten.” Die fanatifche Gluth 
ftieg befonder8 um da3 Klofter Muri herum. Auch von Luzern herüber 
wirkte die ultramontane Agitation. 

Bei der neuen Berathung nahm der Gr. Rath eine beftimmtere 
und grundfäßlichere Stellung an und fchenkte dem Verlangen der Refor: 
mirten nach unbedingter Nechtsgleichheit Gehör. - Die Parität in der 
Vertretung wurde befeitigt und das Verhältniß der ftimmfähigen Bürger 
zum Mafftab für die Nepräfentation gemadt. Bei der Wahl der ge: 
jeßgebenden Behörde fiel die Nüdjiht auf die Konfeffion weg. Nur im 
Regierungsrath und Obergeriht follten die beiden Glaubenspartheien 
noch durch je vier Mitglieder vertreten, die Wahl des neunten Mitglieds 
dagegen freigeftellt fein. Die Rechte des Staats gegenüber der Kirche 
blieben gewahrt, die fonfefjionelle Trennung wurde, als die Integrität 
des Kantons zerftörend, auf's Entſchiedenſte zurüdgemicfen. 

Die ultramontangefinnten Häupter trieben jegt mit allen Mitteln 
zur Verwerfung des neuen Berfaffungsentwurfs an. Das Feldgefchrei 
war: „Man hat unfere Wünfche nicht erhört, wir haben feine Garan— 
tien, fo wollen wir auch von diefem afatholifhen Machwerk nichts wiſſen.“ 
Die reformirte Bevölkerung ſchaarte ſich dagegen faft einhellig um den 
Entwurf. Ihr Schloß fich eine anjehnliche Minderheit in einigen katho— 
lifhen Gegenden an, wie namentlid im Fridthal, wo noch der Geift 
der Joſephiniſchen Gefeßgebung wirkte und das fanatifche Treiben weni: 


*) Hurter in feiner „Befeindung der katholifchen Kirche in der Schweiz“ läug- 
net, daß in der ganzen Bewegung von politifcher Trennung irgendwie die Rede 
gewejen fei. Siegwart— «Müller dagegen in feiner Schrift: „Der Kampf zwi— 
ſchen Recht und Gewalt in der Eidgenofjenichaft” (pag. 395) muß zugeben, daß dig 
Adreſſe gar zu deutlid) die politiiche Trennung des Kantons durchbliden lieh, 
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ger Anklang fand. So wurde die neue Verfaſſung in der Volksabſtim— 
mung mit 16,050 gegen 11,484 Stimmen angenommen (5. Januar 
1841). Damit war indeß die Elerifale Wühlerei nicht zu Ende Da 
in allen ſechs katholiſchen Bezirken die Mehrheit gegen die Verfaſſung 
geftimmt hatte, hieß es jest, für die katholiſchen Landestheile habe die 
Verfaſſung feine Gültigkeit,. die Mehrheit fei nur eine protejtantifche, 
welche die fatholifche nicht zu binden vermöge. Die Gemeinden am 
rechten und linfen Reußufer wurden täglich mehr aufgewiegelt, ſtachelnde 
Flugblätter von Hand zu Hand herumgeboten. Protejtirend erklärten 
Berfammlungen, daß fie nur der Gewalt weichend jich der neuen Ber: 
fafjung unterwürfen und alle Rechte, insbefondere die kirchlichen, ver: 
wahrten. Zum Theil drohte man mit wirflider Wahlvermeigerung. 
Auch das Worhaben wurde laut, eine proviſoriſche katholiſche Regierung 
niederzujeßen, wobei man einen eigenen Kanton Baden im Auge hatte. 
Hier und da erhoben jich bereits Freiheitsbäume (9. Januar). 

Den wachſenden Umtrieben und drohenden Zeichen des Aufruhr 
gegenüber entſchloß jich die Negierung, die Fäden, von denen jie um: 
ftridt zu werden beforgte, rechtzeitig zu zerreißen und das leitende Bün— 
zener Komite unwirkſam zu machen. Gerade in Ddiefen Tagen war 
die Regierung von Solothurn in die Kaferne gezogen und hatte durch 
ihre energifchen Maßregeln jedes Putfchgelüfte im Keim erftidt. In 
Folge der benachbarten Mahnung zum eidgenöflichen Auffehen ftand Mar: 
gau bereit3 gerüftet da. Der Zufammenhang zwifchen den pfäffifchen 
Umtrieben in den beiden Kantonen jchien unverkennbar. Der von Solo— 
thurn heimgefehrte Abgeordnete AR. Waller drang nachdrücklich dar- 
auf, lieber das Unglüf im Voraus zu verhüten, al3 zu erleben, was 
in Zürich gefchehen. Demgemäk wurde bejchlofjen, die Häuptlinge der 
drohenden Bewequng zu verhaften. In der Naht vom 9. auf den 10. 
Januar wurden in Bremgarten drei von den Mitgliedern des Bünzener 
Komite's in PVerwahrfam gebradt. Andere Verhaftungen ſollten in 
Muri vorgenommen werden. Hier wagte es die Ortsbehörde nicht, ge= 
genüber der herrjchenden Aufregung einzugreifen. RR. Waller mußte 
als Kommiſſär geihiet werden, um den NWollzug der Verhaftsbefehle zu 
fihern (10. Januar). Kaum waren indeß zwei Verhaftete feftgejekt, 
jo vottete fih an der Pforte des Klojters eine aufrührerifhe Menge zu: 
jammen. Der Abt mahnte auf das Drängen des Kommifjärs ſcheinbar 
zur Ruhe; aber der drohende Haufen wuchs und mwälzte fi vor das 
Gerichtshaus, unter fürchterlichem Geheul die Freilaffung der Gefange- 
nen verlangend. Auf die beharrliche Weigerung des Kommifjärs wurde 
das Toben immer ärger. Die Gefangenen mußten endlih, unter Zu: 
ſicherung, fich wieder zu ftellen, in Freiheit gefett werden. Aber ſchon 
war die Thür des Gerichtshauſes von einem vafenden Haufen geiprengt 
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und diefer fluthete herein. Ein Schuß, angeblich von einem Landjäger, 
wahrſcheinlich aus der Mitte des Volks felbft, fteigerte die Wuth. Der 
Regierungsfommifjär trat den Andrängenden mit Säbel und Piſtole ent- 
gegen. Die Mafje preßte ihn mit den Landjägern zurüd ins Gerichts: 
zimmer. Hier wurden die Landjäger unter Mikhandlungen entwaffnet, 
gewaltſam herausgerifjen und in Gefangenfchaft gejchleppt. Der Regie: 
rungsfommifjär felbit erlitt Schwere Mißhandlung und ſchwebte in Ge: 
fahr feines Lebens. Nur den Bemühungen einiger menfchlicher gefinnten 
Männer gelang es, ihn der Mordluft zu entziehen und in jicheren Ver— 
wahrjam zu bringen. Die Menge tobte unterdeß fort. Noch murden 
drei andere Beamte überfallen, Halbtodt zu Boden gefchlagen oder unter 
Hohn und Stößen fortgefhleppt. Rom SKlofter aus regalirte man das 
Volk mit Trank und Speifen. SKlofterfnechte fpielten bei den Auftritten 
eine Hauptrolle. 

Mitterweile war der Aufruhr auh in Bremgarten ausgebrochen. 
Aufgewiegeltes Landvolf aus der Umgegend drang am Morgen des 10. 
Januar, mit allerlei Wehren bewaffnet, in das Städtchen und rottete 
fih im Verein mit fanatijirten Bürgern vor dem Rathhaus zufammen, 
um die Gefangenen herauszufordern. Der greife Bezirfsamtmann Wey 
mahnte aus dem offenen Fenfter zur Ruhe und zum Auseinandergehen. 
Da fiel ein Schuß, der ihm die rechte Seite unter dem Arme ftreifte. 
Die Meuterer ftürmten unaufhaltfam ins Rathhaus hinauf, umringten 
den Beamten und fchlugen ihn wüthend nieder. Unter Stodjtreichen 
und Fußtritten blieb er befinnungslos liegen, bis ärztlide Hülfe kam. 
Die Gefangenen wurden befreit und im Iriumphe in ihre Häuſer zu— 
rüdgeführt. Gegen die liberalen Bürger im Städtchen wurde weiter getobt. 

Der volle Aufruhr war da. Für die Leiter der Bewegung handelte 
es ſich jegt darum, ihn zum organifirten Aufftand zu machen. In Brem: 
garten wurde Kriegsrath gehalten und fürmliches Aufgebot des Land— 
ſturms beſchloſſen. Nach allen Seiten gingen Eilboten an die Gemein— 
den. Am 11. Januar früh Morgens ftürnten im Freienamt die Gloden 
von allen Kirchen. In Muri ließ der Klofterfhaffner mit dem Klofter: 
geſchütz Alarm hießen. Von dem Kloftertfurm heulten die Glocken des 
heil. Leontius in Berg und Thal hinaus. Die Mönche jelbft gingen, 
nachdem der Zunder an die Pulvermine gelegt war, Flüglih aus dem 
Wege und flüchteten in's Zuger-Gebiet. Der Aufftand verbreitete fich 
raſch dem ganzen Reufthal entlang bis an den Rohrdorfer Berg. Unter 
Führung von Sylvan Müller (Tags vorher einer der Beſchirmer von 
Waller) rüdte der Landfturm an die Grenze des Freienamts, in der Rich— 
tung von Villmergen. Das Ziel konnte fein anderes als die Hauptſtadt 
Aarau und der Sturz der Regierung fein. *) 


-*) Die jpätere Ausrede war; „Dan Habe ſich mit ver Regierung verftändigen 
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Mittlerweile war auch die Regierung nicht müßig geblieben. Auf 
die erfte Kunde von dem Aufruhr erklärte fich der Kl. Rath permanent, 
bot die nöthige Truppenzahl auf, ernannte Oberft Frei-Heroſee zum 
Dberkommandanten, mahnte die Nahbarjtände zum eidgenöfjischen Auf: 
jehen und traf alle Maßregeln, um den Aufftand rafch zu unterdrüden. 
Schon am 10. Abends rüdte Mannſchaft aus dem (reformirten) Ober: 
Yargau, vom beſten Geift befeelt, Zug um Zug in Narau ein und wurde 
nad Lenzburg vorgefchoben. Am anderen Tage marjhirte das Korps 
nah Billmergen — dem Schauplat wiederholter Glaubensfämpfe — 
welches die Infurgenten, etwa 1800 Mann ftark, befett hielten. Hier 
wurden die Negierungstruppen mit Sturmgeläute und Kleingewehrfeuer 
empfangen. Der Artillerie gelang es, den Widerftand rafch zu brechen. 
Mit Verluft von 7 Todten und 13 Verwundeten löste ji der Land: 
fturm auf, von jeinen Führern frühzeitig verlafien. Eine Anzahl Lu: 
zerner Freifchärler, die unter Leu von Eberfol zu Hülfe ziehen wollte, 
mußte wieder umkehren. Die Regierungstruppen befetten Muri und 
erlösten den no in Verwahrfam gehaltenen Regierungsfommiflär. Zu 
fpät brachen Inſurgenten aus den Bezirken Baden und Zurzach auf, in 
ihren Reihen der Kapuziner-Guardian Theodofius, fchon bei den Un: 
ruhen von 1835 einer der Hauptagitatoren. Nah dem Gefechte von 
Billmergen jtob Alles auseinander. Die meiften Häupter des Aufftands 
konnten fich flüchten oder aus dem Gefängniß entfommen. 

Unterdeß hatte Die Regierung, um für alle Fälle dem ganzen Ernit 
der Lage gewachjen zu fein, auch Truppen aus den gemahnten Kantonen 
in Anfpruch genommen. Bern und Bafelland, fpäter auch Zürich, wa— 
ren um Zuzug angegangen. In Folge davon bejetten mehrere Berner 
Bataillone und ein bajellandichaftliches Bataillon einen Theil der infur: 
girten Bezirke. Außer der beförderlichen Truppenfendung traf die Re— 
gierung von Bern, unter Sporn des Fräftigen Schultheifen Neuhaus, 
noch andere umfajjende SicherheitSmaßregeln, um — wie ihr eigenes 
Schreiben jih ausdrüdte — dem Treiben der pfäffiichsartjtofratijchen 
Parthei ein Ende zu machen. Bern, um diefe Zeit Vorort, handelte 
hierbei einfach als Kanton, ohne die Angelegenheit zur eidgenöfjischen zu 
maden. Die Regierung von Zürich drüdte darüber ihre Bedauern aus. 
Die vorörtliche Behörde enthielt ſich indeß jeder Einmiſchung. 

Der Kanton war damals zunächſt von einer ſchweren Kriſis geret- 
tet. Der liberale Staat hatte den tiefen Dorn empfunden, den er in 
feinem Innern barg. Der Aufftand hatte ſich auf unverfennbare Weife 
um die Klöſter gefammelt und war von dieſen aus gefchürt worden. 
Die mittelalterlichen Inftitute ftanden mit der fortfchreitenden Entwick— 


wollen.” Baumgartner, deſſen Sinnesänderung bei Erzählung der Solothur— 
ner und Aargauer Erreignifje hervortritt, nimmt diefe Ausrede als baare Münze an. 


— 35 — 


lung in grellem Widerfprud. Sie waren mehr oder weniger in Fäul- 
niß und Gittenlofigfeit verfunfen und pflanzten, durch Müßigang und 
Aberglauben, geiftige und materielle Verfumpfung um fih herum. Gie 
traten der reineren Volfzerziehung und aller Aufflärung feindli ent: 
gegen, nährten die Kluft zwiſchen den Konfefjionen und bildeten eine 
fortwährende Stüße für die hierarhifhe Propaganda. Der liberale 
Staat hatte verfucht fie zu bejchränfen und für öffentliche Zwecke nutz— 
barer zu maden. Die Staatöverwaltung follte fie an Mißbrauch oder 
Verfhleuderung ihres Vermögens hindern. Mit der inftellung der 
Novizenaufnahme wurde ihr Fortbeſtand almählig in Frage geitellt. 
Died reiste den ganzen MWiderftand der faulen SKorporationen. Gie 
begannen einen Kampf auf Tod und Leben, um fi der auferlegten 
Feſſeln wieder zu entledigen und die ftaatlihe Ordnung ihrem Willen 
zu unterwerfen. Unter dem Vorwand der religiöfen Bedrüdung ftachel: 
ten fie die Fatholifche Bevölterung auf's Aeußerſte an und drohten felbit 
den ganzen Kanton zu zerreißen. Zuletzt fpielten fie mit eifernen Wür: 
feln und verloren diejes aufrührerifhe Spiel. Das Mefier, das fie dem 
liberalen Staat an die Kehle gefeßt hatten, wurde jet gegen fie ge: 
wandt. Sollte der Kanton dauernden Frieden finden und feine Einheit 
behaupten, jo mußte der Dorn ausgefchnitten werden. 

Dies war der durchgreifende Gedanke, der fich unmittelbar nad) der 
Niederwerfung des Aufftands geltend machte. Das Eifen glühte und 
follte gejchmiedet werden. Der Bundesvertrag trat zwar hemmend in 
den Weg, indem er in Artikel XII die Beftimmung enthielt: „daß der 
Fortbeitand der Klöfter und Kapitel und die Sicherheit ihres Eigenthums, 
jo weit es von den Kantonsregierungen abhänge, gemährleijtet feien.“ 
Aber das formelle Bedenken ſchwand vor dem Gebot der Selbſter— 
haltung. Die Garantie ſolcher Korporationen konnte nicht den Sinn 
haben, daß die ganze Eriftenz und Wohlfahrt des Staats darunter lei— 
den durfte. Diefe Ueberzeugung führte zu dem unvermeilten Antrag im 
verfammelten Großen Rath: die Klöfter im Kanton Aargau aufzuheben. 
Seminardireftor Auguftin Keller, ein Mann von durdhgreifenden 
Feen, lieh demfelben die Fräftigiten Worte. Das Gefühl der Noth- 
wendigfeit war allgemein unter den Reformirten ; ihnen fchloffen fich die 
freier gefinnten Katholifen an, zu denen der Antragfteller jelbit gehörte. 
Mit 115 gegen 19 Stimmen wurde die Aufhebung im Grundfat be: 
ſchloſſen (13. Januar). 

An dem näheren Defret wurde fämmtliches Vermögen der Klöjter 
als Staatögut erklärt und zu Kirchen-, Schul: und Armenzmweden be: 
ftimmt. Die Konventualen hatten ihre Räumlichkeiten jofort zu ver: 
laffen. Auf Lebenszeit oder bis zu andermweitiger Verforgung blieb ihnen 


eine jährliche PBenfion. Bon dem Kloftervermögen follten ſofort 500,000 
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Franken zum Voraus erhoben und zur Hälfte den Schulgütern der fa: 
tholifhen Gemeinden, zur Hälfte den Armengütern derjelben zugetheilt 
werden. Weitere 500,000 Fr. jollten den Fatholiichen Gemeinden zus 
fallen, jobald durch Erledigung der Penfionen ein ſolches Kapital ver: 
wendbar fei. Außerdem wurde ein jährlicher Beitrag von Fr. 2400 
für eine Bezirtsfhule in Muri beitimmt. Die bisher den Klöftern zu: 
geitandenen Kollaturrechte fielen an den Staat. Bei Widerſetzlichkeit 
oder Entfremdung von Kloftergut follten die Ordensglieder ihren Pen: 
jionsanfpruch verlieren und zur Strafe gezogen werden. ” 

Der aufgehobenen Klöfter waren es acht: die beiden Benediktiner— 
abteien Muri und Wettingen, die vier Frauenklöfter zu Dermetichwyl, 
Fahr, Gnadenthal und Baden, endlich die zwei Kapuzinerfonvente in 
Baden und Bremgarten. Das Gejfammtpermögen wurde auf 6,500,000 
Franken berechnet. Das Dekret wurde jofort in Vollzug gejest, nicht 
ohne Härte in der rauhen Jahreszeit. Die Konventualen mußten inner: 
halb zweimal vierundzwanzig Stunden Abſchied von ihren Klöftern neh: 
men. An Muri proteftirte der Abt Adalbert und erflärte nur der Ge: 
walt zu weichen. 

Die infurgirten Bezirke blieben längere Zeit unter der ſchweren Laſt 
der militärischen Occupation, die über 10,000 Mann anwuchs, nachdem 
außer den Yargauern, Bernern und Bafellandjchäftlern auch Zürcher 
Truppen eingerüdt waren. Erjt im Anfang März wurden die legten 
Truppen enilafien. Die bochgereizte Eonfefjionelle Stimmung führte zu 
rohen Unfugen und Akten der Indisciplin, die von den Anhängern 
der Klöfter ins Grelle gemalt wurden. Ueber die aufrührerifchen Vor: 
gänge ſprach der Gr. Rath nur bejchränfte Amneftie aus. Cine volu: 
minöfe Kriminalprozedur jchleppte jich mehrere Jahre hindurch. Gegen 
die flüchtigen Mitglieder des Bünzner Komite’s, Bezirfsrichter Suter, 
Dr. Ruepp und Fürſprech A. Weiſſenbach, fielen Todesurtheile in Son: 
tumaz. Der gleichfalls flüchtige Pater-Guardian Theodofius wurde zu 
vierjähriger Zuchthausſtrafe verurtheilt. 

Die neuen Wahlen, die gemäß der Berfafjungsänderung vorgenom: 
men wurden, beftärften die radifale Richtung des Kantons. Mit der 
Aufhebung der Klöfter war ein großer Würfel gefallen. Es bedurfte 
aller Umſicht und Entjchiedenheit, um ihn der Eidgenofjenheit gegenüber 
zu behaupten. 


Berfallungsrevifion in Suzern. 


So meit hatte die Reaction noch feinen neuen entfchiedenen Erfolg 
erringen können. In Aargau wie in Solothurn war den Flerifalen 
Anläufen Halt geboten. ‚An Tefjin und Wallis gewann die Regene— 
ration neue Stüßen. Ueberall war nur der Bartheienfampf wieder auf's 
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Aeußerſte gefehärft. Ein verhängnißvoller Umfchlag trat dagegen jetst 
in einem anderen vorörtlichen Kanton ein. 

In dem ausſchließlich Fatholifhen Kanton Luzern hatte die Fort— 
Ihrittöparthei, die eine gemäßigte Repräfentativordnung vertrat und 
das Volk durh Bildung zu größerer Mündigfeit heranzuziehen fuchte, 
Ihon bei dem Umſchwung von 4830 mit einer ertremen Demokratie zu 
kämpfen, die, ohne felbftitändiges Bewußtſein, fi von der römischen 
Kirhe gängeln lief. An dem Hauptwortführer diefer Demokratie, dem 
Landmann Leu von Eberfol, der nichts ohne priefterlihen Rath that, 
hatte der Klerus eine beharrliche und volfsthümliche Kraft, die fich als 
ergebenes Werkzeug gebrauchen ließ. Obgleich bei Begründung der neuen 
Ordnung jene Richtung glüdlich zurüdgedrängt war, jo arbeitete fie doch 
unabläſſig dahin, den Boden des liberalen Repräfentativfyftens zu un: 
tergraben. Je ängitlicher ſich das lettere vor den weiter gehenden Kon: 
jequenzen fcheute und den ochlofratifhen Beftrebungen Schranken zu 
ſetzen ſuchte, defto ſchärfer wurde der Riß zwiſchen dem fogenannten 
„Kapazitätenregiment“ und den Anhängern eines blinden Volksregiments. 
Der Widerſpruch unter den liberalen Staatsmännern ſelbſt bei der ver— 
hängnißvollen Abſtimmung über die Bundesreform förderte die Parthei— 
zerſetzung. Die herrſchende Ordnung hatte faſt ununterbrochen mit den 
verſchiedenartigſten Gegnern zu kämpfen. Wie in allen regenerirten 
Kantonen mußten auch hier die eingeführten Reformen und Verände— 
rungen mannigfache Einzelintereſſen verlegen und eine wachſende Anzahl 
von Unzufriedenen mahen. Auch an einzelnen Mißgriffen fehlte es 
nicht, die fi) von der Oppofition ausbeuten liefen. Am empfindlichiten 
wurde das römische Kirchenmwefen getroffen. Das liberale Syftem fühlte 
das dringende Bedürfniß, den Staat von dem Ueberwuchern der Hierar: 
hie zu befreien und das Volk geiftig aufzuflären. An die theologifche 
Lehranftalt wurden heller denkende Profefjoren berufen, der Unterricht 
an den oberen Bürgerfhulen durd das eingeführte Fachfyftem den geift- 
lichen Lehrern größerentheil® entzogen, das ganze Erziehungsmefen zwed: . 
mäßiger geftaltet. Bon den liberalen Staatsmännern Luzerns ging ein 
Hauptiporn zu der Badener Konferenz aus, die mit vereinten Kräften 
da3 ftaatliche Anfehen gegenüber der Kirche zu wahren fuchte. Als der 
Nuntius von Luzern entwich und nah Schwyz überfiedelte, wagte es 
der Gr. Rath, jede Ausübung von Gerichtsbarkeit in geiftlichen Dingen 
von Seite der Nuntiatur als Mikbraud zu erflären. Noch im Jahr 
1838 wurden zwei Franziefanerflöfter (in der Au zu Luzern und Wer: 
thenftein) aufgehoben, weil fie in ihrem heruntergefommenen Beftande dem 
urfprünglichen Zweck nicht mehr entiprachen. 

Es durfte deßhalb nicht verwundern, wenn die Zürcher Glaubens: 
bewegung in diefem Kanton den ftärfften Nachhall fand. Hatte eine 
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reformirte Bevölkerung ſich gegen die aufklärende Tendenz bis zum 
äußerſten Fanatismus aufreizen laſſen, wie viel leichter mußte dies auf 
einem ganz katholiſchen, ſchon vielfach zerriſſenen Boden ſein, wo die 
feſtgegliederte Prieſterſchaft Familien und Gemeinden noch ſo ſtark be— 
herrſchte. Der gehobene Wohlſtand des Kantons, die kluge Verwaltung 
der Finanzen, die prompte und im Ganzen unpartheiiſche Juſtiz, die 
Verbefjerung der Geſetzgebung — Alles diefes hatte nichts zu bedeuten 
gegenüber der drohenden Neligionsgefahr. Wie in Züri wurden Die 
Lehrer und Staatsmänner, die gegen die hierarchiſchen Auswüchſe ans 
kämpften und einem reineren und geläuterten Katholizismus Bahn zu bres 
hen ſuchten, der Gottlofigfeit bezüchtigt, alle beſſeren Schulen als Pflanz: 
ftätten der Impietät denunzirt und die ganze Wiſſenſchaft und Kultur 
in den Bann gethan. Die verfegernde Bezeichnung „Straußianer“ fiel 
auch auf die freifinnige Parthei Luzerns. Auf den SKanzeln, wie in 
Beichtftühlen, wurde das Gewiſſen geängitigt. Gebete und Prozeffionen 
hielten in beftändiger Spannung und Gereiztheit. Katholifche Vereine 
und Brüderfchaften wühlten in allen Gemeinden. Ultrademokratiſche 
Drgane ftimmten mit den Kirchenblättern in das gleiche Geſchrei. Die 
Ariftofratie hing fih an den Schweif diefer „Leuenparthei”. 

Aus dem herrfchenden Lager fam eine Kapazität von Gewicht der 
Agitation zu Hülfe. Die Periode der Septemberreaction war eine Zeit 
der Prüfung für die politifhen Charaktere der regenerirten Schweiz. 
Mehr als eine Ueberzeugung fing an zu wanfen und befehrte ſich, fei es 
durch allmählige Sinnesänderung, fei e8 durch plötliche Abtrünnigfeii. 
In Luzern war e8 der Staatsfchreiber Siegmart:-Müller, der von 
einer Fahne zur anderen überging. Bisher hatte diefer die radikalſte 
Färbung zur Schau getragen und nicht felten durch feinen übergroßen 
Eifer die liberale Sache blosgeſtellt. Kein Geſetz, feine Verordnung, 
feine Einrichtung war ihm entjchieden genug. In der von ihm rebigir: 
ten Bundeszeitung goß er feinen Tadel über die langſamen Fortſchritte 
des freijinnigen Syftems, über die Schwäche der Regierung und über 
die Lauigfeit der Liberalen aus. Insbeſondere gefhah ihm. nie genug 
zur Wahrung der Rechte des Staats in Kirchenfahen. Zur Empfehlung 
der Badener Konferenzartifel fchrieb er eine Beleuchtung, welche zu Rom 
auf das Verzeichniß der verbotenen Bücher geſetzt wurde. Heftiger, wie 
irgend ein Anderer, griff er die römiſche Priefterparthei an, deren Grund: 
ſätze, wie er erflärte, Finſterniß und Verderben über die Welt brächten. 
Noch nah der Berufung von Dr. Strauß erhob er fich gegen das Ze: 
tergefchrei der Neligionsgefahr und rief den Zürcher Staatsinännern zu, 
feft und confequent zu bleiben. Aber faum fchritt die Glaubensbeme: 
gung jiegreich einher, jo änderte er die Sprache und ſchwang ſich in 
raſchem Wechſel auf das pfäffifche Brett hinüber. Den früheren Ge: 
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finnungögenofjen warf er jest Höhnung alles religiöfen Glaubens, Weg: 
werfung aller fittlihen Bande und Verachtung des Volks vor und er: 
Flärte, daß e8 Gebot der Ehre und Vaterlandaliebe fei, fih von ihnen 
zu fcheiden. *) 

Bald nach den Zürcher Septemberereigniffen fchleuderte Leu von 
Eberſol im Gr. Rath eine Anklage gegen das ganze beftehende Syſtem, 
al3 den Fatholifchen Glauben untergrabend, und verlangte in einem 
hriftlihen Antrag: Rüdtritt vom Siebenerfonfordat, Aufhebung der 
Badener Konferenzartifel, insbeſondere des Plazet's, Meberlafjung der 
Lehrerwahlen an die Gemeinden, Aufficht der Firchlichen Behörden über 
das Lehrerfeminar und das Landſchulweſen, und endlich, „daß die höhere 
Lehranitalt der Stiftung der Voreltern gemäß der Gefellihaft Jefu 
übergeben werde.” Bei Begründung der Anträge wurde e8 unter an: 
derem zur ſchweren Sünde gemacht, dak die Regierung in Willifau eine 
proteftantifche Erziehungsanitalt geduldet habe, daß bei der Reorganifation 
des Landſchulweſens Scherr zu Rathe gezogen, Zöglinge feine® Seminars 
al3 Lehrer angeftellt worden feien u. f. wm. Der Gr. Rath mies mit 
68 gegen 22 Stimmen die erhobenen Anfhuldigungen vol Entrüftung 
zurüd und befchloß Tagesordnung über die Anträge, mit der Erklärung: 
„daß der Gr. Rath die Autorität der Fatholifchen Kirche in Glaubens— 
fachen anerfenne und die Kirche zu ſchützen und zu firmen jederzeit be— 


*) Conftantin Siegwart ſtammt aus einer Familie, die fchon im fieb- 
zehnten Jahrhundert aus dem Schwarzwald in die Schweiz einwanderte, aber ohne 
Heimathärecht blieb. Sein Vater befaß eine Glashütte zu Lodrino im Kanton Teſſin. 
Nachdem er beide Eltern früh verloren hatte, kam er bei einem Pfarrer aut See— 
lisberg im Kanton Uri in die Pflege. Nach Bollendung feiner Studien erwarb er 
ſich das Landrecht in Uri und übte hier den wenig einträglichen Beruf als Advofat 
aus. Nach den Gefetzen des Ländchens wurde jedem neuen Bürger der Zutritt zu 
Ratheftellen verweigert, während Siegwart’8 Ehrgeiz nad; Höheren ftrebte. Uri 
wurde ihm daher zu eng, zumal da er fid) unter den finfteren Zuftänden nicht frei 
bewegen konnte. Bezeichnend für feinen Charakter ift, was er im Jahr 1826 an 
einen Freund jchrieb: „Wirklich fieht mein Vaterland elend aus. Graufam fühle 
ic) den Drud religiöjer Gebundenheit, des ſchmutzigſten Aberglaubens. Ich muß 
mich, um nicht ganz ſcheel angelehen zu werden, duch und duch zum Heuchler 
ichmieden — muß Prozeiftonen mitmachen, beichten, Mefje hören und alle die Affen- 
ſchande; muß mit den Pfaffen gar freundlich umgehen, um nicht ihrer Rache hin— 
gegeben zu werden“. Mit Hülfe von angefehenen Luzerner Liberalen gelang es 
Siegmwart, ſich in Luzern einzubürgern und bier als Staatsſchreiber und Mitglied 
des Gr. Raths zu Amt und Würden zu gelangen. Seinen Uebertritt ins entgegen- 
geſetzte Lager vechtfertigte er in eıner Schrift: „Garantien für das Chriftenthum“ 
mit dem Entjetsen, das ihm die Lehre von Strauß eingeflöht Habe. Auch in feinem 
neueren Geſchichtswerk fucht er dem Wechjel einen rein religiöfen Mantel umzuhän- 
gen. Dies fteht indeß ſowohl mit der früher offen zur Schau getragenen freieren 
Richtung in Firchlichen Dingen, wie mit der Haltung, die er noch im Anfang der 
Zürcher Glaubensbewegung beobachtete, im Widerſpruch. 
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reit fei, daß er aber auch an den althergebradhten Rechten der Staat3- 
gewalt in allen Beziehungen fefthalten werde.“ (22. Nov. 1839.) 

Von dem Führer der Leuenparthei war damit die theofratifche Lo— 
fung offen ausgeſprochen. Bor wenigen Jahren hatte der Jeſuitenorden 
in dem benachbarten Schwyz Poften gefaßt. Bon hier fpielte feither die 
Propaganda raftlos nah Luzern hinüber. Es galt, auch den Eatholifchen 
Vorort zur Provinz zu machen. Zwar fträubte fih auch ein Theil der 
kirchlich geſinnten Parthei noch gegen die wirkliche Berufung der Gefell- 
ihaft. Aber die Fahne war aufgepflanzt und das Ziel follte beharrlich 
verfolgt werden. Leu felbit hielt fich als göttliches Werkzeug auserwählt, 
die Väter Jeſu nach Luzern zu führen. Freunden, die ihm noch Vorficht 
empfahlen, erklärte er: „Jetzt müfje der Antrag geftellt werden und wenn 
es ihm auch das Leben koſten ſolle.“ 

Auch in Luzern mußte die Frage der Verfaſſungsreviſion 
an die Tagesordnung fommen. Die zehnjährige Frift, die vorgefehen 
war, lief indeß erft am 31. Januar 1841 ab. Die Leuenparthei wollte 
nicht fo lange zumwarten, um das verhafte Syftem zu befeitigen. Eine 
Volkspetition Tief vom Stapel, worin man verlangte, dak die Frage, ob 
eine Revifion der Verfafjung ftattzufinden habe, dem Volke zur Entjchei: 
dung vorgelegt und bejahenden Falls ein Verfaſſungsrath einberufen 
werde. Hinſichtlich der zufünftigen Verfaſſung wurde in der Bittjchrift 
begehrt: Gänzliche Abichaffung aller Vorrechte, ausſchließlich direkte Wah— 
len nach der Kopfzahl; fürzere Amtsdauer; das Volfsveto ; ungehinderte 
Verbindung mit den kirchlichen Oberen und Erziehung der Jugend im 
Geiſte der römischen Kirche. Bei dem letzteren Punft war auch der 
Einführung der Sefuiten von Neuem erwähnt, wenn auch nur mit dem 
Aufag: „wo möglich“. Die Petition bededte fi mit 11,793 Unterfchrif: 
ten. Dagegen drang eine Gegenpetition mit 3,228 Unterfchriften auf 
Einhalten der verfaſſungsmäßigen Frift. Der Gr. Rath entſchied ſich 
für letzteres. Die feitgefebten zehn Jahre follten abgemwartet werden. 
Die Leuenparthei benutte diefe Zeit, um das Volk weiter zu bearbeiten. 
Ein Zentralcomite, mit Leu von Eberſol an der Spike, leitete die Um: 
triebe. In einer Verfammlung zu Rußwyl einigte man fich zu einer 
drohenden Erklärung über die bei der Revifion zu begehrenden Garantien. 
Hier fand man die Jefuitenberufung noch nicht reif genug, um fie be 
jtimmt hervorzuheben. Dagegen ging eine Bittfchrift von Seite des 
Klerus an den Gr. Rath fo weit, daß nicht nur die-Unterordnung des 
Erziehungswefens, fowohl der Zentralanftalt in Luzern als der Land: 
ſchulen, unter die Aufficht der Geiftlichkeit, fondern deutlich genug aud 
die Herftelung der entihmwundenen Immunitäten verlangt wurde. 

Im liberalen Lager ſchwankte man noch eine Zeit lang, melden 
Weg man einihlagen follte. Einige der Führer, wie Kajimir Pfyffer, 
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wollten den Strom der Bewegung noch dämmen, und an einer Partial— 
Revijion feithalten. Andere, wie namentlih Schultheik Kopp, wollten 
entgegenfommen und Totalrevifion gewähren. Dieſe Anficht übermog. 
Der Gr. Rath beſchloß vor Ablauf der Frift, daß die Frage der Revi— 
fion am 31. Ian. 1841 dem Volk zur Entfcheidung vorgelegt und im 
Falle der Bejahung ein Verfafjungrath durch lauter unmittelbare Wahlen 
ernannt werde. Damit fonnte fi die augenblidlihe Stimmung des 
Volks volljtändig geltend machen. Giegwart: Müller, der bereits die 
Feder für den über den ganzen Kanton verzweigten Rußwyler Berein 
führte, fchrieb in feinem Organ den Beſchluß des Gr. Raths der bloßen 
Furcht vor der drohenden Haltung des Volks zu. Die Behörde wollte ſich den 
Hohn wie die ganze feindliche Oppofition von einem ihrer Beamten nicht ge: 
fallen lafjen. Siegwart wurde als Staatsfchreiber erft von der Regie: 
rung, juspendirt, dann vom Gr. Rath ganz abgefeßt. Bisher von der 
Leuenparthei noch mit Miftrauen angefehen, wußte er fich jebt unter 
dem Schein eines politiihen Märtyrers in größere Gunft zu verfegen. 
Durch feine ungewöhnliche Gefchäftsfenntnig, eine zähe unermüdliche 
Thätigkeit und eine gefchmeidige und doch auf ein beftimmtes Ziel hin: 
arbeitende Klugheit machte er fich bald unentbehrlich.*) Bei der Wahl 
eines neuen Staatöfchreibers wurde der bisherige zweite Staatsfchreiber 
Vernhbard Meyer übergangen. Die Kränkung gab auch diefen den 
Vorwand, in's jenfeitige Lager überzutreten. So fiel der pfäffiſch— 
demofratiichen Seite eine andere ntelligenz zu. 

Ehe die Frage der Reviſion zur Volksabſtimmung aelangte, traten 
die Sreignifie in Solothurn und Nargau ein. Die Häupter der Ruzerner 
Dppofition fuchten nah Kräften das Feuer in diefen Kantonen mit anzu: 
ſchüren. Bei der Solothurner Unterfuhung aufgefangene Briefe mar: 
ten ein helles Licht auf das Spiel, das in diefen Tagen mit der Volks— 
jouveränität getrieben wurde. Die Aufhebung der Klöfter im Aargau 
ſchlug mie eine Bombe in's Flerifale Lager. Das Gefchrei über Reli: 
gionsgefahr und Schändung alles Heiligen jtieg jebt auf's Höchſte. Die 
liberale Parthei in Luzern wurde für die durchgreifende That Nargau’s 
mit verantwortlich gemadt. So fam der Tag der Abftimmung. Nur 
die Anhänger des reinen Repräſentativſyſtems ſtemmten fi” gegen eine 
Totalrevifion, von der fie nichts Gutes erwarteten. Die überwiegende 
Mehrheit von 17,551 gegen 5902 Stimmen erklärte fi für die Revifion 
durch einen Berfafiungsrath. 

Bei der Wahl des Verfafjungsraths zeigte jich der vollftändige Um— 


*) Merkwürdig ift, daß diefem Manne, der einen fo verhängnißvollen Einfluß 
gewann, die Gabe freier Rede gänzlich abging. Siegwart jagt von fich felber: 
„Mir war e8 nie möglich, eine aud nur fin? Minuten dauernde geordnete Rebe 
aus dem Stegereife zu halten.” 
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ſchwung. Die Behörde gehörte faft ganz der Leuenparthei an. Die bis- 
herige extreme Oppofition im Gr. Rath — von den Gegnern oft fpott- 
mweife der „Sumpf“ genannt — dominirte. Von der alten liberalen Mehr: 
heit fanden nur vier Mitglieder Gnade beim Volt. Die pfäffifch-demo- 
Fratifche Richtung konnte fich ungehindert geltend machen. Die Arbeit 
des Verfaſſungsraths ging raſch von Statten. Am 22. März verfam: 
melte er fih; am 18. April war das ganze Verfafjungsmwert zu Ende 
berathen.*) Scheinbar machte die Selbitregierung einen bedeutenden 
Schritt vorwärts. Das Volt follte ſich unmittelbarer bethätigen. Der 
Kanton wurde ausdrüdlih als demofratifcher Freiftaat erflärt. Das 
noch beftehende Vorrecht der Stadt in der Repräfentation verſchwand. 
Die bisherige Selbftergänzung des Gr. Raths für eine gewifje Anzahl 
von Mitgliedern fiel gleichfal3 weg. Die ganze gejebgebende Behörde 
follte auß direkten Wahlen hervorgehen. An die Stelle der Partial- 
erneuerung kam Sntegralerneuerung. Gegen alle Gefete und Verträge 
fonnte das Volksveto eingelegt werden. Alljährlich durfte das fouveräne 
Rolf eine Nevifion der Verfaſſung verlangen. Uber mit allen diefen 
demofratiichen Fortſchritten wurde das Volk dem Priefterthum überliefert. 
Der Staat mußte fich tief vor der Kirche beugen. Faſt jede Schranfe 
der Hierarchie wurde aufgehoben. Die Badener Konferenzartikel fielen 
in Abſchied. Statt des obrigkeitlichen Plazet3 bei kirchlichen Erlafien 
fam ein einfaches Vifum. Der Fortbeitand und die Selbftverwaltung 
der Klöfter wurden möglichit gefihert. Das ganze Verhältniß zwifchen 
weltlicher und geiftlicher Gewalt follte durch Konkordat geordnet werben. 
Das Unterrichtsmwefen fiel in die Hände des Klerus. Nicht nur für die 
Leitung der Erziehung, fondern auch für die Vorberathung alles defien, 
was auf die Verhältniſſe zwiſchen Staat und Kirche Bezug haben Fonnte, 
wurde eine Behörde von neun Mitgliedern aufgeitellt, von denen bie 
Seiftlichkeit vier aus ihrer Mitte frei zu wählen hatte. Auch in die 
Preffreiheit konnte die Kirche eingreifen, indem diefe „inner den Schran: 
fen der Wahrheit, Sittlichfeit und Religion“ ausgeübt werden follte. 
Endlich wurde, zur Beherrfchung des Gemifjens, den Mitgliedern des 
Gr. Raths die Schwörung eines fürmlichen Kircheneids — „die Rechte 
der Fatholifchen Kirche zu ehren und zu ſchützen“ — auferlegt, wie ſonſt 
nur die Kirchenvorfteher ihren Gemeinden abzulegen gehalten find. Nur 
eine kleine Minderheit von 9 Mitgliedern, Dr. Kafimir Pfyffer an 


*) Bezeichnend für die Verhandlungen des Verfaſſungsraths war e8, daß Leu 
von Eberjol einmal, als eines von den wenigen freifinnigen Mitgliedern den An- 
maßungen der Kirche entgegentrat, einen Katechismus hervorzog, aus demſelben 
einen ganzen Abfchnitt über die Göttlichkeit und Infallibilität der römiſch-katholiſchen 
Kirche vorlas und dann ben Katechismus dem Gegner überreichte, der durch diefe De— 
monjtration in den Augen der glaubenstreuen Berfammlung natürlich gänzlich, geichla- 
gen war. 
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der Spite, gab eine Verwahrung zu Protokoll und forderte in einem 
Aufruf zur Verwerfung auf. Auch Dr. Trorler, feit 1834 Profefior 
in Bern, der vom Standpunkt der unbedingten Volfsfouveränität aus 
anfangs zur Reviſion aufgemuntert hatte, mahnte jest in einer Schrift 
von der Annahme der Verfaffung ab. „Der Entwurf fei ein mit Rir- 
chenſatzungen verfhlungener Staatsfnäuel, eine Pyramide, deren Fuß— 
geitell Demokratie fcheine, deren Epite aber in geiftliche und weltliche 
Ariftofratie auslaufe.” *) 

Am 1. Mai 1841 fand die Volksabftimmung flat. Die Wahl: 
Urnen zur Annahme oder Verwerfung waren, die eine von rother, die 
andere von jchwarzer Farbe, woher fich die Partheinamen „Rothe und 
„Schwarze“ bildeten. Von 23,613 Aftivbürgern ſtimmten 16,723 für 
Annahme. Freigebige Vertheilung von 300,000 Franken an die Ge: 
meinden zur Xeuffnung ihrer Armenfonds, wie Herabſetzung des Salz: 
preijes, womit fich die alte Ordnung noch in den legten Wochen empfahl, 
fonnten diefe nicht retten. 

Im Kanton Luzern war damit eine verhängnißvolle Reaction ent- 
ſchieden, die den Umfchlag in Zürich noch überbot, obgleich fie fih auf 
friedlihem Wege vollzog. Bei der Wahl der neuen Behörden murben 
die liberalen Elemente fast gänzlich ausgemerzt. Im Gr. Rath ſchmolz 
die freifinnige Parthei auf fünf Mitglieder herab. Die herrfchende 
Mehrheit oder eigentliche Leuenparthei zählte (nad Siegwart's Geftänd- 
niß) nur drei mit einiger wiljenfchaftlicher Bildung begabte Männer in 
ihrer Mitte, Die jogenannte „Olaubenstreue” war das hervorragendfte 
Merkmal. In die Regierung wurde feiner der bisherigen Mitglieder 
wieder gewählt. Auch die gemäßigtften waren als gottlo8 verfchrieen 
worden. Das alte ariftofratiihe Haupt, Vincenz Nüttimann, früher 
Landammann und Schultheik, der die Berfaflungsänderung nah Kräften 
gefördert hatte, hoffte an die Spite geftellt zu werden. Die Ehre fiel 
indeß feinem Sohn Rudolf Rüttimann, gewejenem Hauptmann in nieders 
landifhen Dienften, zu. Leu von Eberfol hielt fid — wie Hürlimann— 
Landis — vom unmittelbaren Ruder fern; auch die Wahl zum Präji- 
denten ‚des Gr. Raths lehnte er ab; nur im Erziehungsrath nahm er 
eine Stelle an. Siegwart:Müller fand jegt feinen Weg in die Regie: 
rung. Bon vorneherein zeigte diefe ihre Unterwürfigkeit unter die Theo: 
fratie durch einen Alt, der bis dahin in der Schweiz noch nicht erlebt 
war. Mit einem Schreiben legte fie die Verfaſſung dem Pabſte zu 
Füßen und bat ehrerbietig um den apoftolifhen Segen. In dem Ant: 
wortsjchreiben ſprach der Pabſt feine Freude über dies Zeichen von auf: 
richtigem Gehorfam des oberften Raths und Volks von Luzern gegen 


*) Sıehe: Dr. Kafimir Pfyffer, Gefchichte des Kantons Luzern. Zürich 1852. 
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die geiſtliche Gewalt und die Rechte der katholiſchen Kirche aus. Aber 
der unerſättlichen Hierarchie war noch nicht genug gethan. Noch — er— 
klärte der Pabſt — könne er nicht Alles loben, was in den neuen Ord— 
nungen feſtgeſetzt ſei, da er Einiges angetroffen, was mit jener vollen 
und durchaus freien Gewalt, welche die Kirche zur Verwaltung ihrer 
geiſtlichen Angelegenheiten von ihrem göttlichen Stifter empfing, keines— 
wegs ſich vereinigen laſſe. Aber er lebe in der Hoffnung, es werden 
ihm in ſpäteren Tagen noch reichlichere Beweiſe von der frommen Ge— 
ſinnung des Luzerniſchen Volks gegen die heilige Mutterkirche und gegen 
den oberſten Stuhl Petri zu Theil werden. 


Zuſtände in Bern. 


Mit dem Umſchlag in Luzern gewann die Reaction in der Schweiz 
neuen Boden. Der Ultramontanismus beherrſchte jetzt den katholiſchen 
Vorort, während die konſervative Richtung in einem der proteſtantiſchen 
Bororte Meifter war. Die Aufhebung der Klöfter im Yargau bildete 
bald einen gemeinfamen Angriffspunft, um gegen diefen Kanton Sturm 
zu laufen und das regenerirte Lager, wo möglich, weiter zu durchbrechen. 
Für den Gang der Entwidlung Hing jest Alles von der Haltung des 
dritten vorörtliden Kantons ab, der mit feinem materiellen Gewicht den 
Hauptausfhlag geben mußte. Es ift deßhalb Hier am Ort, auf die Zu: 
jtände und Vorgänge im Kanton Bern zu bliden. 

Es war von großer Bedeutung, daß nicht lange vor Ausbruch der 
Zürder ſchönen Bewegung in Bern cin Wechfel in der Leitung der 
öffentlichen Angelegenheiten erfolgt war. Mit dem Rüdtritt der Brüder 
Schnell, die nah der im Louis-Napoleonhandel erlittenen Schlappe 
unwillig das Ruder verließen, trat Bern aus der erniedrigenden Stel: 
lung heraus, in welche eine Fleinmüthige und unterwürfige Bolitif es für 
eine Zeit lang geworfen hatte. Im Innern gingen zwar feine weſent— 
lichen Veränderungen vor. An der Verwaltung blieb der Mangel an 
intelligenten und ſchöpferiſchen Kräften auch ferner fühlbar, Reformen 
wurden nur langfam und wenig prinzipiell durchgeführt. Auch unter 
dem liberalen Princip herrfchte, als Ueberlieferung aus der ariftofratifchen 
Zeit, viele Neigung zu Bevormundung und willlürlihem Verfahren. 
Die Regierung hatte mit dem Abberufungsreht gegen die Beamten, 
einem Achtungsgefe und anderen fchneidenden Waffen die Mittel großer 
Autorität in Händen. Die Trennung der Gewalten wurde häufig illu— 
ſoriſch oder thatfächlih aufgehoben. Nach dem Fall der Schnell’fchen 
Richtung wurde indeß das politiiche Bewußtſein Bern’s wieder gejtärkt. 
Das engherzige Spiegbürgerthum machte im Ganzen einer weitherzigeren 
Auffafjung der Dinge Platz. Die Haltung, befonders in eidgenöffiichen 
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und nationalen Fragen, wurde männlicher und flößte der liberalen 
Parthei in der übrigen Schweiz wieder Vertrauen ein. Ueberwiegenden 
Einfluß auf die Gefchäfte gewann der entjchiedene Gegner der Schnell’: 
ſchen Richtung, Earl Neubaus, von Biel gebürtig, früher Theilhaber 
einer dortigen Baummollenfabrif, feit 1834 Mitglied des Regierung: 
raths und Chef des Erziehungsweſens, ein Mann durch felbitthätiges 
Denken gebildet, beredt in beiden Spraden, von abgejchloflenem, etwas 
herriſchem Weſen, aber reiner Gefinnung und hoher jtaatSmännifcher 
Würde, der in einer fritifchen Zeit dur die Kraft des Charakters der 
Schweiz den Stempel feiner Perfönlichkeit aufzudrüden mußte. 

Die wieder geitärfte nationale Parthei hatte mit den heftigiten An- 
griffen der Burgdorfer zu fämpfen, die in ihrem Organ, dem „Bolfe- 
freund“, ein fortwährendes Teuer von Anvectiven gegen ihre Wiberjacher 
unterhielten. Aber jo ſcharf die Gegenfäbe waren, die ſich auch hier 
im Schooß der Regeneration ausgebildet hatten, jo machten ſie doch 
gegen das ariltofratiihe Lager gemeinfam Front. Auch die Brüder 
Schnell fehrten noch mit aller Schärfe ihre Spike gegen die Vertreter 
der alten Familienherrſchaft. Das Patriziat ſelbſt konnte die verlorenen 
Vorrechte nicht vergeſſen und behielt feinen ganzen Groll gegen die libe- 
rale Ordnung. Die vorherrfhende Meinung im Bolf ließ ſich deßhalb 
zu feiner milderen Anficht in Bezug auf die früheren Reactionsverfuche 
beitimmen. Nah einem wirren Knäuel von Unterfuhungen und fat 
jiebenjähriger Prozedur, wobei die adminijtrative und gejeßgebende Be: 
börde wiederholt in die Juſtiz eingriff oder einzugreifen fuchte, fam end: 
ih der über die Erlacherhofverſchwörung erhobene Hochverraths— 
prozeh zu Ende. Entgegen einem Entjcheid des Obergerichts war durch 
großräthliche Verfügung eine Kommerität der verjchiedenen Klagen ange: 
nommen und die gefammte Prozedur an eine und diejelbe gerichtliche 
Anftanz gewiefen. Nur mit Mühe entging das Obergericht jelbft einer 
Abberufung, weil es jelbitftändig urtheilen wollte. In dem endlichen 
Erkenntnik wurden die Mitglieder der Siebenerfommiljion von der 
Hocverrathäflage freigeiprohen, aber wegen heimliher Auffanımlung 
von Waffen und Munition fo wie wegen Verfuhs der Widerfeglichkeit 
gegen die Behörden theild zu zwei-, theils zu einjähriger Gefängnißſtrafe 
verurtheilt. Bon den übrigen Angellagten wurde eine größere Anzahl zu 
peinlihen Strafen verurtheilt, die flüchtigen Häupter in Kontumaz. Es 
erhob ſich jett die Frage der Begnadigung, die dazu dienen konnte, den 
Schatten, welcher auf das ganze Rechtsverfahren fiel, in etwas auszu— 
löjhen. Das Obergericht empfahl die Nichtvollziehung des Urtheils; 
die Mehrheit der Regierung, darunter Neuhaus, entfchied fich gleichfalls 
für Erlafjung der nicht vollzogenen Strafen; auch andere Wortführer 
der radikalen Parthei, wie Kajthofer, drangen lebhaft auf Amneſtie, aber 


— 336 — 


der Gr. Rath folgte der vorherrichenden Stimmung auf dem Lande, die 
in den DBerurtheilten nur verftodte Feinde der beftehenden Ordnung jah, 
und wies den Antrag einer unbedingten Begnadigung mit 125 gegen 
73 Stimmen zurüd (Januar 1840). Nur denjenigen jollte Strafnad: 
laß zu Theil werden, die bittend darum einfommen würden. Hiergegen 
fträubten fi die Mitglieder der Siebenercommifjion. So mußte der 
ehemalige Schultheiß und Tagjagungspräfident Fifher mit vier Ge: 
nofjen auf das Schloß Thorberg wandern. ine Petition angefehener 
Eidgenofjen, die von der Tagjabung den Berner Behörden zu geneigter 
Berüdjihtigung empfohlen wurde, Eonnte ihr Schickſal nit ändern. 
Der ganze Berlauf des Prozeſſes mußte das Nechtögefühl vielfach ver: 
legen; die verweigerte Amnejtie war weder großmüthig noch ftaatsflug ; 
andererjeitö fam den verurtheilten Patriziern die Rolle unfchuldiger Mär: 
tyrer nicht zu, welche jie zu jpielen ſuchten. 

Einen verwundbaren Bunft für den Kanton Bern bildete immer 
das Verhältniß zu den Leberbergifchen Aemtern. Diefer neue Kantons- 
theil konnte jich jeit der Vereinigung von 1815 nie mit dem alten Kan: 
ton inniger verjchmelzen. Sprade, Confejfion, die ganze gefchichtliche 
Tradition, wie die Schwierigkeit des Verkehrs nährten einen jcharfen 
Segenfag. Dazu kam, daß die Vereinigung nicht ohne befondere Ga— 
rantieen für den Jura geſchah, wodurd diefer eine gewiſſe erceptionelle 
Stellung erhielt. Die Vereinigungsurkunde fchrieb zwar vor, daß die 
franzöfifche Zivil: und Strafgejeßgebung aufgehoben werden follte. Die 
alte Negierung machte fi auch an die Arbeit, um eine neue Geſetzge— 
bung einzuführen. Aber das Ganze war nur Flidwerf und wenig ge: 
eignet auf beiden Seiten zu befriedigen. Bei der Bewegung von 1831 
gingen die Yurafjier mit der übrigen Bevölferung des Kantons Hand 
in Hand, um Reformen zu erlangen. Die von den Prieftern gefchürten 
Unruhen von 1835 brachten dagegen einen neuen Riß. Im Bezirk 
Pruntrut insbefondere blieb tiefe Erbitterung. Allmählig erhoben jich 
neue Klagen und Bejchwerden, die darauf hinausgingen, daß der Jura 
nicht germanifirt werden wolle. Dephalb wurde Wiederherftellung der 
franzöfifhen Gefeggebung und zum Behuf der Vorarbeiten für förderliche 
Revijion eine befondere juraffiihegKkommifjion verlangt. Die juraffifche 
Vertretung im Gr. Rath fchaarte fich um dies Verlangen. Der Gr. Rath 
fuchte die Staatseinheit zu wahren, wies dad Begehren als verfafjungs: 
widrig zurüd, und beſchloß eine Nevilion der Geſetzgebung für den ge— 
fammten Kanton. Die mit den Borarbeiten hierzu beauftragte gemifchte 
Kommiffion zog fich indeß von den Juraſſiern blos den Spottnamen 
einer « Commission monstre » zu. Die Unzufriedenheit in den Leber- 
bergifchen Aemtern wuchs und gab zu gejteigerter Agitation Anlaß. Die 
Negierung ſchickte jetzt Kommijjäre zur Unterfuhung der Sachlage, 
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Diefe glaubten fich zu überzeugen, daß alle Fäden der Agitation in der 
Hand von Xaver Stofmar zufammenflöfien und die Umtriebe einen 
ftaatsgefährlichen Charakter annähmen. - Xaver Stodmar gehörte 1831 
zu den entſchiedenen Führern der Bewegung — die alte ariſtokratiſche 
Regierung ſetzte einen Preis von 4000 Franken auf ſeinen Kopf — nach 
dem Umſchwung gelangte er in die Regierung und that ſich hier durch 
adminiſtrative Fähigkeit hervor. Von ganzer Seele Juraſſier ſuchte er 
ſeinem Landestheil eine beſondere Geltung zu verſchaffen und neigte ſich 
deßhalb zu ſeparatiſtiſchen Tendenzen, ſei es daß er eine wirkliche Tren— 
nung des Kantons erſtrebte, ſei es daß er zur Vermehrung ſeines Ein— 
fluſſes nur damit drohen wollte. Um die Fäden raſch zu zerreißen, 
wurde von der Regierung, auf Antrieb von Neuhaus, ein regelloſes 
Verfahren eingeſchlagen. Stockmar erhielt die Aufforderung, ſeine Ent— 
laſſung einzureichen, und als er ſich deſſen weigerte, amtliche Unterſu— 
chung verlangend, wurde er ohne die Möglichkeit einer näheren Verthei— 
digung vom Gr. Rath einfach abberufen (24. Juni 1839.) 

Damit ſchien die Agitation im Jura für den Augenblick niederge— 
ſchlagen. Bald darauf trat die Zürcher Reaktion ein. In den ver— 
hängnißvollen Septembertagen ſuchte Neuhaus, als Tagſatzungsgeſandter 
in Zürich, die liberale Regierung wo möglich gegen den Sturm zu 
[hüten und war bereit, dem Siebener Konkordat gemäß die Hülfe Berns 
anzubieten. Nah dem Sturz der Regierung drang er vergebens auf 
Verlegung der Tagſatzung nad Bern, um der Bundesanardhie zu wehren. 
Die Berner Politik konnte die Aufrichtung des Septemberſyſtems nicht 
verhindern, aber fie felbft blieb feft in bisherigem Geleife. Alle Oppo- 
fition der Burgdorfer vermochte es nicht, das Bewußtſein zu verwirren, 
daß nunmehr auf Bern der Beruf fiel, als Hort der Errungenjchaften 
der Regeneration dazuftehen. 

- Am Jura erhob fich bald neue Agitation. Durch die Abberufung 
gereizt, ſchien Stodmar weiter in die feparatiftifche Tendenz zu gehen 
und die Bevölkerung auf's Aeußerſte aufzuregen. Die Forderungen, wie 
fie jest formulirt wurden, gingen auf eine volftändige Sonderitellung 
nicht blos in der Gefeßgebung, fondern auch in der Verwaltung und 
insbefondere im Erziehungsmweien. Dazu kamen theofratifhe Gelüfte, 
im Zufammenhang mit den ultramontanen Umtrieben in anderen Kan: 
tonen. Im Bezirk Pruntrut wurde allmählig das Anfehen der Behör: 
den ganz gelähmt. Die Regierung ſchickte wieder einen Kommifjär und trat 
dem Treiben in Pruntrut mit Auflöfung der ſtädtiſchen Polizei, Abbe: 
rufung einiger Beamten und anderen durchgreifenden Mafregeln ent: 
gegen. Gegen Stodmar felbft wurde eine Unterfuhung auf Hochverrath 
beſchloſſen; dem Haftbefehl entzog ſſich derſelbe durch die Flucht. Im 
Uebrigen ſetzte die Regierung eine eigene Kommiſſion aus dem Jura 
22 
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nieder, um die Wünſche und Bedürfnijje der Bevölkerung näher zu uns 
terfuchen. In Folge defjen wurden neue Einleitungen zur Revifion der 
anftößigen Gefeßgebung getroffen und der Landestheil einigermaßen be: 
ſchwichtigt. Die Gefahr eines Aufſtands war befeitigt und die einheit- 
liche Kraft des Kantons mwiederhergeftellt, wenn auch nicht ohne Maß— 
regeln , die einem Staatsftreih nahe kamen. In der Unterfuchung 
gegen Stodmar fanden ſich feine Hinreichenden Beweiſe für die peinliche 
Anklage. Es erfolgte blos eine polizeiliche VBerurtheilung zu 100 Fran: 
ten Buße und 100 Tagen Gefangenfchaft. 

Mit dem Beginn des Jahres 1841 ging die vorörtliche Leitung 
von Zürich auf Bern über. Neuhaus wurde Schultheiß und Bundes— 
präſident. Mit ihm kam das eidgenöſſiſche Ruder zu gewichtiger Zeit in 
entſchloſſene Hände. Bei den Unruhen von Solothurn traf Bern raſche 
Vorkehren, um den liberalen Stand für alle Fälle zu ſchützen. In Aar— 
gau konnten die Berner Bataillone auf den erſten Ruf einmarſchiren. 
Um nicht durch eidgenöſſiſche Diplomatie gelähmt zu werden, handelte 
Bern als Kanton, nicht als Vorort.*) Die raſche Aufhebung der Klö— 
ſter lag nicht unmittelbar im Willen der Berner Politik. Die Truppen 
waren zunächſt nur zur Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung, nicht 
zur Unterſtützung einer ſolchen einſchneidenden Maßregel geſchickt. Neu— 
haus ſelbſt beſorgte, daß Aargau zu ſchnell und zu weit vorgegangen 
ſei. Aber nachdem der Würfel einmal gefallen war, ſtand er in dem 
eidgenöſſiſchen Ungewitter dem bedrohten Kanton mit der ganzen Kraft 
ſeines Charakters zur Seite. 


Gang der Aargauer Klöſlerfrage. 


Wir haben jetzt den Gang der Aargauer Klöſterfrage zu verfolgen, 
die längere Zeit die ganze Schweiz in höchſter Spannung und Aufregung 
erhielt. Durch den energiſchen Akt der Klöſteraufhebung hatte Aargau tief 
in den ultramontanen Lebensnerv geſchnitten. Die durchgreifende That mußte 
dazu dienen, die Geiſter zu ſcheiden und ſcharfe prinzipielle Stellungen 
hervorzurufen. Es war vorauszuſehen, daß die römiſche Parthei laut 


*) Schultheiß Neuhaus ertheilte von ſich aus den berniſchen Bataillonen 
den Marſchbefehl. Erſt am andern Tage genehmigte der Regierungsrath den ra— 
ſchen Befehl. Auf das Verlangen, daß die in den Kanton Aargau einrückenden 
Truppen unter eidgenöſſiſches Kommando geſtellt und von eidgenöſſiſchen Repräſen— 
tanten begleitet würden, erklärte Neuhaus: La diète a la main malheureuse, je 
ne veux pas de diete extraordinaire. Si nous soutenons Argovie comme 
eanton, nous apaiserons vite les troubles qui y ont éclaté. La diete ordi- 
naire n'aura qu’& juger d’un fait accompli, et elle nous votera des remer- 
ciments pour le prompt retablissement de l’ordre et de la tranquillite. 
Diefe Anfiht drang dann auch im Negierungsrath durch. (Siehe: Schultheiß 
Neuhaus. Abdrud aus der eidgenöffiihen Monatsichrift. Zürich 1846.) 
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auffchreien und, geſtützt auf die fonfervative Richtung, alle Hebel anſetzen 
werde, um die vollendete Thatfache wieder umzuftoßen. Der Bundes: 
vertrag bot formell eine willfommene Handhabe zur Anrufung der eid- 
genöffiichen Intervention. Die Tagſatzung war der geeignetfte Boden, 
um alle trüben Elemente zu fammeln. Bon vorneherein handelte es ſich 
nicht blos darum die Flöfterlichen Anftitute wieberherzuftellen, ſondern 
vor allem auch den Kanton Yargau der Reaction zu unterwerfen. Der 
Umfchlag in Luzern mußte die Anftrengungen fteigern. In der liberalen 
Tarthei jelbit wagte es nur ein fräftiger Kern fich entfchieden um Aar— 
gau zu ſchaaren. Alle ängftlicheren Politiker erfchraden anfangs über die 
Kühnheit und gaben dem Gefchrei mit ihren Bedenken Nahrung. So eröffnete 
fih der Kampf mit günftigen Ausfihten für den Elerifalen Sturmlauf. 

Der Nuntius fühlte fich zuerft berufen in einer Note Verwahrung 
einzulegen und den Vorort aufzufordern, Aargau zur Zurüdnahme der 
Mafregel anzuhalten. Eine andere Note folgte vom Kaifer von Deft- 
reich, der als Nachkomme des Haufes Habsburg, meldhes die Abtei 
Muri gegründet und andere Klöfter im Nargau ausgefteuert habe, 
gegen jeden Eingriff in die ftiftungsgemäße Beitimmung proteftirte, 
Von den fcehweizerifchen Ständen thaten die Urfantone den erſten Schritt. 
Nachdem fie ſich in einer Konferenz in Brunnen geeinigt hatten, forder: 
ten fie Wiederherftelung fämmtlicher Klöfter und zu dieſem Zweck die 
Einberufung einer auferordentlihen Tagfatung. Zug, Freiburg und 
Neuenburg unterftügten diefes Begehren und nad) einigem Zögern mußte 
der Vorort in die Einberufung willigen. 

Die Klöfterfrage überhaupt war der Tagjatung nicht fremd. Die 
Beihränkungen, die nicht blos von Aargau, jondern von mehreren an: 
deren Kantonen den Korporationen durch ftaatlihe Verwaltung, Höhere 
Befteuerung und Unterfagung der Novizenaufnahme auferlegt waren, 
noch mehr die wirkliche Aufhebung des Frauenklojterd Paradies in Thur: 
gau *) (wegen Aufhebung von Pfäffers: und zwei Franzisfanerklöftern 
in Luzern wurde an der Tagfakung nie reclamirt) gaben zu wieder: 
holten Befchwerden und Anträgen auf Verbot der ergriffenen Maßregeln 
Anlaf. Die Tagfatung fahte indeß nie einen Beſchluß im Sinne un: 
bedingter Forterhaltung der Inſtitute. Mit der Aufhebung fammtlicher 
Klöfter im Aargau kam die Sache nun in einer brennenderen Geſtalt vor 
die Behörde, um mehr als ein Stadium zu durchlaufen. In der Preſſe 
wie in den Rathsſälen fprach fi die Meinung in allen möglichen Ton: 
arten aus. Bon Aargau erſchien eine Denkjchrift zur Rechtfertigung 


*) Pfarrer Bornhaufer hatte im Thurgauer Gr. Rath im Jahr 1835 den 
Antrag auf Aufhebung aller Klöfter des Kantons geftellt. Der Antrag wurde er- 
heblich erklärt, führte indeg nur zur Aufhebung des bereits feit längerer Zeit her- 
abgefuntenen Frauenkloftere Paradies und zur Beſchränkung der übrigen Klöfter. 
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der Beichlüffe. Eine klerikale Gegenſchrift nahm die Klöſter in Schub. 
Mar jene für eine Staatsjchrift. in etwas ftarfen Farben aufgetragen, 
fo läugnete diefe mit dreifter Stirne was noch fo klar am Tage lag. *) 


Die unbedingten Vertheidiger der Klöfter legten der Klojtergarantte 
im Bundesvertrag die abfolutefte Gültigkeit bei. Die Kantone jeien 
nicht befugt Klöfter auf ihrem Gebiete irgend einfeitig aufzuheben. Der 
Bund habe die Verpflichtung übernommen den Fortbeftand der Klöjter 
gegen jeden willkürlichen Akt zu fichern. Nur durch natürliches Aus— 
fterben oder kanoniſche Verfügung jollten die Inſtitute verjchwinden 
fönnen. Auch wenn von den Klöftern aus gefehlt werde, jo jeien nie 
die Korporationen als ſolche, jondern nur die einzelnen jchuldigen 
Individuen zur Strafe zu ziehen. Aargau ſelbſt Habe 1815 dem be- 
treffenden Artikel des Bundesvertrags den Sinn beigelegt, daß die Klö- 
fter_nicht ohne Bewilligung der geiftlihen Oberen aufgehoben oder in 
ihrem Bejtand verändert werden dürfen. Die Klöfter feien mit den reli— 
giöjen Bedürfniſſen des Fatholifchen Volkes auf's imnigjte verwachjen. - 
Im Yargau könne man ihre Schuld nicht ermeifen. Der Gr. Rath 
habe ihre Aufhebung ohne vorhergegangene Unterfuhung befchloffen; die 
Mehrzahl der Fatholiichen Mitglieder fei bei den Beſchlüſſen nicht anwe— 
fend geweſen. Die Betheiligung, die Klofterbedienfteten zur Laft gelegt 
werde, jei ohne Wiſſen und Willen der Oberen gejchehen; der Abt von 
Muri trage nicht die mindefte Schuld. Das Sturmläuten von dem 
Kloſterthurm am Morgen des Aufſtands werde von vielen Zeugen durch 
eine Erklärung in Abrede geftelt. Am Aargau ſei man ſchon längſt 
mit dem Gedanken umgegangen, den Klöftern den Lebensfaden abzufchnei- 
den. Ueber die Oppofition derjelben gegen die jtaatlichen Verfügungen 
dürfe man ſich deßhalb nicht wundern. Die Korporationen hätten nur 
auf erlaubte Weife ihre Rechte zu vertheidigen geſucht. Der Aufitand 
jei blos die zufällige Folge ‚der Verhaftung einiger Volksführer gewefen 
und dann zum Vorwand für die längſt projektirte Aufhebung der Klöfter 
genommen worden. 


Die Gegner der Klöfter und insbefondere Nargau ſelbſt erflärten 
dagegen, daß die Gemwährleiftung im Bundesvertrag feine unbedingte, 
über alle Wechjelfälle erhabene fei. Es gebe Fälle wo diefe Garantie 
anderen höheren und durch den Bundesvertrag weit beftimmter ausge: 
Iprochenen Rüdfichten und Forderungen weichen müjje, Yale, in welchen 
es den Kantonsregierungen unmöglich werde, folden Auftituten ferner 


Br Die Denkſchrift von Aargau war von Seminardireltor Keller, die Gegen- 
jchrift der Klöfter von dem Kryptokatholiken und fpäteren Konvertiten Antiftes 
Yurter in Schaffhaufen verfaßt. - 
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den Schuß der Landeöhoheit angebeihen zu laſſen. Dahin gehören: Un- 
vereinbarfeit der Klöfter mit dem Staatözwede felbft, feiner einheitlichen 
und freien Entwidlung, Staatögefährlidfeit und Staatsfeindlichkeit, 
mittelbare oder unmittelbare Betheiligung an Verbrechen und Vergehen 
gegen die Ordnung und Sittlichfeit u. f. w. Auch in anderen Kantonen 
jeien bereits Klöfter ohne gleich dringende Nothwendigfeit aufgehoben und 
troß allen geijtlihen Reclamationen aufgehoben geblieben. Die Fatholifche 
Religion leide nicht unter der Säcularifation wie das Beifpiel in vielen 
fatholifchen Rändern bewiefen habe. Im Aargau hätten die Klöfter feit 
langen Jahren einen fhädlihen Einfluß auf das öfonomifche und fitt- 
liche Leben ihrer nähern und fernern Umgebung geübt. Wiederholt habe 
fh der Aufruhr um ihre Pforten gefammelt. Alle Mafregeln zur 
Reform hätten nur die feindliche Gefinnung gefteigert. Das friedliche 
Zufammenleben der Confeſſionen werde durch fie unmöglich gemacht. 
Aus den aktenmäßig erhobenen Thatſachen gehe die mehr oder weniger 
direkte Theilmahme der Klöfter Muri, Hermetſchwyl und Gnadenthal, 
fowie der beiden Kapuzinerflöfter zu Baden und Bremgarten bei dem 
legten Aufruhr hervor. Wenn die Flofterfreundlichen Ohren in Muri 
das Sturmläuten von der Klofterfirche nicht hätten hören wollen, fo fei 
es von anderen Zeugen dagegen wirklich gehört worden. Dem Klofter 
Wettingen falle notoriih eine gänzlich zerrüttete Disciplin und tiefer 
Sittenverfall zur Laft. Die unmiderruflihe Aufhebung der Männer: 
flöfter mache auch den Fortbeitand der Frauenflöfter Fahr und Maria 
Krönung des kanoniſchen Verbandes wegen unmöglich, obgleich diefelben 
am Aufitand unbetheiligt gewejen feien. Die große Mehrheit des Aar— 
gauer Volks habe die Aufhebung gebieteriich verlangt. Weder die Welt: 
geiftlichkeit des Kantons noch der Landesbifchof habe Beſchwerde gegen 
die Aufhebung geführt. 

Bei der erften Inftruftionsberathung der Großen Räthe neigte fich 
die Waage bedenklich zum Nachtheil von Aargau. Daß Zürich, troß feiner 
fait ausfchlieflich reformirten Bevölkerung, die Spige gegen die radifale 
Mafregel des benachbarten Standes kehren werde, war voraudzufehen. 
Der herrfchende Septembergeift ftand dem Ultramontanismus zu nahe. 
Konfervative und Klerifale verbanden fi enger. Aber auch in anderen 
Kantonen, wie in Wallis, wo fich erft vor Kurzem eine liberale Orb: 
nung begründet hatte, führte das Gefchrei über Unterdrüdung der fatho: 
lifchen Kirche zu einer ganz ungünftigen Anftruftion. on befonders 
ominöfer Bedeutung wurde die Stellung, in welche ih St. Gallen 
durch den Einfluß feines hervorragenditen Staatsmannes drängen lieh. 
Die Periode der Zürcher Sebtemberreaction war, wie ſchon oben bemerkt, 
eine Zeit der Prüfung für die politifhen Charaktere. In Zürich befehrte 
fi He, in Luzern trat Siegwart:Müller in's entgegengefegte Lager 
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über, in St. Gallen fam jet ein Mann zum Wanken, der bisher der 
Negeneration die entfehiedenften Dienfte leiftete, bei der Badener Konfe— 
venz der eigentliche leitende Kopf war und die Achte und Hoheit des 
Staats gegenüber den hierarchiſchen Umtrieben und Anmaßungen oft mit 
der fchneidenditen Schärfe verfo dht. 

An St. Gallen Hatte jich bei den Maimahlen von 1839 im allge: 
meinen Gr. Nath eine-liberale Mehrheit behaupten können, nur das 
fatholiihe Großrathskollegium wurde wieder in überwiegend römijchem 
Sinn beftellt. Der reactionäre Wind blies bald darauf auch nad St. 
Gallen hinüber und trieb die Flerifale Parthei zu jtärkeren Anſtrengun— 
gen an. Es gelang, erneute Unterhandlungen für die Errichtung eines 
eigenen St. Galliſchen Bisthums zu erwirken. Dagegen jcheiterte das 
Bemühen, frühere Bejchlüffe in Bezug auf die Aufhebung des Kloſters 
Pfäfers, wornach das Kloftergut zum Staatsgut erklärt wurde, wieder 
umzuftoßen, troß gewaltiger Agitation, die es zu einer Bittſchrift mit 
14,553 Unterf ſchriften brachte. Ebenſo führten Umtriebe für noch ſchär— 
fere konfeſſionelle Trennung, als bereits unſeliger Weiſe beſtand, zu feinem 
Erfolg. In der liberalen Parthei bildeten ſich indeß allmählig Zerklüftungen. 
Eine jüngere radikale Schule (deren Führer Hungerbühler, Curti und 
Weder waren) kämpfte gegen das faſt dictatoriſche Uebergewicht von 
Baumgartner. Doch handelte es ſich zunächſt mehr um perſönliche 
oder adminiſtrative Fragen. Baumgartner ſelbſt fing an, ſeinen Unmuth 
zu äußern, aber ohne ſeine Stellung prinzipiell zu ändern. Zur Zeit 
der Septemberereigniſſe trat er noch als Tagſatzungsgeſandter in Zürich 
mit gewohnter Feſtigkeit auf. In jenen Tagen warnte er in ſeiner 
„Bisthümelei“ mit aller Kraft vor den unheilvollen Folgen eines eigenen 
St. Galler Bisthums, das den Kanton der römiſchen Prieſterherrſchaft 
überliefern und Eonfefjionell zerreißen werde. Noch in dem erjten Sta— 
dium der Nargauer Verfafjungsrevifion, wo der dortige Gr. Rath ſchwankte 
und Miene machte, ſich von der Badener Uebereinfunft abzulöfen, rief er 
den Staatsmännern Aargau's zu, ob fie glaubten, daß es Kredit gebe, 
wenn man in foldhen Fragen tergiverfire. Aber im eigenen Kanton mit 
der radikalen Richtung in einem Streite über den fog. Faufmännijchen 
Fonds weiter zerfallend, der bisherigen liberalen Herrſchaft nicht mehr trauend 
und der pfäffifchen Strömung folgend, machte er jett in der Klöfterfrage 
Angefihts der Eidgenoſſenſchaft die erfte fihtbare Wendung. Der Mann, 
der einjt (nach den Unruhen von 1835) Aargau laut dazu aufforderte, 
die meuterifchen Klöfter aufzuheben, der auf die Ausweifung des Nun- 
tius drang, hielt jet dem Aargauer Beichluß die formelle Spite der 
Bundesgarantie entgegen und trat für die verlegten katholiſchen Intereſſen 
in die Schranken. Auf feinen Antrieb gab St. Gallen die Jnftruftion, 
daß Aargau grundfäßlich zur Wiederherftellung der Klöfter verpflichtet 
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fei und nur ausnahmsweiſe die Aufhebung jolcher Klöfter zugegeben 
werden folle, welche fich durch erweisbare Verbrechen gegen die öffentliche 
Ordnung vergangen hätten. Dur das perſönliche Gewicht Baumgart: 
ners in der eidgenöfjiichen Behörde erhielt die Anftruftion doppelte Be: 
deutung. 

Ehe fich die außerordentliche Tagſatzung zur Berathung der Frage ver: 
jammelte, ſuchte Deftreih von Neuem zu Gunften der Klöfter einzumirken. 
In einer Berbalnote wurde damit gedroht, daf die garantirenden Mächte 
den Bundeövertrag als erlofchen anfehen fönnten, wenn er in der Ga: 
vantie der Klöfter verlett werde; die Lage der Schweiz würde dann eine 
bedenkliche fein, da fein anderer Vertrag derfelben unter den europäifchen 
Staaten eine rehtlih anerfannte Stellung gebe. Neuhaus als Präfident 
des Vororts hörte die Mittheilung an, aber hielt fich nicht verpflichtet, 
fie zur Kenntniß der eidgenöffiihen Behörden zu bringen. Oeſtreich 
ſuchte auch Preußen und Rußland zu gleichen Schritten zu veranlaffen, 
aber da Frankreich zwar den Beſchluß von Aargau mißbilligte, aber zu 
feinen gemeinfamen Schritten Hand bieten wollte, fo unterblieb weitere 
fremde Einmiſchung. 

In der Tagſatzung felbit hatte Aargau — vertreten durh AR. Wie: 
land und Seminardirektor Keller — einen fchmwierigen Stand. Amar 
konnte die Anfiht, daß es den Kantonen unter feinen Umftänden ge: 
ftattet fein follte, von ſich aus die Klöfter aufzuheben, nicht unbedingt 
durchdringen. Auch bittere Gegner Aargau's, die den Bunbesartifel 
ftrenge auslegen wollten, mußten zugeben, daß Fälle eintreten könnten, 
wo die Garantie verwirkft würde. Aber von diefer Seite forderte man 
den äußerften juriftiihen Beweis für die Schuld der Klöfter und ſprach 
thatfächlih Aargau das Recht zur Aufhebung ab. So Fam unter Zü— 
richs Fahne ein Mehrheitsbefhluß zu Stande, der dahin ging: „Der 
Beſchluß Aargau’, durch welchen fämmtliche auf defjen Gebiet befind: 
lichen Klöfter aufgehoben worden, ift als unvereinbar mit dem Artikel 
XII de3 Bundesvertrags erklärt.” Demgemäß wurde die dringende Ein- 
ladung an Nargau erlafjen, neue Verfügungen zu treffen, die den An 
forderungen der oberſten Bundesbehörde genügen Fönnten, und unterbe 
alle Liquidationsmaßregeln einzuftelen. Zu diefem Beſchluß ftimmten 
die 12°% Stände: Zürih, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg, 
Glarus, Schaffhaufen, St. Gallen, Graubünden, Wallis, Neuenburg, 
Bafelftadt und Appenzell J. Rh. (2. April 1841). 

Der Gr. Rath von Aargau hatte jest einen neuen Entſchluß zu 
faffen. Die Mehrheit blieb feit bei der Alternative „Aargau oder die 
Klöfter“ und mwie® nocd jede Aenderung zurüd. Nur die Liquidation: 
maßregeln wurden einftweilen eingeftelt. Die Frage kam im Juli 1841 
wieder vor die Tagfakung. Inzwiſchen hatte fich der Umjchlag in Lu: 
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zern vollendet. Diefer Stand erfchien jet an der Spite der Fatholifchen 
Parthei, nachdem er in einer Konferenz in Beggenried mit den drei an— 
deren Waldftätten eine gleichförmige Inſtruktion berathen hatte. Die 
Mehrheit der Bundeshehörde ſprach fih nunmehr jchärfer aus.” Zwar 
war man nicht einig über die Weile einer zwingenden Intervention. Die 
ernfte und entjchloffene Haltung des gewichtvollften Kantons zur Seite 
von Yargau mußte über die Mittel etwaiger Gewaltanwendung unſchlüſ— 
fig machen. Nicht alle Gegner jchlugen den hohen Ton an wie der 
Luzerner Gefandte, Bernhard Meyer, der einen peremtorifchen. Termin 
geftellt wiljen wollte und erklärte, Luzern fchrede vor den Folgen einer 
Vollziehung nicht zurüd, fo herbe jie auch fein möchten; jener jo ab: 
ſcheuliche Grundfat der vollendeten Thatfahe müfje vom fchweizerifchen 
Boden verſchwinden, einzig und allein Gerechtigkeit geübt werden. So weit 
möglich wurde indeß Aargau bedrängt. Auf Zürichs Antrag befchlof 
eine Mehrheit von 13°% Ständen, Aargau aufzufordern, dem früheren 
Tagſatzungsbeſchluß nachzukommen und no im Laufe des Monats über 
dad Ergebniß der neuen Berathungen zu berichten, widrigenfalls ſich die 
Tagſatzung vollen Entſcheid vorbehalte (9. Juli). 

Yargau jah fich jetzt genöthigt, einen kleinen Schritt zurüdzuthun, 
um nicht vereinzelt zu werden. Auch die entjchiedeneren Freunde hielten 
es für rathſam, ein Opfer zu bringen. Der Gr. Rath entjchloß fich 
daher zur Wiederherftellung der drei Frauenklöfter Fahr, Maria Krö: 
nung und Gnadenthal, die beim Aufruhr wenig oder nicht betheiligt 
waren. Zugleich wurden zur Beruhigung neue Beitimmungen über die 
Verwendung de Klofterguts getroffen. Insbeſondere follten in den 
- Gebäulichkeiten von Muri, Wettingen und Hermetſchwyl Fantonale Kran: 
fen:, Armen: und Erziehungs: oder fonftige gemeinnüßige Anftalten er: 
richtet werden. Vor der Tagſatzung erklärte Aargau, daß dies das 
„Aeußerſte“ fei, was der Kanton ohne Gefährdung feiner höheren In— 
terefjen und des Landfriedens thun könne; gegen alle weiter gehende Zu: 
muthung verwahre es ſich aufs Teierlichfte. Aber das dargebotene 
Opfer genügte nit. Die bisherigen Gegner fanden, daß der Wider: 
ſpruch mit dem Bundesvertrag nicht gehoben, das Unrecht nicht gefühnt 
fei. Die mwiederhergeftellten Klöfter jeien gerade die ärmften, da3 Gut 
der reichen Stifte bleibe in den Händen des Staats. Alle gemeinnübige 
Verwendung fhübte in den Augen der ultramontanen Wortführer nicht 
vor dem Vorwurf der Spoliation katholiſchen Kirhenguts. Die über: 
wiegende Mehrheit einer von der Tagſatzung niedergefebten Giebener- 
Kommiffion erklärte fich für nicht befriedigt. Baumgartner als Bericht: 
erftatter wollte Aargau zur ftrengen Bundespflicht zurückweiſen; die Tag: 
ſatzung habe feine Conzeffionen anzunehmen, fondern müfje das beftimmte 
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Map vorjchreiben, was Aargau zu leiften habe, um fich mit dem Bun- 
desvertrag in Einklang zu jeben. 

Aber was diefes Maß felbft betraf, jo zerbrödelte fich die Mehrheit 
der Kommilfion. Zmei Mitglieder — Schmid von Uri und Rüttimann 
von Luzern — wollten Heritellung aller Klöfter; zwei andere — Baum: 
gartner von St. Gallen und Maillardoz von Freiburg — verlangten die 
weitere Herftellung von Muri und dem Kapuzinerklofter in Baden; zwei 
Mitglieder endlich — v. Muralt von Zürich und Druey von Waadt — 
drangen auf die Herftellung aller Frauenklöfter (auch von Hermetſchwyl, 
obgleich diefes beim Aufruhr ſtark betheiligt war) nebſt dem Kapuziner: 
Flofter in Baden, ferner auf fpeziellere Verwendung des verfügbaren Ko: 
ftergut3 zu Gunften der Katholiken, endlich auf Garantien für die religiö- 
fen Intereſſen beider Konfeffionen. Schultheiß Neuhaus jtand in der 
Kommiffion allein mit feinem Votum: daß ſich die Tagfatung befriedigt 
erkläre und die Sache aus Abjchied und Tractanden falle. Die Tag: 
ſatzung — erflärte er in feinem Minderheitsgutadhten — könne fich nicht 
auf prinzipienlofes Markten einlaffen, fie fei auch fein Gerichtähef, der 
einen Spruch zu fällen habe; fie handle als politifche Verfammlung und 
die Rüdfiht auf das Staatsmwohl (raison d’etat) müſſe fie 
leiten. Diefe Rüdficht auf das Staatswohl lege die gebieteriiche Pflicht 
auf, die Sache raſch zu beendigen, um nicht die ganze Schweiz politi: 
ihen Erfchütterungen auszufegen, die ihre Ehre und vielleicht ihre Eriftenz 
gefährden fünnten. 

Während die Kommiffion ihre Gutachten brachte und die Entſchei— 
dung der Tagſatzung noch ausjtand, wurde die ganze Schweiz in höch— 
jter Spannung und Gährung gehalten. Die ringenden Bartheien boten 
alle Kräfte auf, um auf die öffentliche Meinung einzumirfen. Noch tru: 
gen ſich die Klerifalen mit der Hoffnung auf einen Umfturz der Dinge 
in Yargau, wenn die Taglabung dem Kanton das Mefier weiter an die 
Kehle ſetze. Ehe wir den Entfcheid der Tagſatzung mittheilen, ift es 
nöthig, auf die Zwiſchenfälle in den Kantonen zu bliden. 


Reactionsverſuch in Teſſin. 


Nicht ohne Zuſammenhang mit dem leidenſchaftlichen Kampf, den 
die Klöſterfrage durch die ganze Schweiz veranlaßte, ſtand ein Reactions- 
verjuh in Teffin, gerade um die Zeit der Verfammlung der ordentlichen 
Tagſatzung, als die Teffiner Geſandten im Begriff waren, in die Bun- 
desjtadt zu verreifen. 

Seit dem radikalen Umſchwung von 1839 blieb in Teffin tiefer 
Groll im Lager der befiegten Parthei. Nicht nur war das Intereſſe, 
das an dem bisherigen Korruptionsfyften hing, ſchwer verlegt, fondern 
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vor Allem Flagte die Priefterfchaft, die ſich um ihren eingreifenden poli- 
tifchen Einfluß gebracht fah. Der Staat fing an, der Kirche gegenüber, 
eine unabhängigere Stellung einzunehmen und hierardifche Mißbräuche 
abzufchaffen. In der Klöfterfrage gehörte Teffin, obgleich ganz fatholifch, 
zu den wenigen Ständen, die von vorneherein feinerlei Zumuthungen 
an Aargau ftellen wollten. Es fehlte defhalb nicht an einer fortwäh- 
renden Flerifalen Agitation, die das Volk in der Stille aufzureizen fuchte. 
Die Häupter der gefallenen Parthei, die in dem gegen fie erhobenen 
Hochverrathsprozeß durch obergerichtliches Urtheil (nachdem die erite In— 
ftanz die Anklage nicht begründet gefunden hatte) zu ein: bis dreijähri- 
gen Ketten: oder Gefängnißftrafen verurtheilt waren, befanden fich flüch- 
tig auf italienifhem Boden. Bitten an die eidgenöffifhen Stände um 
Verwendung für ihre ftraffreie Rückkehr hatten nicht gefruchtet. In dem 
fritiichen Moment, wo die Klöfterfrage einer neuen Entſcheidung ent— 
gegenging, zettelten fie jest eine Verſchwörung an. Unter ihrer 
Fahne hofften fie einen Aufftand hervorzurufen und die radifale Ord— 
nung wieder zu ftürzen. In verfchiedenen Haufen, zum Theil mit an= 
geworbenen Fremdlingen, drangen fie von der italienifhen Grenze auf 
das Teffiner Gebiet hinüber und fammelten hier ihre Anhänger. in 
gleichzeitiger Angriff aus den verfchiedenen gegen Pocarno auslaufenden 
Thälern follte den Regierungsfiß bedrohen. Kine Schaar hatte die Be: 
ftimmung, die Teffiner Geſandten an Aic Tagfakung, darunter das 
Haupt der Radikalen, Luvini, auf ihrer Reife über den Gotthardt auf: 
zufangen oder niederzumaden. Die Regierung, von Mailand her von 
dem Anſchlag in Kenntniß gefebt, konnte rechtzeitig Truppen aufbieten. 
Auf ihren Ruf ftrömten auch eine Menge freiwilliger Schüßen zufammen. 
Die Infurgenten wurden in einigen Gefechten bei Ponte Brolla, Ponte 
Tenero ꝛc. gefhlagen, eine Anzahl getödtet oder verwundet, viele gefan- 
gen, darunter zwei Pfarrherren (1. und 2. Yuli 1841). Das Unter: 
nehmen war dem Plan nach gut angelegt, fand aber nicht den gehofften 
Anklang. Der hauptfählichite Führer, der 34jährige Advokat Neſſi, 
wurde von feinen eigenen Leuten ausgeliefert, vor ein außerordentliches 
Standgericht geftellt und zum Tode verurtheilt. Das aufgeregte füdliche 
Blut, zur Rache geneigt, forderte ein abjchredendes Erempel. Vergebens 
warf ſich die Gattin von Neſſi mit ihrem Kinde Auf offenem Plate zu 
den Füßen Luvini's. Mit Thränen hob diefer die Unglüdliche auf, aber 
jo groß war die Erbitterung über das Komplott, daß Luvini felbit, um 
jih dem Argwohn des Volks nicht auszufegen, e8 nicht wagte, das Opfer 
zu entziehen. So wurde das Todesurtheil auf einer Wiefe nahe bei 
Locarno vollftredt, die erfte blutige Execution in den politifchen Kämpfen 
der Schweiz feit der Regeneration und zum Glück auch die lebte. Der 
Gr. Rath fette noch ein Spezialgericht nieder zur Beurtheilung der übri— 
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gen Aufrührer und verhängte gegen die Angeflagten und Perurtheilten, 
falls jie ihre Contributionen und Koſten nicht innert zehn Tagen bezah: 
len würden, militärische Vollziehung. VBalmaggia, von wo die Haupt: 
folonne der Anjurgenten fam, wurde mit einer Contribution von 50,000 
Liren gebüßt. Die radifale Regierung ſaß nad dem unterdrüdten Auf: 
ftand fefter wie vorher. Teſſin's Stimme in der Klöfterfrage war nicht 
erfchüttert. Aber die Juſtiz, fo wenig wie die Menfchlichkeit, konnte bei 
folhen Ausnahmögerichten, die der Berfaflung und allen republifanifchen 
Grundfäßen zumiderliefen, etwas gewinnen. 


Vendung in Zürich. 


Die Klöſterfrage blieb auch auf die Entwicklung in Zürich nicht ohne 
Einfluß. Obgleich hier der Geiſt der Bevölkerung durch die September— 
ereigniſſe einen Augenblick wie umgewandelt ſchien und die freiſinnige 
Parthei vollſtändig darniederlag, jo zeigten ſich doch frühe Symptome 
einer inneren Haltlofigkeit der Septemberzuftände. Der Sturz der libe: 
ralen Regierung war nur durch eine Goalition der verfchiedenartigiten 
Elemente möglich geworden. Diefe Elemente hingen durch fein feites 
Prinzip zufammen und verfolgten fein klares gemeinfames Ziel. Ein 
großer Theil des Volks war nur durch vorübergehende religiöfe Beängſti— 
gung in eine leidenfchaftliche Dppofition gedrängt worden. ine poli- 
tifche Reaction, die jich gegen das ganze bejtehende Regiment kehrte und 
alle Träger der populären Errungenschaften auf die Seite ſchob, lag 
nicht im eigentlichen Willen. Der ruhigere Sinn fträubte fi gegen 
die Verketzerung fo vieler Männer, deren ausgezeichnete Verdienſte um 
das öffentliche Wohl nicht bejtritten werden konnten. Bald brach fich dei: 
halb das Bemwußtfein Bahn, daß mit den firhlichen Gefühlen gefpielt 
worden war, um pfäffifche und ariftofratifche Zwede zu erreihen. Die 
Erinnerung an den Frevel des 6. Sept. — das „ſchwärzeſte Blatt in 
der Geſchichte Zürichs,“ wie der greife Meyer von Knonau ihn nannte 
— lajtete wie ein Alp auf der neuen Drdnung. Der Septemberregierung 
fehlte e8 zwar nicht an Männern von Einfiht und Befonnenheit — wie 
Dr. Bluntfhli, Mouſſon, v. Muralt — die dem rohen Fanatismus zu 
wehren und das Staatsjhiff in ein gemäßigteres Geleife zu führen ſuch— 
ten. Der blinde Haß gegen alle Kulturbeftrebungen konnte fich auf die 
Dauer auch mit der Bildung und Intelligenz der Städter nicht vereinen. 
Aber der finftere Geift war einmal heraufbeſchworen und beherrfchte 
eine Zeit lang alle Verhältniffe. Um den Boden zu behaupten, mußte 
die Eonjervative Parthei dahin traten, ihre Gegner unter dauernden 
Bann zu halten. Immer von Neuem wurde die Beichuldigung gegen 
die Freifinnigen gejchleudert, daß fie alle fittlichen und religiöfen Grund: 
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fäge untergrüben. Mit den in der Verfaſſung enthaltenen Rechten und 
Garantien der Freiheit konnte die Septemberherrfhaft auf die Länge 
nicht beitehen. Man mußte an diefen Nechten und Garantien rütteln 
und dem reactionären Syftem eine andere Unterlage zu geben fjuchen. 
Aber dem Volke war die Verfaſſung ſchon zu ſehr an’s Herz gewachlen, 
als daß diefe in ihren Fundamenten geändert werden konnte. 

So erhielt die öffentliche Meinung, troß allen Verfolgungen,, bald 
wieder hinreichenden Spielraum, um fich gegen den finfteren Drud zu 
erheben und das mit fo verwerflihen Mitteln emporgefommene Regi: 
ment zu bekämpfen. Die liberale Parthei, die in der erften Zeit nad 
den Septemberereignifjen völlig aufgelöst und entmuthigt ſchien, erholte 
fich rafcher, al3 irgend zu vermuthen war. Unter der Fahne des „Re: 
publifaners*, deſſen Redaktion Dr. Ludw. Snell, einer der Haupt: 
träger der verfeßerten Kulturdemofratie, übernahm, Fonnten fich Die zer: 
fprengten Kräfte wieder fammeln und einigen. Andere Organe, wie 
der „Randbote” in Winterthur, traten als rüftige Kämpfer mit in die Reihe. 
Es galt, alle Mittel der freien Prefie zu benuten, um das Volk über 
den gejpielten Betrug aufzuklären und die Schöpfungen, die dem Tage 
von Ufter entfprangen, zu erhalten. Eine Stübe fanden die Liberalen 
an den Bezirks- und Gemeindebehörden, die nicht mit den übrigen Be: 
hörden verändert waren und noch in Mehrheit dem Geiſt der Regene— 
ration anhingen. Dem Landvoll wurde nahe gelegt, wie da3 Septem— 
berinftem, wornad bei Wahl der Vertreter nicht auf die politifhe Bil: 
dung und Fähigkeit, fondern einzig auf die „befondere Geijtesrichtung” 
oder firchliche Gefinnung gefehen wurde, nothwendig dahin führen müſſe, 
das ganze Ruder wieder in die Hände der Stadt zu fpielen, mährend 
die Landfchaft zur Null herabgedrüdt werde. 

Die fräftigfte und entfchiedenfte Oppofition mußte fi auf dem am 
meiften bedrohten Boden entwideln. Das Septemberſyſtem richtete feine 
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ſchärfſte Spite gegen die Volksſchule, die auf alle Weife niederge: 


drückt und ihrer Wirkſamkeit auf die geiftige Mündigkeit des Volks be- 
raubt werden follte. Um diefe Errungenfhaft, die allen denfenden Land: 
leuten lieb geworden war, fchaarte fich der hart bedrängte Lehrerjtand. 
Ein Lehrerverein, mit tüchtigen Kräften in jeiner Mitte, ftellte fich zur 
Hauptaufgabe, die von der Kirche herbeigeführte Reaction durch die freie 
Schule zu überwinden. Die zahlreiche Landbotengejellihaft erließ (ſchon 
im Dezember 1839) eine Adreſſe für Aufrechthaltung des blühenden 
Zuftands des Volksſchulweſens an die Regierung. Energiſch erhob fich 
die Schulfynode, in Winterthur verfammelt (31. Auguft 1840), gegen 
die zerftörende Richtung im Schulmefen. Zur eier des Uſtertages ver- 
fammelten fih zu Baſſersdorf gegen 3000 Männer aus allen Thei— 
len des Kantons und drüdten in einer Zufchrift an den Gr. Rath ihren 
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Abſcheu vor der ganzen aus Trug hervorgegangenen Septemberrichtung 
aus (22. Nov. 1840). 

Eine der verwundbarften Seiten des Septemberiyitems lag in ſei— 
ner nahen Verbindung mit dem Ultramontanismus, melde das prote- 
ftantifche Bemwußtfein tief verlegen mußte. Die ganze römiſche Parthei 
fand an den fonjervativen Beftrebungen eine Stütze. Auch über die 
aufrührerifchen Klöfter im Aargau breitete fih der Schild aus. Unter 
der Fahne Zürichs kam an der Tagſatzung die Mehrheit zu Stande, die 
Yargau bedrohte. Der Unmille über diefe Haltung griff in weiten Krei- 
fen um fi und wuchs, als jelbit die Conzeſſionen, zu denen ſich Aar— 
gau mit Herftellung von drei Frauenklöftern bereit erklärte, nicht genüg- 
ten. ine große, von 15 bis 206,000 Männern befuchte Volksverſamm— 
lung zu Shmwamendingen, in der Nähe von Zürich, geleitet von 
Alt RR. Zehnder, Fürfpreh Beltalozzi und Dr. Weidmann, verurtheilte 
die unnatürliche Politif und verlangte, daß man ſich mit dem Anerbieten 
von Aargau begnüge und jede Dazwiſchenkunft in die inneren Angele- 
genheiten des Kantons zurückweiſe, letteren vielmehr in feinem echte 
unterftüge. In einer Zufhrift an den Gr. Rath von Aargau wurde 
diefem die Theilnahme des Zürchervolks ausgedrüdt. Die Leiter der 
Verfammlung erhielten zugleich den Auftrag, die ganze Sache aud ala 
Angelegenheit des Zürchervolks ferner im Auge zu behalten und die er: 
forderliden Schritte zur befriedigenden Löfung derfelben vorzunehmen 
(22. Auguft 1841). Ä 

Mit diefer Volksverfammlung trat in der Entwidlung Zürichs wie— 
der eine erite bedeutungsvolle Wendung ein. Das Septemberſyſtem 
ward in feinem eidgenöfjifchen Auftreten gelähmt. In der Slöfterfrage 
fonnte die feindliche Haltung gegen Aargau nicht weiter fortgeführt werden. 


Berfalfungsrevifion in Genf. 

Die Klöfterfrage gab in Genf den nächſten Anſtoß zu einer tieferen 
Erihütterung. Um die Zuftände diefes Kantons zu verftehen, ift es 
nöthig etwas weiter zurüdzubliden. 

Genf gehörte zu den wenigen Ständen, die nah 1830, troß den 
nahen Einwirkungen der Nulirevolution, von feiner ernftlichen Bewegung 
ergriffen wurden. Der Grund lag in den befonderen Verhältnifien. 
Die Reftautation von 1815 bradte für die Stadt am Leman feinen 
Rückſchlag, an den fich die gleichen bitteren Gefühle wie anderswo knü— 
pfen konnten. Genf erhielt feine Selbftftändigkeit wieder und wurde 
vollſtändig mit der Schweiz verbunden. Bei diefer Vereinigung gewann 
der neue Kanton zwar nicht den Umfang, den er hätte erlangen können. 
Mit gehöriger Uebereinftimmung und energiihem Willen in der ſchwei— 
zerifchen Politik wäre es leicht möglich geworden, Genf durch Anſchluß 
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der favoyifhen Provinzen Chablais und Faucigny und der franzöfifchen 
Landihaft Ger zu einem größeren Kanton zu gejtalten, der die ſüdweſt— 
lihe Gränze der Schweiz natürlicher und vertheidigungsfähiger gemacht 
hätte. Die Verhältniſſe waren günftig genug, um mit allem Nahdrud 
darnach zu ftreben. Aber der Hader unter den eidgenöfjifchen Ständen, 
confeſſionelles Mißtrauen und die Eleinmüthige Haltung der Staatsmänner 
verhinderten die Ausführung jedes kühneren Gedanfend. Nur einige 
favoyifhde Gemeinden wurden mit Genf verbunden und im Uebrigen 
die benahbarten Provinzen Savoyend in die jchweizerifche Neutralität 
gezogen. Der Kleine Kanton kam als vielfach erponirter Poften am 
äußerſten Ende der Schweiz zu jtehen. Immerhin blieb der große 
Gewinn für Genf, daß es von der franzöfifchen Herrichaft erlöst, wie: 
der frei und jchweizeriih war. Die Reftauration mußte daher zunächſt 
Zufriedenheit zurüdlafien. 

Die Organijation der hergeitellten Nepublit gefhah freilih nad 
dem gleichen engen Schnitt wie in anderen Kantonen. Die Volksſou— 
veränität, die ehemal® im Conseil General ihren Ausdrud hatte, 
fand feine Geltung. Dem Kanton wurde von der Parthei, die fich bei 
der Veränderung an's Ruder zu ſchwingen wußte, ohne nähere Einmwir: 
fung des Volks, eine Verfaſſung octroyirt. Nach diefer Verfaflung lag 
die Machtvollkommenheit ſcheinbar in einem Nepräfentantenrath von 250 
Mitgliedern, deſſen Wahlart — mit acht jährlichen Partialerneuerungen, 
Cenſus, Wahlkollegium und thatfählih nur wenigen directen Wahlen 
— auf Selbjtergänzung hinauslief. Die wirkliche Gewalt befand fich 
indeß in einem Staat3rath concentrirt, dejjen 23 Mitglieder lebensläng- 
ih waren, der Sit und Stimme im NRepräfentantenrath hatte, dem 
allein die Initiative zuftand und von welchem auch die richterliche Ge— 
walt vielfah abhing. Ein befonderes Gebrechen beftand ferner darin, 
dag die Stadt feinen eigenen Munizipalrath hatte; auch die Stadtbe— 
hörde war ein Ausflug aus dem Staatsrat. Die ganze Drganifation 
war fo beſchaffen, daß das einmal herrjchende Perfonal jich mit leichter 
Mühe im Seſſel erhalten konnte. Genf hatte zwar feine bevorrechtete 
Ariftofratie mit eigenthümlichen Sonderinterefjen, wohl aber eine Art 
von Familien oder Koterieregiment, das fait ausſchließlich in ter rei: 
cheren und vornehmeren Klajje mwurzelte. 

So eng indeß die Verfafjung zugefchnitten war, fo hatte das regie- 
rende Syſtem doch nicht den ftabilen Charakter wie die Verwaltungen 
anderer Kantone unter der Reftauration. Während ſonſt faft überall 
ein fauler Schlendrian herrſchte, neigten fich die Staatsmänner Genfs 
zu einem liberaleren Fortfchritte Hin. Der Kanton war feinem drüden- 
den Bevormundungsſyſtem unterworfen, erfreute fich größerer Preß- und 
Religionsfreiheit und Hatte in Handel und Gemwerben mit wenig Be— 
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Ihränfungen zu kämpfen. Somohl für Hebung des Unterrichtsweſens 
wie für Erleichterung des Verkehrs wurde Namhaftes geleiftet. Bei ber 
vorwiegenden Intelligenz konnte ſich ein reicheres geiſtiges Reben entfalten 
und Genf zu einem Sit von Kunft und Wiſſenſchaft werden. So häufte 
fich während der Reitaurationszeit Fein Zünditoff an, der bei dem erſten 
Anlak zu erplodiren drohte. Die Furcht, daß die wiedererrungene 
Selbititändigkeit von Neuem in Gefahr kommen könnte, bewahrte vor 
leidenjchaftlihen Kämpfen. Die franzöfifhe Julirevolution gab daher 
troß lebendiger Einwirkung feinen Anjtoß zu unmittelbarem Umfhmwung. 

Erſt allmählig traten die Wirkungen der neuen Ideen und Bedürf— 
nifje hervor. War Genf während der Reftauration den meiften Kan- 
tonen voraus geeilt, jo blieb es jest in der Entwidlung zurüd. Die 
anderswo wieder zum Prinzip erhobene Volksjouveranität fand hier noch 
feinen Ausdrud. In der PVerfafjung wurden zwar einige Mobififatio- 
nen angebradjt, der Genjus auf ein geringes Maß berabgejekt, die 
Amtsdauer des Staatsraths auf 8 Nahre beichränft und die 30 jährli- 
hen Erneuerungsmwahlen in den NRepräjentantenrath direct gemacht, auch 
den parlamentarifchen Verhandlungen größere Deffentlichkeit gegeben, aber 
bei diefen unvolljtändigen Reformen blieb man jtehen und gegen weitere 
Anforderungen fträubte ſich die herrſchende Parthei. Mit feiner Bil- 
dung und Intelligenz prunfend, felbitzufrieden auf alte Verdienite ſich 
berufend, jchwanfte das Koterieregiment zwiſchen halb liberalen Nei: 
gungen und ariftofratifchen Tendenzen hin und ber. War das enge 
Repräfentativwefen an und für fi nie in Gunft, fo wurden jest auch 
die Vertreter desſelben almählig unvolfsthümlih. Zwiſchen der Re— 
gierung und den Bürgern bildete fich eine zunehmende Kluft. Nach der 
Erſchütterung zur Zeit des Savoyerzugs, wo die Bande einen Augen: 
blif zu reißen drohten und die Behörde ihrem Sturze nahe war, fchien 
jich die Autorität zwar wieder zu ſtärken. Aber in demfelben Grade 
wurde auch der Widerftand gegen durchgreifende Neuerungen beharrlicher. 
Reformen, wie die Reduktion oder Aufhebung der Söldlingätruppe, die 
Herjtellung einer Munizipalordnung für die Stadt ꝛc., wurden in’s 
Unbeftimmte verfhoben. Zugleich trat der Gegenjak zwiſchen dem neuen 
und alten Kantonstheil, dem die fonfejjionellen Verhältnijie Nahrung 
gaben, jchärfer hervor. Einerſeits genojjen die Katholiken in den 1815 
zu Genf gelommenen ſavoyiſchen Gemeinden durch den Turiner Vertrag 
gewiſſe Garantien und Vorrechte für ihren Kultus. Andererſeits lag 
die Staatögewalt fait ausfchlieglich in den Händen der Reformirten, 
wodurch sich die fatholiiche Bevölkerung in allen öffentlichen Aemtern 
zurückgeſetzt ſah. Der alte falviniftifche Geift beherrſchte noch alle Ber: 
hältnijfe und bewahrte Genf den Charakter des proteftantifhen Roms. 
An den eidgenöfjifchen Fragen trat Genf zwar mit Einfiht und Würde 
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auf, aber in der Regel vertrat es nur ein halbliberales Juſtemilieu, das 
unvereinbare Gegenſätze zu verſöhnen ſuchte und der Regeneration keine 
feſtere Stütze gewährte. Der nationale Aufſchwung zur Zeit des Louis 
Napoleonhandels, wo die Räthe, von der öffentlichen Meinung gedrängt, 
der von Syndie Rigaud männlich vorangetragenen Fahne folgen muß— 
ten, gab dem ganzen Geiſt der Bevölkerung einen lebhaften Sporn. 

Nah dem Zürder Septemberputich fonderten ſich auch hier die La— 
ger feindlicher ab. Die herrſchende Parthei frohlodte über den Sturz 
der liberalen Regierung in dem vorörtlihen Kanton und neigte jich zu 
den reactionären Beitrebungen in der übrigen Schweiz. Um fo tiefer 
wurde auf der anderen Seite die Abneigung gegen das unvolfsthünlich 
gewordene Regiment. Die Kluft wuchs, als der Nepräfentantenrath, 
auf das dringende Verlangen nach einer eigenen Municipalbehörde für 
die Stadt, die Revijion der bejtehenden Drdnung noch einmal für vier 
Jahre hinausfchob (10. Febr. 1841). 

Es bildete fich jett ein großer Reformverein — der Verein vom 
3. März (Association du 3 Mars) — der alle Fraktionen der freige- 
finnten Barthei in ſich vereinigte und zum Mittelpunkt der Agitation 
‚wurde. An der Spite ftand Oberſt Rilliet Conſtant, einer der 
hervorragenditen Militärs der Schweiz, früher in franzöfifhem Dienite, 
mehr durch perjönliche Unzufriedenheit als feſte politifche Ueberzeugungen 
zur Oppofition gedrängt. Neben ihm übte James Fazy einen befon- 
deren Einfluß aus, aber über die Zwecke de3 Vereins hinausgehend. 
Einer. vornehmen Genfer Familie entjproffen, in der Heimath beenat, 
ging Lebterer während der. Neftaurationzzeit nah Paris, that fih als 
Journaliſt hervor und nahm thätigen Antheil an der Yulirevolution. 
Nah fruchtlofer republifanifcher Dppofition gegen die enge Politif Louis 
Philipp’ in feine Vaterftadt zurückgekehrt, focht er bier in der Preſſe 
für die Erweiterung der Volksrechte. Mit ſcharfem Blid und reicher 
Bildung ausgerüftet, kühn und fruchtbar in Ideen und Projekten, nicht 
verlegen in den Mitteln, zur Leidenfchaft geneigt, wußte er tiefer in's 
Volk zu greifen und eine neue Fahne aufzupflanzen. Er ſprach die de: 
mokratiſche Lofung für die Zukunft aus, indem er die Herjtellung des mit 
der ganzen Geſchichte Genfs innigft verflodtenen Conseil General — 
der Generalverfammlung aller Bürger — verlangte. 

Die Bewegung ward von nun an immer lebendiger. Zahlreiche 
Flugſchriften bearbeiteten den öffentlichen Geift. Auch materielle Fragen 
famen in’3 Spiel. Der vornehmen Bourgeoifie wurde beſonders vorge: 
worfen, daß jte ihre reichen Kapitalien nicht zur Unterftüßung der heimi- 
chen Induſtrie, fondern zu Spekulationen in der Fremde verwende, Für 
die Entwicklung der Arbeit verlangte man deßhalb nah Banken und 
Kreditanftalten. Die Regierung konnte, der Bewegung gegenüber, zu 
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feinen feiten Entſchlüſſen kommen, fondern fuchte zu laviren und die 
Schwierigkeiten zu umgehen. Die Klöfterfrage trat hinzu und fteigerte 
die Aufregung. Auch die Haltung der Genfer Politif, die zwar ihre 
Spitze nicht direkt gegen die ganze Klöſteraufhebung richtete, aber dem 
bedrängten Aargau auch nicht kräftiger zur Seite ftehen wollte, verlegte 
das proteftantifche Bewußtſein. ine Volfsverfammlung von 3—4000 
Bürgern, die auf dem Schübtenjtand (a la Coulouvreniere) abgehalten 
wurde, verurtheilte diefe Politit und verlangte von den Räthen eine ent: 
ſchiedenere Anftruftion in Bezug auf die Klöfter (18. Okt.). 

Die Lage wurde damit auf's Aeußerſte gefpannt, der Ruf nad Re: 
form durch einen Verfaſſungsrath von Tag zu Tag dringender, während 
die Behörden zögerten. Der Verein vom 3. März erließ eine Adrejle, 
worin er die Nothwendigkeit umfalfender und durchgreifender Umgeital- 
tung darjtellte und die Begehren des Volks formulirte. Die Regierung 
mußte endlich den Repräſentantenrath zufammenberufen. Noh immer 
wollte jich die herrjchende Parthei nur zu partiellen Nenderungen ver: 
ftehen, die nicht mehr genügen fonnten. Aus Furcht vor gewaltſamen 
Auftritten wurden, am Abend vor Berfamminng des Nepräfentan: 
tenrath3, Truppen aufgeboten, Proflamation und Tayesbefehl er: 
laſſen. Diefe voreiligen Mafregeln dienten nur dazu, die Bürger 
mehr zu erbittern. Die Stimmung fing an, revolutionär zu mer: 
den. Am Verein vom 3. März fpalteten fich noch die Meinungen; die 
Mehrheit warnte vor jedem ungeftümen Vorgehen, die Minderheit 
ſuchte die Bevölkerung fortzureitien. Die aufgebotenen Milizen folg: 
ten dem Ruf nur mit der größten Unluft. Langfam fammelten ji) 
einige Kompagnien um das Rathhaus, mo die Regierung permanent 
faß. Don der unruhigen Menge ummogt und gedrängt, gingen aud) 
diefe allmählig truppmeife, bis auf wenige Mannjchaft, auseinander. 
Munition hatten fie feine erhalten und auf Befehl eines Höheren Offi- 
ziers waren die Bajonnette abgenonmen. Freiwillige, die fich der Regie: 
rung zur Verfügung ftellten, wurden als fogenannte Embrigades nur 
mit Sohn empfangen. Der Stantsrath befand fi) während der Nacht 
im Rathhaufe wie belagert. Am folgenden Tage (22. Nov.) wurde die 
Menge um das Gebäude dichter. Die Mehrheit des Repräfentanten- 
raths jchien anfangs Zeit gewinnen und einen beftimmten Beſchluß hin, 
halten zu wollen, während die Oppofition auf Niederfegung eines Ver: 
fafjungsrath3 drang. Das Volt nahm von Stunde zu Stunde eine 
drohendere Haltung an. Da bequemte fich die Behörde endlih, in die 
fonitituirende Verfammlung zu willigen. Schon war in der Maſſe der 
Gedanke verbreitet, fih in die St. Peterskirche zu verfügen und bier 
wie zu Zeiten der alten Republif, jich als fouveräner Generalrath zu er: 
Hären. Auf den Entfcheid des Repräfentantenraths Legte ſich die Aufregung. 

23 
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Der Verfaſſung sſsrath jollte aus dem allgemeinen Stimmrecht her- 
vorgehen. Fir die Wahl fammelte die geſchlagene Parthei ihre Kräfte 
wieder. Der Einfluß des Reichthums und das Uebergewicht der Intelli— 
genz ftanden ihr zur Seite. Die verjchiedenen Fractionen des März- 
verein waren über das Ziel nicht einig und zerfielen nach dem Sieg. 
Die alte Bürgerfchaft ließ fih mit dem Schre Ebild einer rohen Volks— 
berrjchaft erfüllen. So fielen die Wahlen in den Verfaſſungsrath mehr 
oder weniger zu Gunften der fonjervativen Richtung aus. Die radikale 
Oppofition fand nur im Duartier St. Gervais, wo die arbeitende Klaſſe 
ihr Gewicht ausübte, einen feiteren Halt. James Fazy war der Chef 
diefer Oppofition. In den Verhandlungen des Verfafjungsrath3 ließen 
ich die Wortführer der bisherigen Drdnung fortwährend mit der Außer: 
ſten Bitterkeit über die jogenannte Emeute vom 22. November aus. 
Schroffer wie je trat der ariſtokratiſche Sinn in der höheren Bourgeoifte 
hervor, Nur mit dem äußerſten Widerjtreben machte man dem Drange 
der Zeit Zugeſtändniſſe. Hartnädig hing man an der alten protejtan- 
tiſchen Vorherrſchaft. Die Demokratie mußte Schritt für Schritt um 
ihre Forderungen ringen. Einer der jchärfiten Kämpfe drehte jih um 
die Mitgliederzahl des Gr. Raths. Die alte Schule wollte eine mög- 
ihit zahlreiche Vertretung, wie bisher (256 Mitglieder), die neue Schule 
drang auf einen Fleineren Rath (60 Mitglieder). Die Stimmung wurde 
auch außerhalb der Behörde wieder fo gereizt, daß unruhige Auftritte 
zu bejorgen waren. Die Autorität war indeß wieder ftarf genug ge— 
worden, um Truppen aufzubieten und die Ordnung zu handhaben. In 
der jtreitigen Frage erfolgte ein Meittelentjcheid, wornach auf 333 Seelen 
ein Repräjentant kommen follte, was die Mitgliederzahl auf 176 ftellte. 
Nah mühjamer Arbeit kam endlih — unter dem vermittelnden Einfluß 
der Brüder Rigaud — ein Verfaſſungswerk zu Stande, das ähnliche 
Grundlagen enthielt, wie die Repräfentativordnungen der meiften regene— 
rirten Kantone und vom Volt mit 4844 gegen 530 Stimmen angenom: 
men wurde (7. Juni 1841). 

Bei den Wahlen der neuen Behörden äußerte fi) der Rückſchlag 
weiter. Der Gr. Rath wurde in überwiegender Mehrheit aus Konfer: 
vativen bejtelt. In die neue Regierung (die jebt aus 13 befoldeten 
Mitgliedern beitand) Fam kaum ein einziger aufrichtiger Vertreter der 
Seen, die zu dem Umſchwung vom 22, November führten. Unter neuen 
Formen erhielt die Parthei der früheren Ordnung, nur dur die Er- 
eignifje tiefer erbittert, da8 Nuder wieder in die Hände. Das alte Genf 
war innerlich gebrochen, aber ein neues Genf noch nicht zur Geltung 
gelangt. Doch mußte in der Klöfterfrage entjchieden zu Gunften Yar: 
gau's inftruirt werden. *) 


*) Siehe: Gaullieur, histoire de Genèye. Genöve 1856. 
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Hargauer Alöferfrage aus Möfchied und Tractanden. 


Wir haben jeßt den Gang der Aargauer Klöfterfrage weiter zu ver: 
folgen. Mit den Zugeftändnifien, welche Aargau durch dad Anerbieten 
auf Wiederherftellung von drei Frauenklöjtern machte, trat eine wejent- 
liche Aenderung in der öffentlichen Meinung ein, bie durch die impont- 
rende Bolfsverfammlung zu Schwamendingen den Hauptausdrud fand. 
Je mehr die römische Parthei die Hebel der äußerſten Agitation anjekte, 
deſto weiter verbreitete ſich die Ueberzeugung, daß es ſich nicht blos um 
die Klöfter handle, fondern vor Allem darum zu thun fei, Aargau der 
Reaction zu unterwerfen und Eonfeffionell zu zerreißen. Die Liberalen, 
die unmittelbar nad der Klöjteraufhebung fih von Bedenken erfüllen 
liegen, ſchaarten fich jebt überall feiter um das in Aargau bedrohte re 
generirte Prinzip. Auch ein Theil der konjervativ Gefinnten jträubte ſich 
dagegen, zu Gunſten der faulen Korporationen mit den Römlingen ge: 
meinfame Sache zu madıen. 

Am 4. Sept. 1841 fam die Frage in der Tagſatzung wieder zur 
Behandlung. Die niedergefegte Siebenerfommifjion mies — wie mir 
oben gejehen haben — die Anerbietungen Aargau's als ungenügend zu: 
rüd, aber zerfplitterte ſich in der Frage, was weiter zu verlangen jet. 
Dadurch wurde der Angriff von vorneherein geſchwächt. Um fo gewicht— 
voller war das Votum von Neuhaus, der fein Minderheitsgutachten 
mit einfchneidender Beredtjamkeit verfocht und hinweifend auf die finſte— 
ren Umtriebe, die nicht blos die Klöfter gälten, warnend erklärte: „bie 
Tagſatzung möge e8 willen und fich gejagt fein lafjen, daß, falls je eine 
Parthei in der Schweiz die Fahne für die Klöfter erheben follte, eine 
andere Parthei diefen Kampf aufnehmen würde.“ In der That lag für 
die Klöfterfreunde die größte Schwierigkeit in dem anzumendenden Zwang, 
da es täglich Marer wurde, daß man ſich von diefer Seite weder auf 
die Mehrheit des Schweizervolls noch auf die gewichtigſten Kantone 
jtügen fonnte. Mochte e8 auch als Prahlerei erjcheinen, wenn öffentliche 
Organe auf die „40,000 Bajonnette“ von Bern hinwieſen, fo durfte doch 
die Tagſatzung bei ihrer ſchwachen Autorität die materiellen Mittel einer 
Erecution nicht außer Acht lafien. 

In der Verlegenheit fand die Bundesbehörde es für Müger, einft: 
weilen einen Beſchluß auszufegen und ſich wieder Rath bei den Kanto— 
nen zu holen. In den Inſtruktionsbehörden Fonnte ſich jet die verän- 
derte Stimmung geltend machen. Der Zürder Gr. Rath verlangte — 
auf Antrieb von Muralt — nur noch die weitere Herftellung des Frauen: 
kloſters Hermetſchwyl. In Schaffhaufen erfämpfte die Landparthei, ge 
genüber der fonfervativgefinnten ftäbtifchen" Barthei, eine Inſtruktion zu 
Gunſten von Aargau. Ein wefentlier Umfchlag äußerte fih auch in 
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Waadt. Hier hatte der erfte Vertreter an der Tagfakung, Druey, bis— 
her eine fchwanfende Stellung eingenommen. Die Klöfteraufhebung er: 
füllte denjelben mit Bejorgnijfen vor fremder Antervention. Die Bun: 
desgarantie erſchien ihm nicht unbedingt, dagegen ſprach er einer Trans 
action das Wort, die jtärfere Jumuthungen an Yargau jtellte. Nament: 
lich drang er auch auf kirchliche Garantien, die den Kanton in zmei 
Eonfejlionelle Hälften getrennt hätten. Dieſe Haltung rief in Waadt 
vielfahe Unzufriedenheit hervor, die jih in Adrefjen und allerhand De: 
monjtrationen Luft machte. Der Gr. Rath gab der aufgeregten Stimmung 
nah und inftruirte für Entfernung der Klöfterfrage aus Abſchied und 
Tractanden. 

In den neuen Verhandlungen der Tagſatzung war die frühere klö— 
fterfreundfiche Mehrheit aufgelöst. Die Stimmenden fchieden ſich grund= 
ſätzlich ſchärfer auseinander. 10% Stände verlangten die Wiederher: 
ftellung aller Kilöfter, 8% Stände wollten bereit die Frage fallen lajjen. 
Ein wirklicher Beſchluß konnte nicht gefaßt werden; die Bundeshehörde war 
unvermögend, zu einer Löſung zu kommen; aber die bisher gegen Aargau 
gekehrte Spite war gebrochen. Die Tagfatung ging unverrichteter Dinge 
auseinander, nachdem fie ſich auf unbeftimmte Zeit vertagt hatte (3. 
Nov. 1841). 

Während die Frage ſchwebend blieb, ruhte die ultramontane Par- 
thei nicht. Troß der Fäulniß und den aufrührerifchen Umtrieben der 
Klöfter, troßdem daß zwei Fatholiihe Kantone (Teſſin und Solothurn) 
ih mit den Beſchlüſſen Aargau's zufrieden jtellten, wurde die Aufhebung 
doch ftetS zur Sache des ganzen Katholizismus gemadt. Mit fteigen- 
dem Eifer fpielte Luzern die Nolle des Fatholifchen Vororts. In einem 
Kreisichreiben der Regierung wurde nicht nur die Religion, jondern, An: 
gefichts der Spoliation des Kirchenguts, auch alles Eigentum in Gefahr 
erflärt. Der Pabſt verdammte in einem Breve von Neuem nicht nur 
die Aufhebung der Aargauer Klöfter, fondern jede Säcularifation, die 
ohne Vollmacht des heiligen Stuhls gefchehen ſei. Alle Biihöfe und 
Kloftervorftände in der Schweiz wandten ſich mit Zuſchriften an die 
Tagjabung. Im Yargau ſelbſt agitirte man fortwährend bei der fatholi= 
Ihen Bevölkerung und rief Petitionen für die Herftellung der Klöfter 
wie für konfeſſionelle Trennung hervor. 

An der ordentlihen Tagſatzung im Juli 1842 machte indeß die 
Frage einen weiteren Schritt zu Gunſten Aargau's. Nachdem die libe- 
rale Parthei im Kanton Zürich fich weiter Bahn gebrochen hatte, ftimmte 
nun auch diefer Kanton für Entfernung der Sache aus Abſchied und 
Tractanden. Bergebens trat das politiihe Haupt der Septemberparthet, 
Dr. Bluntſchli, in einer oratorischen Anjtrengung noch einmal für 
ftrenge Fefthaltung der formellen Bundesgarantie in die Schranken und 
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ſuchte zu beweiſen, daß eine „geſunde Politik“ die Aufhebung der Aar— 
gauer Klöfter verdamme und ihre Wiederheritellung fordere. Ein Trä— 
ger der Negeneration, Jonas Furrer, erjchien mit der neuen In— 
ftruftion an der Tagfabung. Um Nargau fchrarten fih nun 11° Stände, 
während nur noch Ye Stände die Wiederheritellung aller Klöfter ver- 
langten. ine Löſung war auch jegt noch nicht möglich. 

Mit dem Anfang des Jahres 1843 kam die Bundesleitung von 
Bern nad Luzern. Sofort fuchte das priefterfreundliche Regiment fein vor: 
örtliches Gemicht in die Waage zu werfen, indem es die Aufforderung an 
Yargau erließ, alle Verfäufe von Kloftergut zurüdzunchmen, widrigenfalls 
mit weiteren bundesgemäßen Schritten gedroht wurde. Der Aargauer 
Gr. Rath wies indeß die vorörtliche Einmifchung als unbefugt auf das 
Gntfchiedenfte zurüdf und bei den übrigen Ständen fand Luzern feinen 
hinreichenden Anklang, um irgend interveniren zu können. 

Auf der ordentlihen Tagfakung von 1843 fand fi anfangs wie- 
der feine Mehrheit für eine entfcheidende Schlußnahme. Noch fehlte die 
zwölfte Stimme, um die Frage aus Abſchied und Tractanden fallen zu 
laſſen. Aber in St. Gallen war eine günftigere Wendung eingetreten 
und der überwiegende Einfluß von Baumgartner in diefer Frage gebro: 
hen. Nach heißem Kampfe hatte der Gr. Rath mit 73 gegen 72 Stim: 
men eine Inſtruktion beſchloſſen, die zwar an der früheren Rechtsanſicht 
feithielt, aber im Interefje einer Erledigung der Sache die Vollmacht 
gab: „zu denjenigen Vergleichsanträgen zu jtimmen, für welche fich die 
mehriten Boten anderer ebenfalls concedirenden Stände vereinigen Lafjen, 
immerhin mit Ausfhluß des Aargauer Antrags auf bloße Wiederher- 
ftellung von Fahr, Maria Krönung und Gnadenthal.” Baumgartner 
lehnte jeßt die Wahl als erfter Gefandter ab.*) Die Anftruftion wurde 
von RR. Fels, einer vermittelnden Natur, vertreten; ihm zur Geite 
fand der Staatsfchreiber und geweſene Pfarrer Steiger, eimer ber 
hervorragenditen Köpfe St. Gallen und entfchiedener Gegner der Klö— 
fter. Aargau hatte es jett in der Hand, mit einem weiteren Fleinen 
Opfer den Handel zum Abſchluß zu bringen. Auf dringendes Anrathen 
von mehreren befreundeten Standesboten (namentlich von Munzinger), 
fomwie feines eigenen ftaatsflugen Gefandten, AR. Wieland, beſchloß der 
Aargauer Gr. Rath, auch noch das Frauenkloſter Hermetſchwyl herzuftellen. 
Damit wurde die Stimme St. Gallen's gewonnen und die Frage fiel 
endlich mit einer Mehrheit von 12° Ständen aus Abſchied und Trac: 
tanden (31. Auguft 1843). Von Fofterfreundlicher Seite wurde RR. 
Feld befchuldigt, feine Anftruktion überschritten zu haben; der Gr, Rath 
von St. Gallen genehmigte indeß fein Dotum mit 78 gegen 53 Stimmen. 


*) Baumgartner felbft nennt diefe Ablehnung eine „zufällige“, was indeß 
ganz unglaubwürdig ift. 
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Sp blieben die Hauptklöſter Aargau's, die den eigentlichen Heerd 
des Aufruhrs bildeten oder in Sittenlofigkeit verfallen waren, aufgehoben. 
Aber die vom Klerus beherrfchten Kantone rüfteten fich von vorneherein 
zu fortgefeßtem Kampf. In einer Verwahrung erklärten die Gefandt: 
haften von Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg und 
Wallis bereits an der Tagſatzung: „daß fie an dem durch zwölf Stände 
verübten Bundesbruche feinen Theil hätten, noch irgendwie nehmen könn— 
ten; daß fie denjenigen Ständen, welche ihn verübt, die Verantwortlich 
für alle daraus entftehenden Folgen überbänden und insbefondere den 
Stand Aargau für Alles verantwortlih machten, was er in Folge des 
MehrhHeitsbefchluffes, in Widerfpruh mit Bund und Recht in Betreff der 
Klöfter auf feinem Gebiete vornehmen werde.” Die eifrigften diefer 
Gefandten — Siegmwart: Müller voran — hatten in einer VBorberathung 
felbft darauf gedrungen, die Tagfakung mit der Verwahrung förmlich 
zu verlajjen. Nur der ernfte Rath einiger Eonfervativgefinnten Staats— 
‚ männer hielt von diefem Schritt zurüd. Jener Verwahrung gegenüber 
erklärten die Stände der Mehrheit: „Seit drei Jahren fei die Tagſatzung 
in einer Menge von Verhandlungen als die zur Entfeheidung der Streit: 
frage einzig befugte Behörde anerkannt; nad allgemeinen Rechtsgrund: 
jägen fünne nun für denjelben Gegenftand eine und diefelbe Behörde 
nicht zugleich befugt und unbefugt fein; dem Entfcheid der bundesgemäßen 
Mehrheit müſſe daher jet unzweifelhaft die rechtliche Gültigkeit zur Seite 
jtehen, wie immer der Einzelne über den Anhalt des Entjcheides urthei- 
len möge.“ 


Entitehung des Honderbunds. 


Mit dem Mehrheitsbefhlug der Tagfakung, der die Klöfterfrage 
aus Abſchied und Tractanden fallen ließ, follte der Handel noch nicht 
abgethan fein. Die römifche Parthei fette den Kampf auf anderem 
Boden fort. Der Gedanfe der Sarnerei lebte wieder auf, nur im er- 
mweitertem Umfang und mit fchärferem Eonfefjionellem Gepräge. Unmit: 
telbar nach Entſcheid der Tagſatzung fuchten die Jogenannten „bundes- 
getreuen“ Stände auf Grund ihrer Verwahrung fich fefter zu verbinden. 
Die Klöfter waren der Borwand, die Unterwerfung der Schweiz unter 
eine finftere Reaction das wirkliche Ziel. 

Schon am 2. Sept. 1843 erließ Luzern die Einladung zu einer 
Konferenz an die fieben proteftirenden Kantone, fowie an Appenzell 
J.⸗Rh, Neuenburg und Bafelitadt, um jich über „weitere Schritte zur 
Wahrung der verlegten und bedrohten Rechte der Katholilen in der 
Schweiz“ zu berathen, Die drei lehtgenannten Kantone nebft Wallis- 
beſchickten die Konferenz nicht, von den übrigen Ständen erfchienen Ab: 
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geordnete. Die erfte Situng wurde am 13. Sept. (nach einer größe: 
ren Bartheiverfanmlung im Bade zu Rothen) im Regierungsrathsfaale 
zu Luzern unter Vorſitz des Schultheißen R. Rüttimann gehalten. Die 
Abgeordneten ſprachen ſich zunädhit über Inhalt und Umfang ihrer In— 
ftructionen aus. Nicht alle vertretenen Stände waren gleich eifrig. Der 
Schwyzer Gefandte Abyberg erflärte von vorneherein, daß er Vollmacht 
habe zu allen entfchiedenen Maßregeln zu ftimmen, fofern fie mit Eine 
muth zu Stande gebracht werden könnten; zu ‚halben Mafregeln könne 
Schwyz nicht Hand bieten. Zug und Nidwalden traten dagegen behut— 
ſamer auf. Bei der weiteren Frage in wie fern das Volk geneigt fei, 
allfällige Schritte der Kantonsregierungen mit aller Entſchiedenheit und 
Aufopferung zu unterjtüßen, waren Schwyz und Uri voll Zuverficht, Zug 
und Nidwalden voll Zweifel. Letzteres erflärte: „in Nidwalden habe ſich 
allgemein die Anficht gebildet, der Klofterhandel ſei ein verlorener Han— 
del, der durch einen Tagſatzungsbeſchluß entfchieden ſei; zwar fühle 
man deſſen Unrecht; allein weitere Schritte würden beim Volke, das 
die Klofterangelegenheit als eine ifolirt ftehende betrachte und, durch 
ſchwere Erfahrungen belehrt, den Frieden liebe, wenigen Anklang finden.* 
Zug war der Meinung, daß bei der erponirten Lage des Kantons und 
der faft ficheren Ausjicht auf größeres Unglück das Zugervolk fchwerlich 
geneigt fein werde, einen Zuſtand friedlichen Glüdes den ungewiſſen 
Folgen weiterer Schritte zum Opfer zu bringen. 

In Bezug auf den Hauptgegenjtand, welche Maßregeln zu ergreifen 
ſeien, ſprach ih Sieg wart-Müller dahin aus: Die Bedrückungen, 
welche die Katholiken in jo mannigfaltigen Akten der neueren Zeitge— 
Ihichte erlitten, hätten die katholiſchen Stände längft berechtigt zum 
Aeußerſten zu fchreiten, allein es ſei Pflicht, jelbit dem offenbarften 
Bundesbruch gegenüber fo lang als möglich auf dem Wege des Friedens 
zu bleiben und erjt wenn die friedlichen Mittel erſchöpft feien, weiter zu 
gehen. Sein Vorfchlag gehe deßhalb dahin, zunächſt ein Manifeſt an 
die gefammte Eidgenoſſenſchaft zu erlaffen, worin, nah Darjtellung der 
Bedrückungen, die Nechte der Katholiken zurüdgefordert würden, unter 
der Drohung, „daß im Falle fortdauernder Verweigerung den bundes- 
getreuen Ständen nichts übrig bleibe als die Gemeinfhaft mit den 
übrigen aufzugeben,” ferner auf die Zufammenberufung einer außeror— 
dentlihen Tagſatzung zu dringen. Dabei fole man aber nicht ftehen 
bleiben, jondern eine beftändige Konferenz erwirken, der die Leitung der 
Angelegenheit wie die Anordnung militärischer Vertheidigungsmaßregeln 
übertragen würde. „Wenn die fatholifchen Stände,” — fo ſchloß Sieg: 
wart:Müller — „feit auftreten, jo werde ed niemand wagen fie anzu- 
greifen; ein einzelner Stand werde gegen fie nicht zu Felde ziehen, ein 
Tagſatzungsbeſchluß werde niemals zu Stande kommen. Auch werben 
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fi bei ernfthaften Ausfihten auf eine Kollijion Mittler genug finden. 
Bafeljtadt und Neuenburg fcheinen fich diefe Rolle vorbehalten zu haben. 
Auch St. Gallen werde fih in der Lage befinden. Wagen dagegen die 
fonfervativen Stände ihrer Proteftation feine weitere Folge zu geben, 
fo werden nicht nur die Fonfervariven und Fatholifchen Elemente in den 
großen Kantonen erdrüdt werden, fondern der Radilalisınus werde neu 
geſtärkt auch in die von ihm bisher wenig berührten Kantone mit feinen 
antifozialen und antikirchlichen Tendenzen dringen.” 

Die beiden anderen Abgeordneten Luzerns, Nüttimann und Bern: 
hard Meyer, pflichteten diefer Anficht bei, mit Ausnahme der Drohung 
einer Trennung, welche jie in das Manifeft nicht aufnehmen wollten. 
Uri, Schwyz und Obmalden erklärten ſich gegen alle halben Maßregeln: 
Entjhiedenheit werde gegenüber dem Radikalismus den Sieg auch ohne 
Waffengewalt fihern, wie die Erfahrung lehre, Unentichloffenheit und 
Halbheit dagegen zum Untergang führen. Vor Allem thue aber Ein: 
ftimmigfeit not). Bor der anjcheinenden Uebermacht ſolle man jich nicht 
fürchten; die alten Eidgenofjen jeien oft im Falle geweſen mit einem 
weit überlegeneren Feinde zu kämpfen und dann fei ihr Wahlipruch ge: 
weſen, ihre Gegner nicht zu zählen, aber auch nicht zu verachten. Frei— 
burg bedauerte, daß der Kanton ſich abgejondert und in jchwieriger Lage 
befinde, glaubte aber daß etwas und zwar mit Entjchiedenheit gefchehe. 
Dagegen mahnte Nidwalden eindringlich von allen Mafregeln ab, eben: 
fo Zug. „Man folle fih nicht dem Wahn Hingeben“ — erklärte lebte: 
res — „durch Einnehmung einer Separatitellung die übrigen Stände 
zu fchreden. Nicht die Radifalen allein, fondern das allgemeine Gefühl 
des Bedürfnijies der Ruhe und des Friedens, welche wejentlih zur Bil: 
dung des Zwölf-Stände-Befchlufjes mitgewirkt, würde ſich mit Entſchie— 
denheit gegen die aus einer Separatitellung hervorgehende Störung die: 
fer Ruhe gewiß fiegreich erheben. Die Gefahr der Bedrohung der 
Selbititändigfeit der Kantone fei noch nicht nahe, fie werde genährt 
durch das vorgeichlagene Auftreten. Auch dürfte die Ausfcheidung -in 
ein Fatholifches und reformirtes Lager dem nterejie der Eonfervativen 
Stände nicht zuträglih fein und die Vermittler-Stellung der Stände 
Bajelitadt und Neuenburg müſſe jehr bezweifelt werden, vielmehr dürften 
beim bejten Willen diefe Stände zum Vermitteln nicht einmal Zeit finden. ,, 

In der zweiten Konferenzjißung (14. Sept.), nachdem Giegwart- 
Müller feine VBorfchläge fehriftlih abgefaßt, wieſen die eifrigen Stände 
noch einmal auf die abjolute Notwendigkeit eines kräftigen und gemein— 
famen Beichlufjes Hin, während Zug uud Nidwalden wieder abriethen. 
Endlich drang die entjchiedenere Anſicht durch und es kamen folgende 
Beihlüffe zu Stande: 1) Auf Grundlage der an der Tagſatzung erlaj- 
jenen Proteftation jolle eine gemeinfhaftlihe Erklärung an alle Eidgenofjen 
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erlaffen werden, worin das an dem Bunde verübte Unrecht dargejtellt, 
die garantirten Rechte der Fatholifchen Religion zurüdgefordert, die Wie: 
derheritellung aller Klöjter im Aargau, die Wiedereinfeßung der Klöfter 
Thurgau’ in ihre jelbititändige Verwaltung und in das Recht der 
Novizenaufnahme und endlich die Wahrung der Rechte der Fatholifchen 
Konfeſſion in allen paritätiichen Kantonen verlangt werden jollen. In 
der Erklärung fei anzudeuten, daß falls diefen gerechten Forderungen 
nicht entiprochen werde, die befagten Stände diefe Verweigerung als eine 
Beharrung im Bundesbruche betradhten und demnach ihrerſeits ſich ge: 
nöthigt jehen müßten, um dem Bundesvertrage die unbedingte Hand: 
habung zu jihern, die Bundesgemeinfhaft mit denjenigen 
Ständen abzubreden, welde den Bundesbrudh nit gut machen 
oder jo lange bei ihrem Unrechte verharren würden. 2) Eine Könferenz 
fole obige Erklärung verfailen, zu geeigneter Zeit die Einberufung einer 
außerordentlichen Tagſatzung veranlajien und überhaupt Alles anordnen 
und leiten, was die Angelegenheit zu einem dem Rechte der Katholiken 
und den Forderungen des Bundes angemeflenen Ziele führen könne. 
3) Die Regierungen der Konferenzitände jeien mit den erforderlichen 
Mitteln und Bollmadten zu gemeinfhaftlicen militärifhen Maßnahmen 
für Wahrung und Vertheidigung ihres Gebiets, ihrer Unabhängigkeit und 
ihrer Rechte zu verjehen. *) 

So war der Grund zu einem Sonderbund gelegt. An den be- 
treffenden Kantonen wurde im Sinne der Konferenzbeſchlüſſe weiter ge: 
arbeitet. Dabei vermied man inder, den Schleier ganz zu lüften und 
das Protokoll zur Kenntnik zu bringen. Bor der offenen Drohung mit 
einer Trennung ſchrak man noch zurüd. Bon Bafeljtadbt, wo man 
vertrauliche Mittheilung von den gepflogenen Verhandlungen erhielt, ain: 
gen Abgeordnete (Bürgermeifter Frey und Nathsherr Heusler) in die 
fünf inneren Kantone, um vor dem verhänanikvollen Schritt zu warnen. 
An Luzern beſchloß der Gr. Rath, auf eine Botſchaft der Negierung, 
eine gemeinjchaftlihe Erklärung an alle eidgenöfliihen Stände fomwie an 
alle Eidgenofjen zu erlajjen, worin man für den Fall, daß die Mehr: 
heit der Stände im „Bundesbruch“ beharre, „ſich die ferneren gutfin— 
denden bundesgemäken Schritte vorbehalten wollte.” Der Gr. Rath 
wählte auch jofort eine Abordnung (Siegwart-Müller, Leu von Eberfol 
und Bernhard Meyer), die mit Delegirten der anderen jogenannten bun: 
bestreuen Stände zufammentreten und die geeigneten Mafregeln vorbe: 
vaihen follte, „um die Angelegenheit zu einem bem Rechte und den For: 


*) Siehe das Konferenzprototoll, zuerft herausgegeben von Prof. Herzog in 
Bern, jedod mit dem Irrthum, als ob die Konferenz im Bade Rothen bei Luzern 
gehalten worden ſei. 
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derungen des Bundes angemeflenen Ziele zu führen.” Endlich wurde 
der Negierungsrath förmlich ermächtigt „die Vertheidigungsfräfte des 
Kantons zu organijiren, um allfälligen Angriffsverfuhen begegnen zu 
können.“ Vergebens warnte die freilinnige Oppofition in der Behörde 
— Altſchultheiß Kopp. und Dr. Kaſimir Pfyffer an der Spike — vor 
ſolchen Beſchlüſſen, in welchen der erjte Schritt zu einer für das Vater: 
land unheilvollen Bahn liege, auf der unabjehbare Zerwürfnifje und 
vielleicht ſelbſt blutiger Bürgerkrieg in der Eidgenofjenjchaft herbeigeführt 
würden. 

In der übrigen Schweiz riefen dieje herausfordernden Entſchlüſſe, 
vor Allem die friegerifche Rüftung des vorörtlichen Kantons, jofort Alarm 
‚ hervor. „Man betrachtete den Beichluß "des Luzerner Gr. Raths fait 
überall als die Lojung zum Bürgerkrieg. Denn die unbefangenften Ur: 
theile glaubten ihn durch den Beſchluß der Tagſatzung in Bezug auf die 
Klöfter nicht gerechtfertigt.” *) Von der Berner Regierung erging ein 
warnendes® Schreiben, worin die unummundene Erklärung abgegeben 
wurde, daß der Stand Bern, foviel an ihm, nicht zugeben werde, daß 
die Schweiz einigen Uebelgefinnten zum Spielball diene, jondern daR er 
jeder Gefährdung der bundesgemäßen Eriftenz der Eidgenofjenihaft und 
jedem Trennungsverfuhe mit allen ihm zu Gebote jtehenden Mitteln 
entgegentreten werde. Zürich erwartete von Luzern als Vorort die Zus: 
fammenberufung einer außerordentlihen Tagjabung, falls e3 den inneren 
Frieden gefährdet halte; fonft würde ſich Zürich für berufen und ver: 
pflichtet halten, eine Konferenz fänmtlicher Stände in feine Stadt ein: 
zuladen. Luzern fchlug in feinen Ermwiederungen einen hohen Ton an. 
Eine außerordentliche Tagjatung werde e8 nach Umftänden zujammen- 
berufen, im Uebrigen während jener eidgenöſſiſchen Geſchäftsführung 
feinem anderen Stande als fich ſelbſt Beruf und Verpflichtung zugeitehen, 
die Boten fämmtlicher Stände in Bundesangelegenheiten um fi zu 
verjammeln. 

In den anderen Konferenzfantonen fam es noch zu feinen öffent: 
lichen Beſchlüſſen. An einzelnen Orten widerftrebte man noch der zu 
iharfen Separatitellung. Die Konferenz trat indeß von Neuem zuſam— 
men (24. Januar 1844). Die Berathungen blieben diesmal geheim. 
An das Tageslicht kam nur ein Manifeft an fämmtliche eidgenöfjiichen 
Stände — von Luzern, Schwyz, Uri, Unterwalden, Zug und Freiburg 
unterzeichnet — worin auf Wiederherftellung aller von Yargau aufge: 


*) So jagt Tillier (Baud II. pag. 168), der den Sonderbund jpäter viel⸗ 
fach beſchönigt und die Verantwortlichkeit des Krieges auf die Mehrheit der Tag— 
ſatzung zu wälzen jucht. 
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hobenen Klöfter beharrt und der feite Entſchluß erflärt wurde: „feine 
vom Bunde, von der Treue am gegebenen Worte, von der Liebe zum 
gemeinfamen Vaterlande, von der Verehrung für die Grundſätze der 
Väter, von der Pfliht der Erhaltung der Eidgenofjenichaft gebotenen 
und angerathenen Mittel und Schritte unverfucht zu laffen, um die in 
Frage liegende Konfeſſions- und Bundesangelegenheit einer bundesge: 
mäßen Erledigung zuzuführen.” 

An der darauf folgenden ordentlichen Tagſatzung beharrten jedoch 
12 ?/, Stände dabei, die Aargauer Klöfterangelegenheit als erledigt zu 
erklären, worauf die fonderbündelnden Kantone wieder eine Protejtation 
zu Protofoll gaben. 


Die Jeſuilenberuſung in Luzern. 


Anzwilhen war die Neaction im Innern des Kantons Yuzern wei: 
ter vorgefchritten und noch anderer Stoff aufgehäuft, der die Schweiz 
entzünden mußte. Wir haben gefehen wie die revidirte Yuzerner Der: 
faſſung von 1841 dem Pabjt zu Fühen gelegt wurde und diejer wohl 
die Zufriedenheit ausſprach, aber noch weitere Belege der frommen und 
ergebenen Geſinnung wünjchte. Das neue Negiment, vom Klerus be: 
herrſcht, von übereifrigen Abtrünnigen geleitet, verfehlte nicht den 
Wünſchen Roms nah Kräften entgegenzutommen. 

Noch mehr wie das Septemberfyftem in Zürich Fehrte ſich das 
Syitem in Yuzern gegen den ganzen gebildeten Geift der Regeneration 
und juchte nad) allen Richtungen aufzuräumen. Von vorneherein war 
der Austritt aus dem Siebenerkonfordat erklärt, die Badener Ueberein— 
funft außer Wirkfamfeit geſetzt, das Gefeß über Ausübung des landes- 
herrlihen Plazet aufgehoben, eben jo das Dekret, wornad) jede Aus: 
übung geiftlicher Gerichtäbarfeit von Seite der Nuntiatur als Mißbrauch 
erflärt worden war. Der Nuntius felbjt fehrte, auf die an ihn gejtellte 
Bitte, unter großen Ehrenbezeugungen in feine alte Reſidenz zurüd. 
Siegwart:Müller begrüßte ihn am der Spite der Deputation, die ihn 
von Brunnen abholte. Den Klöftern wurde die Aufnahme von Novi: 
zen und die Verwaltung des Vermögens zurüdgeneben. Für die vor 
einigen Jahren geichehene Aufhebung der Franzisfanerflöfter zu Luzern und 
Werthenſtein erbettelte man fich die Firchliche Genehmigung. Die Behörden 
ſuchten allen Wünfchen der Kirchenoberen nicht blos zu entiprechen, ſondern 
. eilten denfelben häufig voran. Eine Negierungsverordnung verbot das uhr: 
werfen auf den Straßen an Sonn und Feiertagen. Sowohl das bürger: 
liche als das Strafgeſetzbuch erlitten Verftümmelungen. Das jeit 1836 
eingeführte Fallbeil bei Vollziehfung der Todesftrafe wurde abgejchafft 
und wieder durch das Schwert erjeßt, nur weil jenes an die Zeiten der 
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Revolution erinnerte. Von einer Revijion der Bundesverfafjung ab- 
ftrahirten die neuen Behörden gänzlid und Luzern ftimmte von nun an, 
fo oft der Gegenftand auf der Tagfatung zur Sprache fam, gegen jebe 
Revifion, die nicht von allen Ständen beliebt werde. Mit der freien 
Meinungsäußerung konnte die finftere Richtung unmöglich beitehen. Die 
Preife wurde deßhalb durch ein Geſetz beſchränkt, das mit feinen vagen 
und elaftiihen Beitimmungen der Willführ freien Spielraum ließ und 
die öffentliche Kritik, namentlih in Firhlichen Dingen, faft unmöglich 
machte. Doc erfhien auch diejes Geſetz noch zu gelinde und man fchritt 
zu einer Verſchärfung defielben. Nicht nur wurden die Strafen erhöht, 
fondern auch neue Vergehen aufgeftellt. Die Wirte wurden für Per: 
gehen der Verleumdung oder jogenannten Höhnung der gefeßlichen Ord— 
nung, der Sittlichkeit und Religion, welche in ihren Häufern verübt 
würden, in dem Maße verantwortlich gemacht, daß fie gleich dem Thä— 
ter bejtraft werden ſollten. Niedergelajiene wurden mit Fortweiſung 
bedroht und gegen Reifende, die ſich allzufrei äußerten, bejondere Tor: 
ſchriften aufgeftelt. Die liberale Parthei fühlte, daß ihr mit diefen 
Beſchränkungen jedes Mittel genommen wurde, auf die öffentliche Mei- 
nung zu wirfen. Sie raffte deßhalb ihre Kräfte zufammen und erhob 
eine Veto-Bewegung. Nah den Beftimmungen der Verfafjung war es 
indeß fchwer, daß ein Veto durchdringen konnte. Wer fih von der 
Abftimmung fernhielt, ward zu den Annehmenden gezählt. Ward an 
einem Orte feine Betogemeinde abgehalten, weil nicht der jechäte Theil 
der ftimmfähigen Bürger fie beftimmt verlangte, jo zählte die ganze 
Gemeinde als annehmend. Das Preßgeſetz blieb daher aufrecht; doc 
ergaben jih 9052 Verwerfende, mehr als ein Drittheil aller ſtimmfähi— 
gen Bürger. Während der Dauer dieſes Preßgeſetzes wurde nad und 
nach allen namhaften liberalen Blättern der Schweiz der Eintritt in den 
Kanton Luzern verboten. 

Vor Allem aber äußerte jich die Neaction auf dem Gebiete des 
Erziehungsmejens, das der Kirche vollftändig überliefert werden follte. 
Von vorneherein wurde das Schullehrerjeminar von Luzern nach dem 
Klofter St. Urban verlegt, unter geiftliche Aufficht geſtellt und der bis 
herige verdiente Director Nietfcht befeitigt. Vergebens petitionirte der 
ganze Lehreritand für jeine Belafjung im Amt. Er mußte einem Dorf: 
faplan Pla machen, der, erichroden über die auf ihn aefallene Wahl, 
jelbjt defannte, daß er vom Lehrfache wenig veritehe. Nach einem neuen 
Geſetz Fam das Volksſchulweſen unter eigene Behörden, deren Präjident 
der jeweilige DrtSpfarrer fein mußte; die aufgeitellten Infpectoren wur: 
den ſämmtlich aus der Pfarrgeiftlichfiit erwählt; endlich ein Volksſchul— 
fommifjär aus der Mitte des Erziehungsraths, in welchen man ebenfalld 
geiftliche Mitglieder ernannte. Am Gymnaſiuͤm trat an die Stelle des 
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Fächerſyſtems wieder das Klafjjenfyftem und in Folge defien, wurden für 
erledigte Stellen nur Geiftliche als wählbar erklärt. Aus der Fremde 
wurden Urfulinerinnen herbeigerufen und ihnen das ehemalige Urfuliner: 
flofter in der Stadt als höhere Schulanftalt für Töchter übergeben und 
fo das Klojter wieder förmlich hergeſtellt. Armen-, Waiſen-, Kranken-, 
Irren-, Zucht: und Befjerungganftalten follten in Zukunft geiftlihen Kor- 
porationen ohne Weiteres übergeben werden dürfen. Der Turn: und Zo— 
fingerverein der ftudirenden Jugend erhielten Befehl fih aufzulöfen. 
Den Schülern am Lyceum wurde verboten, die heilige Schrift in die 
Kirche zu nehmen, dagegen geboten, es fofort zu denunziren, wenn fie 
von ihren Koftleuten, bei denen fie wohnten, etwas hörten was gegen 
Sittlichfeit und Religion oder gegen den Geift der Verfaflung gebe. 
Das Bild des um das Erziehungswejen hochverdienten, bereit3 verftor: 
benen Eduard Pfyffer mußte aus allen Schulftuben entfernt werden. 
Für den ganzen Lehrerftand war es eine Zeit der härteften Bebrängniffe ; 
viele Mitglieder deſſelben verließen ihren Beruf, nod mehr wurden 
willführlich entlafjen, weil ſie nicht Firchlich genug gejinnt waren. 

Mit al’ Diefem war noch nicht genug gethan, um das Volk unter 
die römische Zucht zu bringen und den Geift der Aufklärung auszutrei- 
ben. Das Werk follte durch die Einführung der Jeſuiten gefrönt 
werden, Bon einer Station zur andern, von Wallis nah Freiburg, 
von Freiburg nah Schwyz, war der Jefuitenorden bereits in der Schweiz 
porgedrungen. Wo er eine Zeit lang wirkte, fproß eine finftere Saat 
empor. Das große Ziel war jest, den katholiſchen Vorort zu gewinnen 
und im Herzen der Eidgenofienfhaft feiten Fuß zu fallen. Dahin ar: 
beitete die ultvamontane Propaganda unter Antrieb der Nuntiatur, Als 
vaftlofes Werkzeug diente der blind ergebene Leu von Eberjol, der, wie 
wir gefehen, bereit3 früher auf Berufung der Jejuiten antrug und in 
feinem Eifer fih von Gott dazu auserwählt glaubte, diefe heilige Auf: 
gabe zu löfen. Zum Vorwand wurde genommen, daß die höhere Lehr: 
anjtalt troß der Neorganifation, die fie bereit zu Gunſten des geift- 
lichen Einfluffes erlitten, no immer nicht die nöthige Garantie für die 
religiöfe Erziehung der Jugend gewähre. Neun Grofräthe aus dem 
Entlebuch ftellten nun (9. Dez. 1841) den fürmlihen Antrag auf 
Uebergabe der Anftalt an die Gefellfhaft Jeſu und nöthigten die Be- 
hörden zu einer Vorberathung. Noch ſträubten fich diefe gegen den ver: 
hängnißvollen Schritt, jo meit fie ſich auch ſchon der Priefterichaft unter: 
worfen Hatten. Im Erziehungsrath ſprach ſich erit eine Hälfte zu Gun— 
jten des Vorſchlags aus. An der Spite ftanden die beiden 'geiftlichen 
Treiber Domderr Kaufmann und Defan Eſtermann. Die andere Hälfte 
verwarf die Berufung, da fie weder nöthig noch zweckmäßig noch gerecht 
ſei. Siegwart:Müller, der den Ausfchlag geben konnte, behielt ſich noch 
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die Hinterthüre offen und arbeitete einjtweilen durch den Mittelantvag 
eines geiftlichen Conviets den Jeſuiten indireft in die Hände. Der 
Regierungsrath widerjeßte fich noch entjchieden, indem er die Berufung 
des unnationalen Ordens als unvereinbar mit der Verfaſſung und als 
trauriges Bekenntniß geiftiger Armuth und fittliher Verſunkenheit er: 
flärte. Treu der Verfafjung und feinem Eide könne er zu einem jol- 
hen Gewaltakte weder gegenwärtig noch in der ferneren Zukunft Hand 
bieten. Am Gr. Rathe konnte die Jefuitenparthei den gemwichtvollen 
Einwendungen der Oppofition wenig erwiedern. Selbſt Bernhard Meyer 
vief noch feinen - fonftigen Gefinnungsgenofjien zu: „Ihr werfet eine 
Flamme unter das Volk, die nie erlöjchen und die Schaubühne politijcher 
Treiberei und Wühlerei immer ernähren, die unfer Volk in bejtändiger 
Gährung erhalten wird.” Aber den Konfervativen war e8 nur halber 
Ernſt, der Berufung einen wirklichen Riegel zu ſchieben. Durch jchlaue 
Wendung von Siegwart:Müller, der behauptete, den Jeſuitenorden der 
Gegenwart nicht fattfam zu Eennen, um ſchon ein Urtheil zu fällen, ließ 
fih die Mehrheit des Gr. Raths beſtimmen, den Antrag nicht definitiv 
abzulehnen, fondern an die Regierung zurüdzumeifen, um Crfundigungen 
einzuziehen umd die Bedingungen zu vernehmen unter melden die es 
juiten die Lchranftalt übernehmen würden. Damit war der Weg ges 
ebnet (Sept. 1842). | 

Bereit3 hatten feit längerer Zeit Jefuitenmiffionen das Volk 
im Kanton auf ale Weife bearbeitet. Anfangs legte die Regierung 
idiefen Mifjionen noch Hindernifje in den Weg, aber bald mußte fie dies 
jelben gewähren lajjen. Von Freiburg famen die drei Väter Burgitah- 
ler, Schlofjer und Damberger. Nachdem die erjten Predigten in Hoch— 
dorf gehalten worden (1. Dit. 1841), machten fie die Runde durd) den 
ganzen Kanton, unter fortwährendem Zulauf der Dienge, die durch die 
Neuheit des Schaufpielö. gereizt wurde. Vielen Gemeinden und Pfarr: 
herren wurden die Miſſionen vecht eigentlich aufgedrängt. Die Väter 
legten e8 darauf an, das Anfehen ihrer Gefellichaft recht hoch über das— 
jenige der Ortögeiftlihen zu jeßen. In ihren draftiichen Vorträgen wuß— 
ten fie bald die Ohren der Zuhörer zu figeln, bald die Einbildung zu 
erjchreden und in fanatiſche Angſt zu verſetzen. Alle Gegner des Or— 
dens wurden zu Feinden der Fatholifchen Kirche geftempelt und in die 
Hölle verurtheilt. Mit diefen Miffionen wurde der eigentlihe Grund 
zu der Jeſuitenberufung gelegt. 

Nah Weifung des Gr. Raths zogen die Behörden nun ihre Er— 
fundigungen über das Leben und Wirken der Geſellſchaft ein. Die Je— 
juitenfreunde mußten es mit Hülfe Siegwart-Müller's einzurichten, daß 
nur von einjeitigen Aufjhlüffen Notiz genommen und blos Regierungen 
und Biſchöfe angefragt wurden, von denen man zum Voraus willen 
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mußte, daß fie fich amtlich mehr oder weniger empfehlend ausfprechen 
werden. Der Sefuitenprovinzial jelbit erklärte in feiner Antwort auf 
die an ihn geftellten Fragen unummunden, daß der Orden in Hinficht 
auf Lehr: und Erziehungsfyiten keine Befehle und Weifungen von Seite 
der Staatsbehörden als maßgebend anerkennen werde. Auch die Wallifer 
Regierung gab deutlich genug zu verftehen, daß ſich die Nefuiten im ih- 
ren dortigen Anftalten feine Abänderung ihre Unterrichtswefens von 
Seite der ftaatlihen Gewalt würden gefallen laſſen. Einer nad frei: 
burg gejendeten Abordnung wurde der freie Eintritt in die Schulen ver: 
weigert. Dies Hinderte indek nicht, daß fich jebt im Erziehungsrath eine 
Mehrheit für den Antrag ergab, zwar noch nicht die ganze höhere Lehr: 
anjtalt, wohl aber die theologische Abtheilung in Verbindung mit dem 
Priefter-Seminarium der Gefellihaft Jeſu zu übergeben. Für das 
Gymnaſium verlangte man vor der Hand nur einen Convikt von Welt- 
geiftlichen. Vergebens erflärte der Präſident Eutych Kopp, daß er 
eine ganze oder theilmeife Uebergabe „für den Anfang eines nicht zu 
berechnenden Unglüds für den Kanton Luzern betrachte.” Noch immer 
fträubte fih auch ein großer Theil des Klerus gegen die Ausficht, in dem 
Orden einen Zuchtmeifter zu erhalten. Aber wer vorher in die Berur: 
teilung der aufflärenden Richtung eingeftimmt und dem Gefchrei über 
Religiondgefahr mehr oder weniger Nahrung gegeben hatte, war jeßt zu 
ſchwach, um dem hervorgerufenen Yanatismus zu wehren und das theo- 
kratiſche Gelüfte wirkfam zu befämpfen. 167 Geiftliche wollten ſich wohl 
mit der Bitte an den Gr. Nath wenden, die bisherige Pflanzitätte der 
höheren wiljenfchaftlihen und theologiſchen Bildung unverfehrt zu erhal: 
ten. Aber auf die Drohung des Dekans Eſtermann, an der Spite der 
übrigen Geiftlichen eine Gegenfchrift eingeben zu wollen, und die Wei: 
fung des Biſchofs, daß die Geiftlichen jede Eingabe unterlajjen jollten, 
fügte man fi und ſchwieg. Nur wenige Geiftlihe, wie der Stadt: 
pfarrer Siegrift, behielten den Muth der Ueberzeugung. Noch immer 
warnte die Mehrheit der Regierung vor jeder Berufung, Nach der Ela: 
ren Beitimmung der Berfaflung ſei dem Erziehungsrath unter Aufjicht 
des Negierungsrath3 die Leitung des Erziehungswefens übertragen. Da: 
mit ftehe die Erflärung des Jefuitenprovinzials, daß die Geſellſchaft 
jich allein die Leitung der Anftalt vorbehalte, in vollftändigem Wider— 
ſpruch. Im Gr. Rath wußten indeß die Nefuitenfreunde, unter Ein: 
gebung von Siegwart-Müller, den Ausweg zu finden, daß in einen 
Vertrag mit dem Orden die Bedingung aufgenommen werden jollte, daß 
die Gejellfchaft ihre Schule der verfaſſungsmäßigen Wirfjamfeit und 
Auffiht der Behörden unterjtelle. Damit beruhigten ſich die Gegner, 
die nur noch zum Schein opponirten, und das lebte Hindernif fiel. Die 
Regierung wurde jegt mit förmlichen Unterhandlungen beauftragt. Die 
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Jeſuiten mwilligten in jene Bedingung ein, aber ließen ji in dem Ber: 
trage gleichzeitig die Befugnif einräumen: „im Kanton Luzern nach den 
von der Kirche qutgeheißenen Regeln ihres Ordens zu leben und zu wir: 
fen.” Da diefe Regeln ganz unbedingten Gehorfam unter die Befehle 
des Drdensoberen vorfchreiben, fo war die vorbehaltene Aufficht der Er: 
ziehungsbehörden ein bloßer Trug. Sobald der Vertrag zwiſchen dem 
Erziehungsrath und dem Provinzial Rothenflue vereinbart war, beeilte 
jich der Biſchof von Solothurn, der einerfeit3 voll Lobes für die bis— 
herige höhere Lehranſtalt war und andrerjeits den Sefuiten allen Vor: 
hub Teiftete, die Mebereinkunft zu genehmigen. So allfeitig fir und 
fertig wurde der Vertrag endlich dem Gr. Rath zur Ratififation vor: 
gelegt. Jetzt hatte jich auch die Negierung befehrt. Alles, was fie frü- 
her gegen die Berufung einzuwenden wußte, die vielfachen Gefahren, 
vor denen fie gewarnt hatte, waren vergejjen und mit ungenirter Kürze 
erklärte fie dem Gr. Rath, daß fie nicht anftcehe, die Genehmigung zu 
empfehlen. Der Gr. Rath erklärte zwar, daß durch die der Gefellichaft 
zugeitandene freie Wirkfamkeit nach den Regeln des Ordens der ver: 
fafjungsgemäßen Aufficht der Erzichungsbehörden Fein Eintrag gethan 
werden folle. Aber diefe einjeitige Verwahrung gegen einen im Vertrag 
ausdrüdlich zugelafjenen Vorbehalt war nur eine weitere Täuſchung, wo— 
nit man das Gewiſſen zu beſchwichtigen juchte oder Sand in die Augen 
ftreute, Nach einer legten heißen Diskuffion wurde endlich der verhäng- 
nißvolle Beichluß der Berufung mit 70 ‚gegen 24 Stimmen gefaßt. 
Vergebens erklärte Altfchulthei Kopp die Berufung als einen „Verrath 
am Vaterland“. Der Gr. Rath ſprach ihm dafür auf Leu's Antrag fein 
förmliches Mipfallen aus. Fünf Mitglieder legten eine Proteftation ein, 
welche aber als unjtatthaft von der Hand gemiefen wurde (24. Oft. 1844).*) 


Segenrevolution in Wallis. 


Noh war in Luzern der verhängnißvolle Beihluß zur Berufung 
der Sefuiten nicht gefakt, ald in einem anderen Kanton, wo die Sefuiten 
bereit3 ſeit Dezennien ihren Sit aufgefchlagen hatten, Ereigniſſe ein= 
traten, die den tiefiten Eindrud in der ganzen Schweiz hervorriefen. 

Wir haben gejehen, wie ganz Wallis im Jahr 1840 auf Grund: 
lage der Rechtsgleichheit refontituirt wurde. Den langen Wirren folgte 
eine furze Zeit des Friedens und äußerer Verföhnung. Die liberale 
Regierung erwarb fich ſowohl durch ihre Mäßigung als ihren befonnenen 
Fortfchritt die Anerkennung aller bejjer gefinnten Bürger. Aber unter 


*) Siehe: 3. Imhof, Profeffor der Fatholiichen Theologie, die Zejuiten in 
Luzern, wie fie kamen, wirkten und gingen. St. Gallen 1848, 
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der fcheinbaren Ruhe dauerten die Gegenfäße fort, die ihren Grund 
nicht blos in den politifchen Prinzipien, fondern zum großen Theil auch 
in der Verfchiedenartigfeit der Pandestheile hatten, indem Sprade, Cha: 
vafter, geihichtliche Ueberlieferungen und fo viele hergebradite Gewohn— 
heiten die oberen und unteren Thäler von einander trennten, bier die 
franzöfiiche Bevölkerung den neuen Ideen eben fo zugänglid war, als 
dort die deutfche zäh am Alten hing. So lange fich die Reformen mehr 
auf materiellen Boden bewegten und nicht in die Vorrechte der Geift: 
lichkeit griffen, war wenig Oppofition zu fpüren. Aber faum wurde 
der Verfuh gemacht, das Schulweſen aus dem kläglichen Zuftand, in 
welchem es ſich unter der ausfchlichlichen Leitung de Klerus befand, zu 
reißen und dem Staat einen gebührenden Einfluß zu fihern, begann 
die pfäffiſche Agitation fich zu regen. Gin neues Gefeß über den Pri— 
marunterricht, obgleich e3 der Einwirkung der Geiftlichen noch immer 
jehr viel einräumte und namentlich im Erziehungsrath von 5 Mitglie: 
gern 2 Geiftliche fein follten, wurde dennoch als antifatholiih und die 
Rechte der Kirche gefährdend verfchrieen. Bei dem Referendum gelang 
es den Umtrieben, das Gefe zu verwerfen. Gleiches gefhah mit einem 
anderen Geſetz, welches die Militärlaften billiger zu vertheilen fuchte und 
die Befreiung des Klerus von der Militärfteuer aufhob. Durch die Ver: 
werfung dieſer Gefege erhielt die liberale Ordnung einen empfindlichen 
Stoß. Die Behörden fingen an, gelähmt zu werden. In Oberwallig 
bildete ſich allmählig eine geheime Macht, die gegen den ganzen beftehen: 
den Zuftand Fonfpirirte. Bald fam die Klöfterfrage und rief meiteren 
Zwiejpalt hervor. In Obermwallis erhob jich eben fo heftige Gefchrei 
gegen Yargau, als fih in Unterwallis lebhafte Sympathie für dasſelbe 
zeigte. Der Gr. Nath, von der Priefterparthei gedrängt, inftruirte auf 
Wiederherftellung aller Klöfter und verlegte damit das liberale Gefühl, 
das fich in verfchiedenen Demonjtrationen Luft machte. 

Um dieje freiere Richtung zu ftrafen, griff der Landesbifchof zu 
einem Akt der Frafieften Intoleranz. Seit längerer Zeit beſtand in 
Unterwallis eine politiihe Gefellfchaft, die junge Schweiz genannt, 
die vorgerüdte Ideen befannte und gegen die hierarchiſchen Anfprüche 
fämpfte. Bei der Regeneration von 1840 entwidelte fie größere Thä— 
tigkeit, feit Begründung der neuen Ordnung war fie halb eingefchlum: 
mert. Plöglich erhielten alle Pfarrer die biſchöfliche Weifung, die Mit: 
glieder dieſer Gejellihaft als Ungläubige von allen Wohlthaten und 
Tröftungen der Religion auszufchließen. Durch die Ercommunifation 
auf’8 Tiefite empört, traten die Jungſchweizer von nun an dem priefters 
lihen Anfehen nur um fo ſchärfer entgegen. Ohne kirchliche Ceremonien 
wurden Taufen vorgenommen, Chen geſchloſſen, Begräbniffe gefeiert. 
Die Kurie lenkte fheinbar ein und ermächtigte die Pfarrer, die Mitglie- 
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der wieder zu den Sacramenten zuzulafjen, wenn fie fich jeder Verfügung 
des heiligen Stuhls unterziehen wollten, aber die Jungſchweizer wiefen 
diefe Bedingung mit Verachtung zurück. Ultramontane Umtriehe, die an 
den Abteien von St. Morik und St. Bernhard eine Stüße hatten, un= 
tergruben allmählig den liberalen Boden auch in einzelnen Thälern von 
Unterwallis. Gemäß einem bifhöflihen Erlaß wurde das jungjchmeize: 
rifhe Organ (Echo des Alpes) von den SKanzeln herab verboten. 
Beichtväter verweigerten den Lefern deſſelben die Abfolution. In der 
Erbitterung über die Wühlereien ließen fih die Jungfchweizer zu Häufi: 
gen Exceſſen verleiten. Die liberale Parthei jpaltete fich in eine ge— 
mäßigte und eine radilale Richtung, die fich untereinander befehdeten. 
Der jungen Schweiz gegenüber bildete ſich, mit gleicher militärifcher 
Drganifation, eine alte Schweiz, die ganz Oberwalli3 umjtridte und 
fi auch in Unterwallis verzweigte. In Mitte der fchroffen Parthei- 
lager verloren die Behörden viel von ihrem Anfehen. Gegenfeitig ge: 
ſchahen Häufige Gewaltthätigfeiten. Durch die fortwährenden klerikalen 
Schmähungen gereizt, zerjtörten die Nungfchweizer in einem vohen Akt 
die Druderei ded ultramontanen Organs, der Simplonzeitung in Gt. 
Morik (April 1843). 

Unter diefen Zerwürfniffen famen die verfafjungsmäßigen Erneue— 
rungsmwahlen für die oberfte Behörde. Der leidenſchaftliche Wahlkampf 
rief in Unterwallis eine theilweife Aenderung hervor. Die beiden Zeh: 
nen Entremont und St. Morik wählten eifrige Anhänger der Priefter: 
parthei. Oberwallis ftimmte ganz in fonfervativem Sinne. Bei der 
Wahl der Regierung fand zwar die Mehrheit der bisherigen Mitglieder 
(3 von 5) wieder Gnade. Aber unfähig, den retrograden Tendenzen des 
Gr. Raths gegenüber ein liberales Syftem durchzuführen, lehnten die 
Gemwählten ab. So kam das Ruder in ſchwankende oder reactionäre 
Hände. Bei dem Drängen der Partheien ftand die oberjte Vollzie— 
Hungsbehörde ohne Energie und Feftigkeit da. Der Priefteranhang wußte 
aus der Schwäche den größten Bortheil zu ziehen. Beſtändig ftellte er 
der Regierung das Schredbild der jungen Schweiz vor und verleitete 
biefelbe zu Mafregeln, die in Untermwallis nur erbitterten und die Unord— 
nungen vermehrten. Cine Amneftie für alle politifhen Vergehen follte 
zwar die Gemüther etwas beſchwichtigen. Der Cintritt einer neuen 
Kraft in die Regierung (Torrent) ſchien auch der liberalen Seite wieder 
einigen Einfluß zu verfhaffen. Aber in Oberwallis fing man an, auf 
eine Gonirerevolution zu finnen, um fich für die Niederlage von 1840 
zu rächen. Unter dem Vorwand anarhifcher Auftritte in Unterwallig 
bereitete fich bereits eine Landiturmbewegung vor. Um dem drohenden 
Ueberfall zuvorzukommen, fammelte fih in den unteren Zehnen raſch 
eine Colonne bewaffneter Freiwilliger unter dem entjchlofjenen Joris und 
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marfchirte auf Sitten. Nur auf das dringende Abmahnen von Mori 
Barmann, dem politifchen Chef der Fiberalen, der fich mit feinem gan— 
zen Anfehen dem Weitermarſch widerſetzte, und auf Maßnahmen der 
gefeßgebenden Behörde vertröftete, wodurch die Krebsübel des Staat? — 
die AImmunitäten des Klerus und der Yerwahrloste Volksunterricht — 
befeitigt werden jollten, ſchloß die Colonne eine Art Kapitulation mit 
dem Staatsrath und ließ ſich zur Rückkehr bewegen (30. Auguft 1843). 
Der Zufammenftoß war damit für den Nugenblid abgemwendet. Die 
alte Schweiz ſchrak vor der raſchen Entſchloſſenheit der Jungſchweizer 
zurüd und ftellte ihre Bewegung ein. Aber im Lager der Liberalen 
brach ftärferer Zwieſpalt aus, da jich der Vorwurf erhob, daß das Heft 
ohne wirkliche Garantien aus den Händen gegeben jei. Der Gr. Rath 
that nichts zur Befeitigung der Uebel, in welchen der eigentlihe Grund 
der Mifverhältnifje lag. In Bezug auf die jchreienden Immunitäten 
des Klerus wurde den Wünfchen nur durch eine furdtfame Eröffnung 
an den apoftolifhen Nuntius Rechnung getragen. Diefer lehnte in ge: 
wundenem diplomatiichem Stil jedes nähere Eintreten ab und damit 
hatte e8 fein Bewenden. Statt Verbefierung des öffentlichen Unter: 
richts fanctionirte der Gr. Rath die Allmacht der Jefuiten in den Kolle: 
gien und diejenige des Biſchofs in den Primarfchulen in ſolchem Maße, 
daß die Staatsgewalt nicht einmal das Necht hatte, Kenntniß von den 
Gründen der Nusweifung eine Zöglings oder der Entlaſſung eine? 
Lehrers zu verlangen. Zudem arbeitete man von Seite der reactionären 
Mehrheit auf Beihränfung der Preſſe und Bernichtung der Vereinsfrei= _ 
beit, jelbft auf ein Mafjenaufgebot, um die liberale Oppoſition nieder: 
zufchlagen. In diefem Sinne wurde ein Begehren von 29 Mitgliedern 
des Gr. Raths geftellt und an die Regierung gemiefen. 

Unter folden Umfjtänden ward eine Pazififation zur Unmöglichkeit, 
die Verwirrung nur gefteigert. Während die junge Schweiz ſich zu 
ftürmifhen Demonftrationen hinreißen ließ und die Ordnung oft tumuls 
tuariſch ftörte, griff man von Seite der alten Schweiz zum Dolce und 
machte ſich wiederholt meuchlerijcher Anfälle fhuldig. Die Pricfter traten 
im Namen der gefährdeten Religion verwegener und unbändiger wie je 
auf. In Oberwallis wurden die Eriegerifchen Nüftungen zu einem ges 
waltfamen Schlag immer offener betrieben. Der ultramontane Vorort 
Luzern drängte den Staatsrath zu auferordentlihen Mafregeln und ein 
vorörtlicher Agent (Bernhard Meyer) ſchürte in geheimer Miffion. Die 
fogenannten Vertheidiger des Glaubens fhlojfen ihre Reihen in dem 
Grade feiter, als die Freunde des Fortſchritts die ihrigen öffneten und 
ih in gegenfeitigen Vorwürfen befehdeten. Angefihts ber wachſenden 
Gefahr fette eine liberale Berfammlung zu Martinach ein Komite nie. 
der, um das Vertrauen unter allen patriotiſch gefinnten Bürgern wieder 
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herzuftellen, die Ausführung der demofratifchen Grundſätze zu ermögli= 
Hm und nöthigenfalls mit bewaffneter Hand jeden Angriff auf die Un: 
abhängigfeit und die Rechte des Volks zurüdzumeifen. Aber das Mik- 
trauen zwiſchen den gemäßigten Liberalen und den entjchiedenen Jungs 
ſchweizern lähmte die Anftrengungen. Das Komite zerjtüdelte ſich und alle 
ernftlichen Vorbereitungen zur Vertheidigung unterblieben (April 1844). 

Unterdeß brachte die alte Schweiz ihren Plan und ihre Angriffs: 
mittel zur Reife. Ein tüchtiger Offizier, Wilhem von Kalbermat: 
ten, früher Kapitän in franzöſiſchen Dienften, bei der Bewegung von 
184) in den Reihen der liberalen Unterwallifer, dann zu der alten 
Schweiz übergetreten, erhielt von den Häuptern der Reaction den Auf: 
trag, in Oberwallis die bewaffnete Macht zu organifiren. Wo die Be- 
völferung noch mwiderftrebte, wurde fie mit allen Mitteln zum Freiwillis 
gendienft gezwungen. Die Regierung, halb ſchwankend, halb in bie 
Verſchwörung eingeweiht, fam mit zweideutigem Spiel zu Hülfe. Der 
Gr. Rath follte ſich außerordentliher Weife verfammeln, um die ver: 
langten Mittel zur Unterdrüdung der Oppofition zu berathen. Die 
Regierung ergriff jest plötzlich Maßregeln, als ob der ganze Kanton in 
Brand gerathen fei. Unter dem Vorwand neuer Unordnungen in den 
unteren Zehnen — mo ein meuchlerifches Attentat von Seite der Prie— 
fterparthei die Jungſchweizer zu argen Akten der Vergeltung trieb — 
bot fie Truppen auf, um St. Morik zu befegen, rief eidgenöſſiſche 
Intervention an (4. Mai) und drang wiederholt in den Vorort, 
bie Hülfe zu befchleunigen (6. Mai). Zugleich verbot fie im Kanton 
jede Bewegung bewafineter Mannfchaft ohne den Befehl des Staats: 
rath8 und machte es allen Gemeinden zur Pflicht, durch ihr Kontingent 
oder ihre Landwehr jede folde unrechtmäßig bewaffnete Truppe zu ber 
fümpfen und anzuhalten. Der ultramontane Vorort beeilte fih, dem 
Hülfsbegehren zu entiprechen, ernannte zwei Repräfentanten, bot Trup— 
pen von Luzern, Uri, Zug, Unterwalden, Bern, Freiburg und Waadt 
auf und übertrug den Oberbefehl an den Oberft Salis-Soglio. 

Da die Kunde einer ſolchen bewaffneten Intervention, in einem 
Augenblid, wo nod Feine ernjten Unruhen außgebrohen waren — über 
bie einzelnen Auftritte in den unteren Zehnen waltete gerichtliche Unter: 
fugung — nothwendig den höchſten Lärm bei der liberalen Bevölkerung 
hervorrufen mußte, ſchrak die Regierung vor ihrer eigenen Maßregel 
zurüd und verläugnete die Anrufung der Intervention, indem fie in 
Eitten unter Trommelſchlag fälſchlich befannt machte, daß fie weder eid— 
genöfliihe Truppen no Repräfentanten verlangt habe. Unter dieſen 
Umftänden erließ das Komite von Martina einen Aufruf an das Volk, 
warnte vor „Meineid und Verrath“ und mahnte, auf der Hut zu fein. 
Der dadurch betroffene Staatöraih gerieth in die äußerſte Leidenjchaft, 
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Als fi der Gr. Rath verfanmelte (14. Mai), fhilderte er ben Zur 
ftand des Landes in den ſchwärzeſten Farben und erflärte, feine Wirk: 
famkeit fo lange einzuftellen, bis der Gr. Rath über die Beſchuldigun— 
gen des Martinaher Komite’3 entfchieden habe. Das halb hinter dem 
Rüden, halb im Einverftändniß mit der Regierung gefponnene Complott 
konnte ſich nun frei entwideln. Im Sturmfcritt genehmigte die Mehr: 
heit des Gr. Raths alle getroffenen Maßregeln, ſprach der Regierung 
den Danf aus und erflärte das Komite von Martina — weil aufrührerifh - 
und verfajjungsmwidrig — al3 aufgelöst. Nach aufgehobener Sitzung 
wurde dann — unter den Aufpizien eines vorörtlihen Agenten (Bern, 
hard Meyer), der im Geheimen das Beglaubigungsjcreiben als eidge- 
nöfjischer Kommiſſär bei fi trug — contrerevolutionärer Klub abge— 
halten. Bon diefem Klub aus erließ Adrian von Courten, Sohn des 
Grokrathspräjidenten und Präfident des Zehnen von Siders, fofort ein 
Kreisihreiben an die Gemeinden dieſes Zehnen, worin laut angeblihem 
Beihluß der „höheren Behörde” allen Korps der organijirten Freimilli: 
gen die Drdre ertheilt wurde, ſich nach Siders zu begeben, um von da 
unter dem Commando von Kalbermatten weiter zu marjhiren (17. Mai).*) 
Bon Seite der liberalen Oppofition im Gr. Rath darüber befragt, ob 
die Regierung eine ſolche Ordre erlafien habe, erflärte ſowol der Staats» 
rathspräfident wie der Militärdireftor, daß die nicht gefchehen jei und 
die Executivbehörde einzig die in dem Hauptort verfammelten Milizen 
unter die Waffen gerufen habe. 

Angefichts des eigenmäcdtigen Aufgebot? und bei dem drohenden 
Meberfall, rief nun der Präfident des Martinaher Komite's (Morik 
Barmann), geftügt auf den früheren Erlaß der Regierung, wornach e8 
allen Gemeinden zur Pflicht gemacht wurde, unrechtmäßig aufgebotene 
Truppen zu befämpfen und anzuhalten, bie Freiwilligen der wejtlichen 
Zehhen unter die Waffen, um den Hauptort bes Kantons gegen ben 
anrüdenden Landfturm von Obermwallis zu ſchützen (in der Nacht vom 
17. auf 18. Mai). Hinterher fanktionirte die reactionäre Mehrheit des 
Gr. Raths in geheimen Situngen und mit Umgehung aller parlamens> 
tarifchen Formen — nachdem die liberale Oppofition fi) entfernt hatte 
— mad von dem contrerevolutionären Klub ausgegangen war. Es 
wurbe befchlofien, die fogenannten aufrührerifchen Gemeinden zu befeten, 
der Regierung eine außerordentlihe Kommiffion von drei Mätgliedern 
(W. v. Kalbermatten, Adrian v. Courten und Grofrath Luder) bei: 
zugeben, und W. v. Kalbermatten zum Oberbefehlöhaber der Lands 
mehr und der organifirten Freiwilligen ernannt. Ein von 39 Mitglies 


*) Ein gleicher Aufruf, von den Deputirten des Zehnen Lenk unterzeichnet, 
war ſchon am 16. Mai abgegangen. 
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bern unterzeichnete Manifeft erflärte zugleich, daß den anardhifchen Zu⸗ 
ftänden durch ein „eifernes Regiment“ ein Ende gemacht werden müfle. 
Zur Leitung der friegerifchen Bewegungen erhielt v. Kalbermatten faft 
bictatorifhe Gewalt. Es follte ihm freiftehen, alle Theile des Kantons 
zu befegen, die er zu unterwerfen für gut finde. 

Unterdeß hatten fi auf den Ruf von Morik Barmann rafch Frei: 
willige gefammelt. 500 Mann mit einer Kanone ftanden bereits ganz 
in der Nähe von Sitten, 200 befanden ſich in der Stadt, aber ohne 
Waffen. Die von oben herabrüdende Glaubensarmee war nod etwas 
zurüd. Das Korps der Unterwallifer fonnte in den Hauptort einrüden 
und fich des Arfenals und der Regierung bemäcdhtigen. Um Zeit zu ge 
winnen, wußte man es indeß von reactionärer Seite einzurichten, daß Regie— 
rungscommifjäre gejhidt wurden, um den Marſch beider Kolonnen auf: 
zuhalten, alle Freiwilligen in Sold zu nehmen und fcheinbar zwifchen 
den Rartheien zu vermitteln. Der Kommandant der Untermallifer, vol 
foyalen Vertrauens, in feinen Entſchlüſſen nicht durchgreifend genug, 
ließ fich verloden. Während er unterhandelte und ftehen blieb, rüdte 
Kalbermatten mit feiner Avantgarde ungehindert in Sitten ein. Eine 
Abtheilung der in der Stadt befindlichen Milizen wollte fi dem Ein- 
marjch entgegenftellen und entichlofien Widerftand leiſten, aber der Mi: 
lizinſpektor eilte herbei und rief dem Hauptmann zu: „Im Namen 
Gottes laſſen Sie nicht feuern, ziehen Sie ſich zurüd.“ So fiel der 
Hauptort in die Hände der reactionären Armee. Die liberalen Frei: 
willigen, ftatt fühn vorwärts zu gehen, waren verrathen. Dem Kom: 
mandanten Barmann blieb nichts übrig als ſich mit feinen Streitkräften 
zurüdzuziehen und in Verbindung mit weiteren Verftärkungen von Un: 
terwallis eine feite Stellung einzunehmen. *) 

Die ganze Macht von Kalbermatten, über 6000 Mann, deren Or: 
ganifation feinen Zweifel ließ, daß fie lange mit militärifcher Umficht 
vorbereitet war, rüdte in drei Kolonnen den Unterwallifern nad. Bei 
Ardon fuchten diefe, faum 1500 Mann ſtark, in der Eile zufammenge: 
rafft und nur mangelhaft bewaffnet, Widerftand zu leiſten. Nach eini- 
gen Gefechten mußten fie indeß die Pofition aufgeben, da fie Gefahr 
liefen umgangen zu werden. Noch hoffte man fich weiter unten in 
Wallis behaupten zu können. Bon der benachbarten Waadt wurde Au: 
zug von Freifhaaren erwartet. Die Abbrennung der Brüde von Rid— 
bes hielt * Armee von Kalbermatten in ihrem Marſche auf. Aber die 
Zerriſſenheit in Unterwallis ſelbſt gab den entſcheidenden Ausſchlag. Die 
alte Schweiz hatte ihre Anhänger in einzelnen weſtlichen Thälern be— 
waffnet. Ein Corps von 400 Mann unter dem Commandanten Jo ſt 








*) Siehe: Maurice Barmann, la Contrerevolution en Valais (von Dr. 2. 
Snell überjegt und mit Zugaben begleitet. Züri) und Winterthur 1844). 


\ — 375 — 


hielt das Defils am Trient, zwiſchen Martina und St. Morik, be 
ſetzt. Aufwärts ziehende Schaaren von Jungfchmweizern waren hier durch 
Schüffe aus dem Hinterhalt gewarnt worden, aber feine Anftalten wa— 
ren getroffen, um fich des wichtigen Paſſes zu verfihern. Jetzt war der 
Rüden bedroht und das DefilE mußte genommen werden. Zu diefem 
Amede theilte Mori Barmann feine Streitkräfte in zwei Eleinere Co: 
Ionen. Die eine diefer Colonnen, von Noris geführt, drang, ber 
Sitmplonftraße folgend, nur zu raſch, gegen die über den Trient führende 
Bride vor und fuchte die Altſchweizer aus der hier eingenommenen 
Stelung zu vertreiben. Aber das mörderifche Feuer der gegnerifchen 
Schüsen hinter den Mauern und der gebedten Brüde, ſowie von un: 
zugärglichen Felſen herab vereitelte alle Anftrengungen. Vergebens bot 
Joris wiederholt dem Tode Trotz, um mit dem Bajonnet anzugreifen 
und dur den Strom das linke Ufer zu gewinnen. Es war ihm nicht 
möglih bie zum Theil ungeübten und an die Disciplin eines Gefechtes 
nicht ewöhnten Freiwilligen zufammenzuhalten. Nur eine Schaar durd;: 
matete den Trient mitteljt Fuhrten, aber wurde jenfeit3 des Stromes 
durch das feindliche Feuer auseinandergefprengt. Entmuthigt und in 
Unordiung wid das übrige Corps nah Martina zurüd. Die ganze 
Artileie von vier Geſchützen fiel in die Hände der Sieger. Der Kampf 
war in Berhältnig der ftreitenden Mannſchaft äußerſt blutig gemefen. 
Währeid des Kampfes gingen in dem Dorfe Vernayaz mehrere Häufer 
in Flanmen auf, angeblih von den Jungfchmweizern angezündet, um den 
Feind ius feiner vortheilhaften Stellung zu Ioden. Die Wuth der 
Altſchwizer richtete fich gegen die Verwundeten und Gefangenen, von 
benen mehrere erjchoffen oder mafjacrirt wurden, andere nur mit Mübe 
dem Tote entriffen werden fonnten.*) Mittlerweile hatte die Colonne 
unter Mritz Barmann felbft, die auf dem rechten Rhoneufer marſchirt 
war, den Fluß in einiger Entfernung unterhalb der Brüde überfchritten, 
aber fam zu jpät, um die Altfchweizer in der Flanke oder im Rüden 
anzugreifea. Die Niederlage des einen Corps brachte auch die andere 
Truppe in vollftändige Auflöfung. Der größere Theil flüchtete auf 
Savoyer ner Waadtländer Boden. Cine Waadtländer Freifhaar von 
3 bi8 400 Mann, die zu Hülfe ziehen wollte, mußte unverrichteter 
Dinge über die Gränze zurüdfehren (21 Mai). Kämpfe im Thale von 


*) Nach Yilliet (Le Valais de 1840 à 1844. Lausanne 1845) dauerte bag 
früh mit TageAnbruch begonnene Gefecht eine Stunde. Zujammen ftanden fich 
etwa 700 Dam gegenüber. Bon jungichweizeriicher Seite wurden 24 getödtet 
oder mafjacrirt (unter den Gefallenen befand ſich Oberſtl. de Nuce) Die Alt. 
fchweizer zählten vohl 8 Todte. Gegen 70 mochten im Ganzen verwundet ſein⸗ 
Salis-Soglio in feinen „Blättern aus der Brieftaihe eines eidgenöſſi chen 
Difizier“ berechnet den Berluft der Jungſchweizer an Todten nad) Angabe ber 
Sieger offenbar zu hoch auf 56, dagegen die gemeinjame Zahl der Verwundeten zu 
niedrig auf 22. 
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Entremont zwifchen den beiden Partheien waren gleichfalls zu Ungunften 
ber Jungſchweizer ausgefallen. Aller weitere Widerftand von Seite von 
UnterwallisS mußte aufhören. Die ganze Heeresmadht von Kalbermatten, 
in guter Zucht und Ordnung gehalten, konnte ungehindert vorrüden 
und den ganzen unteren Theil des Kantons bi8 an den Genfer See 
beſetzen. 

So war die Ruhe wiederhergeſtellt, aber ausſchließlich zu Gunſten 
der Reaction und auf Koſten aller freifinnigen Grundſätze. Die Juag— 
ſchweizer allein wurden zu Aufrührern geftempelt. Der Verſchwörung 
ber Altichweizer, die fich hinter dem Rücken der Behörden zu dem Ueber: 
fall vollftändig organijiren und im entfcheidenden Augenblid die Jügel 
ergreifen konnten, ward der Mantel der Legalität umgehängt. Dir kle— 
rikale Barthei in der ganzen Schweiz und mit ihr die Konſervctiven 
frohlodten über den glänzenden Sieg der fogenannten Ordnung. Der 
Biſchof von Sitten ließ in allen Kirchen ein Tedeum fingen. Da Se: 
fuitenmiffionen war es hauptjächlih zu verdanken, daß aud ein Theil 
der Unterwallifer Bevölkerung bis auf's Aeußerſte fanatifwt wa und 
fih in Wuth gegen die liberale Parthei kehrte. Der Prior van St. 
Morit konnte auf öffentlicher Kanzel begeiftert ausrufen: „Der ruhm— 
volle Sieg am Trient ift eine That der Gefellichaft des Glawens.“ 
Die Regierung, die vorher Halb ſchwach und willenlos, halb veräthe- 
riſch geweſen war — der liberale Torrent war ausgefchieden — nahm 
jet wieder den Ton der vollften Autorität an. Der „Öeneral’ von 
Kalbermatten erhielt als gefeierter Sieger einen Ehrendegen zun Ge— 
fchenf und wurde in den Staatsrath befördert. Der Gr. Nah febte 
fi über Verfaſſung und Gefeb hinweg und errichtete ein Aumahma- 
tribunal zur Beurtheilung der Preß- und politifchen Vergehei. Alle 
Führer und thätigen Theilnehmer am bewaffneten Widerftand wurden 
als „Rebellen“ zur Verantwortung gezogen, den „aufrührerifden” Ge: 
meinden eine Kontribution auferlegt, mobile Colonnen zur Aufregthaltung 
ber ftrengften Ordnung eingerichtet, die Liberalen entwaffnet, ihre Organe 
unterdrüdt, die junge Schweiz aufgelöst, während die alte Sgmweiz fort- 
beftehen und Kanonen aus dem Arjenal nad) Oberwallis führen konnte, 
Beamte arf das Willführlichite abgeſetzt, Verfolgungen aller Art ange- 
hoben und von dem Bifchof felbft das Firchlihe Gebet für die Seelen 
ber getödteten Jungſchweizer unterfagt. 

Während aller diefer Ereignifje war die zuerft eingeletete eidgenöf- 
ſiſche Intervention fteden geblieben. Die vorörtlichen Matregeln hatten 
in der ganzen liberalen Schweiz einen Schrei des Unwilkns hervorge— 
rufen, da e8 zu Mar am Tage lag, daß die Interventiot nur zur Un— 
terdrüdung der einen Parthei dienen follte. Die Regieung von Bern 
ſprach dem Vorort die bundesgemäße Befugniß zu einer ſolchen bewaff: 
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neten Dazmwifchenfunft geradezu ab, weil e3 nirgends dargethan fei, daf 
fi) die Regierung von Wallis wirklich außer Stande befinde, die Ruhe 
und Ordnung durch die gefeglichen Mittel aufrecht zu halten, die bedrohte 
Regierung felbft fih an feinen der benachbarten Kantone um Hülfe ges 
wandt habe und der Vorort ohne Vollmacht der Tagjagung nicht befugt 
fei, von fich aus ſolche Mafregeln zu ergreifen (eine Anficht, der aud) 
Zürih im Wefentlihen beitrat). Bern weigerte fih defhalb nicht nur 
die von ihm verlangte Artilleriefompagnie aufzubieten, fondern wollte 
einftweilen auch den Durchmarſch anderer Truppen über fein Gebiet nicht 
zugeben. Waadt begnügte ji aus ähnlichen Gründen die Truppen: 
ftellung zu verweigern. Auf den Wunjc der Wallifer Regierung wandelte 
der Vorort felbft das Aufgebot in eine Piketftellung um. Von den beiden 
ernannten Nepräfentanten — Schmid von Uri und Burdhardt Jon Bafel 
— lehnte der lebtere ab, ebenfo Landammann Blöfh von Bern, der an 
die Stelle treten follte. Der Vorort fandte hierauf wieder den Luzerner 
Staatöjhreiber Bernhard Meyer, zunächft als „Berichterftatter” oder 
geheimen Agenten, der mit am den Fäden der Verſchwörung fpinnen 
mußte und fein Beglaubigungsfchreiben erft aus der Tafche zog, als der 
Schlag gefallen war. Mittlerweile änderte ji) aber der Sinn der Be: 
hörden in Wallis. Die Regierung hatte die eidgenöffische Intervention 
angerufen, als fie fi) die Kraft nicht zutraute mit eigenen Mitteln die 
liberale Oppofition niederzufchlagen. Sobald die Reaction Meijter mar, 
wollte man freie Hand haben und lehnte deßhalb jede weitere Dazwi— 
ſchenkunft ab. Die Repräfentanten konnten wenig oder gar nit in 
Wirkfamkeit treten. Als die Heeresmacht von Kalbermatten nah dem 
unteren Wallis rüdte, zahlreiche Flüchtlinge auf Waadtländer Boden 
famen und bier die Aufregung jtieg, ſchickte Waadt Truppen an die 
Gränze und ftellte fie auf Begehren von Salis-Soglio unter eidgenöf- 
fifhes Commando, aber unter dem Vorbehalt, nad Umftänden felbit 
darüber verfügen zu fünnen. Alle Einwirkungen auf die fiegreiche Par— 
thei in Wallis mußten jich darauf bejchränfen, einige Mäßigung zu em: 
pfeblen. 

Für die Tagfabung bildete die Angelegenheit den Stoff zu mieber- 
holten Zänkereien. Zuerſt in einer außerordentlichen, dann in der unmit- 
telbar folgenden ordentlihen Situng platten die Meinungen der Stände 
heftig aufeinander, ohne daß ein beftimmter Beſchluß gefaßt werben 
konnte. Das Benehmen des Vororts wurde nicht gebilligt, aber auch 
nicht getadelt. In Bezug auf die Frage, ob Bern und Waadt das 
bundesgemäße Recht hatten, Die Truppenftellungen zu verweigern, wurde 
nicht Ya aber auch nicht Nein gejagt. Ueber die zmweideutige oder pro: 
vozirende Rolle des eidgenöſſiſchen Kommifjariat3 konnten ſich die meijten 
Geſandtſchaften aus Mangel an Inſtruktion nicht ausſprechen. Anträge 
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auf Empfehlung von Amneftie, Abfendung eidg. Repräfentanten zur 
Unterfuhung der Zuftände in Wallis ꝛc. fanden keine hinreichende Unter: 
ftüßung. Die Mehrheit der Tagfatung erfannte blos, daß es überflüffig 
geworben fei, fi noch im die inneren Angelegenheiten im Wallis zu 
mifchen. Die fruchtlofen Erörterungen ftellten am Ende nur die Ber: 
fahrenheit des Bundes in ein grelles Licht. 


Tiefen und dauernden Eindrud machte dagegen das „Blutbad am 
Trient“ auf die freifinnige Bevölferung der ganzen Eidgenoſſenſchaft. 
Im Berner Gr. Rath verlangte der greife Fellenberg in einer von 
jugendlihem Feuer durchglühten Rede (es war die letzte Staatsrede des 
großen Pädagogen) fofortiges Einfchreiten in Wallis „zur Befreiung der 
dortigen Menjchheit von der Schmad der Jeſuiten“. Als an dem eid— 
genöſſiſchen Freifhieken zu Bafel im Juli 1844 — wo die A00jährige 
Feier der Schlaht von St. Jakob begangen wurde — Schützen von 
Oberwallis mit einer Fahne erfchienen, die an das vergofjene Blut er: 
innerte, erhob fih ein gewaltiger Sturm. Die Fahne mußte von ber 
Fahnenburg entfernt werden und die Schügen fahen ſich genöthigt heim- 
zufehren. 

Unterdeß jchritt die Reaction in Wallis felbjt weiter fort. Da 
Oberwallis die bisherige Verfaſſung als eine aufgedrängte anſah, mußte 
fie geändert werden. Zwar fonnte man hierbei die Rechtögleichheit in 
Bezug auf die Vertretung nicht mehr aufheben. Dagegen ging die Re: 
vifion weiter im die theofratifche Richtung. Der Klerus erhielt einen 
Repräfentanten mehr im Gr. Rath. Der Stellung bes Biſchofs fiel 
wieder größeres Gewicht zu. Alle Rechte der Geiftlichfeit, damit auch 
die heillofen Immunitäten, wurden garantirt *), den Proteftanten aller 
Gottesdienft, ſelbſt der file Hausgottesdienft, verboten. Der Biſchof 
und ‚der Chorrherr de Rivaz fprächen im Gr. Rath den Satz aus: 
„Das Gegenreht der Toleranz ift gegen die Grundgejege der katho— 
liſchen Kirche; diefe verbietet die Toleranz, weil fie die allein wahre ift; 
die proteftantifche Kirche Tann fie nicht verbieten, weil fie nicht jagen 
kann, daß fie die allein wahre iſt.“ Für Preß- und politiſche Vergehen 
wurde ein befonderes entralgeriht aufgeftellt. Der Unterricht kam 
noch ausjchließliher in die Hände des Klerus. Die Staatögewalt gab 
jede Aufficht preis. Alle Saat, die unter der liberalen Ordnung für all- 
mählige Bildung des Volkes ausgeftreut war, wurde von den Prieftern 


*) Bon diefen Immunitäten heißt es in ber bereits angeführten Schrift von 
Barmann: „Der Merus in Wallis hatte einen privilegirten Geridtsftand nicht 
blos für alle Eiviliahen, ſondern auch für die Verbrechen, die er beging. Priefter 
verübten die Verbrechen des Kindsmords, Straßenraubs und Betrugs : der Biſchof 
ließ ſie einſtecken und dann entwiſchen. Man hat kein Beiſpiel einer einzigen 
Ahndung.“ 
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gertreten. Die Nefuiten Tonnten über Alles gebieten. Ein finfterer 
Schatten legte fi über das ganze Land. Der Kanton ward ein Glied 
der ultramontanen Kette und jchloß fi den Ständen an, die bereits 
den Grund zu einem Sonderbund gelegt hatten. Won der unterbrüdten 
Parthei mußten Hunderte flüchtig bleiben. Das niedergefegte Spezial: 
gericht fällte die härteiten Kontumazurtheile. Gegen Mori Barmann 
wurde zwanzigjährige, gegen Yoris fünfzehnjährige Gefängnißftrafe ver: 
hängt u. |. w. Dazu waren ſämmtliche Kriegstoften zu bezahlen. Auf 
Joſeph Hyacintd Barmann fiel eine befondere Entfhädigung von 35,000 
Franken. Morand, Redaktor des Alpenecho, wurde wegen Prefvergehen 
außer anderen Strafen aud mit „Anfamie“ belegt. 


Der erfie Freifchanrenzug. 


Die Gegenrevolution in Wallis mußte dazu dienen, die Gemüther 
in der Schweiz weiter zu entzünden und die Partheien in immer ge: 
maltfamere Richtung zu treiben. Bald folgte ein andere? Drama in 
Luzern, das in mehr als einem Alte fpielen follte. 

Am 24. Okt. 1844 war der verhängnifvolle Beſchluß zur Berufung 
der Jeſuiten gefaßt worden. Diefer Beihluß unterlag noch dem Beto 
des Volks, da es der Oppofition bei Entwerfung der Verfaſſung gelun: 
gen war, eine Beitimmung durchzubringen, wornad gegen Einführung 
„neuer Korporationen“ das Volt Einſprache erheben durfte. So fchmer 
auch ein Beto nah den hemmenden Beftimmungen der Berfaffung durd: 
zuführen war, ergriff die liberale Parthei doch das Mittel, um die un. 
heilvollen Folgen der Berufung abzuwenden. Sie ftügte ſich dabei be- 
fonders auf die Verletzung der Berfaflung, da die Peitung der dem Or: 
den übergebenen Anjtalt der verfaflungsmäßigen Aufficht der Erziehungs: 
behörden entzogen war. Der trügerifche Vorbehalt konnte das im Ver— 
trag ausdrüdlich zugeftandene Recht, wornach die Geſellſchaft frei nad 
ihren Regeln leben und wirken durfte, nicht auslöfhen. Dazu kamen 
andere VBerlegungen und Rechtswidrigkeiten, wie die Ueberlaſſung der 
Pfarrei in der Kleinftadt Luzern an den Orden, die Ausrüftung mit 
Fonds, die ftiftungsgemäk zu anderen Zwecken dienten, die ganze Aus- 
nahmsjtellung, die den Jeſuiten angewieſen wurde. 

Sobald die Betoverfammlungen begannen, ſetzte die Yefuitenparthei 
alle Hebel in Bewegung, um die Bürger einzufchüchtern oder irre zu 
führen. Der Agitator Leu, der nicht ruhte, bis feine Aufgabe vollendet 
war, erließ einen Aufruf, der in 20,000 Eremplaren durch den ganzen 
Kanton verbreitet wurde. Eine Anzahl von den erften Magiitraten un— 
terzeichnete ein „Wort zur Belehrung,“ worin fie — geſtützt auf Die 
Schlußworte der päpftlichen Wiederheritellungsbulle — die „Ungnade 
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bes allmächtigen Gottes” auf alle diejenigen herabriefen, die dem von 
der Kirche fanctionirten Drden entgegentreten würden. Von vielen Kan 
zeln herab wurde gegen die Widerfacher der frommen Geſellſchaft als 
„ZTodfündige und der Hölle Würdige“ geeifert. Als es dagegen der 
Stadtpfarrer Siegrift wagte, feine freie Ueberzeugung auszufprechen, 
wurde er wegen Mißbrauch der Kanzel verklagt und zur Rejignation ge— 
nöthigt. Zwar mahnte der Bifchof die Geiftlichkeit, an den Umtrieben 
feinen Theil zu nehmen, fondern die Gemüther zur Sanftmuth und Ruhe 
zu ftimmen. Allein man gab dem Volke vor, es ſei mit diefer Weifung 
nur verboten, etwas gegen die Jejuitenberufung zu jagen und fuhr mit 
gleichem Eifer fort, für Diefelbe zu predigen. Die fonfervativen Gegner 
der Jeſuiten hielten ſich aus Partheipolitit von der Vetobe wegung fern. 
Bon Häuptern der Zürcher Septemberparthei fam der Rath, die Jefuiten- 
frage als eine untergeordnete zu betrachten und wegen dieſer ja feine 
Spaltung in die fonfervative Parthei zu bringen. Nichtsdeftomeniger 
wuchs die Zahl der Verwerfenden bis auf nahe an 8000. Die Ge: 
meinde der Hauptftadt insbefondere verwarf mit überwiegender Mehrheit.*) 

Noch vor Ablauf der Vetofrift, ala Feine Hoffnung mehr vorhanden 
war, daß die Einſprache durchdringen könne, traten liberale Führer aus 
allen Theilen des Kantons im Gafthof zum Adler in Luzern zufammen, 
um zu berathen, was weiter zu thun fei. Die Meinungen fpalteten fich 
bier. Die Mehrheit wollte auf ftreng legalem Boden bleiben, eine Min: 
derheit ſprach fih für das Recht einer Schilderhebung aus, da die Ver: 
fafjung — nad der eigenen früheren Erklärung der Regierung — mit 
Füßen getreten fei. Die entfchiedenere Parthei, die fich nicht zur Ruhe 
begeben wollte, beauftragte ein ſchon früher niedergejehtes Komite, den 
Gang der Dinge zu beobachten und nöthigenfall3 zu handeln. Es wur: 


*) Baumgartner fagt als Anwalt der Jeſuiten, daß der Orden ſich keines— 
wegs dem Kanton Luzern aufgedrängt habe; von Regierung und Volk fei ſeine 
Rückkehr in den Kanton verlangt und betrieben worden; die Jeſuiten felbft hätten 
den größten Widerwillen gezeigt, nach Luzern zu kommen. Der ganze Gang der 
Berufung ftraft dieie Behauptung Lügen. Es bedurfte der äußerſten Mittel der 
Zeinitenpropaganda, um die Abneigung und den Widerftand im Kanton zu über» 
winden. Bon allen Seiten fträubte man fid) anfangs dagegen. Trotz aller Prie 
fterfreumdlichkeit warnte die Regierung vor der Berufung. Die große Mehrheit der 
Geiſtlichkeit war nicht einverftanden. Auch viele Konſervative opponirten. Selbft 
Siegwart- Müller wagte es anfangs nicht, die Berufung offen zu unterſtutzen. Erft 
tie Miffionen und Hetspredigten der Jeſuiten felbft, jowie das unabläſſige Treiben 
ihrer ergebenften Werkzeuge konnten das Volk hinreichend fanatifiren. Auch fo ifl 
e8 zweifelhaft, ob bei einer obligatorischen Abftimmung fi die Mehrheit wirklich 
für die Berufung ausgeſprochen hätte. Jedenfalls drängte fi der Orden aud) auf 
die Gefahr der biutigften Zerwürfnifie in's Herz der Schweiz. Alle BVorftellungen 
in Rom gegen das Hingehen nad) Luzern, auch von Toniervativer Seite, wurden 
ſchnöde zurückgewieſen. 
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den DBerbindungen mit Patrioten in den benachbarten Kantonen ange— 
fnüpft, um ſich der Mithülfe bei einem Unternehmen zu fichern. Eine 
jtarfe und thätige Sympathie fing um diefe Zeit an, ſich mehr und mehr 
über die Schranken der Kantone hinwegzufegen, um gemeinfam zuſam— 
menzuftehen, wo die gleichen Intereſſen der Freiheit, des confeffionellen 
Friedens und der nationalen Zufammengehörigfeit bedroht waren. Die 
Jeſuitenfrage wurde als eine Lebensfrage nicht blos für den Kanton 
Luzern, fondern für die Zukunft der ganzen Eidgenofjenfchaft angefehen. 

Die fteigende Erbitterung ließ die Regierung eine nahe Erhebung 
ahnen; fie bereitete fich vor, diefelbe zu vereiteln. KHerausforderende Maß— 
regeln beſchleunigten den Ausbruch. In dem liberalen Städtchen Willifau, 
nicht weit von der Berner Grenze, befand fich feit 1831 grobes Geſchütz 
ſammt Munition, da3 bei einem Aufftand Dienfte leiften konnte. Plötz- 
lih wurde die Gemeinde von einer bewaffneten Bande aus der Nach— 
barichaft, auf geheimes Geheiß der Regierung, überfallen, in der Abficht, 
die Kanonen fortzuführen. Die Bürger rafften fich zufammen und wehr: 
ten den Ueberfall’ ab. Die ganze Umgegend fam in Allarm. Mehrere 
liberale Gemeinden errichteten Bürgergarden. Die Aufregung theilte ſich 
den benachbarten Kantonen mit. In Bern bot die Regierung Truppen 
auf und ließ diefe an die Grenze von Luzern rüden. Das Widerftands- 
fomite war bis dahin noch unfhlüfjig gewefen, jest hielt es den Mo: 
ment geeignet, um einen Schlag auszuführen. Die Lofung zur bewaff: 
neten Erhebung wurde gegeben, aber in übereilter Weife die Zeit der 
Ausführung des Unternehmens fon auf den folgenden Tag — Sonn: 
tag, den 8. Dezember 1844 — feftgefeßt. Aufforderungen ergingen an 
die Landihaft und in die benahbarten Kantone. In der Stadt follte 
der Aufitand beginnen, Zeughaus und Kaferne genommen werben, be- 
waffnete Züge vom Lande die Erhebung unterjtüßen und fo die Regie: 
rung zur Abdanfung genöthigt werden. Schon hatte indeß die Behörde, 
in Erwartung eines Ausbruchs, die Beſatzung der Stadt verftärft und 
ihre Sikungen permanent erflärt. Zahlreihe Patrouillen durchftreiften 
Nachts die Stadt. ALS die bewaffneten Verfchwornen, früh Morgens um 
fünf Uhr, auf den Mühleplat, den beftinnmten Verfammlungsort, rüdten 
und eine Schaar derfelben unter Oberftl. Guggenbühler ſich gegen das 
Zeughaus wenden wollte, ftieß diefe auf eine Regierungstruppe; auf bei- 
den Seiten wurde gefeuert; die Patrouille wich mit Verluft von einzel: 
nen Todten und Verwundeten zurüd, aber auch die Verſchwornen Tiefen 
erihroden auseinander. Ein Signal oder Allarmzeichen war nicht ver: 
abredet und von den vielen Bemwaffneten in den Häufern wagte fi 
Keiner mehr hervor. ine Abtheilung im Gafthof zum Engel, hart 
am Baslerihor, die bei Wegnahme des Zeughaufes und der Kaferne 
mitwirken, das Thor behaupten und den Zuzügen das Einrüden in die 
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Stadt fichern follte, wurde von Regierungstruppen überrumpelt und ge: 
fangen genommen. Bewaffnete aus den benahbarten Gemeinden, die 
bis vor die Stadt rüdten, zerftreuten fih, als die Nachricht von dem 
Tehlihlagen der Unternehmung fam. Bon der Regierung wurden fofort 
zahlreiche Verhaftungen vorgenommen. 

Unterdeß hatte man in den entfernteren Gegenden des Kantons 
die Lofung zur Erhebung zu fpät erhalten oder war ohne Kenntniß derfelben 
geblieben. Dennoch nahın der Aufitand noch einen ernfthafteren Charakter 
an. Züge aus dem Hitzkircher und Hochdorfer Amte trafen früh Mor: 
gend auf dem Emmenfelde zufammen, wo bereit3 Mannjchaft der Um: 
gegend die über die Emme führende Brüde beſetzt hielt. Auf die Kunde, 
daß in Luzern die Sache verrathen und mißlungen fei, wagte man es 
nicht, weiter vorzurüden, aber ging nicht auseinander, fondern zog fi 
nah Rothenburg zurüd, um weiteren Zuzug abzuwarten. Neue Schaa: 
ren famen aus dem Wiggerthal und anderen Gegenden, mit diefen 150 
Freiwillige aus dem Kanton Aargau, an der Spite der fräftig gejinnte 
Regierungsrat Waller, der fein Amt niedergelegt hatte, um dem Ruf 
der bedrängten Luzerner Patrioten folgen zu fünnen. Die Brüde über 
die Emme wurde wieder beſetzt und eine Regierungstruppe, die jich den 
Weg öffnen wollte, um nad der Stadt zu ziehen, mit Verluft von 4 
Todten und 20 Verwundeten in die Flucht gefchlagen. Raſches und 
muthiges Vorgehen konnte jegt zum Erfolg führen. Auf die Nachricht 
von den Vorgängen wurde die Regierung von Schreden erfüllt; eiligft 
fandte fie um Hülfe nah Zug und in die Urfantone, wo die Regierun: 
gen ſchon um Bereitfchaft gemahnt waren. Die Garnifon in der 
Stadt erfchien zu ſchwach, um ernten Widerftand zu leiften,; auf bie 
Bürger konnte fih die Behörde nicht verlaffen. Die Anfurgenten ftan® 
den nur noch eine halbe Stunde von der unbefeftigten Stadt entfernt 
und befanden fih im Beſitz des zu ihr führenden Hauptpaſſes. Aber 
auch in den Reihen der legteren trat Rathlofigfeit ein, obgleich neuer 
Zuzug aus dem Surenthal fam und die ganze Streitmacht ſich jetzt auf 
1000 —1200 Mann belaufen mochte. In einer PVerfammlung der 
Führer wollten nur die entjchlofjeneren, wie Waller, vorwärts gehen; 
die Mehrheit der Luzerner felbft jchrat vor dem Angriff auf die Stadt 
zurüd, weil hier der Aufftand niedergefhlagen war, auch an anderen 
Drten fih die Mannſchaft aufgelöst hatte und im Rüden eine feindliche 
Truppenmadt unter Oberft Göldlin drohte. So trat man den Rückzug 
an, Einen Augenblid waltete noch der Gedanke, fih nad. Surfee zu 
werfen, bier eine proviforifhe Regierung niederzufegen und weiteren Zu— 
zug aus anderen Kantonen abzuwarten. Aber auch diefer Plan marb 
aufgegeben. Die Luzerner Schaaren zerftreuten fich, die Nargauer gin— 
gen über Münfter in ihren Kanton zurüd. ine Abtheilung Solothurs 
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ner Schüßen mit zwei Kanonen, unter Führung des Obergerichtspräfi- 
denten Schmidt und des Polizeidireftord Gugger, kam nur bis Bürdn. 
und mußte wieder umkehren. Auch den nahrüdenden Bafellandfhäftlern 
war die Aufforderung zu ſpät zugefommen. Aus dem Kanton Bern 
hatten fich erſt einzelne Freifhärler auf den Weg gemadt. So war das 
Unternehmen Eläglich geſcheitert. Der Aufitand hatte im ganzen Kan: 
ton, mit Ausnahme des Entlebuch's, Unterftügung gefunden. Aber durch 
die übereilte Ausführung fonnte die Bewegung nicht ineinander greifen. 
Zu frühe trat Muth: und Rathlojigkeit ein, insbefondere bei den Ber: 
ſchwornen in der Stadt. 

Durch die Ereignifje waren die benahbarten Kantone in den größ- 
ten Allarm gerathen. Wie Bern hatte auch Aargau fchon bei den erften 
Unruhen in Willifau Truppen aufgerufen. Die Berner Obfervations: 
linie behnte fi von Langenthal bis zum Brünig an der Unterwaldener 
Grenze aus. Der Befehlshaber, Oberſt Zimmerli, war, wie e8 fcheint, 
mit der geheimen Jnftruftion verfchen, auf das Begehren einer provi= 
forifgen Regierung fofort in den Kanton Luzern einzurüden. Anderer: 
feits ftanden die Urfantone nebjt Zug bereit, Yuzern bewaffnete Hülfe 
zu leiften. Bei der Nachricht von dem Ausbruch des Aufitandes und 
auf die Mahnung von Luzern ergriff auch Zürich die umfaljenditen 
Sicherheitsmaßregeln, rief gegen 3000 Mann zu ben Waffen, verbot 
den Zuzug von Freifhaaren außer dem Kanton, lud die Regierungen 
der öftlihen Nahbarftände zu einer Konferenz nad Züri und war im 
Begriff, au auf Zufammenberufung der Tagjatung zu dringen. Der 
raſche Ausgang ded Unternehmens machte die Maßregeln überflüfjig und 
verhinderte weitgreifende eidgenöffiiche Verwicklung. 

Die Regierung von Luzern konnte fih von ihrem Schreden erholen 
und als gebieteriiher Sieger auftreten. So ſchwach und rathlos fie 
einen Augenblid gewejen war, fo übermüthig und verfolgungsfüchtig be- 
nahm fie ſich nad überftandener Gefahr. Sofort bot fie die ganze 
Milittärmaht auf, um ihre volle Autorität zu zeigen. Negierungsrath 
Wendelin Koft wurde ald Kommiffär auf das Land geſchickt, um Unter: 
fuhungen anzuftellen, Verhaftungen vorzunehmen, ftrenge Ordnung zu 
handhaben und den Gemeinden nah Umständen militärifhe Occupation 
aufzulegen. Härte und Willführ bezeichneten den Weg des Kommifjärs. 
Ale Kerker wurden gefüllt, ſelbſt Schulftuben zu Gefängniffen umge: 
wandelt. Täglich mehrte fich die Zahl der Flüchtlinge, die über die 
Grenze gingen. Das Vermögen der Verfolgten wurde fofort mit Be- 
ſchlag belegt und eine Riefenprogedur unter Aufitelung eines außeror: 
bentlichen Verhöramts eingeleitet. Der ganze Kanton fand ſich wie in 
Kriegäzuftand verſetzt. Die liberalen Organe wurden ohne Weiteres 
unterbrüdt, Vereine von ſchweizeriſchen wie fremden Handwerksgeſellen 
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verboten, alle Oppofition gewaltfam niedergejchlagen. Von Ertheilung 
einer Amneftie wollte der Gr. Rath nichts wiſſen. Als Dr. Kaſimir 
Pfyffer in der Behörde zu Gunften der zu übenden Nachſicht erklärte, 
daß er die Urheber des Aufſtands zwar nad) den pofitiven Geſetzen für 
ftrafbar, aber im Uebrigen nicht für. Böſewichte halte, erhob ſich ein 
Sturm gegen ihn. Der Antrag fiel, ihn aus dem Gr. Rathe auszu: 
ftoßen, was indeß unterblieb. Dagegen bedrohte ein Geſetz für die 
Zufunft alle Anführer von Freiſchaaren mit dem Tode und !verpflichtete 
Yedermann, auf fremde Theilnehmer loszuziehen und diefe „als Gebiets: 
verleger, Räuber und Mörder zu vertilgen.“ Wer einmal wegen ir: 
gend welcher Theilnahme an einem Aufruhr bejtraft worden, Fam unter be- 
fondere polizeiliche Aufficht. Ferner erließ der Gr. Rath zu Gunften des 
Staats und zum Nachtheil anderweitiger Kreditoren ein rückwirkendes De- 
kret, wornach in Beziehung auf das Vermögen der Thejlnehmer am Aufitand 
der Staat für die Koften der Truppenaufgebote ein Vorrecht genießen 
jollte. Zur Feier der glüdlichen Errettung des Kanton wurde ein 
jährliches Feſt an dem, der unbefledten Empfängnig der Jungfrau Maria 
gemweihten Tage (8. Dez.) beſchloſſen. Denn „alles Volk fchrieb die 
Errettung der Yürbitte der feligiten Jungfrau zu,” erzählt Siegmart: 
Müller. 

Mit den Nahbarkantonen, von wo der Aufftand Unterftügung ge: 
funden hatte, trat Luzern in das gejpannteite Verhältniß. Dem Ver: 
langen auf Genugthuung für den Landfriedensbruch und Beitrafung der 
Freifhärler wurde (mit Ausnahme von Bafelftadt) von feiner Site 
entſprochen, weil nach den meijten Gefeßgebungen die Gerichte nur zur 
Beurtheilung der innerhalb ihrer Gebiete begangenen Vergehen befugt 
waren und man eigene Angehörige fiir politifhe Vergehen nicht außlie- 
ferte. Luzern wandte ſich deßhalb an die Eidgenojjenihaft um Erlaß 
von ftrengen Gejegen gegen die Freifhaaren. Auf die Berner und 
Aargauer Regierung wurde der befondere Vorwurf gewälzt, daß fie in 
die Verfhmwörung eingeweiht gemwefen feien und dur ihre frübzeitige 
Aufftellung von Truppen an den Grenzen die Schilderhebungen hätten 
ermuthigen wollen. 


Vierter Abfchnitt. 


des neuen Bundes (1844 1848) 


Die Antijefuitenbewegung. 


Die ultramontanen Erfolge in einem Kanton nad dem anderen, 
die immer erneuten Umtriebe, um den Tagſatzungsbeſchluß in Bezug auf 
die Yargauer Klöfteraufhebung wieder umzuftohen, die Entftehung des 
neuen Sarnerbundes, die blutige Gegenrevolution in Wallis, der Schlag, 
der jetzt auf bie freilinnige Parthei in Luzern fiel, die finitere Macht, 
welche ſich über die ganze Eidgenoſſenſchaft auszubreiten drohte — dieſes 
Alles mußte dazu dienen, die Spannung und Gährung immer höher 
zu fteigern. 

Die Spite der firchlich:politifchen Neaction lag in der — 
der Jeſuiten in einem der vorörtlichen Kantone, nachdem der Orden be— 
reits in drei anderen Kantonen Wurzel gefaßt hatte. Gegen dieſe Be— 
rufung richtete ſich allmählig die Oppoſition der ganzen freidenkenden 
Schweiz. Sollte der regenerirte Geiſt in den katholiſchen Kantonen durch 
den Jeſuitismus völlig vernichtet werden? Sollte eine römiſche Propa— 
ganda fortwährend den fonfefjionellen Frieden untergraben und die Be: 
völferungen in fanatijche Aufregung gegen jeden geiftigen Fortfchritt ver: 
jegen? Sollte fih die Schweiz in eine Fatholifche und proteftantijche * 
Hälfte palten, alle Eintracht im Bunde ſchwinden und jede Verbeſſerung 
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der eidgenöfftichen Zuftände zur Umöglichfeit werden ? Dies waren bie 
Fragen, welche die Freifinnigen an allen Orten ftellten und die zu gro: 
ken gemeinfamen Anftrengungen aufforderten. 

Noch ehe der verhängnißvolle Beſchluß in Luzern zur vollendeten 
Thatfache geworden war, entiprang der Gedanke, die Sefuitenfrage vor 
die Eidgenofjenichaft zu bringen. Der Kanton Nargau, der fi in fei- 
ner Einheit und inneren Ruhe am tiefften bedroht fühlte, brachte fchon 
im Sommer 1844 den Antrag an die Tagfakung, den Orden von Bun: 
deswegen aufzuheben und auszumeifen. Seminardireftor Auguſtin 
Keller, der bei der Aufhebung der Klöfter die Fahne vorangetragen 
hatte, gab auch hier den hauptfählichiten Sporn und vertrat als Ge— 
jandter an der in Luzern verfammelten Tagfatung die Inftruftion ſei— 
nes Standes. In umfaſſendem VBortrage zeichnete er die Gemeingefähr: 
lichfeit des Ordens von feiner Entjtehung bis auf die heutigen Tage. 
Die Gefellfchaft Jeſu fei mit unbedingtem Gehorfam einem fremden 
DOrdensgeneral unterworfen und dürfe Fein anderes Vaterland Fennen, 
als Rom. Dur die Grundfäße ihrer öffentliden Moral gefährde jie 
jede Staatliche und gefelfchaftliche Ordnung. Auch die verwerflichften Mittel, 
Alles, was nur zum Ziele ihrer unerfättlichen Herrſchſucht führe, ſei der 
Sefellihaft erlaubt. Ueber vierzig Male fei der Orden aus den ver: 
fchiedenften Ländern ausgemwiefen und vom Pabft jelbft einmal — nad 
dem Wortlaut der Bulle „als ausgeartet, umnverbejjerlih und mit 

dem Frieden, der Wohlfahrt und dem Segen ber Kirche und Religion 
unerträglich” — aufgehoben worden. Nirgends fei er gefährlicher, als in eis 
nem paritätifchen ober Eonfefftonell gemifchten Staate, da er die Belehrung 
der Keber und die Ausrottung des Protejtantismus als das eigentliche 
Ziel mit allen Mitteln verfolge. Ueberall habe er die blutigen Spuren 
des Religionshaffes zurüdgelaffen. In der Schweiz felbft fei feine Wirt: 
ſamkeit immer eine unheilvolle geweſen. Mehr als einmal habe er zu 
blutiger Entzweiung, Religionsfriegen und Mordgräueln geführt. Die 
Erziehung der Sefuiten tödte jeden republifanifchen und vaterländifchen 
Sinn. Seit der Wiederherftellung des Ordens habe fich derjelbe nicht 
im mindeften geändert, fondern fei in Form, Geift und Tendenz immer 
der gleiche geblieben. Die Behaupiung einer Umgeftaltung könne nicht 
ihlagender widerlegt werden als durch die Worte des Ordensgenerals, 
der die Aufhebung überlebte: „Sie follen fein, wie jie find oder gar 
nicht jein“ (sint ut sunt, aut non sint). Die Befugnik zur Auf: 
hebung und Ausweifung des Ordens in der Schweiz liege im Mefen 
des Bundes. Das Gefammtvaterland werde in feiner inneren Ruhe 
und Sicherheit gefährdet. Nach dem Bunbesvertrage habe die Tag: 
* jagung alle erforderlihen Maßregeln zur Wahrung diefer inneren Ruhe 
und Sicherheit zu treffen. Wenn die Eidgenofienfchaft wiederholt Vor⸗ 
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fehrungen in Bezug auf die Preſſe und die Fremdenpolizei getroffen habe, 
fo fei jie Hiezu noch weit mehr in Bezug auf einen fremden Orden be: 
fugt. Den Rechten der konfeſſionellen Religion laufe die Aufhebung 
nicht zumider. Die katholifhe Kirche Habe jo viele Jahrhunderte hin— 
durh ruhmvoll ohne den Orden beftanden. Andere Länder können auch 
jest ohme Jeſuiten ganz gut Fatholifh fein. Bon fo vielen erleuchteten 
Kirchenoberen fei der Drden als grundverdorben verurtheilt worden. 
Auch die päbftliche Wiederherftcllungsbulle habe ihn nirgends zur Be: 
dingung ded Katholizismus gemacht. *) 

Auf der Tagſatzung ftieß diefer Antrag von Aargau Anfangs noch faft von 
allen Seiten auf Widerfprudh oder Bedenfen. Die ultramontanen Wort: 
führer priefen die gefchichtlichen Verdienſte des Ordens, um die Einheit 
des Glaubens, die gelehrte Bildung und die Kenntnik ferner Länder 
und Völker; fie Täugneten die verwerflide Moral und alle fchlechten 
Tendenzen, die man der Gefellihaft unterfchiebe; ibentifizirten den Or: 
den mit der fatholifchen Kirche; erflärten die frühere Aufhebung aus 
dem Hab und den Intriguen der zahlreichen Feinde; beriefen fih auf 
die päbftliche Autorität, die das Unrecht gefühnt und den Orden in feine 
Wirkſamkeit wieder eingefeit habe; jtüßten die Berufungen auf die Wünfche 
und Anhänglichkeit der Fatholifchen Bevölferungen; behaupteten, daß die 
bisherige Thätigkeit der Jeſuiten in einzelnen Kantonen der Schweiz den 
Frieden in der Eidgenoffenfchaft noch in feiner Weife geftört habe; wies 
fen endlich jede Bundesmaßregel gegen den Orden als eine Antaftung 
der konfeffionellen Rechte und als einen Eingriff in die Kantonalfouveräni: 
tät zurüd. Siegwart:Müller als Bertreter Luzern's übernahm die 
Vertheidigung mit dem äußerften Eifer und drohte, daß die katholifchen 
Kantone den etwa Hingeworfenen Handſchuh unbedenflih aufnehmen 
würden. Don Eonfervativer Seite mochte man zwar dem Orden nicht 
das Wort reden; man mußte zugeben, daß er ber Eintracht im Vater: 
land nicht förderlich fei, aber man beftritt die Kompetenz des Bundes, 
den Kantonen in Saden von Kirche und Schule irgend etwas vorzus 
[hreiben; man wollte den Orden nur mit den Waffen des Geiftes be, 
kämpfen, bielt die Jeſuitenberufung in Luzern für eine Folge der ber: 
ausfordernden Aargauer Politit in Bezug auf die Klöfter und fah in 
der Bewegung gegen den Orden blos die Abficht einer Bundesummäl: 
zung. Die meiften liberalen Stände trugen noch Bedenken oder moch— 
ten ſich noch nicht beftimmt ausſprechen, weil feine hinreichend erheblichen 
Thatſachen vorlägen, um ein Einfchreiten des Bundes zu rechtfertigen. 
Auh Bern war ohne Inftruftion und wollte erft näher prüfen. Doch 


*) Ueber Aufhebung und Ausweiſung des Jeſuitenordens in der Schweiz. 
Bortrag yon Auguftin Keller an der Taglagung zu Luzern. Aarau 1844. 
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fpra der Gefandte Neuhaus bereits feine eigene Ueberzeugung ent: 
ihieden aus, daß die Tagſatzung auf Grund der Gemeingefährlichkeit 
des Ordens kompetent fei, Beichlüffe zu fallen” So erhielt der Antrag 
von Aargau einftweilen nur die Stimme von Bafelland. Mit fiebzehn 
Standesftimmen wurde befchloffen, nicht einzutreten (20. Auguſt 1844). 

ALS indeß die Yefuitenberufung in dem vorörtlihen Kanton wir: 
lich erfolgte, die liberale Parthei von Luzern mit völliger Vernichtung 
bedroht war, Hunderte von Flüchtlingen ihre Leiden und ihren glühenden 
Haß in die Gauen der Eidgenofjen trugen und der ganze Riß ſich er- 
meiterte, mußte auch die Sejuitenfrage wachen. Die Bewegung war 
feine blos fonfeflionelle, die jich der Proteftanten bemächtigte. Die Un: 
terwerfung Luzern's unter die unheilvolle Propaganda erſchien vor Allem 
auch als eine Kriegserflärung gegen den reineren und gebildeteren Ka— 
tholizismus, der von der Theofratie erdrüdt werden follte. Alle libera- 
len Katholiken hatten am eheften von der finfteren Macht zu leiden. 
Die Mafje des Schweizervolks wurde immer tiefer durch die Sympathien 
für die von Luzern und Wallis vertriebenen unglüdlichen Brüder auf: 
geregt. Dazu fam der allgemeine Abfcheu vor der Moral der Jejuiten, 
der mehr oder weniger zum Bemußtfein gelangte Gedanke, daß die Wirk: 
ſamkeit de3 Ordens mit allen politifchen und geiftigen Errungenschaften 
der Schweiz in dem feindlichften Widerfpruche ftehe, endlich der Drang 
nad einer innigeren Gemeinſchaft unter den Eidgenofjen, dem jich die 
- römifche Politif am hartnädigften mwiderfeßte. 

Noch herrfchte bei der freigefinnten Parthei großes Pertrauen zu 
der Politit der Berner Regierung, die unter Neuhaus in der Klöfter: 
frage der Reaction Halt geboten hatte. Unmittelbar nach der verun: 
glüdten Schilderhebung in Luzern traten — auf den Ruf eines Komite's 
unter Leitung de3 Regierungsftatthalters Kohler — in Fraubrunnen, 
Mitte Weges zwifchen Bern und Solothurn, gegen 3000 Männer zu: 
jammen und beſchloſſen in einer Adreſſe die Berner Regierung zu bitten, 
fi an die Spite der Vertheidiger des durch den einbrechenden Jeſuitis— 
mus gefährdeten freifinnigen Princips zu ſtellen und zu dieſem Zwecke 
ih mit den liberalen Regierungen der übrigen Kantone zum vereinten 
Handeln zu verftändigen, ferner eine Volksadreſſe für Ausmweifung aller 
Sefuiten aus der Schweiz an alle Kantonsregierungen in 100,000 
Eremplaren zur Unterzeichnung zu verbreiten, endlich ein Centralcomite 
niederzujegen und Santonalvereine zu errichten (15. Dez. 1844). Aehn— 
liche wurde in Zofingen, dann auch in Ins befchlofien, wo Bürger von 
Bern, Freiburg, Neuenburg, Waadt und Solothurn zufammentrafen. 

Einen wefentlihen Einfluß hatte die Jefuitenfrage, wie früher die 
Klöfterfrage,. auf den Gang der Dinge in Zürih. Die no immer 
berrichende, wenn auch bereits geſchwächte Septemberrihtung. fam auch 
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hier wieder mit dem proteftantifchen Bewußtfein in Widerfprud, da fie 
ihre nahen Beziehungen zu den römiſch-hierarchiſchen Beftrebungen nicht 
verläugnen fonnte, Weußerlih trat fie zwar der Berufung der Jefuiten 
entgegen; einzelne fonfervative Staatsmänner mwarnten auch aufrichtig 
vor den unheilvollen Folgen; aber die Führer der Parthei leifteten po. 
litiſch dem Regiment in Luzern allen Vorſchub und wandten ihren Ein- 
Muß auf, damit die Vetobewegung nit durchdringe. Von liberaler 
Seite hatte man ſchon früher zur Unterftügung des Yargauer Antrags 
auf Ausmeifung des Drdens eine von Dr. Ludw. Snel — dem raft: 
lofen Kämpen gegen den Ultramontanismus — verfaßte Adrefje an den 
Großen Rath zahlreih unterfchrieben, die indeß bei der Behörde noch 
ohne Wirkung blieb, Nah dem unglüdlihen Schlag in Luzern ergrifi 
die Zürcher Regierung nur einfeitige Maßregeln, um für alle Fälle eine 
Achtung gebietende Stellung einzunehmen und Ruhe und Ordnung zu 
handhaben. Gegen die Aufnahme der Jefuiten in Luzern wollte jie 
feine Schritte thun. Dev Bundesbehörde bejtritt fie das Recht, unter 
den vorhandenen Umjtänden in die innere Kantonalangelegenheit einzu: 
greifen. Man begnügte fi mit einfachen Wünfchen, daß die fatholifchen 
Stände von fih aus freiwillig dem Umjichgreifen des Jeſuitenordens 
Schranken jegen möchten, ohne den Wünſchen irgend welchen Nachdruck 
zu.geben. Die ſonſt der Septemberrichtung noch zugeneigte Mehrheit 
des Gr. Naths fing jebt an zu wanfen. Die Wahl des liberal gejinn- 
ten Dr. Zehnder zum Bürgermeiſter an die Stelle des zurüdgetrete- 
nen Bürgermeijter v. Muralt (im fiebenten Sfrutinium unterlag ber 
fonfervative Kandidat, Staatsrath Bluntſchli, mit 99 gegen 97 Stim- 
men) gab einen erjten Fingerzeig. In der Jeſuitenfrage jelbft wurde 
darauf — entgegen den Vorfchlägen der Regierung — beichloffen, an 
Luzern das freumdeidgenöfiiihe Geluh um Rüdnahme der Jeſuitenbe— 
rufung zu Stellen und diefes Geſuch dur eine eigene Abordnung der 
Regierung zu unterftügen. Im Fall einer unbefriedigenden Antwort 
follte auf Einberufung einer aufßerordentlihen Tagſatzung gedrungen 
werden. So milde diefer Schritt war, fo blieb er doch ohne allen Er- 
jolg. Luzern wollte unter feinen Umftänden von der Yeluitenberufung 
Lafien, fuhr mit den härteften Maßregeln zur Unterdrüfung der libera: 
fen Dppofition fort und rüftete fid, um jeden Zwang mit Waffengemwalt 
zurüdzumeifen. Bereits war von den Ständen- de8 Sonderbunds ein 
förmlicher Kriegsrath zufammengetreten, worin man übereinfam, daß die 
verbündeten Kantone über die eidgenöfjiiche Skala Hinaus Mannjchaft 
unter die Waffen ftellen, die Landwehr und den Landiturm ordnen und 
im Falle eines Truppenaufgebot3 die Truppen unter luzernifchen Ober: _ 
befehl ſtellen follten. 

Unterdei fteigerte fich die Antijefuitenbewegung, befonder8 im St 
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Bern, wo um dieſe Zeit eine junge radifale Schule mit neuen Kräften 
und Feen auf den Kampfplag trat und in ihrem eben gegrünbeten 
Organ — der Bernerzeitung — mit allem Nahdruf darauf drang, 
dak die Jefuitenfrage zur eidgenöffifchen Frage gemacht werde. Mitten 
in den Wintertagen, unter Froft und Schneegeftöber, traten immer von 
Neuem Laufende zufammen — wie namentlih zu Sumiswald (12. 
Nanuar 1845) — um ihre Stimme für die Ausweiſung des verderblichen 
Ordens zu erheben. Allmählig reifte der Gedanke, durch die unerhörte 
Gewaltherrſchaft in Ruzern gefpornt, dem Sefuitenbund einen „bewaff— 
neten Volksbund“ entgegenzuftellen und die Entfcheidung durch eine neue 
allgemeine Erhebung herbeizuführen, falls die liberalen Regierungen oder 
die Tagfagung fih unfähig zeigen follten, die Jefuitifirung des vorört: 
fihen Kantons abzuwenden. In einer Bollsverfammlung zu Herzogen: 
buchfee (19. Jan.) wurde bereit3 erflärt, daß man die efuitenfrage 
durch die That entfchieden wiſſen wolle, wenn die Tagfatung zu feiner 
förderlihen Schlugnahme fommen könne. Bleibe die Berner Regierung 
hinter dem beftimmten Volkswillen zurüd, fo follte eine Kantonalvolks— 
verfammlung nach Bern berufen werben, um fofort die weiteren nötht- 
gen Schlußnahmen zu berathen. In anderen Verfammlungen, wie in 
MWimmi und Zweifimmen, ſprach man fih auf ähnliche Weife aus. 
Die Berner Regierung felbft fandte zwei Abgeordnete, von Tavel und 
RR. Weber, in verjchiedene Kantone, um wo möglid ein vereintes 
Handeln an der Tagfakung zu erzielen. Die Bemühungen fcheiterten 
bei den Regierungen in Zürich, Laufanne und Genf; in anderen Kau- 
tonen ſchwankte man; nur wenige Regierungen waren noch zu fräftigem 
Auftreten entſchloſſen. | 

Im Kanton Zürich erhielt indeß die Bewegung durd die Bevölke— 
tung einen weiteren Sporn. Da das freundeidgenöffiihe Geſuch in 
Luzern feinen Erfolg hatte, ſah fi die Regierung — mit dem Wechſel 
des Jahres zur vorörtlichen Behörde geworden — nad den Beichlüffen 
des Gr. Raths genöthigt, eine außerordentliche Tagfabung zufammenzu: 
berufen, um über Herftellung und Wahrung des Landfriedend zu be: 
rathen. In ihren Anträgen wollte fie vor Allem auf Maßregeln gegen 
die Freifhaaren dringen. In Bezug auf die Jefuitenfrage follte zwar 
dad Recht des Bundes nicht ausgefchloffen fein, unter Umſtänden gegen 
ſolche Orden einzufchreiten. Aber bis jebt, erklärte man, fei fein Grund 
zu zwingenden Beichlüffen vorhanden. Die Tagſatzung möge nur die 
freundeidgenöfitfche und dringende Einladung an den Stand Luzern rich- 
ten, mit Rückſicht auf feine hohe eidgenöffiihe Stellung auf die Beru— 
fung zu verzichten. Diefer Halbheit gegenüber fand eine neue großartige 
Volfsdemonftration ftatt. Gegen 20,000 Bürger verfammelten ſich auf 
den Auf der liberalen Führer bei Unterftraß, ganz in der Nähe 
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von Züri, und befchloffen in ruhiger und würdiger Haltung, nad 
angehörten Reden von Dr. Furrer, Oberft Weiß und Alt-R.R. Fierz. 
in einer Petition an die Staatsbehörde auf eine Inſtruktion zur Aus: 
weilung aller Jeſuiten und Vollſtreckung derjelben im Falle der Wider: 
feglichkeit zu dringen. Dieſe Petition wurde durch 34,000 Unterfchriften 
bekräftigt; am Schluß ſprach jie die ernite Erwartung aus, daß die 
Behörde die Stimme des Volks nicht unbeachtet werde verflingen Lajien. 
Eine fonjervative Gegenpetition mit 18,251 Unterfchriften konnte den 
mädtigen Eindrud der Verfammlung nicht ſchwächen. Am Gr. Rath 
blieb die Regierung, nad zweitägigen lebhaften Debatten, mit 95 gegen 
103 Stimmen in der Minderheit. Entgegen ihren Vorfchlägen wurde 
ein Einfchreiten des Bundes gegen die Jejuiten in allen betreffenden 
Kantonen zur Inſtruktion erhoben (7. Febr. 1845). Damit machte die 
Frage einen bedeutenden Schritt. Die beiden vorörtlihen Kantone 
Zürich und Bern konnten jet vereint gehen. 


Ammälzung in Buadt. 


Noch einfchneidender als in Zürich wirkte die Jejuitenfrage in Waadt’ 
wo fie den Anftoß zu einer förmlichen Ummälzung gab. 

Waadt gehörte zu den Kantonen, die nach der Yulirevolution einen 
vollen Umſchwung erlebten. Die Berfafjung wurde damals bereits auf 
die Grundlage des allgemeinen und unmittelbaren Stimmrechts geftelt. 
Nur die vermwidelten parlamentarifchen Formen und der Mangel eine 
angemejjenen Entfchädigung für die Mitglieder des Gr. Raths dienten 
zu einiger Vertümmerung der Repräjentation. Die frühere Phalanr 
einer gefchloffenen Beamtenherrichaft war gebrochen. Dagegen behielt 
eine alte Schule von gebildeten und einfichtSuollen, aber in ihren An: 
fihten confervativ gewordenen Staatsmännern hinreichendes Gewicht, 
um die demofratifhe Richtung zu lähmen und dem neuen Syſtem den 
Charakter eines ſchwankenden Juſtemilieu's aufzudrüden. In eidgenöf- 
ſiſcher Beziehung hielt man zäh an der Kantonalſouveranität feſt und 
wollte wenig ober nichts von der Machtvollkommenheit abtreten. Bei 
ber Frage der Bundesreform kam von hier eine Sündfluth von Abän- 
berung3anträgen zur Wahrung der fantonalen Hoheit. Die Regeneration 
hatte deßhalb nicht immer eine fo entjchiedene Stüge an Waadt, wie 
fih hätte erwarten lafjen. Nur nad außen bin, wie beim Louis-Napo— 
leon-Handel, regte fi das nationale Gefühl auf das Lebendigſte. An 
der geiftigen Entwidlung des Volks nagte der mehr und mehr wm jich 
greifende Methodismus. Schon die frühere Regierung hatte mit diefem 
von England her eingefchleppten Sektirer- oder Momiersweſen zu füm- 
pfen. Die angewandten Mittel der Staatsgewalt, wodurd die Gewiſ— 


— 392 — 


fensfreiheit verlegt wurde, gaben der krankhaften Richtung nur größere 
Nahrung. Yet machte ſich der frömmelnde Geift auch innerhalb der 
Landeskirche geltend. Vielen Pfarrern genügte der regelmäßige Gottes: 
bienft nicht ; gleich den Diſſidenten veranftalteten ſie befondere oratoires 
oder Religionsübungen, um eine übertriebene Heiligkeit zu pflanzen. Die 
franfhafte Richtung fand ihre Stübe an den reicheren und vornehmeren 
Klafien zum Aergerniß vieler Bürger. Unter den Einflüffen derfelben 
bildete fich in den herrichenden Kreifen eine Politif, die mit dem Zür: 
her Septemberfyftem Aehnlichkeit hatte. In der Klöfterfrage wurde 
auch hier das liberalsproteftantifhe Gefühl verletzt. Erſt durch ſtarke 
Demonitrationen ließ fi der Gr. Rath zu einer Inftruftion bejtimmen, 
die fich mit den Zugeſtändniſſen von Aargau zufrieden ftellte. 

Auch in der Jefuitenfrage nahm man wieder den Standpunft eines 
engen formellen Rechts ein, wornad es dem Bund nicht zuftehen follte, 
zwingend gegen den Orden einzufchreiten. Die confervativen Doctrinärs 
wollten bier, wie anderswo, die Jünger Loyola’8 nur mit den Waffen 
des Geiftes befämpfen, aber in Wirklichkeit kehrten fie auch ihre geiftige 
Spite nicht gegen die Jefuitenparthei, fondern gegen den verhaßteren 
Radikalismus. Vergebens drang ein Abgeordneter Bern’ bei den lei: 
tenden Staat3männern auf ein Einverftändnif zum entjchiedeneren Auf: 
treten an der Tagfasung. Im der Bevölkerung machte ſich dagegen ein 
anderer Geift geltend. Die blutige Gegenrevolution in Wallis hatte 
bereitö die lebhafteften Sympathieen für die dort unterbrüdte freifinnige 
Parthei hervorgerufen. Die Jeluitifirung eines vorörtlihen Kantons 
und die Vernichtung, die jett auch die liberale Oppofition in Luzern 
traf, regten die Stimmung immer tiefer auf. In dem eigenen verhaß— 
ten Methodismus erblidte man ein protejtantifches Abbild des Jeſuitis— 
mus. SP wurden zur Kundgebung des Volkswillens Verfammlungen 
auf Verfammlungen gehalten und eine Riefenpetition auf Ausweiſung 
des Nefuitenordens in Umlauf gefett, die ſich mit 32,000 Unterfchriften 
bebedte. Die Mehrheit des Staatsrath3 wollte indek in ihrem Anftruf- 
tionsvorfchlag nicht weiter gehen, als daß Luzern nöthigenfall3 freundlich 
eingeladen werde, dem Frieden der Eidgenoſſenſchaft die Einberufung der 
Kefuiten zum Opfer zu bringen. Neue Bolfsverfammlungen, die zahl: 
reichfte zu Villeneuve, von 3 bis 4000 Bürgern befucht (2. Februar) 
drängten weiter auf eine entfchiedene Haltung. Aber auch der Gr. Rath 
fonnte es, nach zweitägiger heißer Diskuſſion, nur zur Annahme eines 
Mittelantrags bringen, wonach die Einladung an Luzern dringend er- 
laſſen und, wenn derſelben bis zur nächſten ordentlichen Tagſatzung (im 
Juli) nicht entfprochen werde, weitere geeignete Maßregeln vorbehalten 
bleiben follten (13. Febr). Dieſer Beſchluß, der zu feiner rajchen Lö: 
fung führte, genügte nicht. Während der Gr. Rath im Schloffe tagte, 
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war. ein aus den Bollsverfammlungen hervorgegangener Gentralausfhuß 
im Cafino vereinigt. Bereits hatte diefer alle Anftalten zu einer großen. 
Bolfserhebung getroffen. Durch ein loberndes euer auf der Höhe des 
„Signals” wurde am Abend das Zeichen gegeben. Die Regierung hatte 
bisher gezögert Truppen einzuberufen. In der äußerſten Noth jtellte fie 
jet den ganzen Bundesauszug auf's Pifet, rief ſechs Bataillone unter 
dem Commando von DOberft Bontemps unmittelbar unter die Waffen 
und erlich eine warnende Proflamation. Aber die Mafregeln kamen 
zu ſpät; die Lofung zur Erhebung wirkte elektriſcher als das Aufgebot. 
Bon allen Seiten zogen Volkshaufen nah der Hauptftadt; von den Mi: 
lizen miſchten jich viele in ihre Reihen. Mit Mühe brachte die Regie— 
rung zwei unvollftändige und dazu unfichere Bataillone. zufammen. Am 
Morgen des 14. Februar wuchs die Aufregung in Lauſanne von Stunde 
zu Stunde; auf den öffentlihen Pläben wurden Freiheitsbäume aufge: 
pflanzt; überall wehten Fahnen mit patriotifchen Infchriften. Um Mit: 
tag feßte fi der revolutionäre Zug, bewaffnet, unter Trommelſchlag 
und Elingendem Spiel, von den Advofaten Eytel und Delarageaz 
geführt, mit jedem Schritt anfchwellend, vom Caſino aus durch bie 
Stadt nah dem NRathhaus in Bewegung. Die aufgeftellten Truppen 
ftimmten in den Ruf: Vive la libert6 ein ober traten ſchaarenweiſe 
aus dem Gliede heraus und fchloffen fih den Reihen an. Unterdeß 
war die Regierung in banger Erwartung permanent verfammelt. In 
fi getheilt, ohne Mittel ernftliden Widerftand zu leiften, beichloß fie 
ihre Gewalt niederzulegen. Die beiden Staatsräthe Druey und Blan— 
chenay erklärten fich jeßt offen für die Bewegung und gingen den ans 
rüdenden Haufen mit der Nachricht von der Abdankung entgegen. Im 
Triumphe ftrömte das Volt nah dem Montbenon, um Generalverfamm: 
lung. abzuhalten. In Ermanglung einer Rednerbühne ward eine Leiter 
an einen Baum gejett. Von ihr herab ſprachen Druey, Delarageaz, 
Eytel. Auf die Vorfchläge von Druey fahte die Verfammlung die ein: 
greifendften Befchlüffe, die al3 „jouveräne Akte“ bezeichnet wurden: Ins 
ftruftion auf Ausweiſung der Jeſuiten; Selbftauflöfung des Gr. Raths; 
Vornahme neuer Wahlen, au wenn der Gr. Rath in die Auflöfung 
nicht einwillige; Belleidung des neuen Gr, Raths mit den Funktionen 
eine3 Verfajjungsraths; endlich Niederfegung einer proviforifchen Regie: 
rung von neun Mitgliedern, mit der außerordentlichen Vollmacht Alles 
zu entfcheiden, was unvorhergefehene Umftände erforderten. So war 
in wenigen Stunden ohne Blutvergießen die ganze bisherige Ordnung 
 umgewälzt. Unterdeß ftürmte immer mehr Landvolk in die Hauptftadt. 

Die Mafje wurde in den Kirchen untergebradt und auf Koften des 
Staats verpflegt. Hundertundein Kanonenſchüſſe verfündigten den er: 
rungenen Erfolg (14. Februar). Am anderen Tage erklärte eine neue 
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Volksverſammlung den Gr. Rath ohne Weiteres für aufgelöſt. ALS die 
Behörde ſich noch in ſchwacher Zahl verfammelte, erhielt fie unter dem 
Gewühl bewaffneter Bürger durch die proviforifche Regierung die einfache 
Anzeige ihrer Abſetzung und ging dann auseinander. Nach den weiteren 
Beihlüffen der Volfsverfammlung wurden aucd alle übrigen Behörden 
und öffentlichen Beamtungen ohne Ausnahme als proviforifh erklärt. 
Wer nicht innerhalb fünf Tagen die Anerkennung der Volksbeſchlüſſe 
ausſpreche, jolle als auf feine Stelle verzichtend betrachtet werden. Wer 
das Bertrauen der proviforifhen Regierung nicht genieße, Fünne vom 
diefer feiner Funktionen entlafjen werben. 

Die ganze Ummälzung, die fich zur Ueberraſchung der Schweiz fo 
plöglih und fo radikal vollzog, hatte ihren Grund nicht in ſcharf aus: 
geiprochenen politifhen Gegenfägen. Die Partheien als folde ftanden 
fih auf dem demokratiſchen Boden nicht fo ferne, um fich auf's Aeußerfte 
zu befämpfen. Cine einzelne brennende Frage drängte zur entſchiedenen 
fung und gewaltfame Entichlüffe waren an ber Tagesordnung. In 
den Kantonen mußte ausgefodhten werden, was in der Tagfakung durch⸗ 
dringen jollte. Der Sinn des Waadtländer Volls richtete feinen Un— 
willen ebenſowohl gegen die proteftantifche Umnatur und den frömmeln- 
ben Hochmuth, die im Kanton Staat und Kirche zu beherrichen drohten, 
wie gegen den römischen Jeſuitismus, der auf das weitere Vaterland 
drüdte. Die Bewegung ftieg zum Theil auß ber Tiefe der unteren 
Klafien hervor. Auf den Arbeiterftand wirkten foziale Theorien, bie aus 
Frankreich herüberfamen und durch Vereine gepflegt wurden. Der Be: 
fi wurde erſchreckt durch die Infchriften auf einzelnen Fahnen: nieder mit 
den Ariftofraten! nieder mit den Reihen! Auch bei Berathung der neuen 
Verfafiung kamen Fragen zur Erörterung, die tiefer in die gefellichaft: 
lichen Berhältnifje griffen. Die zweite Generalverfammlung Hatte unter 
dem Druck der Proletarier verlangt, daß dad Stimmrecht noch allge: 
meiner gemacht und auch die Ausfchliegung der Allmofengenöffigen, Be: 
vogteten, Falliten und Kriminalifirten aufgehoben werde. Die confti- 
tuirende Behörde ging nicht fo weit. Nur dur bloße Unterftübung 
follte das Stimmrecht nicht verloren gehen. Dagegen drang Druey auf 
eine Beftimmung in der Verfafjung, die dahin lautete: „Die Arbeit iſt 
geheiligt. Jeder Waadtländer und Eidgenoſſe iſt nach ſeinen Kräften 
und Anlagen zur Arbeit verbunden. Die Arbeit ſoll auf eine Allen 
zugängliche Weiſe organiſirt werden, erträglich ſein und angemeſſen ent⸗ 
ſchädigt werden.“ Die praltiſche Ausführung einer ſolchen Organiſation 
der Arbeit war indeß dem Redner ſelbſt noch nicht Mar. Von conſer— 
vativer Seite witterte man nur fommuniftifche Tendenzen dahinter. Nur 
eilf Stimmen fammelten ſich um den Antrag. 

Im Uebrigen machte ſich bei der ganzen Berfafjung bie demokratiſche 
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Richtung weiter geltend. Das Alter für die Stimmfähigkeit wurde herabge⸗ 
fest, die Amtsdauer der Behörden verfürzt, die Entfhädigung der Groß« 
rath3mitglieder erhöht, um die Annahme der Stelle auch den weniger 
Bemittelten zugänglich zu machen, dem Voll das Recht der Abftimmung 
über jeden Vorſchlag gegeben, der durch den Gr. Rath von fih aus 
oder auf Berlangen von 8000 Aftivbürgern dem Volksentſcheid unter: 
legt werde; endlich wurde auch beftimmt, daß der Unterricht in dem 
öffentlichen Schulen mit den Grundſätzen des Chriſtenthums und der 
Demokratie in Uebereinitimmung gehen folle. Dagegen behielt der Staats: 
rath eine jtarfe erecutive Gewalt durch das unbedingte Recht der Er: 
nennung und Abberufung aller feiner Unterbeamten. Durch Einfüh: 
rung der Gefchwornengerichte für die Kriminalgerihtspflege gab Waadt 
das erjte Beifpiel für die Schweiz. 

ALS der Tag der Abftimmung über den Entwurf nahte, ftieg bie 
Gährung wieder hoch. Die Oppofition Fämpfte mit dem Schredbild des 
Communismus. Geiſtliche weigerten fi, eine Proflamation der provi: 
forifhen Regierung von der Kanzel zu verlefen. In allen Theilen des 
Kantons fanden wieder Volfsverfammlungen jtatt. Die Verfaſſung 
wurde inde am 10. Auguft 1845 mit 17,672 gegen 10,035 Stimmen 
angenommen und mit ähnlichem Stimmenverhältniß die Beibehaltung 
des aus der Ummälzung hervorgegangenen Eonftituirenden Or. Raths ala 
gefeßgebende Behörde für die nächften vier Jahre ausgefproden. Der 
Chef der proviforifhen Regierung, Heinrich Druey, ber feine Popu—⸗ 
larität in der Klöfterfrage verloren hatte, auch in der Jefuitenangelegens 
heit jih anfangs gegen die Competenz erflärte, aber dann fich der Frage 
zu bemädtigen wußte, um einen beherrfchenben Einfluß auszuüben, wurde 
nun die Seele der neuen Ordnung; ein Mann, gründlich gebildet in 
deutfcher wie franzöfifcher Wiſſenſchaft, aber wandelbar in feinen Anſich— 
ten, einft Gegner aller Bolfsfouveränität, dann diefe oft auf die äußerjte 
Spitze treibend, den Impulſen der Zeit folgend, immer einer größeren 
Nationaleinheit zugethan, von überfprudelnder Beredtfamfeit, ein Ausdrud 
des lebhaften und beweglichen Waadtländer Geijtes. Die neue Ordnung 
felbft hatte von vorneherein mit einer Teidenfchaftlihen Oppofition aus 
ber Mitte der fogenannten gebildeten Klafien zu fämpfen, die ihre Stütze 
an der Akademie, wie an der Geiftlichfeit hatte. Die rabifale Regie: 
rung fuchte fi durch weitgehende Purffifation im Beamten:, wie im 
Lehrftande dagegen zu wehren. Die höheren Lehranftalten wurden fämmt: 
(ich reorganifirt, Männer von wiſſenſchaftlichem Ruf, aber erclufiver 
Richtung, befeitigt und neue Kräfte, weniger gelehrt, aber demokratiſcher 
gefinnt, an die Stelle gefekt. 

Unmittelbar an die Ummälzung knüpfte fi) auch ein dauerndes 
irchliches Zerwürfniß. Der Haß der aufgeregten Menge gegen das 
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pietiftifche Wefen in und außerhalb der Landesfirche machte fich in den erften 
Monaten nad der Ummälzung durch häufige tumultuarifche Auftritte 
Luft. Die befonderen religiöfen VBerfammlungen oder fog. oratoires, 
die vielfach unter Leitung von Geiftlichen der offiziellen Kirche ftanden, 
wurden an verſchiedenen Orten gewaltfam geftört oder unter Hohn aus— 
einander getrieben. Die proviforifhe Regierung hatte nicht Anfeherr ge 
nug, um den Exceſſen zu fteuern. Andrerſeits beobachtete der größere 
Theil der Pfarrer eine feindfelige Haltung gegen die neu fich bildend* 
Ordnung. Das ganze Verhältniß von Staat und Kirche überhaupt 
war ein gefpanntes oder wenig natürliches, Nirgends war das Kirchen: 
weſen der Staatsgewalt noch fo unbedingt unterworfen. Ein Kirchen’ 
gejeß von 1839 hatte zwar den Bekenntnißzwang abgejhafft, aber die 
Kirchenverfajjung im Uebrigen wenig freier gemacht. In der neuen 
Verfaſſung fand die religiöfe Freiheit feinen hinreichenden Ausdrud ; 
aus Scheu vor pietiftiichen Verfammlungen wagte man es nit, das 
volle Vereinsrecht zu garantiren, Um fo größer wurde der Widerſpruch 
von Seite der Momiers und aller Geiftlichen, die in diefe Richtung gingen. 

Eine Mahnung der Negierung an die Pfarrer in der Yandesfirche, 
die außerkirchlichen Erbauungsjtunden, die dem feparatijtiichen Geift 
Nahrung gäben, inmnterefje der Ruhe einftweilen einzujtellen und das 
Volk nicht zu Manifeftationen zu veizen, wurde von vorneherein als 
Eingriff in die Gemwifjensfreiheit zurüdgemwiefen. Gefchärften Erinne- 
rungen und endlichen Verboten, in den landesfirchlichen Oratoires zu 
fungiren, antwortete ein von 221 Geiftlihen unterzeichnetes Memcrial, 
worin diefe Privatandadhten als eine Wohlthat für die Kirche gefchildert 
und gegen alle Mafregeln zur Verhinderung derfelben Verwahrung ein: 
gelegt wurde. Als diefe Borftellung wirkungslos blieb und die Regie: 
rung bei der Volksabſtimmung über die Verfaſſung den Pfarrern eine 
Proflamation zur Verleſung von der Kanzel zuitellte, wuchs der Konflikt. 
Obgleich die Proflamation ernft und würdig gehalten war und nichts 
enthielt, was dem religiöfen Gewiſſen zu nahe treten konnte, weigerten 
jich dennoch über vierzig Geiftliche, die Bekanntmachung zu verlefen, weil 
fie politifcher Natur fei und die Erbauung ftöre, das Geſetz aber nur 
vorfchreibe, dag Akte von der Kanzel verlefen werden follten, welche ſich 
auf die Neligion oder auf eine religiöfe Feier bezögen. Dagegen berief 
fich die Regierung auf die unbeftrittene Uebung, welche im Berhältnik 
von Staat und Kirche ſelbſt wurzle, und leitete eine Strafunterfuchung wegen 
erklärten Ungehorfams ein. Die zur Beurtheilung zunädit berufenen 
geiftlichen Klafjen oder Kapitel jprachen die Angeklagten vollitändig fret. 
Anders entfchied der Staatsrath felbit, der die Sache in zweiter Inſtanz 
vor fein eigenes Forum zog. Die meiften Angeklagten wurden zur Sus— 
penfion auf einen Monat (darunter der frühere Tagfabungsgefandte 
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Prof. Monnard, jest Pfarrer in Montreur), einzelne auf drei Monate 
oder ein Jahr verurtheilt. Bon geiftlicher Seite wurde darauf beftritten, 
daß die Regierung die Machtvollkommenheit habe, die von den Kapiteln 
erfolgte Freifprehung in Strafe zu verwandeln. In einer Generalver: 
fammlung machte die große Mehrheit der Geiftlichkeit die Sache der ver: 
urtheilten Pfarrer zu der ihrigen. 184 Pfarrer reichten demnach ihre 
Demiffion ein, mit der Erflärung, daß fie fich Feiner Willtühr unter- 
werfen und ihre Funktionen nicht eher wieder antreten würden, als bis 
fie durch genügende Garantien ficher geftellt feien. In einem Manifeft 
an die Landeskirche wurde verfichert, daß der Schritt nothgedrungen ge- 
than fei, um die Kirche der Reformation, gegenüber der Regierungsfirche, 
zu retten, Nur ein Peiner Theil der Ausgetretenen nahm auf Bitten 
der Gemeinden ihre Demiffion zurüd (November 1845). 


Der Streich, an dem politifche Abneigung eben fo großen Antheil 
hatte, als kirchliches Unabhängigkeitsgefühl, und der gegen die ganze radi— 
fale Ordnung zielte, hatte nicht die gehoffte Wirkung. Weber der Staat 
noch die Gemeinden ließen fich erjchreden, jo groß für die erfte Zeit die 
Schwierigkeiten waren, um für den regelmäßigen Gottesdienft in der 
Landeskirche zu forgen. Die Regierung erhielt vom Gr. Rath unbe: 
dingte Vollmacht, die mit den Umftänden nicht verträglichen Kirchen: 
und Schulverordnungen zu fuspendiren und auch hinfichtlich der Oratoires 
nah Ermefjen zu verfügen. Demnach wurden alle aufßerordentlichen 
religiöfen Verfammlungen in Laufanne auf unbeftimmte Zeit mit An. 
drohung gewaltfamer Auflöfung und gerichtlihen Einfchreitens verboten, 
ähnliche Mafregeln für andere. Drte vorbehalten und zum Theil in Aus: 
führung gebracht. In Wiederbefegung der Pfarreien wurde der Zutritt 
von fremden Geiftlichen erleichtert und allmählig eine Lüde nad der 
anderen ausgefüllt. Dagegen erfhienen die ausgetretenen Pfarrer in 
den Kreifen ihrer Glaubensgenoſſen al3 hart geprüfte Märtyrer und er: 
hielten reichliche Unterftügung. *) 

Bei dem ganzen Conflikt mußte der Zuftand des Waadtländer Kir: 
chenweſens als ein unnatürlicher erfcheinen. Die Gewaltmaßregeln gegen 
die Betvercine widerſprachen eben fo jehr der religiöfen Freiheit, als das 
eingefchlicdene Momiersweſen den gefunden Geift in den Gemeinden un: 
tergraben mußte. Bon Seite der ausgetretenen Geiftlichen wurde etwas 
ſpäter — nad) der längft gehegten dee von Prof. Binet, dem Haupt: 
vertreter diefer Richtung — eine vom Staat getrennte „freie National: 
firche” gegründet, die indeß geiftig nichts weniger als frei war. 


55) Siehe: Dr. Alerander Schweizer, das firdjliche Zerwürfniß im Kanton 
Waadt. Zürich 1846. 


_ 198 — 
Ohnmacht der Tagſatzung. 


Die Umwälzung in Waadt gab der Antijeſuitenbewegung einen 
neuen bedeutenden Sporn. Die große Mehrheit der Schweizernation 
fühlte einen ſchweren Alp auf der Bruſt, den ſie von ſich zu wälzen 
ſuchte. Die Adreſſen für Ausweiſung des Ordens bedeckten ſich allmäh— 
lig mit mehr als 100,000 Unterſchriften. Es konnte kein Zweifel darüber 
ſein, daß hinter den Manifeſtationen, namentlich in der mittleren und 
weſtlichen Schweiz, ein gewaltiger Ernſt lag. Noch hoffte man von der 
Tagſatzung, daß dieſe ſich zu kräftigen Entſchlüſſen ermannen werde. 
Aber im Hintergrund ſtand der Gedanke der Selbſthülfe — die Ver— 
wirklichung des „bewaffneten Volksbunds“ — wenn die eidgenöſſiſche Be— 
hörde ſich als ohnmächtig erweiſen ſollte. Der öffentlichen Meinung 
zum Trotz that man in Luzern nichts, um die Gemüther irgendwie zu 
beruhigen, vielmehr fuhr man mit Maßregeln des Schreckens und der 
Rache fort, um die liberale Parthei vollſtändig zu vernichten. Täglich 
mehrten ſich die Einkerkerungen und nahm die Zahl der Flüchtlinge zu. 
Die Jeſuitenberufung wurde zur Exiſtenzfrage gemacht, wenn auch das 
ganze Vaterland darüber in Brand gerathen ſollte. Von beſtändiger 
Angſt vor neuen Freiſchaaren erfüllt, rief die Regierung Alles unter 
Waffen, ließ unaufhörlich Truppen marſchiren und verwandelte das ganze 
Land in ein Feldlager. Wiederholt verſammelte ſich der Kriegsrath der 
Sonderſtände, um gemeinſame Vertheidigungsmaßregeln zu berathen. 
Dem Volk in den Urkantonen wurde vorgeſpiegelt, daß es ſich um die 
ganze Freiheit und Unabhängigkeit der inneren Schweiz handle. Zwi— 
ſchen Luzern und den benachbarten Kantonen Bern und Aargau, wo ſich 
die Luzerner Flüchtlinge anhäuften, herrſchte gegenſeitig ein beſtändiger 
Allarm. Zürich als Vorort hielt die Lage bereits ſo bedenklich, daß es 
Truppen zum Schub der Tagſatzung aufbot und Milizen von St. Gal: 
len, Schaffhaufen und Thurgau aufs Pifet ftellen ließ. Zugleih ging 
eine vorörtliche Deputation nah Nargau und Bern, um bier zur Auf: 
vechthaltung de3 Landfriedens zu mahnen. Die Regierungen verficherten, 
daß fie gegen Störungen der Ruhe und Ordnung nah Kräften einfchrei: 
ten würden, aber es müſſe auch dafür geforgt werden, daß von Luzern 
aus die benachbarten Bevölkerungen nicht durch die verlegendften Maß— 
regeln immer mehr gereizt und erbittert würden. Bern insbefondere er: 
Elärte, daß es eine Verlegung des Aargauer Gebiet? von Luzern aus 
als Kriegserflärung betradhten werde. Der Vorort beruhigte ſich mit 
den Erflärungen, entließ die Truppen wieder und mahnte Luzern, alles 
Aufregende zu unterlafjen. Unterdeß rührte fih auch die fremde Diplo: 
matie und machte Miene, gegen etwaige Wirren zu interveniren. In 
Paris arbeitete man auf gemeinfame Konferenzen hin. Deſtreich fing 


— 399 — 


an, Truppen im Vorarlberg’schen anzuhäufen. Die ultramontane Bar: 
thei fühlte fi durch diefe drohende Haltung ermuthigt und in Rom 
dachte man nit daran, die neu errungene Jefuitenprovinz irgend auf> 
zugeben. 

Am 24, Februar 1845 trat die vom Vorort zuſammenberufene 
außerordentlide Tagfatung zu Zürich zufammen. Seit dem erften An— 
trage Aargau's auf Ausmweifung der Jeſuiten, wo nur die Stimme von 
Bajelland jih zu Aargau gejellte, Hatte die Frage einen bedeutend en 
Schritt vorwärt3 gemadt. Ein Kanton nah dem anderen war durch 
die Vollsmeinung zu einer fchärferen Inſtruktion gedrängt. Nur die 
jieben Fatholifchen Kantone, die fich enger verbunden hatten, nebft Appen— 
zell A.RH. und Neuenburg ftimmten noch dafür, in die Frage gar nicht 
einzutreten. Die Mehrheit einer niedergefegten Siebenerfommilfion brachte 
bereit3 einen Antrag, welcher der Tagſatzung das Recht zugeftand, in 
der Sefuitenfrage Mafregeln zu treffen, die fie für die gefährdete innere 
Sicherheit der Eidgenofjenfchaft nöthig finde. Demgemäß follte gegen 
die Sefuitenberufung in Luzern bejtimmt eingefchritten, an Schwyz, Frei: 
burg und Wallis die dringende Einladung erlaffen werden, den Sefuitens 
orden aus ihrem Gebiet zu entfernen. Aber die Tagſatzung felbft konnte 
noch zu Feiner wirklichen Entiheidung kommen. Erft 10% Stände — 
Zürich, Bern, Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, Graubünden, Aargau, 
Thurgau, Teffin, Waadt, Appenzell U. Rh. und Bafelland — ftimmten 
dafür, die Jefuitenangelegenheit als Bundesſache zu erklären und zus 
nähft die Aufnahme des Ordens in Luzern zu unterfagen. Cine wei: 
tere Stimme (St. Gallen) wollte fi dazu verftehen, an Luzern die 
freundeidgenöffifhe dringende Einladung zu richten, auf die Berufung 
der Jeſuiten zu verzichten und allgemeine Amneftie zu ertheilen. Ein 
folder Beſchluß follte dem Gr. Rath von Luzern durch drei eidgenöffifche 
Repräfentanten perfönlich eröffnet werden. Nur eine einzige Stimme 
fehlte noch, um diefem Antrage eine Mehrheit zu verfchaffen, der geeig- 
net fchien, einige Beruhigung über die Schweiz zu verbreiten und einen 
gewaltfamen Ausbruch zu verhindern. Umfonft legten Thurgau und 
Aargau der Geſandtſchaft von Genf den warmen Wunſch an's Herz, 
zu einer Mehrheit die Hand zu bieten, nachdem fo viele andere Gefandt: 
ſchaften von ihren Inſtruktionen in entgegenfommendem Sinn Gebraud 
gemacht hätten; umfonft wiefen fie auf die ſchweren Folgen hin, die dar: 
aus entjtehen könnten, wenn gar fein Beſchluß gefaßt würde. Der Gen’ 
fer Gefandte, Syndic Demole, erwieberte, jedes Interventionsrecht be- 
ftreitend : Die Abfendung eidgenöffifcher Repräfentanten nach Luzern, ver: 
bunden damit, daß die Tagfakung die Antwort abwarte, fei nicht wohl: 
wollend genug und würbe abftoßen, daher könne Genf nicht beiftimmen. 
Ehen fo wenig wollte Bafelftabt die zwölfte Stimme ausfüllen. Auch 
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die eindringlichfte Empfehlung, den Stand Luzern mwenigftens zu Erthei- 
fung einer Amnejtie zu vermögen, fand fein Gehör. Endlich konnte 
felbft das von der Siebenerkommiſſion vorgefchlagene äußerſte und letzte 
Mittel, es möchte bei der Erfolglofigkeit aller Abftimmungen neuer 
Rath bei den Anftruktionsbehörden der Kantone eingeholt werden, nicht 
durhdringen. In der ganzen Diskuffion zeigten fich die ultramontanen 
MWortführer trogig und unverföhnlid. Siegwart: Müller läugnete, daß die 
berrfchende Gährung in innerem Zufammenhang mit der Jefuitenberufung 
Luzern's ftehe. Der Radikalismus mit feinen Umfturzplänen trage allein die 
Schuld der anardifchen Zuftände. Abyberg erklärte bereits offen, daß der 
Stand Schwyz fi einem mit zwölf Stimmen gefaßten Beſchluß der Tag- 
ſatzung nicht fügen werde. Noch prahlerifcher drohte Adrian von Courten im 
Namen der Wallifer mit dem äußerften Widerftand. Ihnen gegenüber prote: 
ftirte der Solothurner Gefandte Munzinger als Vertreter eines faſt aus— 
ſchließlichen fatholifchen Volks entſchieden dagegen, als ob der katholiſche 
Glaube irgend an dem Sefuitenorden hänge. 

Die wirkliche Duelle des Uebels, woran die Eidgenofjenfchaft litt, 
wurde auf diefe Weife nicht verftopft. Dagegen kehrte die Bundesbe- 
hörde ihre Spitze einfeitig gegen die Freifchaaren. Hier wurde auch von 
Außen zu einem Beſchluß gedrängt. Nachdem bereit3 eine engliſche Note 
in leiferem Ton vorangegangen, fam eine franzöfiiche Zufchrift von dem 
Minifter Guizot, die fich auf die verlegendfte Weife über die „anarchi— 
hen Bewegungen” in der Schweiz ausließ und gebieterifch aufforderte, 
daß die Tagfakung, ehe fie auseinander gehe, ihre Prlicht erfülle und 
Mapregeln ergreife, welche die Wiederkehr ähnlicher Erjcheinungen, mie 
der Freifchaarenzug, ein für alle Male verhindere. „Machen Sie drin- 
gend auf die unermehliche Verantwortlichkeit aufmerkſam — fo ſchloß die 
Zufchrift an den Botſchafter — welche diejenigen Kantonsregierungen auf fi) 
laden würden, welde in Mißachtung des Völkerrechts und der Beftim- 
mungen. des Bundesvertrags eine Verlegung des öffentlichen Friedens 
entweder dulden würden oder nicht zu verhindern wüßten.“ Das natio: 
nale Gefühl in der Schweiz mußte fich durch diefe Sprache tief verletzt 
fühlen. Die vorörtlihe Behörde verwahrte fich in einer Depejche nad) 
Paris gegen die Ausdrüde der Note, welche eher für eine Cinmifchung 
als für einen guten Rath paßten. Die bisherigen Unruhen in der 
Schweiz hätten den internationalen Beziehungen auch nicht den gering: 
jten Abbruch gethan. Die Eidgenofjenihaft werde jorgfältig Alles ver- 
meiden, was diefe Beziehungen kompromittiren könnte, aber fie erachte 
auch, daß ihr Necht, als unabhängiger Staat ihre inneren Angelegen- 
beiten felbft zu ordnen, nicht dem kleinſten Zweifel unterjtellt werben 
möchte. An der Tagjakung gab der Gefandte Bern’s, Schultheiß Neu: 
haus, der Entrüftung weiteren Ausdrud und untermarf die Zuſchrift 
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der ſchärfſten Kritil. Möge der Minifter Guizot auch für bie helveti— 
hen Demofratien feine Sympathien haben, fo ftehe es ihm doch nicht 
zu, jo lange die Schweiz nicht aus der Karte Europa’ getilgt fei, dieje 
wie ein franzöftfhes Departement zu behandeln. Auch in anderen Län: 
dern habe e3 ſchon Ruheſtörungen gegeben, ohne daß deßwegen die ver: 
einte Diplomatie jich in Bewegung gefest habe. Die Schweiz fei ftark 
genug, die Ordnung in ihrem Innern mit eigener Kraft zu erhalten. 
In dem Freifchaarenzug habe feine Verlegung völkerrechtlicher Pflichten 
gelegen, da er eine rein innere Angelegenheit betroffen habe. Bei vielen 
ftärferen Gemwaltauftritten im Sinne der Reaction, wie bei dem Zürcher 
Septemberputfh, der Wallifer Gegenrevolution 2c., fei e8 den auswär— 
tigen Regierungen nicht eingefallen, ihre Stimme zu erheben. Sclich- 
lich erklärte Neuhaus, unter dem äußern Zwang von feiner Inſtruk— 
tion gegen die Freifchaaren feinen Gebrauch machen zu fünnen: da es 
der Mehrheit der Tagſatzung nicht beliebt habe, der Urfache des Uebels 
abzuhelfen, fei e3 nicht nöthig, gegen die Wirkungen einzufchreiten; bie 
Jeſuiten feien auch eine Freifchaar und diefe Freifhaar vor Allem follte 
man entfernen. | 

Eine Mehrheit von 13 Stimmen einigte fi indeß in Betreff der 
Freiſchaaren zu dem Beſchluß, die Bildung und das Auftreten bewaffne: 
ter Freicorps ohne Zuftimmung oder Mitwirkung der Kantonsregierun- 
gen von Bundeswegen zu verbieten und die eidgenöſſiſchen Stände zur 
Grgreifung der geeigneten Mafregeln gegen diefelben einzuladen (20. 
März 1845). Die Aargauer Gefandtfhaft erflärte darauf ihr Bedauern 
zu Protofoll, daß weder die Hauptfrage der Zeit, noch die Lage des 
Vaterlands, noch die Stimme der Nation ihre Würdigung gefunden 
habe und wies von ihrem Kanton alle Qerantwortlichfeit ab, welche die 
Bolitit der Bundesverfammlung gegenüber der Nation auf ſich genom— 
men babe. Aush der konfervativ gefinnte Tagfagungspräjident Moufjon 
fagte beim Abichied : „Luzern bleibt frei in feinen Entjchließungen. Ich 
kann aber nicht umhin, diefem hohen Stande wiederholt die theuerjten 
Interefjen der Eidgenoffenfhaft dringend an das Herz zu legen. Ent: 
Ihieden zu verfechten, was man al3 fein Recht erfannt Hat, verdient 
Achtung; aber e3 liegt für ein Volk, wie für den Einzelnen eine höhere 
Ehre darin, jich felbft zu überwinden, wenn die allgemeine Wohlfahrt 
eine ſolche Selbitüberwindung erheiſcht.“ Die Worte verhallten bei Lu— 
zern, das in, der herausfordernden Stellung blieb und die äußerſte Kri— 
ſis nicht ſcheute, um die unheilvolle Berufung aufrecht zu halten. 

Während in der ganzen Eidgenofjenfchaft der bedenflichite Zuftand 
gefährlicher Aufregung und Gährung ſich fund gab, glaubte die Tag: 
faßung ſelbſt, ihrer geftellten Aufgabe ein Genüge geleiftet und den 
Landfrieden gefichert zu haben. Unter den bedrohlichſten Ausfichten für 
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die nächſte Zukunft ging fie in der Oſterwoche auseinander. Vorher 
war noch eine öfterreichifche Zufchrift zur Unterſtützung der franzöſiſchen 
gefommen, mit der neuen Drohung: Regierungen, welche nicht die Macht 
hätten, ihre Untergebenen hinreichend zu beherrſchen, daß fie nicht mit 
bewaffneter Hand Raub und Mord in das Gebiet eines ruhigen Nach: 
bar3 tragen, würden den Namen von Regierungen nicht verdienen; ja 
wenn fie ſolch ein Unmefen nicht blo8 dulden, fondern demfelben jogar 
Vorſchub Leiften würden, fo verdienten fie in den Bann der öffentlichen Mei: 
de3 ganzen civilijirten Europa's gethan zu werden. Bon der wirklichen 
Urfache der Aufregung in der Schweiz, der beängjtigenden Sefuitenpro: 
paganda, war in der öfterreichiichen Zufchrift fo wenig wie in der fran= 
zöjijchen Notiz genommen. Bald folgte auch eine ruſſiſche Note nad, 
die der Tagjakung vormwarf, daß fie gegen den Freifchaaren-Unfug nur 
ohnmächtige Formeln ausgeſprochen habe. Preußen, das um diefe Zeit in 
feinem Innern auch mit ultarmontanen Umtrieben zu kämpfen hatte, hielt 
fih für den Augenblid von den diplomatiihen Schritten fern. In Ber: 
lin tadelte man die Luzerner Politik, indem die Yefuitenberufung, auch 
wenn fie im Rechte Luzern's liege, doch Angeſichts der proteftantifchen 
Kantone al eine Herausforderung erfcheine. Die ganze frembe Ein: 
mifhung konnte nur dazu dienen, die Gemüther in ber freifinnigen 
Schweiz zu erbittern, nicht zu pazifiziren. 


Bweiter Freifchaarenzug. 


Die Tagfagung ging auseinander, ohne da Abhülfe zu treffen, wo 
die Mehrheit der Echweizernation das dringendite Bedürfniß fühlte. 
Gegen die Freifchaaren war ein Verbot erlafien, das einitweilen blos 
auf Rapier ftand, Mitten in einer Krifis verlor der Bund innerlich 
alle Kraft, weil er dem Bewußtſein des Volks nicht entjprad. Von 
Fuzern geſchah nichts, um dem Frieden das geringfte Opfer zu bringen, 
Der Gr. Rath legte eine Petition auf Rüdnahme des Jeſuitendekrets 
und Grtheilung allgemeiner Amneftie unberathen bei Seite. Auf dem 
Kanton Laftete ein Echredensregiment. Um den PVerfolgungen zu ent: 
gehen, verließen Bürger in Majje ihre Heimath. Gegen 2000 Flüdt: 
linge, faft der zwölfte Theil aller ftimmfähigen Bürger, darunter Die 
außgezeichnetften Männer des Landes, ftanden auf benachbartem Boden 
und flehten um Hülfe. Selbſt viele bewaffnete Mitizen gingen über 
die Grenze. Die Sympathien für die Unglüdlihen, die Erbitterung 
über da8 rachſüchtige und herausforbernde Rriefterregiment mußten zum 
Aeußerſten treiben. 

Tie Möglichkeit eines neuen Unternehmens gegen Luzern war früh 
zeitig in's Auge gefaßt. Daß in Folge der Volksverſammlungen gebil: 
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dete Gentralcomite des fchweizerifchen Antijefuitenvereind hatte bereits 
auf den 16. Februar eine VBerfammlung von Abgeordneten der verſchie— 
denen Kantonalvereine nah Zofingen zufammenberufen. Hier waren 
die Grundlagen zu einem Freifchaarenzug feitgeftellt und ein militäriſches 
Comite niedergefegt. Mit allem Eifer hatte diefes Comite die Organi: 
fatton der freiwilligen Streitfräfte an die Hand genommen. So lange 
noch eine Hoffnung vorhanden war, daß die Tanfakung handeln werde, 
ſchritt man nicht zur Ausführung. Uber als die Bundesbehörde fich 
nicht einmal zu einer Amneftieempfehlung einigen konnte und ber Gr, 
Rath von Luzern unummwunden zu erkennen gab, daß Feine Abhülfe 
des ſchrecklichen Zuftands erhältlich fei, ſprach ſich der entfchiedenfte Wille 
aus, den unglüdlichen Flüchtlingen die Rückkehr in die Heimath mit bes 
waffneter Hand zu bahner. Unmittelbar nach Auflöfung der Tagſatzung 
(21. März) trat ein engerer Sriegsrath zufammen, um die nähere Ein: 
feitung und Durchführung des I perationsplans feitzufegen. Einen Au— 
genblid ſchien indeß Alles in Schwanfen zu gerathen. Die Anftalten zu 
einem neuen Freifhaarenzug waren zu offenfundig, als daß fie nicht 
Alarm verbreiten mußten. Luzern verlangte vom Vorort, daß Aargau, 
als der Hauptfammelpuntt, ungefäumt aufgefordert werde, die Freiſchaa— 
ren aufzulöfen und die Flüchtlinge von der Luzerner Grenze zu entfernen, 
Nöthigenfalls drohte e8 mit Selbſthülfe. Der Vorort that dringende 
Schritte bei Margau, um dem Landfriedensbruche vorzubeugen. Die 
Aargauer Regierung ſchrak vor der Verantmwortlichfeit zurüd, den Zug 
ruhig gewähren zu laffen. Ste gab allen Beamten den Auftrag, auf 
das GErnftlichfte von der Iheilnahm: abzumahnen und forderte dad Mi: 
(itärfomite auf, die Sache fallen zu laſſen und ſich aufzulöfen. “Die 
Vorbereitungen waren aber ſchon zu meit vorgerüdt, die Gährung zu 
groß; dad Comite juchte zu temporiliren und wollte Berfchiebung des 
Unternehmens. Allein die eben in Narau anmefenden Abgeordneten der 
Antijefuitenvereine mehrerer Kantone proteftirten gegen das Fallenlaſſen 
und wollten auch von einer DVerfchiebung nicht3 wiſſen. Das Gomite, 
den Willen der Regierung fi) unterziehend, löste ſich auf und gab eink 
ſchriftliche Erklärung, daß es fein Mandat an den Ausſchuß der Luger: 
ner Flüchtlinge niedergelegt Habe. Diefer Luzerner Ausſchuß — an der 
Spige Dr. Robert Steiger, früher fräftiges und einficht3volles 
Mitglied der liberalen Regierung in Luzern, längere Zeit Redaktor des 
„Eidgenofjen*, nach den Dezemberereigniffen eine Zeit lang verhaftet, 
dann freigelajien, aber flüchtig geworden, um fich nicht neuen Verfolgun— 
gen auszufegen — nahm die Zügel des Unternehmens in die Hand, 
In der höchſten Noth rief die Regierung von Nargau noch den Gr. 
Rath außerordentlicher Weife zufammen. Dieſer beſchloß auf Wieder: 
einberufung der Tagſatzung zu dringen und ertheilte der Regierung Bolls 
macht, Störungen der Drdnung mit allen Mitteln zu begegnen. 
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Aber die Bewegung ließ jich nicht mehr unterdrüden, die Iheilnahme 
hatte zu ftarfe Wurzel gefaßt, eine gewaltfame Unterdrüdung hätte im 
Aargau einen Vollsaufftand hervorgerufen. Der Luzerner Ausſchuß er: 
ließ da3 Aufgebot an die Freifchaaren, fih Sonntag, den 30. März in 
Huttmyl und Zofingen zu verfammeln. Tags darauf in aller 
Frühe follte in den Kanton Ruzern eingerüdt werden. Die Quzerner 
Flüchtlinge, 3200 bi3 1500 Mann ſtark, darunter eine ganze Scharf: 
Ihübenfompagnie, die auf Nargauer Boden übertrat, waren beftimmt, 
die Avantgarde der Haupteolonne zu bilden. Im oberen Nargau war 
der größte Theil der Bevölkerung von der Bewegung ergriffen; wer 
nicht mitziehen Fonnte, gab Beiträge an die Koften; viele Gemeinden 
beichloffen, den Theilnehmern Taggelder zu entrichten. Gegen 1200 
Bewaffnete ſammelten fich zu dem Zuge. Pier Geſchütze wurden aus 
der unbewadhten Feſte Aarburg genommen. Bon Bafelland rüdten ge: 
gen 400 Mann aus mit zwei liltig aus dem Zeughaus in Liejtal ent: 
führten Haubigen. Aus Solothurn kam ein Zuzug von 300 Manır; 
Fängendorfer Schützen führten ihre Kanone mit fih. Die Freifchaaren 
aus dem Kanton Bern beliefen fi auf etwa 600 Mann. Aus dem 
Schloſſe Nidau wurden mit Gewalt zwei Kanonen genommen, dazu fam 
ein Gefhük von Oberbipp. Die Berner Regierung fuchte erit im letz— 
ten Augenblif entgegenzutreten. Cine Proffamation mahnte von dem 
Unternehmen ab, zwei Kommifjäre wurden nach dem Oberaargau abge: 
hit, endlih Truppen aufgeboten. Die Theilnahme wurde durch die 
Mafregeln gelähmt, nicht gehmdert. Der Bolfsftimmung gegenüber 
fonnten und wollten die Regierungen in diefen Kantonen nicht ernftlich 
einfchreiten.. Aus der öftlihen Schweiz, wo die Stimmung weniger 
revolutionär war, famen nur einzelne Zuzüger. 

Andrerfeits Hatte fich Luzern zur Abwehr aufs Aeußerſte gerüftet. 
Seit den Dezemberereignifjen war der Kanton in beitändiger militäriicher 
Bewegung. Das ganze Fand mußte fich bewaffnen. Wiederholt war 
der Landfturm gemuftert. In der Stadt Luzern hatte man cine befon: 
dere Sicherheitswadhe, die fogenannte Nobelgarde, organifirt. Gleiche 
Rüftungen waren in den Urkantonen vorgenommen. Hier galt es dem 
Schub der Religion und der VBertheidigung der Kantonaljouveranität. 
Zum Oberbefehl über die gefammte Kriegsmacht der fünf Fatholifchen 
Stände war der in neapolitanifchem Dienft ftehende General Ludwig 
von Sonnenberg, früher Luzerner Milizinfpektor und eidgenöſſiſcher 
Oberſt, berufen, Der König von Neapel hatte nicht gezögert dem es 
neral den verlangten Urlaub zu bewilligen. Unter feiner Leitung waren 
umfafjende militärifche Anordnungen getroffen. Die Hauptftadt war in 
Vertheidigungszuftand gefett, die Zugänge verrammelt und mit Gefhüt 
verfehen. Bei der Emmenbrücke hatte man Verfchanzungen aufgeworfen 
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und vor derjelben Flatterminen angelegt. Auch das Städtchen Surfee 
war durch Verfhanzungen und Verpallifadirungen vor einem Handſtreich 
gefichert. Im Kanton Fonnte die Luzerner Regierung auf eine fanatifirte 
Mafje zählen. Der ganze Kern der liberalen Bevölferung war über 
die Gränze gegangen. Was zurüdblich, gehörte der Jefuitenparthei an 
oder war dur die Schredensmaßregeln niedergedrüdt und eingefhüchtert. 

Am Sonntag, den 3). März, fammelten fich die Freiſchaaren an den 
feitgefegten Plägen zu Zofingen und Huttwyl. Die ganze Streitmacht 
derfelben mochte fih auf 4000 Mann mit 10 Geſchützen belaufen. In 
Folge der Hemmniſſe blieb fie weit hinter der Zahl zurüd, auf die man 
gerechnet hatie. *) Zum Oberanführer war (nachdem Unterhandlungen 
mit Oberſt Nilliet Conftant fich zerfchlagen hatten) der eidg. Stabs— 
hauptmann Ulrih Ochſenbein, Fürfpreh in Nidau, ernannt, der 
fih durch feine Thätigkeit in der Antijefuitenbewegung hervorgethan und 
nah jorgfältiger Refognoszirung des Terrains im Kanton Luzern einen 
Iharfjinnigen Operationsplan entworfen hatte, von deſſen Ausführung 
man fih einen raſchen Erfolg verſprach. Nur zögernd hatte Ochfenbein 
tas ſchwierige Commando angenommen. Inter der Mannfhaft befan: 
den fih Viele von höherem und begütertem Stande, aber dad ganze 
Korps war nur mangelhaft eingeübt und disciplinirt. In aller Eile 
mußten die legten Rollen ausgetheilt werden. Es war ſchwer, die nöthige 
Drdnung und Uebereinftimmung in die Neihen hineinzubringen. Selbit 
der Oberanführer blieb den meiften Abtheilungen unbefannt. Gegenüber 
ftand eine Streitmacht von wenigftens 5000 Dann requlärer Truppen, wozu 
einige taufend Dann Landiturm famen. Mit dem Zuzug der Yändler konnte 
Luzern am folgenden Tage über nahe an 10,000 Mann verfügen. E8 
war ein gewagtes Unternehmen, unter diefen Verhältniſſen in den Kan 
ton einzubrehen. Zunächſt hatte General Sonnenberg die raſch aufge: 
botenen Luzerner Truppen, den Angriff von Surfee her erwartend, in 
zwei Korps getheilt, von denen das eine unter Oberft Göldlin auf der 
Linie von Surjee bis Münfter ftand, da3 andere unter Oberftl. Meyer 
in weiten Rantonnirungen hinter der Emme und Neuß lag. In Luzern 
jelbft waren nur ganz wenige Truppen concentrirt. Der Yeldzugsplan 
des Freifhaarenführers ging dahin, auf dem kürzeften Wege durch Die 
militärifch nicht befeßten Gebietstheile des Kantons zu dringen und mit 
Umgehung des gefährlichen Engpafjes bei der Emmenbrüde am Haupt: 
ziele des Feldzugs, der Stadt Luzern, einzutreffen. Das ganze Gelingen 
diefes Plans hing von der Schnelligkeit des Marfhes und dem unauf 
haltfamen Vorbringen ab. Nor Anbrud der Nacht mufte das Heer bei 


*) Ochienbein felbft gibt die Streitmadjt nur auf 3499 Mann an, von gegiie- 
rifcher Seite ſchätzte man fie faft auf das Doppelte. 
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Luzern eintreffen, um bie Stadt noch den gleichen Tag zur Uebergabe 
zu zwingen. 

Am 30. März, nad Mitternacht, ſetzten ſich die beiden Freiſchaaren— 
folonnen in Bewegung. Der Abmarſch von Zofingen verzögerte fich um 
zwei Stunden. Auch in Ettiswyl, wo die Kolonnen zufammentrafen, 
ging Eoftbare Zeit verloren. Erſt zwiſchen 10 und 11 Uhr, ohne daß 
allen Truppen der nöthige Mundvorrath ausgetheilt war, konnte die 
vereinigte Macht abmarſchiren. Das ftark gerüftete Surfee blieb links 
ftegen. Der Zug ging zunädit auf Rußwyl, mo eine Bejakung von 
150 Mann zurüdgelafien wurde. Noch fand man feinen Widerftand; 
die Dörfer waren von den Mösınern faft ganz verlaffen; nur in der 
Ferne zeigten fich Landfturmhaufen. Wenige kamen, um fi dem Zuge 
anzuſchließen. Mitte Wegs zwilhen Rußwyl und Hellbühl ftieß ber 
Bortrab der Freifhaaren auf einige feindlihe Kompagnien, die nad 
turzem Gefeht mit Berluft von einigen Todten und Verwundeten in bie 
Flucht geichlagen wurden. In Helbühl wurde eine ſchwache Referve 
von 200 Mann und 2 Kanonen aufgeitellt, um einen allfälligen Rüd: 
zug zu deden. Außerhalb Hellbühl theilte ſich das Heer in zwei Kolon- 
nen. Die Hauptcolonne unter Oberft Rothpletz, gegen 2500 Mann 
ſtark, mit ſämmtlicher Artillerie, ſchwenkte rechts ab und marſchirte auf 
ſchlechten Nebenwegen der Emmenvertiefung zu, um auf der Ihorenberg: 
brüde, gegenüber Zittau, über den Fluß zu ſetzen. Der linke Flügel 
unter Major Billo, 1000-1200 Mann ftarf, wurde beordert gegen 
bie Emmenbrüde abzurüden, um einen Scheinangriff gegen das oberhalb 
der Emmenbrüde liegende Bad im Rothen zu bewerfftelligen und einen 
Mebergang über die Emme zu verfuchen. Der wichtige Paß über bie 
Thorenbergbrüde war von den Luzernern nur ſchwach befett, da Gene: 
ral Sonnenberg bier feinen Angriff erwartet hatte. Aber bei Ankunft 
der Freifhaaren war die ganze Brücke bereit? abgededt und eben war 
man damit befchäftigt diefelbe in die Tiefe zu ftürzen. Damit wäre der 
Uebergang faft zur Unmöglichkeit geworden, da die Emme hoch und rei— 
hend lief. Unter dem lebhafteften feindlichen Feuer, da8 von der Höhe 
von Littau herab auf die Freiſchaaren eröffnet wurde, mußten dieſe wie: 
berholt gegen die Brüde anjtürmen, Endlih gelang es den Scharf: 
ſchützen an den Balfen und Geländern hinüber zu flettern. Schnell 
wurde die Brücke wieder hergeftellt, im Sturmfchritt die fteile Anhöhe 
von Fittau erflommen, der Kirchhof angegriffen und die Regierungs: 
truppen aus der günjtigen PBofition getrieben. Ein Corps Unterwaldner, 
das zu Hülfe fam, konnte nicht Stand halten und mußte jich gleichfalls 
in Verwirrung zurüdziehen. Mit dem Uebergang über die Thoren=. 
bergbrüde war bie feindliche Finie an der Emme durchbrochen und 
ein bedeutender Erfolg errungen. Der Oberanführer, der ſich mit Dr. 
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Steiger bei der Hauptcolonne befand, hielt den ganzen Sieg bereits ger 
fihert. Unter feiner perfönlichen Leitung rückte jetzt das Gros der Colonne 
auf der Entlebuder Straße über die Hochebene von Littau gegen Luzern 
vor. Abtheilungen wurden beordert dad Renggloch (Durchpaß ins Thal 
von Kriens) zu befeßen, den unteren Sonnenberg zu fäubern und ents 
ſchieden auf den Gütſch, den Schlüffel der Stadt, vorzudringen. 

Das Herannahen der Freifhaaren nah dem glüdlichen Uebergang 
bei Littau verbreitete Angft und Schreden in Luzern. General Sonnen: 
berg Hatte fih im dem Angriffsplan des Gegners getäufcht und mar 
genöthigt in aller Eile ganz veränderte Dispofitionen zu treffen. In 
der Stadt ftanden faum 1000 Mann zur Verfügung, der Zuzug von 
Schwyz, Uri und Zug verzögerte fih, auf die Bürgerſchaft von Luzern 
fonnte man jich nicht verlafjen. Nach der Flucht der Unterwaldner kam 
ber Chef des Generaljtabs, Oberjtl. v. Elgger, in die Stadt gefprengt 
und gab die Sache für verloren. Die Mehrheit der Regierung war 
rathlo8 und fprad bereit? von Abdanfung. Der Kriegsrath fing an 
fih aufzulöfen. General Sonnenberg rieth nöthigenfals die Stadt zu 
verlaffen, ih nad Meggen an die Gränze des Kantons Schwyz zu 
ziehen und hier den weiteren Zuzug der Yändler abzuwarten. Unter 
diefen Umftänden konnte ein kräftiger Angriff, felbft eine entfchiebene 
Demonftration die Stadt leicht zur Uebergabe zwingen. *) 

Aber auch die Lage der Freiſchaaren war trog dem errungenen 
BVortheil eine äußerſt Schwierige. Während die Haupteolonne fiegreich 
vordrang, hatte der linfe Flügel unter Major Billo einen erfolglofen 


*) Man legte Oberft Eigger die Worte in den Mund: tout est perdu. Elgger 
jelbft erklärt dies in feiner Erzählung als Verleumdung. Siegwart-Müller fhildert 
indeß fein Erfcheinen in der Rathsſitzung folgendermaßen: „Wie außer fich, die 
Haare emporragend, die Augen verdrehend, mit Ungeftüm kam Oberft Elgger zur 
Thüre herein, ſchlug mit der Rechten auf die Stirn, zuerft ſprachlos. Dann ſprach 
er feinen Unmuth über das Unterwaldnier Bataillon aus, welches nicht habe Stand 
halten wollen. Sein ganzes Benehmen machte den Eindrud, al® habe er jeine 
militärische Zuverficht verloren.“ Auch von General Sonnenberg fayt Siegmwart, 
daß er todtenblaf mit den Morten in den Rathsjaal gelommen fei: „Der Feind 
ift auf dem Gütſch, er mwird die Stadt beſchießen, ich kann die Stadt mit wenigen 
Truppen faum eine Biertelftunde halten.” Einer von den Regierungsräthen ver- 
lie die Situng und verbreitete in der Stadt, „es sei jetst fertig, Die Regierung 
gehe auseinander.“ Siegwart ſelbſt ging in die Kanzlei uud ftedte ſchon das 
Staatsfiegel in die Taihe. Auf feinen und Bernhard Meyer's Eporn wurde indeß 
am Ende ein Beichluß gefaßt, wornach General Sonnenberg beauftragt wurde, die 
Stadt Luzern zu behaupten oder wenn dies nicht möglich fei, feine Krippen zum 
Schuß der Kantonsbehörden zu verwenden und ſich auf einem Punkt des Rantonal- 
gebiet8 zu halten. Erjt als die Kunde fan, daß der Gütſch nicht von den Frei— 
Ichaaren befetst fei, jondern nod) von Unterwaldner Truppen behauptet werde, faßte 
man wieder einigen Muth. (Siehe: Siegmwart-Müller, Rathsh. Leu von Eber. 
fol. Altorf 1863 (pag. 835). 
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Angriff gegen die Emmenbrüde gemadht. Der Pak wurde hier von 
einer ftärferen Macht vertheidigt. Die Freifhaaren, ohne Artillerie, 
geriethen dem überlegenen feindlichen Feuer gegenüber in Verwirrung. 
Ein Verfuh, oberhalb der Brüde den Uebergang über die Emme zu 
bewerfitelligen und die feindliche Stellung zu umgehen, wurde durch das 
mörderifche Feuer der im Rothenwalde aufgeftellten Luzerner Jäger und 
Scharfihügen vereitelt. Nur wenigen Muthigen gelang e3 den Strom 
zu überfchreiten. Nach angebrochener Dämmerung wuchs die Unordnung, 
aller militärifche Gehorfam hörte auf. Statt den Erfolg der Haupt: 
colonne abzuwarten und den Pla des Scheinangriffs zu behaupten, ſah 
fih der Kommandant genöthigt mit feinem Haufen nach Hellbühl zurüd- 
zugehen. Unterdeß verfäumte es die jenfeit3 ber Emme vorrüdende 
Haupteolonne, eine Abtheilung in den Rüden der feindlichen Truppen 
bei der Emmenbrüde zu ſchicken und diefe zu vertreiben. So wurde die 
Verbindung der beiden Flügel nicht hergeftellt. Aber auch die Haupt: 
colonne konnte ihren Sieg nicht verfolgen. Als die Spike derfelben vor 
die Stadt gelangte, war e8 Sonnenuntergang geworden. Vor Einbrud) 
der gänzlihen Nacht blieb nur wenig Zeit, um die Entfheidung herbei: 
zuführen. Nach den Beſchwerden des Marſches und ohne gehörige Ber: 
pflegung waren die Freiſchaaren auf's Aeußerfte ermüdet. Ueber die 
Lage in der Stadt fehlte es an aller zuverläßigen Kunde. Die Libera- 
len gaben fein Zeichen von fih. Dem nah dem Gütſch beorderten 
Korps unter Oberft Rothpleg gelang es aus Unkenntniß der Oertlich— 
feit nicht, diefen Luzern beherrfchenden Punkt zu befegen. Die Umftände 
drängten, eine entfcheidende Kraftanftrengung zu maden, dem Gegner 
feine Zeit zur Sammlung feiner Macht zu laſſen und dur rajches 
Handeln mo möglich das Ziel des Unternehmens zu erreihen. Das 
glückliche Durchbrechen der Luzerner VBertheidigungslinie war im 
Falle des Stilleftehens das Loch der Mäufefalle. Aber der Oberanfüh— 
rer wagte es nicht mit feinen erfchöpften und Hungrigen Truppen einen 
nächtlichen Angriff zu unternehmen, von welchem er blos Verwirrung 
befürchtete. Die Freifhaarenmafje erwartete mit Ungebuld den Befehl 
zum Vormarſche. Die Artillerie ftand bereit das Feuer zu eröfinen. 
Dr. Steiger als Präfident des Kriegsraths forderte den Oberanführer 
dringend auf, ungefäumt die Beſchießung der Hauptftadt zu beginnen. 
Allein derfelbe widerſetzte fich, die Rückſicht der Menfchenfreundlichkeit 
vorfhüßend, um die Stadt nicht der Gefahr der Verbrennung auszu— 
fegen, obwohl die mögliche Beſchießung in feinem eigenen Plan vorge: 
fehen war. Er verlor die koſtbare Zeit in Unfchlüffigfeit, wollte den 
Morgen abwarten und gab den endlichen Befehl, Lagerpläße zu beziehen 
und Proviant herbeizufchaffen. 

Sp famen die Operationen zu einem verhängnißvollen Stillftand. 
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Die Maffe der Freifhraren hatte jih in ber, einen Hohlweg bildenden 
Entlebuder Straße aufgeftelt und in eine gefchloffene Kolonne zuſam— 
mengedrängt, ängitlih auf das Zeichen zum Vormarfch harrend. Als 
jeßt der Oberanführer, einen Ausfall fürdtend , der vorgefhobenen Ar: 
tillerie Befehl gab, umzufehren und ſich auf die rüdwärts liegende Ans 
höhe zu ziehen, erregte das Wenden Beforgnijje bei der Maſſe und 
verurfachte Unordnung und Mißtrauen. Plötzlich verbreiteten einige 
Shüjfe, die bei der Borhut mit feindlichen Streifwachen gemechfelt wur: 
den, in der eingetretenen Dunkelheit einen panifchen Schreden. Im 
Wahn, es geſchehe ein Meberfal und conzentrirter Angriff von Seite 
der Luzerner, fing Alles an zu feuern. Niemand wußte warum und 
wo es galt; die Einen feuerten gegen die Anhöhen hinauf; die auf den 
Anhöhen befindlichen Freifchaaren Hingegen glaubten, der Feind fei auf 
der Landſtraße und feuerten ihrerfeits hinab. Dadurch geriet Alles in 
namenlofe Berwirrung, deren nächte Folge einige Todte und Verwun— 
dete und der ordnungslofeite Nüdzug war. Erft auf dem Plateau von 
Littau gelang e8 einigen Offizieren, die unförmliche Maſſe zum Stehen 
zu bringen. Aber fchon fing ein Theil der Mannjchaft an fich zu zer: 
ftreuen. Die wichtigſten Poſten, wie am Renggloch, wurden willfürlich 
verlajjen. Kein ſicheres Kommando konnte fih mehr geltend machen. 
Noch war der Dberanführer Willens, fich in gededter Stellung Hinter 
der Nenggbrüde zu Halten, am Morgen fih mit dem am Lädeli (dicht 
vor der Stadt am Vereinigungspunkt der Basler und Entlibucher Straße) 
zurüdgelajjenen Vortrab und der auf dem Sonnenberg befindlichen Ab— 
theilung unter Rothple zu vereinigen und nach Umftänden wieder vorzu- 
gehen. Aber bei der wachlenden Unordnung und Muthlofigfeit beſchloß 
er vollitändigen Nüdzug über Malters und die Brüde im Schaden. 
Er ſelbſt verließ die Colonne, um den linken Flügel unter Billo auf: 
zuſuchen, von dem er ohne alle Kenntniß geblieben war. 

In Malters lagen gegen 350 Mann Regierungstruppen nebft 
einer Menge Landſtürmer. Ringsum heulten die Sturmgloden durch 
die finſtere Naht und riefen die Randbewohner zur Bertilgung der reis _ 
Shaaren zu den Waffen. Der Rüdzug geihah ohne alle militärifchen 
Siherheitsmaßregeln, ohne Drdnung und Gehorfam. An Malters 
herrfchte die tieffte Ruhe; Soldaten und Landftürmer waren in den 
Wirthshäufern und erfrifchten ſich. Es war 1 Uhr, als ein flüchtiger 
Reitertrupp durch das Dorf jagte. Bald darauf folgte eine mit 6 Pfer- 
ben beipannte Kanone unter lautem Hurrah-Ruf; fie kam glücklich durch 
und fiel erſt fpäter in die Hände des Feindes. Aber jett geriethen die 
Regierungstruppen in Alarm und bereiteten fih zum Kampfe vor. Die 
anrüdenden Freifchaarenhaufen wurden im Dorfe von allen Seiten aus 
den Häufern, hinter Holzhaufen, Bäumen und Zäunen, mit mörderifchen 
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Schüffen empfangen. Das Wirthshaus zum Klöſterli diente als Meine 
Citadelle; die Lichter waren ausgelöſcht, nur eine geichidt angebrachte 
Laterne warf ihren Schein auf die Straße. Die im Dunkeln ftehenden 
Soldaten fonnten ein mwohlgezieltes Feuer unterhalten, während die frei: 
ſchärler auf's Gerathewohl ſchoſſen. Durch einen umgeworfenen Heu- 
magen war die Straße an ihrer engiten Stelle wie durch eine Barrifade 
verfperrt. Alle Berfuche fih einen Durchgang zu verfchaffen blieben 
erfolglos. Einige losgebrannte congrevifche Raketen machten viel Lärm 
aber feinen Schaden; der Wirrwarr war grenzenlos und mehrte fich im 
dem Maße al3 der Zudrang zunahm. Die ganze Colonne war zulett 
in einen Knäuel zufammengeftoßen; Mannſchaft, Pferde, Kanonen, Pul— 
verwagen und Bagage, Alles durcheinander. Das Gefchrei der Befeh— 
(enden, die Klagetöne der Verwundeten und Sterbenden, der Wiederhall 
des Geſchützes und Gemwehrfeuerd erfüllten die Luft und fteigerten die 
Verwirrung. Schon hatte aller Widerftand von Seite der Freifchaaren 
aufgehört, als der Feind noch immer in den wirren Knäuel hineinſchoß. 
Gegen Sonnenaufgang war die Niederlage vollendet. Die Freiſchaaren 
hatten einen Berluft von 25 Todten und 30 VBerwundeten erlitten. 370 
Gefangene mit 3 Gefchiiken fielen unmittelbar in die Hände des Feindes. 
Segen 100 weitere Gefangene wurden noch im Laufe des Tages nad 
Malters gebradt. Bon den Luzerner Regierungstruppen waren nur 5 
Mann getödtet oder verwundet. 

Unterdeß hatte der Oberanführer der Freifhaaren vergebens den 
Iinfen Flügel unter Major Billo aufgefuht. Nach dem erfolglofen 
Scheinangriff auf die Emmenbrücke hatte jich diefe Colonne auf Hellbühl 
zurüdgezogen. Außer Stande ihre Verbindung mit dem Hauptcorps 
herzuftellen, ohne fichere Kenntniß von dem Schickſal defielben, fortwäh— 
rend in Beſorgniß eines Angriffs von dem Landſturm, gerieth fie Nachts 
in immer größere Verwirrung. Keinen Dberbefehl achtend trafen die 
untergeordneten Führer einenmächtig Anoronungen zum Rüdzug. Mor: 
gend um 3 Uhr mußte diefer mit BOO—1000. Mann und 2 Kanonen 
angetreten werden. An aeichlofiener Ordnung bewegte fi die Colonne 
in der Richtung gegen Ettiswyl. Bei Buttisholz ſuchte Oberft Göldlin 
mit einem Bataillon und vier Kanonen den Weg zu verfperren. Nach 
kurzem Gefecht wurden die Negierungstruppen zurüdgeichlagen. Ohne 
meitere Beläftigung jetten die Freifchaaren ihren Mari fort und lang: 
ten am 1. April auf Margauerboden an, wo fie ben anderen Tag, als das 
Miklingen des ganzen Unternehmens fund wurde, auseinander ging. 
Groß war der erfte Jammer, indem man die Gefangenen größtentheil® 
getödtet glaubte und überhaupt die Zurücgefommenen die abentheuer: 
lichſten und graufenhafteften Schilderungen machten. Mit Mühe konnten 
die an der Grenze ftehenden Nargauer Truppen zurüdgehalten werden, 
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in Maſſe nah dem Kanton Luzern zu ziehen, um ihre Brüder zu bes 
freien oder zu rächen. 

In der Stadt Luzern hatte man eine Zeit lang von dem Rückzug 
der Freifchaaren, deren Verwirrung, Auflöfung und Niederlage nicht die 
geringfte Ahnung. Im der Naht war noch Alles in Erwartung eines 
Angriffs auf den kommenden Morgen. Ein Bataillon war in Eilmär: 
hen von der Gislikerbrücke zurück in die Stadt gerufen. Auf biefer 
Seite hatte man einen Angriff von zürcheriichen Freiſchaaren erwartet. 
Aber da3 Unternehmen fand im Kanton Zürich keine große Unterftüsung. 
Ein paar hundert Mann, die fich im Knonauer Amt fammelten, wurden 
bier zurüdgehalten und gingen auseinander. Von Zug und Uri famen 
weitere Hülfstruppen an. General Sonnenberg verwendete die wenigen 
Stunden in der Nacht, um alle Anordnungen zur Ergreifung der Offene 
five zu treffen. Der Gütſch, der beveitd am Abend von Unterwaldner 
Schützen bejegt war, wurde vollitändig geſicher. Am Morgen Tonnte 
der General über eine Truppenmadt von 4000 Mann mit 10 Gefhügen 
verfügen. Aber ſchon war fein ernfter Feind mehr zu befämpfen. Am 
Lädelt, dicht vor der Stadt, ftand nur noch der zurüdgelafiene kleine 
Vortrab der Freiſchaaren, fowie auf dem unteren Sonnenberg die Ab: 
theilung unter Rothpleß, die Abends vergebens verfucht hatte, auf den 
Gütſch zu dringen. Abgeichnitten und ohne alle Hoffnung auf Unter: 
ſtützung konnten diefe ſchwachen Korps fi unmöglich gegen die Ueber: 
macht behaupten. Doch leifteten die wenigen Kompagnien unter Roth: 
pleg im Gütfhwald und auf dem Sonnenberg tapferen Widerftand, bis 
fie theil® gefangen genommen, theils zerfprengt wurden. Viele, die 
durch die Emme zu entrinnen fuchten, fanden in dem angejchwollenen 
Strom ihren Tod. Nur einer Schaar, die feit zufammenhielt, gelang 
e3 ſich durchzuſchlagen und nach den größten Mühſeligkeiten den Berner 
Boden zu gewinnen. Am 1. April um 10 Uhr Morgen? war die to— 
tale Niederlage vollendet. Auf die zerjtreuten Freifchärler wurde eine 
Hebjagd über alle Wege und dur ale Wälder unternommen. Der 
Landiturm, im offenen Kampf wenig gefährlid, war fürchterlich gegen 
die Flüchtigen. Fanatiſche Wuth und Gier nad) Beute trieben zu Bar: 
bareien. Eine Menge sFreifchärler wurde maffacrirt oder graufam mi: 
handelt. Die meilten Gefangenen wurden ausgeplündert. Ohne einen 
Tagbefehl von General Sonnenberg, der fi nicht an das gefeßliche 
Gebot der „ireilchaarenvertilgung“ hielt, fondern Schonung empfahl, 
wären ohne Zweifel noch mehr Gräuel verübt worden. Im Ganzen 
wurden 104 Freifchärler getödtet, davon etwa 60 im Kampfe. Die Zahl 
der Gefangenen (mit 68 Verwündeten) belief fih auf ungefähr 1800, 
darunter. viele Führer und hochgeftellte Männer, wie Dr. Steiger, Oberft 
Rothpletz, Polizeidireltor Gugger u. a. m., auch ein Pfarrer aus dem 
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Berner Oberland (MWeiermann), der in dem Streit gegen die Jeſuiten 
die Waffen mit ergriffen hatte. Der Oberanführer Ochjenbein konnte 
fih glüdlih über die Grenze retten. Die Mafje der Gefangenen wurde 
zu Luzern in der Jeſuiten- und Franzisfanerfiche, fo wie im größeren 
Gymnaſiumsſaal zufammengepferdt. 

Sp mißlang der zweite Freifhaarenzug. Strategiih war der Ope— 
tationsplan ſcharffinnig genug ausgefonnen, aber auf die praftifchen 
Eventualitäten war zu wenig Rüdjiht genommen. Der gezwungene 
Rücktritt des erſten Militärkomite's kurz vor der Ausführung lähmte die 
legte Organijation. Die Theilnahme blieb weit Hinter den Erwartungen 
zurück. ine Diverfion, die von Zürich aus an der Gislifonbrüde in 
Ausfiht geftelt war, unterblichb ganz. Der Zug wurde von Nielen 
mehr als militäriihe Demonftration, wie als ernfter Feldzug angefehen. 
Man täufchte fih in der Stimmung des Ruzernervolfs, nachdem der 
ganze Kern der liberalen Bürger über die Gränze gegangen war. Dem 
Sreifhaarenheer fehlte es an Unterordnung, gehöriger Verpflegung und 
allem einheitlichen Zufammenhang. Der Marfch konnte nicht jo regel: 
recht vor fi) gehen, als auf dem Papier vorgefehen war. Alles hing 
von einigen wenigen Stunden ab. Die anbrechende Nacht entjchied das 
ganze Schickſal. Zu fpät vor der Stadt angelangt, verlor der Ober: 
anführer alles Vertrauen und ſchrak vor dem äußerften Kriegsmittel zu- 
rüd. Sobald es einmal an den Rüdzug ging, trat unter den erſchöpf— 
ten Truppen vollftändige Demoralifation ein, wie dies bei Freifchaaren 
fo leicht der Fall ift. Ein großer Fehler war endlich, daß der Schein- 
angriff an der Emmenbrüde nicht mit mehr Nachdruck und unter Mit- 
wirkung des Geſchützes unternommen wurde. Dieſes Corps wäre im 
Stande gewefen, den übereilten Rüdzug auf das Plateau von Littau 
wieder gut zu machen. Die Unthätigkeit in Hellbühl fchnitt dem wan— 
enden Schiffe den lebten Nothanfer ab. *) 
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Fal des Septemberfyftems in Zürich. 


Der Freifhaarenzug, der die finftere Gewalt im Herzen der Schweiz 
brechen ſollte, war kläglich gefheitert. Die ganze reactionäre Parthei im 
Inland wie im Ausland frohlodte über die Niederlage. Hohn und 
Spott fielen auf die Unternehmer der gewagten Expedition. Gemaltig 


*) Siehe: die Berichte von Odyfenbeinund Sonnenberg. — Geſchichte de? 
Zefuitentampfs in der Schweiz. Bon einem Zürcher. Zirih 1815 — 3. 
M Rudolf und Leuthy, der Freifchaarenzug von 1845. Zürich 1846. — 
Franz von Elgger, des Kantons Luzern und feiner Bundesgenoffen Kampf 
gegen den Radilalismus. Scaffhanfen 1850. 
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war ber Jubel und Siegesraufh in Luzern felbft. Der Gr. Rath ord- 
nete ein allgemeine Dankfeft an und beſchloß, mit den Urfantonen die 
jährliche Feier der glüdlichen Erlöfung zu begehen. Der Vorwurf der 
fträflichen Anarchie wurde nicht blos auf die regellofen Freifchaaren, fon: 
bern auch auf die Regierungen der Kantone geworfen, aus deren Schooß 
jie hervorgegangen waren. Je höher einzelne von den leitenden radika— 
len Staatmännern die Hoffnungen gejpannt hatten, um fo nieberge- 
ſchlagener waren fie durch den unglüdlihen Ausgang. In der That 
ſchien im erften Moment ein zermalmender Schlag auf da3 ganze frei: 
finnige Prinzip zu fallen. Aber das revolutionäre Unternehmen entjprang 
aus einem thatkräftigen Gedanken, der im innerften Gefühl der großen 
Mehrheit des Schweizervolf8 wurzelte. Die Schranken der Ordnung 
waren durchbrochen, weil die ftarren Formen de8 Bundes dem nationa- 
len Drang feinen Ausweg verfhafften. Der gegen die finjtere Jeſui— 
tenpropaganda und die ganze kirchlich-politiſche Reaction anfämpfende 
eidgenöffifche Geift ließ fi durch das Unglück nicht dämpfen ; er gewann 
nur größere Energie. Es gibt unter Umjtänden Niederlagen, die nad): 
haltiger wirken als rafch errungene Siege. Der Freifhaarenzug follte 
zu einem nationalen Wendepunkt werden, der die Kräfte des Schweizer: 
volks, nur auf anderem Wege, höher anjpannte und dem lange ange: 
ftrebten Ziel einer Verjüngung des Bundes entgegenführte. 

Die erfte überrafhende Wirkung äußerte fi in den Zuftänden von 
Zürich. Hier war das Septemberſyſtem, wenn auch gelähmt und viel- 
fach) durchlöchert, doch noch immer jo weit herrfchend, daß die Reaction 
eine Stüge und Ermuthigung an demfelben finden konnte. Don dem 
tiefen Fal im Jahr 1839 hatte ſich zwar ein großer Theil der Bürger 
lange erholt. Die Haupterrungenfchaften der Regeneration bewahrten 
fih auch gegen den feindfeligften Geift. Mit Hülfe der freien Preffe 
und des Vereinsrechts gewann das liberale Prinzip wieder Schritt für 
Schritt Boden. Rüſtig kämpfte immer die Volksſchule für ihre bedrohte 
Exiſtenz. Was auch das Septemberfyitem thun mochte, um den Fort: 
- fohritt zu hemmen und die Bildung zu verfümmern, fo war es doch un: 
vermögend, die Garantien dir Verfaſſung zu vernichten. Es mußte 
dulden, daß es mit allen Waffen der öffentlichen Meinung befämpft und 
in feinen Blößen aufgededt wurde. Neben dem Trug, aus welchem es 
hervorgegangen war, bildete die unnatürliche Verbindung mit dem Ultra- 
montanismus, jo fehr man auch juchte, jie zu verhüllen, ftet3 die ver: 
wundbarfte Seite. Der Tag von Schwamendingen brachte auf eidgenöſſi— 
ſchem Boden den erjten großen Riß in das Syſtem. Die Behörden 
mußten fih wider Willen in eine freifinnige Klofterinftruftion fügen und 
nit den liberalen Ständen gemeinfame Sache machen. 

Schon bei den Maiwahlen von 1842 war die Oppofition fo weit 
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eritarft, daß fie den Sieg ernftlich ftreitig machen konnte. Aber Die 
Septemberparthei raffte in dieſem Wahlkampf noch einmal alle ihre 
Kräfte zufammen. Bon Neuem wurden die religiöfen Schredbilder vor: 
gemalt und alle Anhänger eines entjchiedeneren geiftigen Fortſchritts 
mit dem Bann der Gottlojigkeit belegt oder als Zerftörer der guten 
Sitte und Ordnung hingeftellt. Bei diefer neuen Verketzerung fam die 
fchlagfertige, marktſchreieriſche Publiziftit der Gebrüder Rohmer aus 
Baiern, die um dieje Zeit in Zürich eine Art Meſſiasrolle jpielten und 
eine neue Wifjenjchaft dev Welt in ihren abentheuerlichen Köpfen trugen, 
den Septemberhäuptern zu Hülfe Dr. Bluntfchli folgte als aläubiger 
Jünger dem neuen Evangelium und ftellte feinen Ruf als nüchterner 
Staatömann auf bedenflihe Weile blos.*) Mit pfyhologifhen Kunſt— 
griffen wandelte jich die konſervative Parthei in eine Liberal:fonfervative 
um, die zwifchen unvereinbaren Gegenfäßen vermitieln zu können glaubte 
und für ji den wahren und ächten Freifinn in Anfpruh nahm. So 
handgreiflih die Gaukelei war, fo diente jie doch bis zu einem gewiſſen 
Grad dazu, bei der von der früheren Bethörung erft halb zurüdgefom: 
menen Bevölferung die Begriffe zu verwirren. Noch fchaarte jich Die 
Mehrheit der Wähler nicht wieder um die aufrichtigen Vertreter der 
Regeneration. Die beiden Pariheien ftanden fih im Gr. Rath nahezu 
gleih. Zwiſchen denjelden war eine Anzahl von „Schaufelmännern”, 
die fi bald auf dic cine, bald auf die andere Seite neigten, aber im 
Ganzen die Waage mehr zu Gunften der bisher herrichenden Richtung 
niederdrüdten. Bei den zwölf indirekten Wahlen des Gr. Naths fiel 
die Mehrzahl fonfervativ aus. 

So blieb das Septemberfyftem auch in der erneuerten Negierung 
am Ruder. Der liberalen Bertretung fehlten noch mehrere ihrer alten 
hervorragenden Führer aus der Stadt, wie Alt-Staatsanwalt Ul: 
vich, Füßli zc., die bei den Wahlen übergangen waren. Das frühere 
Haupt, Dr. Keller, war wieder zu Ehren gezogen, aber lehnte es auf 
das Beitimmtefte ab, den Kampfplat wieder zu betreten. Keller wollte 
feine andere Volfsjouveränität, als eine foldhe, wo das Volk durch feine 
Behörden und Beamten eben jo firenge regiert als ein König. m diefer 
Beziehung waren feine Anfichten ftrenger, als die der alten Regenten 
und Nriftofraten.**) Mit der Septemberrevolution, mo die Maſſe ge: 
waltjan in die repräfentative Ordnung eingriff, verlor er den Glauben an 
die Mündigfeit des Volks. Er wurde ber zürdherifchen und fchmeizeri: 





*) Siehe: Bluntſchli's pſychologiſche Studien über Staat und Kirche (von Dr. 
W. Schulz). Neumünfter bei Zürich 184. 


**) Mach eigenen Worten Keller’s. Siche: Dr. Bluntichli, Erinnerung an 
Friedrich Ludwig Keller. Sünden 1861, 
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fhen Bolitif und aler Arten der Demokratie allmählig überdrüffig. 
Bald folgte er einem miflenfchaftlihen Ruf in's Ausland und verließ 
die Heimath, feine früheren freien Anſichten in Staat und Kirche zulebt 
ganz verläugnend. Dagegen erhielt die Vertretung vom Lande, die nad) 
dem 6. September, der ſtädtiſchen Intelligenz gegenüber, zur gänzlichen 
Nullität herabgedrüdt wurde, wieder einen jelbftitändigeren Charakter. 
Das Septemberfyften hatte von nun an auch im Gr. Rath mit einem 
ftarfen Widerfpruch zu kämpfen. Zwar ſcheute ſich die liberale Oppo— 
jition eine Zeit lang vor Erörterung von Prinzipienfragen, um fich kei— 
ner Schlappe auözufeßen. Auch die Prefje verlor nad) dem Rüdtritt von 
Dr. Ludw. Snell vom „Republifaner“ etwas von ihrer feiten und con: 
jequenten Haltung. Andrerſeits konnte die berrichende Richtung nicht 
daran denken, mit ihren reactionären Gelüſten entfchieden durchzudringen. 
Sp trat eine gemwijje Transactionspolitif ein. Aber die Gegenfäge in 
der Eidgenofienfhaft mußten auch die Stellungen in Zürich wieder ſchär— 
fen, Wo es fih um die Verbindung mit dem Ultramontanismus han 
delte, neigte ſich die ſonſt ſchwankende Mittelparthei Fräftiger zu den Frei— 
finnigen. Der Tag von Unterftraß gab dem Septemberfyftem einen 
neuen empfindligen Stoß. Wie in der Klöfterfrage mußte man fi 
aud in der Nejuitenfrage vor der laut ausgeſprochenen Stimmung des 
Volks beugen. Dem Freiſchaarenweſen leifteten die liberalen Führer nur 
wenig Vorſchub; fie fuchten den Iegalen Boden fo viel wie möglich zu 
behaupten. Daher die geringe Theilnahme, die der Freifhaarenzug von 
Züri aus fand. Dagegen richtete ſich die Oppofition gegen die Politik, 
die durch einfeitige Mafregeln der Ruhe und Ordnung, ohne dem Grund: 
übel in der Eidgenofjenfchaft abzuhelfen, den Troß des Jeſuitenregiments 
in Luzern eher zu ermuthigen als zu brechen geeignet war. 

Um die Zeit des FFreifchaarenzugs ftand gerade eine theilmeife Er— 
neuerung der Regierung bevor. Am 4. April verfammelte fich der Gr- 
Rath zu diefem Zwecke. Als die Nachricht von der gänzlichen Nieder: 
lage Fam, jubelte die Septemberparthei hoch auf; das Frohloden verrieth 
ihr nahes Verhältniß zu dem Jefuitenbund. Die Häupter hofften wieder . 
feiteren Boden zu gewinnen und zweifelten nicht an der Mehrheit im 
Gr. Rath. Unverholen äußerten ſich die veactionären Gelüfte in ihren 
Organen. Aber das Unglüd der Freifhaaren wirkte nicht niederfchlagend 
auf die Fiberale Meinung im Gr. Rath, fondern fpornte diefelbe. Die 
Gefahr vor einem immer weiteren Umfichgreifen der finjteren Reaction 
machte die bisher ſchwankenden Mitglieder entjchiedener. Bei den Wah— 
len in die Regierung wurden die vier im Austritt befindlichen fonferva= 
tiven Räthe durch liberale erfegt und dadurch die Mehrheit der Behörde 
verändert. Auf Grund diefes ausgejprochenen Mißtrauens nahm Dr. 
Bluntſchli, der politifche Chef der Konfervativen, feine Entlafjung. 
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Diefem Beifpiel folgte Bürgermeifter Mouffon, der die auf ihn gefallene 
Erneuerungsmahl nicht annadın. Die Mehrheit des Gr. Raths lieh 
ih durch den Rücktritt nicht irre mahen. An die Stelle von Moufjon 
wurde Dr. Furrer zum Bürgermeifter gewählt, der die Hohe Ehre 
nicht gefucht hatte und feinen Beruf als einer der angefeheniten Advoka— 
ten dem öffentlichen Rufnur mit Widermillen zumOpfer brachte. So fam 
wieder ein Mann der Regeneration an die Spite, der 1839 im Erziehungs: 
rath für die Berufung von Dr. Strauß geftimmt hatte; der Sohn eines 
Schloſſers in Winterthur; gründlich gebildeter Yurift; von anfpruchslofem 
gewinnendem Wefen; eher zu doctrinären Bedenken geneigt, ala rückſichtslos 
durchgreifend, aber den nationalen Fortfchritt auf organifhem Wege mit 
allem Ernſt anjtrebend; wie wenige StaatSmänner geeignet, allgemei— 
nere3 Vertrauen zu erwerben. Bei Annahme der Wahl erklärte er aus- 
drüdlih, nicht als Partheimann in die Behörde treten zu wollen. Cr 
habe die Wahrheit des Satzes: „Wer mit einer Parthei in's Waſſer 
gehe, müjje auch mit ihr ſchwimmen,“ an fich felber zu feinem Schreden 
erfahren. Indeſſen Habe auch diefer Sat feine Grenzen und er werde 
mit feiner Parthei nicht jo weit ſchwimmen, als ein Theil derjelben es 
wünſchen möge. 

Der ftarfen fonfervativen Oppofition gegenüber mußte die wieder 
liberal gewordene Regierung, insbefondere in der inneren Politik, einit- 
mweilen noch behutfam auftreten. Eine Zeit lang blieb ihr die Schwäche 
eines erjt eben genefenen Zuftandes anhängen. Aber der Gift der Ne: 
generation hatte ſich wieder zur Geltung gebradt. Das September: 
fyitem, welches aus einer fanatifchen Verketzerung und gewaltſamen 
Fälſchung der Demokratie hervorgegangen war, das fich zwar in der 
Folge zu mäßigen fuchte, aber immer gegen das Fundament der Frei— 
heit, die Volfsbildung, ankämpfte und überall der pfäffifchen Reaction 
Vorſchub Leiftete, dieſes Syftem, eben jo fteril als innerlich voll Wider: 
jprüche, war gefallen. Der Umſchlag bildete ein mwohlthätiges Gegen: 
gewicht gegen den Erfolg der Jeſuitenparthei und erfüllte die Freiſinni— 
gen in der ganzen Schweiz mit Troft und Beruhigung. Das Band 
. zwifchen ben großen vegenerirten Kantonen konnte ſich wieder feiter knüpfen. 


Weiterer Buftand nach dem Freifchaarenzug. 


Auf die erfte Nachricht von dem Aufbruch der Freifhaaren hatte 
die vorörtliche Behörde in Zürich die umfafjendften Mafregeln getroffen, 
um den Landfrieden wieder herzuftellen und die Freifchaaren zu entwaff: 
nen oder zurüdzumeifen. in Heer von 13 bis 14000 Mann aus den 
Kantonen Zürich, Bern, St. Gallen und Thurgau war in Dienft be: 
rufen und unter den Iberbefehl des Oberjten von Donats geftellt, 
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Zwei Kommilfäre, Näf von St. Gallen und Hösli von Graubünden, 
follten über die politiihe Ausführung der nöthigen Maßnahmen wachen. 
Zugleich wurde die vertagte Tagſatzung wieder einberufen. Das fchnelle 
Ende der Freifchaarenerpedition machte alles Kinfchreiten nad) Diefer 
Seite überflüjlig. Dagegen fchien jih einen Nugenblid die Woge in 
den Kanton Aargau zurüdwälzen zu wollen. Im Freienamt gährte es, 
und drohend jtanden die Luzerner Truppen an der Gränze Much auf 
der Berner Seite waren Feindlichkeiten zwifchen den gegenfeitig aufge— 
botenen Milizen zu befürchten, Der Oberbefehlshaber der eidgenöſſiſchen 
Truppen erhielt deßhalb Befehl, in Eile die Grenzen des Kantons Lu— 
zern ringsum längs dem Gebiete von Aargau und Bern zu befeben, 
Dadurch wurde jeder Zufammenjtoß verhindert und die Ruhe und Ord— 
nung aufrecht gehalten. Im erjten Siegesraufh hatte zwar Siegwart: 
Müller darauf gedrungen, mit der Regierung von Aargau nad Kriegs: 
“recht zu verfahren und fie über den Haufen zu werfen, Aber der Kriegs: 
rath der fünf Stände wagte es nicht, zur Dffenfive überzugehen. Das 
gegen weigerte man ich beharrlich, die eigenen Truppen unter eidge— 
nöfjisches Commando zu jtellen. 

Die aufßerordentlih einberufene Tagfakung trat am 5. April zu 
Züri) zufammen. Bei der Eröffnung ſprach der neugewählie Vürger— 
meilter Furrer al3 Bundespräfident die Hoffnung aus, daß die Behörde 
die Wichtigkeit der Stunde in’3 Auge faflen und Feinen nußlofen ver: 
derblihen Streit über die Urfachen des Gefchehenen und Unabänderlichen 
führen, fondern mit Ernjt und Würde erwägen werde, was vor Allem 
Noth thue, um den Frieden des Vaterlands wieder herzuſtellen und fein 
Anfehen nah Außen zu befeftigen. Aber unter den vorhandenen Um— 
ftänden war es eben jo wenig zu erwarten, daß die Bundesbehörde fi) 
zu kräftigen Entſchlüſſen aufraffen, als daß der Sieger verföhnlich ent— 
gegentommen werde. Die vereinten Konferenzftände führten die troßigfte 
und übermüthigfte Sprache. Luzern's Gefandter, Siegwart-Müller, 
insbefondere warf den Kantonen, wo man das Freiſchaarenweſen er: 
muthigt hatte, den bitterften Hohn in's Gefiht. „Mit tiefem Schmerz 
wende er feinen Blick auf treulofe Regierungen, auf meineidige Bundes: 
brüder, auf die Werkitätten des Verraths. Ein Blick auf die gefange- 
nen Horden in den Kirchen von Luzern überzeuge Einen fofort, daß fie 
zum großen Theil aus fremden Gefindel und dem Abichaum der ſchwei— 
zerijchen Bevölkerung bejtehen. Als fprechende Zeugen der Begünftigung 
von Geite der Regierungen befinden fich in Luzern die Kanonen von 
Aargau; es ftehen im Sonnenglanze zwei neue Gefhüte von Bafelland, 
eines von Solothurn und fogar eines von Bern, welches mit feinen 
40,000 Bajonnetten nicht ſtark genug war, eine feiner Kanonen zu 
ſchützen!“ Das herausfordernde Jefuitenregiment ſah ſich allein als den 
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fträflih angegriffenen Theil an und ftellte hohe Forderungen, nicht nur 
Auflöfung und Entwaffnung der Freifhaaren, wo fie fi fänden, fon: 
dern aud Entjhädigung für alle feit dem 8. Dezember ergangenen Ko: 
ften, ſowie Genugthuung von den Kantonen Aargau, Bajelland, Solo: 
thurn und Bern für die Verlekung des Luzerner Gebiets. Falls diefen 
Begehren Feine Folge gegeben werde, behalte fich Luzern alle Rechte und 
Schritte der Selbiterhaltung vor. Die Gefandten der angegriffenen 
Kantone hielten mit fcharfen Ermwiederungen zurüd, zum Theil durch die 
unglüdliche Wendung der Dinge niedergedrüdt, zum Theil aus Rüdjicht 
für die Gefangenen, die fi in der Gewalt Luzern's befanden. 

Die Tagjakung trat auf eine Entfhädigung Luzern’ nicht ein, ſon— 
bern bevollmädhtigte die eidgenöſſiſchen Kommifjäre nur, die noch not: 
wendigen Verfügungen zu treffen, um den Landfrieden gegen jede neue 
Störung zu fihern. Den politifchen Flüchtlingen aus dem Kanton Lu: 
zern follte bi8 auf angemefjene Entfernung von den Grenzen Fein Auf’ 
enthalt mehr geftattet werden. Ferner wurde der Vorort beauftragt, da= 
bin zu wirken, daß der frühere Beihluß in Bezug auf die Freifchaaren 
in allen Kantonen genaue Vollziehung finde. Auch erhielt er die Wei: 
jung, über die Theilnahme eidgenöfjiiher Offiziere an dem Kriegszuge 
Unterfuhung anzuheben. Andrerſeits wagte e3 die Tagfakung nit, in 
das Strafrecht Luzern's durch einen zwingenden Beihluß irgend einzu— 
greifen. Mit genauer Noth brachte fie e8 zu einer dringenden Empfeh: 
lung, Amnejtie oder Begnadigung zu ertheilen und, infofern Todesurtheile 
gefällt werden jollten, denjelben jedenfalls feine Vollziehung zu geben. 
Eidgenöſſiſche Kommifjäre follten diefe Empfehlung -bei den Behörden 
Luzern’3 perſönlich nahdrudfam unterftügen. Luzern verwahrte fir von 
vorneherein gegen jedes dringende Anfinnen, wenn auch nicht als offen= 
baren Angriff auf die Souveränitätsrechte des Kantons, doch als un: 
billige Zumuthung, nachdem erft eben jolche ungeheure Frevelthaten ver: 
übt worden feien. Die Jefuitenfrage blieb für einjtweilen ruhen. Unter: 
deß fonnten die aufgebotenen eidgenöfjifhen Truppen allmählig wieder 
entlaffen werden. Die Tagſatzung ſelbſt vertagte jih auf unbejtimmte 
Zeit (22. April). 

Nach der Freilhaarenbewegung Hatte ſich die fremde Diplomatie 
wieder mehrfach gerührt; auch von Preußen Fam jett eine Note mit 
ſcharfen Lektionen; aber bei dem rafhen und vollftändigen Fehlſchlag des 
Unternehmens unterblieben weitere Schritte zur Intervention. Im Ueb- 
rigen erſchien die Sache des Jeſuitenregiments auch als die Sache aller 
europäiichen Höfe. Das gefammte diplomatifche Korps in der Schweiz, 
die Gefandten von Frankreich, Deftreih, Preußen, Rußland, England 
und Sardinien braten der Negierung von Luzern, durch Befuch bei dem 
Amtsſchultheißen, Glückwünſche zu dem errungenen Siege dar. Im 
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Laufe Aprils entließ Luzern die meiften Zuzüger aus den verbündeten 
Kantonen. Am fpäteften kehrten die Schwyzer Bataillone zurüd, die 
Wochen lang die Luzerner Grenze gegen Aargau hüten mußten. Jeder 
der verbündeten Kantone erhielt eines der erbeuteten Gefhüte als Ge: 
dent. Zum Dank für die glückliche Erlöfung veranftaltete die Jeſuiten— 
parthei in Luzern, Leu von Eberſol an der Spitze, einen großen Pilger: 
zug nad) Einfiebeln. Auch in Obwalden machte man eine allgemeine 
Landeswallfahrt nach der Grabftätte von Niklaus von der Flüe. 

Zur Beltrafung der Theilnehmer am Freifhaarenzug waren in Rus 
zern jofort Einleitungen getroffen. Amneftie erließ man nur in Bezug 
auf den Aufruhr vom 8. Dez, aber auch diefe mit fo vielen Ausnah⸗ 
men, daß ſie den Namen kaum verdiente. Die dringende Empfehlung 
der Tagſatzung blieb für die Luzerner Betheiligten bei der neuen Shild- 
erhebung unbeachtet. Die Mehrzahl der Gefangenen wurde blos für 
einjtweilen aus der Haft entlafjen. Gegenüber den Angehörigen anderer 
Kantone zeigte man fich geneigt, Milde zu üben, aber in der Weife, 
daß man ein Röfegeld verlangte, um Erſatz für ben erlittenen Schaden 
zu finden. Die Regierungen von Bern, Solothurn, Aargau und Bafel- 
land ließen deßhalb in Luzern unterhandeln. Unter Mitwirkung des 
eidgenöffiichen Kommifjärs, Landammann Näf, Fam auch ein Handel in 
Mingender Münze zu Stande, wornah im Ganzen ein Löfegeld von 
dr. 350,000 zu entrichten war.*) Zugleich follte die Tagfagung ange: 
gangen werden, die für die Hülfstruppen von Luzern erlaufenen Koften 
im Betrage von 150,000 Franken aus dem eidg. Kriegsfond zu bezah— 
len, worin die Behörde fpäter willigte. Am Ende April Fonnten die 
nicht-luzerniſchen Gefangenen in ihre Heimath zurüdfehren. 

Im Aargau wurden die Hoffnungen der Klöfterparthei durch die 
Niederlage der Freifchaaren wieder hoch gefpannt. Obgleich hier der 
Große Rath ſich beeilte, zur Beruhigung der Gemüther vollftändige 
Amneftie für alle beim Aufftand von 1841 Betheiligten zu erlafjen, er— 
hob fi doch eine Agitation, die ih gegen den ganzen biöherigen 
Zuftand richtete. Schon früher Hatte ein Schleuniger, Lehrer an 
der Bezirksſchule in Baden, die Rolle eines ultramontanen Volks: 
tribung gefpielt. Um die angeorbnete Liquidation der aufgelösten Kid: 
fer zu vereiteln, ſetzte er eine Petition bei den Fatholifchen Orts- und 
Kirhgemeinden in Umlauf, wornach das Kloftervermögen, injofern die 
Wiederherftellung der Korporationen nicht mehr möglich fei, als aus: 
ſchließlich katholiſches Kirchengut erflärt und die Regierung genöthigt 





*) Davon fielen auf Bern Fr. 70,000, auf Solothurn Fr. 20,000, auf Aar⸗ 
gau Fr. 200,000, auf Baſelland Fr. 35,000 und auf die Angehörigen der übrigen 
Kantone Fr. 25,000. 
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werben follte, ſich aller Liquidationsmaßregeln zu enthalten. Die Res 
gierung ſchlug diefe Bewegung nieder, indem jie Schleuniger verhaften 
lieg und Anklage wegen Aufreizung zum Widerftand gegen gejegmäßige 
Verordnungen erhob. Schleuniger wurde von diefer Anklage gerichtlich 
freigefprochen. Tief erbittert ergriff er jet nach der Niederlage der 
Freiſchaaren den, wie er glaubte, günftigen Moment, um eine volljtän- 
dige Reaction hervorzurufen. Nah einem erften fruchtlofen Verſuch, 
durch einen Antrag im Gr. Rath die Regierung zur Abdankung zu nö— 
thigen (6. Mai), wurde in einer neuen, von 25 katholiſchen Mitglie— 
dern außerordentlich zufammengerufenen Situng der oberjten Behörde 
fürmlicher Sturmlauf unternommen. In fanatiſcher Rede erhob Schleu- 
niger die maßlofeften Beſchuldigungen gegen das ganze bisherige Syitem. 
Durch die Begünftigung des Freifhaarenmwefens fei der Kanton in einen 
unerhörten und urerträgliden Zuftand gerathen. Man jehe nichts als 
Noth, Unglüf und Anarchie. Der Fatholifhe Theil der Bevölferung 
ftehe recht- und ſchutzlos da. Die Gefhichte der alten Freiheit fei zum 
Spott geworden. Die beftehende Regierung fei unfähig, ein freies Ge: 
weinweſen zu regieren. Sie habe die Millionen des Landes am Gaft: 
mahle ihres Götendienftes verpraßt. Sie habe die Katholiken zu Helo— 
ten und ihre Freunde zu Freifchärlern gemadt. Es fei nicht mehr mög: 
ih, für fie ferner Glauben und Vertrauen zu haben. Nur unter einer 
neuen, unpartheiiichen Regierung, die weder dur Gefinnung no Hand: 
lung Bundesgenoffin der Freiſchaaren fei, könne der entwichene Haus: 
friede mwiederfehren. Das Fatholifhe Volk rufe den Herrfchern zu: „Une 
fer Herz ift todt für fie.” Der bloße Rücktritt oder die Anflageftellung 
der Regierung genüge nit. Auch der Gr. Rath müfje fi auflöfen 
und einer neuen Behörde Plat machen. Demgemäß trug Schleuniger, 
zum Behuf einer fogenannten „wahren und nachhaltigen Pazifikation 
Yargau’3 und der ganzen Schweiz“, darauf an, daß der Gr. Nath für 
Neubildung der beiden oberiten Landesbehörden die entjprechenden Ur— 
wahlen anordnen möge. Diefe Sturmrede hatte indeß nicht den erwar— 
teten Erfolg. Nach der eriten Niedergefchlagenheit war in den Reihen 
der freigefinnten Parthei wieder feſteres Vertrauen eingetreten. Der 
Antrag fand im Gr. Rath nur ſchwache Unterftügung von einem Theil 
der Fatholiihen Mitglieder. Kein reformirtes Mitglied wollte dazu Hand 
bieten, den Kanton der Elerifalen Reaction zu überliefern oder konfeſſio— 
nell zu zerreißen. Mit der überwiegenden Mehrheit von 147 gegen 
48 Stimmen wurde der Antrag verworfen (29. Mai). Die ganze Agi— 
tation Konnte nicht weiter unter das Wolf geworfen werden. Gegen 
Schleuniger felbft, der feine Stelle ala Bezirkslehrer niederlegte, weil 
ihm der Urlaub für den Beſuch des Gr. Raths verweigert wurde, er— 
hob jich die Anklage, daß er durch Beitehungen zu dem Sitz in der 
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gefehgebenden Behörde gelangt fei. Die erfte Inftanz ſprach ihn von 
diefer Anklage frei, das, Obergericht hob das Urtheil auf und verlangte 
einen Reinigungseid. Diefer wurde von Schleuniger abgelegt, aber jett 
erhob fi auf die Ausfagen von Zeugen die Beſchuldigung, daß der Eid 
fälſchlich geſchworen ſei. Auch in dem neuen Kriminalprozek ſprach das 
Bezirksgericht den Angeklagten frei. Als die Sache jetzt vor Obergericht 
kam, flüchtete Schleuniger nach Luzern, wo er mit offenen Armen empfan: 
gen und in’3 dortige Bürgerrecht aufgenommen wurde. Die von der 
Aargauer Regierung begehrte Auslieferung wurde von der Luzerner Be: 
hörde verweigert. Das Obergericht in Yarau erklärte endlich Schleuni— 
ger in Contumaz des Meineids ſchuldig und wendete auf ihn die gefeh- 
lihe Strafe an. 

In Luzern wurde gegen die eigenen Angehörigen der Aufruhrsprozeß im 
ausgedehnteften Maße fortgeführt, troß vieler Bitten und Vorftellungen, die 
Landeskinder nicht härter zu halten al3 die Auswärtigen. Die größte 
Theilnahme erwedte da3 Schidfal von Dr. Robert Steiger. Gegen 
diefen richtete fi der ganze Haß der Jeluitenparthei. Früher Mitglied 
der liberalen Regierung, thätig in der Preſſe ald Redaktor des „Eidge— 
nofjen“, war Steiger immer einer der muthigften und einfichtsvollften 
Kämpfer für die politifche und geiftige Freiheit gewefen. Als Arzt und 
Privatmann genoß er die ungetheiltefte Achtung feiner Mitbürger. Am 
8. Dez. 1844 verhaftet, dann gegen Kaution freigelaffen, wirkte er bei 
den Eidgenofjen zu kräftigen Entfhlüffen gegen die Sefuitenaufnahme, 
Bei dem Freifchaarenzug ſtand er an der Spite des Luzernerkomite's, 
das im letten Augenblid die Ausführung in die Hand nahm, ohne 
ſelbſt ein militärifches Kommando zu führen. Auf der Flucht ergriffen, 
wurde er nach Luzern in den Kejjelthurm gebradt. Anfangs wollte man 
kurzen Prozeß maden. Der Bertheidiger Dr. 8. Pfyffer proteftirte 
indeß gegen ein ſtandrechtliches Verfahren und fette durch, daß der Pro: 
zeß ordentlich inftruirt werden mußte, Das Kriminalgericht verurtheilte 
ihn zum Tode mit Pulver und Blei und das Obergericht beftätigte das 
Urtheil.*) In feiner Vertheidigung erflärte der Angeklagte unerfchüttert, 
daß der Freiſchaarenzug im Geiſte der Zeit, in dem Sinne eines großen 


*) Anfangs war Ausficht vorhanden, daß fein Todesurtheil werde ausgefällt 
werden. Denn es bedurfte der Mehrheit von zwei Drittheilen Stimmen für ein 
folhes Urtheil. Es waren zehn Richter. Wenn nur vier Richter nicht für den Tod 
ftimmten, fo war der Angellagte gerettet. Nun ſtimmten fieben für den Tod; drei 
dagegen, aljo fehlte eine einzige Stimme. Es waltete der fatale Umftand ob, daß 
die folgende Woche das Obergericht neu beftelt wurde, Wer für das Leben ftimmte, 
konnte feine Hoffnung auf Wiedererwählung haben. Wirklich wurden alle drei Rich: 
ter, welche nicht für den Tod geftimmt hatten, unter ihnen Jakob Kopp, befeitigt, 
Das Todesurtheil wurde alfo lettinftanzlich beftätigt. (Siehe: Dr. 8. Pfyffer, 
Sanımlung einiger Heineren Echriften nebft Erinnerungen aus feinem Leben. Zü—⸗ 
rich 1866.) 
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Theil der Nation und in der düftern Lage bed Vaterlands begründet 
gewelen ſei. Außerordentlich war die Theilnahme, die fih in der gan: 
zen Eidgenofjenihaft und felbit im Ausland Fund gab. Bon allen Sei- 
ten ſprach man jich gegen die Vollziehung des Todezurtheils aus. Stei— 
ger ſelbſt ließ fich mit Rückſicht auf feine Yamilie zu einem Begnabi- 
gungsgeſuch beftimmen, worin er ſich anerbot, die Eidgenofjenfchaft, oder 
wenn es gefordert werde, den europäifchen Kontinent zu verlaffen. Zur 
Unterftügung diefes Gefuhs kamen eine Menge Bittfchriften und Bor: 
ftelungen. Die Biihöfe von Solothurn und Freiburg, der Vorort und 
einzelne Kantonsregierungen, felbft der franzöfifche und englifche Gefandte 
ließen ihre Verwendung eintreten. Die fanatifhe Parthei in Luzern 
drängte dagegen auf eine Hinrichtung. Der Gr. Rath fcheute fich, das 
Urtheil voljtreden zu laffen, aber ſprach auch nod Feine Begnadigung 
aus. Die Regierung erhielt Auftrag, zu unterfuchen, ob und wie ber 
Mann „unfhädlich” gemacht werden könne, ohne ihm das Leben zu neh: 
men (19. Mai). Den eigenen Kerkern traute man feine hinreichende 
Feftigkeit zu. Anfragen wurden bei Deftreih, Preußen, Holland und 
Sardinien geftellt, ob fie den Mifjethäter zur ftrengen Verwahrung und 
Bewadhung übernehmen wollten. Sarbinien, wo um dieſe Zeit ein eben 
fo finfteres Regiment wie in Luzern waltete, zeigte fich geneigt, ben 
Schergendienft zu leiften und den Ueberlieferten in ber Feftung Coni 
einzufperren, Steiger felbft wurde gemöthigt, fi” mit der Bitte um 
Aufenthalt an den König von Sardinien zu wenden und zu erklären, 
daß er ohne Bewilligung der Luzerner Behörde die fardinifchen Staaten 
nicht verlafjen wolle. Aber die Unterhandlungen zogen fich in die Länge. 
Der Gr. Rath ging unverrichteter Dinge auseinander, ohne über bie 
Begnadigung etwas zu entſcheiden. Wochenlang blieb das Tobesurtheil 
über dem Haupte des DVerurtheilten ſchweben. Da gelangte ein Be: 
freiungsplan, von Zürih aus mit Muth und Aufopferung geleitet, zur 
Reife. Mit Hülfe von drei gewonnenen Landjägern konnte der Gefangene 
in der Naht vom 20. Juni 1845 aus dem Kerker entweichen und ſich 
glücklich nah Züri flüchten. Die Kunde diefer Erlöfung verbreitete 
den Höchiten Yubel weit über die Grenze ber Schweiz hinaus. In Züs 
rih wie in Bern wurde der Gefeierte mit dem Bürgerrecht befchentt. 
In Luzern flug man dagegen auf der fogenannten „Läfterbanf“ eine 
Tafel mit den Worten an: „Jakob Robert Steiger, dato landesflüchtig, 
ift wegen Hochverraths Taut Freifchanrengefeg zum Tod durch Erfchießen 
verurtheilt.* 

Unter den finfteren Zuftänden und ſchrecklichen BVerfolgungen im 
Kanton Luzern wühlten jih Haß, Erbitterung und blinde Bartheileidens 
haft immer tiefer. Daraus floß eine That, bie plötzlich Entfegen ers 
regte. In der Nacht vom 19. auf den 20. Juli 1845 wurde Leu von 
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Eberſol in feiner Schlaflammer, an der Seite von Frau und Kind, auf 
verwegene Weife meuchlerifch erſchoſſen. Der Mord entriß der herrſchen⸗ 
den Parthei das volksthümlichſte Haupt, den Prieftern das ergebenite 
Werkzeug und diente dazu, die fanatiſche Gluth neu anzufachen. Von 
dent TIhäter war anfangs feine Spur zu finden. Don der politijchen 
Gegenparthei wurde der Verdacht des Selbjtmords erregt. Aber au 
die ausgefegte hohe Prämie wurde bald ein Jakob Müller von Stechen. 
rain, übel beleumdet und öfonomijch ruiniert, beim Freiſchaarenzug be: 
theiligt, ald der Schuldige denunzirt. Zu der Riefenprozedur über ben 
Aufruhr gefellte fich jet eine weit greifende Mordprogedur. Es han. 
delte fich nicht blos darum, die Schuld auf Einzelne, fondern wo mög: 
ih auf die ganze „ſchwarze“ oder radikale Parthei zu wälzen. Als 
außerordentlicher Unterfuhungsrichter wurde Wilhelm Ammann aus 
dem Kanton Thurgau berufen, ſchon in feiner dortigen Wirkſamkeit durch 
Härte und Gemaltthätigkeit befannt. Die Art und Weife, wie diefer in 
Luzern inquiriren durfte, war fchreiend. Um Geftändniffe herauszus 
bringen, griff er zu allen Mitteln phyfiiher und moralifcher Tortur. 
Gefangene konnten Monate lang figen, ohne verhört zu werden. Das 
Geſetz galt nichts gegenüber der graufamen Willtühr.*) Jakob Müller 
wurde zum Geftändniß gebradt ; als Motiv der That gab er Rachedurſt 
an. Von verfchiedenen Seiten wollte er aufgemuntert worden fein und Gelb: 
verfprehungen erhalten haben. Die vorgefpiegelte Hoffnung, fein Leben ° 
retten zu können, trieb ihn zu Anschuldigungen. Seine bloßen Ausfa: 
gen, ohne weitere Indizien, genügten zu dem peinlichften Verfahren gegen 
die Bezüchtigten.. Unter Anderen wurde Dr. Kaſimir Pfyffer, ber 
immer im Ruf des jtrengiten Nechtsjinnes ftand, ohne vorherige Einver: 
nahme, unter gewaltigem militärifchem und polizeilihem Aufwand, nächt— 
licher Weife verhaftet und in eine finjtere Kerkerzelle geworfen, aus wel: 
her der Mörder eben entfernt worden war. Er follte um das Vorhaben 
gewußt und dieſes nicht zur Anzeige gebradt haben. Allerdings hatte 
Müller bei Gelegenheit eines Geldgefchäftes feine Mordabfiht vor ihm 
geäußert, war aber (nah Müller's eigener Ausfage) von Pfyffer abge: 
mahnt worden. Geſetzlich lag feine Pflicht zur Denunziation ob; auf 
die bloße Drohung eines Polterers war noch nicht viel zu geben. Nah 
ver That machte Piyffer dem Staatsanwalt Anzeige, aber diefer nahm 
keine befondere Notiz davon. Nichtsdeſtoweniger wurde Pfyffer erft nad 
dreiwöchentlihem hartem Gefängnif freigelafien. Jakob Müller wurde 


*) Ammann jelbft faßte in einem Schreiben an das Luzerner Obergericht feine 
Unterfuhungsmarime in die Worte zufammen: „Der Inquifit muß vorab phyſiſch 
und pſychiſch gebeugt und fo lange gebrüdt werden, bis die Liebe zum Leben mit 
allen feinen Annehmlichkeiten gebrochen iſt.“ 
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zum Tode verurtheilt und unter Zuſammenlauf einer ungeheuren Volls— 
menge hingerichtet (31. Ian. 1846). Nachdem der Thäter unter der 
Erde war, fchleppte fich die Unterfuhung gegen feine wirklichen oder 
vermeintlichen Mitfchufdigen noch lange hin. Sein Denunziant Michael 
Achermann, als eigentlicher Anftifter überwiefen, ward zum Tode ver: 
urtheilt, aber die Strafe in Iebenslängliches Zuchthaus umgewandelt. 
Auch die Mutter Müller’3 kam in's Zuchthaus. Gegen den vom Frei— 
Ichaarenzug flüchtigen Alt-Oberrichter Bühler fiel auf die Ausfagen von 
Müller, nach Freifprehung in erjter Inftanz, vor oberem Gericht ein 
Todesurtheil in Contumaz, das erſt bei fpäterer Nevifion des Prozefies 
aufgehoben wurde. Zwei andere Angeklagte (Hauptmann Corragioni 
und Amtsrath Hüsler) wurden nach abjcheulicher Prozedur und langen 
ſchweren Kerferleiden endlich freigefprochen oder von der Inſtanz ent? 
lajjen.*) Ein Greis (Ineihen) unterlag der graufamen Inquiſition 
und jtarb im Gefängniß, im Tode noch feine Unſchuld betheuernd. 
Mittlerweile war der Niefenprozedur über den Aufruhr freier Lauf 
gelaſſen. Allmählig wurden gegen nahe an 700 PBerfonen Zuchthaus: 
ftrafen ausgeſprochen. Ein eigenes Schidjal Hatten zwei deutſche Pa— 
trioten, Georg Fein aus Braunfhweig und Mar Daffnervon Mün— 
hen, die fich (erfterer als Flüchtling) in der Schweiz aufhielten und 
den Freifchaarenzug mitgemacht hatten. Diefe wurden der Auslöfung 
entzogen, obgleih Dr. Fein vorher in das bafellandichaftlihe Bürger: 
recht aufgenommen war. Beide wurden zu lebenslänglicher Verweiſung 
verurtheilt, unter ftrengfter Bewahung auf weitem Ummege, über bie 
Furfa nah Wallis, von Wallis nad) Italien fpedirt und von da nad 
Deutfchland gebracht, wo jie in Wien und München den Regierungen 
überliefert wurden. Eine Anzahl entichlofjener Berner Dberländer, die 
nah Wallis aufbradhen, um die Gefangenen zu befreien, verfehlten ihr 
Ziel, In Wien und München erhielten die Ausgelieferten ihre Freiheit 
wieder, indeß Dr. Fein, den die monarchiſche Polizei feiner raftlofen 
republifaniichen Beitrebungen wegen fürchtete, nur unter der Bedingung 
der Selbjtverbannung nah Amerika. Nicht weniger gehäfjig war das 
Verfahren der Luzerner Regierung gegen den Profefior Herzog, durd 
feine Publiziftit der Sefuitenparthei befonders verhaßt, der als Berner 
Bürger in den Auslöfungsvertrag hätte fallen follen, aber als früherer 
Luzerner Bürger, trotz aller Neclamationen, zurüdbehalten und erit nach 
ahtmonatlicher Haft freigegeben wurde. Am Ende machte man in Lu: 
zern die Amneſtie auch bei den eigenen Angehörigen zu einer Sache der 


*) Siehe: Schszehnmonatliche Kerkerleiden des Hauptmanns K. Rud. Eor* 
ragioni-D’Drelli, von ihm jelbft befchrieben. Ein Bild der Zuftizpflege aus 
dem Kanton Luzern. Zürich 1847. 
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Speculation. Gegen Zahlung einer Summe von 450,000 Franken ſoll⸗ 
ten alle Theilnehmer an den Aufſtänden, mit Ausnahme ber Mitglieder 
des leitenden Comite's, ftraflos fein, jedoch unter Vorbehalt, daß jie vom 
Activbürgerrecht ausgeſchloſſen blieben. Da unter ben Betheiligten kein 
gemeinſchaftliches Einverſtändniß erzielt werden konnte, ward mit den 
Einzelnen je nach Schuld und Vermögen gemarktet. Zuletzt nahm man 
auch von den Mitgliedern des Comite's Loskaufsſummen an. So floſſen 
2 bi3 300,000 Franken in die Staatskaſſe und die Gnade erhielt ihren 
Preis. Nur ein Heinerer Theil der Betroffenen hielt fi von dem 
Markt fern und blieb flüchtig. 

Während Jammer und Elend durch den Kanton Luzern gingen und 
Friede und Zutrauen in Gemeinden und Familien dem Haſſe und der 
Leidenfchaft weihen mußten, hatten fi die berufenen Bäter Jeſu — 
fieben an der Zahl, darunter Pater Roh als der feinfte und politifch 
durchtriebenite Kopf, der das katholiſche Staatsorgan unter feine haupt: 
fächliche Leitung zu nehmen wußte — im Laufe des Sommers von 1845 
nach Luzern geſchlichen und im Stillen Befiß von der ehemaligen Fran— 
zisfanerficche genommen, Ihre fürmliche und feierliche Einfegung fand 
erft am 1. Dezember 1845 ftatt. Bei diefer Feier pries Giegmart: 
Müller — immer mehr zur eifrigen Seele de3 Priefterregimentö ges 
worden, ſchon im J. 1844, unter der vorörtlichen Leitung Luzern s, zum 
Schultheiten gewählt und an die Spige der Eidgenoſſenſchaft geftellt — 
die Sefuitenberufung als das Werk des als Märtyrer geftorbenen Leu 
von Eberfol und ſprach dann die übermüthige Prophezeiung aus: „Keine 
Macht, mag fie im Heuchelgewande der Liſt oder des Trugs, oder mag 
fie mit dem Schwerte der Gewalt dagegen anfämpfen, wird daſſelbe 
zerftören. Denn e3 ift auf Gott und feine Kirche gebaut, es ift em— 
pfohlen durch das Oberhaupt der Fatholiichen Kirche, genehmigt durch 
den hochw. Biſchof, e8 fteht unter dem Schutze des Staats, unter der 
Obhut eines fouveränen Volle. Das Volk, welches vor den Freiſchaa— 
ren nicht gezittert, wird auch nicht zittern vor Bataillonen; das Bolf, 
welches fein Recht von vier Kantonen nicht beugen ließ, wird e8 auch 
zu behaupten willen gegen zwölf Kantone; es wird fich überhaupt weder 
von Aufrührern nod) von Proteftanten vorfchreiben laſſen, welche Lehrer 
es berufen, welchen Geiftlichen e8 die Bildung feiner jungen Priefter 
übergeben, wie es katholiſch fein müfje. Es wird fein Necht gegen jede 
Macht verfechten.” 

Einftweilen kounten die Väter Jeſu ihre Wirkfamkeit in dem vor: 
drtlichen Kantone beginnen, ohne von der Eidgenoffenfhaft geftört zu 
werden. Auch an der ordentlichen Tagfabung im Sommer 1845 hatte 
ih Feine Mehrheit gefunden, um die SJefuitenangelegenheit zu einer 
Bundesfache zu erflären. Noch fehlten immer zwei Stände zu einem 
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gültigen Beſchluß. Dagegen Hatte der Vorort von Neuem Auftrag er= 
halten, fi die Durhführung des früher erlafjenen Freiſchaarenverbots 
angelegen fein zu lafjen. Auch wurde der Oberanführer des Freifchaa- 
renzug3, nebjt einem anderen Theilnehmer, Mollet von Solothurn, aus 
dem eidgenöfjiihen Stabe geſtrichen. Damit follte der Friede gefichert fein. 


Amfchwung in Bern. 


Nirgends griffen die Folgen des Freifchaarenzugs tiefer in die Ver— 
bältnijje als im Kanton Bern. Die Antijefuitenbewegung hatte hier 
die Gemüther auf's Lebhaftefte erregt. Die Niederlage der Freifhaaren 
verlegte das Berner Gelbftgefühl. Unzufriedenheit mit den inneren Zu: 
ftänden trat Hinzu, um das Volk in Gährung zu verfegen. Eine un: 
glückliche Wendung in der Politik der Regierung bejchleunigte den Aus: 
bruch einer Krijis. 

Der Umſchwung im Jahr 1831 befeitigte wohl das Berner Patri: 
ziat und richtete dem Namen nach die Souveranität des Volks auf, aber 
aus dem alten Regierungsiyjtem ging Bieles in die neue Ordnung über. 
Es hielt ſchwer den bisherigen ariftofratifchen Staat zu einem reineren 
Volfaftaat umzuwandeln. Der politiihe Sinn war in früherer Zeit bei 
der Mafje der Bürger dergeftalt niedergehalten worden, daß die Selbit: 
regierung noch auf vielfache Hindernifje ftoßen mußte. Die Verfaſſung 
jelbft ward auf Grundlagen gejtellt, die noch eine ftarfe Bevormundung 
enthielten. Ein nicht geringer Theil des Volks war von der unmittel- 
baren Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten ausgefchlofien und 
der ganze Organismus auf größere Stabilität berechnet. Ein Täjtiger 
Genfus befchränfte das Wahlrecht; die Vertretung ging nit blos aus 
dem doppelten Modus von Urverfammlungen und Wahlmännercollegien 
hervor, ſondern der Gr. Rath hatte jich zudem mit nicht weniger als 
vierzig Mitgliedern (von 240) felbft zu ergänzen. Die gefeßgebende 
Behörde erſchien wie mit der Souveranität befleidet; die ganze Gewalt 
war noch möglichft concentrirt. Im Grunde ging die Herrihaft aus 
den Händen der regimentsfähigen Gefchlechter auf eine mehr ober weni— 
ger bevorzugte Mittelffaffe über. An der Stelle der Familienariftofratie 
fonnte ſich deßhalb eine gewiſſe Dorfmagnaten: und Beamtenariftofratie 
bilden. Das Negierungsigftem war immer auf eine ftarfe Autorität 
bedacht; die Ehre der Beamten wurde durch ein eigenes Achtungsgefeg 
gewahrt. Auch unter der Trennung der Gemwalten konnte fi manche 
Willführ einfchleichen. Der tödtlihe Haß der Patrizier und die fort: 
währenden reactionären Umtriebe gaben leicht zu gewaltthätigem Verfah: 
ren Anlaß. An eidgenöffifhen und nationalen Fragen folgten Die 
Staatsmänner zwar oft fräftigen patriotifchen Impulſen. Die Regener 
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ration hatte auch wiederholt an Bern die ftärffte Stütze. Aber bie 
innere Verwaltung entjprad dem äußern Glanz nit. Bei der früher 
fo vernachläßigten Bildung des Landvolks entwidelte fih nur langſam 
die nöthige Intelligenz für die Beamtungen. In der Regierung fehlte 
e3 an rechten Fähigkeiten zur Organifation; die meiften Reformen fameu 
nur mangelhaft zur Entfaltung; Manches, was die Verfajjung verſprach, 
blieb unausgeführt. Der Hader, der frühzeitig innerhalb der liberalen 
Parthei ausbrah, hemmte die Fortfchritte in der Geſetzgebung. Die 
Umgeftaltung des Unterrichtsweſens geſchah nad feinem durdgreifenden 
und übereinitimmenden Plan. Die Hohihule wurde mehr aus Riva: 
(ität gegen Zürich und zur politifden Stütze als aus Eifer für bie 
Wiffenihaft gegründet. Wiederholt wurde verſucht, die Anftalt zur 
bloßen Magd des herrichenden Softems herabzudrüden. Das Finanz: 
weſen blieb auf der alten arijtofratifhen Grundlage; äußerlich waren 
die Finanzen blühend; der Kanton konnte mit einem reichen Staats— 
vermögen prunfen; aber es fehlte an einer gleihmäßigeren Vertheilung 
der öffentlichen Laften. Ein Yandestheil klagte über den Drud der 
Armenjteuern, ein anderer hatte noch mit den alten Feudalgefällen zu 
fämpfen, einem dritten mangelte der Bodenkredit. Nie Fonnte man ſich 
zu einer größeren und allgemeineren Reform in diefen materiellen Fra— 
gen vereinen. Immer fcheute man fih vor Einführung einer directen 
Steuer, die zur Ausgleihung nothwendig war. 

Unter der Herrichaft des Schnell'ſchen Syſtems ftanden die fpief- 
bürgerlichen Ideen eine Zeit lang auf der Höhe; unverholen äußerte 
ih ein engherziges Neuherrenthum. Nur die Hablichen follten im Staat 
eine Geltung haben; auf die weniger befigenden Bürger fiel die größte 
Geringfhägung. So blieb noch immer ein ſcharfer Unterſchied zwifchen 
den Klaſſen. Nah dem Fall des Schnel’ichen Syftems wurde zwar die 
Politit des Kantons wieder von einem freieren und männlicheren Ge: 
danken beherriht. Bern wurde bei der Klöfterfrage der eigentliche 
Damm, an welchem ſich die ſchweizeriſche Reaction brach. Schultheik 
Neuhaus erwarb ſich hier das höchſte Verdienſt um die Wahrung des 
regenerirten Prinzips. Aber auch dieſer hervorragendſte Staatsmann des 
Kantons war in der inneren Adminiſtration nicht ſchöpferiſch und orga— 
niſatoriſch genug. Sein Blick richtete ſich vorzugsweiſe auf die Löfung 
der großen eidgenöfjiihen und nationalen Fragen. Die ftarfe, zur 
Willführ und Gemaltthätigkeit geneigte Autorität hing auch feinem Sy: 
ftem an. Es kam zu feinen neuen fruchtbaren Reformen. Die Wahlen 
in den Gr. Rath hingen bei dem doppelten Modus, ber Gleichgültig⸗ 
keit erzeugte, ſo daß die Urverſammlungen oft äußerſt ſchwach beſucht 
waren, immer mehr von dem Einfluß der Beamten und Dorfmagnaten 
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ab. Die gefegebende Behörde Tief ſich mit Teichter Mühe von oben 
beherrfchen und gab feinen lebendigen Impuls, 

Sn Laufe der Zeit erweiterte ſich indeß der öffentliche Sinn der 
Bevölkerung. Eine neue Generation faßte die Aufgaben des Staates 
höher auf. Unter der Lehrthätigkeit des geiftvollen Wilhelm Snell, 
der als Profeflor des Rechts an der Hochjchule feine Zuhörer Tebendig 
anzuregen und mit neuen Ideen zu erfüllen wußte, entftand eine von 
ftrengeren Prinzipien geleitete junge Rechtsſchule, die bemüht war 
auch die Bolfsfouveranität weiter durchzuführen und Verfafjung und Ges 
feßgebung mit dem Nechtöbewußtfein und den fortgefchrittenen Bedürf— 
nifjen der Zeit in nahern Einklang zu bringen. Mit Beginn von 1845 
gründete dieſe jih verjüngende Nationalparthei in der „Bernerzeitung“ 
ihr eigenes Drgan. Von vorneherein wurde nicht blos die jefuitifche 
Reaktion in der Eidgenofjenfchaft mit aller Kraft befämpft, fondern auch 
eine Reform im Kanton ſelbſt ala Ziel angeftrebt. Das radikale Organ 
ftand im fchärfiten Gegenfaß zu der Burgdorfer Preffe, die fortwährend 
die von Wilhelm Snell vertretenen demokratifchen Ideen, ſowie feine 
ganze Lehrthätigkeit, mit der größten Bitterkeit befeindete. Der Regie— 
rung gegenüber trat feine fchärfere Oppofition hervor , fo lange diefe 
auf eidgenöfjiihem Boden eine Fräftige Politik vertrat. 

Mit dem Freifchaarenzug veränderten ſich die Verhältnifje. Bis da- 
hin hatte die Regierung in der Jeluitenfrage wie früher in der Klöfter- 
frage eine radikale Richtung verfolgt. Sie Tieß die ganze Bewegung 
gewähren, fuchte die vegenerirten Kantone zu durchgreifenden Entſchlüſſen 
an der Tagſatzung zu vereinen und ftellte, ala die Bundesbehörde ſich 
ohnmächtig zeigte, auch dem Freifhaarenzug fein ernjtliches Hinderniß 
entgegen. Exit beim Aufbruch der Freifhaaren traf fie einige Maß— 
regeln, um fi dem Unternehmen fcheinbar zu mwiderjegen. Aber nad 
der Niederlage wurde fie von dem Schredbild der Anarchie und einer 
möglichen Intervention des Auslands erfüllt. Sie verfannte die tief 
erregte Stimmung des Volks und ſuchte durch Strafeinleitungen alle 
Verantwortlichfeit von ſich abzumälzen. Weber ſämmtliche Beamte, die 
an dem Freiſchaarenzug Theil genommen, wurde Suspenfion ausgeſpro— 
ben. Laut warf man jett der Regierung Doppelzüngigkeit vor; heim 
Yih habe fie zu dem Unternehmen ermuthigt, im Unglüd verläugne jie 
dafjelbe nicht nur, fondern fchreite auch gegen die angejeheniten Männer 
ein. Die Behörde fah fich genöthigt einzulenfen und der Gr. Rath 
deckte durch Amneſtie einen Mantel über das Gefchehene. Aber mit 
ber öffentlichen Meinung trat man in weiteren Widerfprud, indem man 
die Autorität wieder mit ftarker Hand aufrechtzuhalten fuchte. Die junge 
Schule wurde verfolgt, gegen freimüthige Aeußerungen eingefchritten und 
der ganze Apparat der Preis, Achtungs- und Hochverrathögefege in 
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Bewegung geſetzt. Demoralifirend auf den Geift der Regierung wirkte 
von Tavel, als liberaler Patrizier wiederholt in die Erecutive gewählt 
und auf den Schultheigenituhl gefegt, ſchmiegſamer und gemandter 
Staatsmann, nicht ohne populäre Wendungen, aber grundfaglos, von 
leichter politifher Moral und den Drohungen oder Einflüfterungen der 
franzöfifhen Diplomatie immer zugänglid. Aber auch das bisher Klare 
Bewußtfein von Neuhaus ließ fich trüben. Um da3 gefunfene Anfehen 
wieder herzuftellen und jeder neuen Agitation zu begegnen, bot er die 
Hand zu Mafregeln der Verfolgung. Am fchreiendften erfchien ein At, 
der gegen den Profeſſor Wilhelm Snell verhängt wurde. Lange war 
die Wirkſamkeit diefes Mannes den Burgdorfern der größte Dorn im 
Auge. Mit den erbittertiten Angriffen drang man wiederholt auf feine 
Abberufung. Als Vorwand diente der Vorwurf der Trunkſucht, womit 
die Beichuldigung verbunden wurde, daß er die Jugend verderbe. Setzt 
trat eine Hochverrathäflage Hinzu, indem Wilhelm Snell unmittelbar 
nach der Freifchaarenniederlage Volt und Soldaten aufgefordert haben 
follte, eigenmäcdhtig nach Luzern zu ziehen und die Gefangenen zu be— 
freien. Hatte er ein ſolches Wort gefprodhen, fo war es in der erften 
ſchmerzlichen Aufwallung über das Schickſal der Gefangenen gewefen, in 
Wirklichkeit Eonnte e8 nicht nachgewiejen werden, vielmehr wurde von 
Zeugen ausgefagt, daß er die Bürger gemahnt habe, ſich an die Regie— 
rung anzufchließen. Dagegen hatte er vor dem Freifchaarenzug in klei— 
neren und größeren Berfammlungen mit der ganzen Kraft feiner Bes 
redtfamfeit für die Idee des „bewaffneten Volksbunds“ gewirkt. Dafür 
wurde er jest als Dpfer auserjehen. Durch eine Regierungsordre wurde 
er feiner Stelle entjegt und, obgleih Bürger von Bafelland, ähnlich 
wie einft fein Bruder Ludwig, gewaltthätig aus dem Kanton weggewie— 
jen. Tief war die Entrüftung und Theilnahme feiner zahlreichen Jünger 
und Freunde. *) 

Mit diefer Abberufung reichten die leitenden Staatsmänner ben 
Burgdorfern die Hand. Die ganze Partheiftellung fing an ſich zu ver: 
ändern. Bon den Burgbdorfern Hatte Karl Schnell, fo lange er 
lebte (mißmuthig und innerlich gebrochen hatte er den Tod in der Ware 
geſucht), bei aller Feindfeligkeit gegen die radikale Richtung doch immer 
noch die alten Vorrechtler bekämpft. Nach feinem Tode fchloß fein 
Bruder, Hana Schnell, allmählig Frieden mit der ariftofratifchen 
Parthei, Dank dem vermittelnden Einfluß von Landammann Blöſch, 
einem Anwalt von der gemwinnendften Berebtfamfeit und umfafjender 
Einſicht, der eine Zeit lang zu den liberalen Führern zählte, dann, be 


*) Siehe: Wilhelm Snell's Leben und Wirken. Bon einigen — 
ſeinem Andenken gewidmet. Bern, Druckerei der Bernerzeitung 1851. 
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Schlichtung eines langwierigen Dotationsſtreits zwiſchen Stabt und 
Staat, ſich den ſtädtiſchen Intereſſen zuneigte und damit auch in ſeinen 
Ideen conſervativer wurde. So fanden ſich bisher ſcharf getrennte Ele— 
mente, wenn auch nur in lockerem Bund, näher zuſammen, um den 
Strom der Bewegung zu hemmen. Eine wirkliche Stütze konnte indeß 
das herrſchende Syſtem weder in dem grollenden Patriziat noch in dem 
enggeſinnten Burgdorferthum finden. 

Auf Seite der Oppoſition organiſirte man ſich jetzt um ſo feſter 
in einem. Volksverein, an deſſen Spitze der jugendliche Fürſprecher 
Jakob Stämpfli, Redaktor der Bernerzeitung, der Marfte und 
energifchite Vertreter der neuen Rechtsſchule ftand. Die Niederlage im 
Freifhaarenzug hatte auf den Geift der Bevölkerung nicht entmuthigend 
gewirkt. Zu tief war dad Berner Ehrgefühl gekränkt. Der Entſchluß 
wurde nur um fo entjchiedener, den Kampf gegen die Sefuiten, wenn 
auch mit anderen Mitteln und auf geordneterem Wege, weiter durchzu: 
fehten und einen reineren Volksbund zu verwirklien. Um dahin zu 
gelangen, follte eine innere Umgeftaltung im Kanton vorangehen. In 
neuen Bolfsverfammlungen zu Fraubrunnen und Langenthal wurde auf 
eine durchgreifende politiihe und materielle Reform gebrungen. Es 
handelte fih darum, fomohl die Verfaffung auf demofratifchere Grund: 
lagen zu ftellen, als die Beſchwerden der verjchiedenen Landestheile im 
Zehnt:, Armen und Finanzwefen auszugleichen, den Grund und Boden 
von alten Feudallajten zu befreien und eine gerechtere DVertheilung ‚der 
öffentlichen Abgaben anzubahnen, 

Je weiter diefe Bewegung griff, defto unbehaglicher ward die Stel- 
lung der Regierung. Unfähig, fie zu beherrfchen, immer in Angjt um 
ihre Autorität, den Volksverein ald Staat im Staate fürdhtend, von der 
Prefie Scharf angegriffen, wußte fie fich nicht anders als mit Prozeſſen 
und polizeilichen Verfolgungen zu helfen, die ſich allmählig in's Map: 
loſe häuften. Dazu fiel fie auf den unglüdlichen Gedanken, unter dem 
Titel „bernerifcher Landbote“ ein unmittelbares, von Staatsmitteln fub- 
ventionirtes Regierungsorgan zu gründen. Mit dem Spottnamen eines 
„Seflelboten“ belegt und unter der ungefchidteften Redaktion diente diejes 
nur dazu, die Behörde bloszuftellen und das Anfehen derjelben weiter 
zu ſchwächen, weßhalb man das Organ nah kurzem Dafein aufgeben 
mußte. Auh in ihrem eignen Schooß war die Negierung nicht einig 
genug, um eine Politik des Widerftands confequent durchzuführen. Bon 
einer Seite arbeitete man auf eine partielle Verfajjungsrevifion, die 
den Behörden neue Gewalt geben ſollte. in dahin gehender Vorſchlag 
wurde indeß von Regierungsrath und Sechzehnern (der vorberathenden 
Behörde in Verfafjungsfadhen) verworfen. Endlich entſchloß man ſich zu 
einem andern Schritt, um die gefunfene Autorität wieder aufzuriäten. 
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Der große Rath wurde außerordentliher Weife zufammenberufen und 
von demfelben ein VBertrauensvotum verlangt, widrigenfall3 Die 
Regierung abtreten werde. Voran ging ein umſtändlicher Bericht 
über die Lage des Landes, worin die anarchiſchen Tendenzen in grellen 
Farben gejchildert, jedes Drängen auf ein gewaltfames Einfchreiten gegen 
Luzern mit den militärischen Mitteln des Kantons zurüdgemiefen und 
ftrenge Handhabung der Ordnung in Ausficht geftellt wurde. Zugegeben 
wurde, daß fich verjchiedene wünfchenswerthe Reformen verzögert hätten, 
aber die Schuld auf die bewegte Zeit geworfen, wodurd die Aufmerk— 
jamleit nach einer andern Richtung gelenkt worden fei. Nur auf lega- 
lem Wege jei Abhülfe zu treffen. Drei Tage lang ftritt der Große 
Rath über diefe Kabinetzfrag.. Mit 137 gegen 42 Stimmen murde 
da3 DVertrauensvotum ertheilt (12. Sept. 1845). Geſtützt auf dafjelbe 
hielt fich die Regierung wieder ſtark genug, um energijcher aufzutreten. 
In einer Proffamation forderte fie alle Beamten unter Androhung un: 
nachſichtlichen Einſchreitens ernftlih auf, gegen jede Verlegung des Ge— 
jeßes ohne Anfehen der Berfon mit aller Strenge zu verfahren. 

Aber der Große Rath felbft beſaß das nöthige Vertrauen des Volks 
nicht mehr, um das angegriffene Syftem zu deden. Aus engen Kreifen 
gewählt, mit einer unverhältnigmäßigen Anzahl von Beamten bejekt, 
erfchien die Behörde ala zu abhängig von der Regierungsgewalt. Die 
Forderung der Vollsvereine auf eine durchgreifende Reform wurde nur 
entfchiedener. Der Ruf nah einem neuen Verfaſſungsrath fing an 
lauter zu werden. Die Regierung vermehrte die Aufregung durch Nicht: 
wieberbeftätigung von Beamten, welde im Großen Rathe gegen das 
Vertrauensvotum geftimmt hatten. Zu einer befonders brennenden Frage 
wurde die Zehntfrage. Schon in dem Uebergangsgeſetz der 31er Verfaſ— 
fung war Erleichterung im Zehnt- und Bodenzinswefen empfohlen. 
Fünfzehn Jahre waren vergangen ohne daß etwas Ernitliches zur Ab— 
hülfe gefchehen war. Die Bewegung fand defhalb ihren hauptfächlichiten 
Heerd im Seeland, wo die Yeudallaften den Landmann noch drüdten. 

Die Erneuerungswahlen für einen Drititheil des Großen Rathes 
(im Oktober 1845) gaben einen deutlichen Fingerzeig, daß das Anfehen 
der Behörden im Volke erfchüttert war. Bon den Mitgliedern, welche 
für das Vertrauensvotum geftimmt hatten, wurden Viele nicht wieder 
gewählt, während die radifale Richtung an Vertretern gewann. Das 
herrfchende Syſtem ließ fich indeß dadurch nicht von dem bisherigen Wege 
abbringen. Bei den indireften Wahlen, welche der Große Rath felbft 
vorzunehmen hatte, machte ſich noch die alte Mehrheit fat ausschließlich 
geltend. Neue Prozefje und Abberufungen (mie diejenige des angeſe— 
henen Regierungsftatthalter8 Kohler in Burgdorf) dienten dazu, die 
DOppofition weiter zu reizen. Zwar fühlte die Negierung die Nothwen: 
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digfeit, durch einzelne Reformen und partielle Nevifion der Verfaffung 
ben Klagen zu begegnen. Allein Gejeße über Zehnt- und Bodenzins— 
ablöfung und Grumdfteuer-Herabfegung gingen zu wenig weit, erftredten 
fi auf feine allgemeine Finanzausgleihung und kamen zu fpät. In 
Bezug auf die Berfafjungsrevifion wollte man ftreng am Buchftaben der 
bisherigen Verfaſſung fethalten, wonach Abänderungen der Verfaſſung 
auf dem Wege der Gefebgebung durch den Großen Nath ftattzufinden 
hatten, auch eine zweite Berathung, erft nad Verfluß eines Jahres, vor: 
gefchrieben war. Die Volkspartei traute einer folchen einfeitigen und 
bingefchleppten Revilion nicht. Sie behauptete, daß der Fall einer Total- 
revifion in der Verfaſſung nicht vorgefehen fei, und berief fich auf die 
dagegen fanktionirte Bolksfouveränität, wornach es dem Volk freiftehen 
müßte, die Vollmachten an feine Vertreter zurüdzunehmen und die Revi— 
fion einem unmittelbar für diefen Zweck gewählten Verfaflungsrath zu 
übertragen. Was 1831 habe gefchehen dürfen, müſſe auch jet wieder 
gelten; das Volk ſei feither nicht minderen Rechtes geworden. 

Als der Große Rath die Frage über die Art der Reviſion entfcheiden 
follte, fpannte der Volksverein ale Kräfte an, um auf den Entſchluß einzu= 
wirken. Unmittelbar vor dem Zufammentritt der Behörde fanden mehrere 
Bolksverfammlungen — zu Narberg, Gwatt, Unterfeen und Sumiswald — 
ftatt, in denen das Verlangen nach einem Berfafjungsrath geftellt wurde. In 
Aarberg wurde zudem eine allgemeine Volksverſammlung vor den Thoren der 
Hauptftadt in Ausficht geftellt, wenn der Große Rath dem Begehren 
nicht entfpreche. Gleichzeitig mit der geſetzgebenden Behörde tagte in 
Bern auch der weitere Ausſchuß des Volksvereins und erflärte ſich per: 
manent, um nöthigenfall3 die allgemeine Volksverſammlung einzuleiten. 
Im Großen Rathe ftritt man wieder drei Tage lang mit allen parla= 
mentarifhen Waffen. Neuhaus wandte noch einmal die ganze Schärfe 
einer Beredtfamkeit auf, um den ftreng legalen Boden zu behaupten 
und das Ruder nicht aus den Händen zu verlieren. Aber die Mehrheit 
ſchwankte. Zwar wurde noch in erjter Linie mit 112 gegen 99 Stim— 
men Vornahme der Revifion dur den Großen Rath beſchloſſen, aber 
dazu Fam der Zuſatz, daß im Fall der Nichtannahme der revidirten 
Verfaſſung durch das Volk der Revifionsabfchnitt der alten Verfaſſung 
abzuändern und die Aufgabe einem Verfaſſungsrath zu übertragen fei. 
Endlich wurde noch das weitere Sicherheitsventil geöffnet, daß der er: 
gangene Entjcheid des Großen Rathes den Urverfammlungen zur Ge: 
nehmigung oder Vermwerfung vorgelegt werden follte (15. Januar 1846). 

Damit war die Gefahr einer gewaltfamen Umwälzung bejeitigt und 
dem Volkswillen Gelegenheit gegeben, ſich auszufprehen. Auch die Le: 
galen hatten am Ende den ftreng legalen Boden verlafjen, da die Ver: 
fafjung bisher nichts von einem folhen Veto mußte, wie es dem Volke 
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nunmehr eingeräumt wurde. Der VBolfsverein zögerte nicht, zu dieſem 
Veto aufzufordern. Die Wahl einer Revifionsfommifjion von 41 Mit: 
gliedern, worin die Mehrheit ſich auf die radikale Seite neigte, Fonnte 
den Widerfpruch nicht befchwichtigen. Vergebens warf die Mehrheit der 
Regierung — neun Mitglieder mit Neuhaus an der Spitze — ihr per 
ſönliches Gewicht in die Waage, indem fie das Volk in einem Manifeft 
aufforderte, die Reviſion der Verfajlung dem Großen Rathe zu über: 
lafjen, dem fie verfaflungsgemäß zufomme, und vor deri fchweren Folgen 
eines Verfaſſungsbruches warnte, zu welchen fie felbjt nie Hand bieten 
könne. Die Stimme von Neuhaus hatte ihre frühere Zauberfraft ver: 
foren. Mit 26,320 gegen 11,533 Stimmen wurde vom Volk das Veto 
ergriffen und der großräthliche Beihluß verworfen (1. Februar 1846). 
Auch jett wollte Neuhaus jich noch nicht vor dem Verlangen nach einem 
Berfaflungsvath beugen, fondern drang auf mafjenhaften Rüdtritt des 
Großen Rath3 und Neumahl dejielben. Aber die überwiegende Mehr: 
beit des Großen Raths fügte fi) dem deutlih genug Fundgegebenen 
Willen des Volks und defretirte den Verfafjungsrath (12. Febr). 

Auf den Entjcheid folgte ein peinliches Nachipiel. Die radikale 
Partei im Großen Rathe verlangte eine beruhigende Erklärung von 
Seite der Negierungsmehrheit, die jenes Manifeft unterzeichnet Hatte. 
Es fragte fi, ob diefe Mehrheit, nachdem fie vor den fchweren Folgen 
eines Berfafjungsbruches gewarnt Hatte, jet zu der Aufitellung des 
Verfafjungsraths aufrichtig Hand bieten werde. Neuhaus hielt es feiner 
Ehre zumider, eine Erklärung abzugeben, die als Widerruf gelten konnte. 
Die übrigen Mitglieder folgten ihrem leitenden Haupte. Nach ftürmis 
ihen Debatten erklärte der Große Rath einen Antrag erheblich, wornach 
die neun Mitglieder fürmlich aufgefordert werden follten, fih in Frift 
eines Tages beruhigend zu äußern, ob fie zur Vollziehung des Groß: 
vathdefret3 in Bezug auf den Berfaffungsrath Hand bieten mollten. 
Schultheiß Neuhaus erfchien jett perfönlich im Schooße der Behörde, wo 
er eine bittere Anrede an feine Ankläger hielt, ftatt der von ihm ver: 
langten beruhigenden Erklärung aber fich einfach darauf befchränfte, dem 
Großen Rathe zu bemerken: „daß er (der Große Rath) die 9 Regie: 
rungsräthe ja kenne, da er fie gewählt; aus ihrem bisherigen Handeln 
möge er auf ihr künftiges fchliegen.” Die Mehrheit des Gr. Raths 
jtellte fich mit diefer Beruhigung nicht zufrieden, daher die Sache noch— 
mal3 an eine Kommiſſion zur Prüfung überwiefen wurde, melche dem 
Gr. Rathe Bericht erftatten follte. Die Kommiffion trug nun in ihrer 
Mehrheit auf förmliche Abberufung an. Mit rüdjichtslofer Leidenfchaft 
verfochten einzelne radifale Wortführer, wie Ochfenbein, die Klage gegen 
den vor Kurzem noch fo hoch geftandenen und allgefeierten Schultheif. 
Mit 96 gegen 80 Stimmen begnügte fi indeß der Gr. Rath mit einem 
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vermittelnden Antrag von Tillier, wornah das Bedauern über das 
Manifeft der neun Mitglieder ausgeſprochen, im Uebrigen, „im Ver: 
trauen auf die biebere und vaterländifche Gefinnung jener Männer,“ 
feine weitere Maßnahme getroffen wurde (4. März). So entging die 
Regierungsmehrheit der Abberufung, aber ihr Anfehen ſank zu einem 
‚Schatten herab. Die ganze bisherige Stellung von Neuhaus war gez. 
brochen. Immer in einer gewiſſen Abgefchlofjenheit lebend, hatte er ſich 
durch blinde Anhänger über die Stimmung des Volks täuſchen laſſen. 
Er mißtraute den neuen jungen Kräften, die auf den Kampfplatz traten, 
und ſah in der Bewegung nicht ſowohl einen berechtigten Drang nach 
demokratiſcher Weiterentwicklung, als eine anarchiſche Auflöſung der 
Ordnung. Ueberreiztes Selbſtgefühl führte ihn dahin, die Brücke ganz 
abzubrechen. Lange hatte ihn die junge Rechtsſchule geſchont; erſt als 
er ſtarr an einem Syſtem feſthielt, das ſich einer volksthümlichen und 
durchgreifenden Reform widerſetzte, richtete ſie ihre ſcharfen Angriffe 
auf ihn. 

In dem gewählten Verfaſſungsrath hatte die radikale Bewegungs— 
parthei das volle Uebergewicht. Doch ſuchten ſich innerhalb derſelben 
wieder verſchiedene Richtungen geltend zu machen. Die eine, vorzugs— 
weile von Ochjenbein vertreten, ftrebte nach ftärkerer Regierungsgewalt, 
die andere, von Stämpfli, Niggeler u. A. verfochten, zog die demofrati- 
hen Confequenzen fhärfer und verlangte vor Allem rechtliche Garantieen 
gegen Willführ von Oben. Die Oberländer gaben meijt den Ausjchlag 
zu Gunften der letzteren Richtung. So wurde dem Volk für die Wahl 
der Regierungsitatthalter und Gerichtspräjidenten ein Vorſchlagsrecht ein: 
geräumt und bejtimmt, daß fein Beamter oder Angejtellter von feinem 
Amt entjeßt oder entfernt werden könne anders als durch ein richterliches 
Urtheil. Einig war man über die Aufhebung des doppelten Wahlmodus. 
Die Vertretung follte fortan aus lauter unmittelbaren Wahlen hervor: 
gehen. Wahlbeſchränkungen wie der Cenfus fielen weg, das Alter für die 
Wahlfähigkeit wurde herabgeſetzt. Die bisherige Abhängigkeit der gefet- 
gebenden Behörde von der Regierung, wegen der vielen Beamten, die 
im Großen Rathe Plab gefunden hatten, führte zu der Ausſchließung 
aller vom Staat befoldeten oder von einer Staatöbehörde gewählten 
Angeftellten. An die Stelle der bisherigen Partialerneuerung (in jechs 
Yahren) Fam Intregalerneuerung (in vier Jahren). Die Zahl der Mit- 
glieder deö Regierungsraths wurde von 17 auf 9 herabgefebt und für 
das jchleppende Kollegialfyftem das Fräftigere Direktorialſyſtem einge: 
führt. Im Gerichtsweſen wurden Deffentlichkeit und Münbdlichfeit ala 
Grundſätze aufgeftellt und für Kriminalfälle wie für Preß- "und politifche 
Vergehen, nach dem Beijpiel von Waadt, Gefhwornengerichte eingeführt, 
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Bor einem Veto des Volks ſcheute man fich noch.*) Dagegen erhielt das Volt 
ein Abberufungsrecht gegenüber der Vertretung. Auch konnten demfels 
ben durch Geſetz Gegenftände zur Entfheidung vorgelegt werden. Re: 
vifion der Verfaflung ſowie die Art der Vornahme follten von einer 
Vollsabjtimmung abhängen und eine folche Abjtimmung von 8000 Bür— 
gern verlangt werden dürfen. 

Am tiefften griff die allgemeine Finanzausgleichung ein, die grund: 
ſätzlich ſchon in der Verfaſſung gelöst wurde. Auf diefem materiellen 
Boden fuchte fich eine reaktionäre Bewegung geltend zu machen. Die 
Burgergemeinden geriethen in Angft über ihre Burgergüter, für welche 
fie in dem erſten Entwurf feine hinreichenden Garantien fanden. Aus: 
geihoffene von 151 Gemeinden tagten in Bern und nahmen eine drohende 
Haliung an. Die VBerfammlung, von der Eonfervativen Oppofition ges 
jtachelt, befchloß Niederfegung eines permanenten Komite’s, um den Gang 
der Berathungen des Verfafjungsraths zu überwachen und nad Um: 
ftänden weitere Mafregeln zu treffen. Der Verfafjungsrath wollte diefe 
feindfelige Ueberwahung nicht dulden. Auch Neuhaus drang darauf, 
das Anfehen mit allem Nahdrud zu wahren und die Situngen zu ſus— 
pendiren, bis der Ausſchuß aufgelöst fei. Dies wurde beſchloſſen und 
die Regierung zögerte nicht, Hand zu bieten. Bor der Auflöfung ver: 
nichtete der Ausſchuß Elüglih das Protokoll der Verfammlung. Die 
Burgerbewegung erreichte nur fo viel, daß die gewünjchte Garantie be: 
ſtimmter ausgeſprochen und ein tieferer Schnitt in das faule Korpora: 
tionswefen verhütet wurde ; im Uebrigen konnte fie die Reformen nicht 
vereiteln. 

Doh wurde die ganze Löſung der materiellen Fragen zu einer 
ſchweren Geburt. Faſt jedem Landestheil mußte etwas gegeben und allen 
wieder, zur Dedung des. Defizits, eine neue direfte Steuer auferlegt 
werden. Die Verhandlungen nahmen den Charakter eines Marktes an. 
Aber ohne Ausgleihung der verfchiedenen Intereſſen war die Reform 
nicht möglid. Die Einbußen des Staats an Vermögen und Einkünften 
wurden um jo größer, je länger man mit den DVerbefjerungen gewartet 
hatte. Der Loskaufspreis für die Zehnten: und Bodenzinfe wurde blos 
auf den 7fachen reſp. 10fachen Jahresertrag gefegt. Dem Staate fielen 
nicht nur Entfhädigungen für die Privatinhaber, fondern auch verhält: 
nigmäßige Rüderftattungen für die früher abgelösten Gefälle zur Laft. 
Im Armenweſen wurde die gefegliche Pflicht der Gemeinden aufgehoben 
und die freiwillige Armenunterftügung angebahnt. Der Staat follte 


*) Der Antrag auf Einführung eines Veto's, am bevebteften von Fürſprech 
Stämpfli und Dr. Schneider vertheidigt, wurde im Verfaſſungsrath mit 84 gegen 
39 Stimmen verworfen. 
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mit Zuſchüſſen bis zu 400,000 Franken zu Hülfe kommen. Im Wei: 
teren wurde die Gründung einer Hypotheken- und Schuldentilgungsfafie 
vorgejchrieben und hierbei das verfchuldete Oberland begünftigt. Der beim 
Armen: und Zehntweſen nicht betheiligte Jura ging leer aus, erhielt 
aber dafür feine Gefeßgebung und befondere Verwaltung im Armenmwefen 
ſowie fein Grundfteuer-Syftem, kurz eine erceptionelle Stellung zum 
Nachtheil für die Einheit des Staats, grundfäglich garantirt. So einig: 
ten jich die verfchiedenen materiellen Intereſſen nad langwierigem Mark: 
ten. Schließlih wurde die Revifion einer Reihe von Geſetzen vorge: 
ſchrieben, namentlich in Bezug auf das mangelhafte Prozeßweſen. 

Das Bolf nahm den ganzen Berfafjungsentwurf mit der großen 
Mehrheit von 35,063 gegen 1280 Stimmen an (31. Juli 1846). 
Freudenfeuer von allen Höhen verfündeten das Ergebniß. Mit der Fin: 
führung der Verfaffung unterlagen alle öffentlihen Stellen der Wieder: 
befeßung. Das neue Syftem fonnte ſich damit in entfchieden demokra— 
tiicher Richtung fefter begründen, aber das Partheiinterefje machte fich 
über Gebühr geltend und nicht überall wurden die geeigneten Kräfte für 
die Beamtungen gewählt. An die Spibe der neuen Regierung fam als 
Regierungspräjident (nicht mehr Schultheiß) und — als die vorörtliche 
Leitung auf Bern überging — bald aud ala Bunbdespräfident, der bis- 
herige Dbergerichtspräfident Funk von Nidau, ein Mann ohne befon= 
der hervorragende Befähigung, durch Fluges Benutzen der Umftände 
raſch zu den höchſten Ehrenftellen emporgetragen. Die beiden Haupt: 
führer der Bewegung, Ochſenbein und Stänpfli, wurden auch die 
leitenden Köpfe in der neuen Dermaltung. Auch der früher gewaltthätig 
abberufene Stockmar fam durch feine Thätigfeit bei der Verfaſſungs— 
revijion, al3 Vertrauensmann des Jura und tüchtige abminiftrative Kraft, 
obwohl anfangs feiner früheren jeparatiftiihen Tendenzen wegen nicht 
ohne Mißtrauen angejehen, wieder zu Ehren und gelangte in die Re— 
gierung. Schultheiß Neuhaus mußte vom Ruder abtreten. Obgleich 
diefer die öffentlihe Gunft in fo rafhem Wandel verloren hatte, beglei= 
tete ihm doch der Ruf eines edlen männlichen Charakters in die Zurüd- 
gezogenheit. Don den bisherigen StaatSmännern der Regeneration war 
er die imponirendfte Perfönlichkeit. In ihm hatte der Berner Stolz eine 
Zeit lang den volliten Ausdrud gefunden; die Verlegung diejes Stolzes 
durch die übel berechneten Maßregeln nach dem Freifchaarenzug, fowie 
der ftarre Widerftand gegen eine nothwendig gewordene durchgreifende 
Reform braten ihn zum Fall. Der thatkräftige Geift, der dem Frei— 
ſchagrenzug zum Grunde lag, war von Neuem durchgedrungen. Bern 
fonnte die Aufgabe, der Schild und Hort der freigefinnten Schweiz zu 
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fein, wieder in vollem Mafe erfüllen. Die glücklich durchgeführte Be— 
megung mußte auch in anderen Kantonen zum Sporn dienen. 

Eine der eriten Maßregeln der neuen Regierung — die Deffent: 
lichkeit ihrer Situngen befhlog — mar die Rüdnahme des Wegwei— 
ſungsdekrets gegen Profeffor Wilhelm Snell. , Gerichtlicher Sprud 
entſchädigte den Abberufenen und ficherte ihm Tebenslänglich feine frühere 
Befoldung. Nicht lange darauf wurde er auch in feine Lehrftelle wieder 
eingefeßt. Im Weiteren wurde allgemeine Amneftie ertheilt, auch das 
für die Theilnehmer am Freiſchaarenzuge entrichtete Löſegeld nachaelaffen. 
Mit vaftlofer Thätigkeit arbeitete die Regierung an Durhführung der 
inneren Reformen. Die jchmwierige Aufgabe Fonnte nicht überall zu 
gleicher Zufriedenheit gelöst werden. Die großen Opfer, die der Staat 
zu tragen hatte, wurden tief empfunden. Die neue direfte Steuer 
ſchnitt in das Fleifch der Vermöglichen, die bisher zu den öffentlichen 
Laſten wenig beigetragen hatten. Leidenfchaftliche Oppofition der zurüd- 
gedrängten Parthei legte mannigfahe Hinderniffe in den Weg. Die 
Theurung, die in Folge der Kartoffeltranfheit eintrat, bereitete Verlegen: 
heiten. Die ärmeren Klajjen drängten auf Verkehrs- und Marftbeichrän- 
kungen. ine aufrühreriihe Demonftration in der Stadt Bern (fog. 
Aepfelfrawal im Oktober 1846) mußte mit militärifhem Apparat ge- 
dämpft werden. Die Regierung hielt indeß an dem Grundſatz der 
Handels: und Verkehrsfreiheit feit. 

Ernftliher wurde die neue Ordnung der Dinge etwas fpäter dur 
das Geſchrei der Religionsgefahr bedroht. Die Regierung berief an die 
Berner Hochſchule als auferordentliden Profeffor der neuteftamentlichen 
Eregefe einen Tübinger Docenten, Dr. Zeller, der ähnlih wie Dr. 
Strauß einer freieren fritifchen Richtung angehörte. Auch gegen diefen 
erhob jih der Ruf, daß er Gott und die IUniterhlichfeit Täugne, das 
Chriſtenthum und allen Glauben untergrabe. Die Orthodorie ging mit 
der pietiftifhen Richtung Hand in Hand, um den willenichaftlicden For— 
[cher zu verketzern, obaleich die Berufung ſchon im frühern Erziehungs: 
Departement von qut firhlicher Seiteempfohlen war. Die erfte Loſung gab 
der Helfer Baggefen, Präfident der Synode, der ohne Auftrag der leß- 
tern jich gedrängt fühlte, beim Negierungsrath Verwahrung einzulegen. 
Andere Geiſtliche forderten in Predigten oder Flugſchriften die Gläubi— 
gen unverblümt auf, ſich gegen die Berufung aufzulehnen oder — wie 
der fromme Ausdruck eines Pfarrer3? war — „ein Feuer anzuzünden 
Gott weiß wie weit es brennt.” Aber auf dem protejtantifchen Boden 
ließ fich die „schöne Bewegung“ nach dem Vorgang von Zürich nicht fo 
leicht wieder erneuern. Der 6..Sceptember hatte zu deutlich gelehrt, 
welches Spiel mit diefen veligiöfen Schredbildern getrieben wurde. Auch 
in Bern ftanden reactionäre Gelüfte hinter dem Gefchrei der Verketze— 
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rung. Die Regierung fchritt gegen einige Geiftlihe mit Suspenfion 
und Uebermweifung an die Gerichte ein. Die in Umlauf gefetten Peti— 
tionen, die verlangten, daß die Berufung kaſſirt oder Zeller fonft fern 
gehalten werde, fanden feinen folhen Anklang (gegen 3000 Unterfehrif: 
ten), daß fie einfchüchtern konnten. Die theologiihe Fakultät fprach fich 
nicht beftimmt zu Ungunften der Berufung aus. Der Gr. Rath berieth 
(am 24. März 1847) über das Begehren in vierzehnftündiger ununter: 
brochener Situng. Die Kompetenz der Regierung zu der Berufung 
fonnte nicht beftritten werden. In dem Kern der Frage ftanden fich 
bier wie in Zürich freie Prüfung und religiöfer Fortfchritt auf der einen 
und kirchlicher Stillſtand und ftarres Fefthalten am Buchftaben auf der 
andern Seite gegenüber, Die Behörde trat auf den Vorichlag nicht ein, 
über die Chriftlichkeit des Berufenen drei deutfche theologiiche Fakultäten 
unterfuchen und in einem Gutachten ihr Urtheil ausfprehen zu laſſen. 
Mit überwiegender Mehrheit wurde über die Petitionen zur QTagesord: 
nung geſchritten. Wergebens bot Blöſch die ganze Kunft feiner Beredt: 
famfeit auf, um die geiftliche Inquifition genehm zu machen.*) Damit 
hatte die Religionsgefahr ein Ende. Der angefeindete Theologe kam 
und lehrte, ohne weiteren Anftoß zu erregen. Nur die Geiftlichkeit be- 
hielt einen tiefen Grol gegen die radifale Ordnung. 


Entwicklung. des Honderbunds. 


Wir haben gefehen, wie bereit3 im Jahr 1843, zu einer Zeit, wo 
Luzern noch feinen Angriff zu fürchten hatte, der Grund zu einer Sepa— 
ratverbindung der ſechs Orte Luzern, Schwyz, Uri, Unterwalden, 
Zug-und Freiburg aelegt wurde, Die Verbindung gab fi den Schein 
eines bloßen Schugverhältniffes, um Fonfefjionelle Nechte zu wahren. 
Aber von vorneherein trug fie auch einen aggreijiven Charakter. Es 
handelte ſich mwefentlih darum, einen in der Klöfterfrage ergangenen 
rechtmäßigen Bundesbefhluß wieder umzuſtoßen und nicht ruhen zu laſſen, 
was aus Abjhied und Tractanden gefallen war. Die Konferenzitände 
erflärten fi allein als die bundestreuen Glieder und ftempelten jede 
andere Auslegung des Bundesvertrags, als ihnen gefiel, zum Bundes: 
brud. Zwar ließ man- die Drohung einer förmlichen Trennung von 
der Eidgenoſſenſchaft, wie fie fi in den erften Konferenzbeſchlüſſen fand, 
nachher fallen, aber durch die Einleitung gemeinfamer militärifher Maß: 
regeln feßte man fich der liberalen Schweiz gegenüber in kriegeriſche Po— 


*) Siehe die dentwürdige Diskuſſion in einem beſonderen Abdrud der Ber: 
handlungen. Bern bei 3. A. Weingart, 1847. 
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jition. Dur die bald darauf in dem vorörtlichen Kanton betriebene 
Sefuiterberufung wurde die öffentlihe Meinung weiter Herausgefordert. 
Die Luzerner Regierung felbft jah die ſchweren Folgen diefer Berufung 
voraus und warnte im Anfang entjchieden vor derfelben. Auch die fons 
jervativften Staatsmänner konnten es nicht verhehlen, welche unheilvolle 
Spaltung durch einen folhen Schritt hervorgerufen werden müſſe. Aber 
das fanatifche Drängen der Jeſuitenparthei befeitigte den Widerftand und 
alle Warnungen wurden in den Wind geihlagen. Die felbft vorausge- 
jehenen Folgen blieben nicht aus. In allen Gauen der Schweiz gerieth 
man in Alarm, Die Yiberalen Luzern’3 wurden zu einer unglüdlichen 
Erhebung getrieben. Das nun folgende Schredensregiment vief einen 
unerträglichen Zuftand hervor. Der dringende Ruf um Amneftie ver: 
hallte. Es kam ein zweiter Freiſchaarenzug, als die Tagſatzung nichts 
zur Beruhigung der Gemüther that. Als Sieger betrieb man in Ruzern 
das Syſtem nur um fo eifriger, da8 der liberalsfatholifchen und prote- 
ftantifchen Schweiz einen feſt gegliederten ultramontanen Bund entgegen: 
ftellen follte und alle eidgenöſſiſche Gemeinfhaft wie konfeſſionelle Zu: 
fammengehörigfeit zu zerftören drohte, Die Furcht vor neuen Angriffen 
mußte den Vorwand dazu geben, die Separatverbindung immer feiter 
zu knüpfen und eine vereinte Kriegsmacht zu bilden, um fich ebenfomohl 
Bundesbeſchlüſſen als Freifhaarenzügen zu widerfeßen. Don den Sons 
ferenzitänden hatten einzelne, wie Zug und Nidwalden, anfangs nod 
dringend vor der Abfonderung gewarnt. Aber die fanatifhen Einwir— 
fungen trieben die Räthe immer weiter. Nach der blutigen Gegenrevo- 
Yution in Wallis wurde auch diefer Kanton in den Kreiß gezogen. Die 
Niederlage der Freiſchaaren erhöhte den trogigen Muth der kleinen Kantone, 


So bildete fi die Eeparatverbindung immer fhärfer aus. Nach 
wiederholten Konferenzen Fam endlich im Dezember 1845 ein fürmli- 
her Vertrag zu Stande,*) worin die fieben Orte fich gegenfeitig ver: 
pflichteten: „So wie einer oder mehrere aus ihnen angegriffen werden, 
zur Wahrung ihrer Souveränitäts- und Territorialrechte, den Angriff ges 
mäß dem Bundesvertrag von 1815, fo wie gemäß den alten Bünden 
gemeinſchaftlich mit allen zu Gebote ftehenden Mitteln abzumeifen.” 
Die Kantone jollten fich über die zweckmäßige Weije, fi gegenfeitig in 
Kenntniß von allen Vorfällen zu erhalten, verftändigen. So mie ein 
Kanton von einem bevorftehenden oder erfolgten Angriff fihere Kunde 
erhalte, fet er bereit al8 bundesgemäß aufgemahnt anzujchen und ver- 
pflichtet, die nach Umftänden erforderliche waffenfähige Mannſchaft auf: 


*) Der erfte Entwurf zu biefem Vertrag wurde bereits im Juli und Auguft 
1845 unter ben Gelandten ber fieben Stände an der ordentlichen Tagjagung in 
Zürich berathen. Der definitive Vertrag kam in Konferenzen’ zu Luzern zu Stande, 
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'zubieten, ohne geradezu die offizielle Mahnung des betreffenden Kantons 
abzuwarten. in Kriegsrath mit den ihm ertheilten Vollmachten follte 
im Falle der Noth alle zur DVertheidigung der betreffenden Kantone er: 
forderlihen Maßregeln treffen. Wo die Gefahr nicht jo dringender Na: 
tur ſei, habe er fich mit den Regierungen diefer Kantone in Rückſprache 
zu fegen. Bugleich mit dem Vertrage wurde eine Drganijation der 
Streitkräfte feſtgeſtellt, wodurch fich die fieben Kantone in vollftändige 
Kriegsbereitfchaft festen. Nur Wallis behielt fich Hierbei vor, für fein 
Gebiet nicht von der gemeinfamen Kriegsleitung abhängig zu fein. 
Der ganze Vertrag wurde im Geheimen betrieben und kam nicht 
fofort zur öffentlichen Kenntnif. Zum Abſchluß dejjelben ſtützte ſich die 
Regierung von Luzern einzig auf die ihr vom Gr. Rath ertheilten all- 
gemeinen Vollmachten. Entgegen ausdrüdlichen Beftimmungen der Ber: 
fafjung ward er der gejeßgebenden Behörde nicht zur Genehmigung vor: 
gelegt und damit auch dem Veto des Volks entzogen. Eben jo wenig 
erhielten die Landsgemeinden in den Urfantonen Gelegenheit, ihre Zu: 
ftimmung zu geben. Obgleich das VBolf durch alle Mittel geiftlicher Agi— 
tation, durch fortwährende Wallfahrten, Miffionen ꝛc. aufgehett und das 
politifche Bemwußtfein betäubt wurde, fo fcheuten fich die Regierungen doch, 
offen vor dafjelbe zu treten. So war das Separalbündniß von vorne: 
herein nicht ſowol ein Bund der Bürger, als der Herren. Nur in Zug 
und Freiburg konnte man e3 der oberen Behörde nicht ganz entziehen. 
Die Verhandlungen im Zuger Landrath, wo man faft allen Widerfpruch 
zu beſchwichtigen wußte, blieben auffallender Weife unbeachtet. Im Großen 
Rath von Freiburg erhob fich dagegen eine laute Oppofition. In einer 
gründlichen Rede zeichnete namentlich Dr. Buffard die ganze Bundeswid: 
rigfeit und Verderblichkeit eines ſolchen Sonderbunds, der die Eidgenoſſen— 
ſchaft zu zerreißen drohe und den Kanton Freiburg in die gefährlichite Lage 
verfete. Zugleich mit 23 Meinungsgenofjen legte er am Schluß eine Er: 
Märung in's Protokoll nieder, worin der fogenannte Schußvertrag aus: 
führlich verurtheilt und mit den Worten gefchlofjen wurde: „Treu dem 
Eide, der und gegenüber dem jchweiz. Vaterland und unjerem Kanton 
verbindet, werben wir feinen Theil an der Berathung nehmen und über: 
laſſen die VBerantwortlichfeit für das Vorgefhlagene Denen, die es treffen 
mag." Die neun protejtantifchen Mitglieber des Bezirks Murten gaben 
eine ähnliche Verwahrung ab und zogen fi aus der Großrathsverſamm— 
lung zurüd. Endlich ftanden aud noch von fonfervativer Seite eilf fa: 
tholifhe Deputirte als Gegner des Bündnifjes auf, an der Spike der 
Schultheiß Deglife. So erhielt der Vorſchlag der Regierung gegenüber 
den Verwerfenden und Proteftirenden nur die ſchwache Mehrheit von 3 
Stimmen (47 gegen 44). In Murten ruhte man auch nah dem Ent: 
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fcheid nicht. Abgeordnete gefammter Gemeinden des Bezirks verfammel- 
ten ſich und reichten eine Beichwerdeichrift an die Regierung ein, worin 
abermalige Zufammenberufung des Gr. Raths zur beförberlichen Jurüd: 
nahme des Beichlufies verlangt wurde. Der Staatsrath wies das Ver: 
langen zurüd und fuchte durch eine Proflamation zu beſchwichtigen. Aber 
die Murtener thaten einen weiteren Schritt und wandten ſich mit einer 
Denkſchrift an die Tagſatzung, worin fie diefe um Aufhebung des groß: 
räthlihen Beſchluſſes angingen. 

Die Verhandlungen im Freiburger Gr. Rath machten den Wort: 
(aut des Vertrags näher befannt. Sofort ſchrieb der Vorort Zürich an 
Luzern und verlangte offizielle Mittheilung des vollftändigen Inhalts 
der Uebereinfunft, indem er von vorneherein feine Anfiht dahin aus- 
ſprach, daß, im alle der veröffentlichte Tert genau fei, durch die Ueber: 
einkunft die Rechte des Bundes gefährdet würden und der Vorort ſich 
deßhalb verpflichtet fehe, diefe Nechte zum Voraus zu verwahren. Bu: 
gleih gab der Vorort allen Ständen von diefem Schritte Kenntniß und 
[ud fie zur Initruktionsertheilung ein. Luzern verwahrte fich gegen bie 
vorgefakte Meinung des Vororts, theilte jedoch eine Abſchrift des ver: 
langten Aftenjtüdes mit. 

Die Frage fam nun vor die Tagfatung. Bundesrehtlih mußte 
eö ſich weſentlich um die Bedeutung und Auslegung des Artikels VI in 
der Bundesurfunde handeln, worin es hieß: „Es fol unter den einzel: 
nen Kantonen Feine dem allgemeinen Bund oder den Rechten anderer Kan: 
tone nachtheiligen Verbindungen geichloffen werden.” Die Vertreter der 
Separatverbindung behaupteten immer, daß Diele fih vom Bundesver— 
trag nicht entferne und die Ruhe und Ordnung in der Eidgenoſſenſchaft 
nirgends gefährde. Der Vertrag fei einzig zur Abwehr ungerechter 
Angriffe geichloiien. Nah dem Bundesvertrage jtehe es jedem Kan 
ton frei, einen anderen Kanton zur Hülfe zu mahnen und diefer fei ver: 
verpflichtet, die Hilfe zu leiften. Wie e8 in einem ſolchen Falle mit der 
Kriegsleitung und dem Truppenfommando gehalten werden folle, fei in 
der Bundesurfunde unbeftimmt gelafien. Die Berabredungen hätten nur 
deP Zwed, das Fehlende zu ergänzen. Das Gebot der Selbfterhaltung 
habe namentlich Luzern zu dem Bündniß geführt. Gegenüber den frei: 
ſchaaren habe Luzern nur an feinen Mitverbündeten eine Stütze finden 
fünnen. Der Schub vor Ähnlichen Ueberfällen fei auch ferner nöthig, 
da mehrere Kantone noch immer Feine Geſetze gegen die Freiſchaaren er: 
lafien hätten. Den Rechten anderer Kantone wolle die Uebereinkunft 
nicht zu nahe treten. Ferne fei der Gedanke einer feindlichen fatholifchen 
Verbindung gegen die proteftantifchen Miteidgenofien. Nur vor Ein: 
griffen in die eigene Konfeffion fuche man fich zu wehren. Endlich be- 
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rief man fih auch auf dad Siebenerconcordat, gegen welches die Eidge- 
noſſenſchaft nie etwas einzuwenden gehabt Habe. 

Dagegen wurde vorgehalten, da die Separatverbindung von vorne- 
herein über den Bundesvertrag hinausgehe, indem fie fich auch auf die 
„alten Bünde“ ftüße, worunter namentlich der unheilvolle Borromeifche 
Bund gemeint fein könne. Durch die gegenfeitige Gemährleiftung der 
Souveränität3- und Territorialrechte maßten fich die jieben Stände etwas 
an, was nur dem gefammten Bunde zuftehe.. Dem Bundesvertrage zu: 
wider könne fich ein Kanton, auch ohne daß er um Hülfe gemahnt fei, 
bewaffnet in die Angelegenheiten des anderen miſchen. Sei einer der 
fieben Drte bedroht, fo wende er fich an den Sonderbund, nicht an die 
Eidgenoſſenſchaft und wolle lettere, um Ruhe und Ordnung im Bunde 
aufrechtzuhalten, eidgenöffifche Truppen aufbieten, fo fei Gefahr, daß die 
beiden Bünde an einander gerathen. In dem Vertrage fei feine Be: 
ftimmung enthalten, welche das Anfehen des gemeinfamen Bundes wahre. 
Die Abfonderung unterhalte einen fortwährenden Riß in der Eidgenof: 
ſenſchaft und ftelle eine Fatholifche Schweiz der proteftantifchen gegenüber. 
Die militärifhe DOrganifation fei fo eingerichtet, daß fie eben fo gut zum 
Angriff als zum bloßen Schuß dienen könne. Der Kriegsrath habe unter 
Umftänden eine unbejchränfte Vollmacht und brauche fih an feine Bun: 
desporjchrift zu binden. Mit dem Giebenerfonfordat könne die Ueber: 
einkunft nicht auf eine Linie geftellt werden. rfteres habe nur den 
Bund in Bezug auf den dunkel gelaffenen Umfang der Garantie der 
Verfafjungen weiter zu entwideln gefucht, ohne irgend eine Beftimmung 
des Bundesvertrags aufzuheben. Ausdrücklich feien alle bundesgemäßen 
Rechte und Pflichten, ſowohl gegenüber der Eidgenofjenfchaft als gegen: 
über den einzelnen Ständen, vorbehalten gewejen. Jedem Kanton habe 
der Beitritt zum Konfordat freigeftanden, während der Sonderbund eine 
abgeichloffene Lique fei. 

Entjcheidend für die Beurtheilung mußte fein, daß das Geparat- 
bündnig fih auf unzweideutige Weife gegen die Bundesautorität richtete. 
Auch die Vertreter defjelben machten fein Hehl daraus, daß der Wider: 
ftand nöthigenfall3 auch den fogenannten unbefugten Bundesbeſchlüſſen 
gelte. Zu diefen unbefugten Bundesbeſchlüſſen follte Alles gehören, was 
dem vermeintlichen Necht der fieben Stände widerfprehe. ine Minder: 
heit von Kantonen maßte ſich fomit die einzige legitime Auslegung des 
Bundesvertrags an und wollte jich der Mehrheit der Bundesbehörbe bewaff: 
net gegenüber ftellen, wenn diefe den Bundesvertrag anders verftand und 
darnad Verfügungen traf. Hierin lag die volljtändigfte Bundesanardie. 
Entweder mußte die Eidgenofjenichaft den Sonderbund brechen oder die: 
er unterwarf fih die Eidgenoflenichaft. 

Die ordentlihe Tagfagung, die fih im Sommer 1846 zu Züri 
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(an deſſen Spite um diefe Zeit Bürgermeifter Zehnder ftand) verfam- 
melte, bot da3 Bild der gereizten Stimmung, wie fie in der ganzen 
Eidgenofjenfchaft herrſchte. In allen brennenden Fragen plabten die 
Meinungen leidenjchaftlich aufeinander. Bei mehr als einem Anlaß fie: 
len perfönliche Invectiven. Miederholt mußte das Präfidium zur Ord— 
nung mahnen. Die Vertreter des Sonderbunds führten die troßigfte 
und übermüthigfte Sprache. Der Hohn des ehemaligen Sarnergenerals 
Abyberg gegen den, als zweiter Gefandter Bern’s, in die Tagſatzung 
eingetretenen Oberanführer des lebten Freiſchaarenzugs hatte ſelbſt eine 
Herausforderung zur Folge, die indeß auf fich beruhen blieb. Allen 
Anforderungen des Bundes wurde die Auferfte Kantonalfouveränität 
entgegengeftellt. Beharrlich wies Luzern jedes Anfinnen auf eine Amne— 
ſtie zurück. Bon Neuem zogen die Sonderftände gegen den in der Klö- 
fterfrage ergangenen Beichluß zu Felde. Aber die Sache blieb aus Ab- 
Hied und Tractanden. Dagegen konnte die Tagſatzung jo wenig in der 
Sonderbundsfrage wie in der Jeſuiten- und Amneftiefrage zu einem 
Entfcheid fommen. Erft 10% Stände jchaarten fi um den Antrag 
von Zürich: das Separatbündnig als mit den Beftimmungen des Bun 
desvertrags unverträglih und demgemäß als aufgelöst zu erflären; fer= 
ner die betreffenden Kantone für die Beachtung des Beichluffes verant: 
wortlich zu machen und fich auf den Fall der Zumwiderhandlung die er: 
forderlihen Mafinahmen vorzubehalten. Luzern erklärte zu Protokoll, 
daß e3 unter allen Umftänden an den Konferenzbefhlüffen auf fo lange 
feithalten werde, „als die völkerrechts- und bundeswidrigen Beitrebungen 
gegen die Souveränität und das Gebiet der fieben Stände und jeines 
Standes insbefondere fortdauern werden.” Kein Zweifel blieb darüber, 
daß der Sonderbund fich mit der Sefuitenpropaganda identifizirte. Zug 
namentlich erflärte offen, daß die fieben Stände ihre Berbindung nicht 
aufgeben würden, fo lange noch ernftlich von der Austreibung der Jeſui— 
ten gejprochen werde. 

Der endliche Ausfchlag in der Lebensfrage hing vorzugsweiſe von 
der Haltugg von Genf und St. Gallen ab. Erfteres wollte nichts 
Ernftliches gegen die römifche Ligue vorfehren, doch behielt ſich die Ge— 
ſandtſchaft das Protokoll offen. An St. Gallen fonnte die oberjte Kan: 
tonalbehörde bis jetzt zu Feiner beftimmten Anftruftion kommen, da jid) 
die Partheien die Waage hielten und beharrlih 75 gegen 75 Stimmen 
ftanden. Alle Verhandlungen der Tagfatung hatten fein anderes Re— 
fultat, als daß die mit Freifchaarengefegen noch zurüdgebliebenen Kan: 
tone eingeladen wurden, den Forderungen der Tagſatzung Genüge zu 
thun, und der Vorort die Weifung erhielt, die Angelegenheit zu über: 
wachen. Damit follte die Zerrifjenheit in der Eidgenoſſenſchaft geheilt 
werden, Statt fich zu vertagen, wie Bern darauf drang, löste die or: 
bentlihe Tagſatzung fih auf. 
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Ammälzung in Genf. 

Die Umgeftaltung, melde in Genf im Jahre 1841 eintrat, ließ 
einen tiefen Widerſpruch zurüd. Die damalige Verfaflungsrevifion 
fonnte nach Feiner Seite ganz befriedigen. Das Staatsruder fam wieder 
in die Hände der altgefinnten Parthei, welche genen die vorangegangent 
Bewegung auf's Feindfeligite geftimmt war. Die jungen Konfervativen 
zeigten fich viel fchroffer ala die früheren Nriftofraten. Alle nur irgend 
demofratifhen Elemente wurden von ber Verwaltung ausgefchlofien und 
dieje in einer einjeitigen Richtung beftellt, die noch ausfchlieklicher wurde, 
al3 die gemäßigtjten und verdienſtvollſten Mitglieder, wie Rigaud-Con— 
ftant, aus der Regierung austraten. Die Ideen des alten Genf rea- 
girten beftändig gegen den Drang nah neuer Entwidlung. Bon Oben 
fiel der bitterfte Grimm auf den ganzen Ursprung der beftehenden Ord— 
nung, oder die fogenannte Emeute vom 22. November. Die aufftrebende 
Demofratie lag wie unter dem Bann der von Angft vor anardhifchen 
und communiftijchen Beftrebungen erfüllten Bourgeoifte. Der wieder 
überwiegende enge Galvinismus verlette die Fatholifche Bevölkerung. 
Alle Intelligenz und überlegene Bildung fonnten dem verbifjfenen fon: 
fervativen Syſtem feinen moralifhen Halt gewähren. Unter diefen Um: 
ftänden war an feinen gebeihlichen Zuftand zu denten. Die Spannung 
dauerte fort, nicht bloß unter politiihen Bartheien, fondern unter ganzen 
Klaſſen der Gefellihaft. So viele neu einftrömende Elemente halfen an 
dem alten Genf rütteln. 

Schon im Anfang des Jahres 1843 kam es wieder zu einem ernit: 
lichen Conflikt. Bei der Verfafiungsänderung war das Verlangen nad 
einer eigenen Munizipalbehörde für die Stadt eines der dringendften 
gemefen. Das organiiche Geſetz über diefe neue Gemeindeordnung ver- 
anlafte die lebhafteften Verhandlungen. Die leivenfchaftlihe Aufregung 
ging aus dem Grofrathsfaal auf die Straße über. Bei der dritten 
‚Berathung, wo man dem Ergebniß von radifaler Seite nicht traute, ſam— 
melte fich eine unruhige Bollsmenge um dad Rathhaus. Als fih auf der 
Zuhörertribüne Gefchrei erhob, ließ der Grofrathspräfident digſe räumen. 
Rolfshaufen, die fi wieder hinaufdrängen wollten, wurden von den 
Bajonnetten der Gensdarmen zurüdgetrieben. Da tönte plößlich der Ruf 
zu den Waffen. Das ganze Quartier St. Gervais geriet in vollen 
Aufruhr. Beim Vordringen in andere Theile der Stadt kam es zu ein= 
zelnen Kämpfen mit den aufgebotenen Milizen, wobei die Aufftändifchen 
mehrere Todte und Verwundete hatten. Die Erhebung war improvifirt, 
ohne Plan und Führung. Die öffentliche Macht Fonnte fich fcheinbar 
behaupten. Nichtsbeftomeniger mußte fich die Regierung in Unterhand— 
lungen einlaffen. Das Quartier St. Gervaiß legte die Waffen nieder, 
aber unter der Bedingung einer vollen Amneſtie. Die Gewähr diefer 
Amneftie war mehr ein abgenöthigter Vergleich, als ein freiwilliger 
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Gnadenakt. Das Anfehen der Regierung ging nur geſchwächt aus dem 
Conflikt hervor. 

In den nächſten Jahren fehlte es nicht an fortwährendem neuem 
Zündftoff. Die von der früheren Regieruyg in der Klöfterfrage gemachte 
Erfahrung ging verloren. Das fonjervative Syftem fuhr fort, der kirch— 
lich:politiihen Reaction in der Schweiz Vorfhub zu leiften und das 
freiere proteftantifche Bewußtſein zu verlegen. Scheinbar mißbilligte man 
zwar die Berufung der Jeſuiten an den vorörtlihen Kanton, aber ernft: 
lich wollte man zu feinen Schritten gegen dieſelbe Hand bieten, indem 
man immer die jtrengfte Kantonalfouveränität vorſchützte. Vergeben 
drang man an der Tagſatzung — vor dem verhängnikvollen Freifchaa- 
renzug — in die Genfer Gefandtfchaft, daß fie mwenigitens zu einer 
freundeidgenöfliichen dringenden Einladung an Luzern, auf die Berufung 
der Nefuiten zu verzichten und allgemeine Ammeftie zu ertheilen, Hand 
bieten möge. Unterdei; diente die Ummwälzung in Waadt dazu, auch die 
Gemüther in Genf weiter aufzuregen. Die Sonderbundsfrage führte 
endlich zu einer- neuen Krifis. Auch in diefer Frage juchte man eine 
zweideutige Zwifchenftellung zu behaupten. An der Tagjakung, wo be: 
reits 10° Stände für die Auflöfung des Sonderbunds ftimmten, behielt 
jih die Gefandifhaft von Genf noch das Protofoll offen. Die Regie: 
rung berief hierauf den Großen Rath auferordentlicher Weile zufanımen 
und ſchlug eine Anftruftion vor, nah welcher Genf dem Antrag auf 
Auflöfung des Sonderbunds nicht beitreten, dagegen eine außerordentliche 
Tagfatung verlangen und darauf dringen follte: durch feierlichen Beſchluß 
ſämmtlichen Ständen die Einhaltung des Yandfriedens einzufhärfen und 
die Kantone für Störung defjelben verantwortlich zu maden, dem Vor: 
orte eidgenöflifche Nepräjentanten beizugeben und erjt nad diefen Map; 
nahmen jowohl das Garantiefonfordat von 1832, als das Sonderbünd: 
niß von 1846 als aufgelöst zu erflären. Ueber diefen Vorſchlag äußerte 
fich fofort der lautefte Unwille in der ganzen radikal gefinnten Schweiz. 
Der Repräfentantenrath zielte auf die Bevormundung und Demüthigung 
Berns, das mit dem Wechfel des Jahres Vorort wurde. Zürich erklärte 
fih von vorneherein gegen ein folches Miftrauen. Der Gr. Rath ließ 
den Repräfentantenrath dem Namen nad fallen, auch das ohnehin abge- 
thane Siebenerkonfordat, nahm aber im Uebrigen den Vorfchlag der Re: 
gierung im Wefentlihen an. Erft wenn die Erhaltung des Friedens in 
der Eidgenoſſenſchaft durch alle in den Schranken des Bundesvertrags 
liegenden Mittel gefichert und die Verantwortlickeit der Kantone, welde 
einen feindlichen Einfall aus ihrem Gebiete in einen anderen Stand or: 
ganifiren ließen, feftgefett fei, ſollte das Sonderbündnig als aufgelöst 
erflärt werden. Damit wurde eine Mehrheit an der Tagſatzung vereitelt, 
die brennende Frage hingehalten, nicht gelöst. 
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In der Diskuſſion zeigte ſich bereits eine ſtarke Oppoſition; prote— 
ſtirend verließ dieſelbe den Saal. In der Bürgerſchaft erhob ſich noch 
gewaltigere Gährung. Das demokratiſche Organ (Revue de Genève) 
erſchien im ſchwarzen Rande... Eine Volksverſammlung folgte auf die 
andere, die zahlreichite in der Kirche von St. Gervais, von 3 bis 4000 
Bürgern beſucht. Hier wurde auf den Antrag von James Fazy, der die 
Auflöfung des Sonderbunds als eine Lebensfrage für die Eidgenoſſen— 
ihaft hinftellte und dem Gr. Rath das Recht abſprach, eine willkürliche 
Trennung vom Bunde zu fanctioniren, eine feierliche Proteftation befchlof- 
fen und der ergangene Großrathsbeſchluß als unſchweizeriſch, bundes: 
widrig, mit der Fantonalen Verfaſſung unvereinbar und für jo lange 
null und nichtig erflärt, als nicht die Eidgenofjenfchaft felbit ihm ver: 
fafjungsgemäße Gültigkeit zuerfannt habe. Um der Proteftation Nach— 
druck zu verleihen, wurde ein Ausſchuß von 25 Mitgliedern (commis- 
sion constitutionnelle) ernannt, der den Auftrag erhielt, die feierliche 
Verwahrung dem Borort und gefammten eidgenöjjiihen Ständen zu 
überbringen und den Rechten des Genfer Volks Achtung zu verichaffen 
(5. Oktober). 

Der immer wachjenden Gährung gegenüber blicb auch die konſerva— 
tive Parthei nicht müßig. Schaaren von Freiwilligen oder jog. Em- 
brigades jtellten fi der Regierung zur Verfügung und bewachten das 
Rathhaus. Diefe Demonftration nebft einem Truppenaufgebot vermehrte 
nur die Erbitterung. Im Quartier St. Gervais fing man an, ſich zu 
bewafinen. Auf eine-Proflamation der Regierung und des Stadtraths 
trat indeß in den Reihen der Oppofition Hnjhlüfjigfeit ein. Won dem 
ernannten conftitutionellen Ausſchuß lehnten einige Mitglieder das Man: 
dat ab. Die demokratiſchen Führer hielten noch mit der Lofung zur 
Erhebung zurüd. Da gofien Verhaftsbefehle gegen James Fazy und 
zwei andere bei der Bewegung betheiligte Bürger neues Del ins Feuer. 
James Fazy weigerte ih, dem Verhaftsbefehle Folge zu leiſten. Im 
Quartier St. Gervais griff nun Alles zu den Waffen. Barrifaden 
wurden aufgeworfen und alle Verbindungen zwiſchen den beiden Ufern 
der Rhone unterbrochen. Aufforderungen zur Wegräumung derfelben 
wies ınan zurüd (6. Oktober). 

Die Regierung fühlte fih nicht ftarf genug, um raſch und durd- 
greifend zu Handeln. In Erwartung weiterer Truppen ließ fie eine 
ganze Nacht verjtreichen. Auch der größere Theil des andern Tages 
wurde mit Unterhandlungsverfuchen hingebradt. James Fazy erklärte 
fi bereit, des Friedens willen, für eine Zeit lang den Kanton zu ver: 
lajjen, aber das bewaffnete Volk von St. Gervais wollte das politische 
Haupt nicht aus den Händen geben. Endlich, nachdem die Regierung 
vergebens eine Frift zur Unterwerfung geſetzt hatte, wurde Befehl zum 
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Angriff gegeben. Die ganze Truppenmacht unter Commando von Oberſtl. 
Trembley mochte 3000 Mann ſtark fein. Die Gecſchütze richteten ſich 
gegen die Barrikaden an den Brücken, welche St. Gervais mit der 
Stadt verbinden. Noch hoffte man, mit einigen Kartätſchenſchüſſen den 
ganzen Aufftand leicht bezwingen zu können. Aber das Bombardement 
wurde von den Schügen von St. Gervais, die in gededter Stellung 
auf dem Quai des Bergues, auf der Inſel J. J. Roufjeau und in den 
Häujern von St. Gervais lagen, mit einem mohlgezielten Feuer erwie— 
dert, welches mörderifcher wirkte als die gegnerische Artillerie. Eine 
Abdtheilung der Truppen ging nach Befeitigung der Barrifaden entjchlof: 
jen über die Brüde vor und drang auf die Infel, aber jchon brach die 
Naht an und von allen Seiten hagelte e8 Kugeln. Die Stellung auf 
der Inſel war unhaltbar ; der Angriff ließ fi in der Dunfelheit nicht 
fortjegen; die Truppen mußten zurüdmweiden. In den Reihen der hin- 
terftehenden Bataillone trat Demoralifation ein. Das Quartier St, 
Gervais konnte von diefer Seite nicht genommen werden. Unterdeß war 
auch ein Angriff auf das von Inſurgenten bejegte Thor von Gornevin 
gejcheitert. Die Verbindung mit dem Lande blieb hier offen und den Truppen 
gelang e8 nicht, St. Gervais im Rüden zu nehmen. In den Kämpfen 
verloren die Regierungstruppen 6 Todte und über 40 Verwundete, die 
Aufitändifhen nur 3 Todte und etwa 8 Verwundete. Tüchtige Offiziere, 
wie Janin, Bordier, hatten die Vertheidigung geleitet. Die haupt: 
fächlichite organifirende Thätigkeit in der Bewegung entwidelte Galeer, 
Bürger von Biel, Mann der muthigen That, von lauterer, republifani- 
fcher Gefinnung, Führer der Arbeiter und Schöpfer des Grütlivereins, 
Was vorzugsweife auf den Kampfplatz trat, war ein rüftige, zu ftar- 
kem Bewußtſein gelangtes Proletariat (7. Okt.). 

An der Nacht ftellten die Aufftändifchen die weggeräumten Barrifa: 
den wieder her und rüfteten fich zur Fortſetzung des Kampfes. Noch 
fhien für den folgenden Morgen eine neue Beſchießung bevorzuftehen, 
Auch der noch ruhig gebliebene Stadttheil auf dem linken Ufer der Rhone 
gerieth jegt in die äußerte Gährung. Von allen Seiten erflärte man 
fi gegen weiteres Blutvergießen. Cine Bürgerverfammlung unter den 
Hallen drohte gegen das Rathhaus zu marjchiren, wenn der Angriff auf 
St. Gervaiß erneuert würde. Deputirte drängten den Staatsrath zur 
Abdanfung. Die Truppen waren von dem Kampfe des vorhergehenden 
Tages entmuthigt. So blieb der Regierung, nach rathlojem Hin- und 
Herſchwanken, nichts übrig, als abzutreten, ihre Gewalt in die Hände 
des Stadtrath8 niederzulegen, die Miligen zu entlafjen und ben Gr. 
Rath zufammenzuberufen. Unter Trommelſchlag wurde diejer Entſchluß 
den Bürgern verfündigt (gegen Mittag des 8. Okt.). 

Der Stadtrath ergriff für einen Augenblid die Zügel, ſprach volle 
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Amneftie für alle Partheien aus, ernannte den Major Bordier zum Kom: 
mandanten einer neuen Bürgerwadhe und überließ den Kämpfern von 
St. Gervais Kanonen und Gewehre aus dem Arfenal. Die fiegreiche 
Bewegung jhritt indeß weiter fort. ine große Vollsverfammlung auf 
dem Mate Molard erklärte ſich als Landsgemeinde (Conseil general), 
beſchloß auch die Auflöfung des Gr. Raths, ſetzte eine proviforiiche Re— 
gierung nieder, mit James Fazy an der Spike, übertrug dem — nur 
mit der Hälfte der Mitglieder und in drei MWahlfreifen — neu zu wäh— 
lenden Gr. Rath die Befugniffe eines Verfaſſungsraths und verurtheilte 
endlich die Mitglieder des bisherigen Staaisraths zur Bezahlung aller 
durch die Kriegsereignijje herbeigeführten Koften und anderweitigen Scha: 
dens. Inzwiſchen hatte fi auch der alte Große Rath verfammelt. 
Mitten in der Berathung trat die ernannte proviforische Regierung, von 
Volkshaufen begleitet, in den Sibungsfaal. James Fazy erflärte im 
Namen des fouveränen Volks, daß die Aufgabe der Behörde zu Ende 
jei und feine andere Wahl übrig bleibe als ſich aufzulöfen. Nach eini: 
gen Proteftationen, ohne fürmlichen Beſchluß der Abdanfung, gingen die 
Mitglieder auseinander. 

So war die Ummälzung vollbradt. Dur bitteren Grimm gegen 
das demokratiſche Streben, zmweideutige Haltung in der brennenden eid- 
genöfjifhen Frage und endliches Trotzen auf die Gewalt, wo Feine innere 
Kraft mehr vorhanden war, grub ſich das konfervative Syitem fein Grab. 
Nah voljtändigem Sieg begab jih das Volf zur Ruhe. Die provifo: 
rifche Regierung verfuhr mit Schonung und Mäßigung. Die bisherigen 
Beamten blieben einftweilen in ihren Stellen. Nur die fogenannten 
Eubrigades wurden aufgelöst und die bisherige befoldete Garde ent: 
laſſen. In einem Tagbefehl empfahl der neue Chef des Kriegsweſens, 
Rilliet-Conſtant, Vergefjenheit des Gefchehenen. Als Sühne für die 
Beſchießung von St. Gervaid wurde einzig — dem Beſchluß der Volks— 
verfammlung gemäß — den Mitgliedern der gefallenen Regierung und 
dem Oberkommandanten der Truppen die Vergütung des angerichteten 
Schadens (im Betrage von 42,000 Franken) auferlegt. Damit follte 
die herrſchende Erbitterung bejchwichtigt, jeder weiteren Vergeltung vor: 
gebeugt werden. Die Betroffenen weigerten fich, auf den bloßen Beſchluß 
einer revolutionären VBerfammlung die Kontribution zu entrichten, fügten 
fich indep dem Gebot, als auch der neue Gr. Rath die Einforderung 
der Summe beſchloß. Bei den Wahlen in den neuen Gr. Rath mählte 
die Stadt ausſchließlich in radifaler Richtung; in den beiden Landfreifen 
mifchte fih die Vertretung. Bei dem Verfafjungswerk ftießen die Ideen 
des alten und neuen Genf in fortwährendem harten Kampfe aufeinander. 
Nur langſam jchritten die Arbeiten vorwärts. Indeß Fonnte fich jekt 
die Demokratie in vollem Maaße geltend machen. Für die gefeßgebenbe 
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Behörde blieb die bereit angewendete Wahlart in drei Kreifen — der 
Stadt, dem linken und dem rechten See: und Rhoneufer — ftatt der 
früheren zehn Wahlbezirke in Kraft. Die Mitgliederzahl wurde auf 
höchſtens Hundert beſchränkt. Alle zwei Jahre follte Gefammterneuerung 
ftattfinden, Ein Veto oder Referendum wurde nicht eingeräumt, dagegen 
auch die Wahl der vollziehenden Behörde dem Volke unmittelbar zuge: 
wieſen. An einem Ort und in einer einzigen Verſammlung vereint, 
follten die Bürger des Kantons die Regierung ernennen und auch über 
Derfafjungsänderungen abftimmen. So ward die alte Genfer Einrich— 
tung des Conseil general, dem demofratifchen Bedürfniffe der Gegen: 
wart angepakt, wohin James Fazy lange gejtrebt hatte, wieder ins Leben 
gerufen. Die Wahl der Regierung follte eigenthümlicher Weiſe mit der Wahl 
des Gr. Raths nicht zufammenfallen, fondern jährlich wechſeln, wodurd 
der Keim zu leichten Widerfprüchen gelegt wurde. Die Zahl der Re: 
gierungsmitglieder wurde von 15 auf 7 herabgejeßt, die Befoldung in 
einer Weife erhöht, daß feine befähigte aber weniger bemittelte Kraft 
ausgefchlofjen blieb. Wie in Waadt follte der vollziehenden Behörde die 
Ernennung und Abberufung aller ihrer Unterbeamten zuftehen. Für 
die Strafrechtäpflege wurden auch hier Gefhmwornengerichte eingeführt. 
Das Unterrichtsmefen fiel nicht unter die volle Aufſicht des Staats; die 
Unterrichtsfreiheit wurde garantirt, dagegen der Primarunterridht in den 
Schulen des Staat3 unentgeldlich gemadt. Die Grundfäße der Toleranz 
und der Glaubensfreiheit erhielten weitere Garantien; jedem Kultus 
wurde gleicher Anſpruch auf Staatsſchutz zugefihert; aber im Widerfpruch 
damit ftand die Aufrehthaltung des Turiner Vertrags, der in den ehe: 
maligen favoyijhen Gemeinden die fatholifche Kirche bevorzugte, während 
jede proteftantifche Borherrfhaft in der Stadt fiel. Tief einfchneidend 
war die Auflöfung der fogenannten „öfonomifchen Gefellfhaft“, einer 
mächtigen Korporation, die Güter und Stiftungen aus der Zeit der alten 
Republik zu Zmeden der Kirche, der Erziehung und des Gemerbfleikes 
verwaltete und jtarken Fonfervativen Einfluß übte. Endlih wurde auch 
der Eintritt in's Bürgerrecht weiter erleichtert. 

Gegen da3 ganze Verfaſſungswerk richtete die fonfervative Oppofition 
noch eine legte Kraftanitrengung. Auch Männer, die früher mit der 
Bewegung gegangen waren, wie Fazy-Paſteur, erfchraden vor den Neue: 
rungen und wandten ihre ganze Beredtjamfeit auf, um die Gefahr einer 
ftet3 unruhigen, von communiftifchen Gelüften geleiteten Volksherrſchaft 
zu ſchildern. Die proteftantifche Geiftlichfeit erflärte fich gegen das Werk, 
weil alle Dämme gegen das Umjichgreifen des Katholizismus nieberge- 
rifjen feien. Die Verfaffung wurde indek mit 5541 gegen 3186 Stim: 
men vom Volk angenommen (24. Mai 1847). Mit den proteftantifchen 
Demokraten verband ſich der größere Theil der Fatholifchen Bürger, bie 
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in der Sefuitene und Sonderbundsfrage früher noch zweifelhaft oder dem 
alten Regiment zugethan, fich jett einer neuen Ordnung zumwandten, wo 
fie größere Gleichberechtigung fanden und vermehrte Gewicht ausüben 
fonnten. 

Das nunmehr begründete radikale Syftem, in deſſen Durdführung 
James Fazy mit fruchtbarem Geift und raftlofer Thätigfeit, wenn auch 
nicht ohne perſönliche Leidenſchaften und dictatoriſche Neigungen, einen 
beherrſchenden Einfluß übte (der noch überwiegender wurde, als Rilliet— 
Conſtant aus der Regierung treten mußte) ſchnitt tief in's Fleiſch des 
alten Genf. Der Widerſpruch mit dem Drange der Zeit war gehoben; 
doctrinäre Rückſichten und ſpießbürgerliche Bedenken verſchwanden; neue 
Entwicklung konnte ſich Bahn brechen. Der zum Selbſtbewußtſein ge— 
langte Arbeiterſtand gewann eine bisher nicht gekannte Bedeutung, wäh— 
rend die reiche und vornehme Bourgeoiſie, grollend und von Schreckbil— 
dern erfüllt, fich zurüdzog. Die Reſte des alten proteſtantiſchen Rom's 
fanfen allmählig zufammen; der Staat ftand zwijchen den Konfejlionen 
unabhängiger da. Ein junges Genf entfaltete feine Schwingen; ber 
aufftrebenden Kleinen Weltſtadt wurde es zu enge hinter den Feſtungs— 
mauern; bald mußte auch örtlih Licht und Raum gewonnen werden. 
Eine ſchwierige Aufgabe war es immer, die verfchiedenartigen Elemente, 
die fih in dem Heinen Kreife bewegten, zu beherrſchen. Schärfer wie 
in anderen Kantonen traten hier, neben den politischen Vartheibeftrebun: 
gen, auch die fozialen Theorien hervor. 

In der eidgenöffifchen Politit nahm Genf vom Tage der Ummäl: 
zung an eine entjchiedene Stellung an. Jedes Schwanken zwiſchen 
ſcharfen Gegenfägen hörte auf. Sowohl für die Auflöfung des Sonder: 
bunds, wie die Ausweiſung der Jefuiten war die eilfte Stimme ge 
wonnen. 


DBerfaffungsrenifion in Bafelftadt. 


Groß war der Eindrud der Genfer Ereignifje in der ganzen übri- 
gen Schweiz. Der Fall des konſervativen Syſtems zeigte, wie alle 
Mittelftellungen, den brennenden eidgenöffiichen Fragen gegenüber, immer 
unbaltbarer wurden. Die Zeit drängte zur Entſcheidung auf der einen 
oder anderen Seite. Ihre erjte Rückwirkung äußerte die Revolution auf 
die Verhältniffe in Bafelftadt. 

Dur eine ftarre und einfeitige Politik hatte Bafelftadt im Anfang 
der Dreifiger Jahre faft die ganze mit ihr. verbundene Landſchaft ver: 
loren. Seit jenen verhängnißvollen Wirren faß der geſchmälerte Halb: 
fanton, grollend und faft ifolirt, im Winkel. Zwiſchen den getrennten 
Lanbestheilen, jo nahe fie durch täglichen Verkehr und induftrielle Be— 
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dürfniffe auf einander angewiefen waren, blieb eine ſcharfe politische 
Scheidewand beftehen. Während die Landichaft einen vorgerüdten demo— 
kratiſchen Poſten bildete und dem ungeftümen, oft tumultuarifchen Drang 
jugendlichen Selbftgefühls folgte, wies die Stadt in ftagnirender Ruhe 
jeden lebendigen Impuls von fih. An der Tagſatzung erfchienen die 
beiden Glieder, die nur vereint eine Stimme bilden Fonnten, beftändig 
wie feindliche Brüder. Wo Bafelland ja ſagte, mußte Bafeljtabt nein 
jagen und umgekehrt. 

Sn der inneren Verwaltung fehlte es Bafelftabt nicht an kenntniß— 
reihen und intelligenten Kräften. inzelne Schöpfungen zeugten für 
ben opferwilligen Gemeingeift. Trotz den gefhmälerten Mitteln murbe 
die Univerfität aufrechtgehalten und den Umftänden gemäß reorganifirt. 
Härterer Drud wurde nicht geübt.” Die herrſchende Geldariftofratie 
trug durch eine anderswo noch als fommuniftifch angefehene Progreſſiv— 
fteuer den Haupttheil der öffentlichen Laften und fchonte den Mittelftand 
mit kluger Berechnung. Aber im Uebrigen hing die Politit hartnädig 
am Alten; ein ftabiler und fpiepbürgerlicer Sinn lähmte die Entwid: 
lung ; ängftlic wachte die Autorität über Aufrechthaltung der Ordnung; 
alle Fräftigeren Volksregungen galten als anarchiſch oder revolutionär. 
Auch in den Räumen der Hochſchule feste fich ein dumpfer Geift feft, 
der dem Herrfchenden engen Tendenzen zur Stütze diente und einen freie: 
ven Aufſchwung der Gedanken hemmte. Frömmelei, von einflußreichen 
Familien fyftematifch genährt, griff auf krankhafte Weife um fih und 
fraß am Baum des geiftigen Lebens. Don den liberalen Beftrebungen 
in der übrigen Schweiz ſchloß man fich in bitterem Groll ab. Die ganze 
Regeneration war ein Dorn im Auge; was die Errungenfchaften wieder 
in Frage ftellen fonnte, fand lebhaften Anklang. Die Zürcher Septem— 
berrevolution, der pfäffifche Umfchwung in Luzern, die blutige Gegen: 
revolution in Wallis, die Niederlage der Freifchaaren — alle Erfolge 
der Reaction wurden in den herrfchenden Kreifen mit Freuden begrüßt. 
Die vorwiegende Doctrin gab fih den Schein der äußerten Legalität 
und des ftrengiten pofitiven Rechts, brach über das radifale Putſch- und 
Freifchaarenmwefen unerbittlih den Stab, aber fonnte ſich mit allen reac= 
tionären Gewaltakten wohl befreunden. Noch mehr wie anderswo lehnte 
fich hier die konfervative Politik an die römifche Priefterparthei. Zwar 
trat Bafeljtabt nicht wieder unmittelbar in die neue Sarnerverbindung. 
Aber wie Neuenburg bildete e3 einen zugewandten Drt, der die ultra= 
montane Ligue factifh ermuthigte. Die ganze Stellung des Halbkan— 
ton3 mußte für eine von Bildung erfüllte, im Handel und Verkehr auf 
einen gefunderen Fortfchritt angewiefene Bevölkerung unnatürlich erjcheis 
nen. Won allen vorwärts ftrebenden Kantonen ifolirt, am Schweif der 
von fo finfterem Geift beherrjchten inneren Schweiz, konnte die Stadt 


— 452 — 


nicht den Einfluß in der Eidgenofjenfhaft üben, den fie mit ihren rei- 
hen geiftigen und materiellen Hülfsmitteln auszuüben vermochte. 

Eine Zeit lang laftete der trübe Geift faft auf der ganzen Bürger: 
haft. Durch den Kampf mit der Landichaft war der öffentliche Sinn 
in die engjte Richtung getrieben. Das liberale Prinzip durfte kaum 
wagen, offen hervorzutreten. Allmählig regte ſich indek eine Oppofition, 
befonders in dem jüngeren Geſchlecht. Die nahe Verwandtſchaft zu den 
ultramontanen Bejtrebungen mußte auch hier das reformirte Gefühl ver: 
legen, Das nationale Ringen in der. übrigen Schweiz wedte die Sym- 
pathien. Die Jdeen des FortfchrittS fanden ihre Vertretung in einem 
eigenen Organ; ein Verein ſammelte die patriotifchen Kräfte. Das 1844 
in Bafeljtadt abgehaltene eidgenöſſiſche Freifchiegen gab dem vaterländi- 
ſchen Sinn wieder Iebhafteren Sporn. Der frühere Groll ſchwand in 
einem anfehnlichen Theil der Bevölkerung. Ie hartnädiger die konſer— 
vative Richtung fich gegen jedes Zufammengehen mit der freier gelinn- 
ten Schweiz ftemmte, je größeren Anftoß die jefuitenfreundliche Geſin— 
nung erregte, dejto mehr traten Symptome der Unzufriedenheit hervor. 

Ein an und für jich geringfügiger Anlaß warf helles Licht auf die 
wachſende Mifftimmung. Die Regierung zögerte mit Einführung der 
leichteren und bequemeren Kopfbedefung — der Käppi’s, ſtatt der bis— 
herigen plumpen und ſchwerfälligen Tſchakko's — beim Artilleriefontin= 
gent, während die übrigen Milizen bereit3 damit verfehen waren. Die 
„NRationalzeitung“, Organ der liberalen Oppofition, führte jcharfe Be: 
ſchwerde darüber. Die Behörde fah in diefer Aeußerung der Preſſe eine 
anarchiſche Tendenz und große Staatsgefahr. Der Redaktor des Blattes, 
Dr. Earl Brenner, Führer der Liberalen, wurde verhaftet und in 
den Lohnhof (Polizeigefängnig) geführt. Darüber gab fich der entjchie: 
denſte Unmille fund, insbejondere bei der zur ErgänzungSmufterung ver: 
fammelten Artillerie. Die Aufregung wuchs, ald Deputationen an 
die Vehörden feine Rüdnahme der Maßregel bemwirkten. Raſchen 
Entſchluſſes marſchirte das Aırtillerieforps, unter Mingendem Spiel, mit 
einer immer anſchwellenden Volksmenge, dur die Stadt vor den Lohn- 
hof. Hier fprengte man das Thor, bahnte fich gewaltfam den Weg zum 
Gefängniß und befreite den DVerhafteten. Vergebens ftellte fih der an— 
wejende ftarrgefinnte VBürgermeifter Burkhardt mit feiner ganzen Autori— 
tät den Stürmenden entgegen und erklärte wiederholt, daß der Weg nur 
über feine Perfon führe. Der Gefangene, obgleich er ſelbſt fich dem 
Berhaft nicht entziehen wollte, wurde fortgerifjen und in Begleit von 
mehreren Taufenden, unter gewaltigem Jubel, durch die Stadt in die 
Kajerne im Klingenthal geführt, womit der tumultuarifche Akt ſchloß 
(4. Auguft 1845). Die Regierung, die ſich einen Augenblid in völlis 
ger Verlafjenheit fühlte, wagte e3 nicht, gegen die Emeute einzufchreiten, 
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Der außerordentlich verfammelte Gr. Rath fprad zwar feine ernfte Miß— 
billigung und tiefes Bedauern über die Vorgänge aus, aber vermied 
jede Einleitung einer ftrafrechtlihen Unterfuhung und erließ volljtändige 
Amnedtie, 

Das Anfehen der Behörde hatte durch diefen „Käppifturm“ einen 
ſichtbaren Stoß erhalten. Die Politik blieb indeß ftarr, wie bisher. 
Ein loyaler Bürgerverein, der ſich zum Hort der Negierung für ähnliche 
Fälle bildete, diente nur dazu, die Richtung zu bejtärfen. Der liberal: 
gejinnten Schweiz wurde Fein Schritt entgegengethan. An der Tagfatung 
"fuhr man fort, den Schild über die ultramontane Ligue zu deden. Un: 
ter dem Vorwand der ftrengiten Kantonalfouveränität wies man jeden 
ernftlihen Schritt zur Löfung der Jeſuiten- und Sonderbundsfrage zu: 
rück. Nur mit ftrengen jsreifchaarenverboten follte die Ruhe und Ord— 
nung in der Schweiz aufrechtgehalten werden. Da tönte der Kanonen: 
donner von St. Gervais herüber. Die Genfer Regierung, die eine 
ähnliche Zmifchenftellung zu behaupten fuchte, war zu Boden gefallen. 
Ein ftarfes Arbeiterproletariat hatte der hochfahrenden Finanzarijtofratie 
gegenüber den Kampfplatz betreten. Jetzt fuhr auch in Bafeljtadt der 
Schreden in die Reihen der bisher unbelehrbaren Staatslenker. Laut 
erhob jich aus der Bürgerfchaft der Ruf, daß der bisherige Zuftand 
nicht mehr bleiben könne; auch Baſel müfje der Eidgenoſſenſchaft gegen: 
über eine andere Richtung einſchlagen und fich den freilinnigen Kantonen 
anfchließen. Das vorherrfchende konfervative Organ — die von Rathsherr 
Andreas Heusler mit vieler Feinheit und Sachkenntniß, aber aud) großer 
Berbifjenheit redigirte Basler Zeitung — geriet) außer Faſſung und 
verlor den Kompaß. Den Behörden fchwebte ein ähnliches Schiejal, wie 
dasjenige de3 Genfer Regiments, vor Augen. Unter diefen Umftänden 
entichloß fich ein Theil der Konfervativen, zu vechter Zeit einzulenken und 
den Liberalen zur PVerftändigung die Hand zu bieten. Solde Verſtän— 
digung fam raſch zu Stande. Petitionen verlangten förderlihe Zuſam— 
menberufung de3 Gr. Raths und Berfaflungsrevifion durch das Mitter 
eines Verfaſſungsraths. An den Behörden fand diefes Verlangen feinen 
ernjten Widerftand. in PVerfajiungsrath wurde berufen mit Wusdeh. 
nung des Stimmredts auf die Minderjährigen, die das zwanzigſte Al— 
tersjahr überfchritten hatten. 

So ſchien die liberale Bewegung fih mit Erfolg geltend machen 
zu können. Aber jobald die Dinge im verföhnlichen Geleife waren, 
änderte fich der Wind wieder. Der unglüdlihe Zunftzwang mit den 
engen Intereſſen, die daran hingen, trug im Anfang der Dreißiger 
Jahre, der Landfchaft gegenüber, nicht geringe Schuld an der hartnädi: 
gen Verweigerung der Nechtsgleichheit. Seither hatte der Handwerker: 
ftand auf politifhem Boden fich liberaleren Anfhauungen zugeneigt und 
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der patriotifhen Oppofition zur Stüße gedient. Aber bei Vornahme der 
BVerfaffungsrevifion wurde er von Neuem mit Angſt vor Gewerbsfrei— 
heit und freier Niederlafjung erfüllt. Dazu fam das Schreckbild anar- 
hifher und kommuniſtiſcher Beitrebungen. So ließen fich die Mittel- 
Hafen erjchüttern und der verlorene fonfervative Kompak wurde wieder 
gefunden. Die liberale Parthei ſelbſt, entfchieden in den eidgenöffifchen 
Fragen, ſchwankte in Bezug auf die inneren Reformen und folgte bier 
feinem fejten Programm. Im BVerfafjungsrath gab ein Yuftemilieu den 
Ausfhlag, das fein größeres Gewicht in die Waagfchale der alten Richtung 


legte. Durchgreifende Ideen konnten fi wenig oder feine geltend " 


machen. Es erfhien bereits als große Errungenfhaft, daß ein befonde- 
res Großrathspräfidium (während bisher der Amtsbürgermeifter den 
Vorſitz führte) aufgeftellt und dadurch die gefeßgebende Behörde etwas 
unabhängiger von der Regierung gemacht wurde. Im Weiteren wurde 
der noch beftehende Cenſus aufgehoben, das Alter der Wahlfähigfeit 
herabgefett, die bisher lebenslänglichen Stellen der Kantonalgerichte einer 
periodifhen Erneuerung unterworfen und der Zutritt zum Bürgerrecht 
erleichtert. Auch erhielt der Gr. Rath das zweifelhafte Recht, fich felber 
abzuberufen. Im Uebrigen wurde feine wejentlihe Reform angebahnt. 
Der doppelte Wahlmodus, der auf Zünften und Wahltollegien beruhte, 
mußte durch Hinzufügung einer dritten Wahlart (Duartierwahle n) noch 
complizirter werden. Das umftändlihe Kollegialweſen, jo wie der viel: 
gliedrige, ſchwerfällige Doppelorganismus von Staat und Stadt, mo 
nur der Anhängfel von drei Kleinen Landgemeinden beftand, blieben un- 
berührt. Das ganze Regierungsſyſtem ficherte auch ferner eine gemiffe 
Familienherrihaft und bewahrte die Gewalt in den Händen der reichen 
und vornehmen Klaſſe. Der Aufhebung des Zunftzwangs murde ein 
Riegel gefhoben, indem e3 der Geſetzgebung verboten wurde, die Ge: 
werbäfreiheit einzuführen. Damit berubigte fi der in Allarm gebrachte 
Handwerkeritand. Die neue Verfafjung fand dann bei der Bürgerfchaft 
mit 1448 gegen 179 Stimmen ihre willige Annahme (5. April 1847). 

In den neugewählten Behörden überwog die fonfervative Richtung 
wieder. Entjchiebener freijinnige Elemente fanden nur einen untergeorb: 
neten Platz. Die ganze Bewegung erreichte nur wenig von ihrem Ziel. 
Die Oppofition hatte der Verföhnlichkeit zu viel vertraut; ein ſchwankendes 
Auftemilien täufchte die Erwartungen. Die. Einfeitigfeit eine verftüm- 
melten Gemeinweſens hemmte den frifcheren Auffhwung. Zwar wurde 
die bisherige ftarre Politit etwas gebrohen; Staatsmänner, die nichts 
lernen und nichts vergejjen wollten, verloren einen Theil ihres Einfluffes ; 
ber fcharfe Gegenfat zu der regenerirten Schweiz fing an, fich zu mil: 
dern. Aber im Uebrigen blieb das alte Syitem aufredt. Der Kanton 
fam aus der zmweideutigen Stellung nicht heraus, die der firchlich-politifchen 
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Reaction noch immer günftig war. Weber für die Ausmeifung der Je— 
fuiten noch für die Auflöfung des Sonderbunds fonnte die Stimme von 
Bajelftadt gewonnen werden. Dem Anſehen des Bundes murde auch 
ferner die ftrengfte Kantonalfouveränität entgegengeftellt. 


Hufflandsverfuch in Freiburg. 


Die Bewegung in Bafelftadt führte diefen Halbkanton nicht in die 
Reihen der freifinnigen Stände. Die Jeſuiten- und Sonderbundäfrage 
rücdte damit um feinen Schritt vorwärts, Noch weniger Erfolg hatte 
ein Aufſtandsverſuch in Freiburg. 

Der Umſchwung von 1830 ſchob in Freiburg zwar das alte Patri- 
ziat auf die Seite und führte eine volfsthümlichere Verfaſſung ein, aber 
ſchwer war es, einen dauernden Fortfchritt zu begründen. Das ſchlimmſte 
Uebel, woran der Kanton litt, ging von der alten in die neue Ordnung 
über. Die Jeſuitenmacht, die ſich während der Reftauration aufrichten 
Fonnte, blieb faft ungefchwächt beftehen. So groß die Gefahr war, die 
von diefer Seite der freieren Entwidlung drohen mußte, fo wagte man 
es bei der Staatöveränderung nit, hier irgendwie einzugreifen. Die 
Anftalten der Jeſuiten hatten bereits eine ſolche Ausdehnung erhalten, 
daß an denfelben zahlreiche materielle Intereſſen hingen, die ſich gegen 
jede Aufhebung fträubten. Wie in anderen katholifchen Kantonen gab 
e3 auch in Freiburg eine ultra-demokratiſche Richtung, die ſich vom Kle— 
rus gängeln ließ und das Jeſuitenweſen ſtützte. So murde fein ernit: 
licher Verſuch gemacht, den Staat von diefer drüdenden Propaganda zu 
befreien. Das Jeſuitenkollegium in Freiburg blieb eine gemeinjame 
Berfinfterungsanftalt, nicht blos für den Kanton und die ganze Schweiz, 
fondern für das ganze große Gebiet der Reactionsparthei, welche in den 
gebildeten Ländern Europa’3 an der Unterdrüdung der politifchen und 
geiftigen Freiheit arbeitete.*) Zu den efuiten durften fi auch noch 
Jeſuitinnen gefellen, indem es Frauen vom Herzen Jeſu geftattet wurbe, 
zu Montet, unfern des Jeſuitennoviziats zu Stäfis, eine Lehr: und 
Grzichungsanftalt für Mädchen zu errichten. 

Die Regeneration kam dadurd in Freiburg von vorneherein auf 
einen gänzlich unjiheren Boden zu ſtehen. Nirgends war es möglich, 
kräftig durchzugreifen, um dad Voll aus dem verwahrlosten Zuftand zu 
bringen. Auch den übrigen freijinnigen Ständen konnte fih Freiburg 
nie aufrichtig anſchließen. Das liberale Syftem fah fich fortwährend 


*) Im Laufe der Dreißiger Jahre * die Zahl der Böglinge dieſes „Welt- 
inftitut8” auf nahe an 700, 
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gelähmt; die einſichtsvollſten Staatsmänner, wie Staatsrath Schaller, 
waren zur Halbheit verurtheilt. Aber jo wenig entſchieden die Neform- 
rihtung war, entging fie doch den Elerifalen Anfeindungen nit. Frühe 
wurde die Religionsgefahr gepredigt, um die liberalen Grundſätze, vor 
Allem die Volfsbildung, zu untergraben und die Fortjchritisparthei als 
gottlo8 zu verfchreien. Schon nad) einigen Jahren gelang e3, mit Hülfe 
der religiöfen Schredbilder, die Wahlen fo zu leiten, daß die Sefuiten- 
parthei im gefeßgebenden Körper die Oberhand erhielt. Obgleich die 
Regierung nicht daran dachte, fich der Badener Konferenz zur Wahrung 
der ftaatlihen Rechte gegenüber der Kirche anzujchliegen, mußte der Or. 
Rath fich doch auf's Demüthigite gegen die verfegerten Artifel verwah— 
ren. Eben fo unterwürfig erfannte der Gr. Rath auf eine Beſchwerde 
des Biſchofs die Unabhängigkeit der geiftlichen Gerichte an. 

Nah den Erneuerungsmahlen von 1837 brach ſich der jejuitifche 
Geift auch in der Regierung Bahn. Der reactionäre Wind, der nad) 
der Zürcher Septemberrevolution durch die Schweiz. ging, fhlug die libe— 
rale Richtung völlig nieder. Patrizier, die den Sefuiten ala Creaturen 
dienten, gelangten mit Hülfe derfelben wieder zu Einfluß. Abtrünnige 
Liberale entwidelten den größten Eifer für die päffiihe Sade. Der 
Kanton verfiel der Theofratie und wurde in Wahrheit wieder, was er 
vor 1830 war, eine jefuitifche Provinz, Der Biihof ftand in der Fläg- 
lihften Abhängigfeit von den frommen Vätern; dur ihn beherrichten 
fie die ganze Weltgeiftlichkeit ; jeder Pfarrer, der nicht nach ihrem Sinn 
predigte, wurde abberufen oder verfolgt. Das ganze Unterrichtäwefen 
war dem finfteren Drud unterworfen. Nur zwei Schulanftalten entzo— 
gen fich noch dem jefuitiichen Einfluß, die Primar- und die Realfchule 
(ecole moyenne centrale) in der Stadt. Beide Anftalten waren 
deßhalb den fortwährenden Angriffen ausgefett. Namentlih war Die 
im Jahr 1835 gegründete und unter die Aufſicht und Leitung des Staa- 
tes geſtellte Realſchule ein Gegenftand des grimmigften Haſſes. Die 
Sefuiten hatten Alles aufgeboten, um die Gründung diefer Schule zu 
verhindern. Nur durch Stichentjcheid des Schultheißen Montenach ge: 
lang es, fie zu defretiven. Sofort verlangte der Biſchof das Veto bei 
der Wahl der Profejjoren, gleih wie bei den Landſchullehrern. Der 
Gr. Rath trat nicht darauf ein und wies etwas fpäter auch das förm— 
liche Verlangen zurüd, die Anftalt den Jeſuiten zu übergeben, aber dur) 
Gründung einer concurrirenden Mittelfchule für den Bezirk wurde die 
freie Realfchule in der Stadt bald geſchwächt und ihrem Verfall zuge: 
führt. Am traurigften Taftete der finitere Drud auf dem deutſchen Be: 
zirk (der alten Landfchaft), wo der pfäffifch-ariftofratifche Grundſatz: „es 
ift gut, daß der Bauer dumm bleibe“ im volliten Maße verwirklicht 
werden Eonnte. Der Pfarrer war hier Alles in Allem; er dachte für 
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feine Gemeindskinder und ſchrieb für fie — auch die Stimmzebdel. Un- 
ter der Herrfchaft der Unmiljenheit und des Aberglauben? mußte das 
Land verarmen. Die Güter vieler Bauern gingen in die Hände von 
fleigigen Berner Landleuten-über. Die faule Wirthichaft wurde nicht 
dadurch gebejlert, daR ein eigenes Geje den Ankauf von Liegenichaften 
für Berner Bürger erfchwerte. Durch die pfäffiſche Unduldſamkeit zog 
fih eine tiefe Kluft zwiſchen den Fatholifchen Landestheilen und dem pro- 
teftantifchen Bezirk Murten. In letzterem tauchte wiederholt der Ge: 
. danke auf, fi ganz vom Kanton zu trennen. 

Von Freiburg aus war der Sefuitenorden weiter in’s Herz der 
Schweiz gefhoben, der Kanton mußte natürlich auch in die ultramontane 
Ligue gezogen werden. Die abgefchlojjene Lage erregte zwar anfangs 
Bedenken; an der erjten Konferenz in Luzern, wo der Grund zu der 
GSeparatverbindung gelegt wurde, zeigten fich die Abgeordneten von Frei: 
burg noch ziemlich zurüdhaltend. Aber die Jeſuitenparthei ſetzte fich 
von Jahr zu Jahr feiter und trieb zum Eintritt in den förmlichen Son: 
derbund Der Abichluß des Separatbündnifjes konnte dem Gr. Rath 
nicht vorenthalten werden. Hier erhob fih no, wie wir fahen, eine 
ftarfe und laute Oppofition. Nur eine ſchwache Mehrheit genehmigte 
den Vertrag. Die Regierung ließ fich dadurch nicht abhalten, auf der 
verhängnigvollen Bahn meiter zu jchreiten. Alle Verwahrungen blieben 
unbeadtet. Dumpfe Gährung verbreitete ſich jett in dem liberaler ge: 
finnten Theil der Bevölkerung. Die Genfer Greigniffe dienten dazu, 
die Gemüther weiter zu entzünden. Der drohenden Bewegung gegen- 
über traf die Regierung fofort Vertheidigungsanftalten, zog Truppen in 
die Hauptftadt und errichtete eine freiwillige Garde zum Schub des Regie: 
rungsfites, während der Stadt die Bildung einer Bürgergarde unter- 
fagt wurde. Am Gr. Rath trat die Oppofition gegen diefe außeror- 
dentlihen Maßregeln auf und ftellte eine Reihe von Begehren, die das ganze 
Regierungsfyitem ändern ſollten. Aber die Mehrheit der Behörde blich 
bei der eingefchlagenen Richtung. Eine in Montet unter freiem Himmel 
abgehaltene Volfsverfanmlung verlangte hierauf Nüdtritt vom Sonder: 
bund und Nenderungen in der Verfaſſung. Der Oberamtmann von Stäf- 
fi3, der die Verfammlung zur Auflöfung nöthigen wollte, fand fein Ge- 
hör (20. Dezember 1846). Die Regierung trat weiterer Ngitation mit 
einem förmlichen Verbot aller Bolksverfammlungen entgegen und Tief 
Verhaftungen vornehmen. Dies trieb die eidgenöffisch gefinnte Parthei 
zum raſchen Handeln. Nah Befreiung von zwei Gefangenen im Schloß: 
hof zu Stäffis wurde ein Angriff auf den Sit der Regierung verabre: 
det, um der Gewalt zuvorzufommen. Drei Colonnen jollten gleichzeitig 
aus den Bezirken von Stäffis, Murten und Bulle gegen Freiburg mar: 
ſchiren. Demgemäß feste fi von Murten ein Haufe von 350 Mann, 


— 


mit zwei aus dem Schloſſe weggenommenen Kanonen, aber im Uebrigen 
ſchlecht organiſirt und nur zur Hälfte bewaffnet, nah der Hauptſtadt 
in Bewegung, ftieß halbwegs auf einen Vorpoften der Regierungstrup: 
pen und drängte dieſen zurüd; aber in der Meinung, bei dem ftar: 
fen Nebel, eine überlegene Macht vor fi zu haben, verlor man den 
Muth und z0g fi rath- und thatlos zurüd. Kine zweite Colonne von 
Stäffis, 200 Mann ftark, ging nad) kurzem Gefecht mit einem Haufen 
Landjtürmer gleihfalls heim. In Bulle fammelte man fi, aber rückte 
nicht vorwärts, als man von dem Bertheidigungszuftand der Regierung 
hörte (6. Januar 1847). 

So fcheiterte der Verſuch, den Kanton von der unheilvollen fonder- 
bündiſchen Umitridung zu befreien. Das Unternehmen war voreilig 
ausgeführt, ehe noch eine in Bulle beabfichtigte größere Volfsverfamm: 
lung ftattfinden Fonnte. Die Regierung hatte von dem Plan frühzeitig 
Kenntniß erhalten und fand gerüftet da. Aus dem deutfchen Bezirk 
waren Milizen und Landſturm zahlreich zu ihrer Vertheidigung gekom— 
men. Sein bewährter Führer wollte fih an die Spite des NAufftands 
ftellen. Bern und Maadt fchoben bei der eriten Kunde Truppen an die 
Grenze; erjteres ſchickte auch Kommifjäre nach Freiburg, ebenſowohl zur 
etwaigen Unterftügung einer neuen Regierung als zur Wahrung des 
Landfriedend. Die auf die Erhebung gejesten Hoffnungen fahen fi 
getäufcht. 

Auch in Freiburg trat jest ein Schredenszuftand ein, wie in Luzern 
und Wallis. Der Regierung wurden außerordentlihe Vollmachten er: 
theilt, die aufftändifchen Bezirke militärifch befest, den Städten Murten 
und Bulle (erfterer 70,000, Tetterer 30,000 Franken) Kontributionen 
auferlegt, alle verdächtigen Beamten von ihren Stellen entfernt, der libe— 
rale Stadtrath in Freiburg abgefeßt, die Kerfer mit Gefangenen ange: 
füllt, viele der angefehenften Männer zur Flucht getrieben, das Vermö— 
gen der Verfolgten mit Beſchlag belegt, in den ordentlichen Gang der 
Auftiz eingegriffen und ein Riefenprozeß angehoben, in welchem nicht 
weniger als 200 Perfonen wegen Hocverraths in Anklagezuftand ver: 
jeßt wurden. Won Amneſtie war feine Rede. Dagegen befchloß der 
Gr. Rath die Abhaltung eines jährlichen religiöfen Dankfeſtes für die 
glüdliche Wiederherftellung der Ordnung. Noch eifriger wie biäher 
Mammerte jih das Sejuitenregiment an den Sonderbund. 


Hoziale Veſtrebungen und kommuniſtiſche Propaganda. 


Ehe wir die Löfung der großen eidgenöfliihen Kriſis weiter ver: 
folgen, halten wir hier einen Nugenblid inne, um auf einige Erfcei- 
nungen zurüdzubliden, die wir noch nicht in ihrem Zufammenhang be: 
rühren fonnten. 
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An der Bewegung der lebten Jahre waren es nicht blos politifche 
und fonfeffionelle Fragen, welche den öffentlichen Geift beichäftigten; es 
tauchten auch mehrfach andere Fragen auf, die tiefer in die geſellſchaft— 
lichen Verhältniſſe griffen. Je weiter fich die demofratifhen Grundſätze 
entmwidelten, je allgemeiner das Stimmrecht wurde und je unmittelbarer 
fih das Volk bei den öffentlichen Angelegenheiten betheiligen konnte, bejto 
mehr fuchten fich auch die Anterefjen der zahlreichiten Klaffen geltend zu 
maden. In den Kämpfen mußte e8 immer klarer werden, wie jehr die 
freiheit auch von der materiellen Eriftenz bedingt wird und wie bie 
Ihönften Garantien ohne ökonomiſche und geiftige Selbftftändigfeit in 
der Mafje der Bevölferung oft illuforifch werden. Neben der politifchen 
Rechtsgleichheit richtete ſich deßhalb das Streben auch auf eine größere 
foziale Gleichheit. Dazu wirkten Theorien, die von Frankreich herüber 
drangen und in ihrer äußerſten Spite nad einer vollftändigen Umge— 
ftaltung der gefellichaftlihen Ordnung zielten. Nicht blos die Mittel 
zur DVerftopfung der Armuth, das Verhältnig von Kapital und Arbeit, 
die Bildung von Affoziationen u. f. w. famen zur gründlicheren Erörs 
terung, auch das ganze Recht des Eigenthums, wie die Grundlagen der 
Familie, wurden in Frage geftellt. Die daraus hervorgehenden Lehren 
fügten fih nicht mehr in den Rahmen der bisherigen Partheipolitif. 
Sie erfüllten auf der einen Seite mit neuen fruchtbaren Ideen, aber 
dienten auf der anderen Seite in ihrer Unflarheit oder Uebertreibung 
auch zur Verwirrung der Begriffe wie zur Erregung von Schredbilbern. 
Befitende und Nichtbefigende, Bourgeoifie und Proletariat, fahen fi 
in fchärferen Gruppen einander gegenüber geftellt. 

Die äußerften Theorien fonnten zwar in der Schweiz nicht den 
empfänglien Boden finden, wie in den benachbarten monardifchen Län: 
dern. Hier gab es feinen fo ſchneidenden Gegenfag zwiſchen Reichthum 
und Armuth. Nirgends häuften fich ſolche Maſſen befitlofer Arbeiter 
auf einem Heinen Raum. Kein drüdendes Schutzzoll- oder Prohibitiv- 
ſyſtem trieb künftliche Interefien hervor. Die Induftrie ruhte im Gan- 
zen auf gefunderen Grundlagen. Gemeinnügige Vereine aller Art hat: 
ten einen freien Spielraum. Ueberfpannte Theorien lagen dem prafti- 
ſchen Sinn der Schweizer überhaupt ferner. Immerhin fehlte es nicht 
an foztalen Webelftänden, die zu Verbefferungen aufforberten. Alte faule 
Einridtungen dienten noch in verſchiedenen Gegenden zur Förderung des 
Pauperismus. Die freie Konkurrenz mußte neben ihren hohen Wohl⸗ 
thaten auch empfindliche Wunden fchlagen. Mit der Zunahme von große 
artigen Fabrifanftalten erweiterte ſich die Kluft zwifchen Arbeitern und 
Arbeitgebern. Schon in den Dreißiger Jahren warf die Branditiftung 
in Uiter ein helles Licht auf das Leiden einzelner Klaſſen bei großen 
induftriellen Wechſeln oder Krifen. Im Lauf ber Vierziger Jahre Fam 
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die Lebensmittelnoth und legte viel Elend und Hülflofigkeit blos. Mehr 
und mehr mußte fich deßhalb der denfende Geift nicht blos mit der po: 
litiichen Befreiung und geiitigen Ausbildung, fondern auch mit der Ver— 
beilerung der öfonomifchen Rage der unteren Klaſſen befchäftigen. An 
den Staat wurden größere Anforderungen geftellt, um die materiellen 
Laſten zu erleichtern oder billiger zu vertheilen. In dem Arbeiterftand 
trat der Trieb ftärker hervor, fich mit eigenen Kräften jelbitftändiger zu 
machen und eine geachtetere Stellung zu gewinnen, Es entftanden Ars 
beitervereine, die jich gegenfeitige Belehrung und Unterftügung zur Auf: 
gabe jtellten und auch die Disfuffion foztaler Fragen in ihren Bereich 
zogen. Das güngjtigfte Feld für diefe Vereine bot ſich in den franzöfi- 
ihen Kantonen. Hier fanden fich fchmeizerifche und fremde Elemente 
zufammen. Bald fammelte fich indeß die Mehrzahl der fchmeizerifchen 
Arbeiter in einem eigenen Verein, der den nationalen und praftijchen 
Boden nicht verlor. Schon im Jahr 1838 hatte fich in Genf die erite 
Section des Grütlivereins gebildet. Die Anregung fam von Dr. 
Niederer; der eigentliche Begründer und Bildner wurde Galeer, durd) 
welchen der Verein feine dauernde Organifation erhielt. Obgleich von 
vielen Regierungen und in den herrfchenden Kreifen lange mit mißtraui: 
ſchen Blicken angefehen, fahte er doch in jeinem beharrlichen Streben 
immer feitere Wurzel und verbreitete jich allmählig über alle Theile der 
Schweiz. 

An anderen Arbeitervereinen überwogen fremde und insbejondere 
deutfche Elemente, Bei diefen entwidelte fich wieder eine mehr oder we— 
niger thätige revolutionäre Propaganda. Verſchiedene Richtungen befämpf: 
ten fich oft auf das Bitterfte und gaben zu Ausjcheidungen Anlaf. 
Sungsdeutfche Vereine, aus den früheren Handmwerferverbindungen ent- 
Iprungen, verfolgten noch die Einheit und Republifanifirung Deutſchlands 
al3 ihr hauptfächlichites Ziel. Daneben bildeten ſich aber auch Kommur 
nijtenvereine, die unter dem Sporn der franzöfifchen Theorien nad 
Aufhebung des Eigenthums und gleicher Vertheilung der Arbeiten und 
Genüſſe jtrebten. Cine Unterfuhung, die in Zürich angehoben wurde, 
brachte die Wirkſamkeit diefer Vereine zuerft zu allgemeinerer Kenntniß. 
Der gemwefene Schneidergefelle Weitling, von Magdeburg gebürtig, 
der fich eine Zeit lang in Paris aufhielt und dann nach der Schweiz 
fam, trat als eifriger Apoftel der fommuniftifchen Lehre auf. Bereits 
hatte diefer feine Ideen in einer Schrift: „Garantien der Harmonie und 
Freiheit” verbreitet, die ihren Verlag in Vevey finden fonnte. Darauf 
ging er im Frühling 1843 nah Zürih, um hier ein neues Werfen: 
„Evangelium des armen Sünders“ herauszugeben, worin er die Güter: 
gemeinschaft auf die urjprüngliche Lehre Chrifti gründete und der beite: 
henden gefellihaftlichen Ordnung einen vernichtenden Krieg erklärte. Die 
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Zürcher Polizei fchritt gegen den Drud der Schrift ein, zog Weitling in 
Verhaft und belegte feine ſämmtlichen Papiere mit Beſchlag. Der Fund 
wurde zu einer großen Entdeckung gemadt. Ein eigener regierungsräth- 
licher Kommiſſionsbericht (von Dr. Bluntfhli verfaßt) fchilderte das 
Treiben der Arbeiterpropaganda in grellen Farben. Auf einfeitige Weiſe 
wurden auch die vernünftigeren focialen Beftrebungen mit den Auswüch— 
jen vermengt. Der Beriht wurde nicht nur ſämmtlichen Kantonalre- 
gierungen, fondern auch allen in der Schweiz refidirenden fremden Ge— 
fandten mitgetheilt. Die noch herrfchende Septemberrichtung gab ſich 
damit das Anfehen, eine große Gefahr, worin das allgemeine Eigen- 
thum ſchwebte, glüdlich befeitigt zu haben. Mit dem Vorwurf fommus 
niftifher Tendenzen fuchte man auch die politifche Oppofition zu treffen. 
Gegen fremde Handmwerfsgefellen mie Literaten, die im Verdacht der 
Theilnahme an ſolchen Berbindungen ftanden, wurde Wegmeifung ver: 
hängt und über die Prefje fchärfere Aufjicht geübt. Weitling jelbft wurde 
zu zehnmonatlicher Gefängnißftrafe und fünfjähriger Wegweifung aus der 
Eidgenofjenfchaft verurtheilt. Durch den übertriebenen Lärm erhielt feine 
Wirkſamkeit eine Bedeutung, die fie font nie gehabt hätte. Im Uebri— 
gen konnte auch jener Bericht nicht verhehlen, daß es gejellichaftliche 
Nebelftände gebe, auf deren Heilung man bedacht fein müfje. *) 

An der Zürcher Liberalen Preſſe war um dieſe Zeit eine gemilje 
Umwandlung vor fih gegangen. Nah dem NRüdtritt von Dr. Ludwig 
Snell von der Redaction des „Republikaner“ verfolgte diefer unter Lei— 
tung von Dr. Julius Fröbel eine mehr foziale Tendenz, die über 
die liberalen Partheizwede hinausging. Die Beftrebungen der Arbeiter 
ſuchten fih an diefe8 Organ anzulehnen. Se jchärfer indeß das foziale 
Programm hervortrat, deſto mehr entfremdete ſich das Blatt der bishe— 
herigen Parthei. Da Fröbel nicht mehr die gewünſchte Theilnahme fand, 
ſah er fich genöthigt, dad Organ aufzugeben, das wieder in das alte 
politijche Geleife einlenkfte. In den franzöfifhen Kantonen konnten die 
Arbeitervereine mit ihren verfchiedenen Tendenzen und Elementen unge: 
hindert fortbeftehen oder fich neu organifiren. In Waadt blieben fie 
nicht ohne Einfluß auf die Ummälzung. Bei den dortigen Verfafjungs- 
berathungen fand indeß der weitgreifende Antrag von Druey auf eine 
Drganifation der Arbeit nur wenig Anklang, weil er zu unklar war, 
um zu einem praftiichen Rejultat zu führen. Auch die Berner Bewer 
gung fpielte ſtark auf das materielle Gebiet hinüber. In der neuen 
Verfaſſung wurden eine Reihe von Reformen angebahnt, die Ausglei- 
Hungen in diefer Richtung bezwedten. Bei der Genfer Ummälzung trat 


*) Siehe: Die Kommuniften in der Schweiz nad den bei Weitling vor- 
gefundenen Papieren. Kommiſſionalbericht. Züric 1843, 
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ein ſtarkes und ſelbſtbewußtes Proletariat auf den Kampfplat. Hier 
errang ſich der Nrbeiterjtand eine bisher nicht gefannte Bedeutung. 

Unterdeß gab die TIhätigfeit der fremden Arbeitervereine zu neuen 
Unterfuhungen Anlaf. Der Drang nah Umgeftaltung der faulen mo— 
narchiſchen Zuftände gährte in den Köpfen. Hinter den Vereinen bil: 
deten fih geheime Bünde, von melden die revolutionäre Propaganda 
ausging. Agenten und Provocateurs, die im Solde der fremden Regie- 
rungen jtanden, fuchten auch jett wieder häufig zu den größten Thor: 
heiten zu verleiten. In dem jungen Deutfhland wurde der bis: 
herige nationale Standpunkt zum Theil verdrängt und jeder bejondere 
Patriotismus negirt. Die Führer diefer neuen Schule, Döleke und Marr, 
erflärten jedem Zwang und aller Unwahrheit in Staat und Kirche den 
Krieg, aber geriethen, indem fie die junghegel’fche Philoſophie auf die 
Spike trieben, in den abftoßendften Cynismus. Dadurch zogen ſich ihre 
Vereine die Bezeichnung „Anardiftene und Atheiftenvereine“ zu. *) 
Diesmal war die Regierung von Neuenburg jo glüdlih, nach Verhaf— 
tung mehrerer Mitglieder in den Beſitz eines reichen‘ Aftenmateriald zu 
gelangen, woraus das Dafein einer größern Anzahl von Klubbs hervor: 
ging, deren Hauptfit fi im Laufanne befand. Ein amtlicher Bericht 
verfündigte das Ergebniß der Unterfuchung wieder mit großem Geräuſch, 
Auch hier wurden die verfchiedeniten Bejtrebungen durcheinander gemor: 
fen und durch grelle Schilderung der Ueberjpanntheiten ein abjchredendes 
Bild von dem Leben in den Arbeitervereinen überhaupt entworfen. Die 
Gefandten von Deftreih und Preußen erhielten förmliche Anzeige von 
der Entdeckung. Sämmtliche Klubb3, die zur Kenntnig kamen, wurden 
aufgelöst. Auch in Waadt fchritt jett die Regierung ein und wies die 
bauptfählichiten TIheilnehmer weg (Herbit 1845). 

Endlih äußerte fih noch eine Eleine Bewegung im Kanton Zürich. 
Der Lehrer Treichler trat bier in der Preffe (in einem „Roth: und 
Hülfsblatt“) wie in VBerfammlungen für fozialiftifhe Ideen in bie 
Schranken und regte die arbeitenden Klafjen auf. Der Befit und ins- 
bejondere die Fabrikherren fühlten ſich dadurdh beunruhigt. Die Regie: 
rung feßte einen Ausſchuß aus ihrer Mitte nieder, um die Umtriebe zu 
unterfuhen und Vorkehrungen zu treffen. Nicht abgefchredt, fuchte 
Treichler in öffentlichen Vorlefungen über „Sozialreform“ feine Anſich— 
ten weiter zu verfechten. Die zahlreich befuchten Vorträge fanden auch 
von fonjervativer Seite Aufmunterung, in der Hoffnung, dem liberalen 
Syſtem Berlegenheiten zu bereiten. Dadurch fteigerte ſich die Furcht in 
den herrjchenden Kreifen. Die Borlefungen wurden verboten und ein 


») Siehe: W. Marr, das junge Deutfchland in der Schweiz. — Ein Beitrag 
zur Geſchichte der geheimen Verbindungen unſerer Tage. Leipzig 1846. 
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befonderes Gefeß gegen fommunijtifche Umtriebe (ſpottweiſe „Maulfrat: 
tengeſetz“ genannt) erlafien, worin Angriffe auf die Unverlchbarfeit des 
Eigentums und Aufreizung zum Haſſe unter einzelnen Klafjen der 
Bürger mit Strafe bedroht wurden. Damit hörte die Kleine Bewegung 
auf. Treichler verließ für eine Zeit lang den Kanton (März 1846). 

Ale diefe Erfcheinungen nahmen gegenüber den großen eidgenöjji- 
ſchen Fragen nur eine untergeordnete Stellung ein. Aber die fozialen 
Disfuffionen deuteten auf ein neues Feld, auf dem für die Zukunft noch 
Vieles zu leiften übrig blieb. inftweilen riefen fie in den Partheian: 
Ihauungen häufig Zerfegungen hervor. 


St. Gallen als Schickſalskanton. 


Wir haben jett den Gang der großen eidgenöfliihen Krifis weiter 
zu verfolgen. Die Berfafjungsänderung in Bajeljtadt hatte nur ein ge: 
tingfügiges Reſultat. Der Aufftandsverfuh in Freiburg verunglüdte 
vollftändig. Noch immer fehlte ein zwölfter Stand, um der Eidgenof: 
ſenſchaft Kraft zu verleihen. Mit der höchften Spannung richteten ſich 
von nun an die Blide nah St. Gallen, von wo anı eheiten eine 
Entſcheidung zu erwarten war. 

Wenige Kantone waren feit 1830 fo vielfach bewegt ald St. Gal— 
len, in dejien Schooß immer die verfchiedenartigften Elemente rangen, 
wo dem Volk das Veto zuftand und der demokratiſche Organismus alle 
zwei Jahre einen mehr oder weniger leidenfhaftlihen Wahltampf ver: 
anlafte. Frühe hatte fich Hier die Reaction der bejonderen katholiſchen 
Behörden bemächtigt, während das liberale Prinzip noch im allgemeinen 
Gr. Rath überwog. Nur der Abfall eines einzelnen Mannes übte ein 
ſolches Gewicht aus, daß auch die fantonale Politif Jahre hindurch ges 
lähmt oder in eine fchiefe Richtung getrieben wurde. Zwar mußte der 
Einfluß von Baumgartner in der Klöfterfrage jo weit weichen, daß St. 
Gallen fih mit den Zugeftändnifien von Aargau befriedigte und die 
zmwölfte Stimme gab, um die Sache aus Abſchied und Tractanden fallen 
zu lafjen, aber im Uebrigen kam der Kanton nicht aus den unheimlichen 
Banden heraus. | 

Zu der fonfefjionellen Trennung, die als ſchwerer Hemmſchuh für 
den Staat diente, erhielt die römische Hierarchie in diefen Jahren eine 
weitere verhängnißvolle Stütze. Seit der Auflöfung des DoppelbisthHums 
Ehur:St. Gallen waren die bifchöflihen Verhältniffe noch immer unge: 
regelt geblieben. Auch die liberale Partei war anfangs einem eigenen 
Biſchof nicht abgeneigt, doch unter der Bedingung eine jchweizerifchen 
Erzbisthums, dem aud St. Gallen untergeordnet werden folltee Der 
Gedanke eines erzbifchöflichen Verbandes für die Schweiz fiel indeß nad 
dem Mäglichen Ausgang der Badener Konferenzartifel gänzlid dahin, 
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Um ſo leichteres Spiel hatte jetzt das römiſche Intereſſe, das in der 
Schweiz ſeit Dezennien die Bildung kleiner Jmmediatbisthümer unter 
der Botmäßigfeit der Nuntiatur verfolgte. Das Selüfte nah einem 
eigenen Bisthum war einmal erwedt und der Partifularismus wider: 
jtrebte dem Anſchluß an das größere Bisthum Bafel. Die reactionären 
Tendenzen, die ſich in den bejonderen Fatholifchen Behörden geltend mad): 
ten, famen der römiſchen Kurie zu Hülfe. So beſchloß das katholiſche 
Grofrathsfollegium, wenige Wochen nad) der Zürcher Septemberreaction, 
mit dem päpftlichen Stuhl um die Errichtung eines eigenen Bisthums 
in Unterhandlungen zu treten und nur für den Fall eines unbefriedigen- 
den Ergebnifjes Unterhandlungen für den Anſchluß an Baſel vorzubehalten. 
Vergebens kämpfte damals noch Baumgartner mit aller Schärfe gegen 
diefe Bisthümelei. Im einer Flugihrift — dem Schwanengejang des 
aufgeflärten Staatsmannes — zeigte er unwiderleglich, wie ein ſolches 
Bisthum einen Kanton im Kanton bilden und dem Prieftereinfluß Thür 
und Thor öffnen würde. „Heute fromm, morgen zutäppiſch, übermor: 
gen uſurpatoriſch — dieſe drei Stadien kirchlichen Einfluſſes hat noch 
jedes Ländchen durchlaufen, das ſich mit wanfenden Kräften und unge: 
nügenden Stützen in die Arme geiitlicher Oberherrſchaft geworfen hat.“ 
„Das bürgerliche Weſen fol nicht von geiltliher Hand geleitet werden. 
Leder Staat, in welchem die Geiftlihen einen ungeziemenden, unbeſchei— 
denen, zudringliden Einfluß ausüben auf das äußere bürgerliche Leben 
des Volks, ift ein unglüdlicher, ein zur Abhängigkeit, zur Armuth, zum 
Verfall verurtheilter Staat.“ ber bald vergaß Baumgartner feine 
dringenden Warnungen, trat ſelbſt in’s pfäffifche Lager über und fpielte 
Rom in die Hände. Der päbftlihe Stuhl gab von vorneherein die be- 
ftimmte Erflärung ab, daß er zu dem vorbehaltenen Anjhluß an das 
Bisthum Baſel niemals feine Einwilligung geben werde, jondern auf 
Erftellung eines eigenen Bisthums St. Gallen beharre. Nah längeren 
Unterhandlungen einigten ſich auch die Fatholiihen Behörden mit dem 
Nuntius über eine ſolche Schöpfung. Aber der allgemeine Gr. Rath 
verweigerte der Webereinfunft noch die ftaatlihe Sanction. Am gründe: 
lichiten und conjequenteiten befämpfte Hungerbühler jede Idee eines 
eigenen Bisthums, als mit der politifhen Einheit und Wohlfahrt bes 
Kantons unverträglich, während die Kurie an dem Pfarrer Greith den 
eifrigften und gemwandteiten Kämpfer hatte. Andere liberale Staatsmän— 
ner gaben bereit3 die prinzipielle Dppofition auf und verwarfen nur die 
ungenügenden Garantien in dem vorgelegten Konkordatsentwurf. 

Bald darauf folgten die Maimwahlen von 1845. Danf der au 
bier heraufbejhmworenen Religionsgefahr verlor die liberale Parthei die 
Mehrheit, die fie bisher noch nothdürftig in den politifchen Behörden 
gehabt hatte. Die Partheien hielten fih im Gr. Rath die Waage, 75 
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Liberale ftanden gegen 75 Ultramontane oder Konfervative. In den 
ganz oder größtentheils katholiſchen Bezirken waren alle liberalen Katho: 
lifen ohne Ausnahme als Deputirte weggeworfen. Unter den 75 Ultra: 
montanen oder Konfervativen befand fih nur ein einziger Proteftant. 
Die fonderbare und unerhörte Partheiftellung hatte zur Folge, daß der 
Gr. Rath zwei Tage lang Feine Präfidentenwahl zu Stande bringen 
fonnte, indem Jeder der mit ſehr geringer Mehrheit hierzu Berufenen 
ausfhlug, um feine Stimme nicht verloren gehen zu laſſen. Deßhalb 
ſah fich die Behörde genöthigt, zu befchließen, daß der Präfident bei 
Wahlen und Verhandlungen in offener und geheimer Abjtimmung 
Stimmredt haben und bei gleicher Vertheilung der Stimmen das Loos 
entjcheiden folle. 

Die Bisthumsangelegenheit fam jet in ein noch günftigeres Fahr: 
wafjer für die römischen Beftrebungen. Nach einigen neuen Unterhand: 
lungen mit der Kurie, wobei der Konkordatsentwurf nur geringe Abän- 
derungen erlitt, erhielt das eigene Bistum St. Gallen — im Novem: 
ber 1846 — die Sanction des Staats. Alles was noch am Ende für 
den Staat gerettet wurde, war das Recht der Plazetirung für die Bi: 
Ihofswahl. Die Oppofilion gegen das ganze Konfordat ſchwand bis auf 
fünf Stimmen (darunter Hungerbühler und Weber). ALS die ftaatliche 
Sanction ſchon ertheilt war, zögerte man in Rom noch mit Erlafjung 
der Bulle, weil man noch kanoniſche Bedenfen hatte. Erft nach weiteren 
kleinen Conzeffionen in Bezug auf den Vollziehungsbeſchluß des Fatholi- 
hen Großrathskollegiums wurde die Bulle ausgefertigt und das Ge: 
fammtergebniß nochmals vom Gr. Rath fanctionirt. Die Biſchofswahl 
konnte nicht anders als auf einen Vertreter der ultramontanen Richtung 
fallen. Der apoftolifhe Vifar Mirer war der Erfte, der den bifchöfli: 
hen Stuhl von St. Gallen beftieg. 

Unterdeß war auch im Erziehungsmefen des Fatholifchen Kantons: 
theil3, da8 im Laufe der Dreißiger Jahre mannigfache wohlthätige Re: 
formen erlitt, eine vollftändige Reaction eingetreten. Namentlih war 
die Fatholifche Kantonsſchule, die einen befonderen Auffhwung genommen 
hatte, nach Nichtwiebererwählung oder Vertreibung der tüchtigften Lehrer 
zur ultramontanen Pflanzftätte herabgefunten. 

Die an Zahl gleiche Vertretung beider Partheien in der oberjten 
Landesbehörde machte zwei Jahre hindurch jeden Beſchluß politifcher Na: 
tur unmöglid. In den großen eidgenöffifchen Fragen, von denen die 
ganze Schweiz bewegt war, fah fich der Kanton zur völligen Ohnmacht 
verurtheilt. Weder in Bezug auf die Jefuiten noch in Bezug auf den 
Sonderbund fonnte irgend eine pofitive Inftruftion ertheilt werden. Die 
Geſandtſchaft an der Tagſatzung war immer auf das Referendum ange: 
wiefen. Die Partheien im Gr. Rathe harrten mit einer jeltenen Zähig— 

30 


— 466 — 


feit aus. Keine Meinung fonnte der anderen den Heinften Boden ab- 
gewinnen. 

Seht kamen die Maimahlen von 1847, von denen für die nädhite 
Zeit nicht blos das Schickſal des Kantons, jondern der ganzen Eidge— 
noſſenſchaft abhängen ſollte. Mit der höchften Spannung richteten fich 
daher alle Blicfe auf diefen Wahlfampf. Bon beiden Seiten wurden 
die Außerften Kräfte aufgeboten, um den Wahlfieg zu erringen. Die 
liberale Parthei fühlte das ganze Gewicht ihrer Stellung. Es galt der 
Zerrifjenheit im Bunde ein Ende zu machen. Der vom Staatsfchreiber 
Steiger mit fehneidender Schärfe redigirte „Erzähler“ trug die Fahne 
voran. Um die öffentlihe Meinung irre zu führen, gaben ſich die Je— 
fuitene und Sonderbundsfreunde den Echein der „Friedensparthei”, Der 
glückliche Ausschlag kam von dem fatholifhen Bezirt Gafter, der ſich 
dem ultramontanen Lager entzog und feine ſämmtlichen ſechs Großraths— 
ftelen mit Liberalen beſetzte. Drei Fatholiiche Geiftliche, die hier weſent— 
lih zum Sieg der nationalen Sache beitrugen, wurden die Bielicheibe 
der gehäjjigiten Schmähungen von Seite der Gegner. Der Gr. Rath 
‚ zählte nun 77 Mitglieder, die entfchieden zur Eidgenofjenichaft ftanden, 
gegen 73, die fih noch um die firchlich-politifche Reaction jchaarten. 
Bei der Wahl der Regierung fam Baumgartner endlich zum Falle. 
Der gänzliche Mebertritt in die pfäffiichen Reihen vernichtete feinen Ruf; 
alle jtaatsmännifhe Gewandtheit Fonnte ihn nicht am Ruder erhalten ; 
in dem Gange der Dinge fah er fich bitter getäufcht. An feine Stelle 
fam Dr. Weder in die Regierung. Dur den Ausgang der Wahlen 
erhielt die ganze Eidgenofjenjchaft eine andere Wendung. Mit der Stimme 
St. Gallens konnte fich jest in den brennenden Fragen eine Mehrheit 
an der Tagſatzung bilden. 


Die Haltung des Auslands. 


Die Schweiz mit ihren republifaniihen Inftitutionen und nationa= 
len Beftrebungen war immer der größte Dorn in den Augen des mo: 
narchiſchen Auslands. In den Dreißiger Jahren wurde von den Kabi- 
netten jeder Anlaß ergriffen, um der Entwidlung entgegenzutreten und 
den freien Geift niederzudrüden.” Die beftändigen Drohungen und Ein- 
wirfungen von Außen trugen nicht wenig dazu bei, daß die Negeneration 
zum Stillftand fam und der Bund fich nicht verjüngen konnte. Erit 
mit dem Louis-Napoleon-Handel erhielt die Schweiz für eine Zeit lang 
Ruhe vor den unaufhörlichen Noten. Der nationale Aufſchwung, der 
fich gegenüber den franzöfifchen Zumuthungen äußerte, flößte größere 
Achtung ein. Nach der Zürcher Septemberreaction hofften die Kabinette, 
daß eine Errungenfhaft nah der andern fallen und die Schweiz jich 
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von felber wieder den Grundſätzen der heiligen Allianz nähern werde, 
Aber mit den erjten Kraftanftrengungen, die von den freifinnigen Kan 
tonen gegen die um fich greifende Tirchlich-politiihe Reaction gemacht 
wurden, rührte jih auch die fremde Diplomatie wieder. Die meijten 
‚auswärtigen Regierungen hatten zwar Fein näheres Interefje daran, die 
Flerifalen Gelüfte auf's Aeußerſte zu ermuthigen. Ueberall mußte das 
ftaatlihe Anjehen unter den hierarchifhen Anmaßungen leiden. Aber 
der Abfolutismus hing fih an die klöſter- und jefuitenfreundlichen Kan: 
tone in der Schweiz, weil er in diejen eine Stüße für das ganze ſta— 
bile Syitem ſah. Man wollte lieber, daß die Schweiz der finfterften 
Macht unterworfen jei, als daß fie einen Schritt weiter auf der Bahn 
der freien nationalen Entwidlung thue. Die Freifchaarenzüge boten den 
willflommenen Anlaß, um die ganze republifanifche Ordnung wieder in 
den Bann zu thun. In allen diplomatiihen Drganen des Auslands 
wurde die Schweiz als der Herd einer permanenten Anarchie verfchrieen. 
An Wien wie in Paris war bereit3 von Konferenzen die Rede, um Die 
Wirren zum Gegenftand der Erörterungen zu machen. Die Haltung 
der Kabinette mußte dazu dienen, die römijche Ligue zu ermuthigen. 
Am offenften dedte Deftreih den Schild über die Klöfter- und Sefuiten- 
parthei. Frühe fam die Drohung von Wien, „daß, follte die ſchweize— 
riſche Einheit durch die Vernichtung Bes Bundes zerriffen oder in Zweifel 
geitellt werden, Oeſtreich fich nicht für gebunden erachten würde, die 
Fahne der ſchweizeriſchen Nationalität vorzuggweife in diefem oder jenem 
Theile des aufgelösten Bundes zu erkennen.“ *) Das Verlangen auf 
unbedingte Aufrechthaltung der Kantonalfouveränität und Fortbeſtand 
des Bundesvertrags von 1815 ging wie ein rother Faden auch durch 
die Depefchen der übrigen Kabinett. Die Diplomatie Fehrte fich wenig 
daran, in welchen grellen Widerfpruch fie fich felber verwidelte. Auf 
der einen Seite Elagte fie die Eidgenoſſenſchaft der Kraftlofigkeit an und 
verurtheilte die Anardie in ihrem Schooße und auf der anderen Seite 
Iprach fie dem Bunde das Recht ab, ji einer ftörriichen Minderheit 
gegenüber Anſehen zu verfchaffen und die mangelhaften Einrichtungen 
zeitgemäß umzugeftalten. Die ganze eidgenöffifche Autorität wurde auch 
dann noch in Frage gejtellt, als der bewaffnete Sonderbund in aller 
Form ausgebildet war. und die Auflehnung einzelner Kantone fih un: 
verfennbar gegen etwaige Bundesbeſchlüſſe richtete. 

Se näher der Zeitpunft kam, wo eine endliche Mehrheit an der 
Tagfagung zu erwarten war, um gegen den Sonderbund einzufchreiten, 
defto rühriger wurde die Diplomatie zu feinen Gunſten. Eine Zeit 
lang Hatte die franzöfifche Politit bei der Klöfter- und Jeſuitenfrage 

*) Depeiche des Wiener Kabinets an die öfterreichtiche Geſandtſchaft im der 
Schweiz vom 27. Februar 1841, betätigt 1845. 
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noch eine gewiſſe Zurüdhaltung beobachtet. In Frankreich felbit war 
man im Falle, gegen die Jeſuiten Vorkehrungen zu treffen. Aber von 
Jahr zu Jahr war das Syitem des Königs Louis Philipp gegen jede 
freiere Bewegung argmwöhnifcher und feindfeliger geworden, In dem 
proteftantifhen Minifter Guizot Hatte die Fonfervative Doctrin ihren 
ftarrften Vertreter gefunden. Während im Innern jeder conftitutionelle 
Fortjchritt zurückgewieſen und allen Reformbeftrebungen ein verhängnißs 
volles »jamais« zugerufen wurde, lösſste fih nah Außen Hin das bis: 
herige Einverftändnig mit England und wurde die Stütze faft aus: 
fhlieglih an den legitimen Mächten gefuht. In Abhängigkeit von Deit: 
reich zeigte ſich die franzöfiiche Politit auch gegen die Schweiz immer 
feindlicher. Die Ummälzungen in Waadt und Genf dienten dazu, die 
doctrinären Staatsmänner in Paris weiter gegen den radifalen Geift 
aufzubringen. Qiruppenbewegungen gegen bie ſchweizeriſche Gränze zeug— 
ten von der zunehmenden böfen Stimmung. Der bisherige franzöfifche 
Geſandte, Graf von Pontois, der no den Schein des Wohlwollens 
aufrechthielt, wurde durch Bois le Comte erſetzt — einen Diplomaten 
der traurigften Art, obgleih ihn der Ruf großer Geſchicklichkeit und 
langjähriger Erfahrung begleitete — der offen Parthei für die Jefuiten 
und den Sonderbund ergreifen mußte. Selbſt die um diefe Zeit erfolgte 
Einverleibung von Krakau in die vſtreichiſche Monarchie, wodurd allen 
Verträgen zumwider cin Heiner Freiftaat von der Karte Europa’3 ausge— 
löfcht wurde, hinderte das doctrinäre Regiment in Frankreich nicht, ber 
öffentlihen Meinung zum Troß, mit den abfolutiftiichen Kabinetten wei: 
ter Hand in Hand zu gehen. Wie in den Dreifiger Jahren glaubte 
man mit drohenden Zudringlichkeiten und brutalen Verletzungen auch jebt 
wieder mit der Schweiz fpielen und den nationalen Drang niederhalten 
zu können. Franzöſiſche Genieoffiziere erſchienen plößlih mit einer Abs 
theilung Bewaffneter in dem ftreitigen Dappenthal und ergriffen förm— 
lihen Befik von demfelben. Andererſeits bedrohte die. öftreihijche Re— 
gierung den Kanton Graubünden mit Aufhebung der ausnahmsweiſe 
zugeftandenen Verkehrsbegünſtigungen für den Tranfit über den Splügen, . 
falls Graubünden zu militärischer Vollitrefung von. Bundesbeichlüffen 
gegen die fieben Kantone Hand bieten follte, wodurch fich indeß Grau: 
bünden nicht einfhüchtern ließ. Gleiche Einwirkung wurde auf Teffin 
verfudt. Daneben erhielten die Sonderftände von Deftreih wie von 
Frankreich wirkliche Unterftügungen an Geld und Waffen. Zu den 
feindlichen Demonftrationen gegen die Eidgenofjenfhaft kamen Fleinliche 
Chifanen. Ein Theil des diplomatifhen Corps verließ Bern und fiedelte 
nad Zürich über, zur Strafe, daß Theilnehmer am Freifhaarenzug in 
die Berner Regierung gewählt wurden. Bern wurde zwar al3 Vorort 
anerkannt, als die eidgenöffiiche Leitung mit Anfang 1847 auf dieſen 
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Kanton überging, aber die Vertreter der drei öftlihen Mächte erflärten 
in ihren Zufchriften, die freundlichen Beziehungen nur auf fo lange zu 
erhalten, al3 die Grundlage, auf welcher die vorörtliche Behörde berube, 
nicht in ihrer Wefenheit angegriffen oder in ihrem Geifte gefäljcht werde, 

Der franzöfifche Gefandte Bois le Comte fiedelte nit mit nad) 
Zürich über, dagegen trug er feinen Eifer in anderer Weife zur Schau. 
Kaum war der gemwejene Dberanführer der Freifhaaren, Ochſenbein, 
zum Präfidenten der Berner Regierung und damit auch zum Präfiden- 
ten des Vororts und der Tagfatung gewählt, fo erfchien Bois le Comte 
in Audienz bei ihm und ertheilte eine umftänbliche Lection über das 
Freifchaarenmwefen, wie über eine etwaige Bundesrevifion. Die Wiener 
Congreßakte — erklärte er in abgelefener Rede — kennt feine einheit- 
liche Schweiz, fondern nur eine aus 22 Kantonen beftehende Eidgenofjen- 
haft. Wenn aljo einer oder mehrere Kantone uns eine Tages fagten, 
man bedrohe ihre unabhängige Eriftenz, man wolle derfelben Gewalt 
anthun, oder fie zerftören, man ftrebe darnach, eine einheitliche Schweiz 
an die Stelle der durch Verträge anerkannten fantonalen Schweiz zu 
feßen, und verlege dadurch diefe Verträge, fo würden wir unterfuchen, 
ob in der That die Verträge verlegt find... Wir haben uns auf den 
einfachen Entfchluß beſchränkt, auf das einzige Wort: „wir werden unter: 
fuhen (nous examinerons). Ich bin unbedingt im Falle beizufügen, 
daß wir e3 thun werden im vollflommenen Einverftändnig mit dem Geifte 
und den Abſichten der Mächte, welche eben diefe Verträge unterzeichnet 
haben, und ganz beſonders mit Deftreich, welches gegenüber der Schweiz 
wegen der Grenznahbarfchaft in gleicher Lage ift, wie wir.” 

Der Bundespräfident ermwiderte kurz und ernft: Die Note erinnere 
an Thatfachen, die ihn befonder8 angehen und worüber er einzig und 
allein den Behörden und der öffentlichen Meinung feines Landes Rechen- 
(haft fchuldig fei, und fehe Eventualitäten voraus, über welche er fi 
weder perfönlich noch offiziell zu erklären habe. Doch made er e3 fi 
zur Pflicht zu verfihern: „daß die eidgenöffischen Behörden die beftehen- 
den Verträge nicht verleben und daß fie jedenfalls den feſten Willen 
und die Macht haben werden, der öffentlichen Ordnung und den Rechten 
der auf fchmeizerifchem Gebiet niedergelafjenen Bürger Achtung zu ver: 
Ihaffen, daß fie aber gleichzeitig mit nicht weniger Kraft fich jedem Ver: 
fuche fremder Einmifhung in ihre Angelegenheiten widerſetzen, und daß 
fie feiner Macht und feiner Minderheit von Kantonen da8 Recht zuer: 
fennen werben, den Bundesvertrag auszulegen, ein Recht, das nur der 
Eidgenoſſenſchaft zufteht.” 

Der franzöfifche Gefandte mußte fühlen, daß er mit feiner zudring— 
lichen Lection den Zweck der perfönlichen Einſchüchterung nicht erreiht _ 
hatte, die Zurechtweifung vielmehr auf ihn zurüdgefallen war. Es wurde” 
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daher ein verſtärkter Anlauf genommen, indem nun ein förmliches Mi— 
niſterialſchreiben von Guizot erſchien, welches dieſelben Gedanken wie— 
derholte und noch beſtimmter erklärte, daß die verbündeten Mächte gegen 
ein Unterfangen „proteſtiren“, wodurch die Tagſatzung ſich an den Rech— 
ten, welche die Grundlage des Bundes und der Staatsverträge bilden, 
vergreifen würde, Der Bundespräſident hielt ſich nicht berufen, dieſes 
mitgetheilte Schreiben zur Kenntniß des Vororts oder der Tagfagung zu 
bringen. Dem Gefandten blieb nichts übrig, als das Aftenftüd in ein 
öffentliches Blatt einrüden zu laſſen, wo es allen Eindrud verfehlte. 
Auf die Andeutung des Gefandten am Schluß der Audienz, daß man fi) 
bezüglich der Abficht der alliirten Mächte auf Intervention leicht täufchen 
fönnte, hatte der Bundespräfident die kecken Worte zur Antwort gegeben: 
„Benn die alliirten Mächte va banque fpielen wollen, fo werben wir 
mitfpielen (siles puissances alli&es veulent jouer va banque, nous 
jouerons avec).“ 

Unter den Mächten herrichte indeß nicht die volle Uebereinftimmung, 
wie die franzöfifche Diplomatie vorgab. Lange Hatte fih auch das eng- 
Yifche Kabinet in Bezug auf die Schweiz von den Fontinentalen Höfen 
in's Schlepptau nehmen laſſen. Noch in einer Aberdeen'ſchen Depefche 
vom 11. Februar 1845 war der Schweiz das Recht der freien Konſti— 
tuirung abgeiprochen und behauptet, daß eine Umgeftaltung der Eidge: 
noſſenſchaft der förmlichen Zuftimmung der garantirenden Mächte bedürfe. 
Aber mit dem Fall des Toryminifteriums (im Juli 1846) und dem 
Nik, der in dad Einverftändniß zwiſchen Frankreih und England kam, 
änderte fich die Politif jenfeit3 des Kanals. Der neue Minifter des 
Auswärtigen, Lord Palmerfton, nahm der Schweiz gegenüber eine 
wohlmwollendere Haltung an und gab ihr unzweideutige Zeichen der Er: 
muthigung. Der Gefandte Morier, der England bisher auf fehr ein: 
feitige Weife vertreten hatte, wurde zurüdberufen und einftweilen durch 
den jungen Gefhäftsträger Peel, Sohn des berühmten Minifters, erfekt, 
der zwar noch fein gewiegter Diplomat, aber voll Sympathie für die 
Eidgenofjenfhaft war. Konnte die Schweiz im Fall eines wirklichen 
Anterventionsverfudes von Seite der Tontinentalen Mächte auch wenig 
auf die thatfächliche Hilfe von England reinen, jo war doch die mora— 
liſche Unterftügung von großem Werth, zumal da die nie erlöfchende Ri- 
valität zwifchen Frankreich und Deftreih auch fonft der vollen Ueberein— 
ftimmung hindernd in den Weg trat. 

Aber einen noch weit ftärferen Halt hatte die freigefinnte Schweiz 
an der Öffentlihen Meinung Europa's und der weit verbreiteten Theil: 
nahme unter den Völkern. Die monardijchen Regierungen hatten in. 
ihren eigenen Ländern nicht mehr den fichern Boden unter ihren Yüßen, 
wie in den Dreißiger Jahren, wo die Reaction alle Regungen vollitän: 
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dig niedergefchlagen hatte. Zeichen und Erfcheinungen genug deuteten 
auf eine tiefe Gährung, die fich in den verfchiedenften Richtungen Luft 
zu machen ſuchte. In Frankreich rührten neue foziale Theorien die 
Mafje der arbeitenden Bevölkerung auf. Dem- ftarren Gedanken in den 
Zuilerien trat eine ſtarke Tonftitutionelle Reformbewegung entgegen. Die 
jefuitenfreundlihe Haltung des doctrinären Kabinet3 wurde in allen 
liberafen Organen Frankreichs auf's Schärfite gegeißelt. In der Depu— 
tirtenfammer warf die Oppofition dem Minifter Guizot offen in’3 Ge: 
ficht, daß Fein Franzofe zum Schuß der Jeſuiten gegen die Schweiz 
marfchiren werde. In Deutfhland hatten die Fürften felbft feit dem 
Anfang der Vierziger Jahre, durch das franzöfifhe Aheingelüfte geäng- 
ftigt, den nationalen Beftrebungen etwas freieren Raum lafjen müffen. 
Der öffentliche Geift brach allmählig die Bande der drüdenden Cenſur. 
Mit der Trierer Nodfahrt gelangte das pfäffifche Treiben auf die Spike. 
Der Deutfchfatholizismus brachte einen Riß in das römische Gebäude. 
An Preußen trat ein neuer König auf die Bühne, der mit feinen feu: 
dalen Theaterftüden nur die öffentlihe Meinung reiste. In Baiern 
mußte ſich ein ultramontane3 Minifterium vor dem Tanz einer Spanie: 
rin zurüdziehen., Am mädtigiten fing es in Italien an zu gähren. 
Mit dem Pabſtwechſel, der Pio nono auf den heiligen Stuhl brachte, 
ſchien die römische Politik ſelbſt fid an die Spike der Reform ftellen zu 
wollen. So trügerifch das "Spiel war, jo gab e8 den been bürgerli- 
cher Freiheit und nationaler Einheit und Unabhängigkeit doch einen ge— 
waltigen Sporn. Zu den -politifchen Regungen kam die Unruhe, die fich 
in Folge der Theurung und herrichenden Noth der unteren Klafjien an 
jo vielen Orten bemächtigte und namentlih in Deutfhland zu vielfachen 
Tumulten Anlaß gab. Mit der größten Spannung verfolgte man über: 
all den Kampf, der in der Schweiz gegen die Jefuiten und den Sonder: 
bund geführt wurde. An vollitem Maaße gaben fich die Sympathien 
für das Ringen der eidgenöfjifh gefinnten Parthei fund. Was die 
Schweiz durchzufechten hatte, erſchien auch als die Sache der benachbar— 
ten Bölfer. 

Durch diefe weit greifende Stimmung mußte der böfe Wille der 
Diplomatie gelähmt werden. In der Schweiz ſelbſt äußerte fich der 
Wille der Nation, Schritt für Schritt, immer entfchiedener. Im Laufe 
von wenig mehr als zwei Jahren war in ſechs Kantonen, wo man den 
. eidgenöffifchen Geift zu hemmen fuchte, da3 herrfchende Syſtem gebrochen 
oder geändert. Zwiſchen den Gegenſätzen mußte die tranfigirende Po: 
litif, die den Riß fortbeitehen laſſen wollte, ohne ihn zu heilen, allen 
Boden verlieren. Die Bedenken der ängftlicheren Staatsmänner ſchwan— 
den vor der abfoluten Nothwendigkeit durchgreifender Maßregeln. Auch 
bei einem Theil der Konfervativen brach ſich allmählig eine kräftigere 
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eidgenöſſiſche Geſinnung Bahn. Die ruhigſten Bürger kamen zur Ein— 
ſicht, daß der bisherige Zuſtand nicht mehr fortdauern könne und ohne 
Wahrung der Bundesautorität Feine Ordnung möglich fei. Das ver: 
dammende Urtheil fiel nur um fo ftärfer auf den Sonderbund, je mehr 
die fremde Diplomatie ſich hinter denfelben ftellte und für ihn zu inter- 
veniren drohte. So konnte die Eidgenoffenfhaft hoffen, für Die Ueber: 
windung der ſchweren Krijis auch die nöthige Kraft zu finden. 


Bundesdefchlüffe gegen den Sonderbund und die Iefuiten. 


Ye näher die Ausficht heranfam, daß die oberfte Bundesbehörde aus 
ihrer bisherigen Ohnmacht heraustreten und entfcheidende Beichlüffe faf- 
fen werde, deſto feiter fchloffen fich die fieben verbündeten Kantone an 
einander, um fo weniger machten fie Miene, irgendwie einzulenken. Eine 
Zeit lang hatte die Separatverbindung wenigſtens den Schein für fich 
gehabt, als fei jie einzig zur Abwehr vevolutionärer Angriffe beftimmt. 
Uber in allen Kantonen, mit Ausnahme der beiden Halbkantone Bafel: 
land und Appenzell A. Rh., wo das Volk die Freifchaarengefege verwor⸗ 
fen hatte, waren mehr oder weniger harte Strafbeftimmungen getroffen, 
um jede neue Freifchaarenunternehmung zu verhüten. In diefer Rich: 
tung war feine ernfte Gefahr mehr vorhanden. Dennoch fuhren die 
Sonderjtände fort, fi bis an die Zähne zu waffnen und ihre kriege— 
riſche Stellung auf alle Weife zu verftärfen. Bereit3 waren die Trup- 
pen der fieben Kantone in vier Armeedivifionen getheilt, zum Oberbe— 
fehlshaber der eidgenöffische DOberft Johann Ulrich von Salis-Soglio 
(nahdem der Wallifer General v. Kalbermatten den Ruf abgelehnt 
hatte) ernannt. Freudig nahm man von Geite des Kriegsraths die 
Geldanlehen und Waffenjendungen in Empfang, die von Deftreich, 
Franfreih und Sardinien famen. Die Hoffnung, fi nöthigenfalls auf 
eine Intervention der fremden Mächte ftügen zu Fünnen, ermuthigte zu 
den äußerten Anftrengungen. In Luzern erhielt die Regierung von der 
oberiten Behörde einen unbeſchränkten Kredit auf die Staatskaſſe und 
unbedingte Vollmacht, Alles anzuordnen und vorzufehren, was zur Ver: 
theidigung des Gebiets und der Kantonalfouveränität nothwendig fei. 
Die Regierung benugte den Kredit zu enormen Anfchaffungen von Waf- 
fen, Munition und Uniformen. Als der Vorort Bern, bald nach feinem 
Amtsantritt, anfragte, was alle die militärischen Rüftungen zu bedeuten 
hätten, ertheilte Luzern ſchnöde Antwort und ſchritt unbefümmert auf 
dem eingejchlagenen Pfade fort. So befanden fi die fieben Stände 
der Eidgenofienfhaft gegenüber in vollſtändig organifirtem Kriegszuftand. 
Cine Minderheit drohte jedem Mehrheitsbefhluß der Bundesbehörde, 
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der ihre vermeintliche Selbftherrlichfeit verleßte, mit bemaffneter Hand 
entgegenzutreten. i 

Unter diefen Umftänden verfammelte fi die Tagſatzung in Bern 
zu ihrer ordentlichen Situng im Anfang Juli 1847. Mit der größten 
Spannung wartete nicht blos die Schweiz, auch das Ausland auf die 
entjcheidenden Entſchlüſſe, obgleich die Inftruftionen der Kantone ſchon be— 
fannt waren. Die Eröffnungsfeierlichfeit fand unter großem Volkszu— 
drang in der Heiligengeiftfirche ftatt, die mit den veichen, im Burgun- 
derfrieg erbeuteten Teppichen Karla des Kühnen, geihmüdt war. Ofen: 
bein hielt al3 Bundespräfident die Eröffnungsrede. Er bob die große 
Bedeutung des Tages hervor und erflärte, der Wirklichkeit offen, reblich 
und feſt in's Angeficht fehauen zu wollen. Es handle ſich gegenmärtig 
im engeren wie im weiteren Vaterland um die wichtigften Güter der 
Menſchheit, um die unerläßlichen Bedingungen eines freien geiftigen 
Lebens, um die Wahl zmwifchen dem Fortfchritt und der Stabilität, um 
die Entjheidung eines Kampfes, der vielleicht nie mehr als in diefen 
Tagen das große geiftige Europa bewegte und in feinen Grundfeften 
erfhütterte. Nah Hinweiſung auf „die bebeutungsvolle, weil allem 
Völkerrecht zumiderlaufende Vernichtung der Selbftftändigfeit einer Schwe— 
fter Helvetiens, der ‚Republik Krakau, zum Hohn der civilifirten Welt 
verübt“, ſchilderte er die Niefenfortfchritte der Zeit in Wifjenfchaft, Ge— 
werbe und politifcher Bildung — „diefe neue geiftige Welt, in welcher 
noch die alten ſichtbaren Pfeiler der Vorzeit ftänden, die mumienhaften 
fozialen Einrichtungen, angehörend einer längft verfchwundenen Anſchau— 
ungsweije, anderen Begriffen, anderen Berhältniffen und Bebürfniffen, 
auf feine andere Grundlage ‚gejtüst, als auf die Macht der Gewohnheit, 
de3 Chrgeizes oder Eigennutzes, Strukturen, welche bei der leifeften Er: 
ſchütterung wie verwittertes Gemäuer auseinander zu. fallen drohen. 
Einzig der Verftodtheit, gegenüber dem geiftigen Wehen der Zeit, müſſe 
das die Staaten Europa’3 durchzuckende Feuer zugefchrieben werden ; das 
Gewitter leuchte, aber der europäiſche Staatenfoloß achte feiner nicht; 
denn er ſchlafe, — aber einen gefährlichen Schlaf.” 

Die Rede ging dann über auf das engere Vaterland und zeigte 
die Wunde, woran dafjelbe leide, den ofen Bund von 1815. Hier 
Hand anzulegen und den Bund in Einklang zu bringen mit den Be: 
griffen und Gefühlen des Volks, das fei die heilige unabmweisbare Pflicht. 
Dabei wurde die Stellung der Schweiz zu den auswärtigen Mächten be- 
rührt und nachgewieſen, daß die Interefien der Mächte noch dermalen 
diefelben jeien, wie jene, melde fie einft zu der feierlichen Erflärung 
veranlaßte, daß das allgemeine Staatzinterefje zu Gunſten der Iweize— 
riſchen Eidgenofjenichaft die Anerkennung einer immerwährenden Neutra: 
lität erheifche. Auch das pofitive Recht geftatte den fremden Mächten 
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Ichlechterdings feine Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten. der 
Schweiz, denn nicht vermöde des Wiener Vertrags befite die Eidgenof: 
jenfchaft das Recht jelbiteigener Konftitution, jondern vermöge ihrer Sou- 
veränität, und nicht der Bundesvertrag von 1815 fei von den fontra- 
hivenden Mächten garantirt, fondern nur da3 vermöge des Wienerver— 
trags der Eidgenoſſenſchaft zuftändige Gebiet. „Sollten wir uns aber“ 
— fo ſchloß die Rede — „troß diefer Thatſachen dennoch täufchen, follte 
das Unmwahricheinlichfte, eine fremde Einmifhung in die inneren Ange: 
legenheiten der Eidgenojjenfchaft verſucht werden wollen, fo foll die Welt 
willen, daß die Schweiz ftarf durch ihr gutes Recht, groß durch die 
überall hin verzweigten Sympathien aller freien und nach Freiheit rin— 
genden Völker, die legte Kraft und das lebte Herzblut aufzuopfern wiſ— 
fen wird, ihre von den Vätern in fo mancher heißen Schlacht erfämpfte 
Unabhängigkeit zu wahren und dieſes Foftbarfte aller Güter wie ererbt, 
jo unverfümmert und in ihrer vollen Bedeutung als heilige Vermächt— 
niß auf Kinder und Kindesfinder überzutragen.“ 

Dieje Rede vom Bundespräfjidentenftuhl herab — mit ihrem orato= 
riſchen Prunk, ihrer entjchiedenen Zuverfiht und ihrer vollen Ahnung 
eines nahenden gewaltigen Völkerſturmes — Hang der Diplomatie und 
allen Staatsmännern alten Schlages feltfam und ungewohnt in die Oh— 
ven. Die Sonderbundsparthei fuchte die Worte de3 ehemaligen Frei: 
ſchaaren-Anführers geradeswegs zu „einem Manifeft der revolutionären 
Schweiz zu Gunften des Einheitsſyſtems“ und zu „einer politifchen 
Kriegserflärung des’ demofratijchen Radikalismus gegen die Monarchien 
Europa's“ zu ſtempeln. Von dem diplomatiſchen Korps war nur ein 
Theil zu der Eröffnungsfeierlichkeit erſchienen. Die Vertreter von Deft: 
reih, Preußen und Rupland hatten fich fern gehalten. 

Nah Ablauf einiger Situngen fam die große drage über den 
Sonderbund zur Berhandlung, während gleichzeitig in Glarus die 
eidgenöſſiſchen Schüßen verfanmelt waren und von diefer „Tagſatzung 
des Schweizervolls* ein lebendiger Sporn zum thatkräftigen Handeln 
fam. Die Boten der Sonderftände, die in ihrem Auftreten jchroffer und 
übermüthiger wie je waren, lüfteten jetzt den letten Schleier. Luzern's 
Sefandter, Bernhard Meyer, erklärte offen, das Sonderbündnif 
gelte zunächſt nicht den Freiſchaarenzügen; dieſe feien nicht die einzige 
Urſache deffelben, fondern blos Folgen eines tieferliegenden Uebels, das 
wie ein geheimnifvolles unheimliches Feuer den europäiſchen Kontinent 
durchzucke. In den Freifhaarenzügen habe man dur Bejiegung des 
Kantons Luzern und der Urfantone eine Revolution von unten herauf 
dur das Mittel verblendeter Bollsmafjen herbeizuführen verſucht; jest 
aber fei man im Begriff, fie von oben herab durch Beichlüffe der Tag: 
ſatzung der Eidgenofienfhaft aufzudrängen. Zu diefem Zwecke habe man 
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die Theorie erfunden, daß es einer Mehrheit von 12 Ständen zuftehe, 
Alles zu befchließen, was ihr nur gelüfte. Diefe Theorie des unbeding— 
ten Gehorſams gegen eine Zmölfitändemehrheit fei Despotismus und 
gegen den Geift des Föderalismus. Das Separatbündniß gelte den 
bundesrevolutionären Tendenzen jener an Schüßenfefter und Volksverei— 
nen ich laut Fund gebenden Parthei, die durh Tagſatzungsmehrheit ein 
Einheitsfyftem aufdrängen wolle. Man fee die Aargauijchen Klöfter 
wieder ein, lajje die Sefuitenfrage fallen, nehme Luzern gegen alle Zu: 
muthungen um Ausweiſung der Jeſuiten in Schuß und erfläre ſich ge: 
gen jede Aenderung des Bundesvertrags, wodurd die Selbititändigfeit 
der Kantone untergraben würde, dann würden die jieben Stände mit 
Freuden von ihrem Bündnifje zurüdtreten. Noch großfprecheriicher äußerte 
ih Schwyz (v. Schorno): Sein Kanton fei bereit, den Fehdehandſchuh 
hinzunehmen, aber nur über die Leichen der Enkel Tell’s und Winkel: 
ried's werde man in die Thäler der uralten Freiheit eindringen. 

Sp ftellte fih der Sonderbund zugeftandenermaken jeder Entwid: 
fung im Bunde entgegen. Die Eidgenoffenfhaft follte zur Stabilität 
verurtheilt werden und ohne den Willen der fieben Stände feinen Schritt 
vorwärts thun. Vom ftaatsrechtlichen Standpunkt aus wurde die Bun— 
deswidrigfeit und Verderblichfeit einer ſolchen Verbindung am gründlich: 
ften in den Voten von Furrer für Zürih und Kern für Thurgau 
dargethan. In Betreff der Frage über die Verbindlichfeit von Majori: 
tätsbejhlüffen für die Minorität wurde von diefer Seite nicht behauptet, 
daß die Tagfakung in allen Punkten verbindliche Beſchlüſſe fajjen könne; 
aber in fragen, die ihrer Natur nah Bundesfragen feien, müſſe ihr 
Entſcheid als verbindlich gelten. Hier handle e3 fih nun ausdrüdlic 
um eine Bundesfrage, nach der deutlichen Erklärung des ſechsten Arti— 
tel3 de3 Bundesvertrags, der dem gemeinfamen Bunde nadhtheilige Bünd- 
nifje verbiete. Wer follte über die Nachtheiligkeit richten, wenn nicht die 
Tagfabung? Dem Schwyzer Gefandten erwiederte Kern: Der Sonder: 
bund nehme den Handſchuh nicht auf, jondern werfe ihn Hin, indem er 
troßig erfläre, die Tagfatung fole nur beſchließen — er rüſte. Auch 
Bafelftadt mußte jet zugeftehen, da die Separatverbindung mit dem 
Bunde nit im Einflang ftehe und die Auflöfung gerechtfertigt fei, den- 
noch wollte e3 nicht ernftlich einfchreiten, ſondern blos freundeidgenöſſiſch 
einladen. Neuenburg (von dem feingeſchnitzten Staatsrath Calame 
vertreten), das ſich in feiner Zwitterftellung für „neutral“ ausgab, fuchte 
dagegen auch die Legalität des Sonderbündniſſes aufrechtzuhalten und 
warnte vor einer Unterdrüdung dejielben, die zur Anarchie führen und 
fremde Intervention nach fich ziehen müfje. Mit Ausnahme des Eleinen 
Halbfanton Appenzell J. Rh. fand der Sonderbund feinen weiteren 
Schutzredner mehr. Mit den 12°, Stimmen von Züri, Bern, Glarus, 
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Solothurn, Schaffhaufen, St. Gallen, Aargau, Teffin, Thurgau, Genf, 
Waadt, Graubünden, Appenzell AU. NH. und Bafelland wurde nad dem 
Antrage von Bern beſchloſſen: 1) Es fei das Separatbündniß der fieben 
Stände mit den Beftimmungen des Bundesvertragd unverträglih und 
demgemäß als aufgelöst erklärt. 2) Die fieben Kantone feien für die 
Beachtung des Beichluffes verantwortlich und die Tagfatung behalte fich 
vor, wenn die Umftände es erfordern, die weiteren Mafregeln zu treffen, 
um demfelben Nachachtung zu verfhaffen. Sofort gaben die fieben 
Stände eine Proteftation zu Protokoll, worin fie des Beftimmteften er: 
Härten: daß fie einer Mehrheit von eidgenöffifhen Ständen alles und 
jede3 Recht zu einer folhen Schlußnahme beftreiten und darin einen 
neuen Angriff auf ihre Bundes: und Souveränitätsrechte erbliden. 


So hatte fich endlich eine Mehrheit an der Tagjakung zur Auf: 
rehthaltung der Bundesautorität zufammen gefunden. Wie der Beihlug 
mit Jubel von den gedrängten Volksmaſſen, die vor dem Tagſatzungs— 
gebäude wogten, vernommen wurde, fo begrüßte ihn auch bie ganze libe— 
ral gefinnte Schweiz mit Freude. Nah fo langem Drud fühlte man 
ih einem nationalen Leben wieder näher. Aber mit dem bloßen Be— 
ſchluß war erft ein Schritt gethan. Noch blieb ein Zweifel, ob die Be- 
hörde aud Kraft genug haben werde, den Beſchluß auszuführen und 
den offen erklärten Widerftand zu brechen. In den Annalen der Tagſatzung 
fam es häufig vor, daß folche Mehrheiten bei der Frage der Bollziehung 
ſich wieder zerbrödelten und das Schaufpiel der Ohnmacht nur um fo 
fläglicher wurde. Auch jebt gingen die Inſtruktionen noch nicht von 
allen Kantonen fo weit, daß fie zur unmittelbaren Crecution Hand bie: 
ten fonnten. Namentlich ſchwankten St. Gallen und Graubünden noch 
gegenüber der Kriegsfrage. Aber die öffentlihe Meinung drängte in 
der Preſſe, in den Volksvereinen und Bollsverfammlungen vorwärts. 
Jede Zögerung galt jchon als unverantwortlihe Schwäche. Obgleich 
die Mehrheit an der Tagfagung fi noch nicht in der Lage ſah, raſch 
vorwärts zu fchreiten, fo zeigte fie doch von vorneherein den Willen, 
nicht ftille zu ftehen, fondern jedenfalls die einleitenden Maßnahmen zur 
möglichen Vollziehung zu treffen. 


Sollte die Behörde in ihren Kraftanftrengungen nicht gelähmt oder 
verrathen werden, fo mußte fie vor allen Dingen in den eidgenöffifchen 
Civil- und Militärbeamtungen etwas aufräumen. Schon bei Beginn 
der Situng war in diefer Richtung ein Schritt gethan. Der eidgenöf: 
ſiſche Staatsfchreiber v. Gonzenbad, der als Zuträger des Sonder: 
bunds galt und durch odiöfe Korrefpondenzen in einem auswärtigen biplo- 
matifchen Organ das eidgenöffifche Gefühl verlegt hatte, wurde bei Er- 
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neuerung feiner Stelle befeitigt.*) Nach dem Beihluß gegen den Son. 
derbund wurde, auf Antrag von Genf, jedes militäriihe Dienftverhält- 
niß zum Sonderbund mit den Pflichten und der Stellung eines eidge-⸗ 
nöffifchen Offizier oder Militärangeftelltien unvereinbar erklärt. Dem; 
gemäß erfolgte die Anfrage an eine Reihe von eidgenöfjifhen Stabs— 
offizieren in den Sonderbundsfantonen, ob fie fih im alle einer mili- 
tärifchen Erecution dem eidgenöffiichen Kriegsrath zur Verfügung ftellen 
wollten. Auf die Erklärung von mehreren, daß fie ſowohl als Magi- 
ftrate wie al3 Krieger dem Rufe ihrer rechtmäßigen Kantonsregierungen 
— mithin des Sonderbunds und nicht der Eidgenofjenfhaft — folgen 
würden, beſchloß die Tagjabungsmehrheit nach lebhaften Debatten Streit: 
hung derjelben (dreizehn an der Zahl) aus dem eidgenöfjiichen Dienft. 
Unter den Betroffenen befanden fich die eidg. Oberften J. U. v. Salis- 
Soglio von Graubünden, Maillardoz von Freiburg, Zelger von Unter: 
walden, Rüttimann und Elgger in Luzern und der Oberſtkriegskom— 
miſſär Zünd von Luzern. Sofort wurde der eidgenöffifshe Generalftab 
ergänzt. Als unterdeß immer neues Nüften, Schanzen und Befeftigen 
von Seite der Sonderftände gemeldet wurde, auch die Anzeige fam, daß 
eine bedeutende Waffen: und Munitionsjendung, die von der Citadelle 
von Mailand her den Kanton Teſſin nad Uri hin paffiren wollte, in Lugano 
angehalten worden ſei, ſchritt die Tagſatzung zur Niederfegung einer 
Siebenerfommiffion, die Unterfuhungen anftellen und weitere Anz 
träge bringen follte. Dieſe Siebenerfommijjion — beftehend aus den 
Geſandten Ochſenbein von Bern, Furrer von Zürih, Munzinger von 
Solothurn, Näf von St. Gallen, Kern von Thurgau, Luvini von Tef: 
fin und Druey von Waadt — erhielt von nun an eine große Bebeu- 
tung, indem fie Alles in Bezug auf die Auflöfung des Sonderbunds 
zu begutachten hatte und eine dirigirende Thätigkeit entwideln konnte. 
Auf ihren Antrag wurde befchlofien, die fieben Kantone ernftlich zu mah— 
nen, Alles zu unterlajjen, was den Landfrieden ftören könne und nament: 
lich außerordentliche militäriſche Rüftungen einzuftellen; ferner die Regie- 
rung von Tefjin anzumeifen, die erwähnte Waffen: und Munitionsſen— 
dung bis zur ferneren Verfügung der Tagſatzung zu verwahren und 


*) Hr. von Gonzenbach ſelbſt ftellte fi in einem „Offenen Brief an meine 
Freunde und Bekannte” als Opfer einer Wahlintrigue dar. Er rühmte fich dabei 
jeiner fünf fremden Orden, die er jeweilen bei der Eröffnungsfeierlichkeit der Tag- 
lagung zur Schau trug. In Abrede ftellte er, daß er feit längerer Zeit irgend et- 
was in das auswärtige diplomatifche Organ gejchrieben habe. Indeß konnte ihm 
eine odiöfe Korrefpondenz ſchwarz auf weiß nachgewiefen werden. Im der Nutzanwen— 
dung am Schluß des offenen Briefes: „Eine entjchloffene Minderheit erreicht mei- 
ftens ihren Zwed“ lag eine unverfennbare Aufmunterung für die Auflehnung dev 
fieben Stände. 
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endlich ſämmtliche übrigen eidgenöffischen Stände aufzufordern, folde Sen— 
dungen anzuhalten und jofort dem Vorort davon Kenntniß zu geben. 
Diefe Verfügung war eine eben jo natürliche als nothmwendige Folge des 
Auflöfungsbeichlufjes, wogegen die Sonderftände freilich wieder auf's 
Heftigite al3 neuen Eingriff in ihre Nechte proteftirten. Dafür tröjtete 
man fi pon diefer Seite mit fremder Intervention. Der Luzerner Ge— 
landte Bernhard Meyer machte fein Hehl aus der Hoffnung, daß der 
Sonderbund bald völkerrehtliche Anerkennung finden werde. 

Inzwiſchen behandelte die Tagfagung auch die anderen Fragen, die 
mit der Sonderbundsfrage mehr oder weniger in Wechjelbeziehung ſtan— 
den. Nachdem die Frage der Bun desrevifion fo viele Jahre hin— 
durch fich nutzlos auf den Tractanden hingefchleppt hatte, konnte ſie jet 
wieder Leben gewinnen und einen Schritt vorwärts thun. Die Sonder: 
bundsftände fuchten hier als unüberwindliches Hinderniß entgegenzuftellen, 
daß fo gut zu einer theilmeifen als totalen Revifion gemeinfames Eins 
verſtändniß aller Kantone nöthig ſei. Jede andere Aenderung galt ihnen 
al3 Bundesrevolution. Die Verfechter der Reform wiejen eine folde 
abfolute Einftimmigkeit al3 ewigen Hemmſchuh zurüd, gaben im Uebri- 
gen die Verficherung, daß der Kantonaljouveränität Naum genug blei= 
ben werde, da eine Einheitsrepublif im helvetiſchen Sinn den ſchweize— 
viichen Bedürfniſſen und Gewohnheiten widerfprede. Mit 13 Stimmen 
wurde jest auf die Reviſion eingetreten und die Niederfegung einer 
Kommiſſion beichlojien. Zur jeltenen Ausnahme konnten fi) Bafeljtadt 
und Bajelland einmal vereinen, da auch Baſelſtadt jich zur Reviſion ge: 
neigt erflärte, während Appenzell J. NH. fich ferne hielt. Sämmtliche 
Sonderftände nahmen feinen Theil an der Wahl der Kommiljion. 

Die Klöfterfrage, von den Sonderbundsjtänden wieder aufgerührt, 
wurde mit der einfachen Erklärung der Tagfatung abgethan, daß fie bei 
ihren früheren Bejchlüjien bleibe. Dbgleich die Jefuitenfrage ſchon 
in mehr als einer Verhandlung hinreichend durchgeſprochen war, fand 
doch wieder eine erfchöpfende Diskuſſion ftatt, voll fchneidender Worte 
und bitterer Ausfälle. Die Vertheidiger der Jefuiten identifizirten den 
Orden immer von Neuem mit der Fatholifchen Kirche und ftempelten 
jede Antaftung dejjelben zu einem Eingriff in die religiöfen Rechte. Lu: 
zern drohte auf's Trogigfte, jeder mit Gewalt verſuchten Ausweifung 
Gewalt entgegenzufegen. „Angefichts der Welt werde es zeigen, daß es 
Gut und Blut gegen Jeden, felbft gegen Eid: und Bundesgenojfen, 
jege, um frei zu bleiben.“ Wallis erklärte nicht weniger hochfahrend, 
es habe Jeſuiten gehabt, ehe es jchweizeriich geworden, und werde fie 
unter allen Umftänden behalten. Die Mehrheit der Stände, von der 
Meberzeugung geleitet, daß die finftere, unvaterländifche, fremden Oberen 
blind untergebene und alle Moral untergrabende Propaganda, zumal in 
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einem vorörtlichen Kanton, mit dem inneren Frieden, dem nationalen 
Leben und der Eonfefjionellen Eintracht der Schweiz unverträglich fei 
und gejtügt auf die Artikel Lund 8 der Bundesafte — wornach die 
Tagjagung Recht und Pflicht habe, für die innere Sicherheit und Hand: 
babung der Ruhe und Ordnung zu forgen — erklärte nunmehr bie 
Frage als Bundesjahe, wählte indeß noch die milde Korm einer Ein: 
ladung an Luzern, Schwyz, Freiburg und Wallis, die Nefuiten zu ent: 
fernen, während jede Fünftige Aufnahme von Bundeswegen unterfagt 
wurde, Andrerfeit3 wurden die wenigen Kantone, die noch mit Straf: 
geiegen gegen Freiſchaarenbewegungen im Rückſtand waren, zur baldigen 
Erlafjung derjelben aufgefordert. 

Nahdem die Tagjakung mit diefen eingreifenden Beſchlüſſen ihre 
veglementarischen Arbeiten vollendet hatte, trug die Siebenerkommiſſion, 
Angefichts der offen ausgefprochenen Auflehnung der Sonderftände und 
ihrer immer fortgefeßten Rüftungen, in Betracht: „daß es unmöglich 
im Willen der Tagfakung liegen könne, Beichlüffe der wichtigiten Art 
bei erfolgtem Widerjtand einfach auf fich beruhen zu laſſen, jedem An— 
ſpruch auf irgend eine Autorität in Bundesſachen zu entjagen und fomit 
dem Vaterlande ſowohl ala dem Auslande ein Bild der vollftändigiten 
Ohnmacht der Bundesgemwalt vor die Augen zu legen“ — darauf an, 
dag die Tagſatzung ſich nicht auflöfen, fondern blos vertagen möge (bis 
zum 18. Oftober), damit diejenigen Kantone, deren Injtruftionen noch 
nicht bejtimmt genug waren, diefelben vervollitändigen fönnten. Dies wurde 
von der Mehrheit beichlojien. Der Tagfatungspräfident ſprach am 
Schluß der denkwürdigen Situng die bedeutungsvollen Worte: „Guropa 
ift am Vorabend großer Ereigniſſe. Italien, Deutichland, felbit Fran: 
reich werden der Schauplak fein. Früher oder jpäter wird die Schweiz 
deren Nachwirkung fühlen. Welche Stellung würde fie dann einnehmen, 
wenn fie in ihrem Innern die Einheit nicht hergeitellt hätte! Es iſt 
im Interejje dev Eidgenofjenfchaft nah Außen und Innen, daß die Ord- 
nung zurüdgeführt und zu diefem Behufe die Beſchlüſſe der Tagſatzung 
vollzogen werden.” 


Die Frage der Vollziehung vor den Kantonen. 


Die legte Entſcheidung hing jebt in den Kantonen von den Inſtruk— 
tionsbehörden oder unmittelbar vom Bolf ab. Die Häupter des Son: 
derbunds waren bereitö jo weit gegangen, daß fie nicht mehr zurüd konn: 
ten, auch wenn die äußerſte Eventualität nicht in ihrem urjprünglichen 
Plane lag. Noch hofften fie immer, mit ihrem polternden Todesmuth 
dergeftalt imponiren zu können, daß einzelne Kantone zurüdichreden wür— 
den, ihre Stimme zur Vollziehung zu geben, wodurd die Kraft der Tag: 
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ſatzung gebrochen worden wäre. Auch mochten fie, nach den bereits er- 
baltenen Zufagen und Unterftügungen, mit Sicherheit darauf rechnen, 
e8 würden die auswärtigen Mächte der Eidgenofjenjchaft noch zu rechter 
Zeit in die Zügel fallen. Jedenfalls mußten die Lenker, welche das 
Separatbündnii im Dunkeln eingefädelt und nie offen zur Genehmigung 
vorgelegt hatten, jeßt juchen, jo viel wie irgend möglich, die Verant— 
wortlichfeit von ji) abzumwälzen und dem Volke zuzufcieben. Noch ein: 
mal mußten deßhalb alle Hebel in Bewegung gejegt werden, um den 
Fanatismus bei der Maſſe auf's Aeußerfte zu erregen. Bon den Kan: 
zeln wie in den Beichtſtühlen, durch Walfahrten und Prozeffionen, geiit: 
liche und weltliche Hebereien aller Art wurde der vaterländiide Sinn 
erjtidt und das öffentliche Gewiſſen betäubt. Jedes freier gefinnte Or: 
gan war in den Sonderbundsfantonen unterdrüdt, Feine Stimme ruhi— 
ger Ueberlegung konnte fi Gehör verfhaffen. Die Gemüther wurden 
einzig mit den Schredbildern der gefährdeten Religion und der bedroh: 
ten Kantonalfelbititändigfeit erfüllt. 

Am Luzerner Großen Rath war, noch vor DVertagung der Tag: 
ſatzung, von liberaler Seite der Antrag geftellt, vom Sonderbund zu: 
rüdzutreten, aber mit der Mehrheit von 74 gegen 7 Stimmen verwor: 
fen worden. Die Heine DOppofition Hatte ſich freimüthig und entjchieden 
ausgeſprochen, während die Redner der mächtigen Mehrheit bald vorga— 
ben, die Tagfagung werde gar nicht Ernjt machen, fie ftelle blos Schred: 
männden auf, bald dazu anfeuerten, Alles einzufeßen, wenn die Eid: 
genofjenfhaft angreifen ſollte. Am Schlufje erklärte die Minderheit zu 
Protokoll, daß fie fih vor den Folgen und aller Berantwortlichfeit ver: 
wahre, da die Tagſatzung den Sonderbund als aufgelöst erklärt habe, 
diefer dem Gr. Rath nie zur Sanftion vorgelegt fei, noch weniger das 
Bolt Gelegenheit erhalten habe, fein Recht auszuüben, mithin ein folches 
Bündniß für den Kanton Feine verbindliche Kraft haben könne. Nach— 
dem die Tagjagung fich vertagt hatte, fam die Regierung von Luzern 
jelbft mit Anträgen vor den Gr. Rath, um ſich den Rüden weiter zu 
defen. Sie verlangte Vollmacht zu allen erforderlihen Maßregeln in 
politifcher, militärifher und finanzieller Beziehung. Es follte eine krie— 
geriſche Proflamation an das Volk erlafien, die waffenfähige Mannſchaft 
beeidigt und eine feierlihe Einweihung der Fahnen vorgenommen werden. 
Dagegen war feine Rede davon, das Bündniß dem verfaffungsmäßigen 
Veto des Volks zu unterlegen. Noch einmal drang die Meine Minder: 
heit darauf, daß man das verhängnißvolle Sonderbündniß fallen laſſen 
und fi nicht in den Zuftand der Empörung fegen möge. Auf’s Ein: 
dringlichite erinnerte Dr. Kafimir Pfyffer an die Lehren der Ge 
ſchichte: „Es find gerade 135 Jahre, als es 1712 im Kanton Luzern 
ungefähr jo ausfah, wie gegenwärtig. Luzern befand ſich damals wie 
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jest mit Uri, Schwyz und Unterwalden, Zug und Wallis verbunden 
(nur Freiburg mangelte). Es klagte damals wegen Ueberdrang von 
Seite der Städte Bern und Zürich, wie gegenwärtig gegen Ueberdrang 
der zwölf Stände, welche die Tagfatungsmajorität bilden. Man pre: 
digte auch damals auf den Kanzeln nur von Krieg, die Muthlofen wur: 
den für die Religion entflammt, die Schwankenden feft, die Unficheren 
fiher gemadt. Es hieß, die Sahe könne gar nicht fehlen, man ftreite 
für die heilige Religion, Gott werde helfen und bei folder Hülfe zu 
unterliegen, jei unmöglih. Der Nuntius Caraccioli reiste mit vorge: 
tragenem Kreuze ſelbſt zum katholiſchen Heere. Allein was erfolgte bei 
al’ diefer Zuverfiht? Eine furchtbare Enttäufhung! An einem einzi- 
gen Tage, am 25. Juli 1712, hauchten zweitaufend Luzerner auf dem 
Felde bei Villmergen ihr Leben aus und das Ende war ein fhmählicher 
Friede.“ Dieſe Warnung war umſonſt. Es wurde Alles befchlojjen, 
was die Regierung verlangte. Auch das Begehren, dag wenigſtens die 
obſchwebende politiihe Tagesfrage der Abjtimmung des Volfs unterlegt 
werden möchte, blieb in Minderheit. Um fi den Schein einer unmittel= 
baren Vollszuftimmung zu geben, ließ man eine Adrefje an den Gr. 
Rath unterzeichnen und darin erflären, daß die bisherige Handlungs: 
weife der Landesobrigfeit dankbar gebilligt und diefelbe aufgefordert ° 
werde, daran feitzuhalten. Angeblich foll diefe Adrefje 17,000 Unter: 
ichriften erhalten haben. In Wirklichkeit gelangte fie nie an den Gr. 
Rath; als die Sachen für den Sonderbund jchief gingen, verfchwand 
fie und Eonnte, ungeachtet aller Bemühungen, nicht wieder an das Tages: 
licht gebracht werden. *) 

Anders ging es in den Urfantonen. Hier zogen es die Lenker vor, 
fih unmittelbar an das Bolk zu wenden. Schwyz eröffnete den Rei: 
gen mit einer jcheinbar imponirenden Landögemeinde. Am Rothenthurm 
verfanmelt, genehmigten angeblich neuntaufend mwehrfähige Männer das 
Schugbündnig der fieben Kantone, hießen Alles gut, was die Regierung 
bis jest gethan und gaben den Auftrag, in Zukunft Alles anzuordnen, 
was die Ehre und Unabhängigkeit des Landes erfordere. Vergebens 
warnten einzelme Stimmen, wie Alt-Landammann Benziger, und dran: 
gen darauf, vom Bunde abzuftehen und die Vermittlung angefehener 
und biederer Eidgenojjen anzurufen; ſelbſt der früher Tiberal gefinnte 
Nazar Reding ſprach dem Widerftand dag Wort. Man beihloß die 
Drganifation aller militärischen Streitkräfte und ernannte den chemali= 
gen Sarnergeneral, Landammann Abyberg, zum Oberbefehlshaber. 
Als der „Ihönfte Moment diejes denkwürdigen Tages“ wurde von den 
Freunden des Sonderbunds begeiftert hervorgehoben: wie Abyberg, eine 


*) Siehe: Dr. Kafimir Pfyffer, Geſchichte des Kantons Luzern, pag. 677. 
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ritterliche ftolze Geftalt, eine wahrhaft mittelalterliche Erſcheinung, nad) 
feiner Wahl als Oberbefehlshaber, geftüst auf das Hohe Landesſchwert, 
vor Gott und feinen Heiligen geſchworen habe, mit und neben den Land: 
leuten von Schwyz alle Gefahren zu theilen und mit ihnen zu leben 
und zu fterben; wie dann die Sonne, die bis dahin Hinter Gewölk ver: 
borgen, fih Bahn gebrochen und Abyberg ausgerufen habe: „Seht die 
Sonne am Morgarten und St. Joſt; Gott fit fie uns; freie Land— 
leute, gedenft ihrer in der Stunde der Schlacht!“ Und auf und nieder 
habe es gewogt in den dicht gedrängten Reihen und jauchzend jtürmijch 
babe das Volk den Redner begrüßt. So war e8 nicht zu verwundern, 
daß auch noch beſchloſſen wurde: Jeder, der diefe Landsgemeinde höhniſch 
befrittle, Jeder, der in Wort oder Schrift mit den Feinden des Vater: 
lands fympathifire, Jeder, der fich ohne Noth oder Gottes Gewalt der 
Landesvertheidigung entziche, ſei als VBerräther am Vaterland anzujehen 
und aufs Schärfite an Leib und Gut zu ftrafen. Wie weit überhaupt 
die raſende Leidenjchaft der Schwyzer Matadoren ging, bewies aud) noch 
ein Grlaß des außerordentliher Weile niedergejegten Regierungsaus— 
ſchuſſes, daß Schulden an die Nachbarn in den nicht fonderbündifchen 
Kantonen nicht mehr bezahlt werben follten, fondern an die Regierung 
zu entrichten jeien. ; 

Aehnlihe Beſchlüſſe wurden von den Landsgemeinden in Urt, 
Db: und Nidwalden gefaßt. In allen drei VBerfammlungen traten 
die biihöflihen Kommifjäre auf und trieben mit der Vorſpiegelung in 
den Krieg, daß es fih um die Heilige Religion handle. Stürmijcher 
ging ed in Zug zu. Hier in dem Kleinen, am leichteften blosgeitellten 
Kanton erhob fih eine fräftige Oppoſition. Aber der Hauptredner, 
Adolf Keifer, der den Sonderbund offen als einen Herrenbund-darftellte, 
welchen fremde Politik in's Leben gerufen habe, wurde mit Schreien und 
Toben dermaßen unterbrochen, daß er erflären mußte, er weiche der Ge— 
walt und protejtire gegen die Unterdrüdung der freien Meinungsäuße: 
rung. Damit verließ die anfehnlihe Minderheit die Berfammlung. In 
Wallis predigte die Geiftlichfeit die Religionsgefahr einem fürmlichen 
Kreisihreiben de3 Biihofs gemäß. Seit dem Blutbad am Trient lag 
da3 untere Wallis gefnebelt darnieder; die freifinnige Partei Fonnte 
unter den Gemaltzuitänden nicht atmen. So fchwand jede ernftliche 
DOppofition. In der Vollsabftimmung wurde die bisherige Handlungs: 
weile der Negierung mit 12,621 gegen 257 Stimmen genehmigt und 
weitere Vollmacht ertheilt. In Freiburg waren die Gefängnifje noch 
von dem mißglüdten Aufitande her gefüllt. Auch hier lag Schreden 
auf dem Kanton. Doch fanden jih im Gr. Rath no 22 (gegen 49) 
Stimmen, die fi von Neuem gegen die unheilvolle Theilnahme an dem 
Sonderbündnig erhoben. Bei dem Aufgebot der Spezialwafjen erſchicn 
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aus dem Bezirk Murten kein Mann. Einſtimmig erklärte die dortige 
Mannſchaft, daß ſie für Sonderbund und Jeſuiten nicht marſchiren, gegen 
eidgenöſſiſche Truppen nicht kämpfen werde. 

Die Demonſtrationen der Landsgemeinden, welche den Widerſtand 
als einen populären darſtellen und namentlich das moraliſche Gewicht 
der Urſchweiz, als dem Quell der ſchweizeriſchen Freiheit und Unab— 
hängigkeit, in die Waage werfen ſollten, verfehlten ihren Eindruck, weil 
es zu klar am Tage lag, daß die angebliche todesmuthige Begeiſterung 
eine von den Magnaten und Prieſtern künſtlich hervorgerufene war 
und das Volk in trügeriſchem Wahn gehalten wurde. Bei der großen 
Mehrheit der Schweizernation beſtärkte ſich nur die Ueberzeugung, daß 
es ſich um die ganze Exiſtenz und Autorität des Bundes handle und im 
Verſchub und Vermitteln die höchſte Gefahr liege. In den Kantonen, 
die zu dem Tagſatzungsbeſchluß geſtimmt hatten, war es die Taktik der 
Sonderbundsfreunde, alle Gräuel des Bürgerkriegs vorzumalen und die 
Bevölkerungen zum „Frieden“ zu ſtimmen. Aber der geſunde Sinn 
ließ fühlen, daß ein unvollzogener Beſchluß ſchlimmer als gar keiner 
war, daß mit dem ſogenannten Frieden die Zwietracht ſich nur ver— 
ſchärfte, der Kriegszuſtand fortdauerte und die Eidgenoſſenſchaft vollſtän— 
dig in Auflöſung und Anarchie gerieth. Nicht überall brauchten die 
Großen Räthe ſich wieder zu verſammeln; an mehreren Orten war die 
Vollziehung ſchon in der Inſtruktion zur Auflöſung enthalten. Von den 
Ständen, die ſich weiter auszuſprechen hatten, gingen die beiden Vororte 
entſchieden voran. In Bern erhielt die Regierung faſt einſtimmig die 
nöthige Vollmacht. Auch in Zürich hörte alles Schwanken auf. Die 
konſervative Oppoſition, Dr. Bluntſchli an der Spitze, ſuchte jede Gewalt 
auszuſchließen. Aber mit der überwiegenden Mehrheit von 151 gegen 
29 Stimmen beſchloß der Große Rath Handbietung zur bewaffneten 
Execution, wenn gütliche Mittel nicht zum Ziel führen ſollten. Gegen 
Geiſtliche, die „Frieden“ zu Gunſten des Sonderbunds predigten und 
damit aufzuwiegeln ſuchten, wurde eingeſchritteu. Andere Kantone folg— 
ten dem Beiſpiele. In Schaffhauſen bot der Pfarrer Schenkel ver— 
gebens in einer Reihe von Friedensbriefen alle geiſtliche Beredtſamkeit 
auf, um durch eine trügeriſche „Pazifikation“ die Meinung irre zu füh— 
ren. In Genf mußte ſich die katholiſche Parthei, die der Fahne Fazy's 
folgte, vor den Forderungen der nationalen Eintracht in der Eidgenoſſen— 
ſchaft beugen. Die Regierung erhielt die verlangten Vollmachten für 
eine Mobilmachung der Truppen. 

Nur in Bezug auf St. Gallen und Graubünden herrfchten noch 
Zweifel. Aller Augen waren insbefondere auf St. Gallen, als den 
eigentlihen Schikjalsfanton, gerichtet. Hier bot die ultramontane Par: 
thei Alles auf, um die Fatholifche Bevölkerung mit fehredlichen Bildern 
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von der Bedrüdung der Kirche aufzurühren und die ſchwache liberal: 
radiale Mehrheit im Gr. Rath zu erſchüttern. Die Agitation nahm 
in einigen Bezirken einen jolden Grad an, daß ernftlihe Unruhen zu 
beforgen waren. Die Regierung mußte in einer energijhen Proflamas 
tion zur Ruhe und Ordnung mahnen und die Aufreizer mit der Schärfe 
des Geſetzes bedrohen. Für die Großrathsſitzung wurden Truppen in 
die Hauptitadt gezogen, von der Bürgerfchaft eine Sicherheitswache 
errichtet, die Nachbarfantone auf die zunehmende Gährung aufmerkfjam 
gemadt. Zürich, Thurgau und Appenzell A. RH. hielten auch zur Vor: 
ſicht militärifhe Mufterungen unweit der Grenze. Wie gewöhnlich trat 
die Behörde vollzählig zufammen; beide Partheien ftanden Mann für 
Mann auf ihren Poſten. Die Ultramontanen und Konjervativen erho- 
ben fich zunächſt gegen die getroffenen Sicherheitsmaßregeln. Ein An: 
trag von Baumgartner drang auf Entlafjung der Milizen, Auflöfung 
der Bürgergarde, Mißbilligung der Proflamation und Anfuchen an die 
Nahbarkantone, fich ſolcher militärischen Demonftrationen zu enthalten, 
Der Anlauf wurde indeß mit der Mehrheit von zwei oder drei Stimmen 
abgefchlagen. Darauf begann die Disfufjion Über die Hauptfrage. Der 
Anftruftionsentwurf der Regierung ging dahin, daß die Tagſatzung eid— 
genöflische Nepräfentanten in die Sonderbundsfantone abordne und eine 
belehrende Proflamation an diejelben erlajje, um auf gütlichem Wege 
Beruhigung und Anerkennung der Bundesautorität zu erzielen; nad 
allen vetfuchten gütlichen Mitteln aber fei die Geſandtſchaft ermächtigt, 
zur Vollziehung des Tagfatungsbefchluffes, im Nothfalle auch .mit Waf— 
fengewalt, zu Stimmen. Die DOppofition dagegen verlangte, daß die fie 
ben Stände bei ihren bürgerlichen und religiöfen Rechten und Freiheiten 
unangefochten gelafjen und gefhüst, alle Gewalt: und Kriegsmafregeln 
gegen diejelben unterlaffen würden. Von beiden Seiten wurde allıs 
parlamentarifhe Geſchütz in's Feld geführt. Am zweiten Tage z0g ih 
die Disfuffion in ununterbrochener Sikung von Morgens acht Uhr bis 
zwei Stunden nah Mitternadt. Bon den radikalen Führern hatte Ne= 
gierungsrath Weder ſich bisher noch gegen den bewaffneten Zwang er= 
flärt, aber Angeſichts der politiihen Nothwendigkeit, das Anjehen des 
Bundes zu behaupten und der Zerriffenheit ein Ende zu machen, gab er 
jeden Widerfpruh auf. Umfonft rief Oberft Breny, einſt entjchieden 
liberal, dann wie Baumgartner in's pfäffiiche Lager übergetreten, im 
Namen der Oppofition, daß ſich diefe vor Gott und der Welt, vor Ge— 
genwart und Zufunft gegen alles Unheil eines Exekutionsbeſchluſſes ver: 
wahre. Die Mehrheit blieb im Intereſſe der nationalen Einheit feit 
zufammen. Mit 76 gegen 73 Stimmen wurde der Vorſchlag der Regierung 
angenommen und eine Appellation an den Volksentfcheid abgelehnt. Noch 
während den Verhandlungen fam die Kunde von Graubünden, daß 
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im dortigen Gr. Rath eine gleiche Inſtruktion mit 38 gegen 27 Stim; 
men obgeficgt hatte. Damit war die Frage der Erecution entfchieden. 

Inzwiſchen veranlaften die fortwährenden Rüftungen des Sonder: 
bunds eine Fleine Epifode. Schon waren Waffen und? Munition für 
denfelben aus Frankreich wie aus Dejtreich gekommen. Cine neue Sen: 
dung, von Befancon her, für den Kanton Freiburg beftimmt, follte durch 
Neuenburg geleitet werden, wo das royaliftifche Negiment, troß dem 
erlafjenen Tagfatungsbefchluffe, den Transport geftatten wollte. Repu— 
blifaner im Traversthal erhielten indeg Wind von der Sendung, bes 
mächtigten ſich der erſten in Fleurier angekommenen Wagen und über: 
lieferten den Fang der benachbarten Waadtländer Behörde. Um die 
Freiburger Grenze zu überwachen und jeden Schmuggel zu verhindern, 
ließ die Regierung von Waadt fofort auch ein auf dem Neuenburger 
Ste fahrendes Dampfichiff in Beichlag nehmen, mit einer Anzahl Schüten 
und einer Kanone befegen und unter eidgenöflischer Flagge auf den See 
hin und herfreuzen. Leberdies wurden Truppen an die Grenze verlegt. 
Andrerfeit3 traf auch Freiburg militäriihe Anordnungen. Der Vorort 
ſchickte auf die erfte Kunde von dem Transport einen eidgenöſſiſchen 
Kommiſſär (NR. Stodmar) nah Neuenburg, um dem Tagjatung3- 
beſchluß Nachachtung zu verfchaffen. Die Neuendburger Regierung wollte 
fih mit dem Kommiſſär nicht einlaffen und ſchickte einen Abgeordneten 
nah Bern, um fich direkt bei der vorörtlihen Behörde zu rechtfertigen 
und die Zurüdberufung des Kommiſſärs zu bemwirfen. Die Sendung 
war indeß vergebend. Nah einigem Widerftreben mußte der Staats: 
vath erflären, den Beſchluß der Tagfatung beachten und Waffen: und 
Munitionszufuhren für den Sonderbund auf der Grenze zurüdmeifen 
zu wollen. In der Eritiichen Lage ward der Gouverneur von Pfuel 
eiligft aus Berlin herbeigerufen. Um fi vor der drohenden eidgenöf: 
ſiſchen Gefinnung der Montagnards zu ſchützen, wurden Truppen auf: 
geboten und Bürgerwachen organifirt. 

ALS Repreſſalie für den weggenommenen Waffentransport ließ die 
fonderbündifche Regierung in Luzern einen eidgenöfliihen Magazinver: 
walter arretiren, der auf Befehl des eidgenöfjifchen Kriegskommiſſariats 
einen Theil der in Luzern liegenden eidg. Spitaleffeften abführen Taffen 
wollie. Die verpadten Wagen wurden mit Beichlag belegt und ein 
Kommiſſär des eidg. Kriegsraths, der die Effekten reklamiren und zurück— 
bringen follte, polizeilich au dem Kanton gewieſen. 

Zu dem nunmehr in Ausjicht geftellten Kriege rüfteten fich Die 
Sonderftände durch unaufhörliche Mufterungen und Infpeftionen, durch 
Errichtung neuer Schanzen und Befeftigungen und vor Allem durch 
immer ärgere Fanatifirung von Volt und Militär. Der Nuntius for: 
derte jämmtliche Biſchöfe der Schweiz auf, „zur Abwendung des Bür— 
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gerkriegs“, in Wirklichkeit zu Gunften der Auflehnung, Gebete veran- 
ftalten zu lafen. *) Der Inquifitor Ammann warb ein Freicorps — 
ſpottweiſe „Rächercorps“ genannt — das eine kirchlich eingemeihte Fahne 
erhielt, auf deren einen Seite das Bild der Mutter Gottes, auf der 
anderen Seite das Bild des Vaters Leu gemalt war. Die Schwyzer 
wallfahrteten auf Anordnung und in Begleitung der Regierung und 
Geiſtlichkeit in nie gefehener Menge nah dem gnadenreichen ſchwarzen 
Muttergottesbilde in Einfiedeln, voran Abyberg, der Oberfommandant 
der Truppen, ihm zur Seite Nazar Reding, das frühere Haupt der Li: 
beralen, Pater Gallus forderte in feiner Predigt zur Organifirung 
eines „geiftigen Landſturms“ auf, um den Herrn der Heerfchaaren all- 
überall und unaufhörlih mit Gebet um feinen Beiftand zu bejtürmen, 
weil von ihm der Sieg fomme. In Wallis empfahl der Kommandant 
von Kalbermatten feine ganze Armee dem Schute der Himmeläfönigin 
und des St. Mauritius, des Feldheren der thebaifchen Legion. In 
Gegenwart einer großen Polfsmenge mußten die Offiziere mit ihren 
Degen die Reliquien diefes Heiligen berühren. Der Freiburger Biſchof 
Marilley haranquirte das bei Taufenden zufammengeftrömte Volk in 
Bulle und fpornte nach Kräften zum Glaubenskrieg an. Sämmtliches 
Militär mußte feine Waffen durch Geiftliche einfegnen lafjen. Ueberall 
murden jtich- und kugelfefte Amulette in Maſſe ausgetheilt.**) | 
Andrerſeits wurde nun auch in den eidgenöffifch gefinnten Kantonen 
auf's Lebhaftefte für die militäriſche Erecution gerüftet. Bor Wieder: 
verſammlung der Tagfakung gerietd Aargau in Alarm. Bon Luzern 
aus fuchte man das Freienamt in die Bahn des Aufruhrs zu reihen. 
Der Sonderbund hatte hier immer thätige Hülfsgenofien, die das katho— 
liſche Volk in Aufregung erhalten mußten. Einer drohenden Bewegung 
gegenüber erklärte fich die Negierung in Yarau permanent, bot raſch 
Truppen auf und mahnte den Vorort. Sogleich lieh Bern eine Anzahl 
Truppen an die Grenze rüden. Bei den fchnellen Sicherheitsmaßregeln 
fonnte der „Schlag”, der — nad einem aufgefangenen Briefe des in 
Luzern weilenden flüchtigen Aaitators Schleuniger — „die radikalen Kan: 
tone verwirren und tieferfchüttern follte,* nicht zur Ausführung fommen.***) 








*) Verſchiedene Berichte erzählen auch, daß der Nuntius eine Anzahl Luzerner 
Landſturmfahnen unter feierlichem Gepränge eingeweiht habe. Der Nuntius ftellte 
dies fpäter in Abrede und ließ fich ein Zeugniß von Alt-Schultheiß Kopp ausftel- 
len. Die Angabe fcheint uns dadurch noch nicht widerlegt. 

**) Siehe: Der fiegreiche Kampf der Eidgenoffen gegen Jeſuitismus und Son- 
derbund (von Amiet). Solothurn 1848. 

***) Ulrich in feinem: „Bürgerkrieg in der Schweiz. Einfiedeln 1850, gibt 
zu, daß es fich wirklich um eine militärische Demonftration von Seite des fonder- 
bündiſchen Kriegsraths gehandelt habe, um die zwölf Stände von einer Kriegser- 
Härung abzujchreden. 
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Am 18. Dftober 1847 trat die Tagſatzung wieder zufammen. Die 
Schweiz, vielleicht die Halbe gebildete Welt, blickte mit der höchſten Span— 
nung auf fie. Als es fih nun um die Vollziehung der gefakten Be: 
Ihlüffe gegen den Sonderbund handelte, verfuchten die Stände der 
Mehrheit, im Einklang mit einzelnen Inſtruktionen, zunächſt noch eins 
mal auf dem Wege des Frieden? die Auflöfung des Bündnifjes zu bes 
wirken. Nicht nur ihren eigenen Minoritäten Rechnung tragend, fondern 
auch das alte eidgenöfjifche Verhältniß fo lange fefthaltend, al3 es mög: 
lich war, befchloß die Tagſatzung, auf Zürich Antrag, nach jedem ber 
fieben Stände zwei eidgenöffifhe Repräfentanten zu fhiden 
und eine Proflamation zu erlaffen. Die oberfte Bunbesbehörde wollte 
zu den Regierungen ſowohl als dem Volk der verirrten Kantone noch ein 
lettes ernjtes und brüderliches Wort ſprechen. 

„Ihr fürchtet Gefahr” — rief man den fieben Kantonen zu, nad): 
dem die Unzuläjjigkeit des Sonderbunds nachgemwiefen worden — „für 
eure von den Vätern ererbten Rechte und Freiheiten, für eure fünftige 
Stellung im eidgenöfjiihen Bunde, für euren Glauben, eure Religion. 
Wir geben euch nun aber die feierliche Verficherung, daß jede Abjicht, 
diefe eure theueriten Güter zu gefährden, ferne von uns ift. Sie follen 
al3 euer HeiligtHum unangetaftet bleiben. Die eidgenöflische Tagfakung 
will feine Bedrüdung von Bundesgenofjen, feine Vernichtung von Kan 
tonalfouveränitäten, feinen gemwaltfamen Umſturz bejtehender Bundesein- 
richtungen, keine Cinheitöregierung, feine Verletzung eurer Rechte und 
Freiheiten, Feine Gefährdung eurer Religion. Sie wird vielmehr allen 
Kantonen gegen ungerchte Angriffe in guten Treuen denjenigen Schuß 
gewähren, den fie von eidgenöfjiihen Ständen anzufprechen beredhtigt 
jind, den Beitimmung und Zweck des nemeinfamen Bundes fordern. 
Darum tretet zurüd aus eurer Verbindung, die, fomweit fie nur folches 
enthält, was mit dem gemeinfamen Bund in Einflang fteht, für euch 
nicht nothmwendig, jo weit fie aber Anderes in fich jchließt, bundesrecht⸗ 
lich nicht zuläflig iſt.“ 

Die von der Tagſatzung abgeordneten Repräfentanten nahmen den 
Auftrag mit, fowohl die Proflamation zu verbreiten und an der Wiebers 
einberufung der Initruftionsbehörden und Landögemeinden zu arbeiten, 
al3 auch bei diefen und den Regierungen im Geiſte der Proflamation 
zu wirken und nichts unverfucht zu laſſen, einem nachgiebigen und ver: 
ſöhnlichen Geifte Eingang zu verfhaffen. Die Repräfentanten eilten 
jogleih nad) ihren Beitimmungsdorten. Uber e3 beftätigte jich bald, was 
die Sefandten der Sonderbundsftände auf der Tagſatzung mit faum ver: 
behltem Spott über die „unnüge Mühe“ vorausgefagt hatten. In kei— 


— 483 — 


nem Kanton fonnten die Repräfentanten den Zutritt zu den Inſtruktions-, 
in den meiften nicht einmal zu den Negierungsbehörden erlangen; mit 
Ausnahme von Zug wurde die Annahme der Proffamation in allen 
Ständen hartnädig verweigert. Luzerns Behörde beſchloß fogar, den 
Repräfentanten könne weder mit der Regierung noch mit dem Gr. Rath 
direfter Verkehr geftattet werden; „die Kantonseinwohner, die dazu be— 
hülflih wären, feien gefänglich einzuziehen und dem Strafrichter zu 
überweiſen.“ Die katholiſche Staatszeitung von Luzern — von dem 
Sefuitenpater Roh redigirt — machte fich nebenbei luſtig über die „langen 
Gefichter der mit Schmach abziehenden Vertreter der Eidgenoſſenſchaft.“ 
Das war die Antwort auf das Entgegenfommen der Tagfatung Es 
konnte fein fchlagenderes Argument dafür geben, daß der Sonderbund 
ein Herren: und Nfaffenbund war, als diefe forgfältige Abiperrung des 
Volks. -Letteres durfte Feine ruhige Darftellung der Sachlage erhalten. 
Dagegen verbreitete man, die Eidgenofjen würden mit Mord und Brand 
den Kanton Luzern überfallen, die Kirchen fchänden, die Klöfter ver: 
brennen, die Geiftlichfeit ermorden und das Kind im Mutterleib nicht 
fchonen. *) 

Inzwiſchen erfüllte der immer näher rückende Entfcheid das ſchwächſte 
Glied der Siebenerfette mit Beſorgniß. Noch che die NRepräfentanten 
zurüd waren, verfprah Zug an der Tagſatzung zur Auflöfung des 
Sonderbunds geneigte Hand zu bieten, wenn die Sefuitenfrage aus Ab: 
ſchied und Traktanden falle und den fatholifchen Kantonen von der Ge— 
fammtheit der Stände garantirt werde, daß alle ihre fogenannten kon— 
feffionellen Rechte, ſowie ihre Souveränität und gleihmäfigen Reprä- 
fentationsrechte unangetaftet blieben. Dagegen wurde indek von der 
Mehrheit bemerkt, daß ſich die Tagfakung unmöglih von den fieben 
Ständen mit den Waffen in der Hand die Bedingungen könne diftiren 
laſſen. Zug wolle einen Vergleich, ohne das geringste Opfer anzubieten. 
Man fei bereit, zu ernftlich gemeinter Verſöhnung Hand zu bieten, aber 
nicht zu einer Trölerei, zu einem faulen Frieden. Der Antrag erhielt 
nur die Stimme von Zug jelber. 

Die Tagfatung that darauf einen Schritt weiter. Der eidgenöf- 
ſiſche Stab war ſchon früher ergänzt und theilmeife in Aktivität verfeßt 
worden. Die Bundesverfammlung ernannte jebt auf den Vorfchlag einer 
Dreierfommilfion zum DOberfommandanten der eidgenöflifchen Armee den 
Oberft Heinrih Dufour von Genf und zum Chef des Generaljtabs 
den Oberjten und Yandammann FreisHerofee von Nargau. Die 
Mahl des Iherbefehlähabers mußte als eine glücliche erjcheinen. Nie: 
mand flöhte allgemeinere3 Vertrauen beim Militär und beim Volk 


* Siehe: Dr. Weber, der Sonderbund umd feine Auflöjung. St. Gallen 1848. 
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ein. Dufour, der ältefte auf der Nanglifte des Stabs, Hatte bereits 
unter Napoleon, als Genf noch dem Kaiferreich angehörte, eine prak— 
tiſche Kriegsfchule durchgemacht. Nach der Wiedervereinigung Genfs mit 
der Eidgenoffenfchaft zeigte er fich befonders thätig bei der Organifation 
des fchmeizerifchen Bundesheers. Als Oberinftruftor des Geniekorps 
leiftete er Ausgezeichnetes in der Thuner Militärfchule und in den 
Uebungslagern. Keiner verftand es wie er, in den Herzen ber eidge— 
nöſſiſchen Dfffziere die Liebe zum gemeinfamen Baterlande zu entzünden 
und den Friegerifchen Geift derjelben zu beleben. Als Oberftquartier- 
meijter leitete er die topographiiche Aufnahme der Schweiz, eines der ger 
Iungenften Werke, die je in diefem Zweige des Willen? und der Kunft 
erfchienen. Auch durch Herausgabe mehrerer gefchäßter militärifcher 
Schriften erwarb er fi einen Namen. Von lauterem Charafter und 
milder politiſcher — mehr konfervativer — Gefinnung flößte er allen 
Partheien Achtung ein. Bei Annahme feiner Wahl gab er die Verſi— 
herung: Er werde thun, was die Pflicht erfordere, ohne ſich von der 
Grenzen der Mäßigung und Menfchlichfeit zu entfernen; nie außer Acht 
fegen, daß der Kampf gegen Miteidgenoffen ftattfinde; politiichen Auf: 
reizungen fremd bleiben, Ordnung und Disziplin handhaben, öffentliches 
und Privateigenthum achten, den fatholifchen Kultus in feinen Prieftern, 
Tempeln und religiöfen Anftalten fhüten, mit einem Wort Alles an: 
wenden, um die mit einem Kriege nothwendig verbundenen Uebel zu 
mildern. 

Unterdeß drohten die fortwährenden Nüftungen der Sonderbunds- 
fantone, die Einberufung des größten Theils ihrer Kriegsmacht und 
Verlegung derfelben an die Grenzen, den Pandfrieden zu brechen. Von 
St. Gallen fam aud die Kunde von Meutereien unter den dort auf: 
gebotenen Truppen. Danf den pfäffifchen Mufreizungen verweigerte ein 
Theil der Milizen auf den Sammelpläßen in den Bezirfen Alt:Toggen: 
burg, Sargans und Seebezirk den Gehorfam und löste fich in wilder 
Unordnung auf. Zugleich aing der Plan, den Landfturm aufzubieten, 
nah St. Gallen zu marſchiren umd die Negierung zu ſtürzen. Schwy— 
zer Dalaillone waren in die March an die Grenzen von Zürich und 
St. Gallen gerüdt, um den Aufruhr zu ermuthigen. Augenfchrinlich 
handelte es jih um einen Neactionsverfuh, der mit dem projektirten 
„Schlag“ im Nargau im Zufammenhang ſtand. Durch die energifchen 
und raſchen Mafregeln der Regierung fomwie die umfaſſenden Truppen- 
bewegungen der gemahnten benachbarten Kantone Zürih, Thurgau und 
Appenzell A.“Rh. wurde indeß der Anfchlag vereitelt und die Ruhe wie- 
der hergeftellt. Die Milizen ftellten fich zu ihrer Pflicht und ohne Stö— 
rung fonnte einem Korps von nahe an 2700 Mann im Seebezirt der 
Tahneneid abgenommen werden. 
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Die Tagſatzung that jest den bedeutfamen Schritt weiter und dekre— 
tirte in außerordentlicher und geheimer Situng (24. Oktober) ein eid- 
genöffifhes Truppenaufgebot von 50,000 Mann, inbegriffen 
die von mehreren Ständen (Züri, Bern, St. Gallen und Aargau) 
bereit3 in Dienft gerufenen Truppen, die fofort in eidgenöfliichen Sold 
genommen wurden. Der Oberbefehlshaber, der jet den Titel „Gene— 
ral“ erhielt, wurde angemiefen, das Kommando über dieje Truppen zu 
übernehmen, fie gehörig einzutheilen und zur Herftellung der Ordnung 
und Geſetzlichkeit, mo fie geftört worden, zur Handhabung des Anfehens 
des Bundes und feiner Selbftitändigfeit zu verwenden. Zur Beeidigung 
einberufen jtellte Dufour einige Bedingungen. Er verlangte eine hin- 
länglihe Anzahl von Truppen, die Befugnif, die höheren Befehlshaber 
jelbft zu ernennen und Enthebung von dem Auftrag, die Unruhen im 
Yargau und St. Gallen zu unterdrüden. Hiergegen wurde von einzel: 
nen Ständen, wie von Waadt (Druey), anfangs lebhafte Einwendungen 
gemacht, aber am Ende die Bedinaungen zugeftanden. Das Truppen: 
aufgebot zeigte den unzweifelhaften Ernſt der Behörde. Die Vertreter 
der Sonderbundsftände erflärten darauf, daß fie ſich jet daS Handeln 
vorbehielten, wie es die Freiheit und Würde ihrer Stände erheifche. 
Der bisherige eidgenöfjiihe Kanzler Amrhyn von Luzern gab die Ent: 
lafjung von jeiner Stelle, weil er eine Kriegserflärung gegen feinen 
Heimathfanton nicht unterzeichnen wolle, 

Während fich die Lager auf diefe Weife bereit3 kriegeriſch gegenüber 
jtellten, fand in der eilften Stunde, auf Veranlafjung und unter Vorſitz 
von Bafeljtadt noch ‚einmal eine Konferenz zur möglichen Vermitt: 
fung ſtatt. Sämmtlihe Sonderftände ſchickten einen Gefandten zu der— 
jelben. Die Tagfapungsmehrheit war durch Zürih (Furrer), Thurgau 
(Kern), Solothurn (Munzinger) und St. Gallen (Näf) vertreten. 
Neuenburg (Salame) und Bafelitadt (Bürgerm. Sarafin und R. Merian) 
follten die Träger der Vermittlung bilden. Luzern (Bernhard Meyer) 
ftellte vor Allem das Verlangen auf Entlaſſung der eidg. Truppen, 
wogegen geltend gemacht wurde, daß eine folde nut dann ftattfinden 
fünne, wenn der Grund der Bewaffnung wegfalle oder wenigſtens die 
Ausfiht auf einen friedlichen Nergleich nahe liege. Ohne daß dieſes 
jtete Poſtulat der Sieben erledigt war, trat Baſelſtadt mit feinem Ber: 
mittlungsvorfchlag hervor: einerf:its folle ji der Sonderbund auflöfen, 
anderfeitö aber die Tagjatung die Iefuitenfrage fallen laſſen, indem fie 
diefelbe dem ſchiedsrichterlichen Entſcheide des Pabſtes anheimitelle. 
St. Ballen erklärte ſich fogleich bereit, diefem Vorſchlag beizutreten, ob: 
aleich eine ſolche Löfung jchwerlich der Inſtruktion entſprach. Solothurn 
wollte unter der Bedingung zuitimmen, daß Zug, Bafeljtadt und Grau— 
bünden jich bereit erflärten, bein Pabſte die Entfernung der Jeſuiten 
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nachzuſuchen. Zürich und Thurgau erffärten ſich gegen den Vorfchlag, 
da es nicht zuläfjig fei, eine Bundesfrage vorherrichend politifcher Natur 
einer fremden und noch dazu partheiifchen Macht vorzulegen, was ja der 
Pabſt den reformirten Kantonen gegenüber fei. Die Grundlage eines 
Vergleichs Tiege nach ihrer Anfiht in einer freimilfigen Entfrnung der 
Sefuiten von Seite Luzern in DBerüdfihtigung feiner vorörtlichen Stel- 
lung, wogegen dieje Frage in Bezug auf die andern Kantone, welche 
Jeſuiten aufgenommen, auf jich beruhen folle. Luzern aber, unterftüßt 
von Freiburg (Fournier), forderie noch auf das Beftimmtefte, daR mit 
der Sefuitenfrage auch die aargauifche Klöjterfrage dem Entfcheide des - 
Pabſtes vorgelegt werde. Allein die Vertreter der Mehrheit wiefen da— 
vauf hin, wie die Klöfterfrage rechtzeitig abgethan fei und eine Wieder: 
aufnahme derfelben nicht ohne Aargau's Einwilligung geichehen könne; 
diefe ſei begreiflicherweife nicht vorauszufegen und wenn fie erziwungen 
werden müßte, entjtänden nur neue Wirren. Vergebens erflärten auch 
die beiden Gefandten von Bafelftadt die Wiederaufnahme der SKlöfters 
frage al3 etwas durchaus Unzuläfliges und machten den Abgeordneten 
der Sonderftände die eindringlichſten Vorftellungen, diefe Bedingung 
fallen zu lajien. Die Sonderftände beharrten indeß dabei und fo blieb 
auch diefer Vermittlungsverfuh ohne Erfolg. 

In der Tagjatung felbit kamen die Sieben am nächften Tage auf 
den früheren fogenannten Vermittlungsantrag von Zug zurüd, zu dem 
fie no das Verlangen ftellten, daß den Unterhandlungen die Entwaff— 
nung vorangehe und das eidgenöfjifche Truppenaufgebot zurüdgenonmen 
werde. Mit Entrüftung wurde darauf ermwiedert‘, daß die Forderungen 
nicht die entferntefte Mehnlichkeit mit einem Vermittlungsvorfchlag hätten, 
indem man noch jett Alles in Anipruch nehme, was man immer ver- 
langt habe. Die Sieben hätten zuerit das Schwert gezogen; feit Jahren 
ftänden fie der Eidgenoſſenſchaft gerüftet gegenüber und dennoch verlang- 
ten diefelben Zurüdnahme des eidgenöſſiſchen Truppenaufgebots. Bon 
der Mehrheit jei alles Mögliche getyan, um das Aeußerſte zu vermeiden ; 
man habe mit Proteftationen, neuen Rüſtungen und PVerfchanzungen ge- 
antwortet und zuletst noch die Verbreitung der Tagfatungsproflamation 
zu einem Verbrechen geſtempelt. Nichtsdeftoweniger nahm der Luzerner 
Sefandte Bernhard Meyer Gott und alle Heiligen zu Zeugen, daß nicht 
die Sonderitände die Schuld des Krieges trügen umd rief: „Gott, der 
Almächtige, entfcheide zwifchen uns und Euch,” mogegen der Solothur: 
ner Geſandte erwiederte: Man folle den Namen Gottes nicht anrufen 
in einer Sache, die teufliſch ſei. Nachdem hierauf der fogenaunte Frie- 
densvorſchlag verworfen war, erhob fih Luzern und erflärte im Namen 
feiner Mitverbündeten, der Augenblid fei für fie gelommen, die Tag: 
ſatzung zu verlafien, da fie in den von ihr aufgebotenen Truppen eine 


— 492 — 


feindliche Armee erblickten; ſie entſchlügen ſich aller Verantwortlichkeit 
und würden ſich in einem Manifeſt vor der Welt rechtfertigen. Hier— 
auf erhoben ſich auch die anderen Geſandten der ſieben Stände und ver— 
ließen den Saal. Eine kurze feierliche Pauſe folgte; trommelnd erwies 
die Wache am Thore den Scheidenden die letzte Ehre. Damit waren 
die Würfel gefallen. Der Sonderbund hatte die Brücke abgebrochen 
und der Eidgenoſſenſchaft den Fehdehandſchuh hingeworfen.*) 

Die Tagſatzung ſetzte nach dem Austritt der Sonderbundsgeſandten 
ihre Berathung ruhig fort und beſchloß zunächſt die Aufforderung an 
die nicht zum Sonderbund gehörenden Kantone, ihre Reſerve in Bereit— 
ſchaft zu halten, damit der Kriegsrath über ſie verfügen könne. Schon 
zwei Tage darauf wurde der Beſchluß dahin abgeändert, daß die Reſerve 
wirklich einberufen werden ſollte. 

Bald folgte das Manifeſt der ſieben Stände, gerichtet „an das 
Schweizervolk, an Mit: und Nachwelt.“ Es enthielt die alten Beſchwer⸗ 
den, Beichuldigungen und Betheurungen, verbunden mit einer höchit wi— 
dermärtig zur Schau getragenen, aber offiziell wohl berechneten Frömmig— 
feit. Ueberipannt in allen Behauptungen erflärte es, die fieben Stände 
fämpften für ihre Eriflenz, fiir ihr Necht gegenüber der Bundesrevolu- 
tion ; die Regierungen der zwölf Kantone hätten da3 Schwert zum uns 
gerechten Kriege gezüdt, während die Regierungen und Völkerſchaften 
der jieben Stände e3 zum gerechten Widerftand ergriffen. Unverhohlen 
forderte e8 die Bevölferungen der Majoritätäfantone zum Aufitand auf. 
Das Manifeft wurde auch den Gefandtichaften von Deftreih, Frankreich, 
Preußen, Rußland und Spanien mitgetheilt. Das Schreiben an die: 
felben Schloß mit den Worten: Wir dürfen erwarten, es werden die hohen 
Mächte die rechtliche Stellung der fieben Stände, als mit der Erklärung 
von 1815 übereinftimmend, ausdrüdlih und förmlich anzuerkennen ſich 
bewogen finden. 

Zunächſt hatte die Tagſatzung noch ein Wörtchen mit dem fürftlichen 
Neuenburg zu reden. Die dortigen Negenten meinten, weil fie nicht 
für Auflöfung des Sonderbunds geftimmt hätten, auch zu feiner Trup: 
penjtellung verpflichtet zu fein. In einer Zufchrift fpra man deßhalb 
die Erwartung aus, daß die Neuenburger Truppen nicht gegen den Son: 
derbund verwendet würden, und proteftirte zugleich gegen den bereits er: 
lajienen Marfchbefehl. Sofort brachte die Siebenerkommiſſion den An: 


*) Niemand arbeitete jeglicher Vermittlung leidenjchaftlicher entgegen als Sieg: 
wart-Müller. Als ein Graubündneriicher Abgeordneter noch unter dem Klirren der 
Waffen einen legten Verjöhnungsverfuch machte und bei einzelnen Häuptern in Zug 
und Luzern Gehör fand, erwiederte Siegwart kurz und kalt: „Es jei beſſer, daf 
das Schwert enticheide.” 
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trag: Der Kanton Neuenburg habe fein Bundesfontingent ungefäumt 
zur Verfügung zu ftellen und fei für die Folgen einer Weigerung ver: 
antwortlih erflärt. In der Disfuffion betrachtete Zürich die Weigerung 
Neuenburgs als von derfelben fubverfiven Theorie ausgehend, wie die 
Meinung der Sonderbundsftände, daß jeder einzelne Kanton fich über 
die Beſchlüſſe der oberſten Bundesbehörde hinwegfegen fünne. Solothurn 
bemerkte, daß die Schweiz bisher einen aftiven Sonderbund gehabt habe, 
jegt habe fie auch einen paffiven. Schon im Jahr 1833 habe Neuen: 
burg eine ähnliche Rolle gejpielt; damals habe eine eidgenöflische Armee 
binbeordert werden müjjen, bis Neuenburg nachgegeben habe. Bafelitadt 
war von wehmüthigem Erftaunen ergriffen und fand es im Intereſſe 
der Schweiz, day es fogenannte „neutrale* Stände gebe. Schaffhaufen 
und andere Stände erklärten dagegen, daß die Anerkennung von neutra= 
len Ständen zur volljtändigen Auflöfung und Anarchie führen würde. 
Ein ſolches Zwitterding dürfe im Bunde nicht geduldet werden. Bern 
zeigte, daß, wie es Katholiten gebe, die päbitlicher feien als der Pabſt, 
ebenjo Neuenburg fürftlicher fei als der Fürft felbft, denn vor wenigen 
Tagen habe der Gefandte des Königs von Preußen dem Bundespräji: 
denten den Wunfch des Fürften von Neuenburg ausgedrüdt, es möchte 
das Kontingent von Neuenburg nicht gegen den Sonderbund in Ans 
fpruch genommen werden. Der Stand Neuenburg wünjche nicht nur, 
fondern proteftire jogar. Neuenburg felbjt gab vor, daß es feinen Be: 
griffen von Ehre, öffentlicher Moral und Ueberzeugungstreue wider: 
ipreche, den Degen gegen Kantone zu ziehen, die es volllommen in ihrem 
Rechte halte. Aber damit wurde e8 der eidgenöſſiſchen Pflicht nicht le— 
dig. Der Antrag der Siebenerkommiſſion erhielt die Zuftimmung der 
feft vereinten Mehrheit von 12”% Ständen. 

Unterdei begann in Luzern die Thätigkeit des ſiebenörtigen Kriegs: 
raths, als der oberften politifchen und militärifshen Behörde der im 
Aufitand begriffenen Kantone. Die Regierung von Luzern erklärte ihr 
Gebiet durch Proflamation in formlihen Kriegszuſtand. Demzufolge 
war Alles den Militärbehörden und Militärkommando's Gehorfam ſchul— 
dig: wer ſich ihren Befehlen entziehe oder gar widerjege, wer duch 
Wort, Schrift oder That ihre oder der Regierung Anordnungen unwirk— 
jam zu machen fuche, Wehrpflichtige aufwiegle, in landesverrätherijcher 
Verbindung ftehe oder jolche begünjtige, überhaupt die Vaterlandspflicht 
verlege, fei dem Kriegsgerichte zur fofortigen ftrengen Beftrafung zu 
übermweifen. AZumiderhandelnde Freiſchärler follten die Gnade des Gr. 
Raths verwirken und auch für das frühere Verbrechen den Kriegsgerich- 
ten überwiefen werden. Der Kriegsrath jelbit blieb nicht bei Worten 
ftehen, fondern fchritt vafch zur That. Noch bevor die Tagjagung einen 
Executionsbeſchluß faßte, war er darauf bedacht, die Dffenfive zu ers 
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greifen. Zunächſt galt es, die Revolutionirung des Kantons Teffin 
zu verfuchen. Am Allerheiligentage (1. Nov.) richtete der Kriegsrath 
eine in italienifcher Sprache abgefaßte Proflamation an das Teffinervolf, 
worin die Bejebung der Grenze auf dem St. Gotthard angefündigt und 
die Tefjiner zum Anſchluß an den Sonderbund aufgefordert wurden. 
Am 3. Nov. rüdte auch wirklich ein fonderbündleriiches Korps unter 
Commando von Oberft Müller von Uri dem Gotthard zu und bejeßte 
am folgenden Tage eine vortheilhafte Pofition beim Hoſpitz auf Tefjiner 
Boden. So erfolgte der erjte Angriff von Seite de8 Sonderbunds. 

Unter ſolchen Vorgängen verfammelte ji die Tagſatzung in aufer: 
ordentliher Situng (4. November, Abends 4 Uhr). Dr. Kern erjtattete 
Beriht im Namen der Siebenerfommifjion. Mit kurzen Worten erin: 
nerte er an die neueften Vorfälle; an das vereitelte Beftreben der Tag: 
fatung, das Baterland auf friedlihem Wege aus der gegenwärtigen 
Krifis zu erretten; an die ſchmähliche Abmweifung der eidg. Nepräjentan: 
ten; an das Berbot der Proflamation, deren Berbreitung zu einem Ber: 
brechen geitempelt worden; an die jchnöde Zurückweiſung der ‚billigen 
Vermittlungsvorſchläge; an den Austritt der Sonderbundsgefandten aus 
der Bundesverfammlung; an das Manifeſt, worin die Bevölferung ber 
Mehrheitsfantone unverhohlen zum Aufftand gegen ihre Regierungen 
aufgefordert wurden; endlich an die unaufhörlichen Rüftungen und die 
Verſetzung des Kantons Luzern in förmlichen Kriegszuftand.*) Er be 
merkte dann weiter, wie der Bundesbehörde nichts übrig bleibe, als mi 
allen dem Bunde zu Gebote ftehenden Mitteln für die Aufrechthaltung 
der Ruhe und Ordnung in der Eidgenofienfchaft zu forgen. Zürich 
fügte, unter Zuſtimmung fämmtliher Geſandten der Mehrheit, Hinzu: 
Die Zeit der Worte fei vorüber und die Zeit des Handelns gekommen. 
Bafeljtadt erklärte, Feinen Antheil an der Erecution zu nehmen. Neuen 
burg proteftirte förmlich, indem es die neue Theorie aufitellte, daß zu 
einer Kriegserflärung Dreiviertheile der Standesftimmen erforderlich jeien. 
Dagegen bemerkte Genf: Wenn es fih um einen Vertheidigungsfrieg 
gegen das Ausland handelte, jo würde gewiß feine Stimme zurüdblei- 
ben. Die Erecution eines Tagſatzungsbeſchluſſes fei feine Kriegserflä- 
rung gegen einen auswärtigen Staat, wiewohl das Ausland der Sadıe 
nicht fremd, fondern durch feinen Einfluß, fein Geld, feine Lieferung 
von Waffen und Munition betheiligt fei. 

Hierauf beſchloß die Tagſatzung, daß die bereits erfannte Auflös 
fung des unter den Kantonen Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, 


*) Die Nachricht von der Befetsung des Gotthard war an dem Mbend noch 
nicht in die Bundesftadt gelangt, weßhalb die wirklich ausgebrochenen FFeindielig- 
feiten nicht als Motiv in dem Erecutionsbeichluß erjcheinen, 
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Freiburg uud Wallis abgefhloffenen Sonderbündniffes durch Anwen: 
dung der bewaffneten Macht in Vollziehung zu fegen und der 
Oberbefehlshaber der eidgenöfjischen Truppen mit der Ausführung be- 
auftragt fei. Die Tagſatzung behielt fich vor, die weiteren erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. Gleichen Tages erlieh die Tagjakung noch zwei 
Proflamationenz die eine an die eidgenöſſiſche Armee, die andere an das 
Schweizervolk. Die letztere ſchloß mit den Worten: 


„Der Kampf, den die Eidgenofjenichaft gegen aufrührerifhe Bun— 
desglieder zu führen hat, ijt Fein Kampf von zwölf gegen fieben Kan: 
tone, feine Unterdrüdung der Minderheit durch die Mehrheit, fein Krieg 
gegen harınlofe Bundesbrüder. Nein, es ijt ein Kampf der Eidgenofjen: 
Ihaft und der rechtmäßigen Gewalten derfelben gegen die Parthei, welche 
den Sonderbund geftiftet, groß gezogen und wie eine Natter an das 
Herz der Eidgenofjenfchaft gelegt hat, auf daß fie daſſelbe vergifte. 
Nicht*harmlofe Völker haben diejes gethan; es ift diefelbe Parthei, welche 
fhon im Jahr 1813 fremden Armeen die Pforte öffnete, welche den 
fr eifinnigen und in feiner Weife bundeswidrigen Berfaffungen vom Jahr 
1831 die Garantie verweigerte, welche mit unermüdlichen Umtrieben an 
der Reaction arbeitet, welche den Jura und andere Theile der Schweiz 
agitirte, im Aargau eine ultramontane Empörung erzeugte und nad 
. Wallis, Freiburg, Schwyz und Luzern die Jeſuiten beriıf, deren Bun 
desgenofje und Werkzeug fie ift. Darin, Eidgenofjen, befieht das Weſen 
des Sonderbundes; laßt ihn gewähren oder -obfiegen und das trauernde 
Vaterland wird nah und nah alle Inſtitutionen verlieren, welche feine 
wahre Freiheit, feinen geiftigen Aufſchwung, feine Kraft und Ehre be- 
dingen. Es ift beſchworene Pflicht, die Ruhe und Ordnung im Innern 
berzuftellen und für die Sicherheit nah Außen zu forgen. Die Bun— 
desbehörde befindet ſich deßhalb in der gebieterifchen Nothwendigfeit, zu 
dem äußerften Mittel zu fchreiten, um den gejetlichen Zuftand wieder 
berzuftellen, da die Gefandtichaften des Sonderbundes dur ihre Ent: 
fernung aus dem Echooke der Tagſatzung und dur ihre Erklärung ſich 
in offenen Kriegszuftand gefeßt haben. Darum jeid einig und ftark, 
getreue, liebe Eidgenofien, und der Allmächtige wird auch diesmal unjer 
Vaterland vor Trennung und Untergang bewahren.“ 


Damit fhloß der politifche Aft des großen Drama’s in der Eid— 
genofjenfchaft, während der Friegerijche heraufr üdte. *) 


*) Siehe: I. M. Rudolf, Geſchichte der Ereigniffe in der Schweiz feit der 
Aargauiſchen Klöfteraufpebung bis zur Auflösung des Sonderbunde, Zürich 1848, 
— Dr, U. Henne, der Sonderbund ud deſſen Auflöfung. Schaffhaufen 1848. 
— 5. 3. Leuthy, die neueften Kriegsereignffe in der Schweiz. Zürich 1848, 
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Der Krieg gegen den Sonderbund. 


Noch ehe die Tagſatzung den Beihluß zur Erecution gefaßt hatte, 
war bereits der größte Theil der eidgenöffifchen Armee, gemäß dem 
Beſchluß vom 21. Dftober, fampfgerüftet und rüdte immer näher an 
die Grenzen der Sonderbundsfantone. Auch hatten mande Kantone, 
ohne den Erefutionsbefhluß abzuwarten, von fih aus ihre Streitkräfte, 
Auszug und Referven in's Feld geftelt und außerordentliche Kredite be- 
willigt. Die äußere wie die innere Schweiz bot von nun an das Bild 
eines bewegten Feldlagers, voll hin und her marjchirender Bataillone, 
wehender Fahnen, raljelnder Artillerietrains, wirbelnder Trommeln und 
raufhender Militärmuſik; den Eigenen wie den Fremden ein feltenes 
Schauſpiel; in Stadt und Land alle friedlichen Gefchäfte beifeite gelegt; 
die meiſten Gewerbe ftille ftehend; der Handwerker wie der Feldarbeiter 
unterm Gewehr. Die Sonderbündler hatten auf Widerfeglichfeit und 
aufrührerifche Bewegungen bei den eidgenöffischen Aufgeboten ger-chnet. 
Diefe Hoffnung wurde größtentheils getäufht. Zwar fehlte es nicht an 
heftigen Agitationen, die von jonderbündiicher Seite nad) den Fatholi: 
ſchen und paritätifhen Kantonen hinübergefpielt wurden. Ultramontane 
Geiftliche gaben jih alle Mühe, Soldaten und Offiziere zur Treuloſig— 
feit an der eidgenöſſiſchen Militärpflicht zu verleiten. Aber fat überall 
war die Mehrheit des Volks zu ſehr von der Meberzeugung durchdrun— 
gen, daß der zerrifjene Zuftand die Schweiz ihrer Auflöfung entgegen: 
führe und diefem daher ein Ende gemacht werden müſſe. Nur in dem 
Schickſalskanton St. Gallen — wie bereits berichtet — traten ernſtlichere 
meuterifche Verfuche hervor, doch gelang es der Entichiedenheit der Ne: 
gierung und der bereit gehaltenen Hülfe der benachbarten Stände, den 
Ausbruch eines wirklihen Aufjtands zu verhindern. Auch das Freien: 
amt, die „große Schwierigkeit” Aargau’s, gerieth in jtärkere Gährung, 
die indek von binlänglichr Truppenmacht nicdergehalten wurde und nur 
zu einer Anzahl von Defertionen führte, woraus ſich eine eigene Kom: 
pagnie im ſonderbündiſchen Lager bildete. In Solothurn, wie anders: 
wo, wurde mit jogenannten „riedenspetitionen” haufirt, allein die Sind: 
linge machten nicht die erwünſchten Gefchäfte, obgleich fie zu Norfpiege: 
lungen aller Art ihre Zuflucht nahmen, Thätig war der ultramontane 
‚ Klerus auch im Jura; Alles wurde aufgeboten, um das Wolf gegen die 
eidgenöffiihe Fahne aufzuregen, doch hatten die Bemühungen nur wenig 
Erfolg. Der Feldzug erhielt im Ganzen den Charakter einer bundes— 
rechtlichen Vollſtreckung, einer energiſchen aber befonnenen Handhabung 
der oberften Autorität zur Befeitigung einer verderblichen Auflchnung. 
In den Augen der Nation erſchien die Erecution nicht als Bartheifache, 
jondern als Bundesſache. Wo Fonjervative Organe zu Gunſten des 
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Sonderbunds wühlten, fanden fie meift bei ihren eigenen Gefinnungs- 
genofjen nicht den gehofften Anklang. Auch die ausſchließlich konfeſſio— 
nelle Färbung, die man dem Krieg vielfach aufzudrängen fuchte, wurde 
vom Volk nicht anerfannt. In den Reihen der eidgenöflifchen Armee 
fonnte nicht jene Begeifterung herrfchen, wie fie ein Kampf um die Uns 
abhängigteit des Vaterlands nah Außen hervorruft. Die Waffen rich: 
teten fich gegen Miteidgenojjen, die man als irregeführte Brüder anzu: 
fehen hatte, Ein nicht geringer Theil der Soldaten mußte die politifchen 
Sympathien zum Schweigen bringen und dem Gefühl der Pflicht folgen. 
Mit vollem Eifer zogen die Milizen auß, die in der freien Volksſchule 
erzogen waren und den Streit gegen den finfteren Jeſuitismus zur Sache 
der Veberzeugung gemacht hatten. Die Mafje der Bevölkerung nahm 
den Krieg ernjt, aber ruhig auf; an fehönen Zügen patriotifcher Hinge: 
bung fehlte e8 nicht; freiwillig traten Diele in die Reihen; es gab 
Familien, wo der Vater mit mehreren Söhnen der Fahne de8 Bataillon 
freudig folgte, während die Aufopferung der Zurüdhleibenden darin bes 
ftand, Vereine zu bilden, um die Familien armer Dienftpflichtiger oder 
Verwundeter hülfreich zu unterftüßen. In der Ungemwißheit über die 
Widerſtandskraft des Sonderbunds rechnete man noch auf Hartnädigere 
und blutigere Kämpfe, als wirklich erfolgen follten. 

Zur Zeit ihrer größten Stärke bejtand die eidgenöfjische Armee aus 
98,861 Mann mit 260 Geſchützen, wovon fih 88 auf den Wällen von 
Genf befanden. Dieje Streitmacht ging nicht unbedeutend über die Ver: 
pflihtungen der Kantone hinaus. Dabei waren zmweite Landmwehren oder 
Bürgerwadhen zur Handhabung der Ordnung im eigenen Lande nicht 
gerechnet. Die äußerſten Anjtrengungen machte der Kanton Waadt, der 
über 19,000 Mann auf den Beinen hatte. Neuenburg beharrte bei 
feiner widerfeglichen Neutralität und verweigerte Anfangs auch die Geld: 
beiträge. Appenzell J. Rh. brachte feine Truppen nicht über die Grenze. 
An Bajelftadt brad fich dagegen die befjere eidgenöſſiſche Gefinnung 
Bahn. Die jtarre Fonfervative Parthei ftemmte ſich zwar noch mit 
Macht gegen die Mobilmahung der Truppen, um nicht Kantone zu be: 
fämpfen, mit denen man früher im Sarnerbund vereint geftanden hatte. 
Bon diefer Seite jah man die Bundesereeution (wie fi Profefjor Schnell 
ausdrüdte) al3 den ungerechteften Krieg an, der je geführt worden. 
Aber die Mehrheit des Fleinen Raths kam zur Erkenntniß, daß eine 
Weigerung die Wirren nur vermehren würde und brachte deßhalb den 
Antrag an den Gr. Rath, unter den obmwaltenden Verhältnifien dem er: 
haltenen Aufgebot Folge zu Teiften. Nach lebhafter Diskufjion fiegte 
diefer Antrag — mit 64 gegen 49 Stimmen — auch in der oberften 
Behörde. Durch ein eindringliches Votum gab der Bürgermeifter Sara: 
jin, ber als erſter Gefandter an der Tagſatzung Zeuge von dem Troß 
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der Sonderbundsftände geweſen war, den Ausfhlag, Doch lieg man 
in's Protofoll der Tagfabung noch die Erklärung fallen, daß die Be: 
hörde hiermit dem Vaterland „das jchwere Opfer ihrer Ueberzeugung 
bringe und die Hoffnung ausfprede, die Tagjakung werde die Größe 
dieſes Opfers würdigen.” In Folge des Beſchluſſes ftellte dann Bafel- 
ſtadt eine wohlausgerüftete Batterie Artillerie zur Armee. Durch Unter: 
handlungen mit dem Obergeneral konnte es ſich in Bezug auf fein In— 
fanteriebataillon die Vergünftigung erwirken, daß diefes, obgleich der 
Marfchbefehl bereits erlaffen war, „als Grenzbefegung gegen Frankreich“ 
zu Haufe bleiben durfte. Für die ganze Haltung des Halbfantons bil: 
dete die Unterwerfung einen bedeutfamen Wendepunft. Bon nun an 
kam Bafeljtadt wieder in ein natürlicheres Verhältnif zur Eidgenoſſenſchaft. 

Der Obergeneral Dufour hatte die Truppen, die er nad) und nad 
vermehrte, nicht ohne Schwierigkeiten in ſechs große Divifionen getheilt, 
meift von je drei Brigaden. Die erſte Divifion fommandirte Oberft 
Rilliet im Waadtlande, die zweite Oberſt Burdhardt in Bern, die dritte 
Dberft v. Donats in Solothurn, die vierte Dberft Ziegler in Aarau, 
die fünfte Oberft Gmür in Zürih und die fechste Oberſt Luvini in 
Teſſin. Berner Truppen unter Führung von Ochfenbein, die theild zur 
Sicherheit des Kantons, theil3 zur Unterftüßung der militärifchen Opera— 
tionen des Dbergeneral3 verwendet werden follten, bildeten eine bejon- 
dere Abtheilung unter dem Namen einer bernifchen Rejervedivifion. Wie 
der Obergeneral waren auch die Divifionäre ihrer Mehrzahl nah von 
fonfervativer Gefinnung. Oberſt Ziegler war erſt vor Kurzem aus dem 
eidgenöſſiſchen Kriegsrath getreten, weil er es mit feiner Ehre nicht ver: 
einen konnte, neben dem gemejenen Freifchaarenhaupt zu fiten. Jetzt 
folgte er willig dem Rufe der Eidgenofjenfchaft und reichte erft nach dem 
Feldzug, in dem er fich als tapferer und umfichtiger Führer bewährte, 
feine Entlafjung ein, um nicht (wie er in gereizter Stimmung erklärte) 
no einmal gegen feine Ueberzeugung in den Kampf ziehen zu müſſen. 
Oberſt Burdhardt hatte am 3. Auguft 1833 als Stadtbasler gegen die 
Bafellandjchäftler geftritten. Defjenungeachtet jtellten fich dieſe jett gerne 
unter den Befehl des entfchlofjenen Militärs, der in feinem erſten Tages: 
befehl erklärte, daß er mit der unbedingteften Hingebung für das Vater: 
land dieje wichtige Stelle angetreten, um einem heillofen, mit der Na— 
tionalehre unverträglichen Zuftand ein Ende zu machen. 

Die ſchnelle Organifirung einer Armee von folder Stärfe, die gute 
Bewaffnung und Ausrüftung, die Menge tüchtiger Offiziere, die zur 
Verfügung ftanden und die Mannszucht der Truppen machten einen be: 
ruhigenden und erhebenden Eindrud auf die Bevölkerung und überrajchten 
Manchen, der jo umfafjende militärifhe Kräfte im Vaterland faum zu 
vermuthen gewagt hätte. Noch mehr war das Ausland verwundert, wie 
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jo plötzlich die eidgenöffifche Armee fampfgerüftet daftand. Selbft in 
Blättern, die der Eidgenofjenfhaft wenig gewogen waren, ſprach ſich die 
Achtung vor dem ſchweizeriſchen Milizſyſtem aus, das fo wenig Eofte, 
das Volk nicht drüde und doh im Augenblid der Gefahr und Roth 
eine Streiterzahl aus dem Boden fchüttle, wie verhältnigmäßig fein Land 
Europa’3, wo man ftehende Heere in Dienft und Gold Halte, binnen 
jo kurzer Zeit mobil machen könne. Mit der Entfaltung einer ſolchen 
Macht wollte der Obergeneral fih in die Verfafjung fegen, gleich An- 
fang3 mit großen Majjen aufzutreten, um den Gegnern jede Hoffnung 
auf einen wirkſamen Widerftand zu nehmen und den Erfolg der mili- 
tärijchen Operationen, fo viel als möglich, ohne großes Blutvergießen zu 
jichern.*) Unmittelbar nach dem Erecutionsbefhluß erließ er von Bern 
aus jeinen erjten Tagesbefehl (5. Nov.) an die Armee: „Das Vater: 
land“ jagte er, „ruft euere Mitwirkung und die Kraft eurer Arme an 
und fordert euch auf, einem Zuftande. von Mifbehagen und Beunrubhi- 
gung ein Ende zu machen, der nicht länger andauern darf, wenn die 
Schweiz nicht ihrer Auflöfung entgegengehen joll.” Er mahnte die Trup- 
pen zu Muth, zu Menfchlichkeit, zu Schonung von Weib und Kind, 
von Greifen und Kirchendienern, Gefangenen und VBerwundeten, warnte 
vor nußlojen Zerftörungen, ermunterte zum Ertragen von Mühjeligfei- 
ten und Entbehrungen und ſchloß mit den Worten: „Wenn Alles er: 
folgt, wie ich es hoffe, jo kann der Feldzug, den wir vorhaben, nicht 
lange dauern, und ihr werdet mit dem jchönen Bewußtfein in eure Hei: 
math zurüdfehren, eine hohe Pflicht erfüllt und dem DVaterlande den 
wichtigen Dienft geleiftet zu haben, daß es fich wieder in einer Stellung 
befindet, in welcher e8, wenn es Noth thut, feine Unabhängigkeit und 
Neutralität mit Nahdrud behaupten kann.“ In dem gleichen ruhigen, 
entfchievenen und menfchlichgejinnten Ton waren die QTagesbefehle der 
Divifionsfommandanten gehalten. 

Bereits waren um diefe Zeit ſämmtliche Sonderbundsfantone von 
der eidgenöfftf hen Armee, die immer näher an die Grenzen rüdte, wie 
von einem großen Nebe rings umfangen. Die Truppen wurden an 
den Felddienft und die vielfachen Entbehrungen und Mühen eines Win- 
terfeldzugs gewöhnt. Faſt jeder Verkehr war unterbroden. Die Son: 
derbündler hatten die Straßen, die Freiburg, Luzern, Schwyz und Zug 
mit den angrenzenden Landſtrichen verbanden, durch ftarfe Verhaue, Mi: 
nen und Gräben gefperrt, die Grenzbefeftigungen verjtärkt, die Brücken 
zeritört oder abgededt und dachten ſelbſt daran, einen Theil der oberen 
March durch Abgrabung des Linthkanals unter Wafjer zu jegen. Unge: 


*) Siehe den allgemeinen Bericht des eidgenöfftichen Oberbefehlshabers über 
die Bewaffnung und den Feldzug von 1847. 
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duldig harrten die eidgenöffiichen Wehrmänner auf den Befehl zum Ein: 
zug in die feindlichen Kantone. Nichts verlautete Über den mit größter 
Behutfamkeit geheim gehaltenen Operationsplan des Dberbefehlshabers, 
der wie ein neuer Gunctator jich durch fein Drängen irre machen lie, 
fondern die Drganifation der Bundesarmee ruhig vervollitändigte,. als 
ſchon die Feindfeligkeiten am Gotthard begannen. Nah dem Wunfche 
dejjelben wurden von den einzelnen Kantonsregierungen die Zeitungen 
in Betreff der Mittheilungen von Truppenbewegungen überwacht und 
für den Augenblick eine gewiſſe Cenſur eingeführt, die man fich unter 
dem Zwang der Umſtände gefallen lajien mußte. Im Kanton Waadt 
insbefondere wurde eine ftrenge, die Preßfreiheit fehr befchränfende Ber: 
ordnung erlafjen und das Publikum auf die offiziellen Bülletins ver: 
wiefen. Dort verbot man auch, zur Verhinderung der Umtriebe der als 
proteftantiiche Jefuiten angefehenen Momiers, von Neuem alle geheimen 
religiöfen Verfammlungen außer der Nationalfirche unter jtrengen Siraf- 
androhungen. Zur Beftreitung der Kriegskoften mußten die Kantone 
der Mehrheit der eidgenöſſiſchen Kaffe ihr doppeltes Geldcontingent vor: 
ftreden (eine Summe von 1,243,180 Schw. Franken). Umfonft be: 
mühte fich der Vorort Bern, ein Anlehen von 3 Millionen Schweizer: 
franfen zu kontrahiren. Die daherigen Bemühungen mißlangen theils 
der herrſchenden Geldkrifis wegen, theils weil die großen Finanzherren 
noch an dem glüdlichen Erfolg der Erecution zmweifelten. Anfragen bei 
Genfer:, Basler: und Zürderhäufern wurden ablehnend beantwortet ; 
das Gleiche war der Fall in Frankfurt, Augsburg und Paris, Der 
Borort mußte feine Zuflucht zu dem Kanton Bern nehmen, deſſen Finanz: 
zen es möglich machten, mit Geldvorfhüffen im Betrage von nahe an 
zwei Millionen Franken zu Hilfe zu fommen. In Bern ſchloß man 
auch die Schulen und Gerichtsfikungen und gewährte Rechtsſtillſtand 
für Schuldbetreibungen. Andere Kantone, wie Waadt, folgten dieſem 
Beifpiel, während man in Zürih, Genf u. ſ. w. keine ſolchen Bor: 
fehren traf. 

Werfen wir jest einen Blit auf das fonderbündifche Lager, 
jo hatte man fich dort bereit3 lange vor Beginn der Feindſeligkeiten 
offen auf alle Eventualitäten eines Krieges vorbereitet. Die Kleinen 
Kantone hatten früher immer nur wenig zum eidgenöfjischen Bundesheer 
beigetragen und ihre militärischen Kräfte vernachläßigt. Jetzt, wo es 
fih um die Vertheidigung eines jefuitifchen Sonderbunds handelte, jcheute 
man dort, wie in Luzern und Freiburg, feine Opfer und Anftrengungen. 
Nichtsdeftoweniger blieb die Ausrüftung Höchft mangelhaft. Das grobe 
Geſchütz war zum Theil Gefchent vom Ausland und wurde aus Mans 
gel an vorhergedangener Uebung nur oberflählih und unvolllommen 
bedient, theil® im Gefecht gar nicht gebraudt. Die größte Zuverficht 
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feßte man im Luzern auf den mit allen möglichen Waffen verfehenen 
Landiturm, an deſſen Spite ein früherer Guerillasführer in fpanifchen 
Dienften, Paskal Tſchudi von Glarus, ftand. An diefem Landfturm 
fa) man — mie der Kommandant Segefjer fi in einer gedrudten Ab— 
handlung ausdrüdte — „die höchſte Steigerung der Nationalkraft, den 
Schlußftein des Kantonal-Wehrweſens, den zum Selbftbemußtfein erwach— 
ten Bolfswillen, den Ausdrud der öffentlichen Meinung.” Dem Land: 
fturm war aber bei Nichterfcheinen ſchwere Strafe, Gefängniß und Ein: 
ftellung im Activbürgerrecht angedroht. Die Yolge lehrte, wie mwenig- 
er den Erwartungen entfprad. Die Häupter des Sonderbunds ftellten 
einen Kampf bis auf den lebten Blutstropfen in Ausfiht. Jedes Alter 
war aufgerufen, um den Fatholifchen Glauben und die Freiheit der Väter 
su vertheidigen. Aber der angebliche Feuereifer reichte nicht fo weit und 
beitand entweder in religiöfem Fanatismus, den der Klerus Fünftlich 
ihürte und mit Feten von dem Hemde Vater Leu’3 und allerhand Wun— 
dergefhihten unterftüßte, oder in blinden Vorurtheilen gegen jede zeit: 
gemäße Entwicklung in der Eidgenoſſenſchaft. Mitten in der Bewaff— 
nung gegen die Beichlüfje der Tagjakung wirkte der Nuntius offen im 
Sinne der Auflehnuna, beſtärkte das Volk in dem Wahn der Religions: 
gefahr und feuerte zum heiligen Kampf auf. Bei einer Nevue über 
die Urner und Unterwaldner, die in Quzern eingerüdt waren, ertheilte 
er von der Altane des Schmweizerhofes herab feinen apoftolifchen Segen.*) 
Gerade jo handelte der Nuntius Garacioli in dem Religionskrieg von 
1712. An Luzern wie in Schwyz ernannte man Jefuiten zu aufßeror- 
dentlihen Feldpredigern. Neben dem Fanatismus mußte auch der Glaube 
an die nahe Hülfe der auswärtigen Mächte aufrecht gehalten werden. 
Ueber die Zuftände in den eidgenöffischgefinnten Kantonen wurden Volt 
und Soldaten völlig irre geführt. Die Befehlshaber erliegen fchnaubende 
Aufrufe an die Truppen. In einem Tagesbefehl von Maillardoz hie 
ed: „fie müßten gegen Miteidgenofjen fämpfen, die ſich als Werkzeuge 
einer fremden Propaganda zur Unterjochung der fieben Stände gebrau— 
hen ließen.” 

Die Stärke der fonderbündiichen Streitkräfte, die einigermaßen 
organifirt waren, mochte fich auf 78,000 Mann belaufen. Davon waren 
indeß nur 30,000 reguläre Truppen, das Uebrige gehörte zu dem bunt 
bewaffneten Landfturmvolf. Konnte man ſich auf der einen Seite auf 
große Terrainvortheile, befonders in der inneren Schweiz, ftüßen, fo 
lag dagegen — abgefehen von dem numerifchen Hebergewicht der Eid- 


*) Dies kann audh Baumgartner nicht ganz beftreiten, nur macht er etwas 
Bedeutungsloſes daraus, daß der Nuntins einmal einer Militärparade zugefehen 
habe! 
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genofien — in dem weiten Umfang der Vertheidigungslinien und der 
KHolirung einzelner Bundesglieder eine große Schwähe. Das Heer 
zerfiel in drei Theile, die faft ganz von einander abgejchlofien waren 
und nur unter den höchſten Schwierigkeiten fich vereinigen konnten. 
Der Oberbefehlshaber hatte nicht, wie Dufour, unbedingte Vollmacht, 
oder war nicht energifch genug, von derjelben Gebrauch zu machen. Die 
oberfte Kriegsleitung lag mehr oder weniger in den Händen des fieben- 
köpfigen Kriegsraths. Dem General Salis-Soglio fehlte es nicht an 
- tüchtigen foldatifchen Eigenſchaften. Seine Perfönlichkeit machte auf die 
Soldaten einen günjtigen Eindrud. In ausmwärtigem Dienft hatte er 
fih früher in mehreren Schlachten gegen Napoleon durh Muth und 
Tapferkeit ausgezeichnet. Aber es gebrach ihm an höherer ftrategifcher 
Ausbildung und an Entfchloffenheit zu kühnen Unternehmungen. Das 
Bewußtſein der Ueberlegenheit der Eidgenofjien raubte ihm von vorne: 
herein das Vertrauen, weßhalb er anfänglich feine Ernennung abzuleh- 
nen gefucht hatte. Nicht ſowohl Hinneigung zur römiſchen Kirche, ala 
das vermeintliche Necht ließ ihn als ftreng konſervativ gejinnten Brote: 
ftanten dem Ruf des Sonderbunds folgen. Eine eigene Rolle fpielten 
in der fonderbündifchen Armee die vielen Ausländer, deren Dienfte mit 
Freuden angenommen wurden. (während der eidgenöffifche General alle 
Anerbietungen fremder Offiziere als umehrenhaft in einem.inneren Kriege 
ablehnte). Bei dem einfältigen Volke mußte der Name des öfterreichi- 
Ichen Fürften von Schwarzenberg imponiren, eines Kriegerd, der im 
Spanien unter Don Carlos fir den Abjolutismus und die vömifche 
Sache gefochten Hatte und fih nun in Luzern beim Generalftab anjtellen 
ließ, nachdem er das angebotene Dberfommando abgelehnt hatte.*) Ebenfo 
hielt man auf den nafjauifchen Grafen Schweinis und den ungariichen 
Rittmeister Escamortagni große Stüde. Auh durch die Mitwirkung 
einer weiteren Anzahl proteftantifcher Partheigänger aus anderen Kan: 
tonen (namentlih Berner Patrizier) fühlte fi der jonderbündifche 
Kriegsrath gefchmeichelt. Ein reicher Basler (Eduard Merian) jchenkte 
dent Sonderbund 2000 Kaputröde und jtellte eine anfehnlihe Summe 
Geldes zur Verfügung. Die Luzerner Polizeifommiffion traf befonder e 
Vorforge dafür, dag das fonderbündifhe Militär nicht belehrt und für 
die Eidgenoffenihaft gejtimmt werde. Aus einer (von Siegwart-Müller 
unterzeichneten) Inftruktion für das Landjägerforps geht hervor, wie 
weit das Spionirz und Denunziationsſyſtem gegen jogenannte verdäch— 
tige Berfonen getrieben wurde. Zu diefen Verdächtigen gehörten alle 
„Schwarzen“ oder Liberalen, vorzüglich die früheren Freiſchärler, die auf 








*) Ulrid in feiner Gejchichte des Bürgerkriegs beftreitet, daß dem Fürſten das 
Oberlommando angeboten worden fei, Elgge x behauptet e8 dagegen ganz beftimmt. 
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allen ihren Gängen zu verfolgen waren. Die Landjäger mußten Tag 
für Tag aufzeichnen, wo ji diefelben befanden, mit wem fie verkehrt, 
wen fie beſucht, an welchen Berfammlungen fie Theil genommen und 
was fie verhandelt hatten. Wie gegen die Bürger, fo wurde auch gegen 
das Militär das gleiche Syitem beobachtet. Intereſſant war die von 
dem Generaladjutanten Vinzenz; Müller erlaffene Inftruftion, bezüglich 
der Feuer: und Schußfignale, die vorzüglich für den Landiturm berechnet 
waren und auf 20 Signalplägen ihre Ausführung finden follten. Drei 
aufeinander folgende Schüffe bezeichneten „Achtung” oder Bereithalten 
zum Aufbruch. Auf die Anzündung der Tag: und Nachtfeuer und auf 
die Schußſignale follte der Landjturm ſich fammeln und fogleih in allen 
Kirhen Sturm geläutet werden. Die Feuerjignale auf dem Gütſch und 
Meggenhorn dienten dazu, um den Landſturm aus den Urkantonen zu 
Hülfe au rufen. Auf vielen Höhepunkten waren auch Telegraphen auf: 
geftellt, von denen aber des andauernden Nebels und hauptfädlich der 
ſchlechten Einrichtung wegen wenig oder gar fein Gebrauch gemacht wer: 
den konnte, 

Im fonderbündifchen Kriegsrath, an deſſen Spite Siegwart:Müller 
ftand, herrſchte nicht die Eintracht und Uebereinftimmung, die man 
äußerlich zur Schau trug. Bei Aufitellung der einzelnen Truppenkorps 
murde gemarftet. Jeder Abgeordnete hielt ſich verpflichtet, dahin zu 
wirken, daß jein Kanton am längjten verfchont und mit den menigften 
Koften bedachtet werde.*) Yortwährend ſchwankte man über den Plan, 
wie man der eidgenöfltiichen «Erecution begegnen ſollte. Zum Theil 
heute man ji, den erften Schlag zu führen, weil man an der Tag- 
fatung immer verfichert hatte, daß die Separatverbindung nichts als ein 
Schutzbündniß gegen ungerechte Angriffe fei und an feine Verletzung 
des Gebietes anderer Stände gedacht werde. Zum Theil wollte auch 
der Oberbefehlshaber Salis-Soglio die eidgenöffiihe Armee jedenfalls 
in ficheren Stellungen erwarten und an einer abfoluten Defenſive feſt— 
halten. So konnte man fi) nicht zu rechter Zeit zu einer umfaljenden 
Dffenfive einigen, wo diefe am ehejten Ausjicht auf Erfolg bot. Die 
eidgenöfjifche Truppenentfaltung hatte bei aller taktifchen Umficht, mit der 
ſie in’ Werk geführt wurde, doc) ihre ſchwache Seite. Indem es ſich 
darum handelte, in einem weiten Umfreife von verfchiedenen Punkten 
aus auf ein Zentrum zu ziehen, war es möglich, die anrüdenden Divi— 
fionen mit überlegener Macht anzugreifen und eine nach der andern zu 
ſchlagen. Aber der fonderbündifchen Leitung fehlte e8 an der Kühnbeit, 
entjchieden herauszubrechen, Verwirrung in's eidgenöſſiſche Lager zu brin- 
gen und bei ſchwankenden Bevölferungen Aufitände hervorzurufen. Als 


*) Siehe: Ulrich, der Bürgerkrieg in der Schweiz, pag. 333. 
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die Anfiht von Siegwart überwog, angreifend zu verfahren, gefchahen 
die Weberfälle weder in der nöthigen Verbindung noch raſch und kräf— 
tig genug. 

Wie bereits berichtet,: fiel der erfte Kriegswürfel am St. Gott: 
hard, noch che der Erecutionsbefchluß gefakt war. In den erjten 
Tagen des Novembers mar die fechste eidgenöffiihe Armeedivifion unter 
Dberft Luvini noch nicht in der vom Obergeneral angemwiefenen E tel: 
lung concentrirt und die Höhe des St. Gotthardsberges noch unbeſetzt. 
Nur auf diefer Seite entfchloß man fich zunächit zu einem Angriff, da 
man bier am ficheriten auf Erfolg zählte. Am Abend des 2. Nov, 
marfchirte ein fonderbündifches Corps von 400 Mann, von der Urner 
Landwehr, mit 3 Kanonen, unter Anführung von Oberftl. Em. Müller 
(dem Erbauer der Berner Nydeckbrücke) gegen den noch unbewadhten 
Paß. Die Truppe befette Normittags den 3. Nov. das auf Tefliner 
Boden ftehende Hospiz, ftellte dort ihre Batterie auf und eröffnete jomit 
die Feindfeligfeiten.. Dadurh mwurde der Gingang von Teſſin ins 
Urfernthal gefperrt und die einzige Verbindung zwifchen Wallis und der 
inneren Schweiz geſichert. Zugleich follte der Ueberfall die verjuchte 
Revoltirung des Teflinervolf8 unterftüben, zu welchem Zweck die ſchon 
erwähnte Rroffamation de3 fonderbündifchen Kriegsraths verbreitet wurde. 
Eine Ratrouille, die noh am gleihen Tage gegen Airolo hin rüdte, 
ftieß auf einen Hinterhalt von einigen Tefliner Freiwilligen und mußte 
fi mit Verluft von zwei Offizieren zurüdziehen. So fah die Falte 
Sonne des St. Gotthard das erfte Blut fließen. In Airolo wurde fo: 
fort alle waffenfähige Mannjchaft aufgeboten. Mehrere Tage fanden 
Heine Borpoftengefechte ftatt. Die Airoler Schüten waren zu ſchwach, 
um die Höhe zu gewinnen, aber auch die Urner, obgleich jie Verſtär— 
tungen erhielten, vermochten es bei ihren Ausfällen nicht, ſich im Piviner: 
thale zu halten. Eben fo wenig gelang «3, das Thal: zu revoltiren. 
Die Livinefer Bauern griffen die zmeideutigen Freunde an, wo fie fich 
zu weit vorwagten. Unterdeß erhielt Oberſt Luvini den Befehl, mit 
feiner Divifion gegen den Gotthard zu rüden, während die eidgenöffifchen 
Kommandanten in Glarus und Graubünden Bewegungen gegen das 
Schähenthal und den Kreuzpaß machen follten, um die fonderbündiiche 
Gotthardsbeſatzung im Nüden zu bedrohen und wo möglich abzufchnei: 
den. Aber durch die Unentichiedenheit in den militärifchen Anorönungen 
Graubündens wurde diefer Plan verhindert. An Folge der Flerifalen 
Umtriebe ließ die dortige Behörde eine Ausscheidung der proteftantifchen 
und Fatholifhen Milizpflichtigen vornehmen, um die Katholiken zu bes 
Ihmwichtigen. Diefer Mifgriff verurfachte Unruhen im Hochgericht Dif: 
fentis, welche die Truppenaufgebote verzögerten. Dadurch aing Zeit 
verloren und die eintretende Winterwitterung machte die öftlichen Päſſe 
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unbrauchbar. Auf die eigenen Kräfte beſchränkt, hielt man in Teflin 
einen Frontangriff auf die ftarfe Pojition am Hoſpiz nicht für rathſam. 
An der zumartenden Stellung wurden die Truppen und namentlich die 
Geſchütze unzweckmäßig dislocirt, auch der Feind zu gering geſchätzt und 
der Wachtdienſt deßhalb vernachläkigt. Unterdeß vermehrte fich dic fon- 
derbündifhe Mecht allmählig auf 2000 Mann. 8 galt die Revoiti- 
rung des Kantons durch einen ftärkeren Einfall nsch einmal zu verfuchen 
und öſterreichiſchen Truppen, auf deren Hülfe man hoffte, den Weg zu 
öffne. Starke Nebel und Schneegeitöber begünftigten die Ausführung 
des Unternehmens. Am 17. Nov., früh Morgens, geſchah der Aufbrud 
vom-Hofpiz in drei Golonnen. Der rechte Flügel marſchirte gegen 
Maderano, da3 Centrum drang auf der großen Strafe gegen Airolo 
vor, der linke Flügel fenkte fich über die Sella herab. Die Tefjiner 
Truppen, etwa 3000 Mann ftarl, wurden gegen Mittag 1 Uhr, als fie 
fich gerade am Eſſen befanden, plötzlich überfallen, ohne daß jie Zeit 
hatten, jih in Schlachtordnung aufzuftellen. Paniſcher Schreden erfüllte 
das ganze Heer. Nur einzelne Haufen ſammelten fich zu planlofer Ber: 
theidigung. Am längſten hielt eine Abtheilung Scharfihüten Stand, 
aber von den übrigen Truppen verlafjen, in Front und Flanfe bedroht, 
mußte auch diefe weichen. Die wilde Flucht aing unaufhaltfam, vier: 
zehn Stunden lang, gegen Faido, Biasca und Bellinzona hinunter. Um: 
fonft fuchten die Offiziere die Fliehenden zu fammeln und Widerftand zu 
leiften. Erſt hinter der Moeſabrücke konnten die jungen und undiscipli— 
nirten Tefiiner Soldaten wieder poftirt werden. Die Rettung verdantte 
das Korps nur dem dichten Nebel, in welchem der linke Flügel der Son: 
derbundstruppen den Weg verfehlt hatte und deßhalb eine halbe Stunde 
zu ſpät an dem Punkte anlangte, wo er den Nüdzug gänzlich hätte ab: 
Schneiden können. Der Ueberfall koſtete die Tefliner gegen 30 Mann 
an Todten und Verwundeten, eine Anzahl Gefangener, viele Gewehre, 
Tornifter und Gepädwagen. In der Eile gingen auch Hut, Degen und 
Epauletten des Divifionsfommandanten verloren. Die fchimpfliche Af— 
faire warf einen Schatten auf das lange gänzlich vernachläßigte und erjt 
in der fetten Zeit wenig verbefjerte Militärweſen des Kantons. Indeß 
erndteten die Sonderbündiichen von dem augenblidlichen Erfolg nicht die 
gehofften Vortheile. Ungehindert konnten die Sieger zwar bis Giornico 
und Biasca hinunterjteigen. Als aber weiterer Suffurs ausblieb, der 
von Wallis über den Nüfenen her erwartet wurde, während den Tefji- 
nern Hülfe von Graubünden aus zuzog, wagten fie es nicht, gegen die 
verſchanzte PBofition an der Moefa weiter vorzurüden. Erft zogen fie 
fih in eine Stellung bei Faido und Dazio zurüd, Auf die Wendung, 
die der Krieg unterdeß an anderen Orten nahm, mußten fie dann ganz 
auf die Höhe des Gotthards zurüdgehen und alle nicht durchaus noth— 
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wendigen Truppen eiligft nad) Luzern entjenden. Die Revoltirung des 
Kantons Teſſin gelang auch diesmal nicht. Die erwarteten Deftreicher 
liegen fi nirgends bliden. Durch die Diverfion wurde ein Theil der 
beiten jonderbündijchen Truppen von dem Hauptſchauplatz des Krieges 
ferngehalten und Eonnte an den entjcheidenden Kämpfen feinen Antheil 
nehmen. Den Urnern blieb nur der Ruhm, noch einmal_da Schreden 
verbreitet zu haben, wo fie einft als Herren regierten. Auch blieb der 
Gotthard-Paß noch in den Händen der Sonderbündifchen, was den 
Flüchtlingen von Luzern bald zu Statten fommen follte. 

Durch den erften Beginn der Feindſeligkeiten am St. Gotthard 
hatte ſich der eidgenöfjifche General in der Vervollftändigung feiner 
Truppenentwidlung nicht ftören laſſen. Almählig war der Plan ficht: 
bar hervorgetreten, zuerst den ganz iſolirten Kanton Freiburg mit 
Uebermacht anzugreifen, während die übrige eidgenöffifche Armee ſich 
Luzern und den andern Sondersbundsfantonen gegenüber auf der Defen— 
jive halten follte. Bon fonderbündifcher Seite fonnte man dem bedräng: 
ten Mitjtand nur durch ftarke Offenfivftöge von Walis und Luzern aus 
Luft machen. In Wallis verweigerte indeß der Staatsrat) die Boll: 
macht zu einem vrechtzeitigen Ausfall gegen Waadt. In Luzern ftritt 
jich der Kriegsrath über die Richtung eines Angriffs. Der Oberbefehls- 
haber Salis:Soglio wollte das Vertheidigungsſyſtem überhaupt nicht 
verlafien. Eine Zeit lang war die Umgegend von Zofingen und die 
Grenze zwifchen Puzern und Bern nur ſchwach beſetzt. Die Gelegenheit, 
die hier günftig fchien, um die Kantonnirungen der Divilion Donat3 zu 
jprengen, wurde nicht benutzt. Das Augenmerk ging am Ende auf das 
Freienamt, wo man einen Aufitand bervorzurufen hoffte. Nachdem be- 
veit8 die Sihlbrücke, die den leichteften Zugang zu dem Kanton Zug von 
der Zürcher Seite gewährte, verbrannt war, gelang es auch, die ftrate: 
gifch wichtige Sinferbrüde, die einzige fefte und fahrbare Brüde über 
die Neuß zwiſchen Bremgarten und Gislifon, die erſt vor wenigen Jah— 
ven mit großen Koften neu bergeftellt war, zu zerftören. Die dort zur 
Bewachung aufgeftellte eidgenöffische Truppenabtheilung war zu Ihmwad), 
jie zu vertheidigen und mußte fich zurüdziehen. Zugleich wurde ein 
glücklicher Handſtreich auf Kleindiet wyl ausgeführt. Hier an der 
äuferften Spitze Aargau's, die tief hineinreicht zwiſchen das Zuger- und 
Luzernerland, befand ſich ein vorgeſchobener, wenig wachſamer eidgenöj- 
ſiſcher Poſten, beſtehend aus einer Compagnie zürcheriſcher Truppen. 
Von dichtem Nebel begünſtigt, ſchlich in der Frühe des 10. Novembers 
ein Luzerner Bataillon über die Grenze, entwaffnete die einzige ausge— 
ſtellte Schildwache und umringte das Pfarrhaus, wo der Compagniechef 
eben den Situationsrapport vollendet hatte und mit den übrigen Offi⸗ 
zieren am Frühſtücke ſaß. Den gefällten Bajonetten gegenüber hatten 
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diefe Feine Antwort und fo wurde auch die übrige Mannſchaft, deren 
Gewehre am Wachthaufe ftanden, glüdlih aufgehoben, im Ganzen 
4 Dffigtere und 41 Mann nebjt zwei Luzernerifchen Flüchtlingen, die 
dem Kriegdgericht überliefert wurden. Die empfindliche Lehre ging für 
die eidgenöſſiſchen Truppen nicht verloren. Der Sicherheitsdienft wurde 
von da an mit größerer Sorgfalt geübt. Durch diefen Erfolg ermuthigt 
und durch die zunehmende Gefahr von Freiburg getrieben, beichloß der 
jonderbündifche Kriegsrath jet, troß dem Widerftreben des Oberbefehls- 
habers, einen ernftlihen Ausfall ins Aargauiſche Gebiet. Der Plan 
ging dahin, Muri zu nehmen, den linken ſchwächeren Flügel der vierten eidge: 
nöffifchen Divifion unter Gmür von der fünften Divifion unter Oberft 
Ziegler zu trennen und die Bevölferung im Freienamt in Aufruhr zu 
verfeßen. Der Einfall wurde in’ zwei Kolonnen unternommen, die fi 
in Muri vereinen follten. Gleichzeitig war ein Scheinangriff auf Men: 
ziten dazu beftimmt, das Kulmerthal in Allarm zu bringen. Die eine 
Hauptlolonne, von General Salis:Soglio felbft befehligt, fünf Ba— 
taillone, mehrere Scharfihütenfompagnien und zwei Batterien ſtark, 
rüdte, von dichtem Nebel begünftigt, auf dem linken Reußufer über 
Sins und Merifhwanden gegen die oberhalb Lunnern, Ridenbad 
gegenüber, gefchlagene Schiffbrüde, welche das Zürcherifche Gebiet mit 
dem jreienamt verband. In jedem Dorf, durch welches die fonderbün: 
diſche Kolonne zog, ließ der Befehlshaber Sturm läuten, um den fatho- 
liſchen Landſturm am fich zu ziehen. Aber diefer wollte fich nicht jam- 
meln; vielmehr eilten Bewohner des Freienamts der Kolonne voraus, 
um der eidgenöfjiichen Wache bei der Schiffbrücke den Anmarſch des 
Feindes zu melden. Lebtere, nur aus drei Kompagnien Infanterie, einer 
Scharfihütenfompagnie und der Zürcher Sechspfünderbatterie Scheller 
mit einer Rontonnierabtheilung beftehend, war zu ſchwach, um ein fo 
itarfes Korps im freien Felde zu empfangen. Sie zog ji daher auf 
das rechte Reußufer zurüd und begann die Brüde abzubrehen. Kaum 
am Werk, langten Unterwaldner Scharfihügen mit gellendem Rufe an. 
Ihnen folgte die Artillerie auf dem Fuße umd eröffnete ein lebhaftes 
Feuer. Die eidgenöfjische Batterie erwiderte kräftig und demontirte bald 
ein jonderbündifches Geſchütz. Mit großer Kaltblütigfeit vollbrachte die 
Senteabtheilung das fehwierige Gefchäft, den noch ftehenden Theil der 
Brüde abzuſchwenken. Ein Theil der eidgenöffiichen Scharfihüten konnte 
nicht mehr hinübergelangen und mußte unter dem feindlichen Kugelregen 
auf Pontons an das jenfeitige Ufer gebracht werden. Vergebens ver- 
ſuchten die Sonderbündler durch immer heftigeres Feuer die eidgenöf- 
ſiſche Mannſchaft zu erſchüttern. Inzwiſchen rief der Kanonendonner eine 
zweite zürcherifche Batterie herbei. Nachdem Salis:Soglio ſich von der 
Abtragung der Brüde und der Nuslofigfeit eines weiteren efechts 
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überzeugt hatte, befahl er den Rüdzug. So gelang e8 den Eidgenofjen, 
diefen wichtigen Poften gegen dreifache Uebermacht zu behaupten. Ob— 
aleich das lebhafte Feuer eine Stunde währte, war der gegenfeitige Ver: 
luft doch nur gering (die Eidgenoffen hatten 3 Todte und 12 Verwun— 
dete, während die Sonderbündler ihren Verluft nur auf 5 Verwundete 
angaben, ) theil3 wegen der großen Entfernung, in der aefchoffen wurde, 
theil3 weil die Schüffe beidfeitig zu Hoch gingen. Die fonderbündifche 
Kolonne fette den während des Gefechtes eingehaltenen Marſch fort. 
Bei der Abenddämmerung erreichte die Spite derfelben die Hügel von 
Muriegg, eine Viertelftunde von Muri. Hier wurde fie von den vor: 
geichobenen eidgenöſſiſchen Truppen mit lebhaften Feuer empfangen. Da 
in Muri felbit bereits eine größere eidgenöfjiihe Macht concentrirt war 
und Salis-Soglio über das Schickſal der anderen Kolonne in Ungewiß— 
heit blieb, wagte er es bei der eingetretenen Dunkelheit nicht, meiter 
vorzugehen, fondern trat den vollen Rüdzug gegen Gislikon an. 

Die zweite Hauptkolonne, unter Führung von Oberft Elgger, 
etwas ſchwächer wie diejenige des Oberbefehlshaber, war am Morgen 
von Hibfirh abmarfhirt, um über den Lindenberg Muri zu erreichen, 
wo ſie fi) mit der erften Kolonne vereinigen folte. Ein Nebenkorps 
unter Oberftl. St. Denis hatte diefelbe von Schongau aus zu unter: 
ſtützen. Aber zwei Landmwehrfompagnien weigerten fich hier, über die 
Grenze zu gehen, und zogen nach Schongau zurüd, Dadurch wurde jede 
fräftige Diverfion von diefer Seite verhindert. Als Elgger das von 
Salis-Soglio an der Reußeck gegebene Signal hörte, glaubte er nad 
der Richtung des Schalles die Verbindung am bäldeften über Geltwyl 
bewerfitelligen zu fünnen. Er rückte jomit vafch gegen diefes Dorf vor, 
das nur von zwei Aargauer Kompagnien befegt war. Im Nebel ver: 
fehlten die zur Umgehung des Dorfes entfendeten Truppen den rechten 
Weg und gericthen unmittelbar in das Dorf. Dadurh wurde Elgger 
an dem rechten Gebrauch feiner Artillerie verhindert. Als die Sonder: 
bündler anrüdten, waren die beiden Nargauer Kompagnien gerade am 
Mittageffen, aber raſch ftellten fie fich zur Wehr und hielten eine Zeit 
lang im Dorfe muthig Stand. Nachdem einer ihrer Hauptleute gefallen 
war, zogen jie fich außer das Dorf auf die Ebene gegen Muri zurück, 
ohne indeß von dem Feind verfolgt zu werden, der im dichten Nebel 
ihre geringe Zahl nicht erfannte. Elgger mußte während des Gefechtes 
mit einem Theil feiner Artillerie in eine bequemere Stellung auf die 
Höhe des Berges zurüdgehen. Die Schwierigkeiten im Wenden der 
Geſchütze und der Lärm des Gewehrfeuers braten die Trainmannichaft 
in Berwirrung; im Glauben, die Eidgenoſſen rüdten fiegreich vor, floh 
fie mit einer Piece nah Hitzkirch zurück. Ein Walliier Bataillon floh 
mit, in wilder Unordnung, bis Luzern. Umſonſt trieben die Offiziere 
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wieder gegen den Feind, die Fliehenden gehorchten feinem Befehle mehr. 
Da unterdeß nichts das Herannahen der Kolonne von Salis-Soglio 
verfündete, verlor Elgger die Hoffnung, feine Verbindung mit Diefer 
herzuftellen und trat den Rüdzug gegen Hitzkirch an. Unterwegs fchloft 
er das Korps von St. Denis, dad vor den von Sarmenitorf her an: 
dringenden Eidgenoſſen gewichen war, feiner eigenen Kolonne an. Bei 
Geltwyl blieben eidgenöſſiſcher Seite 3 Todte und 15 ſchwer Berwundete. 
Die Sonderbündler gaben ihren BAUR nur auf IN Todten und 7 Ver: 
wundete an. *) 

Auf gleiche Weife miklang der Scheinangriff auf Menzifen. Kaum 
waren die dazu verwendeten fonderbündifchen Truppen, vom Landjturm ' 
aus der Umgegend von Münfter unterftübt, oberhalb Menzifen ange: 
langt, jo wurde das Dorf von ihrer Artillerie beſchoſſen und dabei ein 
Haus in Brand geftedt. Diefes plößlihe Bombardement verurfachte 
allgemeinen Alarm. Dur das ganze Kulmerthal ertönte der General: 
marfch, heulten die Sturmgloden, rüdten Milizen, Bürgerwachen und 
Landſturm gegen die Grenzen. Die Sonderbündler jahen fih in Front 
und Flanken von den Eidgenofjen bedroht und zogen ſich nad) vergebli- 
hen Demonftrationen gegen Abend nah Münſter zurüd. Endlich fand 
am gleihen Tage noch ein Scheinangriff vom Zugergebiet gegen das 
zürdherifche Dorf Kappel ftatt. So unbedeutend er war, erregte er doch 
großen Alarm im Bezirk Affoltern, der jich bis nach Zürich verbreitete. 
Uber durch die rafchen Anordnungen des Divifionstommandanten Gmür 
wurde er mit leichter Mühe abgewehrt. 

Sp waren alle DOffenfiv-Unternehmungen der Sonderbündler miß— 
glüdt. Es gelang weder die eidgenöfjiichen Linien zu durchbrechen, noch 
die Aufruhrsfahne im Freienamt aufzupflanzen. So mwohlberechnet aud) 
die Angriffe zu fein jchienen, jo mußten jie doch am Mangel einer tüch— 
tigen Oberleitung jcheitern. Die Kolonnen waren ohne die nöthige Ber: 
bindung. Aufgebotener Landfturm zog nad Luzern, ftatt gegen Die 
Grenze. In Luzern wußte der Kriegsrath den ganzen Tag nichts von 
dem Gange der unternommenen Erpedition. Die gänzliche Erfolglofig- 
feit diente nicht wenig zur Entmuthigung der jonderbündifchen Truppen, 
während die tüchtige Haltung der eidgenöfliihen Truppen, die, viel 





*) Elgger kann in feiner Geſchichte des Feldzugs nicht Schuld genug auf die 
Oberleitung ſchieben. Die Expedition in's Freienamt ſcheint uns indeß hauptſäch— 
lich durch die Eilfertigkeit geſcheitert zu ſein, womit die Elgger'ſche Kolonne ſich 
ſchon um 2 Uhr Nachmittags zurückzog. Das Dorf Geltwyl war eingenommen 
und, wie Elgger felbft ſich ausdrüdt, „verſchwand der Feind im Nebel.” Trotz der 
Flucht der Wallifer hinderte ihn nichts, mit dem übrigen Korps vorzugehen. 
Eigger wäre dann ungefähr zu gleicher Zeit wie Salis vor Muri eingetroffen und 
die Erpedition leicht von Erfolg geweien. 
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ſchwächer, dem Ueberfall Stand gehalten, die Zuverficht auf diefer Seite 
bob. In Luzern beforgte man anfangs das fofortige Nahrüden der 
Eidgenofjen. Der. Oberbefehlshaber Salis:Soglio ließ faft ſämmtliche 
Truppen dorthin marſchiren. Dadurh wurde das linfe Reußufer und 
das Hitzkircherthal gänzlich entblößt. Ohne den geringjten Widerſtand 
zu finden, konnte Oberft Ziegler mit Truppen jeiner Divifion über 
Schongau und Lindenberg bis Müßwangen im Kanton Luzern vorrüden. 
Wohl heulten die Sturmgloden in allen Grenzgemeinden, aber der Land— 
fturm rüdte erſt aus, als die eidgenöfjifchen Truppen wieder in den 
Kanton Aargau zurüdgekehrt waren, ohne einen Feind gefehen zu haben. 
Die Expedition hatte feinen andern Zweck, als einen Kleinen Gegenbe- 
fuch zu machen und gleichzeitig die Stellung und den Geift der gegne= 
riſchen Truppen zu erforfchen. Zu einer ernftlichen Dffenfive hatten bie 
öftlihen Divijionen der eidgenöffifchen Armee noch feinen Befehl. Sonft 
hätte ein raſches Nachrüden vielleicht Hingereicht, das erfchrodene Luzern 
jhon zum Falle zu bringen. 

Während diefer erfolglofen Ueberfälle in's Aargauifche Gebiet ſetzte 
General Dufour ungeftört die begonnene Operation gegen Freiburg 
fort. Bereits war das Freiburgifche Gebiet durch die Bewegungen gänz- 
ih abgefchnitten. Zur Ausführung des endlichen Angriffs wurde die 
erſte Divifion (Rilliet), die zweite Divifion (Donats), eine Brigade der 
dritten Divifion (Burkhardt) und endlich die bernifche Reſervediviſion 
(Ochſenbein) verwandt, im Ganzen gegen 25,000 Mann, mit einer Ar: 
tillerie von 54 Geſchützen unter Befehl des Oberjten von Orelli. Der 
Hauptangriff follte von der Wejtjeite auf dem linken Saaneufer gegen 
die Stadt ſelbſt gefchehen, während Scheinmanöver auf dem rechten 
Saaneufer den Feind täufhen mußten. Bon Freiburgifcher Seite hatte 
man Alles aufgeboten, um die von Natur ſchon mwöhlbefeftigte und von 
TIhürmen, Mauern und Gräben umgebene Stadt zu ſchützen. Nings 
auf den Hügeln waren Redouten, Schanzen und Minen angebracht. Verhaue 
und Gräben fperrten die zu der Stadt führenden Straßen. Dreiund- 
dreißig Gefüge ftanden auf den verfchiedenen Punkten der ausgedehn— 
ten Vertheidigungslinie. Den Hauptangriff erwartete man nicht von der 
MWaadtländer, jondern von der Berner Seite, wo man fich deßhalb am 
ftärfiten gerüftet hatte. Durch die Weigerung des Bezirks Murten, 
gegen die Eidgenofjen zu marfchiren, war in,der Streitmacht Freiburgs 
eine fühlbare Lüde entjtanden. Die Regierung hatte e8 nicht gewagt, 
energiich gegen die Widerfpenftigen aufzutreten. Statt den Bezirk zu 
beſetzen, drüdte fie in einer Proflamation nur fachte ihr Befremden und 
Herzeleid aus, daß die lieben Mitbürger von Murten der Sache des 
Sonderbunds ihren Beiftand vermweigerten. Nach Bericht des Oberkom— 
mandanten Maillardoz fol die wirklich verfügbare Macht nur aug 
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5000 Dann regulärer Truppen und 5—7000 Dann Landfturm be: 
ftanden haben. So lange e3 galt, blos zu imponiren, wurden die mili- 
tärifchen Kräfte amtlich bedeutend höher angegeben. Bon allen Seiten 
durch die eidgenöfjiihe Armee eingefchlofjen, blieb der Kanton ohne alle 
Kenntniß von den Vorgängen in den übrigen verbündeten Ständen. Die 
militärifchen Necognofcirungs=Batrouillen brachten nur vage, meiſtens 
arundlofe Gerüchte. Maillardoz, ſonſt ein erfahrener und entſchloſſener 
Militär, konnte unter ſolchen Umftänden an keine Ausfälle denken. Dazu 
hatte er zu wenig requläre Truppen, namentlich zu wenig Artillerie. 
Sein Plan war daher, ſich rein auf der Defenfive zu halten. Schult— 
heiß Wed dagegen, auf ein vom Himmel fommendes Wunder hoffend, 
war anderer Meinung und drang beftändig auf Ausfälle, was zu Zwie— 
ftigfeiten Anlaß gab. Der Dberfommandant war ſchon im Begriff, 
feine Entlafjung einzureihen. Nur die vollftändige Billigung feines 
Verfahrens von Seite des Staatsraths hielt ihn von dem Eutſchluß zu: 
rüd. Als die jichere Kunde von dem Anrüden der eidgenöffiiden Ko: 
lonnen fam, verlor die Regierung ihr Vertrauen. Unruhig und in ban- 
ger Erwartung barrte die Bevölkerung des Angriffes. Die von den 
Jeſuiten in Ausficht geftellte Mutter Gottes, die in den Wolken erjchei- 
nen und die heilige Stadt in ihren befonderen Schuß nehmen follte, ließ 
fich nicht bliden. Das Austheilen von Medaillen, Amuletten und Ro: 
ſenkränzen, die ſchuß-, ſtich- und hiebfeſt machen follten, genügte nicht, 
den Muth aufrechtzuhalten. 

Die eidgenöffiihen Kolonnen hatten am 10. November ihren Ein— 
marſch in den Kanton begonnen und ftanden am 12. größtentheil® vor 
der Stadt, wo fie im Regen, unter freiem Himmel, wohlgemuth Bei: 
wacht hielten. Die erfte Divifion unter Rilliet, von Bulle und Romont 
wegen der Minen, Berhaue und Gräben, die alle Straßen fperrten, 
langfam vorrüdend, vollendete am 13. die enge Einſchließung der Stadt. 
Sofort forderte Dufour die Freiburger Regierung auf, freiwillig zu ihrer 
eidgenöſſiſchen Pflicht zurüdzufehren. Ein Parlamentär brachte die dies— 
fälligen Kapitulationgvorfhläge an den Staatsrath. Dieſer berief eine 
Kriegsverfammlung. Die Meinungen waren bier getheilt. Die meijten 
Dffiziere, darunter der Oberfommandant, erklärten, daß, wenn einerjeits 
Luzern und die Meinen Kantone und anderſeits Wallis eine entjchiedene 
Bewegung zum Entjage Freiburgs verfuhten, man ſich behaupten könne; 
da aber aus Allem Hervorgehe, daß dieß nicht gefchehe, jo fei e8 un: 
flug, die Sachen bis auf den Punkt fommen zu lafjen, wo man ohne 
Rettung überwältigt werde. Der Staatörath konnte noch zu feinem un: 
mittelbaren Beſchluß kommen. Während der Berathung liefen von meh: 
reren Seiten Berichte ein, daß der Feind rajch gegen die Stadt vorrüde, 
In der troftlofen Ausfiht wurde beſchloſſen, einen Waffenftillftand nad: 
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zufuchen, und zu diefem Zwecke der Kanzler Vonderweid als Rarlamen: 
tär abgefhidt. Mit offenen Augen durfte derfelbe durch das eidgenöf- 
fiihe Lager gehen. Dufour gewährte den Waffenftillitand bis zum an— 
deren Morgen jieben Uhr. Der Anblick der eidgenöffifhen Rüftungen 
wirkte fo niederfchlagend auf den Parlamentär, daß diefer bei feiner 
Rückkunft unbedingt zur Kapitulation rieth, 

Unterdeß war die eidgenöffifche Divifion Rilliet in ihrer einge: 
nommenen Pofition bemüht, ſich die Flanken zu fichern und diefe vom 
Feinde zu fäubern. Der Befehl zum Waffenjtillftand konnte hier wegen 
der Entfernung und des Auftands der Wege nicht überall zu rechter 
Zeit anlangen. Noch am 13. gegen Abend entſpann fich vor der Redoute 
bei Bertigny ein Iebhaftes Gefecht. Von Landftürmern beunruhigt, 
drang ein eidgenöſſiſches Korps in einen Wald bei Cormanon und jagte 
die hier aufgeftellten freiburgifhen Trupven in die Flucht. Als hierauf 
die Eidgenöffifchen am jenfeitigen Saum des Waldes in der Nähe der 
Nedoute angelangt waren, wurde mit dem Kommandanten derfelben par: 
lamentirt und Einſtellung der Feindfeligkeiten bis zum anderen Morgen 
verabredet. Aber noch ehe fich die Eidgenöffiihen außer Schußmeite der 
Schanze befanden, feuerten freiburgifhe Scharfſchützen aus derſelben; 
die eidgenöfjishen Scharfihüßen erwiederten, das Geſchütz der Redoute 
jpielte und das Gefecht war im Gange. Ueberrafcht durch die unerwar— 
teten Feindſeligkeiten jtellte ji der hier kommandirende eidgenöflifche 
Oberſt Veillon an die Spike eines "Bataillons und führte dajjelbe, un— 
terftüßt von ciner Scharfihübenfompagnie, das Gewehr im Arm, bis 
an den Graben der Nedoute. Unterde war aber die Nacht angebro- 
hen und die Dunkelkeit fo groß, daß die nahe liegenden Giegenftände 
und die Tiefe des Grabens nicht mehr erkannt werden Eonnten. Plötz- 
lich verbreitete ji der Ruf, die Schanze ſei minirt; darüber entjtand 
Verwirrung; ein Theil der Soldaten wich zurüd; allen Bemühungen Beil- 
lon's und feiner Offiziere gelang es nicht, den Graben zu überfchreiten und die 
Nedoute mit Sturm zu nehmen, Indeß marfhirten die Truppen in guter 
Ordnung zurüd und bivoualirten in dev Nähe des Feindes. Während des 
Gefechtes war eine Batterie zu ungünftig aufgeftellt und Eonnte, in Nebel und 
Dunkelheit gehüllt, nicht gehörig ripoftiven. Bei dem raſchen Vordringen 
hatten die Waadtländer ftark gelitten, Ihr Verluſt beitand in 7 Todten 
und 50 Verwundeten. Dufour beklagt in feinem Bericht dieſes Opfer, 
das gänzlih unnüg war. Den Bruch des Waffenſtillſtands fchreibt er 
dem Zufall zu, der hier feine verderblihe Nolle ſpielte. Wie es ſcheine, 
hätten Schüffe, welche aus einem der nahe gelegenen Gehölze fielen, die 
Vertheidiger der Schanze zu dem Glauben veranlaft, fie feien umgan: 
gen und würden von Seite der Schanzenfehle angegriffen. Zum Theil 
mag die Ungeduld des Divijionskommandanten Rilliet Schuld geweſſen 
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fein, der gerne vafch vorgedrungen wäre und gewiſſe Borbehalte machte, 
die den Freiburgern nicht recht Mar wurden. 

Noch einmal bivouafirte die eidgenöffiihe Armee mohlgemuth und 
in befter Drdnung vor der Stadt. Am Sonntag, den 14. November 
früh Morgens, rüftete fich die ganze Linie zum entjcheidenden Kampf; 
die letzten Brigaden waren eingerüdt, die Bataillone entfaltet, die Bat- 
terien zu einem Ylankenangriff aufgeführt. Ernſt und ruhig harrten die 
Truppen auf das Signal. Da erfchienen — nahdem Dufour eine Ver: 
längerung des Waffenſtillſtands abgefchlagen hatte — PBarlamentäre von 
Freiburg im Hauptquartier zu Belfaur und fchlofien, ehe man es er- 
wartete, eine Kapitulation ab. Der Staatsrath, in ſich uneinig, hatte 
die legte Hoffnung auf einen Widerftand aufgegeben. Aber feines der 
verfammelten Mitglieder wollte fi mit der Unterhandlung befafjen. Die 
Sendung in’3 eidgenöfjische Kager mußie dem Syndik Odet und dem 
Advokaten Müßlin übertragen werden. Nach der Kapitulation verpflich- 
tete fich die Freiburger Regierung, dem Sonderbund undedingt zu ent= 
fagen. Die eidgenöfjifchen Truppen follten im Laufe des Tages Befik 
von der Stadt nehmen, die Freiburger Mannſchaft unverzüglich entlafien, 
die Waffen des Landfturms im Zeughaus abgelegt werden. Don eidge— 
nöffifcher Seite wurde Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums und 
fräftige Unterftügung der Behörden in Erhaltung der öffentlichen Ord— 
nung zugefagt. Anftände, die nicht in's militärifche Gebiet gehörten, 
follten dem Entjcheid der Tagſatzung unterliegen. Der Freiburger Ober: 
fommandant, der die Nacht bei den Truppen geblieben ‚war, hatte feine 
Kenntniß von dem, was im Staatsrath vorgegangen. Noch dachte er, 
fich zu vertheidigen und hatte dafür feine Anordnungen getroffen. Nach 
abgefchloffener Kapitulation wollte man ihn mit Auflöfung der Truppen 
und Entwaffnung des Landfturms beauftragen; allein Maillardoz er: 
Härte, daß er die Kapitulation, namentlich wegen der Entwaffnung des 
Landſturms, nicht für ausführbar halte, jedenfalls ſich nicht damit be: 
fafje; an der Regierung, welche die Kapitulation abgejchloffen, fei es, 
diefelbe den Truppen befannt zu machen; mit der Auflöfung der Trup- 
pen betrachte er ſich ebenfall3 als entlaffen. Kaum war die Kapitulation 
in der Stadt jelbft unter den Truppen befannt, jo fehrieen diefe über 
Verrath. Nah Angabe von Maillardoz hätten die Soldaten dringend 
gebeten, man möge fie zum Kampfe führen; noch, meint er, hätten fie 
tapferen Widerftand geleiftet. Diele zerſchlugen ihre Gewehre und zer: 
riffen die Fahnen. Eine Scene wilder Aufregung entftand, als der Land: 
fturm feine Waffen vor dem Rathhaus niederlegte und das Militär ab- 
309. Aus der Menge ging das Gefchrei, die heilige Jungfrau Habe 
über den Schanzen der Stadt geſchwebt und den fihern Sieg verfichert. 
Ein Trupp fammelte ſich wieder und lieg Generalmarjch ſchlagen. Die 
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, ganze Stadt gerieth in Bewegung. Haufen drangen, Rache drohend, 
der Kanzlei zu. Staatsräthe und Truppentommandanten mußten ſich 
Merbergen, um Mißhandlungen zu entgehen. Erft durch die Dazwiſchen— 
funft des herbeigerufenen Biſchofs, der vorher mit allen Mitteln aufges 
wiegelt hatte und num abmiegeln mußte, fonnte der Tumult beſchwichtigt 
werden. *) 

Im Laufe des Nachmittags zog die Divifion Nilliet, die zur einſt— 
weiligen Befetung des Kantons bleiben follte, in gefchloffenen Kolonnen, 
unter dem Rauſchen der Feldmuſik, in die Stadt. in Theil der Be— 
völferung empfing die Eidgenofjen mit Jubel und unter dem Ruf: „Es 
lebe die Eidgenofienfchaft! nieder mit dem Sonderbund! nieder mit den 
Jeſuiten!“ Aus den Häufern der Freifinnigen wehten eidgenöffifche Fah— 
nen. Die Wohnungen der Patrizier dagegen waren geſchloſſen. Kaum 
hatte der Einzug begonnen, als eine bunte Mafje Freiburger Bürger in 
den Thurm Jacquemart eilte und die politifhen Gefangenen, die bier 
feit dem letzten Aufftand jchmachteten, befreite. Unter Rubel und Ge— 
fang führte man diefe durch die Straßen in den Schooß ihrer Familien 
zurück. Bei dem Verſchwinden alles bisherigen Anfehens konnte in den 
eriten Tagen ein anarchiſcher Zuftand nicht außbleiben. Auf dem Lande 
trieben fich noch bewaffnete Landftürmer herum, jchoffen auf eidgenöſſiſche 
Schildwachen und griffen Patrouillen an. Die Feindlichfeiten führten 
zu einzelnen Alten fchwerer Vergeltung von Seite der eidgenöffifchen 
Truppen.**) In die Stadt drang allerhand Gefindel. Die bisher un: 
terdrücte Parthei machte ihrer Erbitterung gegen die Anftifter fo vielen 
Unheils Luft. Bei der konfefjionellen Gereiztheit und im erften Sieges- 
übermuth gab fi) zum Theil auch das eidgenöffifhe Militär argen Zucht: 
lofigfeiten hin. In den Anftalten der Sefuiten und in den Klöſtern 
wie in den Wohnungen einzelner Sonderbundshäupter wurde Vieles 
verwüftet oder als Beute fortgefchleppt. Die Väter Jeſu jelbft waren 
in aller Eile geflohen. Nur ihre Werthfhriften und Archive hatten fie 
rechtzeitig in Sicherheit gebracht. Lange nährten fie im Ausland den 
Glauben, daß der Sonderbund felfenfeft ftehe und Freiburg in keine 
Gefahr komme. Bi kurz vor Ausbruch des Krieges behielten fie ihre 
vielen Zöglinge im Penjionat zurüd. Auswärtige Gejandte mußten fi 
zum Theil für die ſchleunige Abreife derfelben bemühen. Um den Er: 


*) Siehe: Rilliet- de Constant, Fribourg, Valais et la premiöre 
division. Berne 1848. 


**) So wurde ein Kaplan (Duc), den man als Baner verkleidet bei den feind- 
feligen Landſtürmern fand, erfchoffen, als er fic der Gefangenschaft durch die Flucht 
zu entziehen fuchte. Die deßhalb vor Kriegsgericht gezogenen eidgenöffischen Offiziere 
und Soldaten wurden freigefproden. 
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cejjen zu fteuern, erklärte Rilliet die Stadt in Belagerungszuftand, er: 
ließ einen ſcharfen Tagesbefehl und bedrohte jede militärische Pflichtver— 
legung mit der ganzen Strenge des Geſetzes (16. Nov.). Dufour gab 
den weiteren Befehl, die Urheber der Unordnungen friegsgerichtlich zu 
beurtheilen und die Bataillone, bei denen fi die Schuldigen fänden, 
proviforifch in ihren Kanton zurüdzufchiden. Im Ganzen erwies bie 
Unterfuhung, daß die Exceſſe nur zum Fleineren Theil den eidgenöflischen 
Truppen zur Laft fielen, das Meifte auf Rechnung eines zügellofen oder 
aufgebrachten Volks kam. 

Nach der Unterwerfung Freiburgs mußte es ſich nothwendig um 
eine andere Ordnung im Kanton handeln. Noch vor dem Einzug der 
eidgenöſſiſchen Truppen hatte die alte Regierung ihre Gewalt in die 
Hände einer Kommiſſion niedergelegt, die bis zur Verſammlung des Gr. 
Raths die Geſchäfte fortführen ſollte. Die bezeichneten Mitglieder dieſer 
Kommiſſion lehnten indeß den Auftrag ab. Ein Theil des Staatsraths 
verſammelte ſich darauf noch einmal und ließ bei dem Diviſionskom— 
mando Aufſchluß darüber verlangen, was unter den in der Kapitulation 
genannten „Behörden“ verſtanden ſei, da die Regierung ſich noch nicht 
aufgelöst habe. Rilliet mochte die Frage von ſich aus nicht entſcheiden, 
jondern wandte ji an den Dbergeneral. Dufour erklärte, daß er unter 
den freiburgiihen Behörden feine andere gemeint habe, al3 die Regierung, 
mit welder er die Kapitulation abgefchlofjen und welcher er gerathen 
habe, den Gr. Rath zu verfammeln, um ihre Gewalt in deſſen Hände 
zu legen. Dabei habe er jedoch Feineswegs daran gedacht, diefe Negie- 
rung durch eidgenöffiihen Schuß zu garantiren. Die Tagſatzung felbft 
legte die Kapitulation dahin aus, daß durch fie die alte Regierung nicht 
al3 rechtmäßig fortbeitehend anerkannt fei. Zur dauernden Pazifikation 
faßte fie indeß noch Feine beftimmten Beſchlüſſe. inftweilen wurden 
drei Repräfentanten (Stodmar von Bern, Reinert von Solothurn und 
Grivaz von Waadt) geſchickt, um fich über die Weife der Occupation 
mit dem Truppenfommando in's Einvernehmen zu feßen und der Tag: 
fatung beförderlich Bericht und Anträge zu bringen. Nöthigenfalls foll: 
ten diefelben von ſich aus die geeigneten Mafregeln treffen. Inzwiſchen 
hatten die Freiburger Flüchtlinge, die mit der eidgenöfjischen Armee zu— 
rücgefehrt waren, in Verbindung mit den angefehenften Liberalen der 
Stadt und Umgegend, jhon am 15. Nov. Schritte zur Herftellung 
einer neuen Ordnung gethan, die der Gidgenofjenfchaft Gewähr gegen 
jede Wiederholung der Rebellion geben ſollte. In einer VBerfammlung 
von etwa 500 Bürgern — die im gefchloffenen Raum des Theaters 
ftattfand, da der Plabfommandant Feine Berfammlung im Freien ges 
ftatten wollte — wurde Auflöfung des Gr. Raths und Einfeßung einer 
proviforifchen Negierung mit den ausgedehnteften Vollmachten beſchloſſen, 
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fämmtliche feit dem Beitritt zum Sonderbund geflofjenen Akte der ge- 
feßgebenden und vollziehenden Gewalt null und nichtig erklärt, alle Un— 
terfuchungen wegen politifcher Vergehen aufgehoben, den durch die Ver: 
folgungen betroffenen Bürgern Entfhädigungen verheißen, endlih ber 
neu zu wählende Gr. Rath als Konftituirende und gefeßgebende Behörde 
beftimmt. An die Spite der proviforifchen Regierung wurde der unter 
ben Flüchtlingen durch Intelligenz und Energie am meiften hervorragende 
Julian Schaller, Sohn des verftorbenen Schultheißen, gewählt. 
Sobald die eidgenöffishen Repräfentanten (16. Nov.) anlangten, zöger: 
ten diefe nicht, die proviforifche Regierung anzuerkennen. Bereit3 war 
von der alten Negierung nichts mehr zu finden. Vor einer ftürmifchen 
Demonftration Freiburger Bürger im Kanzleigebäude mußte auch der 
legte Schatten der bisherigen Autorität fchwinden. Die meiften Staat3- 
räthe flohen nad Neuenburg oder in's Ausland. Die proviforijche Re— 
gierung faßte jofort den Beſchluß: „In Erwägung, daß der Zutritt des 
Kantons Freiburg zur antinationalen Verbindung des Sonderbunds 
bauptfächlich das Werk der Jefuiten und ihrer Affiliirten fei und Ange: 
ficht3 des Tagfatungsbefchluffes, welcher den Sefuitenorden für unver: 
träglich mit dem Frieden und der Ruhe der Schweiz erkläre“ — jeien 
die Jefuiten und ihre affiliirten Körperfchaften (Ligorianer, Marianer, 
Brüder der chriftlichen Lehre, Schweftern vom heiligen Joſeph, vom heil. 
Vincenz von Paula und vom heil. Herzen) für immer aus dem Frei: 
burger Gebiet verbannt, fo daß fie künftig unter feinem Namen und 
Borwand fih im Kanton niederlafen oder Eigentum erwerben, noch 
öffentlichen oder privaten Unterrichtsanftalten vorftehen dürften. Alle 
den genannten Orden und FKongregationen angehörigen Perſonen follten 
den Kanton binnen dreimal vierundzwanzig Stunden verlafjen. Ihre 
Güter wurden als Staatögut erffärt und deren Ertrag für den öffent: 
lichen Unterricht beftimmt. In Folge des Beichlufjes verliefen 25 Ne: 
fuiten, die noch bei dem Biſchof Marilley Zuflucht gefunden hatten, unter 
Escorte den Kanton. | | 

So ſchloß vorläufig der erfte Akt des großen militärifch-politifchen 
Drama’s. Freiburg war ruhmlos gefallen, zum Spott der früheren 
prablerifchen Herausforderungen. Die Regierung hatte das Volk erft 
getäufht und auögebeutet, dann preisgegeben und fhimpflih im Stich 
gelafjien. Bis zum letzten Augenblid — fo klagt Maillardoz fich felbft 
und die Regierung an — begriff man nit, daß man eine Aufgabe 
übernommen habe, die gänzlich über die Kräfte ging. *) Der Jefuiten- 
orden fah fich plögli von feinem Thron in der Michelsburg herabge— 

3), Maillardoz ſelbſt wurde dagegen von feinen Genoffen des halben Berraths 
bezüchtigt. Siehe feine Erklärungen über die Vorgänge in Freiburg, abgedrudt in 
Gaullieu, la Suisse en 1847. Genöve 1848. 
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worfen und um feine mächtigen Anftalten gebracht. Alle Mittel des 
Fanatismus und der ganze Wunderfram, auf die er fih feſt verlieh, 
fonnten die Herrlichkeit nicht retten. Nur von der finfteren Saat, die 

Kaum war die Kapitulation mit Freiburg gefchloflen, fo hatte der 
größere Theil der eidgenöffischen Armee Befehl erhalten,, ſich gegen die 
inneren Sonderbundsfantone zu wenden, Die Nachricht von den Ein: 
fällen in's Aargauiſche Gebict beftimmten den Obergeneral, die Opera— 
tionen zu befchleunigen. Ohne die Stadt Freiburg zu betreten, reiste 
er fofort mit feinem Stabe nad Aarau, um von dort aus die eriten 
Bewegungen zu leiten. Vor dem Angriff erließ er noch einmal einen 
Tagesbefehl, der den Truppen nachdrücklich Schonung der Wehrlofen 
und der Kirchen empfahl, ſowie einen Aufruf an die Luzerner, zu den 
Pflichten gegen die Eidgenofjenfchaft zurüdzufehren und die einrüdende Armee 
durch feine Beleidigungen zu reizen. Nach dem Feldzugsplan follte die 
Divifion Gmür Zug nehmen und von da mit dem größten Theil ihrer 
Kräfte Luzern von der Dftfeite bedrohen, während eine andere Abthei— 
lung die Aufgabe Hatte, die Divifion Ziegler bei dem Angriff auf das 
verfhanzte Terrain bei Gislifon zu unterftüßen. Die beiden Divifionen 
des Zentrums, Burkhardt und Donats, follten, die eine von Willifau, 
die andere von Surfee, Münfter und Hibfirch aus, gegen die Nordfeite 
von Luzern operiven. Endlich war die bernijche Refervedivifion dazu 
beftimmt, das Entlebuch zu befegen und Luzern von der Weſtſeite anzu: 
greifen. Alles richtete fich jo auf den einen Punkt, die Stadt Luzern, 
während Uri, Schwyz, Unterwalden und Wallis nur beobachtet blieben. 
Dabei ließ fich vorausfehen, daß, wenn aud eine Divilion nicht glück— 
(ich war, doch das großartige gleichzeitige Zuſammenwirken der übrigen 
Kolonnen nothwendig ein ficheres Nefultat haben würde. 

Die erfte Bewegung, die gegen Zug ausgeführt wurde, hatte einen 
ſchnellen Erfolg. Diefer Kleine vorgefchobene Kanton befand ſich am 
meiften blosgeftelt und mußte bei dem Anprall um fo eher verzagen, 
als das fonderbündifche Regiment hier mit einer nicht geringen eidge— 
nöffifh gefinnten Oppofition, deren Hauptfit im Städtchen Zug felbit 
war, zu thun hatte und von den übrigen Sonderbundsfantonen feine 
träftige Unterftügung erhielt. Kaum waren daher an der Grenze gegen 
Knonau einige Scharmüßel zu Ungunften der Zuger Truppen auge: 
fallen und die eidgenöfjifchen Vorpoften bi8 Steinhaufen vorgedrungen, 
fo verlor die Regierung allen Muth und beeilte fi, Parlamentäre ab- 
zuſchickken, um über die Unterwerfung zu unterhandeln. Die Kapitulation 
wurde im eidgenöfjifhen Hauptquartier zu Aarau abgefchloffen, nur un— 
ter dem Vorbehalt einer Genehmigung des Landraths. Vergebens fandte 
der fonderbündifche Kriegsrath den Staatsfchreiber Bernhard Meyer nad) 
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Zug, um diefe Ratififation zu Hintertreiden und Hülfe zu verfprechen. 
Dem Vorwurf der Treulofigkeit entgegnete man im Landrath, daß die 
Schuld nur da zu fuchen fei, woher Feine Unterftügung gefonmen; Ge— 
neral Salis habe die perfünliche Vertheidigung des Kantons bejtimmt 
zugeſichert; nun da die feindlichen Batterien gegen Zug gerichtet feien, 
Yafje fich fein Mann bliden. Somit genehmigte der Landrath die Ka— 
pitulation mit 91 gegen 21 Stimmen. Dem Sonderbundsfriegsrath 
wurde fofort Anzeige davon gemacht. in Bote überbrachte das Schrei: 
ben dem Präfidenten Siegwart:Diüller. Diefer gerieth darüber in fol- 
hen Zorn, daß er mit den Füßen ftampfte und ausrief: „Man wird 
den Zugern die Nachtkappe ſchon wieder aufſetzen.“ ALS der Bote eine 
Empfangsbefcheinigung verlangte, ergriff Siegwart einen Feten Papier 
und fchrieb darauf: „Den Empfang des Zuger’schen Verraths befcheinigt 
Siegwart-Müller. Luzern, den 23. November 1847.” Sobald ein 
Signal die Kapitulation als vollendet verkündet hatte, rückten die eid- 
genöffifhen Kolonnen in den Kanton ein. Das Städtchen Zug war 
beim Einzug feſtlich beleuchtet. Eidgenöffiihe Fahnen flatterten in Menge 
aus den Fenftern. Jubelnd erfcholl der Auf: „Es leben die Eidgenof- 
fen! nieder mit dem Sonderbund!” Ohne Mühe war ein zweiter Ring 
in der Siebenerkette gejprengt und hatte den eidgenöſſiſchen Befehlshaber, 
wie Freiburg, „nur Märfche gekoſtet.“ 

Nah der Kapitulation von Zug follte der entjheidende Schlag ge: 
gen das Herz des Sonderbunds gefchehen. Bereits war der Kanton 
Luzern von zwei Drittheilen der eidgenöffifchen Armee wie mit Rieſen— 
armen umflammer. Mit düftern Ahnungen erwartete man in Luzern 
den Angriff. Die frühere Prahlerei hatte allmählig verftummen müfjen. 
Die verunglüdten Einfälle in's aargauifche Gebiet raubten zuerjt den 
Muth. Die Truppen verloren da3 Vertrauen zu ihren Führern, fo wie 
diefe fih auf die Tapferkeit der Mannfchaft nicht mehr recht verliehen. 
Sn den Kämpfen von Geltwyl und Lunnern waren die zuverläffigften 
Bataillone verwendet worden, aber vor wenigen Sompagnien und Ge: 
[hüten waren fie gewihen. Die von Wallis herübergefommenen Trup: 
pen wurden fo fehwierig, daß der Sefuitenpater Roh zu ihnen gefchict 
werden mußte, um fie neu anzufeuern. Bei einzelnen Kompagnien rief 
man laut, ihre Regierung habe jie auf die Schlachtbank geführt. Auch 
die Sperre wirkte nachtheilig auf die Stimmung; der Mangel an Le: 
bensmitteln wurde immer fühlbarer. Noch größere Berlegenheit be- 
ftand in der Aufbringung der Geldmittel. Alle Betteleien um auswär— 
tige Hülfe führten nicht zum gemwünfchten Ziel. Die niederfchlagende 
Nachricht von dem Fall Freiburgs wurde einige Tage verheimlicht, dann 
Volk und Truppen in einer Eleinlauten Proffamation mitgetheilt. Die 
eidgenöffiih Gefinnten vermochten ihre Freude über die baldige Erlöſung 
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nicht zu unterdrüden. Dadurch wurde das Mißtrauen der Regierung 
gegen fie gefteigert. Um fie unſchädlich zu machen, wurden in mehreren 
Semeinden der Aemter Surfee und Willifau ale Bürger, die nicht bei 
der Miliz oder dem Landiturm eingefchrieben waren, mit Hülfe einer 
mobilen Kolonne entwaffnet und viele dort niedergelafjene Schweizer: 
bürger weggewiefen. Die glänzende Waffenthat in Teſſin konnte den 
Muth nicht heben. Für die eigentlihe Entſcheidung war nichts damit 
gewonnen, vielmehr eine Kerntruppe von dem Hauptkriegsſchauplatz ent: 
fernt. Dem fonderbündijchen Kriegsrath war es nicht möglich, zu einem 
feften Kriegsplan zu kommen, Der Oberbefehlshaber befand fih nie 
mit dem Chef des Generaljtabs im Einklang. Bereits vor der Kapitu: 
Yation von Zug rieth der öftreihifche Fürft Schwarzenberg, nicht das 
Aeuperfte zu wagen, fondern Unterhandlungen anzufnüpfen. Noch über: 
wog zwar der Entſchluß zum Widerftand, aber die Maßregeln zur Ver: 
theidigung wurden ohne den nöthigen Zufammenhang getroffen. Bei 
dem Anrüden der eidgenöfjischen Mafjen entſchloß ſich der Oberbefchls- 
baber, alle Truppen hinter die Neuß und Emme zurüdzuziehen und die 
außerhalb Tiegenden Theile des Kantons ohne ernthaften Kampf zu 
überlafjen. Dies wurde indeß fahrläffig vollzogen. Beim Rückwärts— 
marſchiren in die Vertheidigungslinie wurde die Poſition der Aufftellung 
nicht überall angemwicfen, die Kommandanten nicht gehörig bezeichnet, der 
Landfturm, der durch das Zurüdziehen feine Stüßpunfte verlor, ohne 
die nöthigen Inſtruktionen gelaſſen und an einem felbititändigen mafjen: 
haften Wirken gehindert. *) 

Hatten die Freilhaaren früher Luzern ausfchlieflih auf der Weſt— 
feite bedroht und den Gütſch als den Schlüffel zum Ziel genommen, fo 
wurde jegt vom eidgenöflifchen Oberfommando die Oſtſeite als die ſchwä— 
here Seite angejehen und gegen diefe der Hauptſtoß unternommen, 
Hiezu mußten die Divifionen Ziegler und Gmür nebit dem linfen Flü— 
gel der Divifion Donats zuſammenwirken. Der fonderbündifhe Be: 
fehlshaber jelbit Hatte, den KHauptangriff auf diefer Seite erwartend, 
mit dem Kern feiner Truppen hinter der Neuß auf dem Notherberge 
und an der Gislifoner Brüde Poften gefaßt. Die Stellung war nicht 
ohne bedeutende Terrainvortheile, aber die jonderbündifchen Anordnungen 
waren mangelhaft getroffen. in Theil der Truppen blieb außer dem 
Dereihe, wo er an dem bevorjtehenden Kampfe hätte Theil nehmen 
können; die Hauptmacht befand jich auf einer Linie von anderthalb Stun- 
ben vertheilt, ohne rechte Verbindung unter fi, beinahe überall der 
Ausdehnung wegen genöthigt, ſich in Plänkeleien aufzulöſen; nirgend 


*) Siehe: Beiträge zur Geſchichte des innern Kriegs in der Schweiz, von einem 
Luzerniſchen Milizoffizier. Baſel 1848. 
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eine Maſſe noch Reſerve. Die Artillerie ſtand batterienweiſe auf einer 
und derſelben Straße aufgeſtaffelt und nicht blos die Brigaden, ſondern 
ſelbſt die meiſten taktiſchen Einheiten zeigten ſich fo zwecklos zerſtückelt, 
daß jede geregelte Leitung des Gefecht? dadurch erſchwert wurde. *) 

Bei dem Angriff auf diefe Stellung fiel der vom fFreienamt ber 
operirenden Divifion Ziegler die hauptſächlichſte Aufgabe zu, indem fie 
den Feind im Gentrum zu durchbrechen hatte. Zwei Brigaden derſel— 
ben (Egloff und König) überfchritten am 23. November, die eine bei 
Sins, die andere bei Oberrüti, die Reuß und rückten gemeinfchaftlich 
vor. ine dritte Brigade (Müller) mit der Referveartillerie (unter 
Dberft Denzler) hatte die Aufgabe, die Verfchanzungen von Gislikon 
vom linken Reußufer aus anzugreifen. 

Die Brigade Egloff nahm ihre Richtung mehr in der Tiefe, gegen 
Honau, fi rechts bis an die Neuß, links bis an den Fuß des Rother: 
berg3 ausdehnend. Das Terrain war jehwierig; man mußte über Grä— 
ben fohreiten und mit Bäumen bededte Hügel erfteigen. Die Luzernijche 
Artillerie fonnte in den Verſchanzungen von Honau ein wirkſames Feuer 
unterhalten. Indeß gelang es den eidgendffifhen Batterien, von dem 
Flankenfeuer der Neferveartillerie jenfeit3 der Neuß unterftüßt, den Geg— 
ner hinter Honau zurüdzumerfen. Raſch drangen die eibgenöffiichen 
Truppen dur das Dorf nad. Mehrere Häufer gingen hier in Flam— 
men auf. Der Feind fuchte noch mehrere Male fich zu poftiren, aber 
umfonft. In vollem Trab fprengte die Solothurner Batterie Ruft bis 
zu den eriten Häufern von Gislikon vor und eröffnete ein lebhaftes 
Feuer. Mein von den nachrüdenden Truppen erhielt ein Bataillon, 
da3 unter da3 direkte Feuer einer Schanze von Gislikon gerieth, einen 
ſolchen Kartätſchenhagel in's Geficht, daß es zurückwich; ein zweites Ba- 
taillon folgte demfelben bis Hinter eine nahegelegene Kiesgrube. Zwei 
andere Bataillone rüdten dagegen vor und fchlofien den Ort enge ein. 
Aber plöglich entlud fih gegen diefe Truppen ein ſolches Infanterie— 
und Artilleriefeuer, daß die vorgefhhobenen Jäger nicht mehr Stand 
hielten; die Batterie Ruſt, die ſich nicht mehr unterftügt fah, war ge: 
nöthigt, mit Hinterlaffung eines Gefchütes, ſich zurüdzuzichen. Es be: 
durfte der ganzen Kraft der Brigadeführer, um die Truppen in Orb: . 
nung zufammenzuhbalten. Als auch das letzte Bataillon zu wanken 
fhien, ergriff Major Schorrer die Fahne, pflanzte fie neben fih auf 
und rief: „Schweizer, wißt ihr, was das heißt.“ Dur foldhes Bei: 
fpiel ermuthigt, hielt das Bataillon feiten Stand. Allmählig wurde das 
Gefecht wiederhergeftellt und von Neuem zum Angriff gefchritten. Noch 


*) Siehe: Franz von Elgger, des Kantons Luzern und feiner VBundesge- 
nofjen Kampf gegen den Radikalismus, pag. 391. 
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mar der Sieg unentfhieden. Da ließ Oberft Ealoff die Berner Zwölf: 
pfünderfompagnie Moll zum VBorrüden fommandiren. Diefe faßte in 
der Höhe eine gefhügtere Pofition, als die Batterie Ruſt innegehabt 
hatte, und eröffnete ein wirkjames Feuer. Bald fam auch die übrige 
Artillerie heran. Unter dem Schutze des Feuers drangen jetzt ſämmt— 
lie Truppen wieder vor und zwangen den Feind, die Befeftigungen 
von Gislikon zu verlaffen. Mit großer Tapferkeit hatte ſich befonders 
die Luzerner Batterie Mazzola gewehrt. Während des Gefechtes ward 
der fonderbündifche Oberbefehlähaber dur einen Oranatenfplitter an 
der rechten Schläfe verwundet, aber muthig ausharrend, führte er das 
Kommando fort. Als er mit feinen Truppen nicht mehr Stand halten 
fonnte, z0g er fih nah Ebifon zurüd. Zu dem Erfolg der Bundes- 
truppen hatte die Brigade Müller mit der NReferveartillerie auf dem 
linfen Ufer der Neuß wenig oder nichts beitragen fünnen, da fie feine 
günftige Stellung gewinnen fonnte," um die Verfhanzungen von Gisli— 
kon zu befchießen. 

Während die Brigade Egloff im Thale fämpfte, operirte.die Bri— 
gade König theils auf den Abhängen des Notherberges, theils gegen 
den Grat des Berges. Längs der Mitte der Bergabhänge hatten die 
Sonderbünbdifchen vortreffliche Pofitionen inne. Schon war ein feitwärts 
von Honau gelegenes Plateau erreicht, als der hier vorrüdenbe rechte 
Flügel der Brigade von einer waldigen Anhöhe herab von einem hefti— 
gen Tirailleurfeuer empfangen wurde. Es galt den Feind aus dieſer 
Stellung zu vertreiben. Wiederholt wurden die Jäger, melde die An— 
höhe erklimmen follten, unter dem Hurrahgeſchrei der Feinde zurüdge: 
drängt. Da führte der Divifionsfommandant Ziegler, der nebft ſei— 
nem Adjutanten vom Pferd geftiegen war, die Jäger und Bataillone 
perfönlih im Sturmfchritt den Berg hinan. Obgleih die Maffe an: 
fänglih in Verwirrung gerieth und zum Theil zurückwich, gelang e3 dem 
fräftigen Sporn des Divifionsführers doch bald, die Vofition zu nehmen. 
Damit war eine Hauptaufgabe erfüllt. Diefer Flügel der Brigade 
fonnte auf den Bergabhängen vordringen und die im Thal fämpfende 
Kolonne wirffam unterftüßen. Der andere Flügel, der den Grath des 
Berges zu gewinnen fuchte, wurde dagegen noch aufgehalten. Die auf 
der Höhe aufgeftellten Schwyzer Truppen leifteten bei der Kapelle von 
St. Michael fräftigen Widerftand und behaupteten fi, bis der Rüd- 
zug der fonderbünbifchen Hauptftreitfräfte von Gislikon fie gegen Abend 
nöthigte, die Stellung zu räumen und fich gleichfalls gegen Ebikon zu: 
rüdzuziehen. Nachdem die ganze feindliche Linie auf der Weſtſeite des 
Rotherbergd und bei Gislifon durchbrochen war, konnten fi) die beiden 
Brigaden Egloff und König in Roth vereinigen und hier ihren Bivouak 
einrichten. 
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Mittlerweile waren auch die Operationen der Divijion Gmür, die 
in Verbindung mit der Divifion Ziegler vom Zuger Gebiet aus vor: 
rüdte, von Erfolg. Zwei Brigaden derfelben (Ritter und Isler) hatten 
‚ die Beitimmung, den Rotherberg auf der Dftfeite zu umgehen, Die 
Straße von Küßnacht und Meggen zu gewinnen und die Djftfeite der 
Stadt Luzern zu forciren, während die dritte Brigade (Blumer) den 
nordöftlichen Theil des Kantons Schwyz bedrohte und die dortigen Trup— 
pen befchäftigte, um ihre Aufmerkfamkeit von dem Hauptplab des Kam— 
pfes abzulenken. Die Bertheidigung auf diefem Terrain war dem 
Dberjten Abyberg übertragen, der fih durch die Diverfion in der 
Mark veranlafjen ließ, zunächſt an den eigenen Kanton zu denken. Mit 
einem beträchtlichen Theil feiner Macht zog ſich derfelbe an dem Nigi 
hin nach Arth, wo er den Pak Goldau am Fuße des Nofberges ver: 
legte. Diefe Bewegung, die mehr einer Retirade, ala einem überlegten 
Manöver glich, entzog dem Bertheidigungsplan wefentliche Kräfte. Daher 
befanden fi in der zu dedenden Stellung zwiſchen Buonas und 
Meierstappel nur zwei Schwyzer Bataillone mit einigen Kom: 
pagnien Scharfihüsen und etwas Landfturm, anfangs ohne Artillerie. 
Bon den vorrüdenden eidgenöfjishen Truppen ftieß jedoch die Brigade 
Nitter bei Buonas auf lebhaften MWiderftand. in Bataillon, das die 
feindlihe Stellung zu umgehen ſuchte, gerieth in Verwirrung und fing 
an zu weichen. Das Feuer einer zu Hülfe geſchickten Batterie erjchüt: 
terte indeß den Feind. Das Bataillon konnte wieder vorrüden und die 
Bewegung ausführen. Die Sonderbündler flohen theils rechts nad) den 
Höhen des Rotherbergs, theils wurden fie links auf den Kiemenberg 
geworfen und abgejchnitten. Der Paß von Meieröfappel war frei und 
dad Centrum der Stellung durchbrochen. Beide Brigaden rüdten vor 
und drangen in Meieräfappel ein. Bon hier wandte jich die Brigade 
Nitter über Böfchenrath und den Kiemen gegen Küßnadt. Die Trup— 
pen fanden zu ihrer Verwunderung die Befeftigungen am Kiemen un: 
befegt, rüdten über einen breiten Bach und Fletterten raſch den Berg 
hinan, wo fie von den Kugeln der ſchwyzeriſchen Artillerie empfangen 
wurden. Dieje wich, als eine eidgenöffifche Batterie anlangte und ihr 
Teuer eröffnete. Da fi die Schwyzer zudem von einem Bataillon, das 
gegen Immenſee marfchirte, umgangen ſahen, verließen fie den Kiemen 
und nahmen zwifchen Ammenfee und der Telläfapelle Stellung. Die 
Brigade Ritter befebte den Kiemen und bivoualirte auf dem fühdlichen 
Abhange, von wo jie die Straße nad Küßnacht und Arth beherrigte. 
Unterdeß Hatte fih die Brigade Isler recht? gewandt und den Weg von 
Udligenſchwyl eingefhlagen. Kaum hatte jie Meieröfappel verlafien, 
als ji ihr drei feindliche Bataillone entgegenwarfen. Der Landfturm- 
oberſt Pascal Tſchudi hatte von Luzern aus den bier fänpfenden Son: 


— 523 — 


derbündlern Unterftüßung zugeführt. Ein heftiges Tirailleurfeuer Enallte 
von den Höhen von Udligenſchwyl den Vorrüdenden entgegen. Zahl: 
veiche eidgenöffifche Plänfler brachen jedoch den Widerftand in kurzer 
Zeit und zwangen den Gegner zum Weichen. Auf dem Berge fuchte 
derfelbe noch durch Täufhung zu imponiren, indem er eine Menge klei— 
ner Fähnchen mit ſich führend, mehrfach defilirte. Das Yeuer einer 
Batterie und die rafch vorrüdenden Tirailleur® machten der Gaufelei 
fchnell ein Ende. Die Sonderbündler verließen ihre ganze Stellung und 
zogen fi) über den Grath des Berges gegen Luzern zurüd. Die Bris 
gade Isler befegte Udlig enſchwyl ohne weiteren Widerftand und be: 
30g bier ihren Bivouak. Die Schmyzertruppen hatten ſich im Ganzen 
tapfer gewehrt. Ahr Kommandant Abyberg blieb unterdeß ruhig in ſei— 
nem Hauptquartier zu Arth und konnte von hier aus, ftatt des Auf: 
ganges der Sonne von Morgarten, den unaufhaltfamen Rückzug feiner 
Peute mit dem Fernrohr beobachten. Dies war feine wefentlichite De: 
theiligung an dem Kampfe für „Ehre, Freiheit und Religion.“ Erft 
Ipät hatte er auf dringendes Anfuchen einige Kompagnier und etwas 
Artillerie zu Hülfe gefchidt. 

So war die ganze fonderbündlerifhe Tofition am Rotherberg und 
bei Gislifon von den Eidgenofjen genommen. Die fiegreih vorgedrun- 
genen Divifionen Ziegler und Gmür ftanden in enger Verbindung und 
waren faum zwei Stunden von Luzern entfernt. An den verfhiedenen 
Kämpfen des Tages mochten von eidgenöfjifcher Seite etwas mehr ala 
12,000 Mann unmittelbar Theil genommen haben, während die Sons 
derbünbler etwa 4 bis 5000 Mann reguläre Truppen und 1800 Dann 
Landiturm in's Gefecht brachten. Der Berluft der Angreifenden mar 
verhältnigmäßig nur gering. Die jonderbündifche Artillerie hatte feinen 
fiheren Spielraum in gedrängten Schlahtordnungen gehabt und bie 
Schüten auf dem Berge hoffen faft immer zu hoch; ihre Kugeln klirr— 
ten in den Bajonnetten der Eidgenojjen, brachen fie zuſammen und durd)- 
bohrten die Tſchakkos, aber verwundeten und tödteten nur wenige. Das 
ſchwere Gefhüg Hatte unter den Luzernern übel gewirkt; eine Zwölf: 
pfünderfugel ſchlug durch ein doublirtes Bataillon und riß ein Dubend 
Soldaten nieder. Zu Honau wie am Berge waren mehrere Häufer in 
Brand gerathen. Im Uebrigen belief ſich auch der fonderbündifche Ber: 
luſt im Ganzen nicht od. *) 

Mittlerweile drang auch das Centrum der eidgenöffifchen Armee 
auf allen Seiten gegen die Stadt Luzern vor. Die Divifion Donats 
war unter unbedeutendem Wibderftand einzelner Landiturmrotten, aber 


*) Der Bericht von Dufour gibt die Zahl der von der eidg. Armee bei Honau, 
Meiersfappel und Gisliton Gefallenen auf 25, der Verwundeten auf 116 au. Der 
Berluft der Sonderbündler wird nur auf 17 Todte und 67 Verwundete berechnet. 
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unter mühevoller Wegräumung der vielen Verhaue, von Hitzkirch und 
Münfter bis gegen die Neuß vorgerüdt. Am Abend des 23. November 
bivouafirten ihre drei Brigaden bei Holzhof, Efchenbad und Inwyl. Die 
Divifion Burdhardt zog in zwei Kolonnen über Buttisholz und Men: 
zenau nah Rußwyl an die Emme, um am folgenden Tage über diefen 
Strom zu gehen und Littau zu nehmen, 

Härteren Stand hatte der äußerfte vechte Flügel der eidgenöffifchen 
Armee, die Berner Referveabtheilung unter Ochſenbein, die, ſechs 
Bataillone und ſechs Scharfihüßentompagnien ftarf, mit 16 Bierpfün= 
derfanonen, den Weg durch das Entlebuch nahm. Die Sonderbündler 
ftellten hier nur ein Landwehr: und drei Randfturmbataillone mit einer 
Scharfihütentompagnie unter Oberbefehl des Major Limacher entgegen. 
Mühſam vorrüdend langte die Berner Divijion am Abend des 22. vor 
Schüpfheim an. Hier entfpann fich ein längeres, lebhaftes Gefecht, das 
unentſchieden blieb und dem die Nacht ein Ende machte. Die Berner 
lagerten eine BViertelitunde vor Schüpfheim. Am andern Morgen be: 
gann der Kampf wieder. Die fonderbündifche Artillerie hatte ſich in 
der Nacht bei der St. Wolfgangstapelle verſchanzt. Die Schüben der 

Landſtürmer ftanden auf einer Anhöhe und [hoffen mafjenweife hernieder. 
" Das heftige feindliche Feuer brachte die Berner einen Augenblid zum 
Weichen. Bon dem Divifionsfommandanten angefeuert und unter dem 
Schub ihrer Artillerie drangen fie indeß wieder vor und nahmen den 
Hügel weg, den die Luzerner befett hielten. Diefe zogen meiter rück— 
wärt3 und hielten mit ihrer ſchwachen Artillerie in einer vortheilhaften 
Stellung beim Kapuzinerflofter noch einmal muthig Stand. Von vorne 
und auf den Flanken drangen die Berner vor, aber dreimal wurden fie 
von dem Kartätfchenhagel der beiden Geſchütze und dem lebhaften Ge: 
wehrfeuer der feithaltenden Bedeckung zurüdgemworfen. Da ging die 
Munition der Luzerner Artillerie auf die Neige. Bis zum legten Schuife 
barrte der tapfere Führer (HFourier Dürig) aus. Endlih mußte die 
Stellung aufgegeben werden. Nach ehrenvollem Widerftand gegen Die 
Uebermacht zogen fi) die fonderbündifchen Truppen auf die Bramegg 
zurüd. Die Berner Divifion rüdte an dem Tage noch bis zum Dorfe 
Entlebuh vor. Hier mußte fie abermals bivouafiren. Ihr Verluſt in 
den Kämpfen belief jich auf 7 oder 8 Todte und 41 Verwundete. Auf 
Seite der Sonderbündler fielen 4 Todte und 25 Vermundete. Zu 
Eiholzmatt und Schüpfheim brannten mehrere Häufer nieder. Die Er: 
innerung an die Gräuel nad) der Freifchaarenniederlage trieb die Berner 
zu argen Zuchtlofigfeiten und einzelnen Akten blutiger Rache. 

So war am Abend des 23. Novembers die Armee des Sonder: 
bunds von allen Seiten in die Nähe von Luzern zurüdgedrängt. Noch 
ließ fi für den nächſten Tag ein blutiger Widerftand erwarten. Erft 
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die Hälfte des fonderbündifchen Heeres hatte ſich an den Gefechten be: 
theiligt. In vortheilhaften Stellungen konnte man der allerdings weit 
überlegenen eidgenöffiihen Armee wenigſtens jo weit die Stirne bieten, 
daß die Niederlage eine ehrenvolle geweien wäre. Der Oberbefehlahaber 
dachte auch noch daran, die Stellung von Ebikon zu behaupten und ließ 
die nöthigen Vertheidigungsanftalten treffen. Auch Dberft Elgger, der 
die Emmenlinie zu halten Hatte, rüſtete zu fortgefeßtem Widerjtand. 
Aber ſchon gaben die Häupter des Sonderbunds Alles verloren. Kaum 
hatte eine Depefche des Oberbefehlshaber die Gewißheit des Rüdzugs 
von Gislikon gebracht, fo geriethen Kriegsrath und Regierung in Angit 
und Verwirrung. Ohne daran zu denken, Luzern weiter zu behaupten, 
trafen fie fchleunigft alle Anftalten zur Flucht. Salis erhielt die Weis 
fung, wenn jeder weitere Widerftand vergeblich fein follte, mit dem eid- 
genöffifchen Kommando für Uebergabe der Stadt in Unterhandlung zu 
treten und fich mit den Truppen in die Urfantone zurüdzuziehen, um 
hier die Vertheidigung fortzufegen. Dann begann die Einſchiffung auf 
einem bereit gehaltenen Dampfſchiff. In aller Eile wurden die eidge: 
nöſſiſche Kriegskaſſe und andere Staatsgelder, Siegel, Dokumente, Lebens: 
mittel u. f. w. aufgepadt. Schaaren von Klofterfrauen nebjt vielen 
Geiftlichen, vor Allem die Väter Jefu, beftiegen das Rettungsboot. Den 
Schluß bildeten die Mitglieder der hohen Behörde mit einer Polizei: 
Adtheilung. Dem Dampfichiff mußten Schleppichiffe angehängt werden. 
Gegen ſechs Uhr ftieß man vom Ufer. Ein feltfames Bild wie die dicht 
gedrängten Fahrzeuge mit dem bunten Gemifh von fürzlih noch fo 
trogigen fonderbündifchen Staatsmännern, Kriegshelden, Pfaffen, Nonnen 
und Pandjägern auf mondbeleuchteter Fluth zwiſchen den majeftätifchen 
Ufern des Vierwaldſtätterſee's dahin glitten! Erſt in Flüelen ſchöpften 
die Geängftigten wieder Athen. Bon bier erflärten die entwichenen 
Luzerner Regenten in einer Broflamation noch mit dreifter Stirne: Wenn 
fie auch gezwungen feien, der Gewalt zu weichen und das Gebiet des 
Kantons Luzern zu verlafjen, jo feien fie nichtsdeſtoweniger die recht— 
mäßige Landesobrigfeit; mit Gottes Hülfe könne die Zeit wieder kom— 
men, wo e3 ihnen gegeben fei, in der vollen rechtlichen Stellung zurück— 
zukehren. 

Die Vorbereitungen zum Abgang des Dampfers hatten während 
des Tages vom Publikum in Luzern nicht unbemerkt bleiben können. 
Aber in der Dunkelheit erkannte man nicht, daß die Mitglieder der 
Behörden ſich mit einſchifften. Noch beteten die ſonderbündiſchen Trup— 
pen, nichts ahnend, an ihren Wachtfeuern den Roſenkranz und empfingen 
gläubig die geweiheten Zeichen, die noch zum Siege führen ſollten. Um 
die Flucht der Regierung und des Kriegsraths ſowohl der eigenen Armee 
als dem Feinde zu verheimlichen, ertheilte Oberſt Elgger, der Chef des 


— 516 — 


Generalftabg — der am Abend von der Emmenlinie, wo er vor dem 
nächſten Morgen keinen Angriff erwartete, nach der Stadt fam und hier 
feine Regierung mehr fand — den Befehl, ſämmiliche Stadtthore zu 
Ihließen und ohne fpezielle Erlaubniß des Platzkommando's, mit Aus— 
nahme der Dffiziere des Generalftabs Niemand aus der Stadt oder in 
diejelbe zu laſſen. Aber bereits hatte auch der Oberbefehlshaber nad 
der Weifung des Kriegsraths allen weiteren Widerftand aufgegeben und 
fih mit feinen Truppen von Ebifon zurüdgezogen. Auf feine Anzeige, 
daß er Willens fei, den Eidgenofjen einen Waffenftilftand anzubieten, 
um die Stadt zu retten, erklärte fi der Stadtrath zur Vermittlung 
bereit. Noch hielten die militärifchen Führer eine Art freiwillige Kriegs: 
verfammlung. Salis-Soglio theilte jeinen Entſchluß mit, auf jede fer- 
nere DVertheidigung zu verzichten und mit dem Waffenſtillſtand eine Ka: 
pitulation einzuleiten. Der Rath der anmejenden Dffiziere ging aus— 
einander. Die Mehrzahl neigte ſich noch zur Fortführung des Kriegs, 
da mehr als die Hälfte der Armee ſich noch nicht gefchlagen habe. Aber 
Salis beharrte bei feinem Entſchluß, indem er nad der Flucht der 
Kriegshäupter jede Fortſetzung des ungleihen Kampfes für unnüß hielt. 
Nachdem er den Auftrag zum Abſchluß eines Maffenftillftands ertheilt 
hatte, verließ er die Verfammlung und reiste ab. Bei der zunehmen 
den Verwirrung wollte Niemand mehr die Verantwortlichfeit des Ober: 
fommando’3 übernehmen. Elgger erklärte, daß er, da feine Stellung 
als Chef des Generaljtabs faktiſch nicht mehr anerkannt fei, Luzern ver: 
laſſen werde; Sonnenberg jah fi nad Entfernung der Regierung nur 
no als Privatmann an; RR, Koft, der im Felde geftanden Hatte, 
verjicherte, nachdem die Regierung ſchimpflich entflohen fei, werde er kei— 
nen Schuß mehr thun; Schultheii Rüttimann, auch Divifionär, fagte 
und that, wie es jcheint, nichts. Aber auch mit einer Kapitulation wollte 
fi Niemand befafien. Einer nah dem Anderen verſchwand mährend 
der Nacht, der Chef des Generalftabs fo gut wie der Oberfommandant, 
nicht minder die fremden Herrlichkeiten. Die Artillerie von. Uri und 
das Kontingent von Ob: und Nidwalden waren bereitS abgezogen. Ein 
Theil der Wallifer Truppen ging gleichfalls der Heimath zu, ein ande— 
rer Theil blieb in Luzern, um fich Friegsgefangen zu geben. So legte 
fih auch die letzte Kampfbegierde. Endlih ging ein Parlamentär in 
da3 Hauptquartier von Dufour, das von Aarau nad Sins verlegt 
worden war. Der General verlangte einfah, daß den eidgenöſſiſchen 
Truppen die Thore der Stadt geöffnet und auf den höchſten Thürmen 
die eidgenöfjifhe Fahne als Zeichen der Unterwerfung aufgepflanzt werde, 
Unterdeß war es jest auch unter den fonderbündifchen Truppen allgemein 
befannt geworden, daß die Kriegsbehörden fich geflüchtet hatten. Es er: 
hoben fich einzelne Klagen und Wuthausbrühe, daß man jie auf jo 
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unverantwortlicde Weife im Stiche gelaſſen. Auf Anordnung des Miliz- 
infpeftor3 legte man indeß die Waffen ohne Schwicrigfeiten ab und 
Alles zerftreute jih. Am Morgen (24. Nov.) war Luzern von den 
vielen Milizen und dem Landfturm geſäubert. Die Bevölkerung riß die 
Pallifaden und mafjiven Holzwände, welche während vielen Wochen mit 
- großen Anftrengungen erbaut worden, in wenigen BViertelftunden nieder. 
ATS die Antwort au dem eidgenöffiihen Hauptquartier fam, wurde fo: 
fort auf zwei Thürmen die cidgenöffische Fahne aufgepflanzt und eine 
Abordnung des Stadtrath3 abgefandt mit der Erklärung: daß die Re: 
gierung des Kantons Luzern ſich faktiſch aufgelöst und in ihrer großen 
Mehrheit entfernt habe; da die Thore offen ftänden, die Milizen wie 
der Landſturm entwaffnet feien und die eidgenöfjifchen Truppen mit Zu: 
trauen empfangen würden. Um 11 Uhr begann der Einmarſch. Nach 
einander rücten Abtheilungen der Divijionen Ziegler, Donatd, Gmür 
und Burkhardt in die Stadt, im Ganzen 24,000 Mann, während 16,000 
Mann draußen blieben. Yubelnd empfing fie die liberale Bevölkerung, 
Don allen Fenſtern flatterten roth und weiße ahnen. Während des 
Einzugs und eine Zeit lang nachher war die Ordnung wie aufgelöst. 
Der durch Gewaltmaßregeln aller Art darniedergehaltene Unmwille fuchte 
fich Luft zu machen. In dem von den Jeſuiten bewohnten ehemaligen 
Franzisfanerklofter wie in einzelnen Häufern der Sonderbundshäupter 
fanden Ercefje und Verwüſtungen ftatt. Der Kefjeltfurm wurde erbro- 
hen und Laufende drängten fi herzu, um den Kerfer zu fehen, in 
welhem Dr. Steiger geſchmachtet hatte. Mit den politiichen und mili- 
tärifchen Gefangenen geriethen zufällig auch einige gemeine Verbrecher in 
furze Freiheit. 

Die am Abend vorher noch etwas zurüdgebliebene bernifche Re- 
jervedivifion war am Morgen, ohne auf den geringiten Widerftand zu 
ftoßen, über die Bramegg gezogen. Als fie ſich Malters nahte, wo die 
Freifhaaren jene fürchterlihe Niederlage erlitten, ermahnte Ochſenbein 
die Divifion in einer Anrede, Feine unedle Rache zu üben. Die Truppen 
folgten diefer Mahnung, befuchten auf dem Kirchhofe das Grab, in wel: 
chem ſich die 26 Leichen der damals Gefallenen eingefenft befanden, und 
hielten dort eine kurze erhebende Todtenfeier. Nur das Wirthshaus zum 
Klöfterli, das in jener fchauerliden Naht als Blodhaus gedient hatte, 
blieb nicht ganz von Zerjtörungen verjchont. Ohne die Stadt zu be: 
rühren, nahm die Divifion, der Ordre gemäß, ihre Standquartiere zu 
Kriens, Horw und Winkel und trat dann den Rückmarſch in die Heimath an. 

Wie in Freiburg mußte e3 fi auch in Luzern um eine andere 
Drdnung handeln. Die bloße Unterwerfung konnte weder den Kanton 
noch die Eidgenofjenichaft vor neuem Unheil bewahren, Die entwichene 
Regierung ‚hatte jeden Anſpruch verwirkt, noch als rechtmäßige Regierung 
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angejehen zu werden. Der größtentheils liberal gefinnte Stadtrath, auf 
den fi die Augen der angejeheniten Bürger richteten, trug anfangs 
Bedenken, die VBerantwortlichkett einer proviforifhen Leitung zu über: 
nehmen. Aber die Umftände drängten, die Bande waren gelöst, von 
‘ fonderbündifcher Seite wurde noch fanatiſch gewühlt. So ergriff der 
Stadtrat unter Zuzug von acht angefehenen Männern vom Lande die 
proviſoriſchen Zügel und erhielt von Dufour die Zujiherung militärischen 
Schubes. Eine Bollsverfammlung unter Leitung von Dr. Adolf Her: 
tenftein beftätigte diejelbe, jtellte indeß, auf den hauptfählichiten Sporn 
der mit der eidgenöfjiihen Armee zurüdgelehrten Flüchtlinge, an der 
Spike Dr. Robert Steiger, verjchiedene Verlangen. Eines der Mitglie- 
der des Stadtrath3 (der. Jefuitendruder Räber) mußte von der provis 
forifhen Behörde fern bleiben. Die Iefuiten und ihre Affiliirten ſollten 
innert dreimal 24 Stunden aus dem Kanton Luzern für immer fortge- 
wiefen werden. Die Mitglieder der entflohenen Regierung unb des 
Gr. Raths, die als Urheber der Sefuitenberufung und als Stifter des 
Sonderbunds anzufehen feien und fich nicht zu Protofoll dagegen ver- 
wahrt hätten, feien in Anklagezuftand zu verfegen. Dagegen ſollten alle 
feit dem 8. Dezember 1844 wegen politifher Vergehen Berurtheilten 
oder noch zu beurtheilenden Perfonen wieder in ihre politifcden und 
bürgerlichen Rechte eingefegt und die daherigen Prozeduren als null und 
nichtig erflärt werden. Sobald fich die proviforifche Regierung (unter 
dem Präfidium von Oberſt Schumadher:Uttenberg) conjtituirt hatte, ſuchte 
fie das Volk in einer Proflamation zu beruhigen und allen weiteren 
Unordnungen nahdrüdlich entgegen zu treten. Die Tagſatzung fchidte 
fofort zwei eidgenöſſiſche Kommiſſäre (Dr. Kern von Thurgau und NR. 
Bollier von Zürich) nad Luzern mit gleichen Aufträgen und Vollmach— 
ten wie in Freiburg. Diefe zögerten nicht, die proviforifche Regierung 
anzuerkennen. Der anfangs dem Kriegslärm entflohene päbtliche Nun: 
tius mochte in die Mauern Luzerns zurüdkehren. Vorher hatte er mit 
allen geiftlichen Mitteln zur Empörung getrieben. Jetzt zog er fuchtere 
Saiten auf und ſprach fich tadelnd über das Siegwart'ſche Regiment aus. 

Nach der Unterwerfung Luzern’ kam die Reihe an die innere 
Schweiz. Mit den prahlerifchiten Verficherungen war von Seite der 
Häupter des Sonderbunds immer der hartnädigite Widerftand der Ur— 
fantone in Ausficht geftelt. Hier follte fich die alte Tapferkeit wieder 
auf's Glänzendfte bewähren und die Kraft der Eidgenoſſenſchaft unter 
allen Umftänden gebrochen werden. Aber in den Stunden der Prüfung 
fand fich der Heldenmuth nicht für eine Sache, die man dem Volke bloß 
mit Trug und Verblendung aufgedrängt hatte. Sobald in Luzern Alles 
verloren und verrathen war, hatte man in der Urfchweiz nicht die min: 
deſte Luft, fih weiter zu opfern. Cine Konferenz von Abgeordneten, bie 
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noch am 25. Nov. in Brunnen abgehalten wurde und bei der ſich auch 
der General Salis einfand, ging rath: und hoffnungslos auseinander, 
Kaum hatte der eidgenöfjifche Oberbefehlshaber den Regierungen von 
Schwyz, Uri und Unterwalden den Fall Luzern’s befannt gemacht und 
diefelben aufgefordert, fi ohne ferneren Widerftand den Beſchlüſſen der 
Tagfagung zu unterwerfen, jo erſchienen ſchon Abgeordnete von Ob- und 
Nidwalden und fchloffen eine Kapitulation ab. Sofort rüdten eidge- 
nöfjische Bataillone — da das Verlangen auf Verfhonung von Offu: 
patiow nicht gewährt werden konnte — in die beiden Ländchen ein und 
ſahen jich hier freundlih empfangen. Gegen Schwyz hatten, gleid- 
zeitig mit dem Vorrüden der eidgenöſſiſchen Armee gegen Luzern, Ber 
wegungen auf der Djtfeite von Truppen der Divifion Gmür begonnen, 
um die Streitfräfte des Kantons abzulenten. Die Demonjtration einer 
Refervebrigade (Keller) genügte, um die March zu einer Separatfapi= 
tulation zu beftimmen, wornach diefer Bezirk fih ſchon am 23. Nov. 
unterwarf. Nicht jo raſch war der Erfolg einer andern Brigade (Blu: 
mer), die von Nichterfchwyl aus gegen Wollerau manövrirte. Die 
Operationen verzögerten fi und die Schwyzer hatten Zeit, ſich an der 
Schindellegi zu veritärfen. Bei dem erſten Vorrüden mußten ſich bie 
eidgenöffifchen Truppen nach kleinen Gefechten, worin es einige Todte 
und Berwundete gab, wieder zurüdziehen. Als die Brigade am anderen 
Tage wieder vorging, Fam ſchon die Nachricht von Einftellung der Feind: 
feligkeiten. Auch die Schwyzer Regierung befann fi nicht lange und 
ſchloß eine Kapitulation ab, die vom Gr. Rath ohne Weiteres geneh— 
migt wurde (27. Nov.) Die Heldenrolle Abyberg's, der, während jeine 
Leute fich tapfer fchlugen, das Hauptquartier Arth, fern von der Gefahr, 
nie verlafien hatte, war zu Ende gefpielt. Bitter äußerten die zurüd, 
fehrenden Krieger ihren Unmwillen über fein Benehmen. In Arth trat 
eine unerfchrodene Frau vor und rief mit lauter Stimme: „Nat Feiner 
von Euch Soldaten fo viel Ehre im Leib, den Prahler nieder zu ſchießen?“ 
Wirflih wäre das Leben Abyberg’3 von feinen eigenen Soldaten bedroht 
geweſen, wenn er fich ihrer Erbitterung nicht durch die Flucht entzogen 
hätte. „Bei dem Einzug der eidgenöffifchen Truppen in den Kanton war 
der Empfang von Seite des Volks in Arth, Küßnacht, Gerfau und 
Einfiedeln größtentheild herzlih, dagegen kalt in dem hochmüthigen 
Schwyz. Die Jefuiten hatten fich einige Tage vorher geflüchtet. Ihr 
prächtige Kollegium murde fchredlich zugerichtet, das Innere dejjelben 
gänzlich verwüſtet, in der Kirche die Altäre befhädigt, ſelbſt die Ruhe— 
ftätte der Todten nicht verfchont. Tobende Proletarier des eigenen Lan: 
de3 waren e8, die das Zerſtörungswerk größtentheild vollbrachten, bie 
gleichen Schwyzer, die einige Jahre zuvor in heiligem Eifer die Steine 
zu diefem Bau herbeigejchleppt hatten. Erft ftrengere eidgenöſſiſche Wache 
34 
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that der Verwüſtung Einhalt.*) Das Klofter Einfiedeln blieb dagegen 
verſchont. Ohne Verzug folgte Uri dem Beiſpiel von Schwyz. In 
der abgeſchloſſenen Kapitulation mußte ſich die Regierung verpflichten, 
die von den fonderbündifchen Truppen im Kanton Tefjin gemachte Beute, 
fo weit fie fi in den Händen der Behörde befand, wieder herauszu— 
geben. Die nah Uri entwichenen Mitglieder waren bereit auseinander 
geſtoben. Die Einen kehrten nach Luzern zurüd und wurden hier wegen 
der mitgenommenen Kaffen zur Verantwortung gezogen. Andere (wie 
Siegwart-Müller und Bernhard Meyer) gingen über die Furka, nach 
Wallis und von hier — nach vergeblihem Verſuch, ſich in Brieg noch 
einmal zu jammeln und den Widerftand bis zur erwarteten fremden 
Intervention fortzufegen — nad Piemont oder der Rombardei.**) Der 
Empfang der eidgenöffifchen Truppen war in Flüelen freundlid. Im 
Lande fanden die Soldaten nur Armuth und ſchlechte Quartiere. In 
mancher Hütte mußten fie ihren Mundvorrath mit den Bewohnern thei- 
len. Durch ihr Benehmen erwarben fie, fich die Anhänglichfeit der Be— 
völferung. 

So hatten fich bereits jeh3 Sonderbundsfantone unterworfen. Nur 
das größtentheil8 abgefchloffene Wallis fehlte nod. Seit Ende Okto— 
ber's jtand hier, im untern Wallis, von Martinah bis St. Gingolph 
am Genfer See, eine Krieggmaht von 7—8000 Mann, zum Theil 
Landfturm, aufgeftelt. Das Oberlommando führte General v. Kal: 
bermatten, der einen Ausfall in den Kanton Waadt beabfichtigte, um 


*) Sonderbündifchgefinnte Gefchichtfchreiber fchieben die Verwüſtungen den eid- 
genöfftichen Eoldaten in die Schuhe. Ehe indeß die eidg. Truppen das Kollegium 
bezogen, ließ fich der Divifionstommandant Gmür eine amtliche Beſcheinigung aus- 
ftellen, daß die Zerftörung durch das eigene Bolt von Schwyz vor Ankunft des eidg. 
Militärs ftattgefunden habe. Gleichwohl ift nad) glaubwürdigen Berichten anzu— 
nehmen, daß vor dem Eintritt des militäriſchen Schutes aud) eidg. Soldaten am 
Werte der Zerftörung mitgeholfen. (Siehe: Steinauer, Geſchichte des Freiftaates 
Schwyz. Bo. II, pag. 391.) 


**) Unter den Bapieren Siegmart-Müller’s, die in Luzern mit Beichlag 
belegt wurden, fand fich ein eigenthümliches Aktenftüd, nämlich der jorgfälfig aus- 
gearbeitete Ban einer neuen Gebietseintheilung der Schweiz, der durchgeführt wer- 
den follte, wenn mit Gottes Beiſtand der Sonderbund gefiegt hätte. Dem Kanton 
Luzern follte das Freienamt, die ehemalige Grafichaft Baden nebft Zurzad), dazu 
das Frickthal, einverleibt werden, fo daß ſich der Kanton vom Biermwaldftätterjee 
bis an den Rhein erftredt hätte. Glarus wäre aus der Reihe der Kantone ver: 
Ihwunden und fern Gebiet theils an Schwyz, theils an Uri gefallen. Dayegen 
wäre Pruntrut zu einem eigenen Kantofl, erhoben worden. Der ganze Plan zielte 
darauf, der fatholiichen Schweiz ein verftärktes Gewicht zu geben. Ob derjelbe dem 
fonderbündifchen Kriegsrath vorgelegt wurde und ob legterer darauf einging, ift nicht 
ermittelt, 
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Freiburg zu Hülfe zu fommen. Der Staatsrath zögerte mit der Voll: 
macht und ertheilte dieſe erft, al3 es zu fpät war. Es blieb nichts üb- 
rig, als jih auf der Defenfive zu halten. Bei den erfchöpften Finan— 
zen mußten jedoch einzelne Truppen entlaffen werden. Die ganze Hoff: 
nung richtete ji auf fremde Antervention. Dringend fchrieb man an 
den jonderbündijchen Kriegsrath, die Dazwiſchenkunft Frankreichs und 
Deftreich3 anzufprehen. Die Aufgabe, gegen den Kanton zu operiren, 
fiel dem Divijionär Rilliet zu. Die vielen feit dem Trienter Blutbad 
aus ihrer Heimath vertriebenen Wallifer Flüchtlinge, dazu eine Anzahl, 
die fich dem fonderbündifchen Dienft entzogen hatte, bildeten eine eigene 
Kolonne. Ungeduldig drangen diefe auf einen rafchen Angriff, mit ihnen 
die Waadtländer Negierung, deren Mitglieder perfönlih im Hauptquar— 
tier zu Nigle erjchienen, um dem drüdenden Zuſtand ein Ende zu ma— 
hen. Dufour wollte jedoch mit Wallis zumarten, bis der Hauptfchlag 
gegen Luzern geführt war. Erit am 22. Nov. erhielt Rilliet die Drdre, 
nah Umjtänden vorzugehen. Schon waren jett alle Anftalten getroffen, 
die Truppen concentrirt, der Tag zur Meberfchreitung der Grenze be- 
ftimmt, als Abgeordnete von Wallis mit Vollmachten zur Kapitulation 
erichienen. Vergebens hatte fih General v. Kalbermatten gegen die 
Unterhandlungen gejträubt. Bergebens hatte auch der flüchtige Sieg: 
wart-Müller von Brieg aus die Regierung noch aufgefordert, feitzuhal: 
ten, da Intervention nicht ausbleiben könne. Der Staatörath wandte 
ih um die nöthige Vollmacht an den Gr. Rath und diefer ertheilte fie. 
Die Kapitulation wurde darauf ohne Weiteres abgeſchloſſen und ratifie 
zirt (29. Nov.). In derjelben erhielt Wallis die Zuficherung, daß die 
Dfkupationstruppen nicht über 8000 Mann anjteigen follten, fofern Feine 
feindfelige Handlung begangen werde. Die einrüdenden Eidgenojjen 
wurden in Unterwallis als Befreier mit allen Bezeugungen der Freude 
begrüßt. Auch in Dberwallis war der Empfang nicht unfreundlich. 
Das Walliſer Flüchtlingskorps eilte bewaffnet und mit der eidgenöſſi— 
ihen Armbinde, obgleih aus dem Dienft entlajjen, nad Sitten voran, 
bemächtigte fich hier des Nathhaufes und ordnete fofort eine Volksver— 
jammlung an. Rilliet zeigte jih unzufrieden über den ungejtümen 
Schritt, der feinen Anordnungen widerfprah, aber mußte den Dingen 
ihren Lauf lafjen. Die in Sitten abgehaltene, von etwa 2000 Bürgern 
befuchte Verfammlung (2. Dez.) beſchloß Niederfegung einer provifori- 
ſchen Regierung, Wahl eines neuen Gr. Raths mit fonftituirender Be: 
fugnig, Ausweifung der Jeſuiten, Abſchaffung der Immunitäten der 
Geiſtlichkeit, Aufhebung der ſchuldigen Klöfter, Null: und Nichtigerklä— 
rung aller ſeit dem 1. Mai 1844 erlaſſenen Geſetze, Dekrete und Ur: 
theile in Betreff politiſcher Vergehen, Verlegung der Kriegskoſten auf 
die geiſtlichen Korporationen und ſonſtigen Anſtifter des Sonderbunds 
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u. f. w. Zum Üeberfluß fam am Schluß aud das Berlangen nad 
Trennung des Kantons in zwei Halbfantone, wenn die Eidgenofienichaft 
nicht8 dagegen habe. Morig Barmann trat an die Spike der provijo: 
rifchen Regierung. Der alte Staatsrath ſelbſt legte feine Gewalt in 
bie Hände einer proviforiihen Kommiljion, die fi aber nirgends zu: 
fammenfand, und löste fih dann auf. Die Jeſuiten waren fogleich 
nad erhaltener Kunde von der Kapitulation von Brieg über den Simp: 
Ion geflohen. Ale werthvollen Gegenjtände Hatten fie mitgenommen; 
nur ihre Zöglinge waren geblieben. In dem Kollegium wurden aud 
bier bei ber Erbitterung mancherlei Verwüſtungen angerichtet. Der 
Biſchof von Sitten flüchtete ſich gleichfald auf das Simplonhoipiz, 
fehrte indeß auf Anrathen von Rilliet bald in feine Reſidenz zurüd, 
Die von der Tagfakung gefandten eidgenöfjischen Repräfentanten (Frans: 
eini von Teſſin, Delarageaz von Waadt und Dr. Frei von Bajelland) 
erfannten die proviforiiche Regierung unverweilt an (6. Dez.). 


So war der Feldzug wenige Wohn nad) Eröffnung glücklich bes 
endigt und die Siebenerfette, bie fih eine Zeit lang für fo gewaltig 
ſtark ausgab, ohne große Mühe geiprengt. Alle erregten Hofinungen 
und die fhönften Betheurungen fielen Fläglic) zu Boden. Für das vers 
führte Volk blieb nichts als eine graufame Enttäufhung. Ken Wun— 
der war vom Himmel gefallen, um den frommen Bund zu retten; bie 
Eidgenoſſen wurden nicht mit Blindheit geſchlagen, als fie die Puzerner 
Grenze überjchritten, wie die Kapuziner verjih.rten; in den fatholiichen 
Kantonen waren die Aufjtände nicht ausgebrochen, worauf der ſonder— 
bündifhe Kriegsrath mit der größten Zuverjicht zählte; das Volf in den 
inneren Kantonen hatte ji) nirgends zum Kampf bis zum legten Bluts— 
tropfen entjchlofjen gezeigt, wie man jo laut verkündet hatte und vor 
Allem — die erwarteten fremden Bajonnette waren nicht erfchienen. 
Von keiner Seite erfuhren die Häupter und Lenker des Sonderbunds 
jest mehr Hohn, bittere Vorwürfe uud verächtlichere Tritte als von ih: 
ren eigenen Helfern und Genoſſen. Vielleicht die Mehrzahl der Mit— 
glieder der Sonderbundsregierungen — erflärte man nun felber — hat: 
ten fi immer heimlich und zwar biß zum legten entjcheidenden Momente 
ber Hoffnung hingegeben, c8 genüge, Energie zu heucheln, um den Geg— 
nern zu imponiren und die Entſcheidung dur die Waffen zu vermeis 
den. Nur fo vermöge man fich den zuverjichtlihen Ton vor dem Kampfe 
und den Mangel an Brfonnenheit, Muth und Ausdauer zu erklären, 
ber fich fund gegeben, al3 der Azıyenblid des Kampfes wirklich erichien. 
Selbſt der Oberbefehlshaber Salis habe nicht an die Möglichkeit eines 
Krieges geglaubt und auf die Bemerkungen über die Dringlichkeit von 
Vorbereitungen mehrmals lächelnd mit der Phrafe entgegnet: „Aber um 
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Gottes Willen, woher foll denn ein Kampf fommen?“*) Anftatt auf 
die eigene Kraft zu vertrauen, habe man am meiften auf fremde Hülfe, 
auf Unordnungen und Aufitände in den gemifchten Kantonen, auf Ver: 
wirrung und Abfall im feindlichen KHeere gebaut. Zur Verfechtung 
einer Fatholifchen Sache habe man fogar einen Proteftanten zum Ober: 
befehlshaber gewählt, der bei aller perſönlichen Tapferkeit doch keinen 
Eifer für die Sache hegen konnte. Ueber ihm fei ein Kriegdrath ge: 
ftanden, der von der Kriegführung gar feinen Begriff hatte und ſich im 
Augenblid der Gefahr gar nicht mehr zu helfen mußte. Aus Heinlichen 
und niedrigen Motiven habe man Männer, die der Fatholifhen Sache 
gute Dienfte leijten konnten, aber von felbititändigem Charakter waren, 
zurüdgefeßt und fih nur mit folhen Leuten umgeben, die fich als willen: 
loſe Werkzeuge zu Allen, was von gewillen Perfonen beliebt wurde, 
gebrauchen ließen. Anftatt mit männlihem Muthe der Gefahr entgegen: 
zugehen, habe man endlich Zuflucht zu verfchiedenen Gebetsvereinen und 
Gebetsübungen genommen, weniger um nad Art der katholiſch gefinn- 
ten Vorfahren Muth zum nahen Kanıpfe, al3 um irgend ein Wunder, 
das des Kampfes enthebe, zu erflehen. An der Stunde der Gefahr 
feien dann die meiften diefer Regenten und Anführer davongegangen. 
„So wurde dur Unflugheit, Hohmuth, Starrfinn, Selbftfuht, Ehr— 
geiz, Feigherzigfeit, Unverftand, Rathloſigkekt und Verrath die katholifche 
Sade in der Schweiz zu Grunde gerichtet.” **) 

Aber der wahre Grund von dem rafhen und fhimpflichen Fall des 
Sonderbunds lag nicht ſowol in den Lenkern als in der Faulheit diefer 
fogenannten katholiſchen Sade felbft, die in Wahrheit nichts Andes 
red war, als die Sache der tiefiten geiftigen Unterdbrüdung, der Ver: 
dummung des Volf3, der Vernichtung aller freien nationalen Entwid: 
lung, der religiöfen Zwietracht, der Zerreißung der Schweiz in zmei 
konfeſſionelle Hälften, furz, die Sache einer finfteren Theofratie, die mit 
der Neligion einen ſchmählichen Mißbrauch trieb, fih auf Trug und 
Verblendung flüßte und Fein Mittel zur Erreihung ihrer Zwecke für zu 
vermwerflich hielt. Je nafter und unverhüllter diefe hervortrat, je troßis 
ger fie den Fehdehandſchuh hinwarf, deito mehr mußten fich alle edleren 
Gefühle in der Nation empören und die ganze vaterländifche Kraft, ohne 
Rückſicht auf Kleinere Partheiunterſchiede, fi zufammenfhaaren. So 
fand die Eidgenofjenfhaft in der Stunde der Gefahr ein Anfehen, das 
. weder der Jeſuitenbund noch das Ausland geahnt hatten. Dem Volk in 
den Sonderbun döfantonen fielen bei der impofanten Entfaltung diefer 


*) Eiche: Elgger in der ſchon angeführten Schrift. 

**) Morte des Konvertiten (nicht des bekannten Profeffor) 3. 8. Bluntſchli 
in der Schrift: Sieg des Radikalismus über die katholiſche Schweiz und die Kirche 
um Allgemeinen. Schaffhauſen, Hurter’ihe Buchhandlung 1850. 
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Macht Schnell die Schuppen von den Augen. Die erften Niederlagen 
vollendeten die Enttäufhung. Die Lenker fühlten, wie hohl der Boden 
war, auf dem jie ftanden. Das Blendwerk des römischen Prieſterthums 
war unfähig, eine nachhaltige Begeifterung und wirklihen Todesmuth 
zu erzeugen. Wenn die Urfchweiz nah dem Fall Luzern's auch nicht 
den leiſeſten VBerfuch eines Widerſtands mehr machte, fo gereichte Dies 
der Bevölkerung eher zur Ehre als Unehre, da «3 Zeugniß dafür ab: 
legte, daß trog allen fanatifhen Mitteln doch der eidgenöffifche Sinn 
nicht jo weit hatte erjtictt werden können, um dem Bundesanjehen mit dem 
fetten Blutötropfen entgegenzutreten. 


Den umfichtigen Anordnungen des eidgenöflischen Oberbefehlshaber 
war es zu verdanken, daß im Ganzen der Krieg den Charakter der 
Schonung und möglichften Vermeidung von Blutvergießen trug. Für 
den, General handelte e8 fich nicht fomwol darum, glänzende Lorbeeren 
zu erringen, als mit ficherer Hand die Aufgabe zu erfüllen, verirrte 
Miteidgenofjen zur Pflicht gegen das gemeinfame Vaterland zurüdzn: 
führen. Dazu diente das befonnene Zuſammenwirken jo überlegener 
Kräfte, das den Troß raſch erjchüttern und in den meitelten Kreifen 
Achtung gebieten mußte. Daß der Krieg auch Verheerungen und Alte 
ſchwerer Vergeltung in jeingm Sefolge hatte, war bei der herrfchenden 
Erbitterung kaum zu vermundern. Hier und da wurde übel gehaust, 
am fhlimmften von den Bernern im Entlebud. Uber wenn Tillier 
behauptet, daß der Sieg durch rohe Handlungen und Brutalitäten aller 
Art, durch blutige Gräuel, ja durch Unmenjchlichkeiten, „wie folhe nur 
jemal® im Kriege gegen einen eingedrungenen, fremden, grauſamen 
Feind vorgefallen fein mögen,” befledt wurde, fo kann diefes wohl nur 
ein Gefchichtichreiber jagen, der die übertriebenften fonderbündifchen Bes 
richte für baare Münze nahın. 


Die Haltung der fremden Piplomatie. 


Nebem dem großen militärifchen Drama, das mit der Unterwerfung 
des Sonderbunds zu Ende ging, zog ſich ein fortwährendes diplomati- 
fches Spiel, das wir noch zu verfolgen haben. Scheiterten auch alle 
Hoffnungen auf fremde Intervention, fo wurden doch Fäden genug hin 
und her gefponnen, um fie herbeizuführen. 

Das Hauptaugenmerk des Sonderbunds fiel immer auf Oeſtreich, 
dem es am meiften darum zu thun war, die Reaction in dev Schweiz 
auf's Aeuferfte zu ermuthigen und das Prinzip der freien nationalen 
Entwicklung zu vernichten. Bon diefer Seite erwartete man in Quzern 
am ceheften, daß unmittelbar bewaffnete Hand gereicht werde. Aber 
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bei allem Eifer konnte das Wiener Kabinet nicht jo frei Handeln, daß 
e8 für fich allein thatjächlich einzugreifen wagte. Schon war die Eres 
eution im Gange, als Deftreih, außer einzelnen Geld: und Waffenjen; 
dungen erft im Allgemeinen die Zuficherung ertheilt hatte, „daß es bie 
rechtliche Stellung der jieben Kantone anerfenne und daß die Folgen, 
welche der ausbrechenne Krieg haben werde, nicht auf ihnen laſten foll- 
ten.” Dem fonderbündijchen Kriegärath war dies nicht genug ; Dringend 
bat er in einer Antwort um die Zuſicherung: „daß der mächtige Kaifers 
ftaat in Folge Anerkennung der rechtlichen Stellung nicht ermangeln 
möge, diejenigen Mafregeln beförderlich zu ergreifen, Die geeignet feien, 
die fieben Kantone vor der drohenden Gefahr der Unterdrüdung zu 
fihern und jie in ihrer rechtlichen Stellung zu erhalten.“ Zugleich 
wurde der Regierungsfefretär Vincenz Fiſcher nah Mailand gejchidt, 
um bet der dortigen Regierung ein Anlehen zu erhalten und meiteren 
Troft zu holen. Dieſer hatte eine‘ Audienz bei dem Erzherzog Vizekönig 
und dem Grafen von Fiquelmont. Aber einftweilen war die Bagatelle 
von 50,000 Franken in Gold Alles, was zur Verfügung geftellt wurbe. 
Wirkfamere Hülfe konnte noch nicht geboten werden. Wie es ſcheint, 
erwartete man von den jonderbündifchen Regierungen ein bejtimmt for: 
mulirtes Begehren um ntervention. Aber mit einer folchen offenen 
Anrufung der Großmächte zögerte der fonderbündifhe Kriegsrath, ob: 
gleich die Frage durh Siegwart: Müller zur Verhandlung gebracht wurde. 

Unterdeß jchloß ſich jedod das Kabinet Louis Philipp’3 den An— 
Ihauungen in Wien immer näher an. So verjchieden auch die Inte— 
reſſen der beiden Mächte in Beziehung auf die Schweiz waren, fo fchien 
ih doch zu Gunften des Sonderbunds ein wirkliches Einverftändniß zu 
bilden. Der proteftantifche Minifter Guizot war bemüht, die jefuiten- 
freundliche Rolle immer weiter zu fpielen. Aber die Furcht vor dem 
Ausbruche eines Brandes im eigenen Haufe, wie die jchleppenden Ber: 
handlungen, die mit England gepflogen werden mußten, hinderten jeden 
raſchen und durchgreifenden Schritt. Der franzöfiihe Gefandte Bois: 
le-&omte war mehr auf Fleinlihe und gehäfjige Umtriebe angemiefen, 
al3 daß er ndch zu rechter Zeit ein imponirendes Wort |prechen Tonnte. 
Unmittelbar vor dem Zuge nach Luzern, als fi die Eidgenofjenichaft 
[don mit dem Sonderbunde in Kriegszuftand befand und aller Verkehr 
abgebrochen war, begehrte dev Diplomat vom eidgenöſſiſchen Obergeneral 
ein Schubgeleite für einen feiner Gejandtichaftsfefretäre, den er in's 
fonderbündifche Lager nach Luzern zu jenden beabjichtigte. ALS Diefes 
begreiflicher Weife abgefchlagen wurde, nahm Bois:le-Comte die Weige: 
rung zum Borwand, um fich von Bern zu entfernen, mit der Bundes— 
behörde außer allem Verkehr zu treten und ſich in das angeblich neutrale 
Bafel zurüdzuziehen (wie der öftreichifche Geſandte bereits nach Bregenz, 
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ber ruſſiſche nach Freiburg im Breisgau, der preußiſche nach Neuenburg 
übergefiedelt war). Won dort ſchickte er heimlich Abgeordnete nach Lu— 
zern und Wallis, um zum äußerften Widerftand zu ermuthigen und das 
Eintreten fremder Intervention in wenigen Tagen als gewiß zuzufichern- 
Aber fhon war es zu ſpät. Luzern war bereits gefallen, der Präfident 
des fonderbünbifchen Kriegsraths befand fih auf dem Wege über bie 
Berge und alle Zuredungen vermochten den Staatsrath von Wallis 
nicht, den Kampf fortzufeßen. Die Agenten mochten fich jest gleichfalls 
in Schmähungen über die Feigheit der Sonderbundshäupter ergehen und 
erklären, daß diefe Frankreich fompromittirt hätten. 

Mittlerweile blieb auch Preußen nicht zurüd, um fih der Sache 
der Reaction wenigſtens auf dem Papier -anzunehmen. Die preußifche 
Diplomatie Fonnte fich für ihre Umtriebe immer auf die Neuenburger 
Zwitterſtellung ftügen und von da aus einen Dorn in’s Fleifch der Eid: - 
genoffenfchaft treiben. Nachdem der Gr. Rath von Neuenburg jede 
Theilnahme an dem Kriege gegen den Sonderbund zurüdgemwiefen und 
den Kanton neutral erflärt hatte, erteilte der König von Preußen die: 
ſem Beſchluſſe feine förmliche Sanktion. Der preußifche Gefandte, Hr. 
v. Sydow, übermachte die feierliche Neutralitätsurfunde nicht blos dem 
Vorort, jondern auch ſämmtlichen Kantonsregierungen, indem er bie 
Hoffnung ausfprad, daß fie allfeitig anerkannt werde. Zugleich wurde 
in der Note (vom 26. Nov.) eröffnet, daß der König, befeelt von dem 
Wunfde, „der ganzen Eidgenofjenfchaft zur Errettung von dem Unheil 
des Krieges eine hülfreihe Hand anzubieten,“ die Stadt Neuenburg 
als Bereinigungspunft für vermittelnde Verhandlungen vorjchlage, jede 
Verletzung der von ihm felbit genehmigten Neutralität dagegen als Frie- 
densbruh und eine gegen ihn verübte Feindſeligkeit betrachten müſſe. 
Bei diefen Erklärungen ſtützte man fih in Berlin wie in Neuenburg 
auf die Behauptung, daß ein Krieg bundesgemäß nur durch drei Viertel 
aller Standesftinnmen erklärt werden könne. Ein Fall, wie der jebige, 
fei im Bunde gar nicht vorgefehen, daher könne auch Neuenburg feine 
thätige TIheilnahme zugemuthet werden. Die Tagfatung wies die ganze 
Einmiſchung Preußens, wie die Vermittlung, auf das Entfchiedenfte zu: 
rück. In einer Antwort (vom 2. Dez.) zeigte fie an der Hand der 
Vereinigungsurkunde, daß der Fürft von Neuenburg von jeder Einwirkung 
auf die bundesrechtlichen Verhältniſſe zwifchen der Schweiz und Neuenburg 
ausgefchloffen jei, indem Neuenburg als Glied der Eidgenoſſenſchaft feine 
Verpflihtungen wie jeder andere Kanton zu erfüllen babe, ohne dafür 
einer weiteren Genehmigung zu bedürfen. Die Sanction der Neutrali: 
tät und die Zumuthung, diefe anzuerkennen, fei daher eine vertragswid— 
rige Dazwiſchenkunft, weßhalb die Tagfakung die Rechte und Selbit- 
ſtändigkeit der Eidgenoſſenſchaft feierlichit dagegen verwahren müfle. Im 
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Bezug auf die angebotene Vermittlung wurde einfach erwiebert, da die 
bewaffnete Vollziehung der Tagſatzungsbeſchlüſſe gegen den fogenannten 
Sonderbund bereit3 beendigt jei. Aber auch abgejehen davon, müfje die 
Eidgenofjenihaft auf dem Nechte beharren, ihre Angelegenheiten felbit: 
ftändig zu ordnen und zwar um fo mehr, als es jich weder um Ver: 
widlungen mit anderen Staaten, noch um einen Krieg einzelner Kantone 
gegen andere, fondern um die Anwendung der Bundesgewalt gegen rent: 
tirende Bundesglieder handle. 

Nah langen Mühen Tief endlich noch ein gemeinfamer Schritt der 
Großmächte vom Stapel. Der Sonderbund war factifch aufgelöst, aber 
die fremde Diplomatie wollte ihn fortbeftehen laſſen. Plötzlich kamen 
noch Noten von Frankreich, Deftreih und Preußen (vom 30. Nov.), die 
fi) an den Präfidenten der Tagſatzung und den (bereits flüchtigen) 
Präfidenten des fonderbündifchen Kriegsraths richteten und dahin gingen, 
daß die Großmächte eine Vermittlung anerböten, wornad eine Konferenz 
aus Bevollmächtigten der fünf Mächte, einem Abgeordneten der Tag: 
ſatzung und einem Abgeordneten des Sonderbunds zufammentreten follte, 
um die obſchwebenden Streitpunfte friedlich zu erledigen, und zwar auf 
den Grundlagen, daß die Jeſuitenfrage dem Pabſt anheimgeftellt, die 
Unabhängigkeit und Souveränität der Sonderbundsfantone befonders ge- 
währleiftet und ohne Einwilligung aller Bundesmiiglieder nichts an der 
Bundesafte geändert werde, worauf dann aud der Sonderbund ſich auf: 
zulöfen habe. Der Minifter Guizot war befonders thätig gemefen, 
die abweichenden Anfichten der Mächte in Einklang zu bringen und die: 
jes diplomatifche Machwerk zu Tage zu fördern. England fträubte ſich 
gegen die Intervention, indem es ſowohl die Auflöfung des Sonber- 
bunds als die Entfernung der Jeſuiten für gerechtfertigt hielt. Erſt 
nach gegenfeitigen Concefjionen ließ es fich fcheinbar mit auf die Ver— 
mittlung ein, jedoch jedes gewaltſame Einfchreiten ausſchließend. 

In einer umfangreichen Antwort (vom 7. Dez.) an den franzöfifchen 
Minijter erklärte die Tagſatzung zunächit das Irrthümliche der voraus: 
geſetzten Thatfachen, indem die angebotene Vermittlung des Objektes er- 
mangle, beleuchtete dann die illegale Stellung des aufgelösten Separat: 
bundes, die Rechtmäßigkeit der Erecution, das nationale Element in der . 
Organifation der Eidgenofjenichaft, das relative Verhältniß der Kanto: 
nalfouveränität. Dann wies fie die Zumuthung entfchieden ab, mit dem 
Sonderbunde, der übrigens nicht mehr eriftire, von Macht zu Macht zu 
unterhandeln. Dabei wurde insbejondere die fchmerzliche Ueberraſchung 
ausgedrüdt, den Präjidenten des jonderbündifchen Kriegsraths mit dem 
Präjidenten der Bundesverfammlung, dem Haupt der Eidgenoflenichaft, 
auf diefelbe Linie gefett zu fehen — „ein Rebell der Iegitimen Behörde 
gleichgeſtellt!“ „Wahrlich, wenn der Geſandte Frankreichs nicht die aus: 
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drüdliche Verfiherung gegeben hätte, daß die Regierung des Königs von 
den aufrichtigiten Gefühlen für die fchmeizerifche Nation befeelt fei, fo 
wäre die Stellung, welche die Regierung dem Erpräfidenten de3 gemefenen 
Kriegsraths eines aufgelösten Bundes offiziell gegeben habe, geeignet, 
die feltfamften Vermuthungen herporzurufen, daß es nämlich die Abficht 
jei,- den Sonderbund wieder aufleben zu lajjen oder denfelben zu unter: 
fügen. Es fände fih in der großen Mehrheit der eidgenöfjiihen Stände 
nicht eine einzige Magiitratsperjon, die einwilligen würde, mit einem 
Manne in einer Konferenz zu fiten, der ji) vor dem gerechten Zorn der 
Bürger der Kantone flüchten mußte, melde er zu dem Bund unfeligen 
Andenkens verleitet hätte. Das Nationalgefühl würde fi durch die 
Vermuthung des Gegentheils verlett finden.” Schließlich erklärte die 
Tagſatzung, daß eine Vermittlung oder jede andere Dazwiſchenkunft um 
jo weniger begründet fei, als die Ereignijje in der Schweiz die Sicher: 
heit der Nahbarftaaten nicht gefährdet hätten. Ihr Gebiet ſei weder 
verlett noch bedroht worden, ihre Anftitutionen oder ihre Ruhe feiner 
Gefahr ausgeſetzt geweſen. Die Schweiz, befliſſen, ihre völferrechtlichen 
Verpflichtungen zu erfüllen, habe glüdlicher Weife auch die Macht dazu. 

Eine gleichlautende Antwort wurde auch den Noten von Dejtreich 
und Preußen zu Theil. In Paris ließ der Vorort auch die Ahberufung 
des franzöfifchen Gejandten verlangen, ohne diefe indeß erreichen zu kön— 
nen. Wiewohl das englifhe Kabinet am Ende ebenfalld zum Mitwirken 
an der Vermittlung vermocht war, jo zeugte da3 ganze Verfahren von 
diefer Seite doch von Wohlwollen für die Schweiz. Augenfcheinlic war 
Lord Palmerſton bemüht gemefen, die Vermittlung abzufhmwächen und hin= 
zuhalten, bis eine vollendete Thatfahe vorlag. Unter der Hand wirkte 
er in Bern dahin, die Operationen gegen den Sonderbund zu bejchleu: 
nigen. Ein Wink flog aus den Kreiſen der englifhen Geſandtſchaft 
bis ind Hauptquartier von Dufour.*) Die englifche Regierung fandte 
denn auch einen ihrer bewährteften Diplomaten, Sir Stratford Canning, 
als jpeziellen Abgeordneten nad der Schweiz, um ſich erft über das 
TIhatfächliche in Kenntnig zu feßen. Ausbrüdlic hatte diefer die Wei— 
fung, die Vermittlung als dahingefallen anzufehen, wenn der Sonder: 
bund ſchon unterworfen und aufgelöst fei. Demgemäß erflärte der Ge- 
jandte in einer Audienz beim Bundespräfidenten, fein Kabinet habe zwar 
beabfichligt, eine gleichlautende Note einzugeben, wie die anderen Mächte, 
aber bei den nunmehr ganz veränderten Umſtänden werde er felbige zu— 
rückbehalten. Dabei hob er das warme nterefje hervor, das England 


*) Der Kaplan der engliichen Gejandtichaft Temperley ging mit der vertrau- 
lichen Miifion ins Lager von Dufour. Ob derfelbe dabei das Wort geäußert hat, 
das ihm in den Mund gelegt worden ift: Depechez-vous! mag dahingeftellt blei— 
ben. Für den Wink jelbit hat die Schweiz nur dankbar fein können. 
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an ber Unabhängigkeit der Schweiz nehme und empfahl im Webrigen 
Mäkigung und Milde gegenüber den Ueberwundenen. Auch Rußland 
war jo Flug, die Abjendung feiner Note zu unterlafien. 

Kläglih ftand befonders die franzöſiſch-öſtreichiſche Diplomatie da. 
Erft Hatte fie den Sonderbund fo weit angetrieben, bis er den Kampf 
wagte; im entjcheidenden Augenblid ließ fie ihm mit der verfprochenen 
Hülfe im Stih; nach Austrag der Sade wollte fie noch eine komiſche 
Vermitilungsrolle fpielen, aber vergebens fah fie ſich jest noch nad) einem 
feften Halt um. Ahr Unmuth mußte um fo größer fein, als die Völker 
ringsum jich aufrichtig des Sieges der eidgenöffifhen Sache freuten und 
ihre Tebhaftefte Teilnahme — zum Theil in Adreſſen an die Tagjakung 
— bezeugten. Am bezeichnendften war eine Demonitration in Rom, mo 
der Fall Luzern’3 unter den Augen des Pabftes dur einen Fadelzug 
vor der Wohnung der fchweizeriichen Konfuls gefeiert wurde. 


Die Pazitikation und Nekonflitnirung der Sonderbundskantone. 


Mit der militärifchen Unterwerfung der Sonderbundsfantone war 
erit eine Aufgabe erfüllt. Durd die Empörung hatte die Eidgenoſſen— 
Ichaft eine Zeit lang am Rande eines Abgrunds geftanden. Cie lief 
Gefahr, völlig zerriffen oder der finfterften Reaction überliefert zu wer: 
den, Schwer waren die Opfer, die der Krieg Foftete, wenn auch der 
Sieg leichter geworden war, als man bei den prahlerischen Drohungen 
der Sonderbundshäupter irgend erwarten fonnte, Die bloße augenblid- 
liche Sicherheit genügte nicht. Nach fo großen Kraftanftrengungen mußte 
auch für die Zukunft dafür geforgt werden, dak der Friede nicht wieder 
auf gleich frevelhafte Weiſe geftört und alle nationale Entwidlung ge: 
hemint würde. Es handelte ſich deßhalb darum, die Sonderbundsfan: 
tone in einer Weiſe zu pazifiziven und neu zu ordnen, daß fie mit ber 
Eidgenofienihaft wieder in näheren Einklang famen. Dabei war freiz 
lih vorauszufehen, daß fi der Sinn der Bevölkerung nad der fanatt: 
hen Verblendung nicht fofort ummenden werde. Die Macht der Um: 
ftände und die Anmefenheit der eidgenöffiihen Bajonnette mußten noth— 
wendig einen Zwang ausüben. Auf den Terrorismus, womit die vater? 
ländiſch gejinnte Parthei bisher niedergefchlagen mar, folgte jett von 
diefer Seite ein natürlicher Gegendrud. Die Bewegungen, die den Einzug 
der Srecutionstruppen im einigen der Sonderjtände fofort begleiteten, 
waren zunächſt al3 der Ausdrud einer Oppofition anzufehen, die fid 
mehr auf das eidgenöfjiiche Anfehen, als auf den reinen Volfswillen 
ſtützen konnte. Erſt mit der Zeit durfte man hoffen, daß ſich wieder 
geinndere Zuftände bilden würden. Auch die Großmuth konnte einſt— 
weilen nicht jo weit Plab greifen, daß darin eine Ermuthigung zu neuer 
Auflehnung gelegen hätte. Die fträfliche Widerfetlichfeit verlangte eine 
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Sühne. Bei der tiefen Erbitterung konnten auch Härten nicht ausbleiben. 

Die Tagfabung hatte bereits, fo wie fih ein Kanton unterworfen, 
Kommifjäre abgefhiet, die mit weiten Vollmachten verfehen waren und 
nad Umftänden von fih aus die nöthigen Mafregeln zu treffen hatten, 
Griffen. diefe Kommifjäre auch nicht unmittelbar in die Bewegungen ein, 
jo ftellten fie doch die Nothwendigkeit einer Rekonftituirung dar und ge 
währten dem vollzgogenen Umſchwung überall ihre Stübe und Anerkennung. 
Im Uebrigen waren jie bemüht, Ausbrüche voher Partheileidenſchaft jo 
viel wie möglich zu verhüten. Einen wefentlichen Einfluß auf den Gang 
der Dinge mußte von vorneherein die Auferlegung der Kriegskoſten 
ausüben. Nach vorläufiger Berechnung betrugen dieſe Kriegsfoften 
5,100,000 Franken und ftiegen bei der endlichen Abrechnung noch ziem- 
lich höher an,*) ohne daß die bedeutenden Opfer der Mehrheitsfantone, 
fowie der einzelnen Auszüger an Ausrüftungen, Zeit: und Arbeitsverluft 
in Anfchlag gebracht wurden. Die Tagjakung ging von dem Grundfat 
aus, daß, wer das Geſetz breche, auch die Folgen des Bruches zu tragen 
und den daraus entftandenen Schaden zu erjfegen habe, zumal wo alle 
Mittel der Güte verfucht worden feien, um von dem unfeligen Sonder: 
bündnifje abzubringen. Dabei müſſe indeß den betreffenden Kantonen 
vorbehalten bleiben, ihrerjeit3 wieder die Urheber des Aufruhrs zu belan- 
gen. In einem Beihluß vom 2. Dezember wurden die fieben Stände 
demgemäh zur Tragung der durch die Erecution der Eidgenoſſenſchaft 
erwachfenen Koften verurtheilt, jedoch unter Einräumung eines etwaigen 
Rüdgriffes auf die Schuldigen. Die Kantone follten der Eidgenoſſen— 
haft folidarifch haften und unter fich nach dem Verhältniß der eidgenöf- 
fiihen Geldfcala zahlen. Bis zum 20. Dezember war eine Million 
Franken, der Reft nad) näherer Feſtſtellung des Betrages ebenfalls haar 
oder in guten Titeln zu entrichten. Bis zur vollen Zahlung follte die 
militärifche Befebung fortdauern. Endlich wurde den Kantonen auch die 
Berpflihtung zum Erfab für die von den fonderbündifchen Truppen 
verübten Plünderungen und Verwüſtungen auferlegt. In der Diskafjion 
drang Bafelftadt auf Milde und Nachſicht, ftatt jolcher ftrengen Ver: 
antwortlichkeit, um die ohnehin ſchon ſchwer heimgefuchten und wenig be: 
mittelten Kantone nicht noch weiter niederzudrüden. Bei der zweideutigen 
Stellung, die diefer Stand ſelbſt lange eingenommen hatte, Fonnte indeß 
die Verwendung nicht den gewünfchten Eindrud machen. Spöttifh wurde 
bemerkt, daß die Freunde, welche die Sonderbundsfantone in ihrem Wi- 
derftand bekräftigt hätten, num auch helfen möchten, die Koften zu tragen. 
Tief einfchneidend war jedenfalls die Beitimmung, wornach der Regrek 
auf die Schuldigen genommen werden durfte. In den unterworfenen Kanto— 


*) Die Schlußrehnung ergab einen Betrag von Fr. 6,140,781 a. W. 
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nen waren zum Theil ſchon Beſchlüſſe in dieſer Richtung gefaßt. Durch 
den eingeräumten Vorbehalt der Tagſatzung ſah man fich jest darin beftärkt. 

Auh Neuenburg hatte noch für die beharrliche Verweigerung 
jeder Truppenftellung zu büßen. Die Tagjatung ließ den Ungehorjam 
bisher gehen und verfuhr jchonend, nicht ohne Rückſicht auf Preußen, 
um diejes nicht mehr als nöthig zu reizen. Eine Offupation, die fidh 
füglich gerechtfertigt hätte, unterblieb. Nunmehr wurde indeh der Kan: 
ton angehalten, „zur Eühne der Nichterfüllung feiner Bundespflicht“ der 
Eidgenoſſenſchaft bis zum 20. Dezember eine Summe von 300,000 
Schweizerfranken baar oder in fihern Titeln zu entrichten. Die Summe 
follte zur Gründung eines Penfionsfonds dienen, aus defjen Zinfen die 
im Dienjte der Eidgenoſſenſchaft Verwundeten ſowie die Wittwen und 
Waifen der Gefallenen angemefjene Unterftügungen erhalten follten. Der 
Beihluß (vom 11. Dez.) ſtützte fich insbefondere darauf, dap Neuenburg 
für die Folgen des Ungehorfams beftimmt verantwortlich erflärt worden 
ſei. Durch die Weigerung, in Verbindung mit der Billigung des bun— 
desmwidrigen Benehmens der fieben Stände, feien diefe in ihrem Wider: 
ftand ermuthigt, die Eidgenofjenfchaft dagegen zu jtärferer Kraftentwid- 
lung, die Kantone und Privaten zu größeren Opfern veranlaßt worden. 
Die pflichtgetreuen Wehrmänner hätten Leib "und Leben opfern müfjen, 
während die Neuenburger Milizen ruhig ihren Geſchäften nachgehen 
fonnten. Die innere und äußere Sicherheit der Eidgenofjenfchaft und 
ber Fräftige, ehrenhafte Fortbeitand derfelben würden in hohem Grade 
gefährdet, wenn ſolche Nichtachtung obliegender Bundespflichten ungeahn- 
det bleiben würde. Der Gefandte Neuenburgs wandte gegen die Geld— 
entfhädigung an und für fich wenig ein und bejchwerte fi nur über 
die Größe der Summe und die Kürze der Frift, wogegen u. A. Aargau 
nachmwies, daß das von feinen Milizen gebrachte Opfer an Auslagen und 
Zeitverluft 800,000 Franken überjteige. Der gejebgebende Körper des 
Kantons jträubte ſich nicht lange, ſondern beſchloß einftimmig, den auf: 
erlegten Betrag zur vorgejchriebenen Zeit zu leiſten. Auf ähnliche Weife 
wurde auch die Nenitenz von Appenzell J. Rh., das feine Truppen 
nur unter der Bedingung mit der Bundesarmee vereinigen wollte, „daß 
jie mit den Truppen der Konferenzftände nicht in Berührung kämen,“ 
mit einer Buße von 15000 Franken belegt. 

Verfolgen mir jet die weitera Entwidlung in den Sonderbunds- 
fantonen jelbft. In Luzern, dem eigentlichen Herd der Empörung, 
mußte jede neue DBerwaltung eine harte Aufgabe haben. Jahre lang 
war der Kanton von den erbittertjten Partheifämpfen zerriffen worden. 
Immer von Neuem drohte das fanatifche Feuer wieder aufzulodern. An 
dem Klerus hatte aller geijtige Fortjchritt einen fortwährenden Todfeind, 
Unter der Dreißiger Negierung befanden fich die Finanzen in blühenden 
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Zuſtand. Während der ſiebenjährigen Dauer der Sonderbundsregierung 
wurden ſie vollſtändig ruinirt. Jetzt kam die Strafe für den übermüthig 
provozirten Krieg hinzu. Luzern ſollte ungefähr 2’ Millionen für Kriegs— 
foften an die Eidgenofjenfchaft zahlen, zudem ein Defizit in der eidge-* 
nöfjiihen Kriegstafje von 229,000 Franfen erfegen. In Bafel war eine 
Schuld von 105,000 Franken contrahirt worden. Außerdem waren 
rüdjländiger Sold an die Milizen und Entfehädigungen aller Art zu ent: 
richten. Um alle diefe Bedürfnifje zu beftreiten, fanden fich noch vor: 
an Gülten und Obligationen 1,059,000 Franken und an Baarſchaft in 
den fämmtlihen Kantonskafjen 137,800 Franken. Die Staat3domänen 
waren in geringen Anjchlag zu bringen. Die proviforifche Regierung 
jchritt gleich anfangs gegen Diejenigen ein, welche jih an den eidgenöf- 
fiiden Geldern und Spitaleffetten vergriffen hatten. Das Vermögen 
fämmtliher Mitglieder des geweſenen Regierungsrath3 wurde mit Be— 
ihlag belegt. Sie verfegte ferner — geſtützt auf die Verleßung der 
Berfafjung, da der Abſchluß des Sonderbündnifjes nie dem Veto des 
Volks unterlegt war — alle Mitglieder des abgetretenen Gr. Raths, 
welde zum Feithalten am Sonderbund geftimmt hatten, in Ankflagezu: 
- ftand, belegte ihr Vermögen gleichfall3 mit Beſchlag und fuspendirte fie 
im Aftivbürgerredt. Die Jefuiten und alle mit ihnen affiltirten Orden 
wurden durch Dekret vom 30. November aus dem Kanton vermwiefen, 
dagegen alle Bürger, welche wegen politiiher Vergehen ihrer bürger— 
lihen Ehrenfähigkeit verluftig erklärt waren, wieder in ihre Ehren ein- 
geſetzt. Ein anderes Dekret löste den Ruswyler Verein auf, der am 
eifrigften für den Sonderbund gemwühlt hatte. Um die erften Forderun: 
gen der Eidgenofjenjchaft zu befriedigen, erlich die proviforifche Regierung 
in der Noth eine dringende Einladung an die Bürger des Kantons, 
mit Darleihen zu Hülfe zu kommen. Allein es zeigte fih bald, daß 
auf diefem Wege die nöthigen Geldmittel nicht erhältlich feien. 

Es folgten dann die Wahlen für den neuen, zugleich konftituirenden 
Gr. Rath, die faft durchgängig auf Männer der bisherigen liberalen 
Oppofition fielen. Die Iefuitenparthei Fonnte unter dem Zwang der 
Umftände wie unter dem Fluch, der auf ihr laſtete, das Haupt nicht 
wieder erheben. Der neue Regierungsrath, der bis zur Reviſion der 
Berfafiung beftellt wurde, Dr. Robert Steiger als Schultheiß an 
der Spibe, verfügte in der Finanzbedrängniß, daß die Klöfter und Stifte 
des Kantons binnen vierzehn Tagen eine Million Franken baar an den 
Staat entrichten follten, unter der befonderen Erwägung, daß bei diejen 
Korporationen, neben verhältnigmäßig am eheften zu entbehrenden Lei: 
ftungen, die größten Vermögensjummen in jogenannter todter Hand 
lägen. In Ermanglung der Baarfhaft mußten von den Klöftern gegen 
Gülten Anlehen zu höchſt ungünftigen Bedingungen aufgenommen wer: 
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den. Auch den Mitgliedern des abgetretenen Regierungsraths wurde 
jett unter jolidarifcher Haftbarkeit die Verpflichtung auferlegt, das Defizit 
in der eidgenöffifchen Kriegskaſſe innert zehn Tagen zu deden. Auf ihre 
Weigerung beftätigte der Gr. Rath die Verfügung des Regierungsrath3. 
Darauf wurde der Weg der Unterhandlung eingefchlagen. Ein Theil der 
Gelder, der in die Iuzernifche Staatskafje geflofjen war, wurde erlajjen. 
Nachdem für die übrige Summe Sicherheit geleiftet worden, entließ man 
die in Haft befindlichen Mitglieder. Bon dem Strafpunft wurde ab: 
ftrahirt. Die Betroffenen konnten fih zum Theil an den übrigen Son: 
derbundsfantonen erholen. 

Zu einer vollen Amneftie für die Anftifter des Sonderbunds konnte 
fih der Gr. Rath nicht entfchließen, obaleich einzelne liberale Häupter, 
wie Dr. Kafimir Pfyffer, dazu riethen. Am Allgemeinen jollte zwar 
feine jtrafrechtliche Verfolgung ftattfinden, aber ausgenommen wurden 
diejenigen Perfonen, auf denen der Verdacht des Landesverraths beruhte, 
ferner die Geiftlichen, die fich pflihtwidriger Handlungen ſchuldig gemacht 
hatten, wenn ihre Entſetzung bei den Firchlichen Oberen nicht erwirft 
werden könne. Die in Anklagezuftand verfegten Mitglieder des Gr. 
Raths follten zur Sühne ihres begangenen Unrechts eine ihrem Vermögen— 
und ihren Familienverhältnijjen angemefjene Summe an die erwachjenen 
Kriegskoften abtragen. Ebenſo hatten die Beamten und Mitglieder des 
Haupt: und der Kreisfomites des Ruswyler Vereins, welche Bürger zur Un: 
terzeihnung der Sonderbundsadrejje verleitet oder zum Felthalten am Son: 
deebund ermuntert und bejtärft hatten, einen Beitrag zu leiften. Allen jollte 
aber hinſichtlich der Beitragspflichtigfeit Die Anrufung des Richters freiftehen. 
Bis die Betreffenden ihre Beiträge geleiftet, wurden fie im Aftivbürger- 
recht eingeftellt. Die geiftlichen Korporationen des Kantons blieben für 
den durch den Sonderbund erwachſenen Schaden behaftet. Gegen diejes 
Straf: und Kontributionsdekret (vom 3. Febr. 1848) machten die beiden 
noch im Kanton weilenden eidgenöffishen Nepräfentanten in einem Be— 
tiht an die Tagſatzung ſcharfe Einwendungen, indem die Maßregeln den 
Grundfägen des Rechts nicht entſprächen und zu fehr den Stempel poli: 
tiſcher Rache an fich trügen, jo daß die dauernde Beruhigung des Landes 
dadurch erjchwert werde. Die Tagfakung jah fi) indeß nicht veranlaßt, 
etwas gegen das Dekret zu verfügen, das zum Theil aus dem einge— 
räumten Regreß gegen die Schuldigen floß. 

Inzwiſchen kam die Reviſion der Staatsverfafjung zu Ende. Hier: 
bei wurden alle jene übermäßig Eirchenfreundlihen Beftimmungen, die 
in der Berfafjung von 1841 Aufnahme gefunden hatten, wie die Auf: 
hebung des Hoheitlihen Plazets, die Einwilligung der Kirchenbehörden 
zur Veräußerung geiftlicher Güter, Wahl einer Anzahl geiftlicher Mit- 
glieder in den Erziehungsrath durch die Geiftlichkeit felbft, der Kirchen: 
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eid u. f. m. außgemerzt und der Staat, der Prieftergewalt gegenüber, 
wieder in eine unabhängigere und würdigere Stellung verſetzt. Die 
Jeſuiten und ihre affiliirten Orden durften unter feiner Form mehr in 
den Kanton eingeführt werden. Statt der bisherigen Integralerneuerung 
der Behörden wurde eine Partialerneuerung zu Drittheilen von drei zu 
drei Jahren feitgejett, der Regierungsrath auf neun Mitglieder reduzirt 
und das Direktorialfyitem eingeführt, das Vereinsrecht in die Verfaſſung 
aufgenommen, das Verbot der Militärkapitulationen wieder hergeftellt, 
die Beitimmung, daß das Kantonsbürgerrecht nur an Katholiken ertheilt 
werden fönne, weggelajien und zweimalige Berathung der Gefeke vor: 
gefchrieben. Das bisherige Veto blieb. Nah Annahme diejer Verfaſ— 
jung (mit 12,131 von 17,700 bei der Abftimmung anmwejenden Bürgern) 
konnte jich die liberale Ordnung weiter befeftigen (13. Febr. 1848). 

Die finanziellen Berlegenheiten forderten indeß einen weiteren Schritt, 
Mühſam gelang es allmählig, die Verbindlichkeiten gegen die Eidgeno- 
jenfchaft ſoweit zu befriedigen, daß die Occupation aufhören Eonnte. 
Aber e3 fragte ji, wie man ſich in der Zukunft behelfen, mit welchen 
Mitteln man die gejchlojjenen Anleihen und fonftigen Schulden tilgen 
wolle. Mitteljt Steuererhebung die enormen Summen, welche man bes 
durfte, zu erheben, jtellte ji als unmöglich heraus. Auf den energie 
chen Antrieb von Dr. R. Steiger — entgegen den Bedenken anderer 
tiberalen Führer, wie Schultheiß Kopp — wurde endlich durchgegrififen 
und der Beichluß gefaßt, die beiden Klöfter St. Urban und Rathhaufen 
aufzuheben und deren Vermögen zu Staatözweden zu verwenden (13. 
April 1848). Zugleich ſollte ſämmtliches Vermögen der übrigen geift: 
lihen Korporationen und Klöfter im Kanton unter Staatöverwaltung 
geftellt und deren Liegenfchaften jo weit thunlich veräußert werden. 
Das Dekret wurde außerordentlicher Weife dem Veto des Volks unter: 
legt. Troß ſtarker Oppofition (für Verwerfung fielen 11,190 Stimmen) 
blieb e8 in Kraft. Der Kanton ward damit von zwei dunkeln Inſtituten 
befreit. Umfonft fuchte der bifchöfliche Kommijjär alle Diejenigen, welche 
mittelbar oder unmittelbar zur Aufhebung mitwirkten, mit dem Banne 
und dem Ausſchluß aus der Fatholifchen Kirchengemeinfchaft zu bedrohen, 
Auf die Entdedung feiner Umtriebe wurde er in Berhaft gejegt und 
nach Berlangen der Regierung vom Bifchof feiner Würde entſetzt. Im 
Mebrigen waren die neuen Behörden in Luzern bemüht, die auffallend: 
jten Aus wüchſe der leiten Gejeßgebung wieder wegzufchneiden. Nament: 
(ih unterlag das Gefe über das Erziehungsweſen jofort einer Reviſion 
und wurde wieder auf freiere und aufgeflärtere Grundlagen gejtellt. 
Auch das berüchtigte Preßgeſetz vom Jahr 1843 wurde aufgehoben und 
das frühere Geje hergeſtellt. 

In dem Heinen Kanton Zug hatte der Einmarjch der eidgenöffi- 
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ſchen Truppen noch nicht unmittelbar einen Wechjel der Behörden nad 
fih gezogen. Das bisherige fonderbündifhe Regiment dachte in allem 
Ernfte daran, fich fortzubehaupten. In einer Proflamation an das Volt 
erflärte e8 unummunden, daß e3 für jet nur der Uebermacht gewichen 
fei, jedoh immer noch die gleichen Gefinnungen hege und auf eine befjere 
Zukunft hoffe. Der Kommandant der eidgenöſſiſchen Offupationstruppen 
fand diefe Neußerungen der Kapitulation nicht angemefjen und unter: 
drüdte die Proflamation. Auch die in den Kanton gefandten eidgenöſſi— 
hen Repräfentanten (Hoffmann von St. Gallen und SHegetjchweiler 
von Züri) wollten mit den, des Aufruhrs gegen die Eidgenofjenfchaft 
ſchuldigen Behörden nicht in Verkehr treten und verboten Die Zuſammen— 
berufung des Landraths. Auf vertraulihem Wege fuchte man die Un: 
haltbarkeit des alten Regiments darzuftellen und zu freimilligem Rüd: 
tritt zu bewegen. Aber der Landammann Bofjfard erklärte troig, 
daß die Regierung ſich weder aufgelöst noch entfernt habe; fie werde 
handeln, wie es Pflicht und Recht erheiihen und ihr Mandat nur dem 
verfafjungsgemäß zu verfammelnden Volfe zurüdgeben oder dem Gebote 
der Gewalt weichen. Darauf that die freigefinnte Parthei entjchiedenere 
Schritte zu einer Umgeftaltung, um den Kanton wieder mit der Eidge: 
nofjenfhaft in Einklang zu bringen. Eine Volksverſammlung zu Zug, 
von gegen 1000 Bürgern bejucht, erflärte den unbedingten Rüdtritt aus 
dem Sonderbund, anerkannte die Kompetenz der Tagfabung in der er 
fuitenangelegenheit, löste die oberften NRegierungsbehörden auf, ſetzte eine 
proviforifhe Regierung nieder, an deren Spite Adolf Keijer Fam, 
und bevollmädtigte diefelbe zur Einleitung einer Revifion des Grund: 
gejeßes durch einen DVerfafjungsrath. Der Landammann proteftirte ge: 
gen diefe Beſchlüſſe. Die Nepräfentanten ftellten die Verwahrung zu: 
rück und erkannten die proviforifche Regierung an. Nicht ohne Zwang 
wurde die Herausgabe des Amtsſiegels bewirkt und weitere Widerjpen- 
ftigfeit gebrochen. Die proviforifche Regierung beſchloß, die an die Eid: 
genofjenfhaft zu zahlenden Kriegskoften durch Gemeindefteuern aufzu: 
bringen. Dabei behielt fih die Stadtgemeinde für ihren heil den 
Rüdgriff auf die Schuldigen vor. Die vom Verfaffungsrath revidirte 
und vom Volk angenommene Verfaffung erleichterte die Ausbildung eines 
geordneten Haushalts, brachte mehr Einheit und Negelmäßigfeit in die 
Verwaltung und verpflichtete den Staat zu größerer Sorge für die Ju: 
genderziehung. Dagegen fiel die Landsgemeinde weg, die nur die Be— 
fugnifje einer Wahlgemeinde hatte und als folche das dienende Werkzeug 
weniger Familien der regierenden Parthei war. 

Auh in Uri fchien die fonderbündifche Regierung anfangs das 
Nuder fortführen zu wollen. Erſt nah wiederholten Mahnungen der 
Repräfentanten (Trümpy von Glarus und Migy von Bern) zur Vors 
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nahme einer Nekonftituirung fügte man fi und berief eine außererdent- 
ih: Lınd3yemsinde, worin die Niederfigung einer proviforiihen Regie: 
rung, Ginleitung einer Verfafjungsrevijion, unbedingter Nüdtritt vom 
Sönderbund und Anerkennung der eidgenöſſiſchen Kompetenz in ber 
Jeſuitenangelegenheit befchlofjen wurde. Die Reviſion der Verfaſſung 
ging raſch vor fih und fand in einer neuen Landgemeinde ihre Be: 
ftätigung. Die Hauptänderungen. bejtanden in Aufhebung der Lebens: 
länglichkeit der Amtsſtellen, Errichtung eines Negierungsrath3 mit perio: 
diſchem Austritt, Deffentlichkeit der Verhandlungen, Abſchaffung des ge: 
heimen Raths und geheimen Gerichts und bejjere Einrichtung im Finanz: 
wejen. Mit der neuen Ordnung wurden wenigftens die ftabiljten Ele: 
mente beſeitigt und einiger Fortfhritt in dem fonit fo dunkeln Ländchen 
angebahnt. Die Repräſentanten legten in ihrem Bericht großen Werth 
darauf, daß die Neorganifation auf „ganz gefeplihem Wege“ ftattges 
funden habe. 

In Unterwalden ſchritt man zur Refonftituirung, ohne daß e3 eines 
längeren Drängen® von Scite der Repräjentanten bedurfte. Doch hing 
fih dad Nidmwaldner Völkchen an abgehaltener Landögemeinde zum 
Theil wieder an die altgemohnten Häupter. Anftoß mußte bejonders- 
die Wiederwahl des Rolizeidireftord Durrer erregen, der eine Geele 
des Sonderbunds geweſen war. ine zahlreihe Oppofition von Land: 
Icuten verwahrte jih dagegen. Die eidgenöffishen Repräfentanten (RR. 
Echneider von Bern und P. Bruggifier von Aaraau) wollten indeß feine 
Einfprade thun, um der Wahlfreiheit nicht zu nahe zu treten. In 
Dbmalden wurde, außer Neubeftellung der Behörden in beſſerem eid- 
genöfjifhen Sinne — ber vornehmfte Träger des Sonderbunds, Land: 
ammann Spichtig, ber bisher dad Ländchen faft allmächtig regierte, 
gab von vorneherein feine Entlaffung von allen Beamtungen — aud) 
die Verfaſſung fofort revibirt. Abſchaffung der Lebenslänglichkeit der 
Stellen in der Regierung und im Landrat war der hauptſächlichſte 
Fortſchritt. Zwiſchen der eidgenöffiichen Beſatzung und den Unterwaldner 
Landleuten bildete fich ein äußerft freundliches Verhältniß, obgleich unter 
ber eriteren auch reformirte Truppen waren. Das Volk war getäufcht 
und verführt, nicht verbittert. Die im Freiſchaarenzug erbeutete Kanone 
gab Nidwalden „als Beweis freundeidgenöfjisher Geſinnung“ unaufges 
fordert an die Regierung von Yargau heraus. Der neue Gefandte Un: 
terwaldına an der Tagſatzung erflärte: „Das Volk von Uutermwalden 
will fein Sonderbündler mehr fein; dies verwünſchte Wort, das uns 
noch mande bittere Vorwürfe und Erinnerungen zurüdlafjen wird, jei 
fern von und verbannt.” Nichtsdeftomeniger konnten die Repräſentanten 
in ihrem Schlußbericht die bemühende Wahrnehmung nicht verhehlen: 
„Ta die Anjicht eined großen Theils der Bevöllkerung, als könne ſich 
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bie innere Schweiz felbit genügen, noch eben fo entfchieden feititehe, ala 
in den Jahren 1798 und 1815, und dag fomit die Urkantone die übri— 
gen Kantone füglich entbehren könnten, ja daß e3 ihr Glüd wäre, wenn 
fie mit denfelben in feinem Bundesverhältnig ftehen würden, welche un- 
ſchweizeriſche Anficht bei Vielen jo weit gehe, daR ihnen jede fremde Ein: 
miſchung in die inneren Angelegenheiten der Schweiz infofern ala er: 
wünjcht erfcheine, weil fie daran die Hoffnung fnüpfen, daß die übrigen 
Kantone bei einer folchen Gelegenheit von ihnen getrennt — die drei 
Urfantone aber von den Großmächten immerhin als ein unabhängiger 
und felbititändiger Staatenbund anerfannt würden,“ Die Repräſentan— 
ten zweifelten daher noch an einer dauernden Pazififation und an einer 
aufrihtigen Verſöhnung mit der übrigen Schweiz.*) 

An Schwyz blieben die Berhältniffe nah dem Einzug der eidge- 
nöſſiſchen Truppen eine Zeit lang in Verwirrung. Die vor dem Kriege 
niedergefegte außerordentliche Regietungskommiſſion machte feine Miene 
abzutreten. Im Gr. Rath wurde der Antrag auf ntegralerneuerung 
ſämmtlicher Behörden verworfen. In den äußeren Bezirken gährte e8; 
bier entledigte man ſich der bisherigen Räthe oder erflärte fie provijos 
rifh; aber im Weiteren geſchah noch fein durchgreifender Schritt zur 
Rekonftituirung des ganzen Kantons. Die Geiftlichkeit fing von Neuem 
an zu wühlen und bifchöfliche Rundſchreiben mahnten nichts weniger als 
zum Frieden. Die eidgenöljiichen Repräfentanten (Hungerbühler von 
St. Gallen und Dr. Heim von Appenzell A. Rh.) bemühten fi, ge 
waltfame Ausbrüche zu verhüten und die nothwendige Umgeftaltung fo 
viel wie möglich auf legalem Wege herbeizuführen. Endlich bequemte 
fi der Gr. Rath, eine proviforifche Regierung zu ernennen, die Land3- 
gemeinde zufammenzuberufen und die Erneuerung aller Behörden einzu- 
leiten. An der am 15. Dezember zu Rothenthurm abgehaltenen Lands- 
gemeinde war jeßt die Stimmung anders als an jenem Tage, wo Aby- 
berg das Volk prahlerifch Haranguirte. Als Hungerbühler in einer An- 
rede an die im weiten Kreife verfammelten Landleute fragte, ob ihre 
Väter denn im Jahr 1758, wo fie die Aufnahme der Jeſuiten verboten, 
nicht eben fo gut katholiſch geweſen feien, erſcholl ein lautes Ya und auf 
die zweite Anfrage, ob das Land durch ihren Einzug frieblicher, reicher, 
einiger. und frommer geworden ſei, folgte ein eben fo lautes Nein! 
Zum Landammann wurde Nazar Reding erhoben, der alte Gegner 
Abyberg’s, der zwar auch zum Widerftand gegen die Eidgenoflenichaft 
gevathen hatte, aber jet wieder in eine verföhnlichere Bahn einlıntte, 
Der Rüdtritt vom Sonderbund wurde unbedingt beſchloſſen. An bie 


*) Siehe den von HR. Schneider verfaßten Schlußbericht im Tagſatzungsab⸗ 
abichied von 1847. 
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Anerkennung der Kompetenz der Tagfatung in der Sefuitenfrage muß: 
ten die Lenker noch den Vorbehalt der Konfeſſions- und Souveränitätz- 
rechte zu hängen. Dagegen wurde den Bezirken überhaupt die Aufnahme 
geiftlicher Orden ohne Bewilligung der Kantonsbehörden unterfagt. Die 
abgetretene Regierung blieb im Allgemeinen bei ihrer VBerantwortlichkeit 
behaftet. Ein Antrag, alle Stifter und Pfleger des Sonderbunds zur 
Rechenfchaft zu ziehen und ihr Vermögen mit Befchlag zu belegen, fiel 
dahin. Auf Vorjhlag der Landsgemeinde wurde im Weiteren eine Re— 
vifion der Derfafjung bejchloffen und zu diefem Zweck ein Berfaffüngs- 
rath niedergefeßt. Bon Seite der freifinnigen Parthei juchte man bei 
diefer Revifion das drüdende Gewicht des alten großen Bezirks Schwyz, 
jo viel wie möglich, zu brechen. Der erfte Entwurf hob nicht nur dag 
Inftitut der Landögemeinde auf, an die fich für die äußeren Bezirke 
jo mande traurige Erinnerung fnüpfte, und führte dafür Kreisgemein= 
den zur Wahl der Stellvertreter, wie zur Genehmigung von Geſetzes— 
vorſchlägen ein, ſondern zerlegte auch den Bezirk Schwyz in zwei Theile 
(Schwyz und Arth) und jchrieb einen theilmeifen Wechfel des Sites der 
Kantonalbehörden in den Ortſchaften Schwyz, Lachen und Einfiedeln 
vor. Gegen diefen Entwurf fämpfte man indeß in Innerſchwyz mit 
aller Macht an. Der Klerus erklärte die Religion wieder in Gefahr, 
weil jtatt der römiſch-katholiſchen nur die chriſt-katholiſche gewährleiſtet 
wurde. Einfache Mehrheit der ftimmfähigen Kantonsbürger follte jetzt 
für die Annahme genügen, während nah der alten DVerfafjung zwei 
Drittheile gefordert wurden. Anfangs erſchien der Entwurf nad der 
bisher angenommenen Zahl der ſtimmberechtigten Kantonsbürger mit 
5900 gegen 5550 Stimmen al3 genehmigt. Aber nach heftigem Streit 
erfolgte eine neue Zählung der Stimmberedtigten, deren Ergebniß dem 
früheren entgegen war. Es ergaben fich jett 6215 gegen 5844 Gtim- 
men für die Verwerfung. In Folge deſſen trat der Verfaſſungsrath 
nochmals zufammen, entfernte die Trennung des Bezirks Schwyz und 
die Wechfelung des Sites der Kantonsbehörden aus dem Entwurf und 
vereinigte dagegen die Bezirke Wollerau und Pfäffiton unter dem Namen 
„Höfe“ zu einem Bezirke, Die Kantonslandsgemeinde blieb dagegen 
aufgehoben. In diefer Geftalt wurde die Verfaffung mit großer Mehr: 
heit angenommen (27. Feb. 1848). Ein wefentlicher Fortſchritt Tag in 
der Beſchränkung der Bezirksautonomie und der gänzlichen Zentralifirung 
der wichtigften Staatsverwaltungszweige. „Bisher gab es Feine wirk— 
liche wahre Landesregierung. Bis irgend ein Akt der Kantonalgewalten 
durch die Unzahl von Behörden, Konferenzen, Kommiljionen, Kantons: 
und Grofräthen, eins und dreifachen Bezirfsräthen und Bezirfögemein- 
den hinabgewandert, war alles Leben und alle Lebensfähigkeit aus ihm 
verſchieden. Papierner Befehl von Kantonswegen, Widerftand und Unge- 
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horſam von Bezirks⸗ und Gemeindewegen! Die nicht felten vorlommenbe 
Kumulirung von Stellen und Würden auf einen Mann, der populär 
oder gefürchtet war, ſchien nur geeignet; die Heillofigkeit diefes Nichtre— 
gierens einerfeit3 und der Vielregiererei anderfeitS zu vermehren.“ *) 
Durch die größere Einheit der Verwaltung wurden jeßt die verfchiedenen, 
bis dahin nur lofe zu einem Staatöganzen verbundenen Theile feiter 
zufammengefügt. Bon den Schwyz zufallenden Kriegskoſten hatte das 
Klofter Einfiedeln die eine Hälfte zu deden, dagegen erhielt der ort: 
beftanb der Stifte in der neuen Verfaffung eine Garantie, die fie in der 
früheren nicht gehabt Hatte. 

In Freiburg hatte da3 neue Regiment, das fi unmittelbar nach 
dem Einzug der eidgenöſſiſchen Truppen bildete, eine ber jchwierigiten 
Aufgaben zu erfüllen. Sollte der Kanton nur einigermaßen aus feinen 
finfteren Zuftänden gebracht werden, fo mußte ein theokratiſcher Augias: 
ftall ausgeräumt werden, Nach fo vielen Richtungen hin hatte die alte 
Jeſuitenmacht hier die verderblichiten Wurzeln gefhlagen. Der Staat 
war an die tiefite Exrniedrigung gegenüber der Kirchengewalt gewöhnt. 
Der Klerus, an der Spike ein Bifhof, der zu den SHaupttriebfedern 
des Sonderbunds gehörte und da Land lieber in den äußerften Ruin 
ftürzte, als daß er ein Titelden von feinen geiftlichen Anſprüchen auf- 
gegeben hätte, zeigte fich zu jeder Zeit bereit, die fanatifchen Leidenfchaf: 
ten wieder aufzuftaheln und Schritt für Schritt alle Anftrengungen zur 
Emanzipation des Staats, wie zur Bildung und Aufklärung des Volks 
zu befämpfen. Ein übermwiegender Theil der Landleute, befonders im 
deutſchen Bezirk, Tieß fich durch Feine bittere Erfahrung belehren, fon: 
dern blieb auch nad der graufamften Täufhung in blinder Abhängig: 
feit von den Prieftern. So mußten nothwendig fchroffe Gegenſätze fort- 
dauern. Die freifinnige Parthei, die fi in der erften Auflöfung an’s 
Ruder ſchwingen Fonnte, fand nur einen ſchwachen Boden unter ihren 
Fügen. Zur Stüge war fie mehr oder weniger auf das eidgenöffifche 
Anfehen angewiefen. Nicht ohne mannigfahen Zwang und tiefe Ein- 
Ihnitte Tieß fich eine Ordnung begründen, die nad ernftliher Reform 
ftrebte. Ä 
Schwer Taftete von vorneherein die Noth in den Finanzen. Außer 
einem Defizit in der Staatskaſſe, im Betrage von 1,003,800 Franken, 
hatte Freiburg an die nur vorläufig berechneten Kriegskoſten 1,525,200 
Franken zu bezahlen. Um fich diefer Schulden zu entledigen, fuchte man 
im weiteften Maße auf die Anftifter und Begünftiger des Sonderbunds 
zu greifen. Geich Anfangs verfegte die proviforifche Regierung 82 Mit: 
glieder der fonderbündifhen Behörden, Truppenanführer, Geiftliche, Be- 


*) Bericht der Repräfentanten im Tagſatzungsabſchied von 1847. 
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amte, u. f. m. in Anflagezuftand und ließ ihre Güter zum Theil mit 
Beſchlag belegen. Als der Gr. Rath neu gewählt war, bevollmädhtigte 
biefer die Regierung zu einem Zwangsanlehen von 300,000 Franken, 
das zunächſt auf diejenigen fallen follte, die den Krieg verſchuldet hätten. 
Dann folgte ein umfafjendes Kontributionsdefret, das ſich mit einer be: 
Ihränkten Amneftie verband. Dadurh wurde den vorzüglichiten Ur: 
hebern und Förderern des Sonderbunds eine Entſchädigung von fr. 
1,600,000 auferlegt. Die zehn Klöfter mußten 750,000 Franken, die 
MWeltgeiftlichfeit 60,000 Franken fteuern. Der Staatsrath follte Die 
Schuldigen ober Kontributionspflichtigen bezeichnen. Die Betroffenen 
wurden auf die Dauer von zehn Jahren im Aktivbürgerrecht eingeftellt 
und im Falle erneuter Umtriebe mit Wegmeifung aus dem Kanton be= 
droht. Am Uchrigen blieb denfelben die Wahl zwiſchen der Amneſtie 
ober der Berufung an ein richterlihes Urtheil frei. Alle Güter des 
Biſchofs und des Klerus kamen unter ftaatlihe Auffiht und Verwal— 
tung. Der katholiſche Verein wurde aufgelöst. Kein Geiſtlicher follte 
in Zufunft Lehrämter im Kanton ohne Bewilligung der Regierung aus: 
üben. Die anfänglichen Borjhläge der Regierung waren noch weiter 
als da3 endlich erlajjene Dekret gegangen. Die Repräjentanten machten 
Vorftellungen gegen die Härte und Willkührlichkeit. Der Gr. Rath 
rahm nur einzelne Mobififationen vor. in bodhmüthiger Brief des 
Biihofs, womit diefer die Rechte der Kirche verwahrte und für die alte 
theofratifche Gewalt in die Schranken trat, mußte eher reizen, als zu 
größerer Milde flimmen. Die Regierung erließ eine Volzichungsver: 
ordnung, wornach die ganze Summe von 1,600,000 Franfen nur auf 
zwanzig Perfonen verlegt wurde. Bald zeigte fi indeß die Schwierig— 
keit, die Steuer in dieſer ftrengen Weife einzutreiben. Es mußten ncue 
Bertheilungen vorgenommen werden. Freimillige Unterzeihnungen, die 
fi auf 440,000 Franken beliefen, genügten nicht. Der Gr. Rath ſchritt 
jetst zur Aufhebung der Klöfter. Daneben blieb die perfönliche Kontribu: 
tion aufrecht, indeß wurde diefe auf einen größeren Kreis von 214 Pür- 
gern und 139 Gemeinden gelegt. Im Uebrigen wurde neue Amneftie 
erlajien. Nur ſechs von den Haupiurhebern de Sonderbunds (darum- 
ter Schultheiß Fournier) blieben noch für ſechs Jahre des Landes ver: 
wiefen und eine größere Anzahl im Aktivbürgerreht eingeftellt. Nach 
einiger Zeit wurde auch dies dahin geändert, dak den Verbannten ber 
MWiedereintritt in ben Kanton geftattet und die Steuer von 1,600,000 
Franken in ein unverzinsliche® Zwangsanlehen umgewandelt wurde. 
Damit fam da3 wenig erquidliche Kontributionsgefchäft gegen Ende bes 
Sahres 1848 einftweilen zu Ende. 

Bei der politiſchen Nefonftituirung des Kantons ging man, im Ein- 
verftändnig mit liberalen Wortführern in anderen Kantonen, von bem 
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Gedanken aus, daß eine ſchärfere Durchführung des Prinzips ber Volls⸗ 
ſouveränität unter den herrſchenden Zuſtänden in Freiburg noch nicht 
rathſam ſei, wenn man nicht der reactionären Prieſterparthei alle neuen 
Schöpfungen als leichte Beute hingeben wolle. Möglich hielt man nur 
die Beibehaltung einer Hebergangsform, eine Berfaflung mit beſchränkten 
Volksrechten, mit einer lang dauernden und fräftigen Regierung, bie 
Zeit habe, das Volt aus feiner ökonomischen und geiftigen Berfumpfung 
herauszureißen und durd Bildung und Aufklärung allmählig eine reinere 
Demofratie vorzubereiten. Von diefem Standpunkt aus kam man dazu, 
zwar die mittelbaren Wahlen durch unmittelbare zu erfißen, jeden Een: 
ſus abzufhaffen, auch das mwahlfähige Alter herabzufegen, aber dem nad) 
der Neufonftituirung fortfungirenden Gr. Rath eine neunjährige (dem 
Staatsrat eine achtjährige) Amtsdauer beizulegen, die Revifion für 
die nächſten 9 Jahre zu unterfagen und auh für die Zukunft zu er: 
ſchweren und endlich die neu entworfene Berfafjung felbjt dem Wolfe 
nicht zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen, fondern fie einfach von 
der Eonftituirenden Behörde aus in Kraft zu erflären, wie dieß mit der 
früheren Verfaffung im Jahr 1831 gleichfalls der Fall geweſen war. 
Lag hierin unzweifelhaft noch eine ftarfe Benormundung, fo enthicht die 
Verfaſſung im Uebrigen dagegen reiche Keime des Fortſchritts, wenn 
dieſe nur irgend auf fruchtbaren Boden fielen. Die Trennung der Gewal: 
ten wurde beffer durchreführt, das ganze Unterrichtsmwefer jur Sache des 
Staats gemadt, der Beſuch der Primarfhulen sbligatorifh und unents 
geltlih erflärt, die Hoheit gegenüber der Kirche entjchieden gemahrt, alle 
Vorrechte oder Immunitäten der Geiftlichfeit aufgehoben, die Wieder.in: 
führung der Jeſuiten oder ihrer Affilürten für immer unterfagt, bis— 
herige Intoleranz gegenüber dem protejtantifhern Kultus befeitigt, reis 
heit der Niederlajjung, der Gewerbe und des Handels gemwährlriitet, 
Geſchwornengerichte eingeführt, eine Reviſion aller Theile der Gefeb: 
gebung verordnet und billigere Vertheilung der öffentlihen Abgaben an— 
gebahnt. Die Verfaſſung war auch die erjte im der Schweiz, welche die 
Todesftrafe abſchaffte. Aber die Durchführung der aufgeklärteren Grund: 
ſätze mußte auf dic größten Schwierigkeiten ftoßen, wo im Volk ein fo 
bodenlofer Aberglaube gepflegt war. Auf der Verfaflung blieb ber 
Makel haften, daß fie nur oftroyirt war und Feine unmittelbare Sanction 
von den Bürgern gefunden Hatte. Erzwungene Gidesleiftung fonnte 
nicht dazu dienen, fie populärer zu machen. Die Staatögewalt mußte 
fortwährend im härteften Kampfe mit der dur und durch jefuitijirten 
Kirche liegen. Die fchweren Konflikte und aufrührerifchen Bewegungen, 
die daraus entjtanden, wie der Bifhof Marilley offen den Fehdehand— 
[hub hinwarf und am Ende als Nufwiegler aus dem Kanton fortge: 
führt und von den fünf Didcefanftänden feiner biſchöflichen Funktionen 
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entfeßt wurde, Tiegen indeß mit allen ihren Einzelmheiten nicht mehr im 
Bereich diefer Geſchichte. 

Auch in Wallis trieben die dringenden finanziellen Bedürfniſſe 
zu eingreifenden Beichlüffen gegen die geiftlihen Korporationen. Die 
Schuld, die auf dem Kanton laſtete, belief fih auf ca. 1,400,000 Fran= 
fen. Bon vorneherein legte die proviforifche Regierung, dem Beſchluß 
der Volksverſammlung gemäß, den Hauptanftiftern des Sonderbunds 
unter folidarifcher Haftbarkeit eine außerordentliche Kriegsfteuer von 
200,000 Franken auf; davon fiel nur ein Kleiner Theil (20,000 Fran: 
fen) auf Mitglieder des alten Staatsrath3 und Gr. Raths, das Uebrige 
auf die Klöfter, den Biſchof, das Kathedralfapitel und den Chorherrn 
Derivaz. Zugleich wurden die von den Jefuiten befefjenen Güter zum 
Staatsvermögen gefhlagen. Die Klöfter weigerten fich indeß größten- 
theils, ihr Betreffniß an der Kriegsſteuer zu entrichten. Von den Vä- 
tern vom St. Bernhard wurden alle werthvollen Gegenftände fortge: 
ſchleppt und auf ſardiniſches Gebiet gerettet. Auch die Oberen flohen, 
mit der Drohung, fi an die fremden Mächte zu wenden. Alle gütlichen 
Borftellungen der eidgenöfiiihen Repräfentanten, wie Zwangsmaßregeln 
fonnten nicht? gegen die Widerfpenftigfeit ausrichten. So wurde es nicht 
möglich, das verlangte Geld einzutreiben. Die Behörden gingen jebt 
energifcher vor. Durch ein Säfularifationsdefret durchjchnitt man 
einen Nero der bisherigen Theokratie. Grundſätzlich wurde bejchlofien, 
alle geiftlichen Güter zu Handen des Staates zu ziehen, aus dem Er- 
trag zunächft den Klerus zu befolden und für die Gaftfreiheit auf dem 
St. Bernhard und Simplon zu forgen, dann den Ueberſchuß zur Til: 
gung der öffentlihen Schuld zu verwenden. Das Dekret ftieß im Gr. 
Rath auf ftarken Widerftand von Seite der Obermwallifer. Bei der 
Vollsabftimmung fand e8 feine Genehmigung mit 6522 gegen 1356 
Stimmen (16. Januar 1848). In der Ausführung wurden die Gehalte 
des Biſchofs und der übrigen hohen Geiftlichfeit beftimmt regulirt und 
im Berhältnif der bisherigen Einkünfte herabgefett. Die Hospize auf 
dem St. Bernhard und Simplon follten mit ihren religiöfen Orden 
fortbeftehen, aber der Weberfhuß ihres Vermögens zur Bezahlung ber 
öffentlihen Schuld, ſowie zur Hebung des öffentlichen Unterridts ver: 
wendet werden. Von der Abtei St. Morik wurde ein Theil der Or: 
den3brüder zum Seelforgerdienft verpflichtet, im Uebrigen bie Zahl der 
im Klofter bleibenden Mönche auf 12 herabgeſetzt. Der Staat behielt 
fi) vor, in den Gebäuden der Abtei eine öffentliche Unterrichtsanftalt 
zu gründen , bei welder die Konventualen als Lehrer berufen werben 
fonnten. Für den Fall, daß der Orden ſich nicht füge, war die ganze 
Aufhebung des Klofters in Ausficht geftellt. Auch den beiden Nonnen: 
Möftern in Brieg und Collombey, fowie den Kapuzinerflöftern in Sitten 
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und St. Morit; wurben theils Befchränfungen, theils Verbindlichfeiten 
für die Seelforge und den öffentlichen Unterricht auferlegt. Dem gan: 
zen Klerus blieb es im Uebrigen freigeftellt, fi von diefer Säkulariſa— 
tion der Güter mit einer unmittelbaren Zahlung von 1,500,000 Fran 
fen an die Staatskaſſe loszufaufen. Da dies nicht gejchah, wurde zum 
Vollzug gefhritten und mit der öffentlichen Verſteigerung oder Verpach— 
tung der Güter begonnen, wobei e3 nicht an Liebhabern fehlte. Die 
ultramontane Parthei erhob ein Zetergefchrei dur ganz Europa, als 
feten die Hospize vom St. Bernhard und Simplon ihrer mwohlthätigen 
Wirkfamkeit beraubt. In Wirklichkeit gefhah indeß den gaftfreundlichen 
Zwecken fein Abbruch; die Säfularifation verhinderte nur, daß der 
Ueberfluß zu jehr unheiligen Zwecken verwendet wurde. Vom St. Bern: 
hard inäbefondere waren die fonderbündifchen Umtriebe auf alle Weife 
gefhürt worden. Die finfteren Korporationen konnten ſich am wenigiten 
beflagen, wenn fie für die frevelhafte Auflehnung zu büßen hatten. *) 
Bei der Ausführung des ganzen Säfularifationsdefrets traten im Uebri- 
gen durch gütliche Uebereinfunft einzelne Modifikationen ein. 

Unterdeß war in Wallis auch eine neue Verfaſſung berathen und 
vom Volk mit großer Mehrheit angenommen. Die ftarfen Gelüfte, die 
fih anfänglich in Unterwalliß für eine Trennung äußerten, Hatten jich 
zur Ruhe begeben. Die Einheit des Kantons blieb deßhalb gewahrt. 
In der Verfaffung wurden die Garantien ausgemerzt, die fich die Theo- 
fratie im Jahr 1844 wieder zu erringen gewußt hatte, insbefondere alle 
Vorrechte der Geiftlichkeit aufgehoben und der Unterricht von ihrem 
drüdenden Einfluß befreit. Biſchof und Klerus verloren ihre Vertretung 
im Gr. Rath. Statt der mittelbaren Wahlen für die gefeßgebende 
Behörde famen unmittelbare Wahlen, dagegen fiel das bisherige Referen- 
dum dahin. Die Regierungsgewalt wurde geftärkt und die Verwaltung 
erhielt größere Einheit durch Beihränfung der Bezirfdautonomie und 
Aufjtelung befonderer Regierungsftatthalter. in wefentlicher Fortſchritt 
lag in der Freiheit des Handels und der Niederlafiung, die biöher inner: 
halb des Kantons höchſt befchränft war. 


*) Wir bemerken bier, daß außer den Aufhebungen und Säkularifationen in 
Freiburg, Luzern und Wallis um diefe Zeit auh Thurgau feine fämmtlichen (9) 
Klöfter, mit Ausnahme des Frauenklofters St. Kathrinenthal, auſhob. Das Ber- 
mögen, auf 2,606,298 Gulden berechnet, wurde nach Abfall der Penſionen fir Kir‘ 
chen⸗, Schul- und Armenzwede beftimmt; ein Biertheil davon fpeziell zu Gunften 
ber Katholiken. Ebenfo bob Teffin vier Mannsflöfter und vier Frauenklöſter 
anf, um den Erlös zur Tilgung der öffentlichen Schulden zu verwenden. Noch 
blieben 12 Klöfter in diefem Kanton beftehen, jedoch unter bejchränkter Novizen— 
aufnahme, 
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Weitere Bundesbefhlüffe und neuer Intervenfionsverfuch. 


Schon im Anfang bes Jahres 1848 bot die Tagfakung ein ver: 
ändertes Bild dar. Nach einander traten wieder Gefandte aus den ge: 
wejenen Sonderbundsfantonen ein. Die meiften gehörten ber biäher 
v'rfolgten Oppofition an. Am 18. Januar war der Kreis der Bun: 
deöglieder wieder vollzählig. Welche Ummandlung fit dem Tage, wo 
die Sonderbunddvertreter den Saal verließen und Bernhard Meyer von 
Luzern ausrief: „Gott der Allmächtige wird zwiſchen uns richten.” Das 
Geſchick hatte ſich jeßt erfüllt, aber der Sprud war gegen den frevel: 
haften Uebermuth ausgefallen. „Wie Spreu im Winde ftob der Son: 
derbund vor der eidgenöfjishen Fahne auscinander und vereitelt waren 
ale auf Anardie im Innern und Unterftügung von Außen gejtellten 
Berehnungen dejjelben.**) Der blutige Hader machte jegt einem ein: 
trädtigeren Zufammenmwirken Platz. Durd die fchwere Zeit der Krijis 
hatte eine energijche und umfichtige Zmölfermehrheit feit zufammengehal- 
ten und das eidgenöfjiihe Staatsſchiff glüdlich durch die brandende Fluth 
geführt. Faſt dictatoriſch war eine Zeit lang der Einfluß des Siebener: 
Ausſchuſſes, der durch die Vorberathung aller wichtigen Fragen die ganze 
Entiheidung in Händen Hatte. Das Gefühl der politifhen Nothmwen- 
digkeit ließ jeden lähnenden Einfluß verfhmwinden und verlieh der fonft 
jo rathlofen Behörde eine Kraft, von der ſich die Gegner und insbeſon— 
dere dad monarchiſche Ausland Feine Vorftelung gemacht hatten. Das 
ſchweizeriſche Miliziyftem, wenn fi auch mande Mängel und Schwächen 
offenbarten, Hatte im Ganzen eine glänzende Probe beftanden. 

In dem Grade, wie die Pazififation und Rekonftituirung der Son: 
derbundsfantone vor ſich gingen und die Betreffnijje an die Kriegskaſſe 
einbezahlt oder die nöthigen Sicherheiten geleiftet wurden, hörte auch all: 
mählig die militärifche Befebung auf. Anfang Februar 1848 konnten 
die Truppen bis auf einen Drittheil vermindert werden. Ende des Mo: 
nat3 verließen auch die lebten Bataillone die Kantone Luzern, Freiburg 
und Wallis. Der große Generalitab Löste fih anf. Es blieb Niemand 
mehr im Dienft alö das Kommilfariat und der Juſtizſtab. Zur Beur: 
theilung der Vergehen ſaßen noch drei Kriegägerichte, das eine in Zürich, 
das andere.in Bern (ſpäter in Vivid) und ein drittes in Bellinzona.**) 
Faft überall waren die Verhältniſſe zwiſchen den Einwohnern der Son- 
derbundsfantone und den Dffupationstruppen freundlicher geweſen, als 


*) Worte von Dr. R. Steiger beim Eintritt in die Tagſatzung als erfter 
Gefandter Luzern's. 


**) Im Ganzen wurden 207 Perjonen, darunter 198 Militärs und 9 Bürger, 
beurteilt. 
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ſich erwarten ließ. Der Verkehr trug vielfach dazu bei, die getrennten 
Gemüther wieder zu vereinen. Die Geſandten von Uri und Untermwal- 
den insbefondere legten in der Tagſatzung das Zeugniß ad, daß die Eid- 
genofjen fie nicht als Sieger heimgefucht hätten, fondern ihnen als Brüder 
entgegengefommen ſeien. Mit Jubel wurden die rüdfehrenden Soldaten 
in der Heimath empfangen. Sängervereine begrüßten fie an den Gren— 
zen. Triumphbogen, Kränze, Jluminationen, Transparente und finnige 
Anihriften zierten die Städte und Dörfer. Trauernd wurde der Ge 
fallenen gedacht. Aus allen Gauen floffen Liebesgaben für die Tpfer 
des Feldzugs.“) In einer Proflamation ſprach die Tagſatzung den eid— 
genöfjiichen Wehrmännern ihren Danf aus. Mit Hülfe des Heeres 
habe die Schweiz ihren Ruf verjüngt, ihren Namen geachtet gefehen und 
wieder einen ehrenvollen Rang unter den Nationen eingenommen. Die 
Truppen erhielten das Lob, daR fie gegen die verirrten Miteidgenoſſen 
Schonung geübt hätten, durch cinige Unorbnungen könne ihr Ruf nicht 
geihmwächt werden. Im Namen der Schweiz wurde deßhalb erklärt: 
„Daß die eidgenöffiihe Armee ſich um das Vaterland verdient gemacht 
habe.” Auf Zürich's Vorſchlag defretirte die Tagſatzung dem General 
Dufour einen Ehrenfäbel und 40,000 Franken als Geſchenk, welche 
ihm fammt einer Dankesurfunde dur eine Abordnung überbradht wur: 
den. Auch Genf belohnte die hohen Verdienfte ſeines Yürgers mit der 
Auerfennung eine® Grundſtücks bei feiner Wohnung. Bon den Städten 
Bern und Biel, wie auch von Teſſin, erhielt er das Ehrenbürgerrecht. 
Dufour felbjt drang jtetS auf weiſe Mäkigung und Vergeſſenheit des 
Vergangenen, damit die gejchlagenen Wunden nit von Neuem aufges 
rifien würden. Bon dem Gefchent der Tagſatzung vergabte er A000 
Franken zu Gunften der Verwundeten beider Theile.**) 

Der ſchwerſte Vorwurf, der auf den geweſenen Häuptern des Son: 
derbunds laftete, waren die Berbindungen mit den fremden Mächten, um 
Intervention herbeizuführen. Bei aller Nachſicht von eidgenöffifcher 
Seite mochte man in dieſer Beziehung nicht Straflofigfeit eintreten laſſen. 
Ton Bern fam deßhalb der Antrag an die Tagjakung, gegen Diejeni- 
gen, welche ſich de Landesverraths ſchuldig gemacht hätten, ftrafredht: 
liches Einfchreiten zu veranlafjen, im Uebrigen Amneftie zu empfehlen, 


2) Die Geſammtſumme der bei der Tagfagung eingegangenen Liebe@gaben ber 
tief fih auf fr. 105,638, daoon Fr. 75,186 zu Gunften der Hülfsbedürftigen aller 
Kantone, ohne Rüdficht auf das politifche ‚Lager. 


**) Der Bericht von Dufour gibt den Gefammtverluft der Eidgenofjen in dem 
Feldzug auf 60 Todte und 386 Verwundete an; depjenigen der Sonderbündier auf 
26 Zodte und 114 Berwundete. Im dem näheren Verzeichniß fällt bei den Eidge- 
noffen die große Zahl der „zufällig und anf unbekannte Weile“ Berwundeten (121) 
und Gefallenen (8) auf. “ 
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Der Siebener Ausſchuß, dem diefer Antrag zugemwiefen wurde, befand 
fih nicht darüber im Zweifel, daß die Führer des Sonderbunds fich 
wirklich um fremde Intervention beworben hätten, wohl aber war er ver: 
legen in Bezug auf das einzufchlagende Verfahren. Bor Niederjegung 
eine® Spezialgerichts ſcheute man ſich; ein eidgenöffifches Kriegsgericht 
erfchien nicht ala kompetent; die Sache fämmtlichen Kantonen zu über: 
weifen, empfahl ſich nicht wegen der verfchiedenartigen Geſetzgebung. 
Am Ende hielt man e3 für das Geeignetfte, den ganzen Prozeß von 
Luzern führen zu laſſen, da das Luzerner Geſetzbuch Verbrechen ‚gegen die 
Eidgenofjenfchaft vorgefehen habe und dort das Verbrechen eigentlich be: 
gangen worden fei. Demgemäk befchloß die Tagſatzung — gejtügt auf die 
hohe Wahrfcheinlichkeit, „daß der Kriegsrath des ehemaligen Sonder: 
bunds oder einzelne Mitglieder und Beamtete defjelben zur Unterftügung 
des bewaffneten Widerftands gegen Bundesbefchlüffe die Intervention 
des Auslands angerufen” und in Betracht, „daß eine ſolche Handlung 
ſowohl nach allgemeinen Rechtsbegriffen als nach den Strafgefeßen des 
Kantons Luzern fih als Landesverrath darftele und daß die in 
diefer Handlung enthaltene Gefahr für die höchften Anterefien de3 Va— 
terlands, jo wie die tiefe Entrüftung, mit welcher die ſchweizeriſche Nation 
darauf Hinblide, der Tagfatung die Pflicht auferlegen, gegen die Urheber 
und Mitfchuldigen eine gerichtliche Unterfuhung zu veranlaſſen“ — den 
Stand Luzern einzuladen, eine ſolche Unterfuchung einzuleiten. Im Ueb— 
rigen empfahl die Tagſatzung den Sonderbundsfantonen, eine möglichit 
umfafjende Amneftie zu ertheilen. 

Der Zeitpuntt war jebt gefommen, wo man ernftlih an die end: 
liche Verwirklihung einer Bundesrevifion gehen konnte. Sollten 
die gewaltigen Anftrengungen, die zur Ueberwindung der inneren Zmie- 
tracht gemacht waren, eine bleibende Frucht tragen und für die Zukunft 
dafür geforgt werden, daß die Eidgenofjenihaft nicht wieder in gleiche 
Ohnmacht und Zerrifjenheit zurüd falle, woran fie fo viele Jahre 
hindurch gelitten, fo mußte auch der gefammte Bund eine neue Geftalt 
erhalten, wie fie dem Geifte der großen Mehrheit der Schmweizernation 
entfprah und von den Bedürfniffen der Zeit gefordert wurde. Der bis: 
berige fouveräne Kantonalegoismus war durch die Ereigniſſe gebrochen 
oder zurüdgedrängt. Don den Ständen ließ ſich jetzt erwarten, daß jie 
eine Lehre aus der Vergangenheit fhöpfen und fih zu Opfern bereit 
zeigen würden, um die Bundesgemwalt bleibend zu ftärfen und der Nation 
den gebührenden Einfluß zu gewähren. Der Beſchluß zur Anhandnahme 
der Revifion war jchon im Dftober vorigen Jahres gefaßt worden, aber 
an irgend eine Arbeit hatte man noch nicht denken können. Jetzt er: 
Härten fich auch die Gefandten der früheren Sonderbundsfantone bereit, 
an der Revifion Theil zu nehmen. Nur Schwyz hielt noch an der An: 
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ſicht feſt, daß die Abänderung des Bundesvertrags der Zuſtimmung aller 
Glieder bedürfe. In Bezug auf den Modus der Reviſion regte Genf 
den Gedanken eines Verfaſſungsraths an, aber die Tagſatzung wollte die 
einmal ergriffene Sache nicht aus der Hand geben und ergänzte die be- 
reits für dieſen Zweck niedergejegte Reviſionskommiſſion, die dadurch von 
14 auf 23 Mitglieder anwuchs (14. Februar). 

Mit der Auflöſung des Sonderbunds war die Jefuitenfrage 
factifch gelöst. Aus den Kantonen, wo fih ber Drden feſtgeſetzt, war 
derfelbe bereit für immer ausgewieſen. Die übrigen Kantone hatten 
die Kompetenz der Tagſatzung anerkannt. Die Bundesbehörde konnte 
daher — in Betracht, „daß durch die Ausweifung der Jeſuiten und der ihnen 
affiliirten Drden aus den Kantonen Luzern, Schwyz, Freiburg und Wal- 
lis dem Tagfabungsbefhluß vom 3. Sept. 1847 Genüge geleiftet ſei;“ 
in fernerem Betracht, „daß durch denfelben Beihluß die Aufnahme der 
Jeſuiten in jedem Kanton für alle Zukunft unterfagt ſei und daß die 
fämmtlichen jieben Stände, welche früher dagegen proteftirten, nunmehr 
jenen Beſchluß feinem ganzen Inhalt nach und im Sinne der gefchehenen 
Bolziehung anerkennen” — die Angelegenheit als erledigt aus Abfchied 
und Tractanden fallen laffen. Der jeweilige Vorort wurde beauftragt, 
die genaue Beobachtung des Sefuitenbefchluffes zu überwachen und. den: 
felben zu handhaben. 

Mittlerweile hatte fih die Tagfagung noch einmal mit fremder 
Einmifhung zu befhäftigen. Zunächſt war e8 eine päbftlihe Note, 
die ſchon im Laufe Dezembers erfchien. Bor der ſchweren Krifis hatte 
Pio Nono troß dem populären Schein, der ihn eine Zeit Yang umgab, 
nicht den mindeften Schritt gethan, um den Sefuitenorden aus der 
Schweiz zurücdzuziehen und dem Frieden hier ein Opfer zu bringen. Die 
römiſche Politik veränderte fi in geiftliden Dingen nicht einen Augen 
blick. Nachdem der Bertrag mit der Regierung von Luzern einmal ge- 
fchlofjen war, wollte die Gefelihaft Jeſu von demfelben nicht zurüd- 
gehen, „wenn auch die ganze Welt damwider auftreten werde”; nur ber 
heilige Vater, vor dem die Gefellihaft das Haupt beugen müſſe, könne 
fie dazu vermögen. Aber alle Bemühungen einzelner Staatsmänner 
und Mächte, um den heiligen Vater dahin zu beftimmen, waren erfolg: 
los. In Luzern erhielt man die Berfiherung, daß der Pabſt die er- 
folgte SIefuitenberufung nie zurüdnehmen werde.“) Ein Schreiben der 
fieben Sonderftände mußte ihn noch beftärken, jegliches Begehren zurüd- 
zumeifen. Go kam fein Laut von Rom, der die aufrührerifche Propa- 
ganda in der Schweiz hätte zur Ruhe meifen und den Krieg verhindern 
fönnen. Nach der Umgeftaltung der Sonderbundsfantone befchwerte fich 








*) Siehe: Siegwart-Müller, Rathsherr Joſeph Leu von Eberfol, pag. 659; 
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jetzt der Pabſt über die Aufhebung von Klöſtern und die Abſetzung von 
Geiſtlichen ohne Zuziehung der geiſtlichn Gewalt. „Mit Thränen in 
den Augen“ beklagte und mißbillizte er ferner die in katholiſchen Kir— 
chen geſchehenen Entweihungen und Gräuel. In ſeinem Namen legte 
der Nuntius förmliche Verwahrung gegen jene Dekrete ein, als mit dem 
Bundesvertrag in Widerſpruch, und drang auf deren Widerruf. Gleich— 
zeitig reichten auch der Biſchof von Sitten und der Abt vom St. Bern: 
hard, ſowie der Biſchof von Freiburg Proteftationen ein. Die Tag: 
fagung, welche in der Zufchrift des Nuntius Feine Note einer weltlichen 
Macht in Beziehung auf internationale Verhältnifie, fondern blos das Schrei: 
ben eines Stellvertreters des Dberhauptes der Fatholifchen Kirche in Be: 
zug auf geiltliche Verhältnijje erblidte, hielt an dem Grundſatze feit, 
daß der Bundesvertrag nur diejenigen Rechte feftjeße, welche die Bun— 
desglieder fich gegeneinander zugejtanden hätten, und nur folhe Pflichten 
normire, welche fie gegenfeitig unter ſich ſelbſt eingegangen jeien, daß 
dagegen feine auswärtige Macht noch geiftlihe Behörde in Beziehung 
anf die Klöfter befondere Rechtsanjprüche aus dem Bundesvertrage für 
fich herleiten fünnen. Demgemäß wurde bejchlofjen, in die Zufchrift des 
päbſtlichen Nuntius gar nicht einzutreten. Mit Recht hätte die Eidge— 
nofjenfchaft bei diefer Gelegenheit weiter gehen und die Nuntiatur, 
bie in der Schweiz fo oft die Flamme religiöfer Zwietracht angefacht 
und, wie einjt hinter dem borromäifchen Bund, auch jetzt treibend und 
jhürend hinter der jonderbündifchen Auflehnung geftanden hatte, gänz- 
lih in Frage ftellen können. Don einigen Seiten wurden auch Anre— 
gungen gemacht, die dahin zielten. Aber in der Tagjakung ſcheute man 
fi vor einem durchgreifenden Schritt in diefer Beziehung. Die römijche 
Kurie felbft fuchte ſich Elüglicher Weife zu ſchützen, indem jie für eine 
Weile mildere Saiten aufzog. Der bisherige Nuntius Maciotti mußte 
fi, al3 zu weit fompromittirt, aus „Gefundheitsrüdjichten” auf Urlaub 
entfernen und blos feinen Aubditor Bovieri als Gefhäftsträger zurück— 
laſſen. Zugleich erfchien ein Monfignore Luquet, Biſchof von Hefebon, 
in außerordentliher Sendung von Rom, um plötzlich eine ganz verſöhn— 
liche Role zu jpielen. In einem erjten Schreiben an den Bundespräji- 
denten erklärte diefer, daß er vom religiöfen Standpunkt aus alle For: 
derungen der Zeit und der Umftände, in denen fich die Welt befinde, begrei- 
fen könne. Vom politifhen Geſichtspunkt aus gehöre er einer Genera— 
tion an, die in den been der Freiheit und Unabhängigkeit auferzogen 
fei. In beiden Beziehungen fünne die Schweiz von ihm hoffen, daß er 
zur Beilegung der vorhandenen Echwierigkeiten alle der Kirche nur ir: 
gend mögliche Verföhnlichkeit zeigen werde. In einer wirklichen Note 
an den Vorort (Y. April) wurde dann noch Iebhafter verfichert, wie ſehr 
ber erhabene Pontifex, den er vertrete, auf dem Wege des Fortjchrittes 
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vorzugehen geneigt fei, welchen die Kirche fo oft im Laufe der Jahrhun⸗ 
derte angebahnt hate. In Betreff der Schweiz inäbefondere werde die 
Kirche beweisen, daß fie die Bedürfniſſe der Gegenwart zu erfajlen wiſſe. 
Au dieſem Ende beantragte er als Grundlagen einer allgemeinen Ber: 
ftändigung zwiſchen der Eidgenoſſenſchaft und dem Heiligen Stuhl: 
1) Endlihe Löfung der Kıiöfterangelegenheit mit Berüdjichtigung der 
Zitbedürfnifie und der Verhältniſſe der einzelnen Kantone; 2) Ausglei— 
Hungen der bifhöflihen Sprengel nah den Bedürfnifien der Bevölke— 
rung; 3) Unterfuchung der Frage, ob die Ernennung der Bifhöfe und 
anderer geiftlichen Würdenträger nicht auf eine Weife ftattfinden könne, 
daß die niedere Getſtlichkeit dabei betheiligt würde und dennoch ſowohl 
dem heiligen Stuhl als den Regierungen die Möglihk:it bliebe, Männer 
von den biſchöflichen Stühlen ferne zu halten, welche derjelben unwürdig 
oder wenigſtens unfähig feien, da8 gute inverftändnig zwiſchen dem 
Staate und der Kirche zu unterhalten; 4) Ein Reglement über die Be- 
freiung der geiftliden Güter und die Dotation der Geiftlichfeit in den 
Kantonen, wo ih Shwierigkeiten darüber erhoben hätten; 5) Un— 
terhalt oder Gründung von Anftalten zur Bildung einer ſittlichen und 
mwohlunterrichteten katholiſchen Geiftlichkeit,; 6) Abänderungen in den bi3- 
berigen Gebräuden rüdfichtlih der gemifchten Ehen, der nothwendigen 
Feſte u. j. w. In der Schweiz traute man den Ohren kaum, ald man 
plöglich diefe fortfchrittsfreundliche Sprache vernahm. Aber bald zeigte 
es fich, daß es nur römischer Dunft war. Der auferordentlihe Abge- 
ordnete wurde nach zwei Monaten abberufen und fein ganzes Aufrreten 
Ipäter verläugnet. Von ultramontaner Seite gab man fih alle Mühe, 
ihn perfönlih zum Sündenbod zu machen. Auch verfehlte Luquet nicht, 
fih in fogenanten Enthülungen felbft anzuflagen. Aber hinter der auf- 
fälligen Sendung ftedte augenfcheinlich tiefere Berecinung. Es handelte 
ih gerade in der aufgeregteften Zeit darum, die gegen die Hierarchie 
erbitterte Stimmung einzulullen und der Schweiz Sand in die Augen 
zu freuen, was auch zum Theil erreicht wurde, An der Tagſatzung 
kam es zu Feiner näheren Berathung über jene Vorfjchläge, obwohl die 
Note einer Kommifjion übermwiefen murde. 

Inzwiſchen jchwebte die fremde Intervention eine Zeit lang 
no immer über dem Haupte der Eidgenoſſenſchaft. So fehr fich die 
Diplomatie der continentalen Mächte durch die Unterftükung des Son: 
derbunds bereit® blos geitellt hatte, fo wollte fie fich doch nicht zur Ruhe 
begeben. Die Abgeordneten von Frankreich, Deftreih und Preußen hat: 
ten ji, ihrer früheren Anfündigung gemäß, wirklich in dem „neutralen“ 
Neuenburg zu der fogenannten Vermittlungskonferenz zufammengefunden, 
Sie jagen da, ohne daß Vertreter der Eidgenofjenfchaft oder Gefandte 
des Sonderbunds vor ihrem Forum erſchienen. Lepterer lag ſchon im 
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Grabe und in der Eidgenofjenihaft war die Ordnung hergeftellt. Nichts: 
deftomeniger erliegen die drei Mächte neuerdings (18. Januar) gleich: 
lautende Noten an die Tagfakung. Die Auflöfung des Sönderbunds 
wurde darin als ein Bürgerkrieg zwifchen einer Mehrheit von Ständen 
auf der einen und jieben fouveränen Ständen auf der anderen Seite 
bezeichnet. Die Kantonalfouveränität fei nun die Grundbedingung des 
Bundesvertrag3 und zwiſchen den von den Mächten der Schweiz gewähr: 
leifteten Vortheilen und den von denjelben eingegangenen DBerpflichtun- 
gen bejtehe eine Wechjelbeziehung, wornah die Mächte berechtigt feien, 
zu verlangen, daß die Schweiz die Grundlagen jener Bundesorganifation 
heilig halte. Daher erklärten diejelben: 1) Daß die Kantonaljouveräni: 
tät in den durch die Truppen anderer Kantone militärifch befeßten und unter 
ihrem Drud befindlichen Kantonen nicht als beftehend anerfannt werden 
könne; 2) daß der Schweizerbund nicht eher als in regelmäßiger und 
vertragsmäßiger Lage fich befindend angefehen werden fünne, als bis . 
jene Stände ihre völlige Unabhängigkeit wieder erhalten hätten und im 
Stande feien, ihre Regierungsbehörden vollfommen frei zu beitellen ; 
3) daß die Rückkehr auf den militärischen Friedensfuß in allen Santo: 
nen bie nöthige Bürgfchaft ihrer mwechjeljeitigen und allgemeinen Freiheit 
fei; 4) daß feine gültige Veränderung in der Bundesafte vorgenommen 
werden Fünne ohne einftimmige Genehmigung aller Staaten, welde den 
Bund bilden. Würde die Schweiz diefen Bedingungen nicht getreulich 
nachkommen, jo beſäßen die Mächte dad unbeftreitbare Recht, „nur mehr 
die Pflichten, welche ihnen ala Glieder des großen europäiſchen Staats: 
verbands obliegen, und das Wohl ihrer eigenen Länder zu Rathe zu ziehen.” 
Etwas fpäter ſchloß fih Rußland diefer Kollektivnote an und that noch 
einen Schritt weiter, indem es feine Garantie der ſchweizeriſchen Neutra— 
lität und Unabhängigkeit fo lange fürmlich juspendirte, als die Schweiz 
fih außerhalb der traftatmäßigen Bedingungen befinde und fortfahre, 
den Revolutionären aller Länder Schuß und Zuflucht zu gewähren, um 
ſich ungeftraft gegen die Ruhe und Sicherheit der Nachbarftaaten ver: 
Ihmwören zu können. England hielt fi auch gegenwärtig fern. Der 
außerordentliche Gefandte Sir Stratford Canning begnügte ſich damit, 
in perfönlicden Unterredungen Schonung und Mäßigung anzuempfehlen 
und feine Anfichten über die Lage der Schweiz in einem, einzelne Bor: 
gänge tadelnden, aber im Ganzen mwohlmwollenden Memorandum aus- 
einanderzujeßen. Die wirklich eingeleitete Intervention konnte weder 
vollendete Thatfachen rüdgängig machen, noch das freie Konftitutirungs- 
recht der Schweiz erfchüttern. In einer (von Furrer redigirten und von 
Dr. Kern befonder3 beredt verfochtenen) Antwortsnote an die betreffen 
den Mächte wies die Tagſatzung, an der Hand des fchweizerifchen Staats— 
rechts und geftügt auf die gefchichtlihen Akten von 1814 und 1815, 
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die angemaßte Einmiſchung mit eben fo vieler Gründlichkeit ala Ent: 
ſchiedenheit zurück. Bon vorneherein trat fie der Auffaffung entgegen, 
al3 wenn eine Anzahl von Ständen einen Krieg gegen andere Stände 
geführt und die Syuveränität unterdrückt hätten. Die Eidgenofjenichaft 
ſei nad fruchtloſer Anwendung aller friedlichen Mittel genöthigt gewe— 
jen, ein durch die Bundesafte unzweideutig unterfagte® und den Frie— 
den der Schweiz bedrohendes Separatbündnig aufzulöfen und die recht— 
mäßige Bundesgewalt geltend zu machen. Sie habe die Souveränität 
jener Stände weder aufheben fönnen noch wollen, fondern müfje es 
dem Volk derfelben, auf welchem die Souveränität beruhe, überlafjen, 
ſich ſelbſt zu konſtituiren. O6 Veränderungen in der Bundesverfafjung 
mit Einftimmigfeit oder mit einer gewiſſen Mehrheit von Ständen vor: 
genommen werden können, fei eine Frage, welche mit dem der Eidge- 
noſſenſchaft unverfümmert zuftehenden Konſtituirungsrecht auf's Engſte 
zuſammenhänge und deren Entſcheidung nicht Sache anderer Staaten 
fein könne. Die Art und Weife der Vervolllommnung der politifchen 
Inſtitutionen der Schweiz fei eine Aufgabe, welde die Kantone unter 
ih zu löſen hätten, da fie in der jelbitftändigen Fortbildung ihrer Bun- 
deseinrichtungen durch feine Staatöverträge beſchränkt worden feien. Wenn 
auch die Eidgenoſſenſchaft in letzter Inſtanz jeder Zeit auf ihr gutes 
Recht und ihre Kraft verwiefen ſei, fo könne fie gleichwohl nicht zuge: 
ben, daß die ausbrüdlichen in den Gtaatsverträgen enthaltenen Ga: 
tantien einfeitig zurüdgezogen würden. feierlich proteftirte die Note 
ferner gegen die grundlofe Zulage, ala ob die Schweiz der Sit einer 
Propaganda fei, welche auf den Umfturz der religiöfen, fozialen und 
politiſchen Fundamente der Staaten hinarbeite. Schließlich) wurde die 
Ueberzeugung ausgefprochen, daß der innere Friebe der Schweiz und bie 
Erhaltung de? innigen Verbandes zwifchen den Kantonen um fo eher 
gelingen würden, je mehr die der Schweiz dur die Neutralitätsafte 
vom 20. Nov. 1815 verbürgte „Unabhängigkeit von jedem fremden Ein: 
fluß“ ihre volle Anerkennung finden werde. 

Nah Erlaß diefer denfwürdigen Antwort vertagte fih die Tag: 
jagung, während die große Revifionstommijjion ihre Arbeit begann (16. 
Februar). 


Die Februarrevofufion. 

Selten ift der Gang der Gefchichte fo überrafchend geweſen, wie in 
den Tagen des Februars 1848. Noch glaubten die Abgeordneten von 
Deftreih, Preußen und Franfreih in ihrer Vermittlungsfonferenz zu 
Neuenburg über die Fleine Schweiz zu Gericht figen zu fünnen. Da 
brach über ihre eigenen Herrſcher ein gewaltiges Gericht herein und 
Ihlug jeden Gedanken einer Intervention nieder. 
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Faft in allen Ländern Europa’3 hatte fih der Zündftoff in den 
legten Jahren immer höher angehäuft. Das Maaß der Sünden, das 
gegen da3 freie Leben der Völker verübt wurde, war allmähig voll ge: 
worden. Trotz allem Drud griffen die Ideen um fi, die nad einer 
politifhen und fozialen Umgeftaltung itrebten. Die Gluth, die in den 
Köpfen brannte, mußte jih am Ende Luft machen. Mit der gefpannte: 
ften Erwartung hatte man ringsum dem Ausgang de3 Kampfes in der 
Schweiz zugefehen. Die entjchiedene Thatkraft, womit hier der finftere 
Sejuitenbund gebrochen wurde, diente zum erhebenden Beifpiel, das aud) 
die übrigen Völker ſpornte. Der Gieg der Eidgenoſſenſchaft erſchien als 
ein Gewinn für die ganze Fortjchrittsparthei in Europa. Noch fonnten 
und wollten die Regierungen den Pulsihlag der Zeit nicht verftehen. 
Mit diplomatiihen Künften, zahllofen Bajonnetten und allen Mitteln 
der Polizei glaubten fie die Ruhe noch lange gelihert. Aber die alten 
Drdnungen ftanden bereit3 auf einem hohlen Boden. Zuerſt loderte 
das Feuer in Italien auf. Schon im Januar 1848 fam es in Sizilien 
zu einem revolutionären Ausbruh, der nicht mehr mit Gewalt untere 
drückt werben Fonnte und einjtweilen die Lostrennung der Inſel von dem 
Königreih Neapel zur Folge hatte. Bald erhoben ſich aufitändiihe Be— 
wegungen auch diefjeit3 der Mleerenge. In Neapel, wie in Toskana 
und Piemont, wurden die Herrſcher zu Fonjtitutionellen Reformen ge: 
zwungen. Da erfolgte der Donnerſchlag aud in Paris. Die ftarre 
doctrinäre Politik, die ji jeder Reform widerjegte und eine ſtets zus 
nehmende Korruption um jich verbreitete, hatte die Dinge in Frankreich 
auf einen Punkt gebracht, wo fie brechen mußten. Die Abjonderung von 
dem fonjtitutionellen England und der immer engere Anſchluß an die 
Mächte der heiligen Allianz raubten dem Miniiterium Guizot den lebten 
Boden. Die ſchmähliche Partheinahine zu Gunſten der Sejuiten und 
des Sonderbunds in der Schweiz empörte alles liberale Gefühl der 
franzöjiichen Nation. Zu der Gehäfligkeit gegen das befreumdete Land 
fam die erdrüdende Läcerlichfeit der kläglichen und erfolglofen diplomı= 
tiſchen Schritte. In dem Sieg der Eidgenofjenfhaft lag die vollſtän— 
digite Niederlage für das ganze Louis Philipp’iche Syitem. Die inımer 
wachſende Oppojition jammelte ihre Kräfte in den Reformbanfetten. 
Die verfuchte Unterdrüfung des Vereinsrechts erzeugte endlich einen 
blutigen Kampf zwiſchen Volt und Regierung. Wie in den Yulitagen 
erhoben fi in Paris von Neuem Barrifaden, an denen das Königthum 
zerſchellte. Noch fuchte Louis Philipp das Aeußerſte abzuwenden, indem 
er erit ein liberales Minijterium berief, dann ganz zu Gunſten feines 
Enkels abdankte und der Herzogin von Orleans die Negentihaft über: 
trug. Aber jedes Zugeftändnig kam zu fpät. Unter dem Rufe: „Keine 
Bourbonen mehr!“ jtürmte da Volk am Nachmittag des 24. Februars 1848 
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in ben Pallaft der Tuillerien. Der Thron Louis Philipp'3 wurde in 
ben Straßen verbrannt und der ehemalige Bürger fönig mußte fih in 
einer armjeligen Droſchke flühten. Vergebens erjchien die Herzogin von 
Drleand in der Deputirtenfammer, um die Krone für ihren Sprößling 
zu retten und die Regentſchaft zur Anerkennung zu bringen. Das Bolt 
verlangte die Republit und die Niederfegung einer provijoriichen Regie- 
rung. Der angejhwollene Strom ließ ſich durch nicht? mehr dämmen. 
Aller Glaube an den Konftitutionalismus war gefhwunden. Die Wo: 
narchie fiel und die Republik wurde feierlich proflamirt. Wie ein eletri= 
ſcher Schlag wirfte die Februarrevolution in Franfreih auf die meilten 
Völker Europa’. Die morfchen Ordnungen geriethen plötzlich aus allen 
Fugen. Keine bergebradte Autorität war ftark genug gegenüber der 
Gewalt der öffentlihen Meinung oder dem aufopfernden Muth der 
Barrifadenfänpfer. Ein Aufftand nad dem anderen brady die alten Bande. 
Die Oeſtreicher wurden aus der Lombardei hinausgeſchlagen. Venedig 
Fonftituirte jich zu einer eigenen Republik. In Wien kam das ganze 
Metternih’ihe Syftem zum Fall. In Baiern dankte der König Ludwig 
ab. In Preußen mußte ji der Hochmuth der Krone vor dem Aufitand 
der Berliner beugen. Alle deutfchen Fürften lagen wie zu den Füßen 
ihrer Völfer. Forderungen, gegen die man fih Dezennien hindurch ge: 
fträubt hatte, mußten in wenigen Tagen gewährt werden. Der deutiche 
Bundestag ward in ein Leichentuch gehüllt. Die deutſche Nationalfou: 
veränität fand ihren Ausdrud in einem Parlament. Schleswig-Holftein 
erhob fich gegen die dänische Herrſchaft. Ungarn fing an, ſich von ber 
öftreihiihen Monarchie zu Löfen. 

Es ift hier nicht der Ort, den Gang diefer flammenden Ereigniſſe 
näher zu verfolgen. Genug, daß in wenigen Wochen das Gewebe der 
Diplomatie zu Schanden wurde und feine Macht mehr an cine nterz 
vention in der Schweiz denfen Eonnte. Die Vermittlungskonferenz in 
Neuenburg mußte fpurlos verſchwinden, wie nächtliher Spud vor der 
Rothe des Morgens. Die Schwiiz war fich felber überlafjen und hatte 
freie Hand, ihre inneren Angelegenheiten zu ordnen. An ihr hing es, 
die Zeit zu benußen. 


Hnwälzung in Neuenburg. 


Mit der Fibruarrevolution ftob nit nur die Vermittlungsfonferenz 
in Neuenburg auseinander, fondern da3 ganze Fürftenthun, mo die 
Tiplomatie ſicher tagen zu fünnen glaubte, wurde plößlih umgewan— 
delt. Das unnatürliche Verhältniß diefes Kantons, der halb der Eid: 
genofjenfhaft und Halb einer fremden Monarchie angehörte, fonnte auf 
die Dauer unmöglich fortbeftehen. Einmal mußte der Zwitterzuftand 
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gelöst werben; es fragte fich nur, zu weſſen Gunften es gefchehen follte. 
Im Anfang der Dreifiger Jahre erhoben ji die Patrioten vergebens, 
um nichts al3 Schweizer zu fein. Dann machten die Royaliftin eben 
fo fruchtlofe Verfuhe, um fi von dem bisherigen Bunde zu trennen. 
Auf der einen wie auf der anderen Seite fühlte man ſich fortwährend 
unbehaglich. Für die Eidgenofjenfchaft wurde das Fürftentyum ein immer 
tieferer Dorn im Fleifhe. Bon Neuenburg aus wurde allen Sonder: 
beftrebungen, die auf Lähmung oder Vernichtung der Bundesautorität 
gingen, bald durch treulofe Rathichläge, bald durch thatjächliche Unter: 
ftügung Vorſchub geleiftet. An der Tagfakung machten fi die fürft- 
lichen Staatsmänner zu beitändigen Wortführern aller anmaßenden Be— 
gehren des Auslands. Diele Jahre hindurch war im Kanton jedes eid- 
genöfjiiche Zeichen verpönt. Republikaniſche Gefinnung galt als Ber: 
breden. Die Ariſtokratie gerirte ſich oft monardiicher als der Fürſt 
ſelbſt. Nur durch gänzlihe Abſchließung von dem freien Leben der 
übrigen Schweiz hoffte man, ſich aufrecht halten zu können. Aber auch 
unter dem ſchwerſten Drud verlor der gefunde Kern der Neuenburger 
B:völferung die Anhäng lichfeit an die Schweiz nicht. Keine Staat3- 
funit fonnte die narürliche Zuſammengehörigkeit ſchwächen oder aufheben. 
Während des großen Kampfes gegen die Jefuiten und den Sonderbund 
wurde der nationale Geift immer Ilebhafter angeregt. Der Sieg der 
eidgenöfjiihen Waffen erfüllte auch die Neuenburger Ratrioten mit der 
höchiten Freude. Der Gedanke, ſich von der fremden Krone unabhängig 
zu machen, mußte von Neuem aufwahen. Das fürftlihe Regiment, 
nah dem Fall des Sonderbunds gänzlich ifolirt, für feinen Ungehorfam 
gegen die Eidgenofienfchaft gebüpt, verlor jede moraliihe Stütze. 

Da gab die Februarrevolution , die jo viele Throne in Europa 
zittern machte, auch in Neuenburg einen rafchen und entjchiedenen Im— 
puls. Kaum fam die Kunde, daß in Franfreich die Republik proflamirt 
fei, fo erhoben fi die Montagnards. In Pa Chaur-de-fonds, wie in 
Locke, bildeten ſich re publifanifche Ausſchüſſe und zwangen die fürftlich 
gefinnten Munizipalbehörden zur Abdanfung. An die Regierung in 
Neuenburg erging fofort die Aufforderung, Lie Gewalt niederzulegen. 
Wenn dies nicht innerhalb 24 Stunden gefchehe, jo werde man in Maſſe 
von den Bergen herabfteigen und der Forderung mit, den Waffen in 
der Hand Geltung verfchaffen. Auch im Traveräthal ftand die eidges 
nöffifh gefinnte Parthei auf. Die Regierung verlor jchnell alle Hoff- 
nung auf die Möglichkeit eigenen Widerftandes. In der Noth jollte 
wieder die Eidgenofjenfchaft Helfen. Staatsrat Chambrier mußte nach 
Bern eilen, um die Bundesgarantie anzurufen und vorörtlides Ein— 
ichreiten zu verlangen. Der preußiſche Gefandte, Hr. von Sydow, uns 
terftügte Dies Verlangen und legte zum Voraus DBerwahrung ein gegen 
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Alles, was die Rechte feines Fürften verlegen könne, Die PVerhältniffe 
der Dreigiger Jahre hatten jih indek geändert, Der fchnöde Undant, 
womit das voyalijtifche Regiment damals die eidgenöſſiſche Hülfe belohnte, 
war nicht vergeflen. idgenöfjiihe Bajonnette follten dem Willen des 
Neuenburger Bolf3 nicht von Nıuem Zwang anlegen. Der Borort 
ſchickte Kommiſſäre mit der ausdrüdligen Erklärung, daß dies nur mit 
Rückſicht auf die Stellung Neuenburgs als eidgenöffischer Stand gefchehe 
und von den Beziehungen des Landes zum Könige von Preußen gänz: 
lich abgefehen werde. Hr. v. Sydow erhielt die Antwort, da die Frage 
eine rein eidgenöfftiche jei und der Vorort fih gegen jede Einmiſchung 
der preußiihen Gejandtfhaft verwahre; dem Volke von Neuenburg ftehe 
wie jedem anderen da3 freie Konjtituirungsreht zu. 

In Neuenburg felbit machte fich die Entwicklung raſch. Nach Nie: 
derjeßung einer proviforifchen Regierung, mit dem Advokaten Piaget 
an der Spite, zogen die Montagnards am Morgen des 1. März, gegen 
1400 Mann jtark, wohlbewaffnet, mit zwei Kanonen, unter Anführung 
von Friedrih Courvoifier (der ſchon 1831 bei der Einnahme des 
Schloſſes thätig war), von den Bergen gegen die Hauptftadt herunter. 
An beſter Ordnung und ohne Widerftand rüdten fie Abends in Neuen 
burg ein. Die provijorische Regierung verkündete die Nepublif, löste 
die bisherigen Behörden auf und berief einen Berfafjungsrath zur Ent: 
werfung einer neuen Verfaſſung. Die no anmwefenden Mitglieder des 
Staatsraths, die jich mweigerten, eine Abdankungsurkunde zu unterzeich- 
nen, kamen einjtweilen in Berhaft. Die Opfer, der royaliftiichen Re— 
gierung wurden wieder in ihre Rechte eingefegt und alle gegen fie ver: 
bängten Berfolgungen wegen politiicher Vergehen al3 null und nichtig 
erflärt. Zu Gunſten der Republifaner, welche die Waffen erhoben, 
wurde die Verfallszeit der Handelswechſel für eine Zeit lang verlängert 
und gerichtliche Betreibung für die Dauer ihres Dienſtes eingeftellt. 
Don den eidgenöffiihen Kommifjären (Dr. Schneider und Migy von 
Bern) fand die proviforiiche Regierung fofort Anerkennung. Eine wies 
derholte Verwahrung des preußifchen Gefandten wurde vom Vorort ala 
unbefugte Einmiſchung des Auslands in die inneren Angelegenheiten der 
Schweiz abgemiefen. Alle anderen fremden Staaten traten mit der 
neuen Regierung in Geichäftsverbindung. 

So wurde die bisherige Döppelftelung gebrochen, ohne daß ein 
Tropfen Blut floß. Die Bildung der neuen Ordnung hatte indeß an: 
fangs mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Die Ariftofratie mit 
ihren reihen Befisthümern und fo vielen Mitteln der Korruption bebielt 
ftarfen Anhang und unterwühlte noch den Boden. Hatte man auch kei— 
nen ernftlihen Verſuch gemacht, die alte Herrichaft zu behaupten, jo be: 
mühte man fi) doch noch, das Land in Anarchie zu verfeben. Die 
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ganze Geiftlichkeit zeigte fich gegen die Ummälzung auf's Feindlichfte ge- 
finnt. Faſt ale unteren Beamten verfagten der neuen Regierung ihren 
Gchorfam, fo lange fie vom Fürften ihres Eides nicht entbunden feien. 
Von der Hauptitadt aus agitirte eine erbitterte Dppofition. An mehre— 
ren Orten fanden reactionäre Verſuche ftatt. Die proviſoriſche Regie— 
rung bedurfte eidgenöffifchen Auffehene, um die Unruhen zu dämpfen. 
Der Vorort fandte neue Kommifjäre, nachdem die eriten Repräfentanten 
den Kanton bereit verlafjen hatten. Der halb aufftändifche Bezirk La 
Sagne und andere widerfpenftige Gemeinden wurden militäriſch beſetzt 
und entwaffnet, Geifeln ausgehoben und im Schloß Travers gefangen 
gehalten, die royaliſtiſche Prefje für eine Zeit lang zum Schweigen ge: 
bracht und die Stadtbehörden in ihren Funktionen eingeftellt. Die Ereig: 
niffe, die unterdeß in Berlin eintraten und auch die preußiſche Monardie 
erfchütterten, raubten den Royalijten für den Augenblid alle Hofinung 
auf eine Reftauration. Der Berfafjungsrath wurde fat ausſchließlich 
in republifaniihem Sinne gewählt. Bei der feierlihen Eröffnung des: 
felben wollte jich Fein neuenburgifcher Geijtliher zur Abhaltung des 
Sottesdienftes bereit finden. Ein Berner mußte den Tienft verfehen. 
An die Spite der neuen Verfaſſung kam der Artikel zu ftehen: „Der 
Kanton Neuenburg ift ein demokratiſcher Freiftaat und einer der Stände 
der jchweizerifchen Eidgenoſſenſchaft. Die Souveränität ruht im Boll, 
welches dieſelbe ausübt in den durch die Verfaſſung feitgeitellten For: 
men." Damit war die völlige Auflöfung des bisher zu Preußen be— 
ftandenen Verhältniſſes ausgefprohen. Im Weiteren fehnitt die Ber: 
fafjung tief in das alte faule Korporationsweien, an dem die Ariftofratie 
eine Hauptftüge hatte. Die Feudalgebühren wurden abgefchafft und ein 
gerechteres Abgabenfyjten eingeführt. Das bisher unabhängige Vermö— 
gen der Kirde kam zum Staatögut und diefem fiel die Beſoldung der 
Geiftlichen zu. Bei der Bollsabitimmung wurden noch mannigfadhe 
Hebel zur Verwerfung angelegt. Mit 5813 gegen 4395 Stimmen fand 
indeß die neue Verfaſſung ihre Annahme. Zugleich beftätigte das Bolt 
den Berfaflungsrath als erften Gr. Rath für die Amısdauer von vier 
Jahren (30. April). 

Inzwiſchen hatte der König von Preußen felbft in einem offenen 
Brief das Verhältniß zu feinen „getreuen Unterthanen“ fo weit gelöst, 
daß er ihnen nicht zumuthen wollte, fih der Theilnahme an den Ge: 
ſchäften unter der republifanifchen Behörde zu enthalten. Bon nun an 
möge man ausfhlieklih die Lage und das Glüd des Landes in’3 Nuge 
faſſen, ohne ſich durch biöherige Verhältniffe zu dem Konig als gebun— 
ben zu erachten. Er werde den Neuenburgern ein ftetes und aufrichti— 
ges Wohlwollen bewahren, aber der gegenwärtige Zuftand Europa's er: 
laube ihm nicht, diefes werkthätig fundzugeben. Mit dem Vorort werde 
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er fich über die Angelegenheiten des Landes in's Vernehmen feten. Der 
Eidgenoſſenſchaft gegenüber kam es indeß zu feiner Auseinanderfegung. Der 
König von Preußen behielt die Thüre offen, um für die Zukunft wieder 
feine Anſprüche zu erheben. Dagegen ftand die Emanzipation als vol: 
lendete Thatfahe da. Nach durchgeführter Konftituirung konnten fich die 
neuen Zujtände befeitigen. Die republikaniſche Verfaſſung wurde von der 
Tagſatzung einjtimmig unter eidgenöfjifche Garantie genommen. Von der 
Kraft der Schweizernation hing es ab, diefe zur Wahrheit zu machen, wenn 
die Unabhängigkeit des Kantons wieder angefochten würbe. 


Die Bundesrevifion. 


Sobald fih die Tagfakung am 16. Februar auf undeftimmte Zeit 
vertagt hatte, trat fofort die große Kommiffion zur Vorberathung der 
Bundesrevijion zufammen. Sämmtliche ganze und halbe Kantone, mit 
Ausnahme von Neuenburg und Appenzell A. Rh., waren in derfelben 
vertreten. Im Anfang ging man erjt ziemlich fchüchtern an die Arbeit. 
So dringend das Bedürfniß der Bundesreform war, fo tief Die Ueber: 
zeugung aller einjichtsvolen Männer im Volke fein mußte, daß nur 
durch einen Fräftigeren und vollsthümlicheren Bundesorganismus ber in= 
nere Friede dauernd gefichert und die nationale Entwicklung gefördert 
werden Fünne, jo herrichte doch im Ganzen no wenig Klarheit und 
Uebereinjtimmung der Anſichten über die Art und Weiſe der Ausführung. 
In vielen Kreifen und insbefondere auf den Fantonalen Sefjeln ging 
das alte Souveränitätsgefühl noch immer hoch. Auch jet ſchien ſich 
wieder ein gewiſſes Juſtemilieu geltend zu machen, das feinen Schwung 
in die Sache bringen mochte. In der Kommijjion trat die Abſicht, an 
der Bafis der Repräfentation zu rütteln, keineswegs beftimmt zu Tage; 
vielmehr konnte man im Glauben ftehen, daß es fih nur um die Re: 
gulirung gewiſſer materieller Fragen handelte. Dennoch war es eine 
gebieterifche Forderung der Zeit, daß dem vorgefchrittenen Nationalbe- 
wußtfein endlich ein Genüge gethan und in der neuen Bundezorganija- 
tion auch eine entſprechende Vertretung des Schweizervolfs gefchaffen 
werde. Im Jahr 1833 war der Umftand, daß der Bundesentwurf wohl 
Manches zentralijiren, aber dabei doch die Kantonalfouveränität als die 
ausfhlieglihe Grundlage der Repräjentation im Bunde feithalten wollte, 
ein unheilbarer Widerfpruch gemwefen, der mefentlih zur Verwerfung 
beitragen mußte. Seither hatte ſich der nationale Geift immer entſchie— 
dener entmwidelt und konnte ohne entfprechendes Organ unmöglid mehr 
befriedigt werden. Wohl zeigte die bisherige Tagſatzung in der lehten 
fhmeren Kriſis eine durcdhgreifende Energie, aber die Ohnmacht und 
Rathlofigkeit derfelben waren vorher Schuld gemwefen, daß die Eidge— 
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noſſenſchaft zu ſolcher Zerrifienheit fommen und an den Rand des Ab— 
grunds geführt werden konnte. 

Während die Revijionstommiffion noch ſchwankte oder die Stimmung 
vorwiegend für die Beibehaltung des bisherigen Repräfentationsverhält- 
niſſes war, brach die Februarrevolution aus. Mit diefem welterfhüttern- 
den Ereigniß wurde auch den been in der Schweiz ein neuer Schwung 
verliehen. Die Bedenken mander Staatömänner gegen einen tieferen 
Schnitt in die Kantonalhoheit mußten jest vor der jchärfer auftretenden 
öffentlichen Meinung weichen. Auch die legte Bejorgnig ſchwand, daß 
das Ausland fein Gewicht gegen eine Bundesummwandlung in die Waage 
werfen könne. Die Noihwendigkeit einer Bollsrepräfentation im Bunde 
konnte nicht mehr ernftlich bejtritten werden. Dennoch fand fi in der 
Kommifjion anfangs no eine Minderheit von I Stimmen (gegen 11 
Stimmen), melde das alte Verhältnig beibehalten wollte. Diefe erite 
Abftimmung war jo wenig ermuthigend, daß der Antrag fiel, zu unter: 
fuchen, ob die Kommiffion fih noch ferner mit der Revifion befaſſen 
folle. „Wenn nämlid auf der einen Seite die neun Heinen Kantone 
beharrlih an der bisherigen Baſis feithalten, zu feiner Transaktion ſich 
herbeilaſſen und auch nicht die geringfte Aenderung im Repräfentations- 
verhältniffe zugeben wollten — wenn jodann auf der anderen Seite nur 
eilf Stimmen fi für eine nationale Vertretung erklärten, fo könne ein 
günftiger Erfolg der Arbeiten nicht erwartet werden und es dürfte für 
diefen Fall zweckmäßiger fein, Zeit und Koften zu eriparen und das der 
Kommiffion gewordene Mandat der Tagſatzung zurüdzugeben.“ Diefer 
Antrag gelangte indeß nicht zur Abjtimmung, da verſchiedene Mitglieder 
der Heinen Kantone erklärten, daß fie nicht die Abficht hätten, fi vom 
Revifiongwerf zurückzuziehen, fondern weitere ausgleichende Vorſchläge 
gewärtigen wollten. *) Es fragte ſich insbefondere, wie weit man in 
der Richtung der Einheit gehen wollte. Vorherrſchend blieb der föderale 
Standpuntt. Die gänzlide Aufhebung der Kantonalfouveränität und 
die Durchführung eines Unitarismus hatte nur einzelne hervorragende 
Vertreter. Die allgemeine Meinung ſuchte ihren Ausdrud in irgend 
einer Vermittlung de fantonalen und des nationalen Prinzips. In der 
Preſſe wurden hierfür befonders zwei Syfteme verfochten. Dr. Ludwig 
Snell flug eine auf direften Volkswahlen, wenn auch nicht ftreng nad) 
der Kopfzahl, beruhende einheitlihe Nationalrepräfentation vor, mit 
einem Veto der Kantone gegen die Beichlüffe derfelben.**) James Fazy 
trat für das nordamerikaniſche Zweilammerfyften in die Schranken, wo: 


*) Siehe: Protokoll über die Verhandlungen der Reviſionskommiſſton, pag. 2. 


**) Siehe: Leitende Gefihtspunfte für eine Bundesrevifion, mitgetheilt vom 
Eentralcomite des ſchweiz. Vollsvereins. Bern 1848, 
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nach die oberfte Bundesbehörde aus einem Senat und einem Repräfen- 
tantenhaus beftehen follte, der eritere als Vertreter der Kantonalität, letz— 
teres als Organ der Nation. Der Gedanke eines ſolchen Zweifammer- 
ſyſtems war in der Schweiz nicht neu. Bereit in den Dreißiger Jah: 
ren tauchte er in einem Entwurfe von Dr. Trorler auf. Auch an der 
Tagfatung wurde er im Jahr 1840 von dir Gefandtfhaft von St. 
Gallen angeregt, ohne indeß damals befonderer Beachtung gewürdigt zu 
werden. So groß jetzt noch die Bedenklichkeiten waren, auf welche die: 
ſes Syftem anfänglich ftieß, weil man unlösbare Konflikte und lang: 
wierige Berjchleppung der Gefchäfte von zwei Kammern befürdhtete, jo 
fand der Vorfchlag doch bei den leitenden Staatsmännern bald allge: 
meineren Anklang. In der Revifionsfommiffion wurde er namentlich 
von Landammann Munzinger befürwortet, der in dem Syſtem daß ein— 
zige Mittel zur Ausgleihung der großen und der Eleinen Kantone erblidte. 
Almählig konnten fich felbit die Mitglieder aus den Urftänden mit bie: 
jem Syſtem befreunden, das, jo fremdartig es ihnen auf den erjten An: 
blick vorkommen mochte, doch gegenüber der reinen Kopfzahlvertretung 
den Feineren Kantonen noch einige Vortheile zu bieten fchien. *) Anfangs 
ſuchte die Kommifjion noch dem möglichen Widerftreit der Kammern da: 
mit zu begegnen, daß, falls die Ständefammer zu Feiner Mehrheit ge: 
lange, ein Beihluß der Volkskammer gleichwohl in Kraft erwachfen follte. 
Aber am Ende wurde da3 Syftem in feiner Reinheit mit getrennter 
Verhandlung (ausgenommen bei Wahlen, Begnadigungen und Kompe— 
tenzentfcheiden) und Gleichſtellung der Beichlüffe angenommen. Für die 
Wahl der Volkskammer jolte urfprünglich die ganze Schweiz nur einen 
einzigen Wahlkreis bilden. Ein ſolches Riefenjkrutinium, wornach das 
gefammte Volk 120 Abgeordnete auf einmal zu ernennen gehabt hätte, 
wurde indeß befeitigt und der Grundfat angenommen, daß nad einer 
größeren Anzahl von Wahlkreifen zu wählen fe. Was den übrigen 
Bundesorganismus betraf, fo war e3 nicht ſchwierig, ſich über die Auf: 
jtellung eines von den beiden Kammern gemeinichaftlich zu wählenden 
Bundesraths, ala vollziehender Behörde, fo wie eines Bundesgerichts zu 
einigen. In diefer Beziehung, wie bei den allgemeinen Beftimmungen 
und den materiellen Gentralifationen, diente der Entwurf von 1833 viel: 
fach zur Richtſchnur, nur daß weitere Schritte vorwärts gethan wurden. 

Am 8. April war die große Reviſionskommiſſion mit ihrer Arbeit 
fertig. in beleuchtender Bericht der Redaktoren Kern und Druey, be: 
gleiteten den Entwurf. In diefem Bericht wurde der Geift oder das 
Grundprinzip des Entwurfs in folgender Weife bezeichnet: „Die bishe— 
rigen Inftitutionen der Schweiz genügten nicht mehr, weil fie nicht ge: 


*) Siehe: Blumer, Bundesftaatsredht. 
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nug Rechte einräumen, weil fie nicht genug Intereſſen zur gemeinfamen 
Sache maden, weil die Bundesbehörden übel organifirt und in ihrer 
Thätigkeit gehemmt find, und bejonders, weil die Behörden ausſchließ— 
ih aus den Kantonen, oder vielmehr ihren Regierungen und keineswegs 
aus dem jchweizeriichen Volle in feiner Gefammtheit hervorgehen; weil 
diefelben daher nur eines der Elemente der Eidgenoffenichaft, das Fan: 
tonale repräjentiren, während das nationale oder allgemeine Clement 
fein eigenes und direftes Organ bat. Die Unruhen, welche feit meh: 
reren Jahren in der Schweiz ftattgefunden, haben zu einem großen Theil 
ihre Quelle in dem Mißverhältniffe, welches zwiſchen den Bundesein— 
rihtungen und den Ideen und Bedürfniſſen des fchweizerifchen Volkes 
beiteht. Aber wenn die Schweiz fi nicht mehr im Zuftand der Dinge 
befindet, für welchen der Bundesvertrag vom Jahre 1815 gefchaffen 
war, fo befindet fie ſich doch auch nicht in einem ſolchen Zuftande, wie 
ihn eine Einheitäregierung, eine neue helvetiſche Republik vorausfegen 
müßte. ine einheitliche und untheilbare Republif müßte, wenn jie 
ihren. Zweck erreichen und nicht ein Baftardföderalismu3 fein fol, die 
Kantone mit ihren politifchen, bürgerlichen, finanziellen und militärifchen 
Inftitutionen verſchwinden lafien, um einer einheitlichen Regierung Platz 
zu machen, welche alle Zweige des fozialen Lebens zu umfafjen hätte. 
Mit einem Worte, das Ffantonale Element würde unter dem Cinheit3: 
ſyſtem verfhwinden, wie da3 nationale Element, wenn nicht zerjtört 
(denn e3 ift ungerftörbar), aber doch verborgen, gewiſſermaßen eritidt 
wird unter der Herrſchaft einer bloßen Allianz von Staaten. So große 
Fortichritte nun der nationale Geift gemacht hat, fo ift doch auch der 
Kantonalgeift noch tief eingeprägt in der Shmweil. Was gegenwärtig 
. in Franfreih und anderen Einheitsftaaten vorgeht, wo der Provinzial: 
geiit trog Allem, was feit Jahrhunderten gefchehen ilt, um ihn zu unter: 
drüden, und felbjt zu vernichten, doch von Zeit zu Zeit wieder hervor— 
tritt, beweist hinlänglich, dag es nicht gelingen würde, denfelben in ber 
Schweis, wo er noch in der Bafis der Inſtitutionen liegt und fi im 
Beſitze der Bundesgewalt befindet, zu zeritören. Es würde vielleicht ge- 
lingen, das Einheitsſyſtem einzuführen, aber nicht, es zu behaupten. 
Der unmwiderftehbare Strom einer ftarfen Reaction aller Unzufrieden: 
heiten würde nicht ermangeln, alle Dämme zu durchbrechen und den 
Unitarismus in furzer Zeit wieder wegzuſchwemmen. Cs rührt Disk 
daher, weil in der Natur der Dinge neben dem Geſetze der Einheit auch 
ein Gefe der Theilung oder Gliederung befteht, oder vielmehr, meil 
beide zufanmen nur Eines find und die Organifation bilden. Die Ein: 
heit ohne Glieder ift eine leere Majje, die Glieder ohne Einheit find 
ohnmächtig. Wird die Schweiz fpäter zum Einheitöfyftem gelangen, 
ober mit anderen Worten, werden in berfelben in Zukunft ſtatt mehr 
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ober weniger fouveräne Kantone nur noch Diftrifte ober andere Territo- 
rialeintheilungen als Glieder eines organifirten Körpers vorhanden fein? 
Es ift möglih. Aber diefe Zeit fcheint und noch nicht gekommen zu 
fen. Der Kantonalismus hat zu tiefe Wurzel, hundertjährige Gewohn— 
beiten haben zu viel acht, um eine folhe Umgejtaltung zu verwirkli— 
hen, ohne eine Kriſis hervorzurufen, für welche die Schweiz, wenn nicht 
alle Anzeichen trügen, keineswegs hinreichend vorbercitet ift. Ein Föde— 
rativfgften, welches die beiden Elemente, welche nun einmal in der 
Schweiz vorhanden find, nämlih das nationale oder gemeinfame 
und da3 Ffantonale ober befondere, achtet, welches jedem diefer Ele: 
mente gibt, was ihm im Intereſſe des Ganzen und feiner Theile 
gehört, welches fie verfchmilzt, vereinigt, welches die Glieder dem 
Ganzen, das Kantonale dem Nationalen unterordnet, indem fonft Feine 
Eidgenofjenihaft möglich wäre und die Kantone in ihrer DVereinzelung 
zu Grunde gehen müßten — das ift’3, mas die jetzige Schweiz bedarf, 
und das ijt der Grundgedanfe des ganzen Entwurfs.“ 

Die Kantone erhielten nur die kurze Frift von einem Monat, um 
die nöthigen Inftruftionen zu ertheilen. Während e8 ring um die 
Schweiz tobte, mußte es hier das Beſtreben fein, fobald wie möglich 
unter das Dach zu fommen, um für alle Fälle neu geeinigt dazuſtehen. 
Dem Entwurf fehlte e8 zwar nicht an Widerfprud. Auf der einen 
Seite ſuchte fich der zunehmende Drang nah größerer Einheit geltend 
zu machen und gewann die zentraliftiiche Idee an Boden, weshalb auch 
der Ruf nad einem Verfaſſungsrath wieder lauter wurde; auf der an: 
deren Seite verlangte man noch feftere Stüben für die Kantonalität. 
Am ftärkiten trat der Unitarismus immer im Kanton Bern hervor, 
Hier ſprach fi der Präſident des Gr. Raths, Fürfpreh Niggeler, 
in einer Cröffnungsrede unummunden für einen volljtändigen Einheits: 
ftaat aus. Das Haupthinderniß zur Verwirklichung eines folchen erblicte 
er nicht ſowohl in der Abneigung der Bevölferungen als in den leidigen 
Anterefien der vielen Regierungen und Befoldeten in den Kantonen. 
Aber im Allgemeinen überwog die befonnene Tendenz, nicht durch hart: 
nädige Oppofition Alles in Frage zu ftelen. Ron den Anftruftions- 
behörden fam daher Feine ſolche Sündfluth von Abänderungsanträgen, wie 
dies 1733 zum Virderben der Reform geſchah. An den meiften Orten gab 
man den Tagſatzungsgeſandten ziemlich allgemeine MWeifungen und aus: 
gedehnte Vollmachten, um nah Umftänden zu ftimmen. 

Schon am 15. Mai fonnte die Tagfakung den Entwurf an bie 
Hand nehmen. Sämmtliche Kantone waren nun vertreten. Im Anfang 
machten Bern und Genf noch einen ſchwachen Verſuch, die Nevifion auf 
die Bahn eines Verfafjungsrarhs zu Ienfen. Aber die Tagſatzung blieb 
auf dem betretenen Wege. Nur für ben äußerften Fall, daß fein be: 
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friebigendes Werk zu Stande käme, glaubte man noch die Zuflucht zu 
einem Verfafjungsrath nehmen zu können. Der Hauptitreit mußte ſich 
wieder um die NRepräfentation im Bunde drehen. Am weiteften in der 
Richtung der Einheit gingen Bern und Aargau, die nur einen National- 
rath, ohne Gegengewicht einer Ständevertretung, wollten. Zürich ſchloß 
fich diefem mit der Modififation an, daß die wichtigften Beichlüfie des 
Nationalrath3 dem Veto der Kantone unterliegen Ten Auch Thur⸗ 
gau und Wallis wollten nur einen einzigen eidgenöſſiſchen Rath, aber 
in dieſem ſollten Abgeordnete des ſchweizeriſchen Volks und Repräſen— 
tanten der Stände neben einander ſitzen. Die Urkantone nebſt den bei— 
den Rhoden von Appenzell (die ſich ganz ausnahmsweiſe einmal zu 
gleicher Stimmgebung vereinigten) hielten an der alten Tagſatzung feſt. 
Glarus erklärte wehmüthig, bei feinen Anſtrengungen gegen den Son— 
derbund habe es nicht vorausgeſetzt, „daß es ſeine ehrenwerthe Hingebung 
für die Sache des gemeinſamen Vaterlands mit dem Verluſte ſeines wich— 
tigſten Rechts werde einbüßen müſſen.“ Indeß wollte es ein Opfer 
bringen und ſchlug deßhalb eine Tagſatzung ohne Inſtruktionen und mit 
etwelcher Bevorzugung der größeren Kantone vor. ine ähnliche Mittel— 
ftellung nahmen Zug und Graubünden ein. Schaffhaufen ftellte die 
eigenthümliche Alternative: entweder reinen Föderalismus oder Ein— 
heitsſyſtem; ein Mittelfyftem tauge nicht, führe doch zur Einheit und 
bejjer wäre daher, ſich vor der letzteren nicht fo ängftlich zu verwahren. 
„Der Einwand, daß die Einheitsregierung feine Popularität habe, ei 
nicht gegründet. Zwar knüpfen fi an den früheren Verſuch nicht die 
erfreuliciten Erinnerungen; es dürfe jedoch dabei nicht überfehen wer: 
den, mit welchen Schwierigkeiten die Helvetil zu fämpfen gehabt, und 
wie viel Gutes felbit unter den bedenklichſten Verhältniſſen die Einheit: 
regierung theild geſchaffen, teils vorbereitet hade, was die unpartheiiiche 
Geſchichte je länger je mehr anerkenne. Nicht ſowohl dad Schmeizervolt 
fträube ji) gegen den Unitarismus, als vielmehr die einzelnen Regie 
rungen, welche mit dem Heere von Beamten auf ihre Stellen verzich— 
ten müßten, Das Volk felbjt werde fi) mit dem Syftem bald befreun: 
den und wahrnehmen, daß e3 eine Fräftige Regierung befiße, welche die 
geiftigen wie materiellen Intereſſen allfeitig wahre und die Gerechtig— 
feitöpflege auf unpartheiifche Weife verwalten laſſe. Die wahrhaft eid— 
genöffifche Gefinnung werde jo lange nicht zur Realität gelangen, als 
die Kantone noch in ihrer fpröden Abgefchlofjenheit gegen einander be- 
harren. Nur wenn eine einheitlihe Regierung namentlih das Erzie- 
hungsweſen leite und durch Volksbildung den nationalen Ideen Eingang 
verſchaffe, werde das Volk in feiner Gefammtheit zur wahren Nationali- 
tät erzogen und werden uneidgenöſſiſche Tendenzen vereitelt.” Am Ende 
ſchaarte fich die überwiegende Mehrheit von 16 Ständen um dad Zwei— 
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kammerſyſtem (beſonders warm und nadhdrüdlih von Solothurn, St' 
Gallen, Waadt und Genf vertreten), nachdem alle anderen Kombinatio- 
nen dahin gefallen waren. Die Kantonalen fuchten bei dem Ständerath 
noch das alte Inſtruktionsweſen zu retten. Aber die Mehrheit der Tag: 
ſatzung wollte feinen lähmenden Gegenfat hervorrufen und ließ deßhalb 
beide Räthe nach freier Weberzeugung jtimmen. Bon Appenzell A. Rh. 
wurde vorgejhlagen, daß Bündnijje und Verträge mit dem Ausland, 
Kriegserflärungen und Friedensihlüffe auch noch der Sanftion des Volks 
unterftellt werden jollten, aber es blieb bei diefem Antrag mit feiner 
Stimme aflein. In Bezug auf die oberjte Vollztehungsbehörde hatte 
ih in der Reviſionskommiſſion nod eine ſtarke Minderheit (9 gegen 
10 Stimmen) für Wahl des Bundesrath3 durch das geſammte Schwei: 
zervolf ausgeſprochen. Die Tagjakung ſchied die Wahl ohne großen 
Miderfprud der vereinigten Bundesverfammlung (National: und Stände: 
rath) zu und erhöhte die Zahl der Mitglieder von fünf (mie der Ent: 
wurf wollte) auf fieben. Bei der Organijation des Bundesgerichts Fonn- 
ten Anträge von Bern und Solothurn auf größere Zentralifation der 
Rechtspflege, namentlich in Kriminal- und Handelsjachen, nicht durchdringen. 

Bei den allgemeinen Beftimmungen wurde die Yostrennung Neuen: 
burgs von der preußijchen Monardie bundesrechtlich dadurch bejiegelt, 
dag nur republikaniſche Verfaſſungen unter eidgenöffishe Garantie famen. 
Den bisherigen gewaltfamen Ummälzungen oder „Rutfchen“ wurde im 
Mebrigen ein Riegel gefhoben, durch die Befugniß der Bundesbehörbe, 
bei Unruhen in den Kantonen von fi aus einzufchreiten, wenn die Re: 
gierung außer Stande ift, Hülfe anzufpreden. Dagegen erhielten auch 
die Freiheit und die Rechte des Volks, glei den Rechten und Befug- 
nifien der Behörden, .volle Gemwährleiftung. Sonderbündnifjen wurde 
für die Zukunft durch eine fhärfere Beitimmung der Riegel gejchoben, 
indem Bündnijje und Verträge politifchen Anhalt3 unter den Kantonen 
ausdrüdlich unterfagt wurden. Dem Ausland gegenüber wurde die 
Einheit der Schweiz entjchieden gewahrt. Das Recht, Krieg zu erklären 
und Frieden zu ſchließen, Bündnifje und Staatöverträge, namentlich Zoll: 
und Handelöverträge mit dem Ausland einzugehen, ward ausſchließlich 
dem Bunde zugetheilt und den Kantonen entzogen. Auch der amtliche 
Verkehr zwiſchen Kantonen und ausmwärtigen Regierungen follte nicht 
ohne Vermittlung der Bundesbehörden gejchehen. Für die Diplomatie 
der einzelnen Stände brach Baſelſtadt eine vergeblihe Lanze. Die 
Nuntiatur anzutajten, hatte die Tagfagung auch jest nit den Muth, 
fo jehr die blutige Zwietracht, die wiederholt im Laufe der letzten Jahr: 
Hunderte von ihr angezündet wurde, gegen die Wirkſamkeit diefes Inſti— 
tut3 zeugte. Freiburgs Antrag auf Aufhebung fiel dahin, ebenfo Bern’s 
Antrag, nur einen weltlihen Gejandten des Pabjtes für weltliche Ange: 
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legenheiten anzuerkennen. Nicht umfonft war der außerordentliche Abgeord⸗ 
nete Rom's mit der Sammetpfote erfchienen. Militärfapitulationen wurden 
für den Bund wie für die Kantone unterſagt. Man hielt e8 mit der 
Politik der Schweiz nicht mehr vereinbar, „daß die Schweizer ihre Söhne 
an Könige abtreten, um die Völker in Knechtfhaft zu halten.” Das 
freie Niederlaffungsreht wurde am lebhafteften von ftreng Fatholifcher 
Seite beilritten, wo man feine Proteftanten dulden wollte. Die kanto— 
nalen Rüdjihten riefen noch allerhand Beſchränkungen hervor, Am 
härtejten hielt «3, den Niedergelaffenen auch politifche Rechte im Nicber: 
lafjungsfanton einzuräumen. Der Entwurf gewährte diejelben ganz all: 
gemein. Die Tagfakung ſchloß das Stimmredt in Sachen der Gemein: 
den aus und erjtredte die Rechte nur auf die eidgenöflifchen und Fanto- 
nalen Angelegenheiten, leßtere erft nach einer gemwiljen Friſt, die indeß 
nicht über zwei Jahre gehen durfte. Die Toleranz konnte fih nicht fo 
weit geltend machen, daß die Israeliten den Chriften gleichgeftellt wur: 
den. Den Kantonen blieb e8 überlajjen, diefen die Niederlafjung zu 
geftatten oder jie fern zu halten. Vergebens bemühte fich Aargau für 
humanere Behandlung. Auch die Kultusfreiheit blieb noch in ziemlich 
engen Schranfen. Nur den anerkannten chriftlihen Konfefjionen wurde 
freie Ausübung des Gottesdienftes gewährleiite. Auch die8 war den 
Urfantonen zu viel. Selbſt das proteftantiiche Appenzell: Außerrhoden 
fträubte fich dagegen fo gut wie das Fatholifche Innerrhoden. „Es habe 
viel gebraucht, bi8 man auseinander gemefen; man wolle nun einmal 
bei dem bleiben und die Ausübung der Konfefjionen nicht mehr vermen— 
gen“, hieß e3 von diefer Seite. Weitergehende Anträge auf volle Ge 
währleiftung der Glaubens: und Gemifjenzfreiheit, auf Geftattung jedes 
Gottesdienstes innerhalb der Schranken der Eittlichfeit und der öffent— 
lihen Ordnung, auf eine Beftimmung, dak Ein Schweizerbürger wegen 
feine Glaubensbekenntniſſes feiner politiichen oder bürgerlih.n Rechte 
beraubt werden dürfe, fielen dahin. Selbſt Zürichs Antrag, es folle 
fein Kanton befugt fein, Schweizer irgend einer hriftlihen Konfeflion 
vom Erwerbe de3 Bürgerrechts auszuſchließen, konnte nicht durchdringen. 
Auch hier gingen proteſtantiſche Vorurtheile noch mit katholiſcher Unduld— 
ſamkeit Hand in Hand. Dagegen wurde dem Bund mit der Beſtimmung, 
daß er zur Handhabung der öffentlichen Ordnung und des Fridens 
unter den Konfeflionen die geeigneten Maßnahmen zu treffen habe, eine 
unter Umftänden weit greifende und mohlthätige Kompetenz eingeräumt, 
Das Verbot des Jeſuitenordens und feiner Affiliirten fand Aufnahme 
in der Berfaffung. Ein Antrag, au die Klöfter, „ald Herde des Aber: 
glaubeng, de3 Ultramontanismus und der Neaction“ von Bundeswegen 
aufzuheben, blieb ohne Erfolg. Dagegen verſchwand jede Garantie die— 
jer Korporationen. Bern ſchlug vor, daß der Bund auf Reorganijation 
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ver Bisthumsverhältniffe und insbejondere auf Aufhebung des Immediat: 
verhältnijjes der ſchweizeriſchen Bisthümer und Klöſter hinwirken follte. 
Dies wurde verworfen. Die Urkantone nebjt Appenzell J. Rh. verwahr: 
ten fich dagegen, daß überhaupt Gegenftände zur Verhandlung gebracht 
würden, welche offenbar das kirchliche Gebiet beſchlügen. Andrerfeits 
legte Aargau Proteft gegen folde Verwahrung ein, da die Gefandtichaf- 
ten berechtigt feien, Anträge zu ftellen, welche fie im Intereſſe des Va— 
terlande3 nöthig erachten, in welchem echte jie durch Eeinerlei klerikale 
Rüdjichten verkürzt werden dürften. 

Eine der ſchwierigſten Aufgaben war die Löfung der jogenannten 
materiellen Fragen, wohin dag Militär:, Zoll, Volt: und? Miünzmejen, 
wie die Betheiligung des Bundes bei Unterrihtsanftalten und öffentlichen 
Wirken, gehörte. Hier fam die fantonale Selbſtſucht am ftärfjten ins 
Spiel. Links und rechts hatte man fi für die alten Ginfünfte oder 
Befugniffe zu wehren. Je mehr ein Kanton Handel und Verkehr fisfa- 
(ich ausgebeutet hatte, je weniger wollte er zu kurz kommen. Nur auf 
dem Wege der Transaction und mannigfahen Marktens konnte man 
zum Biel gelangen. Ein befonderer Ausſchuß mußte dieje materiellen 
Fragen noch einmal begutachten. Am tiefften jchnitt der Antrag von 
Bern ein, daß der Bund alle Militärausgaben und zugleich die Erftel: 
lung und den Unterhalt der Hauptitraßen übernehmen folle, wogegen 
ihm die Kantone die Zölle und Bolten ohne Entſchädigung abzutreten 
hätten. Dagegen erhob fich indeß die große Phalanr der in ihren Finan— 
zen bedrohten Kantone. Am Ende wurde das Zoll: und Poſtweſen zen: 
tralijirt, aber unter voller Gntfhädigung der Kantone. Nur beim Roft- 
weſen wurde zugefügt, daß den Kantonen verhältnigmäßige Abzüge zu 
machen jeien, wenn der Reinertrag zu der vollen Entfhädigung nicht 
binreihe. Im Widerſpruch mit der Freiheit des inneren Verkehrs blie- 
ben die Konfumogebühren (auf Wein und andern geiftigen Getränken) an 
ben Kantonsgrenzen aufrecht, ohne welche einzelne Stände finanziell nicht 
eriltiren zu lönnen glaubten. In Bezug auf die Zentralifation des 
Münzweſens konnte man fih nur über den Grundjaß einigen; die Be: 
ftimmung des Münzfußes mußte der Bundesgeſetzgebung überlafjen wer: 
den. Auf gleiche Weife wurden Maaß und Gewicht als Bundesſache er: 
Härt. Bei der Frage über die Betheiligung im Unterrichtswefen blieb 
die Tagfagung hinter der Reviſionskommiſſion zurüd, Letztere kam in 
einer ſchwunghaften Stunde zu dem Beihluß, daß die Eidgenojjenfhajt 
für Errichtung einer ſchweizeriſchen Univerfität, einer polytechniſchen 
Schule und für Lehrerfeminarien zu forgen habe. In der Tagfabung 
thürmten ji dagegen von allen Seiten Bedenken auf. Die warme Idee 
wurde mit dem abfühlenden Wafjer der noch unficheren Bundesfinanzen 
überſchüttet. Auffalender Weife wollte auch Zürich (das um diefe Zeit 
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noch Anfprühe auf den Bundesfig mahte) den ganzen Artikel fallen 
laſſen. Am Ende wurden die Lehrerfeminarien geftrihen und die Er: 
rihtung von Univerfität und polytechniſcher Schule blos fafultativ ge— 
jtellt, jo daß der Bund nur dazu befugt fein ſollte. Auch im Militär: 
weſen konnte fih die Tagſatzung nicht auf der zuleßt von der Revifions- 
fommifjion eingenommenen Höhe halten. Der Entwurf enthielt die 
Zentralifation de gefammten Militärunterricht3. Die Tagſatzung er: 
Härte zunächſt nur den Unterricht des Genie’3, der Artillerie und Kavals 
lerie, jomwie der Inftruftoren für Sache des Bundes. Dagegen follte 
e8 der Bundeögejeggebung freiftehen, die Zentralifation jpäter noch wei: 
ter auszudehnen. Anträge auf Erridtung einer allgemeinen Brandver: 
ficherungsanjtalt und Gründung einer Nationalbank hatten einen Erfolg. 

Bei den Beitimmungen über die Revifion der Bundesverfajjung 
überwog die Anficht, diefelbe möglichit zu erleichtern, weil e8 ein Aus: 
fluß der Souveränität fei, daß ein Volk die Verfaſſung ändern könne. 
Die Revijion ſelbſt follte in denjenigen Formen ftattfinden, melde für 
die Bundesgejeßgebung vorgefchrieben jind, jo daß jede Kammer und 
jedes Mitglied derfelben die Jnitiative ergreifen kann. Auch Fönnen die 
Bürger auf dem Wege der Petition ein foldes Begehren ftlen. Wenn 
eine der Kammern die Nevijion beſchließt und die andere nicht zuftimmt 
oder wenn 50,000 Schweizerbürger die Reviſion verlangen und beide 
Käthe diefelbe verweigern, jo muß die Frage: ob eine Revijion ftattfin- 
den fol, dem ſchweizeriſchen Volke zum Entjcheide vorgelegt werben. 
Wenn in einem diefer Fälle die Mehrheit der Bürger fih für Reviſion 
ausfpricht, jo müfjen die beiden Kammern aufgelöst und neue gewählt 
werden, um die Revifion zur Hand zu nehmen. Ein Antrag von Bern, 
in diefen Fällen die Revijion einem Verfaſſungsrath zu übertragen, 
vereinigte nur wenige Stimmen auf ih. Bei den Uebergangsbeſtim— 
mungen beſchloß die Tagfasung, der Bedingung für die Gemwährleijtung 
der Berfafjungen, „daß diefe vom Volk angenommen worden find und 
revidirt werden fönnen, wenn die abjolute Mehrheit der Bürger es ver: 
langt,” feine Kraft auf ſchon „beitchende” Kantonsverfafjungen zu geben. 
Dadurch wurde auch die noch nicht garantirte Verfaſſung von Freiburg, 
die dem Volk nicht zur Genehmigung vorgelegt worden war und die verlangte 
Beitimmung in Bezug auf die Revifion nicht enthielt, für die nächſten 
acht oder neun Jahre geſichert.. Mean mochte bier den demofratifchen 
Grundfag nicht Fonfequent durchführen, um in dem erft eben dem Je— 
ſuitismus entriffenen Kanton nicht wieder Alles in Frage zu ftellen, 
fondern die liberalen Zuftände, mo möglich, fich Eonfolidiren zu lafjen. 
Der Umftand, daß das Freiburger Volf auch früher über feine Berfaf- 
fung nicht abzuftimmen hatte, diente zum Theil ala Rechtfertigung. Im— 
merhin blieb der Kanton dadurch in einem gewijjen erceptionellen Zujtand, 
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Nah Durchberathung des ganzen Bundesentwurf3 entlud fi in 
den Schlußvoten noch manderlei Unzufriebenheit. Wenig ermuthigend 
lauteten die Worte von Druey: „Ueber den Geift in feinem Kanton 
ſolle man fich feiner Täuſchung hingeben, denn daſelbſt herrfche große 
Gleichzültigkeit gegen das Reviſionswerk und man finde, daß der Bun— 
desvertrag von 1815 bingereicht habe, den Sonderbund zu bejiegen, die 
Intervention zu verhindern und die Neutralität zu handhaben. Ueber: 
haupt habe das Schweizervolf gar zu wenig Theilnahme gezeigt.“ Waadt 
beichränfte fich deshalb, wie Neuenburg, Bafelftadt und Appenzell U. Rh., 
auf das Referendum. Die Urfantone erklärten, daß ſie dem Entwurf 
nicht beiltimmten „und ihren hohen Ständen alle und jede religiöjfen, po: 
litiſchen und materiellen Nechte verwahrten.* Teſſin verwarf, weil es 
jih in feinen materiellen Interefjen verlegt fühlte. Bern nahm eine 
eigene Stellung an, da feine Hauptinftruftion auf einen Verfafjungsrath 
gelautet Hatte. Es eröffnete das der Verwerfung ziemlich gleichkommende 
Votum: daß es nicht zugejtimmt habe. Indeß ſchaarte ſich eine Mehr: 
heit von 13'% Ständen um den Entwurf, natürlich unter Vorbehalt des 
endgültigen Entſcheides der Landesbehörde oder des Volks in den Kan: 
tonen. Die Frijt für dieſe legte Abjtimmung wurde nicht zu weit bins 
ausgedehnt, jondern auf den 1. September feſtgeſetzt. Schon fing der 
politifhe Horizont wieder an, fih zu umbüftern. Auch der Schweiz 
konnten von Neuen VBerwidlungen drohen. Um jo mehr war es gebo= 
ten, die Vollendung des Reviſionswerkes zu bejchleunigen. Nach fo 
mannigfaltiger Arbeit löste fich die denktwürdige Tagſatzung, die jeit dem 
5. Juli 1847 mit wenigen Unterbredungen gejejjen hatte, förmlich auf, 
um noch einer Ichten ordentlichen Tagſatzung Play zu machen (27. 
Juni 1848). 

Wichtig war nun zunächſt der Entſcheid des Gr. Rath im vor: 
örtlichen Kanton Bern. Hier ftritten fi die Anfichten im Schooß der 
radifalen Parthei. Einem anfehnliden Theil derfelben genügte der Bun: 
besentwurf nicht. Auch in der Regierung beſchloß die Mehrheit, von 
Stämpfli und Stodmar geleitet, beim Gr. Rath auf PVerwerfung an— 
zutragen. Dean vermißte einzelne wefentliche politifche Fortfchritte, dann 
ein unabhängigeres Finanzfyftem für den Bund, während ber Kanton 
jelbft zu ſtark getroffen werde. In der oberften Behörde>drang jedoch) 
der vermittelnde Einfluß von Ochſenbein dur. Nach dreitägiger Dis- 
Eufjion erfolgte der Entfh:id mit 146 gegen 40 Stimmen zu Gunften 
der Annahme. Don Seite der radifalen Minderheit war von vorne: 
herein erklärt worden, daß fie, wenn die Bundesverfaffung einmal an— 
genommen jet, Feine weitere Dppofition erheben, fondern beftrebt jein 
werde, da3 darin enthaltene Gute möglichft fruchtbar zu mahen. In 
Zürich ſprach fih der Präfident des Gr. Raths, Dr. Alfred Eſcher, 
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in feiner Eröffnungsrede offen und unummunden, „wenn auch nicht für 
die fofortige, doch für die allmählige Umgeftaltung der Schweiz aus 
einem Staatenbund oder Bundesftaat, wenn man wolle, in einen Ein: 
heitöftaat” aus. Nur weil er überzeugt fei, daß der Entwurf mächtige 
Schritte nach diefem Ziele hin enthalte und nothwendig weiter führen 
müjje, könne er zu der Annahme ftimmen. An und für fich erichten 
ihm der Bundesentwurf als eine Transaction zwiſchen verfchiedenen 
Kantonalanfichten, der es an Grundfäglichkeit fehle. In politifcher Be: 
ziehung tadelte er die Zufammenfegung der oberiten Bundesbehörde ala 
eine entjchieden verfehlte, weil fie einem Grundprinzip der Entwidlung 
der Neuzeit, der Rechtsgleichheit in politifhen Dingen, widerſpreche. Bei 
der Vertretung der Kantone durch den Ständerath neben dem National: 
rath fünne auch ferner eine Minderheit des ſchweizeriſchen Volks die 
Mehrheit hemmen. In materieller Beziehung tabelte er eben fo ent: 
Ihieden die Bejtimmungen des Bundesentwurfes über die Verteilung 
der Pofteinfünfte und Zolleinnahmen, fowie den Fortbezug der Kon: 
fumogebühren, Beftimmungen, deren Duelle offenbar in dem jeder Grund: 
fätlichfeit ermangelnden Beftreben zu finden fei, den Kantonen ihre biö- 
herigen Einnahmen, felbft fo weit fie diefe unbilligerweife größtentheil3 aus 
der Tafche ihrer Mitkantone jchöpften, auch für die Zukunft zu fihern. Gerne 
hätte er deßhalb zu dem Verfuch geftimmt, die Bundesreform meiter zu füh— 
ren. Nur weil die Ausfichten für den Augenblid zu wenig verſprächen, 
halte er e8 für rathjam, von der Verwerfung zu abftrahiren. Aber 
wenn er fi für Annahme ausſpreche, jo thue er es eher der Gewalt 
der Umftände weichend al3 mit Ueberzeugungsfreudigfeit. Hoffentlich 
werde in nicht ferner Zukunft der noch in dem Bundesentwurf liegende 
föderaliftiihe Hemmſchuh befeitigt und die politiiche Ungleichheit der 
Schweizer in jchweizerifhen Angelegenheiten wie die ZTributpflichtigkeit 
der einen Kantone gegenüber den anderen verfchwinden. Mit Ddiejer 
Rede fprah Dr. Eicher die Anficht eines weiten radifalen Kreije aus, 
der fich mit dem vorgelegten Werft als UWebergang zu einer weiteren 
Zentralität einftweilen begnügen wollte. Im Uebrigen erhob fich Feine 
wirkliche Oppofition im Gr. Rath von Zürich. Die Behörde nahm 
den Entwurf einftimmig an. Auch die Großen Räthe von Luzern, 
Aargau, Thurgau, Solothurn, St. Gallen, Graubünden, Glarus, Schaf: 
haufen, Genf, Wallis, Appenzell A. RH. und Bafelland erflärten ſich 
nahezu einhellig oder mit überwiegenden Mehrheiten für denfelben. Waadt 
zeigte nicht das Widerftreben, welches die Worte Druey's hatten vermu— 
then laſſen. Mit 146 gegen 12 Stimmen nahm aud) hier der Gr. 
Rath an. Beſonders erfreulich war die Haltung von Bafelitadt, das 
fih fo lange aller Entwidlung in der Eidgenofjenihaft hartnädig wider: 
jest Hatte, Faſt einhellig gab der Gr. Rath dem Entwurf feine Zus 
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ſtimmung. In Freiburg that die oberfte Landesbehörde des Guten zu 
viel, indem jie nicht blos von fih aus dem Entwurf zujtimmte, fondern 
auch erklärte, daß die Genehmigung Namens des Volkes Geltung haben 
jole. Teſſin dagegen konnte fih nur zu bedingter Annahme im Sinne 
gewiſſer Garantien für feine Zollintereffen entfchließen. Die Behörden 
der Urkantone mochten ih dem Strom der öffentlihen Meinung in der 
Schweiz nicht fo weit widerſetzen, daß fie die Verwahrung an der Tag: 
jagung aufrehthielten. Sie begnügten fi damit, den Entwurf ohne 
Empfehlung dem Volk zur Abftimmung vorzulegen. Gleiches that Ap- 
penzell J. Rh. 

Weniger günftig als der Entfheid der Land und Großräthe fiel 
die Volfsabjtimmung aus. In mehreren Kantonen war die Theilnahme 
verhältnigmäßig gering; im Kanton Bern insbefondere erſchien wenig 
mehr ald der fünfte Theil der ftimmfähigen Bürger. In Luzern ge: 
lang es den Elerifalen Umtrieben, die ſich von Neuem regten, 11,191 
Verwerfende zufammenzubringen. Nur dadurd, daß die Nichtftimmenden 
als Annehmende galten, wurde eine Mehrheit für diefe gewonnen. Auch 
in den Urkantonen erfiärten geiftlihe Kapitel und biſchöfliche Kommiljäre 
die Religion wieder in Gefahr und forderten laut oder im Stillen zur 
Verwerfung auf. Den hauptjädlichiten Grund gaben die freie Nieder: 
lafjung und die freie Ausübung der beiden Confefjionen. In Schmyz 
ſprach fich das Bolk in den Kreisgemeinden mit 3,454 gegen 1,168 
Stimmen gegen die Annahme aus. In Uri wies die Landsgemeinde 
den Entwurf mit etwa 1100 gegen 30 Stimmen zurüd, in Nidwalden 
mit 1200 gegen 500, in Obwalden einhellig, jedoch mit der beruhigen: 
den Erklärung, daß man ſich der Einführung gleihmohl unterziehen 
werde. Dur die Bermerfung in Zug, mit 1780 gegen 803 Stimmen, 
erhielt auch die neue liberale Drdnung einen Stoß. In Wallis, wo 
die beiden Tandestheile wieder auseinander gingen, fiegte gleichfalls das 
alte fonjervative Prinzip. In Teſſin erklärte fi das Volk auch gegen 
die bedingte Annahme. In Appenzell %. Rh. verwarf die Landsge— 
meinde mit übermwiegender Mehrheit, während die Landsgemeinde von 
Appenzell A. NH. willig annahm. In Glarus wurde die Abftimmung 
zu einem vaterländijchen Feſt. Bei 3500 Mann ftarf war die Lands: 
gemeinde jo entjchieden für den neuen Bund geftimmt, daß Gegner faum 
zum Wort fommen fonnten, während die PVertheidiger des Entwurfs 
mit lebhaftem Zurufen unterftügt wurden. Bei der Abftimmung erhob 
nur ein Einziger die Hand gegen die Annahme Ein Hoc des Land: 
ammanns zu Ehren der Eidgenofienfchaft ſchloß den feierlichen Alt. In 
Bajeljtadt legten die Bürger durch die überwiegende Annahme mit 1364 
gegen 186 Stimmen ein weiteres Zeugniß ab, daß man jich hier dem 
eidgenöſſiſchen Fortſchritt aufrichtig anſchloß. Auch in den drei franzöfi- 
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Ihen Kantonen, Waadt (mit 15,535 gegen 3,535 Stimmen), Genf (mit 
5,482 gegen 653 Stimmen) und Neuendurg (mit 5,482 gegen 304 
Stimmen), fanden ſich überwiegende Mehrheiten für den Entwurf. Das 
ganze Gewicht der meijten größeren Kantone neigte die Waagichale ent: 
Ihieden zu Gunſten der Annahme, 

Die Tagjabung verfammelte jih am 4. September wieder in Bern, um 
dad Ergebnig entgegenzunehmen. Nach ihrem Befund Hatten 15% Kan: 
tone mit einer Bevölkerung von 1,897,887 Seelen die Verfafjung an: 
genommen, während die 6’/ verwerfenden Kantone nur eine Bevölke— 
rung von 292,371 Seelen vertraten. In Bezug auf das Verhältniß 
der Vollsabjtimmung wurde berechnet, daß bei einer Anzahl von ca. 
437,100 ftiminfähigen Bürgern etwa 169,743 Annehmende gegen 71,899 
Berwerfende ſtehen mochten. Dabei galt ganz Freiburg als annehmend, 
ganz Tefjin ald verwerfend. Das Gefammtergebnig war immerhin ein 
ſolches, daß der neue Bund einen ficheren Boden finden konnte. Geſtützt 
auf dasjelbe erkannte die Tagſatzung: die Bundesverfajlung fei anmit 
feierlich angenommen und werde als Grundgefeb der ſchweizeriſchen Eid: 
genofjenschaft erklärt. Die Gefandten der Urkantone Elammerten ji 
no cinmal theorerifh an den Satz, daß der bisherige Bund ein Per: 
trag fei, der ohne die Zuftimmung aller Kantone nicht abgeändert wer: 
den könne, und nahmen deßhalb Feinen Theil an der Abjtimmung. So: 
bald die Tagſatzung die feizrlihe Annahme ausgeſprochen hatte, trug 
Geſchützesdonner die Botihaft raſch durch ale Gauen der Schm.iz. 
Freudenjeuer auf den Bergen und Höhen verfündeten den Jubel des 
Volkes. 

Sofort wurde zur Ausführung der neuen Verfaſſung gefchritten. 
Für die Wahl des Nationalrath3 blieb es den Kantonen für einmal 
überlafjen, die Wahlfreife jelbit zu bejtimmen. Die Urfantone mit den 
übrigen verwerfenden Kantonen hatten einen legten Entſchluß zu faſſen. 
Dhne Weiteres fügten fie ſich in der einen oder anderen Form und nah: 
men die Wahlen vor. Am fchwerjten wurde die Unterwerfung in Un: 
terwalden, wo die Landgemeinde noch immer alte Rechte verwahrte. 
Bon keiner Seite geſchah eine Einfpracdhe, weder von Innen noch von 
Augen, Die europäifhen Kabinette hatten mit den Wirren in ihren 
eigenen Ländern genug zu thun und mußten die Schweiz ruhig gemäh: 
ven laſſen. Das jo lange bejtrittene freie Konjtituirungsrecht der Eid: 
genoſſenſchaft konnte fi ungehindert geltend mahen. Die Wahlen in 
die Bundesverfammlung fielen überwiegend im Sinne der neuen Ord— 
nung aus. Zur Verherrlihung des Cinzugs der Volks- und Stände: 
abgeordneten ſchmückte jih Bern mit Ehrenpforten. Am Morgen des 
6. November verfündeten 155 Kanonenſchüſſe, der Anzahl aller Vertre— 
ter gleichfommend, das Felt der Einführung der neuen Bundesverfafjung. 
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Unter dem Geläute aller Glocken und dem Andrang einer zahllofen Zu: 
ſchauermenge bemwegte fich der Zug der neuen Räthe in ihre Sitzungs— 
fäle. Abends war die Stadt glänzend illuminirt. Bei der Befekung 
des Bundesrath3 wurden die fieben Mitglieder gewählt: Furrer von 
Rürih, Ochfenbein von Bern, Munzinger von Solothurn, Druey von 
Maadt, FreisHerofee von Aargau, Näf von St. Gallen und Franscini 
von Teffin. Fünf von denjelben hatten der denkwürdigen Siebenerfom: 
miffion angehört, die während der ſchweren Krijis einen fo entfcheiden- 
den Einfluß ausgeübt hatten, Als erfter Bundesprälident wurde Fur— 
rer, der fich des weiteften Zutrauens erfreute, an die Spite der ver: 
jüngten Eidgenoffenihaft geftellt. Zum Präfidenten des Bundesgerichts 
wurde Dr. Kern berufen. Unbeweint fanf die alte Taafatung fammt 
den drei Vororten in's Grab. Die neue vollziehende Bundesbehörde 
wurde von allen auswärtigen Regierungen anerkannt. Nur von Preußen 
fam eine ſchwache Verwahrung in Bezug auf Neuenburg, 

Nah Konftituirung der Behörden mußte es fih noh um die Be: 
ftimmung des Bundesfißes handeln. Die Bundesverfaflung ging 
nur von der Vorausfekung aus, dak- Eine Hauptitadt als Sitz der 
Bundesgewalt genüge. Gin periodifcher Wechiel, wie bisher, wurde faft 
von feiner Seite mehr befürwortet. Dagegen hatte die Tagſatzung die 
Frage über den Ort ſelbſt offen gelafien, in der Beforgniß, daß ein 
Entjcheid die Annahme der Bundesverfaffung felbit gefährden könnte. Für 
Luzern, dem man im Jahr 1833 die Ehre zugedacht hatte, war jetzt die 
günftige Zeit vorüber. Die fonderbündifche Vergangenheit raubte ihm 
jede Ausſicht. Ernftlihe Wahl blieb nur zwiſchen den bisherigen Vor: 
orten Zürih und Bern. Zürich Hatte bei der Revifion die Errichtung 
einer eidgenöfjifchen Hochichule einitweilen fern zu halten geſucht, um 
fih den Anfpruch auf den Bundesfig zu ſichern. Für dafjelbe ſprach 
die größere geiltige Negfamleit, die vermittelnde Stellung, die es oft in 
der Eidgenoſſenſchaft einnahm, die vielen Hülfsquellen und Annehmlich— 
keiten des Orts. Bern konnte das große Gewicht de3 Kantons in die 
Waagſchale legen. Bern war im lebten Dezennium der entichiedenfte 
Damm gemwejen, an welchem ſich die Reaction gebrochen hatte. Hier 
faq der natürlichere Vereinigungspunft für die franzöfifche und deutſche 
Schweiz. In feiner Mitte tagte gerade die Bundesverfammlung. Um 
der Nivalität von Zürich zu begegnen, wurde von Seite eines der Ber: 
ner Vertreter (Ochfenbein) auch der Antrag auf Errichtung einer eidge- 
nöſſiſchen Hochſchule geftellt, die jedoch nicht an den Bundesſitz verlegt 
werden dürfe (welcher Antrag dem Bundesrath zugemiefen wurde). Die 
beiden Räthe festen zunächſt die Leiftungen feit, die dem neuen Bundes- 
ort auferlegt werden follten. Der Entſcheid ſelbſt fiel zu Gunften Bern's 
aus. Kanonendonner verkündete dem Lande die glücliche Wahl. Abends 
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glänzender Fadelzug vor dem Erlacherhof, wo der Bundesrath feinen 
Eib hatte. 

So trat die Schweiz in eine neue Aera ein. Nach fo langen Mü- 
ben und Kämpfen hatte fich endlich auch der Bund ohne irgend welche 
fremde Einmifhung regenerirt. Zwar war noch nicht Alles errungen, 
wa3 die conjequente Durchführung des nationalen Prinzips verlangen 
mochte. Den kantonalen Bedenflichfeiten und verſchiedenen ſich widerftrei- 
tenden Intereſſen hatte noch mancherlei Rechnung getragen werden müfjen. 
Noch war die Gleichheit der Rechte im Bunde nur unvolftändig herge— 
ftellt. Noch hingen an dem freien Niederlaffungsrecht wie an dem freien 
Verkehr allerhand Beſchränkungen. Noch athmete der Bund nicht den 
vollen Geiſt der Duldung und religiöfen Freiheit. Noch war das Schmei- 
zerbürgerrecht nicht zur ganzen Wahrheit gemadt. Noch fehlten die 
Grundlagen eines gemeinfamen Rechts. Noch blieben fih die Eidge— 
nofjen hinter den Grenzen der Kantone in vielen Beziehungen des Le: 
bens fremd. Aber im Ganzen war ein Refultat gewonnen, wie man «3 
bei der erjten Anhandnahme der Kevijion Faum gehofft hatte. Der bis: 
herige lockere Staatenbund bildete fich in einen fejten Bundesftaat um. 
Dem alten Hader und engherzigen Partikularismus war eine ftarfe Schrante 
gefeßt. Die Schweizernation fonnte in einer Volfsvertretung ihren Aus: 
drud finden. Das fchreiende Mißverhältniß, wornach eine kleine Min: 
derheit im Bund der großen Mehrheit das Geſetz vorfchreiben oder die: 
jelbe gänzlich lähmen Tonnte, war gehoben. Dem Ausland gegenüber 
ftand die Schweiz als ein vereintes Ganzes da. Die bloße Aſſekuranz 
der Regierungen hörte auf. Die Rechte der Bürger in den Kantonen 
waren fo gut gemährleiftet als die Rechte der Behörden. Die Bewegung 
im Innern fah fi von einer Menge läftiger Hemmniſſe befreit. Die 
Bundesgewalt war geftärkt, nicht blos um den inneren Frieden zu hand: 
haben und für die äußere Sicherheit zu forgen, jondern aud um eine 
frudtbare Thätigfeit zu entwideln. Von nun an fonnte an Unterneh: 
mungen gedacht werden, die unter der alten Selbjtherrlichteit der Kan- 
tone faft eine Unmöglichkeit waren. Endlich trug der neue Bund aud) 
die Bedingungen einer leichten und natürlichen Weiterentwidlung in jic. 
Die ganze Errungenfchaft war des langjährigen Ringens werth. 


Die äußere Politik der Schweiz am Schluß der Negenerafionsperiode. 


Ehe wir unjere Aufgabe ſchließen, haben wir noch die äußere Stel: 
lung der Schweiz zu zeichnen, wie jich diefelbe bis zur Einführung der 
neuen Bundesverfaflung in Folge der europäifhen Ereignijje geftaltete. 

Die Februarrevolution mit den gewaltigen Bewegungen, die fie in 
fo vielen Ländern Hervorrief, mußte auch auf den Geift der Schweiz zu: 
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rückwirken. Hatte die Schweiz felbft mit ihrem erfolgreihen Kampf 
gegen den jefuitifchen Sonderbund feinen geringen Anftoß zu den Er 
hebungen gegeben, jo murde fie ihrerjeitS von den brennenden Ideen, 
die ringsum aufloderten, neu angefaht. Das Bedürfniß nach größerer 
Gemeinſamkeit und innigerer Verbrüderung aller nad) Freiheit und Unab— 
hängigkeit ringenden Bölfer konnte auh an der Eidgenofienfhaft nicht 
ſpurlos vorübergehen. Dezennien hindurch war das republifanijche Land 
durch den Drud des verbündeten Abjolutismus in feiner nationalen 
Entwidlung gehemmt. In der jchweren Krijis, wo es ſich um die ganze 
Eriftenz handelte, drohte die fremde Intervention der inneren Empörung 
die Hand zu bieten. Auch nad der Unterwerfung des Sonderbunds 
wurde das freie Konftituirungsreht noch gänzlich beſtritten. Erſt die 
revolutionären Stürme madten alle Anfchläge der Diplomatie zu Schan- 
den und trieben die Vermittlungskonferenz in Neuenburg auseinander. 
Eine neue Unterdrüdung der Völker konnte auch die Schweiz in ihren 
Errungenschaften gefährden. Von dem Sieg des freien Prinzips in dem 
übrigen Europa hing möglichermeile ihre eigene Sicherheit ab. Bor 
Allem mußte der Kampf der Staliener gegen diejenige Macht, die der 
Schweiz immer am feindlichiten gefinnt war, lebhafte Sympathien er: 
regen. Auch nach deutfcher Seite wurde das Mitgefühl um fo eher er: 
wect, als ſich der republifanifche Geift gerade unmittelbar an der ſchwei— 
zerifchen Grenze am ftärfften regte. Es lag daher nahe, daß fich Die 
Frage erhob, ob die Schweiz bei den benachbarten Kämpfen nur ruhiger 
Zuſchauer bleiben oder nah Umftänden thätig eingreifen folle, um da3 
Schickſal der Völker mit zu entſcheiden. So kam die hergehrachte Poli: 
tit der Neutralität eine Zeit lang in Streit mit dem Drang nad) einer 
activen Betheiligung, der fih in einigen Theilen der Schweiz Tebhaft 
äußerte. 

Unmittelbar nach der Februarrevolution hielt die vorörtliche Be: 
hörde in Bern in einem Kreisfchreiben an dir Stände (vom 28. Febr.) 
noch ftreng an dem alten Girundfaß feit: „daß zwar das freie Geftal- 
tungsrecht jedes Volkes geachtet, allein jede öffentliche Kundgebung ver: 
hütet werden müfje, aus welcher ein Gedanke der Einmiſchung gefolgert 
werden Fönnte, daß jomit dem Ausland gegenüber die ftrengite Neutra- 
lität gehandhabt und jede Beeinträchtigung derfelben von der Hand gemwiefen 
werden müjje.“ Aber von Waadt Fam bereits die Einwendung, daß die 
Schweiz freilich Hug handeln werde, wenn jie die Neutralität bemahre, fo 
lange in den benachbarten Staaten der Kampf im Innern bleibe, zwijchen der 
bejtehenden Regierungsgewalt und dem Volke; ebenfo werde fie wohl 
daran ihun, den Grundfag der Nichtdazwifchenfunft zu achten; wenn 
aber der Kampf zwifchen den demofratifchen und ariftofratifchen Grund: 
fägen fich weiter ausdehnen follte, fo fei es der Anficht, die Schweiz 
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bürfe alsdann, zur Wahrung ihrer Unabhängigfeit als Nation, den all 
fälligen großen Ereigniſſen nicht fremd bleiben und es dürften Umſtände 
eintreten, wo die Schweiz nicht neutral bleiben, fondern gemeinfchaftliche 
Sache mit denjenigen Völkern machen jolle, welche den Grundfat ber 
Volksſouveränität aufgeftellt hätten. 

ALS in Italien der König von Sardinien den Krieg gegen Oeft: 
reich eröffnete, erhob fi von Genf aus die Frage, ob nicht die in ber 
ſchweizeriſchen Neutralität einbegriffenen favoyifchen Provinzen Faucigny 
und Chablais dur eidgenöffishe Truppen zu befeten feien. In einer 
Zuſchrift an den Vorort wies die Genfer Regierung auf die hervortre: 
tenden franzöfifchen Gelüfte, ganz Savoyen mit der großen Republif zu 
vereinigen. Der König von Sardinien felbit jcheine diefe Tendenz zu be: 
günitigen, indem er alle Truppen aus Savoyen zurüdgezogen und das 
Land ohne Vertheidigung gelaffen habe. Für die Schweiz erwachle dep- 
halb die Pflicht, die Anterefjen der Neutralität zu wahren. Sie müfle 
Alles thun, um zu verhindern, daß die Provinzen nicht franzöfifh wür— 
den. Die Bevölkerung felbjt ſei mehr für die Schweiz als für Frank: 
reich geftimmt, durch eine eidgenöſſiſche Beſetzung werde diefe Hinneigung 
befördert. Jedenfalls erfordere der Schutz der Neutralität eine folche 
Dfkupation. Die Regierung von Genf begehrte defhalb die Ermächti— 
gung vom Borort, Truppen aufs Piket zu jtellen, um dieſe nöthigen- 
falls in die Provinzen einrüden zu laſſen. Truppen anderer Kantone 
möchten gleichfalls auf's Piket geftellt werden, um Genf nad Umſtän— 
den zu unterftüßen. Der Vorort ſchickte jofort einen Kommiſſär nad 
Genf, um mit der Negierung nähere Rückſprache zu nehmen. An wie: 
derholten Unterredungen erklärte die lettere dem Kommifjär, daß Genf 
im Intereſſe feiner Erhaltung als fchweizerifher Kanton auf eigene Ver: 
antwortlichfeit die neutralen Provinzen beſetzen würde, jobald fih Savoyen 
mit Franfreich vereinigen wollte oder Truppen der lebteren Macht in 
da3 Land einrüden würden. Der Kommiſſär hielt einen ſolchen Ent: 
ihluß, jo ernjt er auch auf den erjten Blick erjcheine, doch durch die 
ganz erceptionelle Yage des Kantond Genf einigermaßen gerechtfertigt 
und auch dem Intereſſe der ganzen Eidgenofjenfchaft entiprechend, Die 
durch den Verzug von einigen Tagen ſchwer blosgeftellt werden könnte. 

Der Vorort Bern fah jich nicht veranlaßt, die Beſetzung jener neu: 
tralen Gebiete von fich aus anzuordnen. Die Umjtände erfchienen ihm 
nicht fo dringlid, um dem Entſcheid der Tagſatzung vorzugreifen, die 
im Hinblid auf die großen europäifhen Ereignijfe auf den 13. April 
zufammenberufen wurde. An dem Bericht, den der Vorort unterdek 
über feine Gefchäftsführung feit der legten Vertagung der Bundesver— 
jammlung erftattete, fprach jih nun auch diefe Behörde in einer Weiſe 
aus, die nicht mehr unbedingt an dem Prinzip der Neutralität fefthielt. 
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Ein Zufammentreffen der beiden die europäifche Welt bewegenden Prin- 
zipien, desjenigen de3 Yortfchritt3 und desjenigen der Reaction, fcheine 
unvermeidlich zu fein und es bedürfe die Frage einer forgfältigen Er: 
örterung, ob bei diefem Kampfe die Schweiz an dem Grundſatze der 
Neutralität fefthalten folle und ob ihr die Möglichkeit gegeben fei, dieſes 
Prinzip unter allen Umftänden zu beobachten. Bereits hätten fich ge: 
wichtige Stimmen dagegen erhoben und die Nothwendigfeit nachzuweiſen 
verfucht, daß die Eidgenofienschaft dieſem Ideenkampfe nicht fremd blei— 
ben könne und daß fie bei ihrer dermaligen Stellung zu Gunften der 
Freiheit ein bedeutendes Gewicht in die weltgefchichtlihe Waagichale zu 
legen vermöge. Liege es im Ferneren auch nicht in der Abficht der 
Schweiz, auf Eroberungen auszugehen, fo ſcheine e8 gleichwohl die Klug: 
heit zu gebieten, dem Streben, namentlih der kleineren Staaten, nad) 
einer freieren politiſchen Eriftenz nicht hindernd in den Weg zu treten 
und gemäß dem Grundſatze des freien Konftituirungsrechts dürfte ein 
Anflug an den Bund der Eidgenofjen nicht abzulehnen fein, fobald 
unter gewiſſen Umftänden die Neigung dazu fih fund geben follte, 

An der Tagfabung ftand Genf von dem Vorſchlage einer unver: 
meidlihen Okkupation der neutralen Provinzen Savoyens ab, dagegen 
drang e3 mit allem Nahdrud darauf, dakgder Vorort ermächtigt werde, 
nöthigenfalls und nah Maßgabe der Dringlichkeit der Umftände fich mit 
den an Savoyen grenzenden Kantonen in’8 Bernehmen zu jeßen, um 
die tractatmäßige Neutralität der Provinzen aufrechthalten zu können. 
Bei Begründung des Antrags erklärte Genf, daß in Folge ftattgehabter 
Unruhen die Bewohner jener Provinzen bei der Regierung von Genf 
um Schub nachgeſucht hätten (weßhalb Genf wirklih Truppen aufbot, 
die der Vorort in eidgenöfjischen Sold nahm). Die Neutralität der bei: 
den Provinzen Faucigny und Chablais habe für den Kanton Genf fei- 
neswegs nur untergeordnete Bedeutung. Die deffallfige Beitimmung 
des Miener Kongrefjes müfle für den zmwifchen zwei mächtigen Staaten 
eingefeilten Kanton als ein Rebensprinzip, als die Frage über Sein oder 
Nichtſein, betrachtet werden. Von der Behauptung jener Neutralität 
hänge auch die Behauptung der Selbftitändigfeit jenes Kantons ab und 
damit ftehe im Zufammenhang die Frage: ob Genf fortwährend einen 
integrirenden Beftandtheil der Eidgenofjenichaft ausmachen oder ein Spiel: 
ball der Nahbarftaaten werden ſolle. Nicht weniger ſei aber auch da— 
bei der Kanton Wallis intereffirt; denn ohne eine feite Handhabung 
der Neutralität in Faucigny und Chablais würden die auswärtigen 
Armeen immer verfucht fein, ihren Einmarſch in Italien durch die Als 
penpäffe des Simplon oder de8 St. Bernhard zu bemerfitelligen. Im 
der weiteren Diskuſſion wurde die urkundliche Berechtigung der Eidge— 
nofjenfhaft, die Provinzen nöthigenfalls militärifch zu okkupiren, allſeitig 
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anerkannt. Dagegen erhoben fih in Beziehung auf die Dringlichfeit der 
Sache vielfache Bedenken. Die zwiſchen Sardinien und Deftreih aus: 
gebrochenen Feindfeligfeiten könnten einftweilen die Beſetzung nicht moti- 
viren. Der König von Sardinien habe zu Gunften der Freiheit feine 
Armee in die Lombardei einrüden laffen. Es fünnte der freien Eidge- 
noſſenſchaft nicht geziemen, diefen Anlaß zu benuten, um dem befreun- 
deten Monarchen- gerade in diefem Momente einzelne feiner Landestheile 
zu offupiven. ine ſolche Verfügung könnte leicht Mifdeutung finden 
und fo ausgelegt werden, als ob die Schweiz, geftüßt auf die von dem 
Wienerkongreſſe ihr eingeräumten Titel, Eroberungen zu maden beab: 
fihtige. Die Vorgänge in Savoyen, die den Grund abgegeben, um 
die Offupation zu rechtfertigen, fallen keineswegs unter den Begriff des 
Krieges, fondern unter denjenigen von inneren Unruhen und in die inne: 
ven Angelegenheiten eines anderen Staats dürfe fih die Schweiz auf 
feine Weije einmifchen. Sollte Frankreich den Entſchluß faſſen, ſavoyi— 
ſches Gebiet militärifch zu befeten, jo werde dies nicht ohne Prälimina= 
rien gefchehen Fünnen. Eine Okkupation dürfe daher noch um fo mehr 
unterbleiben, als Frankreich diefelbe als ein Mißtrauen in feine Politik 
deuten könnte, Wenn die Befegung endlich damit gerechtfertigt werde, 
um bei den betreffenden Denffferungen Sympathien zu ermeden oder 
bereit3 vorhandenen Sympathien zu einem beftimmten Ausdrud zu ver- 
helfen, jo ſei e8 noch fehr in Frage, ob ein Anjchluß der Provinzen an 
die Schweiz im Intereſſe der Gidgenofjenfchaft liege. Jedenfalls erheifche 
diefer Punkt eine genaue und wohl abgewogene Behandlung. Demge— 
mäß wurde jchließlich mit den Stimmen von fechszehn Ständen erkannt, 
daß über den Antrag von Genf einftmeilen zur Tagesordnung zu ſchrei— 
ten fei (18. April). 

Ernitliher fam unterdeß die Frage einer aktiven Betheiligung dur 
ein anderes Anerbieten zur Erwägung. Der König von Sardinien, 
der feinen eigenen Kräften nicht traute, um die Macht Deftreihs in 
Dberitalien zu brechen, trug der Schweiz ein förmliches Schuß: und 
Trutzbündniß an. Die Schweiz follte fi) darnach verpflichten, ſo— 
fort 30,000 Mann aufzubieten, mit wenigftens 20,000 Mann in Jtalien 
felbft einzurüden und eine gleiche Reſerve in Bereitichaft zu halten. 
Motivirt wurde der Antrag mit dem gegenfeitigen Bebürfnik, die Be— 
ziehungen zwiſchen beiden Ländern fo eng wie möglich zu fnüpfen. Ita- 
lien, das no um feine Unabhängigkeit zu ringen habe, könne feine 
Blicke nur nach der Schweiz werfen, die das größte Intereſſe habe, bei 
dem Merk der Erlöjung mitzuwirken. Die Tagfabung mußte fich jet 
beftimmter über die äußere Politik ausfprehen. Die Anfichten plagten 
in der Bundesbehörde nicht wenig lebhaft auf einander. Die Vertreter 
der öftlichen und mittleren Schweiz ſchaarten ſich größtentheil um bie 
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Fahne der ftridten Neutralität, als Wortführer befonders Furrer, Mun— 
zinger, Näf und Steiger. Aus der franzöfifchen Schweiz famen dage: 
gen lebhafte Stimmen für eine thätige Theilnahme. Die Hauptredner 
waren Druey und James Fazy. Auch in Bern neigte fi ein Theil 
der radikalen StaatSmänner zu diefer Nihtung. Keiner ſprach fich eine 
Zeit lang lauter für die Nölferfolidarität aus und trug fih mit kühne— 
ren Projekten für eine Vergrößerung der Schweiz (namentlich für einen 
Anſchluß des damals republifanifch gefinnten Schwarzwalds) als Ochſen— 
bein. Bei diefem ging indeß eine plößliche Ummandlung in den Un: 
ihauungen vor fi. Unter den vorhandenen Umfländen ſprach er fi 
jest gegen jede Hülfe aus. Die Tagfakung feßte nach einer erniten 
Erörterung in geheimer Sikung eine Siebenerfommiffion nieder. Diele 
brachte mit Mehrheit den Worjchlag, in das angebotene Schuß: und 
Trußbündniß nicht einzutreten. Cine Minderheit trug darauf an, zwar 
das Anerbieten eines Schuß: und Trußbündnifjes nicht anzunehmen, aber 
die Abficht der Schweiz auszufprechen, durch militärifche Kräfte zur Be— 
freiung Italiens mitzuwirken und dießfalls nöthige Einverftändniffe zu 
treffen. 

Für eine thätige Theilnahme wurde geltend gemacht, daß es der 
Schweiz vor Allem daran liegen müſſe, ihre Selbititändigfeit und Un— 
abhängigkeit zu erhalten. Die Mittel, zu diefem Zwecke zu gelangen, 
jeien aber wardelbar ; fie müßten mit den Umftänden mwechjeln; fie feien 
durch die jedesmaligen inneren und äußeren Verhältnifje bedingt. Bis 
dahin habe das Prinzip der Neutralität als dasjenige Syftem gegolten, 
welches inmitten des monarchiſchen Europa’ der ifolirt daftehenden 
ſchweizeriſchen Republik allein die Möglichfeit gewähren fonnte, ihre 
Selbitftändigkeit zu behaupten. Seit den glorreichen Greigniffen vom 
Februar hätten aber die europäifchen Staatöverhältnifje eine durchaus 
veränderte Geftalt angenommen. Jetzt liege e8 in der Pflicht der Schweiz, 
die Solidarität der Völker anzuerkennen. Die dur Strebung und Ge: 
finnung mit der Schweiz fympathifivenden Nationen müßten fi) in dem 
Maaße zuſammenſchließen, daß ein vereintes Handeln gegen den gemein: 
famen Feind fortan als Regel gelte. Die Sache der Demofratie, um 
die es fich dermalen handle, habe zuerft in der Schweiz ausgefochten 
werden müfjen; die Prinzipien, welche die Welt bewegen, feien von ihr 
ausgegangen; um jo weniger ſei die Schweiz daher befugt, fich zu ifo- 
liren. In den Tagen der Krifis habe der Abjolutismus ungefcheut 
Parthei für die Feinde der Eidgenofjenfchaft ergriffen. Damals hätten 
die Völfer auf erhebende Weiſe ihre Sympathien für den Kampf der freien 
Eidgenofjenihaft Fund gethan. Die freie Schweiz habe eines materiellen 
Beiſtands nicht bedurft; fie habe die Kraft gehabt, aus ihren eigenen 
Mitteln ihre Widerfacher zu befiegen und zum Gehorfam zurüdzuführen; 
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allein das Mitgefühl, welches ſowohl die Deutfchen als die Franzofen 
und Italiener zu erkennen gegeben, hätte offenbar einen großen mora= 
liſchen Einfluß geübt; e8 habe das Vertrauen in die gute Sache erhöht 
und mittelbar die Kraft der Feinde gebrochen. Hätte der Despotismus 
in den benachbarten Ländern gefiegt, jo würde die Neutralität der Schweiz 
zu einem Schattenbild herabgewürdigt und ihre Selbitftändigkeit, wenn 
auch nicht dem Namen, doch dem Wefen nah, vernichtet worden fein. 
Von Neuem würde die Schweiz in Gefahr fommen, wenn die aufitre 
benden Nationen in ihrem Kampfe unterlägen. Schliefe man ſich vom 
Kampfe ab, jo werde die Schweiz de3 Egoismus geziehen. Das Aus: 
land werde daraus den Grund ableiten, mit den einzelnen Theilen der 
Eidgenofienfchaft beliebig verfahren zu Fünnen. Reiche die Schweiz hin: 
gegen den ringenden Völkern die hülfreiche Hand, jo werde fie bei einer 
Abrechnung auf einem großen europäifhen Tage auch eine würdige Stel: 
lung einnehmen können. 

‚Auf der anderen Ecite wurde dagegen ernftlich vor jeder Einmiſchung 
in den Strudel der europäiſchen Welthändel gewarnt. In den Tagen 
der Roth habe die Schweiz ftetS allein gejtanden und durch eigene Kraft 
fich helfen müffen. Sie möge auch jet der Freiheit in ihren Alpen 
ein ruhiges und ficheres Afyl gewähren und diefe Schranfe nicht über: 
treten, zumal es noch zweifelhaft fei, wie der faum begonnene Prinzipien— 
tımpf enden werde. Wohl habe die fchweizeriiche Nation zur Ret— 
tung de3 Vaterland und zur Aufrehthaltung der öffentlichen Ordnung 
mit Begeifterung fich erhoben und der Welt ein denfwürbiges Beifpiel 
der Aufopferungsfähigfeit gegeben. Aber die Aufforderung, auf auslän- 
diſchen Kampfplägen und für ausländifche Anterefien zu ftreiten, dürfte 
nit mit gleicher Bereitwilligfeit hingenommen werden. Nach den eben 
gemachten ungeheuren Anftrengungen bedürfe die Nation einer nachhal— 
tigen Ruhe. Bündniſſe mit fremden Staaten hätten der Schweiz immer nur 
Derderben zugezogen. Daß die aus den verſchiedenſten Nationalitäten 
zufammengefegte öftreichijhe Monarchie auseinander zu fallen drohe und 
die Gelegenheit günftig wäre, an diefem Erbfeind Genugthuung zu neh: 
men, gebe feinen Grund, das Prinzip der Neutralität zu verlaſſen 
und einem unedlen Rachegefühl fich hinzugeben. in mit Sardinien ab: 
geichlofjenes Bündnik wäre dem Weſen nach nicht? Anderes, als eine 
Kriegserflärung gegen Deftreich. Ueberdies fenne man die Antentionen 
Franfreih8 gegenüber von Italien niht. Der König von Sardinien 
habe jchwerlich in bloßer Uneigennüßigfeit fi zum Ritter und Vor— 
fämpfer der Lombardei aufgeworfen, vielmehr werde es in jeiner Abjicht 
liegen, Eroberungen zu machen und die fchönften Theile von Italien 
feiner Krone einzuverleiben. An diefem alle aber werde Frankreich 
Ihwerli gleichgültig zufehen und ein Krieg zwifchen Franfreih und 
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Sardinien dürfte unvermeidlich fein. Durch ein Bündnig mit Sardinien 
würde die Eidgenofjenfchaft in die jchiefe Stellung gebracht, daß jie 
Deftreih und Frankreich zu Feinden hätte und in einen unabfehbaren 
Krieg verwidelt würde. Der König von Sardinien habe überhaupt 
noch wenig Proben feiner Zuverläjfigfeit abgelegt, gleichwie die Anteze— 
dentien des Haufes Savoyen im Allgemeinen nicht geeignet feien, Ver: 
trauen einzuflößen. Die Regenten von Savoyen hätten von jeher und 
überall Bündnijje nachgeſucht, im Falle der Noth aber ihre Freunde ver: 
lajjen, zufrieden, wenn es ihnen gelungen, fich felbit jo gut als möglich 
aus der Berlegenheit zu ziehen. Die Eidgenojjenjchaft habe kein Intereſſe 
und feinen Ruhm darin zu fuchen, da jie ihr Kriegsvolf im Ausland 
fih herumtummeln laffe; vielmehr möge fie ihre Kräfte zufammenhalten, 
um in den Tagen der Noth ungeſchwächt daft:hen zu fönnen. ine be: 
fondere Anficht ging endlih dahin, daß zu unterfcheiden fei zwijchen 
Traftaten, welche mit Völkern, und folden, welche mit Fürften abge: 
Ihloffen würden. Zu Gunften der Völker follte die Schweiz nicht un— 
terlajjen, aus ihrer Neutralität herauszutreten und ihre Sympathien 
durch offene Theilnahme am Kampf zu bethätigen. Im vorliegenden 
Valle Handle es ſich jedoch um einen Bund mit einer Monarchie, deren 
Treulofigfeit die Schweiz fo oft erfahren habe. *) 

Mit einer Mehrheit von 15 Ständen wurde hiernach befchloffen, in 
das angebotene Schuß: und Trugbündniß nicht einzutreten. „Die Schweiz“ 
— fo erflärte der Vorort den Abſchlag in einer Zufhrift an den ſardi— 
niſchen Vertreter — „habe zwar die Anftrengungen der Völker, den ver: 
alteten Zwang des Abfolutismus zu brechen und den Weg der Entwid: 
lung freier VolfstHümlichfeit zu betreten, mit der aufrichtigiten Sym— 
pathie begrüßt und an dem heldenmüthigen Erwachen der Völker Ita— 
liens cinen lebhaften Antheil genommen; fie hoffe auch, dieſer neu be— 
tretene Weg werde das Glück und die Wohlfahrt eines edlen Bolfs be— 
gründen. Allein für einmal bebürfe die Eidgenoſſenſchaft nach den un— 
geheuren Anjtrengungen, um in ihrem eigenen Körper einen aufrühreri= 
Shen Bund zu unterdrüden, der Ruhe und Ordnung, damit fie fi in 
den Stand jeße, den wichtigen Anforderungen der Gegenwart zu begeg- 
nen. Noch jei die Anficht anderer Staaten über diefe Angelegenheit uns 
b.fannt, was für die Schweiz die größte Vorficht rathfam mache. Uebri— 
gens jei die ſchweizeriſche Neutralität auch Italien vortheilhaft, weßhalb 
man auf die vorgefchlagene Verbindung nicht eingehen könne.” 

Damit war im Mefentlihen die äußere Politik der Schweiz den 
benachbarten Stürmen gegenüber entfchieden. Bei der herrſchenden Auf: 
regung hatte indeg die unbedingte Neutralität noch mannigfahe Anz 


*) Siehe die Berhandlungen im Tagjagungsabichied von 1847. 
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fechtungen zu erleiden. Die Idee einer größeren Solidarität behielt, 
namentlich im Weſten der Schweiz, ihre lebhaften Vertreter. Die Sym— 
pathien für die italienische Sache bethätigten fich durch freiwilligen Zus 
zug, wie dur Sendungen von Waffen und Munition, zum Theil aus 
kantonalen Zeughäufern. Unterhändlern, die aus der Lombardei famen, 
um ein Korps für den dortigen Dienft anzumwerben, und zu dieſem Zweck 
Privatkapitulationen abzufchließen fuchten, wurde mancher Vorſchub ge: 
leiſtet. Nur wenige Regierungen mochten mit Nachdruck entgegentreten. 
Am ſchwerſten war e3, die Bevölkerung in Teſſin von einer thätigen 
Theilnahme abzuhalten. Auch nad) der deutſchen Seite, wo das benachbarte 
Baden am ftärkiten von republifanifchen Jdeen bewegt wurde, wirkte man 
von Seite der Deutfchen in der Schweiz vielfach hinüber. Ueberall blie— 
ben noch jtarfe revolutionäre Impulſe thätig, die auch die Schweiz in 
den Kampf hineinzuziehen juchten. Die Auflöfung der benachbarten Ber: 
hältnifje ermuthigte zu allen mögliden Bejtrebungen. Aber die Eidge- 
nofjenfchaft blieb in der einmal angenommenen Haltung. Auch die vor— 
Örtliche Behörde Fam aus dem Schwanfen heraus, worin fie jich eine Zeit 
lang befunden hatte. In Bern fonderten fih die Meinungen jchärfer 
ab. Ein Theil der radikalen Häupter, wie Stämpfli, Niggeler u. A., 
wollte den Sympathien Eeinen unbedingten Zwang anlegen und ber 
günftigte die lombardiſchen Werbungen noch unter gewiſſen Garantien. 
Dagegen erklärte jih Ochſenbein immer entjchiedener für die Auf: 
rechthaltung einer unbedingten Neutralität... Im Widerfprud mit den 
Keen, die er eine Zeit lang am lautejten geäußert hatte, trat er nun 
mit maßlofer Leidenfchaft den Beftrebungen größerer Solidarität entges 
gen und warf auf feine bisherigen Freunde und Gefinnungsgenojjen die 
Beihuldigung des Landesverrath3 oder einer Auslandsparthei. Der 
Gr. Rath, vor den die Sache gebracht wurde, ſprach ſich zwar nicht 
unmittelbar über die Anklagen aus und fahte feinen Beſchluß zur Un— 
terfuhung. Aber am Ende ging die neutrale Richtung — nachdem Od: 
jenbein jelbft feine Entlafjung eingereicht hatte, die faſt einftimmig ver: 
weigert wurde — geftärft aus dem Kampf hervor. Zugleich Fam indeß 
ein erjter verhängnigvoller Riß in die radifale Parthei Bern’s. 

Die Tagfatung felbit hatte ji) noch einmal weiter auszuſprechen. 
Zur Erfüllung der internationalen Verpflichtungen waren bereit3 an der 
italienischen wie an der deutfchen Grenze militärische Vorkehrungen ge— 
troffen. Um der Neutrazität nad) allen Richtungen zu genügen, wurde 
auf weitere Truppenaufgebote gedrungen. Cine niedergefette Kommiſſion 
trug in ihrer großen Mehrheit darauf an, zwar von weiteren Truppen 
aufgeboten einftweilen zu abjtrahiren, dagegen die Kantone zur Ergrei— 
fung der nöthigen Maßregeln einzuladen, damit auf ihrem Gebiete feine 
Werbungen von Freiwilligen behufs ausmärtiger nicht Fapitulirter Mili- 
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tärbdienfte ftattfänden und daß die Bildung bemwaffneter Korps zu aus— 
wärtiger Hülfe unterbleibe. Nur die Minderheit von einer Stimme 
(Dr. Bufjard) drang von Neuem darauf, in's Auge zu fafjen, ob nicht 
die Eidgenofjenfchaft ſich veranlaßt fehen könnte, mit einer oder mehreren 
Mächten Traftate abzufchliefen. Im der Tagſatzung erneuerte fich der 
früher geführte Kampf wieder auf's Lebhafteite. Auf der einen Seite 
ftanden fast ausfchlieglich die Vertreter der franzöfifhen, auf der anderen 
diejenigen der deutſchen Schweiz. Bon jenen wurde dad Bedauern aus— 
geſprochen, daß das von Sardinien angetragene Bündnik fofort von der 
Hand gemwiefen worden ſei. Jetzt werde noch dazu vorgefchlagen, ein 
Mißtrauensvotum gegen ſolche Staaten abzugeben, die dahin ftreben, 
fich den öffentlichen Formen der Schweiz zu nähern und den demofrati: 
fhen Prinzipien Aufnahme zu verfchaffen. So lange im Intereſſe des 
Abjolutismus geworben worden fei, habe man ruhig zugefehen, wenn, 
entgegen beftehenden Bundesbeſchlüſſen, Kapitulationen abgefchlofjen wor: 
den feien. Dagegen ftelle man diefe Bejchlüffe nun wieder in voller Kraft 
voran, wo benachbarte Völker in ihrem Kampfe um Freiheit und Nationali= 
tät Hülfe von einem geiltig verwandten Volke verlangen. Die bisherige 
Neutralität fer überhaupt jtet3 nur im Intereſſe des Monarchenthums 
und de3 erclufiven ariftofratiichen Prinzips aufrecht gehalten worden. 
Sie widerfpreche dem Bolksgefühl, welches feine Sympathien für die ge— 
rechte Sache eines Nachbarvolks nicht in die engherzigen Regeln der 
Diplomatie einzwängen lafje. Im Falle eines europäifchen Krieges könne 
die Schweiz in ihrer Paſſivität nicht beharren; fie werde vielmehr ge— 
nöthigt, fich einer der Partheien anzufhliegen. Unthätigkeit könne der 
Schmeiz nur zum Nachtheil gereichen, denn wenn die Völker fiegten, fo 
würden diefe die Eidgenojienfchaft de Egoismus zeihen, und wenn die 
Despotie die Oberhand gewinne, jo würde die Reaction vor Allem aud) 
auf die Schweiz verderblich zurückwirken. Die Eidgenofjen, melde an 
dem Freiheitsfampfe eines benachbarten Volkes fich betheiligten, kämpften 
auch für die eigenen vaterländifchen Prinzipien. Um die Eriftenz allfäl- 
tiger Zuzüger zu fichern und ungeregeltes Reislaufen zu verhüten, folle 
man die Organifation von Freikorps nicht verbieten, vielmehr dafür 
jorgen, daß der friegerifche Geift in gewiſſe Bande der Zucht und Ord— 
nung zujammengefaßt und dadurch ein bejjeres Fortlommen möglich ges 
macht werde. 

Bon den Gegnern diefer eingreifenden Politik wurde jetzt noch be— 
ftimmter hervorgehoben, daß die Neutralität für die Schweiz das eigen- 
thümliche Lebenzprinzip fei, daS als der oberfte Grundſatz der eidgendf- 
fifchen Politik feftgehalten werben müſſe. Damit verzichte die Schmeiz 
freilich nicht auf das Recht, eine andere Stellung einzunehmen, wenn 
die Umftände e8 erheijchen. Aber nur wenn die Eriftenz und die Selbjt- 
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ftändigfeit der Schweiz auf feine andere Weife mehr zu retten fei, dürfe 
fie zu dem immerhin gefährlichen Experiment der Allianzen übergehen 
und durch Bündniffe fich zu helfen fuchen. Das Geftatten der Wer: 
bungen gegen Deftreich ſei einer Kriegserklärung gleich zu adten; nun 
wolle aber das Schweizervolf weder direkten Krieg, noch indirekt ſich in 
einen Krieg hineinziehen laſſen. Jahrhunderte lang jei das Schweizer: 
blut um Geld feil geweſen und um ſchnöden Lohn verhandelt worden, 
aber die Gefchichte kenne die unzähligen Wunden, an denen die Eidge- 
noſſenſchaft in Folge dieſes ſchmählichen Menichenhandels geblutet habe. 
Die freie Schweiz dürfe nicht in denfelben Fehler fallen wie die alte 
Ariftofratie, der man immer den Vorwurf gemacht habe, dar jie mit 
ihren Militärkapitulationen die Neutralität nicht gehalten habe. Im 
Uebrigen beftänden in den meiften Kantonen bereits Berbote in Bezie— 
hung auf das Anmwerben für ausländijche Kriegsdienfte. Ebenfo ſeien die 
Werbungen ohne ausdrüdliche Kapitulationen von Seite der Eidgenojjen- 
haft unterfagt. Es Handle ſich dephalb im Grunde nur um Sand: 
habung diefer Beftimmungen. Dieſen Anfichten gemäß wurde von der 
Mehrheit von 13 Ständen die vorgejchlagene Einladung an die Kantone 
beſchloſſen und damit den Werbungen von eidgenöfjijcher Seite entgegen= 
getreten (13. Mai). 

Unterdeß folgten in den benachbarten Ländern auf die crite gemal: 
tige Fluth allmählig reactionäre Rückſtrömungen. Die Kraft der Na: 
tionen ſchien ji an der jchweren Aufgabe zu brechen, die fie noch zu 
erfüllen Hatten, um fich wirklich frei und felbititändig zu machen. Nach 
dem erften Sieg ließ man fih in faljches DVertrauen einwiegen. Im 
Lager des Fortſchritts ſelbſt brach vielfacher Zwicipalt aus. Das Ruder 
fiel mehr oder weniger in die Hände von ſchwankenden Mittelpartheien, 
die durch die Revolution und Reaction hindurchzuſteuern fuchten, aber 
durch Halbheit und Kraftlofigkeit der letteren wieder den Weg öffneten. 
So viele Fragen ftürmten auf einmal herein und verwirrten das öffent— 
liche Bewußtfein. Die fozialen Theorien verjegten die bejigenden Klaſ— 
fen in Schreden. Cine Nation bot noch zur Unterdrüdung der anderen 
Hand. Das demokratiiche Prinzip konnte nicht zum vollen Durchbruch 
fommen oder wurde durch die alten faulen Elemente wieder unterwühlt. 

Der erfte ſchwere Rückſchlag trat in Neapel ein, wo das Volk in 
einem Aufftand gegen das treuloje Königthum unterlag (15. Mai). 
Schweizerregimenter halfen mit ihrer foldatiichen Hingebung den alten 
Defpotismus wieder aufridhten. Non Neuen fiel der Fluch auf den un— 
feligen Fremdendienſt. Jenſeits der Alpen erhob ſich die laute Klage, 
daß die Schweiz die Werbung für die Freiheit verbiete, während Trup— 
pen aus ihrem Schooß die nad Emanzipation ringenden Völfer mit bru— 
taler Gewalt niederwürfen. Zugleich wurde die Befhuldigung auf die 
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Regimenter geworfen, daß fie den Sieg durch alle möglichen Gräuel 
und Ausfchweifungen gefehändet und damit auch die Ehre der Eidgenoſ— 
ſenſchaft blosgeftellt hätten. Im Folge dejien ftellte Genf (James Fazy) 
an der Tagſatzung den Antrag, daß die Kantone, die noh Militär- 
fapitulationen mit Neapel hätten, eingeladen werden möchten, ihre 
Truppen aus diefem Königreich zurüdzurufen. Von der Eidgenoſſen— 
ſchaft könne man mit Recht erwartew, daß fie Handlungen einer im In— 
terefje des Despotismus angeworbenen Soldatesfa auf das Entjchiedenite 
mißbillige. Der Einwand, daß die Militärkapitulationen eine Erbſchaft 
der abgetretenen Regierungen feien und die dermaligen Kantonsbehörben für 
die Folgen nicht einzuftehen hätten, fei nicht ftihhaltig, weil nad der 
Revolution, die fi aller Staaten Europa’3 bemädhtigt habe, ein anderer 
Maßſtab angelegt werden müſſe. Die Kapitulationen feien von Regie: 
tungen nad Grundſätzen abgefchlofjen worden, welche den gegenwärtigen 
Prinzipien ſchroff entgegenftänden. Man habe die Abjicht gehabt, durch 
Lieferung von Söldnern dem abjolutiftifhen Syftem Vorſchub zu leiten. 
Die politifhen Berträge richteten fih nun aber nah den Umſtänden. 
Diefe könnten nit in dem Maße auf Geltung Anſpruch madhen mie 
Kontrafte aus bloß zivilrechtlichen Titeln, welche unter allen Umftänden 
aufrechterhalten werden müſſen. Wenn in Neapel die reaftionäre Ten: 
denz die Oberhand behaupte, fo erjcheine die Schweiz ſolidariſch haftbar 
für das Unheil, weldes ihre Landesangehörigen verurfadht hätten, und 
wenn das liberale Prinzip wieder zur Geltung gelange, jo werde der anti- 
nationale Militärdient ebenfogut gefündet werben, als dieß im Jahr 
1830 in Frankreich der Fall geweſen fei. Im der einen wie in der an: 
deren Beziehung liege e8 in der Aufgabe der Tagſatzung, Angefichts 
von ganz Guropa ein unverholenes Zeugniß abzulegen, daf fie die Theil: 
nahme ihrer, einer auswärtigen Dynaftie dahin gegebenen Bürger im 
Dienfte der Reaction ganz entfchieden verwerfe. Died wurde von ver: 
fchiedenen Seiten unterftüßt, der Antrag ſelbſt theils erweitert, theils 
mobifizirt. Bern war ber Meinung, daß, wenn gründlich geholfen wer: 
den folle, nicht nur gegen die Regimenter in Neapel, fondern im Allge: 
meinen gegen den Söldnerdienſt eingefchritten und die Eidgenoſſenſchaft 
jelbft zu dem Opfer bereit fein müfje, die Verbindlichfeiten zu erfüllen, 
welche die Militärs nah dem Anhalt der Kapitulationen für fich in An: 
fpruch nehmen könnten. Don anderer Seite wurde dagegen jedes Fin: 
treten in bie frage der Aufhebung der Kapitulationspflicht beitritten, 
weil der Tagfagung die erforderlide Kompetenz dazu abgehe. Zwar 
wolle man das Unweſen des Söldnerdienftes, welches fo viel Unbeil 
über das Vaterland gebracht, nicht in Schub nehmen. Das Schmeizer- 
volk felbft habe fich feit 1830 unzweideutig gegen die Reisläuferei durch 
Verbote in den Verfafjungen ausgefprohen. Allein die beftehenden Ka- 
| 38 
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pitulationen feien nun einmal auf völlig legale Weile zu Stande ge 
fommen und wenn auch die Gegenwart fie ald eine Schmad betrachte, 
fo fei nicht zu überfehen, daß die Vergangenheit diefes Verhältniß von 
einem ganz anderen Gefichtspunft aus angefchaut habe. Borzüglich müfje 
berüdjichtigt werden, daß die Fapitulirten Militär privatrechtliche An— 
fprüche erworben hätten, welche durch die Dazmwilchenkunft der Tagfatung 
in Frage gejtellt würden. Gemäß den Kapitulationen feien die Militärs 
berechtigt, nach einer gemiljen Dienftzeit auf Neformgehalte oder Pens 
fionen Anfpruh zu machen, deren Berichtigung die Eidgenofjenjchaft 
gleichfalls übernehmen müßte, wenn fie die Negimenter aus ihren bis- 
herigen vertragsmäßigen Verhältnifien zurüdrufen wollte; eine folde 
Ausgabe aber werde die Schweiz namentlich in der gegenwärtigen Lage 
nicht übernehmen wollen. Dagegen müfje jedem Eidgenofjen daran ges 
legen fein, daß die gegen die Schweizertruppen erhobenen Anlagen auf 
Raub, Mord, Mlünderung und Branditiftung ihre Aufklärung fänden, 
da die Berichte noch fehr widerfprechend feien. Schließlich wurde der 
Vorort eingeladen, vor Allem den Sachverhalt über das Benehmen der 
Fapitulirten Regimenter in Neapel bei den Ereigniſſen vom 15. Mai zu 
unterfuchen und darüber Bericht zu erjtatten. Im Weiteren wurde ber 
Vorort eingeladen, fich mit. denjenigen Kantonen, welche Kapitulationen 
mit Neapel abgeſchloſſen hätten, in's Einverftändnig zu feßen, um wo 
möglih auf dem Wege der Unterhandlung eine Auflöjung der beftchen- 
den Kapitulationen zu erzielen (30. Mai).*) In Folge des erhaltenen 
Auftrags jandte der Vorort eidgenöfjishe Kommifjäre nah Neapel, um 
über die Vorgänge nähere Unterfuhung anzuheben. Aus diefer ergab 
fi, daß die Berichte über die von den Schweizertruppen verübten gräu— 
lichen Exceſſe theils falſch, theils übertrieben waren. Dagegen blieb auf 
der freien Schweiz der Makel haften, daß das brutale despotiihe Regi— 
ment in Neapel weſentlich durch Kräfte des republifanifchen Landes hers 
geftelt und auch ferner aufrecht gehalten wurde. Die Unterhandlungen 
mit den Kantonen zur Auflöfung der Kapitulationen führten zu feinem 
Ziel. Allfeitig fcheute man fi vor den großen Opfern. Nur Bern 
ftellte die Werbung ein. 

Bald nahm aud der Krieg in Oberitalien eine unglüdlide Wen: 
dung für die itafienifchen Waffen. Nach ſchwerer Niederlage bei Cuſtozza 
mußte der König Karl Albert fein Heer von der Minciolinie zurüdzi.hen. 
Siegreih rüdten die Deftreih.r unter Radetzky wieder in Mailand ein 
(25. Auguſt). Die ganze Lombardei fiel wieder in die alte Gewalt. 
Auch die Schweiz wurde jett von dem Wellenfchlage berührt. Die letz⸗ 
ten Kriegsereignijje fpielten hart an ihrer Grenze. Zwei abgefchnittene 


*) Siehe die Verhandlungen im Tagfatungsabfchied von 1847. 
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italienische Korps, mehrere taufend Mann ſtark, mit 34 Geſchützen, 
gingen vom Beltlin auf Graubündner Gebiet über und mußten hier ent- 
waffnet werden. Bon Mailand kamen Flüchtlinge in Mafjen nach Tef- 
fin. Die Zahl ftieg bis gegen 20,000. In der Nähe führte Garibaldi 
noch einen Kleinen Krieg auf eigene Fauſt. Drohend ftand Radetzky an 
der Teffiner Grenze und forderte die ftrengften Maßregeln zur Verhü— 
tung aller Berlegungen, widrigenfalls gänzliche Verkehrsſperre und Aus- 
weifung der Teffiner Angehörigen aus dem öftreichifchen Jtalien in Aus: 
ficht geftellt wurden. Groß mar jett die Verlegenheit in Teſſin, wo es 
ſchwer hielt, die Sympathien zu unterdrüden. Der Vorort fhidte fo: 
fort einen Kommifjär (andammann Munzinger), um ftrengere Aufficht 
zu üben umd die nöthigen Maßregeln anzuordnen. Zugleich wurden 
Schritte bei der öftreichifchen Gefandtfhaft gethan, um die Rückkehr der 
Flüchtlinge zu erleichtern. Der größere Theil konnte fich auch wieder 
in die Heimath begeben. Neuer Andrang kam indeß, als die Schaaren 
von Garibaldi zerfprengt wurden. Doch fchien ſich auch diefer Strom 
wieder zu verlaufen, fo daß der Kommiſſär vom Vorort entlajjen wurde, 
Aber die Teffiner Regierung konnte den diltatorifhen Anforderun⸗ 
gen von Radetzky nicht genug thun, der fi über immer erneute 
Umtriebe und Verletzungen beflagte. Der Kanton follte für die Theil: 
nahme büßen, die er zu Gunften der italienifhen Sache geäußert hatte, 
und wo möglich der Reaction in die Arme getrieben werden. Auf bru: 
tale Weife wurben die bereitS angebrohten Repreflalien in's Werk gefekt, 
alle in den lombardifch:venetianifhen Provinzen mwohnenden Tefliner, 
Greife, Frauen und Kinder, ausgewieſen, die Poſt- und Handelsverbin- 
dungen abgebrochen und jeder Verkehr gefperrt. Dem ſchweren Konflikt 
gegenüber bejchloß die Tagfagung, in Wien mit allem Nahdrud Be: 
ſchwerde gegen das Verfahren Radetzky's zu erheben, von Neuem Reprä- 
jentanten (Munzinger uud Alfred Eſcher von Zürih) nah Tefjin zu 
ſenden und denſelben eine Brigade zur Verfügung zu ftellen. In ber 
betreffenden Note an die Regierung in Wien proteftirte der Vorort ge: 
gen die in der Gefchichte der Civiliſation beifpielofe Mafregel, die nicht 
blos einen einzelnen Kanton gefährde, fondern auch die Intereſſen ber 
ganzen Eidgenofjenihaft auf's Tieffte verletze. Auch wenn die von 
Radetzky vorgebrachten Beſchwerden gegründet wären, könnten die ange: 
ordneten Vorkehrungen, in denen ein Aft entfchiedener Feindſeligkeit Tiege, 
keineswegs al3 gerechtfertigt erjcheinen. Indem die Eidgenoſſenſchaft ih: 
ren internationalen Verpflichtungen nachgekommen fei, habe fie die Er: 
innerung an gewiſſe Antezedentien unterdrüden müffen und nicht daran 
gedacht, wie in den Tagen ihrer Krijis die Diplomatie ihr gegenüber 
verfahren fei, welche Keinen Anftand genommen habe, ein der Eidgenof- 
ſenſchaft feindlich gegenüberjtehendes Separatbündnig mit Rath und That, 
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durch Geld, Waffen, Munition und Anführer zu unterftügen. Die öft- 
reichiſche Regierung ſelbſt habe der neutralen Haltung ihre volle Aner— 
fennung gezollt, indem fie durch ihren Gefandten erflären ließ, „daß 
Deftreih das ehrenwerthe Benehmen der Eidgenofjenfhaft in ihrer Ge— 
fammtheit in treuem Gedächtniß bewahren werde.“ Die nad) Teffin ge: 
fandten eidgenöffifhen Repräfentanten fuchten den Kanton fo viel wie 
möglich von den Flüchtlingen zu fäubern und forderten von der Regierung 
gänzliche Entfernung derfelben. Die Regierung weigerte fi, mit fol: 
her Härte vorzugehen und wurde deßhalb auch von eidgenöffifcher Seite 
der Begünftigung der Umtriebe angellagt. Nah längeren Anftänden 
beſchloß endlich die um diefe Zeit Fonftituirte neue Bundesverfammlung, 
ſämmtliche Flüchtlinge zu interniven, fo weit die Humanität nicht An— 
deres gebiete, der Regierung von Teffin die fernere Aufnahme von 
Flüchtlingen zu unterfagen, den Bundesrath, je nah Umftänden, zur 
BVerftärfung oder Entlafjung der Truppen zu bevollmädhtigen, im Web: 
tigen von Neuem auf Rüdnahme der von Radetzky verhängten Maß: 
nahmen zu dringen. Den Beichlüffen gingen gereizte Debatten in der 
PVerfammlung voran. Die Teffiner felbft und mit ihnen die meiften 
Vertreter der franzöfifhen Schweiz erhoben fich gegen die entwürdigen- 
den Schergendienfte zu Gunften des Auslands, während von anderer Seite, 
namentlich von dem eidg. Repräfentanten, Dr. Alfred Eſcher, der Regierung 
von Tefjin der Vorwurf gemacht wurde, daß fie weder die Kraft noch den 
Willen habe, das unruhige Treiben der Flüchtlinge zu verhüten und die 
Neutralität gehörig zu handhaben. In Folge der ftrengeren Mafregeln 
wurden die Reprefjalien von Radetzky allmählig gemildert oder aufgehoben. 
Genugthuung für die brutale Behandlung erhielt die Eidgenoſſenſchaft feine. 

Unterdeß hatte die Eidgenofjenfchaft auch nach der deutſchen Seite 
allerhand Anfechtungen zu erleiden. Bei der lebendigen Theilnahme der 
in der Schweiz befindlichen Deutſchen und unter den bewegten Zuftänden 
ließ fich eine fortdauernde republifanifhe Propaganda auch Hier nicht 
ganz verhüten. In Deutſchland ſelbſt war noch Alles in Gährung 
und faum irgendwo eine feite Autorität zu finden. Als im benachbar: 
ten Baden der republifanifhe Aufftand unter der Fahne Heck er's fchei- 
terte, kamen zahlreiche Flüchtlinge nah der Schweiz. Diefe fammelten 
fih meift in den Grenzorten am Rhein und unterhielten Verbindungen 
mit der nahen Heimath, in der Hoffnung auf neue Erhebungen. Zu 
Muttenz in Bafelland war eine Zeit lang das Hauptquartier von Heder 
und anderen Führern, zu denen Freunde und Genofjen wallfahrteten. 
Von Baden wie vom Bundestag kamen wiederholte Beſchwerden über 
die gefürchteten Umtriebe. Die Kantone trafen einzelne Vorkehrungen, 
aber mochten das Aſyl nicht durch eine drüdende Polizei befchränfen. 
Auch der Vorort fah ſich zu feinen befonderen Maßnahmen veranlaft, 
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da die Vorbereitungen zu wirflichen Unternehmungen nicht offen hervor⸗ 
traten. Als darauf die zweite unglüdliche Schilderhebung unter Struve 
in der unmittelbaren Nähe der Schweizer Grenze erfolgte (September 
1848), erhob ſich ein diplomatifher Sturm. In Bern konnten die Be: 
ſchwerden von einem Gefandten der unterdeß eingefeßten deutſcher Cent: 
valgewalt vertreten werden. Dieſer Gefandte (Raveaur) hatte bei Ue- 
berreihung feiner Kreditive die VBerfiherung gegeben, „daß er als Ber: 
treter der ganzen deutfchen Nation das Unrecht wieder gut zu machen 
ſuchen werde, welches die Bertreter einzelner deutfcher Staaten gegen 
die Schweiz verübt hätten.” Aber die Note, die er jekt im Namen des 
Reichsverweſers überreichte, überbot durch ihren gehäffigen und herri— 
Ihen Ton alle früheren Noten. Die Schweiz wurde für den ganzen 
Aufftand verantwortlich gemacht und der auffallendften Verletzung ihrer 
völferrechtlichen Verpflichtungen angellagt, einer Verlegung, für welche 
die Negierung des Reichsverweſers vollftändige Genugthuung in Anſpruch 
nehme, Demnach wurde verlangt, „daß von den Regierungen jener 
Kantone, in welchen die Organijirung und von welchen aus der Ein: 
fall der Freifhaaren ftattfand, ungefäumt die ftrengfte Unterfuhung und 
Beitrafung der fhuldigen Beamten oder Behörden eingeleitet, daß alle 
Flüchtlinge fofort entwaffnet und infofern deren gänzlihe Entfernung 
aus den Kantonen nah der Berfaflung derfelben nicht zuläffig wäre, in 
angemefjener Entfernung von der deutſchen Grenze dislozirt und unter 
genaue polizeiliche Aufficht geftelt und beftimmt erklärt werde, welche 
Bürgſchaften man zu gewähren vermöge, daß ähnliche Vorfälle, die ge: 
eignet feien, die junge Freiheit Deutſchlands im Keime zu erftiden, ſich 
nicht erneuern.“ Sollte diefem Anfinnen nicht „in fürzefter Frift“ ent: 
fprochen fein, fo werde die Regierung des Reichsverweſers alle jene 
eigenen Hülfsmittel erfchöpfen, deren Anwendung durch die berührten 
Verletzungen der völferrechtlichen Verpflichtungen gerechtfertigt und von 
der Ehre Deutfchlands gefordert werde. 

Der Vorort bezeichnete diefe Note in feiner Antwort als ein Alten: 
ftüd, „das in dem Archive der fchmweizerifchen Eidgenofjenfchaft wohl ohne 
feines Gleichen fei und durch welches der Gefchäftsverfehr mit dem rege: 
nerivten Deutfchland auf bedenflihe Weife eröffnet werde.“ Völlig irr— 
thümlich fei es, wenn der Aufftand als ein Einfall der deutfchen Flücht: 
linge vom fehweizerifchen Gebiete Hingeftellt werde. Der revolutionäre 
Vorgang fei ſowohl dem Borort als ſämmtlichen Kantonsregierungen 
ebenfo unerwartet gewefen, wie das Attentat, das beinahe gleichzeitig am 
Sit der deutſchen Nationalverfammlung felbft ſich zugetragen. Es fei 
unleugbare Thatfache, daß der Leiter der badifchen Bewegung und an: 
dere Flüchtlinge unbewaffnet die Schweiz verlaffen und den deutſchen 
Boden betreten hätten und daß in Lörrach felbft Alles zur Proflamation 
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ber Republik vorbereitet geweſen fei, fo daß es nur der perfönlichen Er: 
ſcheinung Struve’8 bedurfte, um die längft vorbereiteten lemente bes 
Aufftands offen zu Tage zu bringen. „Wenn in einem Lande, das 
ſchon feit Monaten in fieberhafter revolutionärer Aufregung fich befindet, 
in welchem unzählige Bolfsverfammlungen offen ihre Sympathien für 
die Republik ausgeſprochen, in welchem wegen folcher Tendenz die, Haupt: 
ftadt einer großen Provinz in Belagerungszuftand erklärt werben mußte, 
in welchem bier eine Yürftin aus ihren Staaten vertrieben, dort ein Fürft 
genöthigt wird, mit feiner Regierung das Land zu verlafjen, in welchem 
endlich die ertremften Gegenfäbe de3 Kommunismus und Sozialismus 
fi um die Oberhand ftreiten, wenn unter foldhen geſellſchaftlichen Ber: 
hältnifjen in einem Theile jene Landes das Mifbehagen zur offenen 
That umfchlägt, jo ift es wirklich unerhört, ein ſolches vereinzeltes Fak— 
tum, defien Verbindung mit einer Reihe ähnlicher Urfachen und Wirkun: 
gen Mar vor Nugen liegt, auf Rechnung eines Nachbarlandes ſetzen zu 
wollen, defjen Angehörige fih an dem Vorfalle in keiner Weife bethätigt 
haben und dem man e8 Dank wiſſen follte, daß von ihm aus die Rohe 
nicht weiter angeſchürt worden ift, welche die foziale Ordnung in ganz 
Deutichland zu verzehren droht.” Im Weiteren wurde nachgemiejen, 
daß von Seite der badiſchen Regierung felbit alle Vorſichtsmaßregeln 
verfäumt worden, ungeachtet ein erneuerter Ausbruch beforgt werden 
mußte. Nicht nur feien die betreffenden Landestheile ohne alle militärifche 
Bedeckung geweſen, fondern es habe fi) auch von Seite der Polizei eine 
ſolche Sorglofigfeit gezeigt, daß der Führer des Aufftands zu mwiederhol- 
ten Malen das badifche Gebiet betreten und mit dortigen Bürgern in 
Verkehr ſich einlafjen konnte, ohne daß er im Mindeſten beläftigt worden 
fei. Was die Klage gegen ſchweizeriſche Beamte oder Behörden betreffe, 
fo müſſe der Vorort die Angabe beftimmter Thatfachen verlangen, ehe 
er von fi aus einfchreiten Fönne. Im Uebrigen feien gegen die Flücht— 
linge, die da3 Aſyl mißbraucht und an dem-Aufftande Theil genommen, 
fofort von den zunächſt betheiligten Kantonsregierungen alle nöthigen 
Vorkehrungen getroffen worden. Hierin, wie in dem ganzen Zuftande 
der Schweiz, welche ein in Europa feltene® Beifpiel der Ruhe und öffent: 
lichen Ordnung gewähre, fei ale Bürgſchaft zu finden, welche ein Staat 
von einer ſelbſtſtändigen Nation verlangen könne. 

Diefer bittere Notenwechfel wurde noch weiter fortgefekt, da bie 
deutſche Gentralgewalt fich nicht zufrieden ftellen wollte. Bon Frankfurt 
famen drohende Entſchließungen, die auf eine Fruchtiperre oder andere 
Reprefialien deuteten. . Nah Konftituirung der neuen Bundesbehörden 
wurden indeß auch auf diefer Seite durchgreifendere Maßnahmen ge: 
troffen, um alle Störungen zu verhüten. Der Bundespräfident Furrer 
insbefondere fuchte die Anforderungen der neutralen Politit nachdrücklich 
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durchzuführen. Sämmtliche Kantone wurden zur ftrengen Ueberwachung 
und Anternirung der deutſchen Flüchtlinge angehalten, falls dieſe nicht 
volle Gewähr ruhigen Verhaltens gäben, DVerzeichniffe zur genaueren 
Kontrole an die Hand gegeben und ein Kommiflär (Dr. Steiger von 
Luzern) in die Kantone gefandt, um die Weifungen zur gehörigen Vol- 
ziehung zu bringen. So wurde aud hier wieder ein leibliches Verhält- 
niß hergeſtellt. 

Unterbeß folgten in den benachbarten Ländern immer weitere Rüd: 
ſchläge. Eine Märzerrungenichaft nad) der anderen wurde wieder ver: 
nichtet oder in Frage geſtellt. Das Jahr 1848 ſchloß bereit mit 
einer Menge graufamer Täufchungen für die Völker. Es iſt unfere 
Aufgabe nicht mehr, den Gang diefer Ereigniffe mit den Verwidlungen 
oder Rüdwirkungen, die fih aud für die Schweiz daran fnüpften, näher 
zu verfolgen, da fich diefelben in eine andere Periode hineinziehen. Mit: 
ten unter den Stürmen, die ringsum Alle aufregten, hatte die Schweiz‘ 
die günftige Zeit glüdlich benußt, um ſich unter ein neues ficheres Dad 
zu bringen. Das Land, welches fo lange von der Diplomatie als der 
Herb der Anarchie verfchrieen war, genoß jett eine Ordnung, um die 
e3 von vielen Seiten beneidet wurde. Dauerte auch noch manche Verbitte: 
rung aus der Sonderbundszeit fort und konnten einzelne Reactionen in den 
Kantonen nicht ausbleiben, fo hatte doch die Eidgenoſſenſchaft hinreichende 
Kraft und Machtfülle gewonnen, um ihre Glieder feiter zu vereinigen, die 
Rechte und Freiheit der Bürger zu ſchützen, ben inneren Frieden zu 
wahren und mohlthätige Reformen durchzuführen. 
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Anhang. 


Berfaffung der Hefvetifchen Republik 
vom 12. April 1798. 


Erfter Titel. 
Hauptgrundfähe. 


1. Die helvetifhe Republif macht Einen unzertheilbaren Staat aus. 

Es gibt Feine Grenzen mehr zwifchen den Kantonen und ben unter: 
morfenen Landen, noch zwiſchen einem Kanton und dem andern. Die 
Einheit des Baterlandes und das allgemeine Interefje vertritt Fünftig 
das ſchwache Band, welches fremdartige, ungleiche, in feinem Verhält: 
nifje ftehende, kleinlichen Lolalitäten und einheimifhen Vorurtheilen 
unterworfene Theile zufammenhielt und auf's Gerathewohl Teitete. So 
lange alle einzelnen Theile ſchwach waren, mußte auch das Ganze 
ihwad fein. Die vereinigte Stärfe Aller wird künftig eine allgemeine 
Stärfe bewirken. 

2. Die Gefammtheit der Bürger ift der Souverain ober Ober: 
berrfcher. Kein Theil und Fein einzelnes Recht der Oberherrſchaft kann 
vom Ganzen abgerifjen werden, um das Eigenthum eines Einzelnen zu 
werden. Die Regierungsform, wenn fie auch jollte verändert werben, 
ſoll allezeit eine repräfentative Demokratie fein. 

3. Das Gefeb ift die Erklärung des Willens des Geſetzgebers, 
welchen er, nad der von der Konftitution feitgejeßten Art, befannt 
rs hat. 

. Die zwei Grundlagen des öffentliden Wohls find die Sicher: 
beit und die Aufflärung. Die Aufllärung ift dem Wohlftand vorzuziehen. 

5. Die natürliche Freiheit des Menſchen ift unveräußerlich. Sie 
bat Feine andern Grenzen als die freiheit jedes andern und die Ver: 
fügungen, welde das — Wohl unumgänglich erheiſcht; jedoch 
unter der Bedingung, daß die unumgängliche Nothwendigkeit rechiskräftig 
erwieſen ſei. Das Geſetz verbietet alle Art von Ausgelaſſenheit, es 
muntert auf, Gutes zu thun. 

6. Die Gewiſſensfreiheit ift uneingeſchränkt, jedoch muß die öffent: 
lie Aeußerung von Religionsmeinungen die Eintracht und Ruhe nicht 
ftören. Jede Art von Gottesdienft ift erlaubt,, wenn er die. öffentliche 
Ordnung nicht ftört, umd nicht Herrichaft oder Vorzug verlangt. Jeber 
Gottesdienſt fteht unter der Aufficht der Polizei, welche das Recht hat, 
fih die Lehren und Pflichten, die gepredigt werden, vorlegen zu lafien. 
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Das Verhältnig, in welchem irgend eine Selte gegen eine frembe Ge: 
walt ftehen mag, darf weder Au; Staatsſachen, noch auf den Wohlftand 
und die Aufklärung des Volkes Einfluß haben. 

7. Die Prepfreiheit ift eine natürlich? Folge des Rechtes, das 
Jeder Hat, fich unterrichten zu laflen. 

8. Es gibt feine or Gewalt, Rang noch Ehrentitel. Die 
Strafgefege follen jeden Titel und jedes Inftitut unterfagen, welches 
an Erblichfeit erinnert. 

Die erblihen Ehrentitel erzeugen Hochmuth und Unterdrüdung, 
führen zur Unmijjenheit und Trägheit, und leiten die Meinung über die 
Dinge, die Begebenheiten und die Menfchen irre. 

9. Der Staat hat fein Recht auf das Privateigentbum, ausge: 
nommen in dringenden Fällen, wenn dafjelbe zum allgeneinen Gebrauch 
unentbehrlich ift, und gegen cine gerechte Entſchädigung. 

10. Ein Jeder, der durch gegenwärtige Staatsverfaſſung das Ein: 
kommen einer Stelle oder Pfründe verliert, fol ala Entihädigung eine 
lebenslängliche Rente erhalten, ausgenommen in den Fällen, in welchen 
ihn eine ergiebige Stelle oder eine Penſion auf eine billige Art ent: 
Ihädigt. Es find jedoch von aller Entfhädigung oder Vergütung aus: 
geichloffen Diejenigen, welche von dem Augenblide an, da gegenmwärtiger 
Entwurf einer Verfaſſung befannt gemacht wird, fih der Einführung 
einer. mweifen, politifhen Gleichheit zwifchen den Bürgern und Unter: 
thanın, und des Syſtems der Einheit und der Gleichheit zwiſchen den 
Mitgliedern des allgemeinen VBaterlandes mwiderfeten; außerdem follen 
feiner Zeit ftrenge Mafregeln gegen diejenigen ergriffen werden, deren 
Widerftand ſich dur Argliſt, Treulofigkeit oder Bosheit ausgezeichnet hätte. 

11. Die Steuern müfjen zum allgemeinen Nuten angewandt mer: 
den. Die Auflagen müfjen mit dem Vermögen, den Einkünften und 
der Einnahme der Steuerbaren im Verhältniß ftehen, jedoch kann biefes 
Verhältnig nicht ganz genau fein. Eine allzu große Genauigkeit würde 
Urſache fein, daß die Auflagen drüdend, das Einfammeln derjelben koſt— 
Ipielig und das Ganze dem Glüd der Nation nachtheilig würde. 

12, Die Bejoldungen der öffentlihen Beamten follen mit der Arbeit 
und den Talenten im Verhältniß ftehen, welche ihre Stelle erfordert: 
e8 muß darauf Rüdficht genommen werden, in mie weit es gefährlich 
ift, folhen Leuten Stellen anzuvertrauen, die fich Teicht beftechen laſſen 
fönnten; auch muß man hindern, daß fie nicht das ausfchliegliche Eigen: 
thum der Reichen werden. Dieſe Befoldungen follen in Früchten be- 
ftimmt, und jo lange als ein Beamter an feiner Stelle fein wird, nicht 
vermindert werden können. 


13. Kein Tiegendes Gut kann unveräußerlich erklärt werden, weder 
für eine Korporation oder für eine Geſellſchaft, noch für eine Familie. 
Das ausſchließliche Recht, Liegende Güter zu befiten, führt zur Sklaverei. 
Der Grund und Boden kann mit Feiner Laft, Zins oder Dienftbarfeit 
beichwert werden, wovon man fich nicht loskaufen Fönnte. 

14. Der Bürger ift fih dem BVaterlande, feiner Familie und den 
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Bedrängten ſchuldig. Die Freundfchaft iſt ihm heilig; er opfert ihr 
aber Feine feiner Pflichten auf. Er fchmört allen perfönlihen Haß und 
alle Eitelfeit ab. Er will nur die moralifche Veredlung des menſch— 
lihen Gefchlehts, er ladet ohne Unterlak zur. füßen Bruderliebe ein; 
fein Ruhm ift die Achtung guter Menjchen, und fein Gewiſſen ent: 
IHädigt ihn, wenn man ihm ungerechter Weife die Achtung verfagt. 


Bweiter Titel. 
Gintheilung des helvetifhen Gebiets. 


15. Helvetien ift in Kantone, in Diftrifte, in Gemeinden und in 
Sektionen oder Quartiere der großen Gemeinden eingetheilt. Diefe 
Eintheilungen beziehen fih auf die Wahlen, die Gerichtsbarkeit und 
Qerwaltung; fie machen aber feine Grenzen aus. 

16. Der Umfang der Kantone, Dijtrifte, Gemeinden und Sektio— 
—— Gemeinden kann durch das Geſetz verändert oder berichtiget 
werden. 

Die Kantone ſind gleich, und das Loos beſtimmt alle Jahre ihren 
ang. 
17. Die Hauptſtadt der helvetiſchen Republik ſoll durch die gejeß- 
gebenden Räthe beſtimmt werden. Einſtweilen iſt die Gemeinde Luzern 
der Hauptort. 

18. Die Graubündner ſind eingeladen, ein Theil der Schweiz zu 
werden, und wenn ſie dieſer Einladung entſprechen, ſo ſollen der Kan— 
tone einſtweilen zwei und zwanzig an * Zahl ſein, nämlich: 

Der Walliſer Kanton: Hauptort Sitten. 

Der Lemaniſche Kanton oder das Waadtland: Hauptort Lau— 
anne. 

Der Kanton Freiburg, mit Inbegriff der Landvogteien Peter— 
lingen, Wifflisburg bi3 an die Brüfch, und Murten: Hauptort Freiburg. 

Der Kanton Bern, ohne das Waadtland und das Aargau: Haupt: 
ort Bern. 

Der Kanton Solothurn: Hauptort Solothurn. 

Der Kanton Bafel, mit Inbegriff defjen, was ihm in dem Frid- 
thal Fönnte abgetreten werden: Hauptort Bajel. 

a Der Kanton Aargau von Narburg und Zofingen an: Hauptort 
aran. 

Der Kanton Luzern: Hauptort Luzern. 

Der Kanton Untermwalden, mit Anhegriff von Engelberg: Haupt: 
ort: Stanz. 

Der Kanton Uri, mit Inbegriff des Urfeler- Thals: Hauptort 
Altdorf. 

Der Kanton Bellinzona, welcher die vier obern italienifchen 
Landvogteien in fich begreift, nämlich: das Liviner-Thal, Bollenz, Riviera 
und Bellinzona: Hauptort Bellinzona. 

Der Kanton Lugano, welcher die vier untern italienifchen Land: 
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vogteien begreift, nämlih: Lugano, Mendrifio, Locarno und Valmag-⸗ 
gia: Hauptort Lugano. 

Der Kanton Rhätien oder Graubündnerland: Hauptort Chur. 

Der Kanton Sargans, mit Inbegriff des Nheinthals, Sar, 
Sams, Werdenberg, Gafter, Utznach, Rapperſchweil und Mar: Haupt: 
ort Sargans. 

Der Kanton Glarus: Hauptort Glaris. 

Der Kanton Appenzell: Hauptort Appenzell oder abwechſelnd 
Herifau. y 

Der Kanton Thurgau: Hauptort Frauenfeld. 

Der Kanton St. Öallen, welder die Stadt und das von allen 
oberherrlihen Rechten befreite Gebiet des Abtes enthält: Hauptort 
St. Gallen. 

Der Kanton Shaffhaufen: Hauptort Schaffhaufen. 

34 re Kanton Zürich, mit Inbegriff von Winterthur: Hauptort 
rich. 

Der Kanton Zug, mit Inbegriff der Unterthanen der Stadt, der 
Grafſchaft Baden und der freien Nemter: Hauptort Zug. 

Der Kanton Schwyz, mit Inbegriff von Gerfau, Küßnacht, Ein: 
fiedeln und den Höfen: Hauptort Schwyz. 


Dritter Titel. 
Politifder Stand der Bürger. 


19. Alle Diejenigen, welche jett wirkliche Bürger einer regierenden 
oder Munizipalftadt, eines unterworfenen oder freien Dorfes find, wer: 
den dur gegenwärtige Konftitution Schweizerbürger. Cbenfo 
diejenigen, welche das ewige Hinterſäßrecht hatten, und alle in ber 
Schweiz geborene Hinterfäßen. 

20. Der Fremde wird Bürger, wenn er zwanzig Jahre lang nad) 
einander in der Schweiz gewohnt, wenn cr fi nützlich gemacht hat, 
und feiner Aufführung und Sitten günftige Zeugnifje aufweifen 
fann. Er muß aber für fih und feine Nachkommen auf jedes andere 
Bürgerrecht Verzicht leiften, er muß ben Bürgereid ablegen, und fein 
Name wird in das Regifter der Schweizerbürger, welches in dem Na- 
tionalardhiv niedergelegt wird, eingefchrieben. 

21. Der in der Schweiz wohnhafte Fremde ift den nämlichen Auf: 
lagen, der Wache und der Miliz unterworfen, wie der Bürger. 

22. Die Bürger haben allein das Recht, in den Primarverfamm: 
lungen zu ftimmen und zu öffentlichen Aemtern gewählt zu werden. 

23. Die Fremden können nur zu den militärifhen Aemtern gelan: 
gen, und zu denjenigen Stellen, welde auf Erziehung und Fünfte Be: 
zug haben; auch können fie als Sekretaire und Unteragenten der öffent: 
lichen Beamten angeftellt werden. Das Verzeichniß von allen dieſen 
alſo angeftellten Fremden foll alle Jahre von der Regierung befannt 
gemacht werben. 

24. Ein jeder Bürger, wenn er 20 Jahre alt ift, muß fi in das 
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Bürgerregifter feines Kantons einfchreiben laſſen und den Eid ablegen: 
„Seinem Baterlande zu dienen, und der Sache der Freiheit 
und ses als ein guter und getreuer Bürger mit 
aller Pünktlichkeit und allem Eifer, ‘ er vermag, und mit 
einem gerechten Haß gegen die Anarchie oder Außgelaffen: 
heit anzubangen.“ * 

Diefer Eid wird von allen jungen Bürgern, die das genannte 
Alter erreicht Haben, in der ſchönen Jahreszeit an demfelben Tage in 
Gegenwart der Eltern und Obrigfeiten abgelegt, und endiget fich mit 
einem bürgerlien Zeit. Der Regierungsftatthalter nimmt den Eid ab, 
und hält eine dem Gegenftand des Feſtes angemefjene Rede. 

5. Jeder Bürger ift ein geborner Soldat de Vaterlandes. Er 
kann fi durch einen andern erfegen laſſen, wenn es das Geſetz erlaubt; 
er ift aber ſchuldig, wenigftens zwei Jahre lang unter dem ausermähl- 
ten Korps, welches ein jeder Kanton unterhalten wird, zu dienen. Der 
Tag, an weldem die jungen Bürger die erften Waffen erhalten, Toll 
ein bürgerliche Feſt fein; der Regierungsitatthalter bewaffnet die Ju: 
gend im Namen des Vaterlandes. 

26. Die Diener. irgend einer Religion können feine Staatsämter 
beffeiden, noch den Primarverfammlungen beimohnen. 

27. Dan verliert das Bürgerredt: 

1) durch die Naturalifirung in fremden Landen; 

2) dur den Eintritt in irgend eine fremde Korporation, ausgenom: 
men gelehrte Anftalten ; 

3) durch die Ausreißung oder Defertion; 

4) durch eine zehnjährige Abwejenheit, wenn man nicht die Erlaub: 

ni erhalten bat, feine Abwefenheit zu verlängern; 

5) durch die Verurtheilung zu entehrenden Strafen, bis zur Wieder: 
einfegung in das Bürgerrecht. 

Die Falle, wo die Ausübung der bürgerlichen Rechte fuspendirt 
werden fann, follen dur das Geſetz beftimmt werben. 


Bierter Titel. 
Bon den Primar- und Wahlverfammlungen. 


28. Die Primarverfammlungen beftehen aus den Bürgern und 
Bürgersföhnen, welche feit fünf Jahren in derfelben Gemeinde wohnen, 
vom Tage an zu rechnen, allwo fie erflärt haben, daß ihr Wille fei, 
ſich allda häuslich niederzulafien. Es gibt aa Fälle, wo die gefek: 
ebenden Räthe nur den Geburtsort, entweder des Bürgers ſelbſt oder 
Feines Vaters, wenn er nicht in der Schweiz geboren wäre, für den 
MWohnfig anerkennen können. Um in einer Primar: oder Wahlver: 
fammlung zu ftimmen, muß man das 20fte Jahr zurücdgelegt haben. 

29. Jedes Dorf oder Tleden, wo fih 100 Bürger befinden, die 
das Stimmrecht haben, macht eine Primarverfammlung aus. Ä 
30. Die Bürger eines jeden Dorfes oder Fleckens, welches nicht 
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100 ftimmfähige Bürger enthält, vereinigen fih mit denen von dem 
nächftgelegenen Fleden oder Dorf. J 

31. Die Städte haben eine Primarverſammlung in jeder Sektion 
oder Quartier. Die geſetzgebenden Räthe beſtimmen die Anzahl ber 
Bürger. 

32. Die Brimarverfammlungen haben Statt: 
1) um die Staatsverfajlung anzunehmen oder zu vermwerfen ; 
2) um alle Jahre die Glieder der Wahlverfammlung des Kantons 
zu erneuern. 

33. Je auf 100 Perfonen, welche die erforderlichen Eigenfchaften 
haben, um Bürger zu fein, wird ein Wahlmann ernannt. 

34. Die Namen der Ermählten werden dem a Wi 
zugeſchickt, welcher, mit Beiftand de3 Präjidenten von jeder Eonftituirten 
Gewalt des Orts feines Wohnfites, öffentlich durch das Loos die Hälfte 
der Ermwählten ausschließen läßt. 

Die übriggebliebene Hälfte macht für das Jahr das Wahlforps aus. 

Am Tage diefer Ziehung wird ein drittes bürgerliches Feſt gefeiert 
und eine Rebe gehalten, worin der Regierungsitatthalter die Grundfäte 
audeinanderfegt, die das Wahlforps leiten jollen, wenn es zufammen- 
berufen wird, um die ihm oblisgenden Ernennungen zu maden. 

Das erite Mal hat obige Ausfchliegung der Hälfte Wahlmänner 
dur) das Loos nit Statt. 

35. Die Wahlkorps erwählen: 

1) die Deputirten für das gejeßgebende Korps ; 

2) die Richter des Kantonsgerichts; 

3) die Richter des obern Gerichtshof; 

4) die Mitglieder der Verwaltungskammer; endlih die Suppleanten 
gedachter Richter und Verwalter. 


Fünfter Titel. 
Bon der gefeggebenden Gemalt. 


36. Die gefebgebende Gewalt wird durch zwei unterſchiedene, ab- 
nejonderte, cine8 von dem andern unabhängige, und jedes ein verjchie- 
dened Koftüme tragende Räthe ausgeübt. 

Diefe beiden Räthe find: 

Der Senat, welder aus den gewejenen Direktoren und vier Depu- 
tirten jedes Kantons befteht. 

Der große Rath, welcher das erſte Mal aus acht Abgeordneten 
jede3 Kantons befteht. Für die Folge fol das Geſetz die Anzahl be 
fimmen, welche jeder Kanton nach dem Verhältniß feiner Bevoͤlkerung 
zu ernennen bat. 

37. Im dritten Jahre gegenwärtiger Staatöverfafjung, und in der 
Folge, muß man, um in den Senat erwählt zu werden, entweder Mi: 
nifter oder ausmwärtiger Agent, oder Mitglied des Großen Rathes, oder 
des obern Gerichts, oder Regierungsftatthalter, oder Präfident einer 
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Verwaltungsfammer, oder eine Kantondgerichts gemefen fein, oder 
noch fein. 

38. Ferner muß man verheirathet oder Wittwer fein, und das 
Alter von 30 Jahren erreicht haben; dieſe zwei letztern Bedingungen 
jollen jogleih Statt haben. 

39. Die gemwefenen Direktoren find von Rechts wegen Mitglieder 
des Nathes der Alten; es fei denn, daß fie cine andere Stelle anneh— 
men, oder daß fie lieber in die gemeine Bürgerklaſſe zurüdfehren. 

40. Jedoch fol fein geweſener Direktor in den Senat eintreten 
können, jo lange unter den übrigen Mitgliedern des Senats, fie mögen 
geweſene Direktoren oder erwählt fein, ein durch Blut oder Heirath 
mit ihm im gerader Linie, oder in der Seitenlinie durh Blut ver: 
wandtes Mitglied fitt, bi8 zum Grad von Oheim und Neffe. 

41. Die erwählten Mitglieder des Senat3 werden alle ungerade 
Jahre (1, 3, 5) zum vierten Theil erneuert, fo daR jedes ermählte 
Mitglied 8 Jahre lang diefe Stelle beffcidet. 

42. Um ala Mitglied vom Großen Rathe erwählt zu werden, muß 
* * 25ſte Jahr zurückgelegt haben, und im Genuß des Bürger: 
rechts ſein. 

43. Der Große Rath wird alle geraden Jahre (2, 4, 6 ꝛc.) zum 
dritten Theil erneuert. 

44, Die Z:it diefer theilweifen Erneuerung der beiden gejeßgeben: 
den Räthe ift im Spätjahr. 

45. Die Mitglieder des Senats, welche e8 8 Jahre lang geweſen 
I können erft nach einer Zwiſchenzeit von 4 Jahren wieder ermählt 
werden. 

46. Die Mitglieder des Großen Rathes, welche es 6 Jahre lang 
gemwefen find, können erſt nach einer Zwifchenzeit von 2 Jahren wieder 
erwählt werden. 

n = Der Senat genehmigt oder verwirft die Schlüffe des Großen 
athes. 

48. Die bürgerlichen Geſetze jedes Kantons und die ſich darauf 
beziehenden Gebräuche ſollen ferner den Gerichten zur Richtſchnur dienen, 
bis die geſetzgebenden Räthe nach und nach gleichförmige bürgerliche 
Geſetze werden eingeführt haben. Dieſe neuen Geſetze können in keinem 
Falle eine rückwirkende Kraft auf frühere Verträge und Akten haben. 

49. Die Sitzungen der beiden Räthe werden öffentlich gehalten ; 
jedoh kann die Anzahl der Zuhörer in jedem Rath die Anzahl feiner 
Mitglieder nicht überjteigen. Jeder Rath kann fih in ein geheimes 
Komité verwandeln. 

90. Die gejetgebenden Räthe genehmigen oder verwerfen, auf den 
Vorſchlag des Bollziehungsdireftoriums, Alles, was die Finanzen, den 
Frieden und den Krieg betrifft. Sie können über diefe Gegenſtände 
nicht ohne einen ſolchen Vorfchlag des Direktorium berathichlagen. 

51. Die Mitglieder der geſetzgebenden Räthe können nur mit Be: 
obachtung folgender Formalitäten vor Gericht gezogen werben. 

52. Keine Denunziation gegen ein Mitglied des einen oder be 
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andern Rathes kann zu einer gerichtlichen Verfolgung Anlaß geben, 
wenn fie nicht fchriftlich aufgefegt, unterfchrieben und dem Großen Rathe 
zugefchidt worden ift. 

53. Der Große Rath berathfchlaget zuvor über die Frage: ob die 
Denunziation foll angenommen werden. 

5%. Wenn die Denunziation angenommen ift, jo wird der Be: 
ſchuldigte vorgeladen, fi vor dem Großen Rathe zu ftellen. Man muß 
ihm drei volle Tage hiezu frei laſſen. 

Erfheint er, jo wird er im Innern des Großen Rathes verhört. 

55. Der Befchuldigte mag ſich geftellt haben oder nicht, fo erflärt 
der Große Rath, nad Berlauf der durch die Zitation angefebten Zeit: 
frift, ob es der Fall fei, fein Betragen zu unterfuchen oder nicht. 

56. Wenn der Große Rath erflärt Hat, daß eine Unterfuhung 
Statt habe, fo wird der Befthuldigte durch den Senat vorberufen; es 
werden ihm zwei volle Tage gegeben, um zu erfcheinen, und wenn er 
erfcheint, fo wird er im Innern des Orts der Sitzungen des Senats 
verhört. 

57. Der Beihuldigte mag fich geftellt haben oder nicht, fo beftä- 
tigt oder verwirft der Senat nach DVerlauf diefer Zeit, und nachdem er 
über die Sache berathichlagt hat, den Beichluß des großen Rathes. 

58. Beftätigt er denjelben, jo vermweist er den Beichuldigten vor 
den obern Gerichtshof, welcher entjcheidet, ob eine Anflage Statt habe. 

59. Jede Diskuffion in dem einen oder andern Rathe, wegen einer 
Beihuldigung gegen eines feiner Mitglieder wird in einem geheimen 
Komite vorgenommen. 

60. Jede Berathichlagung über diefe Gegenftände geſchieht mit 
Aufrufung der Namen und durch geheime Stimmzettel. 

61. Die von dem obern Gerichtshof gegen ein Mitglied eines gefeß- 
gebenden Rathes ausgejprochene Anklage zieht die Suspenfion nad) fidh. 

62. Wenn die Anklage ausgefprochen ifl, beruft das höchſte Gericht 
feine Suppleanten zu fih, und macht mit denfelben nur ein einziges 
Tribunal aus; es inftruirt den Prozeß und fpricht das Urtheil, von 
welchem nicht appellirt werden fann. ine Stimme mehr als das Drit- 
tel ſpricht loas. Diefes Drittel wird fo genau als möglich beftimmt, fo 
daß das Drittel von zehn drei, von eilf .vier ift, u. f. w. 

63. Wenn der Beichuldigte durch das Urtheil des obern Gerichts: 
hofes losgeſprochen ift, fo tritt er wieder in fein Amt ein. 

64. Die beiden Räthe find gehalten, jedes Jahr ihre Sitzungen 
drei Monate lang einzuftellen; fie können es aber für eine längere 
Zeit thun. | 

65. Jeder der Räthe hat feine befondere Wache. 

Die Wache eines Rathes kann nicht zahlreicher fein, ala die Wache 
des andern, noch al3 die des Bollziehungsdireftoriums. 

66. Jeder Rath hat die Polizei im Ort feiner Sigungen und im 
äußern Umfang, den er bejtimmt bat. 
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Diefer äußere Umfang kann nur von einem mit Mauern, Heden 
oder fonjt umgebenen Platz verftanden werden. 

67. An feinem Falle können die gefeßgebenden Räthe, weder ins: 
befondere, noch miteinander, noch durch einen Ausfhuß, die vollziehende 
noch die richterlihe Gewalt ausüben. 

68. Die gejeßgebenden Räthe find nicht befugt, einem oder einigen 
ihrer Mitglieder, noch irgend Jemandem, irgend eines der Gejchäfte zu 
übertragen, welche ihnen die Verfaſſung auferlegt hat. 

69. In keinem Falle können fich die beiden Räthe in Einem Saale 
vereinigen. 

70. Weber der eine noch der andere Rath kann aus fich jelbit 
einen bleibenden Ausſchuß ernennen. 

Jeder Rath hat das Recht, wenn Gegenftände vorfommen, die einer 
vorläufigen Unterfuchung bedürfen, aus feiner Mitte eine Kommiljion 
zu ernennen, welche jich bloß auf den Gegenftand einſchränkt, um derent: 
willen fie ernannt worden ift, und welche aufgehoben ift, jobald der 
Rath über diefen Gegenftand einen Schluß gefaßt hat. 


Sechster Titel, 
Bollziehbungsdireftorium. 

71. Die vollziehende Gewalt ift einem aus fünf Mitgliedern beſte— 
henden VBollziehungsdireftorium übertragen. 

Das BVollziehungsdireftorium wird alle Jahre, drei Monate vor 
der Erneuerung des gejeßgebenden- Nathes, folglihd im Anfang des 
Sommers, theilmeife erneuert. 

72. Um als Direktor ermwählt zu werden, muß man das Alter 
von 40 Jahren erreicht Haben, und verheirathet oder im Wittwerftand 
fein. Diefe Verfügung gilt auch jchon für die nächiten Wahlen. 

Vom dritten Jahre an, nachdem gegenwärtige Konftitution einge: 
führt fein wird, muß man außerdem entweder Mitglied eines der geſetz— 
gebenden Räthe, oder Minifter, oder Mitglied des obern Gerichtshofs, 
oder endlih Regierungsitatthalter geweſen fein. 

73. Die Erwählungsart ift für das erfte Jahr folgende: 

Einer der Näthe verfertigt durch geheimes Stimmgeben und nad) 
der abjoluten Mehrheit der Stimmen eine Lifte von fünf Kandidaten, 
und der andere Rath wählt, durch geheimes Stimmgeben und nach der 
abjoluten Mehrheit der Stimmen in diefer vorgelegten Lifte den neuen 
Direktor. 

Das 2003 entjheide aber, unmittelbar vor der Wahl, welcher von 
den beiden Räthen die Lifte der Kandidaten verfertigt. Diefe Operation 
wird das erfte Jahr fünf Mal wiederholt, und das Loo8 entjcheidet, 
wie die erit ernannten nach und nach austreten. 

74, Im zweiten Jahr und den folgenden wird die Wahl weniger 
einfach fein” Zuerft fließt das Loos die Hälfte Mitglieder eines 
jeden Rathes von der Wahl aus; diefe ausgefchlofjene Hälfte entjcheidet 
vorläufig, ob man bei der vorzunehmenden Wahl diefes Wal das Loos 
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ſo viel möglich wolle walten laſſen oder nicht. Entſcheidet ſie verneinend, 
ſo nimmt die nicht ausgeſchloſſene Hälfte die Wahl nach der oben be— 
ſchriebenen Art vor. Wenn ſie aber die Frage bejahend entſcheidet, ſo 
wird zuvor durch das Loos entſchieden, welcher von beiden auf geſagte 
Art auf die Hälfte herabgeſetzte Rath die Kandidatenliſte verfertigen 
ſolle. Der bejtimmte Rath ernennt durch abjolute Mehrheit der Stim: 
men jech3 Kandidaten. 

75. Die austretenden Mitglieder des BVollziehungs-Direktoriums 
können nicht wieder vor einem Zeitverlauf von 5 Jahren erwählt werden. 

Jedoch Toll derjenige, welder am Ende des erjten Jahres austreten 
wird, nad Verlauf eines Jahres wieder erwählt werden fönnen. 

Derjenige, welder im zweiten Jahre austreten wird, kann nad) 
Verlauf von 2 Jahren wieder erwählt werden, 

Derjenige, welcher im dritten Jahre austreten wird, kann nad 
Verlauf von 3 Jahren wieder erwählt werden. 

Derjenige, welcher im vierten Jahre austreten wird, kann nad) 
Derlauf von 4 Jahren wieder erwählt werden. 

76. Das Vollziehungsdirektorium jorgt, den Geſetzen gemäß, für 
die äußere und innere Sicherheit des Staates. ES fchaltet über die 
Kriegsmacht; doch kann in feinem Fall das Direktorium insgefamnt, 
noch eines feinev Mitglieder, weder während der Zeit feiner Amtsver— 
rihtung, noch zwei Jahre lang nach Endigung derfelben die Truppen 
fommandiren. 

77. Das Vollziehungsdireftorium kann jeden der beiden Räthe ein- 
laden, einen Gegenjtand in Betracht zu ziehen. 

78. Ihm gebührt der erſte Antrag, die Strafen zu erlaflen oder 
zu mindern, oder felbit eine Belohnung zu geitatten, im Fall ein Mit: 
Ihuldiger eines begangenen Verbrechens Entdedungen madt. 

79. Es verfiegelt die Gefege und läßt fie befannt machen; es be— 
ſorgt die Vollziehung derjelben. 

80. E3 unternimmt und führt die Unterhandlungen mit den frem= 
den Mächten; aber die Verträge, welche es unterfchreibt und unter: 
Ihreiben läßt, find nicht gültig, bevor fie von den gejeßgebenden Näthen 
in einem geheimen Komit& unterfucht und genehmiget worden. 

Die Verfügungen der geheimen Artikel werden ohne die Geneh— 
migung der gejek Babe Räthe vollzogen; jie Dürfen aber den öffent: 
lihen Artikeln und der Berfafjung nicht entgegen fein. 

81. Das Direktorium legt alle Jahre den geſetzgebenden Räthen 
Rechnung ab, über die Verwendung der einem jeden Departement an- 
— Gelder, außer denen, ſo ihm für perſönliche oder geheime 

lusgaben beſonders anvertraut worden find. 

82. Die Ernennung, Zurüdberufung und Abfegung aller Anführer 
und Offiziere der Armee in jedem Grade, der Minifter und diplomati: 
ihen Agenten, der Kommifjarien der Nationalſchatzkammer, der Regie: 
rungsftatthalter, des Präfidenten, der öffentlichen Ankläger und Schreiber 
des obern Gerichtshofs, und Obereinnehmer der Einkünfte der Republif, 
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fteht ihm zu. Die Unterbedienten und Unteragenten werden von ben: 
jenigen ernannt, von denen fie unmittelbar abhangen. 

83. Wenn das Direktorium von einer wider die Außere oder innere 
Sicherheit des Staates angefponnenen Verſchwörung benadhrichtet wird, 
jo kann es Vorführungs- und Verhaftsbefehle gegen diejenigen ergehen 
lafjen, welche man für die Urheber oder Mitſchuldigen hält; es Tann fie 
verhören; allein es ift unter den wider das Verbrechen einer willfürli- 
chen Berhaftung beftimmten Strafen verbunden, diejelben in Zeit von 
zwei Tagen vor die Polizeibeamten zu verweilen, damit den Gefeten 
gemäß verfahren werde. 

84. Es find vier Minifter im Staate. Der Minifter der aus: 
wärtigen Gefchäfte und des Kriegsweſens; der Minifter der Gerechtig— 
feitöpflege und der Polizei; der Minijter der Finanzen, des Handels, 
des Aderbaues und der Handwerke; der Minifter der Wifjenfchaften, 
fhönen Künfte, der öffentlichen Gebäude, Brüden und Straßen. 

Was die Spitäler, die für die Armen beftimmten Unterftüßungen 
und das Betteln betrifft, fo gehören diefe Gegenftände in das Fach des 
Juſtiz- und Polizeiminifters. 

Das Geſetz kann obige Austheilung der den Miniftern zugetheilten 
Geſchäfte verändern. 

Es kann die Zahl der Minifter auf fechs, aber nicht auf fünf feſt— 
ſetzen, noch_ihrer weniger als vier bejtimmen. 

85. Mes, was in Anfehung des gerichtlichen Verfahrens gegen die 
Mitglieder der geſetzgebenden Näthe verfügt ift, gilt auch von den Mit: 
gliedern des vollziehenden Direktoriums. 


Siebenter Titel. 
Oberſter Gerichtshof. 


86. Der oberfte Gerichtshof befteht au3 einem von jedem Kanton 
ernannten Richter. Alle Jahre wird der vierte Theil feiner Mitglieder 
ernannt, und zwar drei Jahre lang fünf, das vierte Jahr aber jieben 
Mitglieder. 

87. Unter den neuerwählten Richtern ernennt das Direktorium den 
Präfidenten, e8 ernennt auch den öffentlichen Ankläger und den Ober: 
gerichtsfchreiber. Es werden jo viele Suppleanten als Richter ermählt; 
jie werden zur nämlichen Zeit al3 diefe erneuert. Diefer Gerichtshof 
richtet die Mitglieder der geſetzgebenden Näthe, und das Bollziehungs- 
diveftorium, wie oben gejagt worden. 

88. Diefer Gerichtshof richtet ferner ohne alle Appellation entweder 
allein, oder mit Zuziehung feiner Suppleanten in Kriminalfachen, welche 
die Todesftrafe oder die Einfperrung, oder die Deportation auf zehn 
Jahre oder mehr nad) fich ziehen. 

89, Er kaſſirt auch in Zivilfachen die Sprüche der untern Gerichte, 
welche aus Mangel der Kompetenz, wegen Verletzung der Form oder 
der Staatsverfaflung nichtig find. 

90. Der einftweilige Sit des oberften Gerichtshofs ift in der näm— 


— 612 — 


lichen Gemeinde, wo die gejeßgebenden Räthe und das Vollziehungs- 
direftorium rejidiren. _ 

Die gefeßgebenden Räthe können den Situngsort dejjelben ändern, 
infofern das VBollziehungsdireftorium den Vorſchlag hierzu mad. 


Achter Titel. 
Bon der bewaffneten Macht. 


91. Es fol in Friedenzzeiten ein bejoldetes Truppencorps gehalten 
werden, weldes durch freiwillige Anmwerbung und im Fall der Noth 
auf die durch das Geſetz beftiminte Art formirt werden fol. 

92. Es fol in jedem Kanton ein Korps von auserlefenen Miltzen 
ober Nationalgarden fein, welche allezeit bereit jind, im Nothfall zu 
marſchiren, entweder um der gejeßlichen Obrigkeit Hülfe zu leiften, oder 

einen eriten freinden Angriff zurüdzutreiben. 


Neunter Titel. 
Staatsverbrechen. 


93. Jede Anklage wegen Staatsverbrechen, wegen Dienſtfrevel, 
Beruntreuung, direkter oder indirefter Beſtechung, gehört vor den Ges 
richtshof des Drtes, wo das Verbrechen begangen worden, oder, wenn 
diefer Ort nicht angegeben ift, vor den Gerichtshof des Ories, wo der 
Hauptbeffagte feine gemwöhnlihe Wohnung hat. Diefer Gerichtshof 
unterfucht- vor Allem, ob der Fall einer Anklage Statt finde; in diefem 
Tall beruft er feine Suppleanten zu jih, und macht mit ihnen einen 
peinlihen Gerichtshof in erfter Anftanz aus. 

94. Wenn durch den DVerurtheilten oder durch den öffentlichen An: 
kläger an den obern Gerichtshof appellirt worden, jo fol dieſer wie das 
untere Gericht verfahren, und das Endurtheil nicht anders als mit Zus 
ziehung feiner Suppleanten ausſprechen. 


Zehnter Titel. 
Kantonsobrigkeiten. 


95. Die drei erſten Obrigkeiten von jedem Kanton ſind der Re— 
gierungsſtatthalter, die Verwaltungskammer und das Kantonsgericht. 

96. Der Regierungsſtatthalter ſtellt die vollziehende Gewali vor. 

Sein Stellvertreter iſt der Unterſtatthalter der Gemeinde, wo er 
ſeinen Sitz hat. 

Er hat die Aufſicht über alle Gewalten und Bedienten, in der 
Ausübung ihrer Aemter, und ermahnt ſie an ihre Pflicht. 

Er übermacht ihnen die Geſetze, wie auch die Befehle des Direk— 
toriums. 

Er nimmt ihre Anmerkungen, Vorſchläge und Klagen an; er iſt 
verbunden, ſich von Zeit zu Zeit in die verſchiedenen Diſtrikte des Kan— 
tons zu begeben, um ſeine Aufſicht auszuüben. 

* ſelbſt kann nichts verwilligen, ſondern nimmt bloß die Bitt— 
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fhriften der Bürger an, und läßt fie den gehörigen Obrigfeiten zu: 
fommen. 

(Fr beruft die Primarverfanmlungen und die Wahlkorps zufammen. 

Er hat den Vorſitz bei den bürgerlichen Feten. 

Er hat das Net, den Berathſchlagungen der Gerichtshöfe und der 
Verwaltungdfammer beizumwohnen; er requirirt allda die Vollziehung 
der Gefete, ohne aber dabei feine Stimme zu geben. 

Gr wacht für die innere Sicherheit, übt das Recht der Gefangen: 
nehmung aus und fchaltet über die bewaffnete Gewalt, ohne daß er fie 
jelbjt fommandiren kann. 

Er ernennt die Präfidenten des Tribunals, der Verwaltungskammer 
und der niedern Gerichte unter den Richtern und Verwaltern, welche 
das Wahlkorps gewählt hat. 

Sr ernennt auch die Gerichtsfchreiber, den öffentlichen Anfläger und 
die LUinterjtatthalter des HauptortS und der Diftrifte. Er felbft wird 
vom Direktorium erwählt, abgefekt oder zu einer andern Stelle berufen. 

97. Das Kantonstribunal ſpricht in erfter Inftanz in Hauptkriminal— 
ſachen, und in letter Inſtanz in allen andern Kriminalprozefien, und 
Zivil: und Polizeifachen. | 

98. Diefes Tribunal befteht aus dreizehn Richtern, mit Anbegriff 
de3 Präfidenten. Das Wahlkorps erwählt fie. Der Präfident ermählt 
feinen Stellvertreter unter den Richtern. 

99. Die Richter werden von dem Wahlforps ernannt. Es treten 
alle Jahre zwei heraus, und jedes Jahr werden fie durch die Wahlforps 
der Kantone, welche fie erwählt haben, erjekt, ausgenommen, daß im 
fehsten Jahr drei austreten, welde die Wahlkorps auf oben gefagte 
Art erfeßen. 

Die austretenden Nichter können allezeit wieder erwählt werden. 

100. Sie haben Suppleanten für die Vafanzzeit und im Fall einer 
Krankheit, oder wenn fie in das gejegebende Korps deputirt werden. 

101. Die Berwaltungsfammer bejorgt die unmittelbare Bollziehung 
der Geſetze über die Finanzen und den Handel, die Künfte, die Hand— 
werke, den Aderbau, die Lebensmittel, die Unterhaltung der Städte und 
der Landſtraßen. Sie beiteht aus einem Präfidenten und vier Beifigern, 
welche das Wahlkorps erwählt und wovon alle Jahre einer erneuert wird. 

Sie können zwei Mal nad einander gewählt werden; nachher aber 
fönnen fie nicht wieder ernannt werden, ald nach einer Zwiſchenzeit von 
zwei Jahren. 

Sie haben Suppleanten für die Vakanzzeit und im Fall einer 
Krankheit, oder wenn fie in das Geſetzgebungskorps deputirt werben. 

102. Außer diefen drei eriten Gewalten gibt e8 in dem Hauptort 
“und in den Diftriften von jedem Kanton untere Gerichte für Zivil: und 

Polizeifahen. Diefe beftehen aus neun Mitgliedern, welche das Wahl: 
korps ermählt. 

Sie bleiben feh3 Jahre Yang im Amt. 

Es tritt alle Jahre einer heraus. 
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Der Präfident wird von dem Regierungsftatthalter unter den Bei- 
fißern ernannt. 

103. Für die Handhabung der öffentlichen Ruhe, und für die Boll» 
ziehung der ſowohl von dem Statthalter als von den Gerichtshöfen 
oder von der VBerwaltungsfammer ergebenden Befehle ift in jeden 
Hauptort und in jedem Diftrikte ein Unterftatthalter, welcher in jeder 
Sektion der Städte und in jedem Dorfe einen Agenten unter fich hat, 
den er felbjt ernennt. 

104. Diefer Agent verfährt in wichtigen Fallen nicht ohne Zuzie— 
hung zmeier Gehülfen, die er fich felbjt wählt, wenn er Befik von ſei— 
nem Amte nimmt, 

105. Das Vollziehungsdireftorium Tann, wenn es dieß für nöthig 
findet, die Gerichtshöfe und die Verwaltungskammern abfegen und bis 
zu den fünftigen Wahlen neue ernennen, 

In den Schlüffen, die e3 deßwegen fat, müfjen immer die Be— 
weggründe angeführt jein. 


Eilfter Titel. 
Abänderung der Konftitution. 


106. Der Senat ſchlägt diefe Abänderungen vor; die hierüber ge- 
machten Vorſchläge aber erhalten nicht eher die Kraft eines Schluſſes, 
bis fie zweimal defretirt worden, und zwar muß zwifchen dem erften 
Dekret und dem zweiten ein Zeitraum von 5 Jahren verftreihen. Die 
Schlüſſe des Senats müjlen hierauf von dem Großen Rathe verworfen 
oder genehmiget, und im leßtern Fall den Primarverfammlungen zuge: 
hit werden, um fie anzunehmen oder zu verwerfen. 

107. Wenn die Primarverfammlungen diefelben annehmen, fo find 
fie neue Grundgefeße der Staatsverfaflung. 


Bwölfter Titel. 
Mittel, die Konftitution in's Werk zu feken. 


1. Wenn fich in einer Gemeinde, es fei Stadt oder Dorf, oder in 
einem Kanton eine gemwille Zahl von Bürgern befindet, welche entjchlofjen 
find, in den Genuß der mit der Freiheit und Gleichheit verknüpften 
Rechte, welche ihnen die Natur verliehen hat, wieder einzutreten; fo 
follen fie fih durch eine Bittihriff an die Obrigkeit wenden, damit 
ihnen erlaubt werde, ſich in Primarverfammlungen zu vereinigen, um 
über die Annahme oder Verwerfung obiger Konjtitution zu berathichla: 
gen, und ihre Wahlmänner zu ernennen. 

Wenn die Obrigkeit die Bittjchrift verwirft, fo geben die Unter: 
fhriebenen eine zweite ein, welche, jo viel möglih, mit neuen Unter: 
ſchriften verſehen fein muß. 

2. Wenn die zweite Bittfchrift wieder von der Obrigkeit verworfen 
wird, oder mehr als 3 Tage verlaufen, ohne daß darüber geſprochen 
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worden, jo erflären die Unterfchriebenen, daß fie in alle Rechte der 
urfprünglichen Gleichheit einer jeden Gefellichaft wieder eintreten. 

3. Defien zufolge werden fie fogleih Berufungsbriefe an die Ge: 
meinden und an die ſchon beitehenden Sektionen von Gemeinden im 
Kanton abgehen laſſen, um fi, zu obenbemeldetem Zwed, in Primar— 
verfammlungen zu bilden. 

4. Diejenigen Gemeinden, welche aus Schwachheit, Feigheit oder 
Dummpeit diefer Einladung nicht Folge leiften, ſollen angeſehen fein, 
als wären fie fchon repräfentirt, entweder durch die Gemeinden, welche 
der Sade der Freiheit und Gleichheit getreu geblieben, oder durch einzelne 
muthoolle Männer, welche ſich als Repräfentanten aufwerfen werden. 

5. Jede Primarverfammlung wird zuoörderit ihren Präjidenten, 
ihren Sekretär und 4 Senatoren ernennen, und hierauf über die An— 
nahme der obigen Konititution bevathichlagen. 

Wenn fie die Konftitution angenommen, erwählt fie ihre Wahlmänner, 

Die Wahlmänner verfammeln fih im Hauptorte des Kantons. 

Sobald das Wahlkorps gebildet it, Eaffirt es die beftchende Re— 
gierung. 

Alsdann ernennt es: 

1) vier Deputirte für den Senat, und act für den Großen 
- Rath. 

2) die Mitglieder der Berwaltungsfammer ; 

3) die Mitglieder des Kantonsgerichts ; 

4) die Mitglieder der untern Gerichte. 

6. So lange bis die gefeßgebenden Räthe und das Vollziehungs- 
direftorium in Thätigfeit fein werden, fol die Verwaltungstammer die 
völlige gefeßgebende und vollziehende Gewalt, das Kantonsgericht aber 
die völlige gerichtliche Gewalt ausüben. 

7. Die für die geſetzgebenden Räthe ernannten Deputirten vereinigen 
jich ohne Zeitverluft in der Stadt Yuzern, wenn diefer Kanton von der 
Zahl derjenigen ift, welche ſich al3 unabhängig erklärt haben; wo nicht, 
in der volfreichiten Stadt oder Ort des Kantons, welcher ſich am erjten 
wird erflärt haben. 

Sobald der dritte Theil der Mitglieder, aus welchen jeder der 
beiden gejetgebenden Räthe beftehen fol, beifammen fein wird, werden 
fie fih al3 Senat und Großer Rath Eonftituiren. 

8. Sobald die beiden Näthe Eonftituirt fein werden, fo ernennen 
fie dad Vollziehungsdirektorium. 

I. Das Vollziehungsdireftorium ernennt fogleih nach feiner In— 
ftallirung die Minifter, die Kommifjarien der Nationalſchatzkammer, die 
Regierungsitatthalter, den Präjidenten, öffentlihen Ankläger und Schrei: 
ber des obern Gerichtshofes und die Obereinnehmer der Staatseinkünfte. 
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Die letzle helveliſche Berfaſſung vom 20. Mai 1802 *). 


Erfter Titel. 


1. Die Kriftlihe Religion, nah dem Fatholifchen und evangelifch- 
reformirten Glaubensbekenniniß, ift die Religion des Staates. 


Bweiter Titel, 
2. Die helvetifhe Republik bildet Einen Staat. 
3. Ihr Gebiet ift in Kantone eingetheilt. . 
4. Diefe find: 

Appenzell in den gegenwärtigen Grenzen des Kantons Sentis, mit 
dem Diftrift Neu St. Johann. 

Aargau mit dem ganzen ehemaligen Amt Marburg, der ehemaligen 
Vogtei Baden und den untern Freiämtern. 

Bafel in feinen diegmaligen Grenzen. 

Bern in feinen diefmaligen Grenzen, mit Ausnahme der dem Kan— 
ton Aargau einverleibten Gemeinden des vormaligen Amts Aar— 
burg, vereinigt mit dem Kanton Oberland. 

Freiburg in feinen dießmaligen Grenzen, mit Ausnahme der ehe: 
maligen Vogteien Avanches und Payerne, 

Glarus in den diefmaligen Grenzen des Kantons Linth, mit Aus: 
nahme des Diftrift3 Neu St. Johann, der March, Reichenburg 
und der Höfe, 

Luzern in feinen diegmaligen Grenzen, mit Ausnahme des Amts 
Merifhwanden, vereinigt mit dem Hitfirchenamt. 

Graubünden in feinen dießmaligen Grenzen. 

Shaffhaufen in feinen diegmaligen Grenzen. 

Schwyz, beitehend aus den diefmaligen Bezirken Schwyz, Arth und 
Einfiedeln, nebit der Mark, den Höfen und Reichenburg. 

Solothurn in feinen diefmaligen Grenzen. 

Teffin in den dießmaligen Grenzen der Kantone Lugano und Bel: 
linzona. 

Thurgau in feinen diekmaligen Grenzen. 

Unterwalden in den dießmaligen Grenzen der Diftrifte Sarnen 
und Stanz. 

Uri in den dießmaligen Grenzen der Diftrikte Altorf und Andermatt. 

Waadt in feinen diegmaligen Grenzen, vereinigt mit den ehemaligen 
Landvogteien Avanches und Payerne. 

Zug, beitehend aus dem bisherigen Bezirk Zug, den oberen reis 
ämtern und dem Amt Merifhwanden. 


*) Zwijchen der erften und legten helvetiſchen Verfaſſung vr noch drei Ber: 
faffungsänderungen oder Entwürfe, von denen indeß keiner dem Volk zur förmlichen 
Sanktion vorgelegt wurde. Wir theilen die obige zur Volksabſtimmung gebtachte 
Berfaffung mit als leiten Verſuch, die Einheit in Verbindung mit einer größeren 
Autonomie der Kantone aufrechtzuhalten. Siehe ſämmtliche Berfafjungen und Ent— 
würfe der Helvetit in der Sammlung: „Die fieben Bundesverfafjungen der ſchwei— 
zeriichen Eidgenoffenichaft von 1798 bis 1815 von Dr. Trorler. Zürich 1838. 
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. Die erforderlichen REDEN GEN — den Kantonen 
ſind * Geſetz überlaſſen. 


Dritter Titel. 
Politiſcher Stand der Bürger. 


6. Es gibt keine Geburtsvorrechte unter den helvetiſchen Bürgern. 
| 7. Keine Ehrentitel noch Vorrang, als die von öffentlichen Stellen 
herrühren, find anerfannt. 
8. Helvetifhe Bürger find: 
4) alle diejenigen, die fich gegenwärtig im Beſitz des helvetifchen 
Siaalsbuůrgerrechts befinden; 
2) die Söhne der helvetiſchen Bürger ; - 
2), die Fremden, denen das Geſetz das Staatsbürgerrecht eriheilt. 
. Das Gefeg wird über die Ausübung des Staatsbürgerrechts 
a es wird ebenfall3 die Art der Ermwerbung, fowie die Falle 
des Verluftes und der Einftellung defjelben feftfegen. 


Vierter Titel. 
Srundeigenthum. 


10. Kein Grundftüd kann für unveräußerlich erklärt, noch mit einer 
immermwährenden Abgabe belajtet werden. 

11. Alle Abgaben diefer Art, welche gegenwärtig beftehen, nament= 
lich die Zehnten und Srundzinfen, find loskäuflich. 

12. Die Art diejes Loskaufs ſoll fpäteftens bis zum 1. Januar 
1803 feftgefeßt werden. 


Fünfter Titel. 
Grundlagen der Berfaffung. 


13. Die allgemeine Staatöverwaltung umfaßt alle Gegenftände 
des gemeinfamen Wohls, die der Souveränitätsausübung wefentlich ange: 
hören, als: 

die innere und äußere Sicherheit der Republik; 

bie freundſchaftlichen, politiſchen und Handelsverhältniſſe mit den aus— 
wärtigen Mächten; 

die allgemeinen Verfügungen über das Kirchenweſen, in ſo weit es 
von der weltlichen Gewalt abhängt, und über den öffentlichen 

Unterricht; 

die Aufſicht über die Nechtäpflege ; 

die Leitung de3 Straßen, Wafler- und Brüdenbaues, in fo weit es 
von allgemeinem Nuben iſt; 

den Bergbau; 

die Pulver⸗ und Salpeterfabrikation; 

die Verwaltung der für allgemeine Bedürfniſſe angewieſenen Wal⸗ 
dungen, ſowie die Salzwerke und den Handel mit auswärtigem 

Salz; 
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das Poſtweſen; 

die Verfertigung und Polizei der Münzen; überhaupt das National: 
vermögen, welches befonders zu den allgemeinen Ausgaben geeignet ift; 

den Handel und die Anduftrie in ihrer Beziehung auf die Rechte des 

Bürgers und den allgemeinen Wohlitand; 

die Sefundheitspolizei; 
die Aufjicht über das Forſtweſen. 

Die Gewalt, über diefe Gegenftände zu verfügen, ift einer Tag: 
ſatzung, einem Senate und einem VBollziehungsrathe übertragen. 

14. Jeder Kanton beftimmt feine befondern Ausgaben, und die 
Mittel zur Beftreitung derfelben. 

Er liefert auf die ihm angemeſſen fcheinende Weife feinen gefetlich 
bejtimmten Beitrag zu den allgemeinen Ausgaben. 

(Fr Set, unter den in Titel 12 anzuführenden Einfhränfungen, 
die Einrichtungen feines Gerichtsweſens feit. 

Er hat die Beforgung der niedern Polizei. 

Er verwaltet feine Liegenfchaften, kann aber ohne geſetzliche Bes 
vollmächtigung von Seite der Tagſatzung diefelben nicht veräußern. 

Er verwaltet feine Unterrichts: und Unterftüßungsanftalten, ſowie 
feine öffentlihen Stiftungen jeder Art. 

Er forget für die Anlegung und Unterhaltung feiner befondern 
Straßen, Wege, Brüden und übrigen Werke folder Art. 

Dem zufolge feßt jeder Kanton feine eigene Organifation feit. Die 
zu dem Ende außgefertigte Urkunde wird nad ihrer Einregiftrirung in 
” Arhive des Senats niedergelegt, und bleibt unter Garantie der 
Nation. 


Sechster Titel. 
Geſetzgebende Gemalt. 


15. Die Gefeße werden durch den Senat vorbereitet und .entwor: 
fen, und durch die Tagſatzung befchlofien. 

Im Fall diefelben neue Auflagen betreffen, werden fie den Kanto: 
nen vorgefchlagen. Wenn fie aber nicht eine Mechrheit von zwei Drit- 
theilen der Kantone erhalten, fo kann der Senat diefelben der Tagſatzung 
vorlegen. 


Siebenter Titel. 
Tagfabung. 
16. Die Tagſatzung befteht aus den Stellvertretern aller Kantone, 
die in dem Verhältniffe von Einem auf 25,000 Seelen gewählt werden. 
17. Jeder Kanton hat wenigjtens Einen Stellvertreter in der Tag: 
jabung. 
18. Die Mitglieder der Tagſatzung werden auf folgende Weiſe 
ernannt: a 
In jedem Kanton find zwei Wahllorps : von welchen das eine den 
Vorſchlag, und das andere die Ernennung hat. 
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Die Anzahl der Glieder des einen und andern Korps wird im 
Berhältniffe mit der Bevölkerung eines jeden Kantons beftimmt. 

An feinem Kanton kann ein Wahllorps aus mehr alö 45 Mitglie: 
dern beftehen. 

Um Mitglied von dem vorfchlagenden Wahlkforps zu werden, muß 
man ein Grundeigenthum beſitzen von wenigiten® 10,000 Franken im 
den grökern Kantonen, und von wenigitens 2000 Franken in den ge: 
ringern Kantonen. . 

Am Fall einer Ernennung wird aus dem vorjchlagenden Wahlforps 
ein Drittheil durch's Loos ausgezogen, welcher aus den Yilten von 
Mählbaren, die im Verzeichniſſe von wenigſtens Einem auf hundert 
Aftivbürger durch das Volk zu bezeichnen find, die für tüchtig erachteten 
zur Wahl vorfchlägt. 

Das 2003 bezeichnet ebenfall3 ein Drittheil des ernennenden Wahl: 
korps, welcher aus den Vorgefchlagenen die Ernennung vorzunehmen hat. 

Die Einrichtung beider Wahlforps, fowie die VBorfchriften ihres 
Verfahrens, find dem Geſetz zu beftimmen überlafien. 

Beide Wahlforps ergänzen fich ſelbſt aus den vom Volk errichteten 
Verzeichniſſen von Wählbaren. 

Die Mitglieder derfelben können nicht ſelbſt zu den Stellen gewählt 
werden, mit deren Bejetung ſie beauftragt jind. 

Ihre Stellen find Tebenslänglic. 

19. Die Tagjabung wird jährlich zum fünften Theil erneuert. 

20. Sie verfammelt ſich auf den 1. Mai. 

Ihre Situngen können einen Monat lang dauern. 

Sie verfammelt ſich außerordentlich auf die Zufammenberufung des 
Senats, der in diefem Falle die Dauer ihrer Situngen beftimmt; auf 
das Verlangen der Mehrheit der Kantone wird fie ebenfalls vom Senat 
zufammenberufen. 

21. Die Tagſatzung kann feine Derathichlagung vornehmen, wenn 
nicht wenigftend zwei Drittheile ihrer Mitglieder gegenwärtig find. 

22. Sie berathichlagt über die ihr vom Senat vorgelegten Ge— 
fegesentwürfe und nimmt diefelben an, oder verwirft fie unter geheimer 
Abitimmung. - 

23. Sie entfcheidet über die Klagen, welche von den Kantonen 
gegen Berfügungen des Senats bei ihr einlangen, 

24. Die Tagfabung beftimmt jährlich auf den Vorfchlag des Senats 
die allgemeinen Einnahmen und Ausgaben der Republif, 

25. Sie wählt aus ihrer Mitte eine Rechnungsfommiffion von 5 
Mitgliedern, die auf 5 Jahre ernannt find und den Auftrag haben, 
die Staatsrechnungen zu unterfuhen, und der Tagfatung alljährlich 
darüber Bericht zu erjtatten. 

26. Sie ernennt die Mitglieder des Senats. 

27, Die Situngen der Tagſatzung find öffentlich. 

28. Tie Mitglieder derfelben werden durch ihre Kantone entfchädigt. 
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Achter Titel. 
Senat. 


29. Der Senat bejteht aus einem Landammann, 2 Landftatthaltern 
und 24 Mitgliedern. 

30. Der Yandammann führt bei dem Senat den Vorſitz. 

31. Aus jedem Kanton jol 1 Mitglied des Senats, aus keinem 
fönnen mehr" ald 3 Mitglieder genommen werden. 

32. Der Senat wird jährlih zum fünften Theil erneuert. Die 
austretenden Mitglieder find wieder wählbar. 

Der Senat kann feine Berathichlagung vornehmen, wenn nid! 
wenigſtens zwei Drittheile feiner Mitglieder gegenwärtig find. 

34. Der Senat ſchlägt die Geſetze vor, und kann ſowohl in die 
Tagſatzung als zu den Kantonsbehörden eines oder mehrere feiner Mit: 
glieder abordnen, um die Beweggründe derjelben zu entwideln und zu 
unterftügen. Auch ift er befugt, die von ihm vorgelegten Gefetesent: 
würfe im Laufe der Berathihlagung wieder an fich zu ziehen, um jie 
entweder ganz zurüdzubehalten, oder mit Abänderungen neuerdings vor: 
zufchlagen. 

35. Auf den Vorfchlag des Vollziehungsrathes beſchließt der Senat 
die Verordnungen, welche er, um die Vollziehung der Geſetze zu fichern, 
für nothwendig erachtet. 

36. Der Senat ſchlägt der Tagſatzung, wenn es der Yall iſt, 
Kriegserflärungen vor. Er fchließt Frieden, Bündnifje und Handels: 
verträge. Die zufolge diefer Befugniß von ihm ausgehenden Verband: 
lungen werden der Tagſatzung vorgetragen, welche über diefelben, gleich 
den Geſetzesvorſchlägen, zu berathichlagen und fie zu genehmigen oder 
zu verwerfen hat. 

37. Der Senat entjcheidet über die zwifchen den Kantonen ent: 
Itandenen Streitigkeiten im Verwaltungsface. 

38. Er belangt vor die Tagſatzung diejenigen Behörden, die fid 
Eingriffe in die Verfaſſung zu Schulden fommen laſſen. 

39. Er erfennt über die Streitfälle, welche ſich auf die von ber 
Nation übernommene Garantie der Kantonalorganijation beziehen. 

40. Er entjcheidet über die in das Fach der allgemeinen Staats: 
verwaltung einichlagenden Streitigfeiten. 

41. Der Senat beftimmt die Vertheilung der für die allgemeinen 
Staat3ausgaben der Regierung bewilligten Summen. 

42. Gr läßt fih, fo oft er es fir gut findet, über den Zuſtand 
der Staatsverwaltung von dem Nollziehungsrathe Nechenfchaft geben. 

43. Er hat das Recht, Strafurtheile zu mildern oder nachzulaflen. 

44. Der Senat kann ſich vertagen; feine Vertagung fol nicht über 
3 Monate nach einander dauern, noch während des der ordentlichen 
AZufammenkunft der Tagfatung zunächſt vorhergehenden oder nachfolgen: 
den Monats Statt haben. 
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45. Der Senat ernennt aus feiner Mitte den Landammann und 
die beiden Landitatthalter. 

Er ernennt auf den Vorſchlag des Bollziehungsrathes die Staats: 
jefretäre. 

46. Jedes Mitglied des Senats bezieht einen Gehalt von Fr. 4000. 


Neunter Titel. 
Vollziehungsrath. 


47. Der Bollziehungsrath befteft aus dem Landammann und 2 
Sandftatthaltern; er Hat zur Bollziehung jeiner Befehle 5 Staatsjefretäre: 
einen für das Departement der Juſtiz und Polizei; einen für die innern 
Angelegenheiten; einen für das Kriegsweſen; einen für die Finanzen 
und einen für die auswärtigen Angelegenheiten. 

48. Der Yandammann führt bei dem VBollziehungsrathe den Vorſitz. 

49. Die Mitglieder des Vollziehungsrathes wechjeln alljährlich in 
Bekleidung der Stelle eines Landammanns ab. 

Der abtretende Landammann erhält den Titel eines Landftatthal: 
ters. In Fällen von Krankheit oder Abmwejenheit des Yandammanns 
vertritt ihr der zuleßt von diefer Stelle abgegangene Statthalter. 

Beim Abfterben des Landammanns : übernimmt der Landitatthalter, 
der zu feinem ordentlichen Nachfolger bejtimmt ift, feine Verrichtungen. 

* 50. Die Mitglieder des Vollziehungsrarhes find für 9 Jahre er: 
nannt, und hiermit von der Verfügung des Art. 32 ausgenommen. 
Alle 3 Jahre tritt ein Mitglied aus, ift aber ſogleich wieder wählbar. 
Der erfte Austritt gejchieht im Jahre 1805. 

51. Der Vollziehungsrath ift mit dev Bollziehung der Gejege und 
der auf die allgemeine Staatsverwaltung fich bezichenden Verordnungen 
beauftragt. Er bedient ich zu dieſem entweder bejonders aufgeftellter 
Beamten oder Kantonsbehörden. 

52. Dem Bollziehungsrathe find die Befugnijje des Senats wäh— 
rend feiner Vertagung übertragen. Er übt fie, mit Ausnahme der Ge— 
jeßesporfchläge, in ihrem ganzen Umfange aus. 

53. Er leitet die bewaffnete Macht, und ernennt die ihr vorgefeß- 
ten Offiziere, 

54. Die Alten des Vollzicehungsrathes werden von. den Staats- 
ſekretärs der betreffenderi Departements mit unterzeichnet. 

dd. Die Staatsſekretärs find ſowohl für die von ihnen unterzeich- 
neten Alten des Vollziehungsrathes, als für die Nichtvollziehung feiner 
Aufträge und für ihre eigenen Verhandlungen verantwortlich. 

56. Die Staatsjefretärs haben ſowohl im Vollziehungsrath, als in 
dem Senate rathgebende Stimme. 

57. Der Bollziehungsrath hat die Leitung der auswärtigen Ange: 
legenheiten. Er ernennt die Diplomatifhen und Handelsagenten im 
Auslande, und ruft fie von ihren Stellen ab. 

98. Dem Bollziehungsrathe kommt die Ernennung und Abberu: 
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fung aller Beamten zu, die in den verfchiedenen Theilen der Republif 
zu Bollziehung der allgemeinen Geſetze unter ihnen angeftellt find. 

59. Der Jahrgehalt des Landammanns iſt von 15,000 Franken, 
und der eines Statthalters von 6000 Franken. 


Zehnter Titel. 
Gottesdienſt. 


60. Außer dem Gottesdienſt der katholiſchen und reformirten Kirche 
ift auch die Ausübung jedes andern Gottesdienſtes, der mit der bürger— 
lichen Ordnung in Webereinftimmung ift, unter den durch das Gefet zu 
bejtimmenden Einfhränfungen gejtattet. 

61. Nur allein die Unterhaltung des Fatholifchen und reformirten 
Gottesdienſtes fällt dem gemeinen Weſen zur Laſt. Dem zufolge forgt 
jeder Kanton für die Unterhaltung feines Gottesdienftes und der Reli: 
gionslehrer, vermittelit de Ertrags der bisher dem Staate zugehörigen 
Zehnten und Grundzinjen, die ihm zu dem Ende abgetreten werden, 
oder, in Ermanglung derjelben, vermitteljt befonderer Anmweifung von 
andern hinreichenden Einkünften. 

62. Die geiftlihen Güter können nur zur Unterhaltung von reli: 
giöfen, öffentlichen Unterrichts: oder Unterjtüßungsanjtalten verwendet 
werden. 

63. Ste können ohne gejetlihe Bevollmädtigung von Seite der 
Tagjatung weder veräußert, noch ihrer gegenwärtigen Bejtimmung ent: 
zogen werden, 


Eilfter Titel. 
Deffentlider Unterridt. 


64. Es foll durch befondere Anjtalten der Eatholifchen ſowohl, als 
der reformirten Religion für die Bildung der Geiſtlichen geforgt werden. 

65. Es foll eine allgemeine Lehranftalt für die höhere wiſſenſchaft— 
lihe Erziehung errichtet werden. | 

66. Mit diefer Lehranjtalt fol eine Stiftung verbunden werden 
zu unentgeldlicher Unterhaltung der Studivenden, die fih in den Un— 
terrichtungsanftalten der Kantone durch GSittlichfeit, Fähigfeiten und 
wiſſenſchaftliche Fortfchritte ausgezeichnet haben. 

67. Bei Beſetzung diefer Pläße fol die Vollsmenge der Kantone 
feineswegs zum Maßſtabe dienen. 


Bwölfter Titel. 
Gerihtswefen. 
68. Das peinlihe Geſetzbuch, ſowie die peinliche Prozeßordnung, 
fol für die ganze Nepublif gleichförmig fein. 
69. Es follen gleichförmige Forſt- und Handelsgeſetze abgefaßt und 
beſondere Handelsgerichte aufgeſtellt werden. 
70, Es ſoll eine gleichförmige bürgerliche Prozeßordnung entworfen 
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werden, die jedoch in feinem Kanton ohne feine Zuftimmung eingeführt 
werden fann. 

71. Es foll ein bürgerliches Geſetzbuch entworfen werden, deſſen 
Finführung ebenfalls in feinem Kanton ohne feine Einwilligung Statt 
haben fann. 

72, Keine Behörde kann zugleich vichterlihe und adminiftrative 
VBerrihtungen ausüben. 

73. Es können nicht mehr als 2 Inftanzen in dem Gerichtsweſen 
der Kantone aufgeftellt werben. 

74. Es foll ein oberjter Gerichtshof fein, vor welchen apellations- 
weile die bürgerlichen Streithändel gezogen werden können, deren Ge: 
genftand den Werth von 3000 Franken übersteigt, und bei denen zugleich 
entweder die Regierung, oder ein Kanton, oder ein fremder oder Ein: 
wohner verjchiedener Kantone eine ober beide Partheien ausmachen. 

Vor dieſem Gerichtshofe hat gleichfalls die Weiterziehung aller 
Urtheilsfprühe Statt, welche Todesftrafe, oder zehnjährige Einfperrung, 
oder zehnjährige Yandesverweifung, oder im Falle politiiher Vergehen, 
irgend eine entehrende Strafe oder eine Geldbuße von 500 Franken und 
darüber mit ſich bringen. 

75. Der oberfte Gerichtshof urtheilt über Anklagen, welche gegen 
die Staatsfefretärs in Bezug auf ihre Verrichtungen geführt werden. 

76. Er enticheidet in letter Snitanz über die gegen Beamte der 
allgemeinen Staatöverwaltung wegen Pflichtverlekung erhobenen Klagen, 
deren Zuläfjigkeit jedoch vor Allem aus von dem, Senate erkannt fein 
muß; ſowie über die von bürgerlichen und peinlichen Nichtern in ihrer 
Amtsverwaltung begangenen Bergehen. 

77. Das Geſetz bejtimmt die Einrichtung des oberjten Gerichtshofs. 


Dreizchnter Titel. 
Staatseinfünfte, 


738. Die Staatseinfünfte bejtehen in dem Ertrag des Salzverfaufs, 
der Salzwerke, der Poſten, des Stempels, der Bergwerke, des Pulver: 
und Salpeterhandels, der zu den öffentlichen Bedürfniſſen beftimmten 
MWaldungen, der Münzfabrifation, der allgemeinen Zölle. Ueberhaupt 
in dem Ertrag jeder Art von Regalien, ſowie der gejeglih eingeführten, 
allgemeinen indireften Abgaben und der befondern Beiträge, die von 
den Kantonen nah Maßgabe der in denfelben befindlichen und ihnen 
überlafjenen Nationalgüter eingefordert werben. 


Die Napoleoniſche Bermitflungsurkunde vom 19. Hornung I803. 


Bonaparte, eriter Conjul der fränfifchen Republik und Präji- 
dent der italienischen Republit, an die Schweizer. 

Helvetien, durch Zwietracht getrennt, war mit feiner Auflöfung be— 
droht; es Fonnte in fich jelbft die Mittel nicht finden, fi in eine neue 
Verfaſſung zu vereinigen. Die alte Zuneigung der fränkiſchen Nation 
für diefes achtungswerthe Volk, welches fie unlängft mit ihren Waffen 
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vertheidiget, und defjen Unabhängigkeit jie dur ihre Traftaten begrün- 
det hat; das Intereſſe von Frankreich und der italienischen Republik, 
deren Grenzen durch die Schweiz gededt werden; das Anfuchen des Se: 
nats und der demofratifchen Kantone; der Wunfch des helvetiichen Volks, 
machten e8 Uns zur Pflicht, ald Bermittler der jtreitenden Partheien 
aufzutreten. 

Die Senatoren Barthelemy, Röderer, Fouché und Demeu: 
nier, erhielten von Uns den Anftrag, mit den in Paris verfammelten 
ſechs und fünfzig Abgeordneten des helvetifchen Senats, der Städte und 
Kantone in Unterhandlung zu treten. Zu entjcheiden: ob in der Schweiz, 
die durch die Natur zum Bundesſyſtem geeignet tft, eine Gentralregie: 
rung anders als mit Gewalt durchgeſetzt und erhalten werden fünne? 
die Art der Berfafjung aufzufinden, welche den Wünſchen eines jeden 
Kantons am angemefjenften ſei; zu unterjcheiden, was den Begriffen — 
die fich die neu entjtandenen Kantone von der freiheit und dem Volfsglüde 
machen, — am meiften entjprechen könnte; — in den alten Kantonen, 
die durch die Zeit geheiligten Einrichtungen mit den, der Gejammtheit 
der Bürger wieder erftatteten Nechte zu vereinigen. — Diefes waren 
die Gegenftände, welche man einer Unterfuhung und Erörterung unter= 
werfen mußte, 


Das Schwierige diefer Auflöfung und das Gewicht derjelben bewog 
Uns, Selbiten, Zehn von beiden Partheien ernannte Deputirte zu ver- 
nehmen ; nämlich: die BB. von Affry, Glutz, Jauch, Monnod, 
Reinhard, Spreder, Stapfer, Ufteri, Wattenwyl und von 
Flühe, — und deu Erfolg ihrer Bemühungen, ſowohl mit den ver- 
ſchiedenen Kantonaldeputationen vorgelegten Entwürfen, als mit den 
zwijchen den Deputationen und den SenatorialeKommifjarien gefhehenen 
Verhandlungen zu vergleihen. — Nachdem Wir alfo alle Mittel ange: 
wendet haben, um das Intereſſe und den Willen der Schweizer fennen 
zu lernen, jo jegen Wir, in der Eigenjchaft eines Vermittlers, ohne 
irgend eine andere Abficht zu haben, als die des Glücks derjenigen Völ— 
fer, über deren Intereſſe Wir zu entjcheiden über Uns genommen hat: 
ten, und ohne der Unabhängigkeit der Schweiz zu nahe zu treten, feft, 
was folgt: 


(In den neunzehn erjten Kapiteln ftehen die Verfafjungen der Kan: 
tone, dann kömmt im zwanzigjten Kapitel die Bundesafte.) 


Erfter Titel. 


Allgemeine Verordnungen. 


Die Schweiz ift in XIX. Kantone eingetheilt, nämlih: Appenzell, 
Aargau, Baſel, Bern, Freiburg, Glarus, Leman, Luzern, Rhätien, 
Solothurn, Schaffhaufen, Schwyz, St. Gallen, Teffin, Thurgau, Uri, 
Unterwalden, Zug und Züri. Site find mit einander, den Grundjägen 
ihrer Konftitution gemäß, verbunden. Sie garantiren fi wechjelfeitig 
ihre Konftitutionen, ihr Gebiet, ihre Freiheit und Unabhängigkeit gegen 
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fremde Mächte ſowohl, als gegen Eingriffe anderer Kantone oder ein— 
zelner Faktionen. 

2. Zeder Kanton wird die dazu nöthigen Truppen fowohl al Geld 
nach folgendem Maßitabe liefern: Auf 15,203 Mann gerechnet, liefert 
Bern 2292, Zürich 1929, Leman 1482, St. Gallen 1315, Aargau 1205, 
Bünden 1200, Teffin 902, Luzern 867, Thurgau 835, Freiburg 620, 
Appenzell 486, Solothurn 452, Bafel 409, Schwyz 301, Glaris 241, 
Schaffhaufen 233, Unterwalden 191, Zug 125 und Uri 118 Mann. 

An eine Summe von 490,507 Schweizerlivres zahlt Bünden 12,000, 
Schwyz 3012, Unterwalden 1907, Uri 1184, Teſſin 18,039, Appen: 
zell 9728, Glarus 4823, Zug 2497, St. Gallen 39,451, Luzern 26,016 
Thurgau 25,052, Freiburg 18,591, Bern 91,695, Züri 77,153, 
Leman 59,273, Aargau 52,212, Solothurn 18,097, Schaffhaufen 9327 
und Bajel 20,450 Liores. 

3. Es gibt in der Schweiz feine Unterthanenlande mehr. Alle 
Privilegien, die Wohnort und Abſtammung gaben‘, fomwie die einzelner 
Perfonen und Familien, find aufgehoben. 

4, Jedem Schweizerbürger fteht frei, fich in einem andern Kanton 
niederzulaffen und daſelbſt fein Gewerbe zu treiben. Er erlangt die 
politifhen Rechte nach den Geſetzen des Kantons, in welchem er fich 
niederläßt; nur kann er nicht die politifchen Nechte in zwei Kantonen 
zugleich genießen. 

5. Alle alten Abzugrechte find aufgehoben. Die freie Zirkulation 
der Produkte des Viehes und der Kaufmannswaaren iſt geſichert. Es 
foll fein Eingangs: oder Tranjitzol im Innern der Schweiz Statt 
haben. Die Bol ätten auf den äußern Grenzen der Schweiz find zum 
Beiten der Grenzkantone, in denen fie liegen. Aber die Zolltarife der- 
ſelben müfjen von der Tagſatzung genehmigt werden. 

6. Jedem Kanton bleiben die zur Unterhaltung von Straßen, 
Chauſſeen und Brüden beftimmten Zölle. Diefe Tarif müfjen eben: 
falls von der Tagſatzung gutgeheißen werben. 

7. Das Geld in der Schweiz ſoll auf einen gleichen, von der 
Tagfagung zu beftimmenden Fuß gejhlagen werben. 

8 Kein Kanton foll einem von der Yuftizpflege eine andern Ver: 
urtheilten oder gefeglih Berfolgten Zuflucht geftatten. 

9, Kein Kanton fol mehr als 200 Mann jtehender Truppen 
unterhalten dürfen. 

10. Alle Alianz eines Kantons mit dem andern oder einer frem- 
den Macht ift unterfagt. 

11. Die Regierung oder Gefeßgebung eines Kantons, die fich der 
Berlegung eine von der Tagfakung gemachten Geſetzes ſchuldig macht, 
kann, als der Auflehnung jehuldig, vor ein Tribunal, das aus den 
— der Kriminalgerichte der übrigen Kantone beſteht, gezogen 
werden. 

12. Die Kantone üben alle Gewalt aus, die nicht ausdrücklich der 
Föderalautorität übertragen iſt. 
40 
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Zweiter Titel. 


Bon dem dirigirenden Kanton. 


13. Die Tagfagung verfammelt ſich wechjelweife ein Jahr nach dem 
andern zu Freiburg, Bern, Solothurn, Bafel, Zürich und Luzern. 

14. Die Kantone, deren” Hauptftädte dieß find, werden folgsmeife 
für ein Jahr dirigivender Kanton, weldes je mit dem 1. Januar angeht. 

15. Der dirigivende Kanton bejorgt Logements und eine Ehrenwache 
für die Tagſatzung; jo fallen ihm ebenfalls die Sitzungskoſten zur Laft. 

16. Der Schultheig oder Bürgermeijter des Hauptkantons befommt 
den Titel eines Landammanns der Schweiz. Ihn ift die Bewahrung 
des Siegels der Republik anvertraut; er kann fih nicht aus der Stadt 
entfernen. Der Große Rath feines Kantons bejtimmt ihm einen be: 
fondern Gehalt, und bezahlt die außerordentlihen Ausgaben, die mit 
dieſer Magiftratur verbunden find. 

17. Die Minifter fremder Mächte übergeben dem Landammann 
der Schweiz ihre Beglaubigungsichreiben oder Zurüdberufungen, und 
menden ſich in allen Unterhandlungen an ihn. Er ift die Berfon, durch 
welche die übrigen diplomatifchen Unterhandlungen gehen. 

18. Bei der Eröffnung der Tagſatzung bringt er die äußern und 
innern Angelegenheiten der Föderation vor. 

19. Kein Kanton kann ohne Vorwiſſen de3 Landammanns mehr 
als 500 Mann Truppen auffordern und in Bewegung feßen. 

2. Am Fall der Empörung in dem Innern eines Kantons, oder 
jeder andern dringenden Nothwendigkeit, läßt er die Truppen aus einem 
Kanton in den andern marjchiren, aber einzig auf Begehren des Großen 
oder des Kleinen Rathes desjenigen Kantons, welcher Hülfe fordert, 
und nad) eingezogenem Gutachten des Kleinen Rathes des Direftorial- 
fantons, mit Vorbehalt der Zufammenberufung der Tagfakung, wenn 
die Empörung unterdrüdt worden, oder wenn die Gefahr noch vorhan- 
den ilt. 

21. Wenn während des Urlaubs der Tagſatzung zwiſchen zwei 
oder mehreren Kantonen Streitigkeiten entjtehen, jo wendet man fi an 
den Landammann der Schweiz, welcher, je nachdem die Umftände mehr 
oder weniger dringend find, Schiedsrichter ernennt, oder die Entſcheidung 
auf die nächſte Tagſatzung verjchiebt. 

22, Er warnet die Kantone, wenn ihr Betragen gegen einander 
die Nuhe der Schweiz in Gefahr feßt, oder wenn im Innern etwas 
Unregelmäßiges, oder der Bundesakte oder ihren .befondern Verfaſſungen 
Zumiderlaufendes vorgeht. Er kann dann die Verfammlung des Großen 
Rates oder der Landsgemeinden in den Gegenden, mo die höchfte Ge- 
walt ımmittelbar in den Händen des Volks ift, verordnen. 

23. Der Landammann der Schweiz Shift im Nothfall Inſpektoren 
mit dem Auftvage, die Straßen, Wege und Flüffe zu unterſuchen. Er 
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gibt in dieſer Hinficht Befehle zu dringenden Arbeiten, und läßt im Fall 
der Noth unmittelbar und auf Koften desjenigen, dem Ddiefe Arbeiten 
obliegen mögen, diejenigen ausführen, welche zur beftimmten Zeit nicht 
angefangen oder vollendet find. 

24. Seine Unterfchrift gibt denjenigen ‚Akten, die diefelbe haben, 
das Anfehen und den Charakter einer Nationalafte. 


Dritter Titel. 
Von der Tagſatzung. 


25. Jeder Kanton Shit zur Tagfakung einen Deputirten, welchem 
man einen oder zwei Rathgeber zugeben fann, die ihn im Fall der Ab— 
wefenheit oder Krankheit erjeben. 

26. Die Deputirten zur Tagſatzung haben befchränfte Aufträge und 
Vollmachten, und dürfen nicht gegen ihre Anftruftionen ftimmen, 

27. Der Landammann der Schweiz ift von rechtswegen Deputirter 
des Direftorialfantons, 

28. Die 19 Deputirten, welche die Tagſatzung ausmachen, haben 
in den Berathichlagungen 25 Stimmen. Die Deputirten derjenigen 
Kantone, deren Bevölkerung die Zahl von 100,000 überfteigt, nämlich: 
Bern, Zürid, Waadt, St. Gallen, Nargau und Bünden, haben jeder 
2 Stimmen. Die Deputirten derjenigen Kantone, welche weniger als 
100,000 Einwohner haben, nämlich die Kantone Teffin, Puzern, Thur— 
gau, Freiburg, Appenzell, Solothurn, Bafel, Schwyz, Glaris, Schaff- 
haufen, Unterwalden, Zug und Uri, haben jeder nur eine Stimme. 

29. Die Tagfatung, deren Präfident der Landammann der Schweiz 
ilt, verfammelt fi den eriten Montag im Brahmonat, und ihre Sitzung 
fann nicht länger al3 einen Monat dauern. 

30. Außerordentlihe Tagſatzungen haben Statt: 1) Auf Begehren 
einer angrenzenden Macht oder eines Kantons, in jo fern der Große 
Nath des Direftoriallantons, welcher deßwegen, im Fall daß er Urlaub 
bat, zufammenberufen wird, das Begehren genehmigt. 2) Nah dem 
Gutachten des Großen Nathes oder der Landgemeinde von 5 Kantonen, 
welche da3 in diefer Abficht gemachte Begehren, das der Direftorial: 
fanton abgewiefen bat, begründet finden. 3) Wenn diefelbe von dem 
Landammann der Schweiz zuſammenberufen wird. 

31. Die Kriegserflärungen, Friedensſchlüſſe und Bündniſſe gehen 
von der Tagſatzung aus; doc ift die Genehmigung von drei Viertheilen 
der Kantone nöthig. 

32. Sie allein jchlieft Handelstraktate und Kapitulationen für 
Truppen in außmwärtigem Dienft. Sie ertheilt den Kantonen nöthigen 
Falls das Recht, mit einer fremden Macht befonders über andere Ge: 
genftände etwas abzujchlichen. 

33. Ohne ihre Einwilligung fann Niemand in irgend einem Kan- 
ton für eine fremde Macht werben, | 
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34. Die Tagfakung verfügt über das Truppenkontingent, welches 
der 2. Art. jedem Kanton zu ftellen auflegt; fie ernennt den General, 
ber die Truppen fommandiren fol, und jie nimmt überdieß alle für die 
Sicherheit der Schweiz und für die send der im eriten Art. ent: 
haltenen Verfügungen nöthigen Maßregeln. Das nämlihe Recht hat 
fie, wenn in einem Kanton Unruhen entjtünden, die die Sicherheit der 
übrigen bebroheten. 

35. Die auferordentlihen Gefandten werden von ihr erwählt und 
abgeſchickt. 

36. Sie entſcheidet in Streitigkeiten, welche zwiſchen Kantonen ent: 
ftehen, wenn fie nicht durd Schiedsrichter beigelegt werden fünnen. In 
diefer Abficht formirt fie am Ende ihrer gewöhnlichen PVerrichtungen 
einen Syndikat; aber dann hat jeder Deputirte nur eine Stimme, und 
man fanıı ihm hierüber keine AInftruftionen mitgeben. 

37. Bon den Protofollen der Tagſatzung werden zwei Creinplare 
verfertigt, von denen das eine bei dem Direktorialkanton verbleibt, das 
- andere aber mit dem Siegel des Staates wird am Ende des Chrift: 
monat3 in den Hauptort de3 neuen Direktorialkantons geſchickt. 

38. Ein Kanzler und ein Schreiber, die die Tagfakung auf 2 
Jahre ernennt, und die der Direltorialfanton bezahlt, wie die Tagfagung 
es verordnet, bleiben jederzeit da, wo das Giegel und die Protokolle 
ſich befinden. 

39. Die Konititution eines jeden Kantons, auf Pergament geſchrie— 
ben und mit dem SKantonsfiegel verfehen, liegt in den Archiven der 
Tagſatzung. 

40. Die gegenwärtige Bundesalte, jo wie die beſonderen Verfaſſun— 
gen der XIX Kantone, heben alle früheren Einrichtungen auf, die den- 
felben widerſprechen; aus dem alten politijhen Zuftande der Schweiz 
fann fein Recht, in Betreff der inneren Regierung der Kantone und 
ihrer Verbindung unter einander, hergeleitet werden. 

Die Ruhe der Schweiz, das Gelingen neuer Einrichtungen, die 
man in's Werk fegen muß, erfordern, daß dasjenige, was zu veranital: 
ten nöthig ift, um diefelben an die Stelle der bisherigen Ordnung der 
Dinge zu fegen, und neuen Obrigfeiten die Sorge für das öffentliche 
Wohl zu übergeben, gegen den Einfluß der Leidenfhaften gefichert und 
von allem demjenigen frei fei, was diefelben erregen und in Kampf 
feßen könnte, daß es mit Mäßigung, Unpartheilichfeit und Weisheit in’s 
Werk geſetzt werde. Diefen angemefjenen Gang der Sache kann man 
nur von Kommifjarien erwarten, die in der Vermittlungsafte felbit er: 
nannt und von dem Geifte, der denfelben erzeugt hat, erfüllt find. 

Aus diefen Gründen 

Beſchließen Wir in obengefagter Eigenfhaft, und mit dem oben 
angezeigten Vorbehalt, Folgendes: 

1) Der Direftoriallanton für da3 Jahr 1803 ift der Kanton 

Freiburg. 
2) Der Bürger Ludwig von Affry ift für biefes Jahr Land: 
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ammann der Schweiz, und bis zur Vereinigung der Tagſatzung 
mit außerordentlicher Vollmacht verſehen. 

3) Die Vermittlungsakte wird dem Landammann im Original 
übergeben werden, damit er fie in das Archiv des Direktorial— 
fanton3 legen könne. 

4) In jedem Kanton hat eine Kommiffion von 7 Gliedern, von 
denen Eines von und und 6 von den 10 zur Unterhandlung 
mit und ernannten Deputirten gewählt wird, den Auftrag, die 
Verfafiung in den Gang zu ſetzen und die Verwaltung desſel— 
ben vorläufig zu übernehmen. 

5) (Namen der Mitglieder der Kommilfionen.) 

6) Den 10. März wird die Zentralregierung aus einander gehen, 
nachdem fie dem Landammann der Schweiz ihre Schriften und 
Archive übergeben hat. 

7) Jede Kommilfion wird fi den 10. März in dem Hauptorte 
des Kantons verfammeln, und dem Regierungsftatthalter ſogleich 
davon Anzeige machen. 

8) Vier und zwanzig Stunden nad diefer Anzeige wird der Re: 
gierungsftatthalter der Kommiſſion die Schriften der Verwal: 
tung übergeben. | 

9) In denjenigen Fällen, welche befondere Verhaltungsbefehle oder 
Aufträge erfordern könnten, wird ſich die Kommiljion an den 
Landammann der Schweiz wenden. 

10) Den 15. April wird die Nerfaffung in Thätigfeit geſetzt wer: 
den; auf den 1. Brachmonat wird jeder Kanton feine Depu— 
tirten zur Tagfabung ernannt und ihre Inſtruktionen abgefaft 
haben. Den erften Montag im Heumonat diefes Jahres wird 
ih die Tagfakung verfammeln. 

11) Die bei dem höchften Gerichtshof anhängigen Prozefie werben 
an das Appellationsgericht des Kantons der Partheien gemiefen 
werden. Der höchſte Gerichtshof endigt feine Verrichtungen den 
10. März. 

12) Die dato im Solde der Schweiz ftehenden helvetiſchen Truppen, 
welche den 1. Mai noch nicht von den Kantonen angeftellt find, 
werden in Frankreichs Sold treten. 

13) Wegen Vergehungen, die ſich auf die Revolution beziehen, kann 
Niemand gerichtlich verfolgt werden, jie mögen nun wirklich oder 
bloß angeblih, entweder von Bartitularen oder bei Bekleidung 
irgend eines öffentlichen Amtes begangen worden fein. 


Die Abtretung der Zentralregierung und die Wiedereinfetung ber 


Kantone in die Souveränitätsrechte erfordern, dak für die Bezahlung 
ber helvetiſchen Schulden und für die Anwendung der zu Nationalgütern 
erflärten Güter geforgt werde. 


In unferer oben gemeldeten Eigenfhaft und mit dem nämlichen 


Vorbehalte verordnen wir Folgendes: 


1) Die ehemals den Klöftern zugehörigen Güter werden benjelben 
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zurücgegeben, feien fie nun im gleichen odır in einem andern 
Kantone gelegen. 


2) Die Verwaltung der Nationalgüter (ausgenommen diejenigen, 


welche ehemals in den Kantonen Waadt und Margau dem vor: 
maligen Kanton Bern gehörten) wird vorläufig denjenigen Kan: 
tonen, denen fie vorher gehörten, überlaffen. Die Bernerifchen 
Schuldforderungstitel werden vorläufig drei Kommifjarien über: 
geben, die die Kantone Bern, Waadt und Aargau ernennen. 


3) In jedem Kanton, weldher Schulden hat, die vor der Revolution 


4) 


5) 


6) 


— 


1) 


fontrahirt waren, wird ein Fond zu ihrer Sicherftellung oder 
Bezahlung auf demjenigen angewiefen werden, was von dem ehe: 
maligen Kantonsgute übrig bleibt. 

Jeder Stadt wird man wieder ein zur Beitreitung ihrer Muni- 
zipalausgaben hinlängliches Einkommen ausmachen. 

Die Nationalfchuld joll liquidirt und die, einigen Kantonen zu— 
gehörigen Schuldiitel auf Fremde, werden zuerft verhältnißmäßig 
zur Tilgung derfelben gebraucht werden. Wenn die Schuld den 
Betrag diefer Schuldtitel überfteigt, fo wird der Reſt unter die 
Kantone nad) Verhältniß deſſen verteilt werden, was ihnen 
von ihren ehemaligen liegenden Gütern, nah Bezahlung der 
vor der Revolution gemachten Schulden und Wicderherftellung 
der Städtegüter übrig bleibt. 

Die beweglichen und unbeweglichen Güter, welche nad Errich— 
tung des Gemeindgutes und nad Bezahlung der Kantons und 
Nationalfchulden übrig bleiben, werden denjenigen Kantonen 
wieder zufallen, denen fie vorher gehörten. Was in den Kan: 
tonen Waadt und Nargau übrig bleibt, wird dieſen zugehören. 
Mas von den bernerifhen Schuldtiteln übrig bleibt, wird zu 
gleichen Theilen den drei Kantonen Bern, Waadt und Aargau 
zufallen. 

Eine aus 5 Gliedern, nämlih: den BB. Stapfer, Minijter 
der helvetifchen Republik; Kufter, gewejener Yinanzminiiter; 
Rämi, Altftadtfchreiber von Freiburg und — Mit: 
glied der Verwaltungsßkammer; Sulzer, von Winterthur, bel: 
vetilcher Deputirter; Yaurenz Mayer, von Ruzern, Präfivent 
der Verwaltungsfammer, beftehende Kommiſſion wird die Be— 
dürfnifje der Munizipalitäten unterfuchen, die Größe derſelben 
und die zur Miederherftellung ihres Einkommens nöthigen Fonds 
beftimmen, die Kantons: und die Nationalſchulden liquidiren, 
für jede Schuld den nöthigen Fond anweifen, um dieſelben zu 
verfihern oder zu bezahlen, und die Güter bezeichnen, welche 
jedem Kanton wieder zugeitellt werden. 

Sie wird ihre PWerfügungen über die Schulden den 10. Mai, 
die über das Einfommen der Städte und das Wermögen der 
Kantone den 10. Brachmonat befannt machen; beide wird fie 
fogleih dem eriten PYandammann der Schweiz und jedem Kan: 
ton zufenden, um die Beſchlüſſe vollziehen zu lajjen. 
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I) Die Kommiffion wird fi in dem Hauptorte des "Direftorial: 
kantons verfammeln und dafelbft bis zur Beendigung ihrer 
Aufträge verbleiben. 

Die gegenwärtige Akte, melde dad Nefultat langer Kon 
ferenzen zwilchen verftändigen und vechtichaffenen Männern iſt, fchien 
uns diejenigen Berfügungen zu enthalten, weldhe am tauglichiten find, 
den Frieden und das Glüd der Schweizer wieder herzuftellen. Gleich 
nachdem jie ind Werk gejeßt worden, werden die fränfifchen Truppen 
zurüdberufen werden. | 

Wir ertennen das, zufolge der gegenwärtigen Akte, konſtituirte 
Helvetien für eine unabhängige Macht. 

Wir garantiren die Bundesverfaflung und die Verfafiung jedes 
Kantons gegen die Feinde der Ruhe Helvetiens, wer fie auch fein mö— 
gen; und wir verjprechen, die wohlmollenden Verhältniſſe, welche feit 
mehreren Jahrhunderten beide Nationen vereinigt hatten, zu unterhalten. 
Gegeben zu Paris, den 30. Pluvios im Jahr XI. (19. Febr. 1803.) 
Bonaparte. 


Der Dundesverfrag zwilchen den XXII Kantonen der Schweiz 
vom 7. Auguſt 1815. 
Im Namen Gottes des Allmädtigen ! 

1. Die XXIL fouveränen Kantone der Schweiz, als Zürich, 
Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, 
Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffhaufen, Appenzell bei: 
der Rhoden, St. Gallen, Graubünden, Nargau, Thurgau, 
Teffin, Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf, vereinigen fich 
durch den gegenwärtigen Bund zur Behauptung ihrer Freiheit, Unabhängig- 
feit und Sicherheit gegen alle Angriffe fremder Mächte, und zur Handhabung 
der Ruhe und Ordnung im Innern. Sie gewährleiften ſich gegenfeitig 
ihre Verfaſſungen, jo wie diefelden von den oberiten Behörden jedes 
Kantons, in Webereinftimmung mit den Grundſätzen des Bundesvertrags, 
werden angenommen worden fein. Sie gemwährleiften ſich gegenfeitig 
ihr Gebiet. 

2. Zur Handhabung diefer Gemwährleiftung und zur Behauptung 
der Neutralität der Schweiz wird aus der waffenfähigen Mannjchaft 
eines jeden Kantons, nach dem Verhältnig von 2 Mann auf 100 Seelen 
Bevölkerung, ein Sontingent gebildet. Die Truppen werden von den 
Kantonen geliefert, wie folgt: Bern 4584; Zürich 3858; Waadt 2964; 
St. Gallen 2630; Margau 2410; Graubünden 2000; Tefjin 1804; 
Luzern 1734; Thurgau 1670; Wallis 1280; Freiburg 1240; Neuenburg 
4000; Appenzell 972; Solothurn 904; Bajel 818; Schwyz 602; Genf 
600; Glarus 482; Schaffhaufen 466; Unterwalden 332; Zug 20; 
Urt 236. Aufammen 32,886 Mann. 

Diefe vorläufig angenommene Scala iſt auf ein Jahr feſtgeſetzt, und joll 
von der Tagfakung des Jahres 1815 durdhgefehen und nad obigen 
Grundſatze berichtiget werden. 
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3. Die Geldbeiträge, zur Beftreitung der Kriegsfoften und anderer 
Ausgaben des Bundes, werden von den Kantonen nach folgendem Ver: 
hältniß entrichtet: Bern 91,695 Fr.; Züri 77,153; Waadt 59,273; 
Yargau 52,212; St. Gallen 39,451 5 Luzern 26,016; Thurgau 25,052 ; 
Neuenburg 25,000; Bafel 20,450; Freiburg 18,591; Solothurn 18,097 ; 
Teffin 18,039, Genf 15,000; Graubünden 12,000; Appenzell 9728; 
Wallis 9600; Schaffhaufen 4327; Glarus 4823 ; Schwyz 3012; Zug 
2497 ;, Unterwalden 1907; Uri 1184. AZufammen 540,107 Fr. 

Diefe Vertheilung der Geldbeiträge ift ebenfall3 für ein Jahr gül- 
tig, und fol durd die Tagfakung vom Jahr 1815 durchgefehen, und 
mit Rückſicht auf die Befchwerden einiger Kantone berichtiget werden. 
Eine ähnliche Nevifion fol fpäterhin, wie für die Mannſchaftskontingente, 
von zwanzig zu zwanzig Jahren ftatt haben. 

Zur Beitreitung der Kriegskoſten fol überdieß eine ginge 
ſiſche Kriegskaſſe errichtet werden, deren Gehalt bis auf den Betrag 
eines doppelten Geldfontingents anwachſen fol. 

Diefe Kriegskaſſe fol ausfchlieglih nur zu Militärkoften bei eidge— 
nöffifchen Auszügen angewendet, und in fich ergebenden Fällen die eine 
Hälfte der Ausgaben durch Cinziehung eines Geldfontingent3 nad) der 
Scala beftritten, und die andere Hälfte aus der Kriegskaſſe bezahlt werden. 

Zur Bildung diefer Kriegsfafje foll eine Eingangsgebühr auf Waa— 
ren gelegt werden, die nicht zu den nothwendigften Bedürfniffen gehören. 

Diefe Gebühren werben die Girenzfantone beziehen, und der Tag: 
fatung alljährlih darüber Rechnung ablegen. 

Der Tagſatzung wird überlaffen, jomohl den Tarif diefer Eingangs: 
gebühr feitzufegen, ala auch die Art der Rechnungsführung darüber, 
und die Maßnahmen zur Verwahrung der bezogenen Gelder zu be: 
ftimmen, 

4. Im Fall äußerer oder innerer Gefahr hat jeder Kanton das 
Recht, die Mitftände zu getreuem Aufſehen aufzufordeın.. Wenn in 
einem Kanton Unruhen ausbrechen, fo mag die Regierung andere Kan: 
tone zur Hülfe mahnen, doch fol fogleich der Vorort davon benachrich— 
tigt werden; bei fortdauernder Gefahr wird die Tagfagung, auf Ans 
fuchen der Regierung, die weiteren Maßregeln treffen. 

Am Fall einer plötzlichen Gefahr von Außen mag zwar der be: 
drohte Kanton andere Kantone zur Hülfe mahnen, doch fol fogleich der 
Vorort davon in Kenntniß geſetzt werden; diefem liegt ob, die Tagſatzung 
u verfammeln, welcher alle Verfügungen zur Sicherheit der Eidgenof: 
Fenfehaft zuftehen. 

Der oder die gemahnten Kantone haben die Pflicht, dem Mahnen— 
den Hülfe zu leiften. j 

Am Fall äußerer Gefahr werden die Koften von der idgenoffen- 
ſchaft getragen; bei inneren Unruhen liegen diefelben auf dem mahnen: 
ben Kanton, es wäre denn Sache, daß die Tagfatung, wegen beſonderer 
Umftände, eine andere Beſtimmung treffen würde. 

5. Ale Anjprühe und Streitigkeiten zwifchen den Kantonen über 
Gegenftände, die nicht durch den Bundesvertrag gewährleiftet find, wer: 
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ben an das eidgenöffifhe Necht gewiefen. Der Gang und die Form 
diefer Rechtshandlung jind folgendermaßen feftgefekt: 

Jeder der zwei ftreitenden Kantone wählt aus den Magiftratöper: 
fonen anderer Kantone zwei, ober, wenn die Kantone darüber einig 
fallen, einen Schiedsrichter. 

Wenn die Streitfache zwifchen mehr als zwei Kantonen obwaltet, 
fo wird die beftimmte Zahl von jeder Parthei gewählt. 

Diefe Schiedörichter vereint traten den Streit in der Minne und 
auf dem Pfad der Vermittlung beizulegen. Kann bdiefes nicht erreicht 
werden, jo wählen die Schiedsrichter einen Obmann aus den Magiftratö: 
perfonen eines in der Sache unpartheiifchen Kantons, und aus welchem 
nicht bereit3 einer der Schiedärichter gezogen ift. 

Sollten die Schiedsrichter fich über die Wahl des Obmanns nicht vereinis 
gen können, und einer der Kantone darüber Beichwerbe führen, fo mwirb 
der Obmann von der Tagſatzung gefett, wobei aber die im Streit ſte— 
henden Kantone fein Stimmredt haben; der Obmann und die Schiebs- 
richter verfuchen nochmal3, den Streit durch Vermittlung auszugleichen, 
oder entfcheiden, im Fall allfeitiger Uebergabe, durch Kompromikiprud); 
geſchieht aber Feines von beiden, fo fprechen fie über die Streitfadhe nad 
den Rechten endlich ab. 

Der Sprud fann nicht weiter gezogen werden, und wird erforder: 
lichen Falls durch Verfügung der Tagſatzung in Vollziehung geſetzt. 

Zu gleicher Zeit mit der Hauptſache fol auch über die Koſten, be: 
ftehend in den Auslagen der Schiedsrichter und des Obmanns, entſchie— 
den werben. 

Die nah obigen Beftimmungen gewählten Schiedsrichter und Ob: 
männer werden von ihren Regierungen des Eides für ihren Kanton, 
in der obwaltenden Streitſache, entlajjen. 

Bei allen vorfallenden Streitigfeiten follen die betreffenden Kantone 
fi jeder gewaltfamen Mafregel oder fogar Bewaffnung enthalten, den 
in dieſem Artikel feſtgeſetzten Rechtspfad genau befolgen, und dem Spruch 
in allen Theilen Statt thun. 

6. Es follen unter den einzelnen Kantonen keine dem allgemeinen 
Bund oder den Rechten anderer Kantone nachtheilige Verbindungen ge: 
ſchloſſen werden. 

7. Die Eidgenoffenfhaft Huldigt dem Grundſatz, dak fo wie es, 
nah Anerkennung der XXII Kantone, Feine Unterthanenlande mehr 
in der Schweiz gibt, fo könne au der Genuß der politiichen Rechte 
nie das ausſchließliche Privilegium einer Klaffe der Kantonsbürger fein. 

8. Die Tagfagung beforgt, nad den Vorfchriften des Bundesver— 
trags, bie ihr von den fouveränen Ständen übertragenen Angelegenhei: 
ten des Bundes, Sie beiteht aus den Gefandten der XXII Kan: 
tone, weldhe nach ihren Inſtruktionen ftimmen. Jeder Kanton hat eine 
Stimme, welde von einem Gefandten eröffnet wird. Sie verfammelt 
ih in der Hauptftadt des jeweiligen Vororts, ordentlicher Weile alle 
Jahre am erften Montag im Heumonat; auferordentlicher Weife, wenn 
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der Vorort diefelde ausjchreibt, oder auf das Begehren von fünf Kantonen. 

Der im Amt ftchende Bürgermeijter oder Schultheik des Vororts 
führt den Vorſitz. 

Die Tagſatzung erflärt Krieg und ſchließt Frieden; fie allein er— 
richtet Bündnifje mit auswärtigen Staaten; doch jind für diefe wichti— 
gen Verhandlungen drei Viertheile der Kantonsftimmen erforderlich. In 
allen übrigen Verfügungen, die dur den gegenwärtigen Bund der 
Tagſatzung übertragen find, entfcheidet die abjolute Mehrheit. 

Handelöverträge mit auswärtigen Staaten werden von der Tag: 
ſatzung geſchloſſen. 

Militärkapitulationen und Verträge über ökonomiſche und Polizei— 
gegenſtände mögen von einzelnen Kantonen mit auswärtigen Staaten 
geihlofien werden. Sie follen aber weder dem Bundesverein, noch be- 
ftehenden Bündnifjen, noch verfafiungsmäßigen Rechten anderer Kantone 
zumider jein, und zu dieſem Ende zur Kenntniß der Tagſatzung ge: 
bracht werden. 

Eidgenöffiihe Gefandte, wenn deren Abordnung nothwendig erach: 
tet wird, werden von der Tagjakung ernannt und abberufen. . 

Die Tagſatzung trifft alle erforderlihe Mafregeln für die äußere 
und innere Sicherheit der Eidgenofjenfhaft. Sie beſtimmt die Organi- 
fation der Kontingentstruppen, verfügt über derjelben Aufftellung und 
Gebrauch, ernennt den General, den Generaljtab und die eidgenöflifchen 
Dberften. Sie ordnet, im Cinverftändniß mit den Kantonäregierungen, 
die Aufficht über die Bildung und Ausrüftung des Milttärkontingents an. 

9. Bei außerordentlihen Umftänden, und wenn fie nicht fortdauernd 
verfammelt bleiben kann, hat die Tagſatzung die Befugniß, dem Vorort 
befoudere Vollmachten zu ertheilen. Sie fann auch derjenigen Behörde 
des Vororts, welche mit der eidgenöfliihen Geſchäftsführung beauftragt 
it, zu Bejorgung wichtiger Bundesangelegenheiten, eidgenöfjiiche Reprä- 
fentanten beiortnen ; in beiden Fällen find zwei Drittheile der Stimmen 
erforderlich. 

Die eidgenöſſiſchen Repräjentanten werden von den Kantonen ge= 
wählt, welche hiefür unter ich in folgenden 6 Klaſſen wechſeln: 

Den erften eidgenöffiihen Repräfentant geben abmwechfelnd die zwei 
Direftorialorte, die nicht im Amte ftchen; den zweiten Uri, Schwyz, 
Unterwalden; den dritten Glarus, Zug, Appenzell, Schaffhaufen; den 
vierten Freiburg, Bafel, Solothurn, Wallis; den fünften Graubünden, 
St. Gallen, Aargau, Neuenburg ; den fehsten Waadt, Thurgau, Tefjin, 
Genf. 

Die Tagfabung ertheilt den eidgenöffiihen Repräſentanten die er: 
forderlichen Inftruftionen, und beftimmt die Dauer ihrer Verrichtungen. 
An jedem Fall hören leßtere mit dem MWiederzufammentritt der Tag: 
fabung auf. Die eidgenöffiichen Repräfentanten werden aus der Bun- 
deskaſſe entichädigt. 

10. Die Leitung der Bundesangelegenheiten, wenn die Tagſatzung 
nit verfammelt ift, wird einem Vorort, mit den bi8 zum Jahr 1798 
ausgeübten Befugnifjen, übertragen. 
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Der Borort wechfelt unter den Kantonen Züri, Bern umd Luzern 
je zu 2 Jahren um, welche Kehrordnung mit dem 1. Januar 1815 
ihren Anfang nimmt. 

Dem Borort ift eine eidgenöffiihe Kanzlei beigeordnet ; diefelbe be- 
fteht aus einem Kanzler und einem Staatäfchreiber, die von der Tag: 
ſatzung gewählt werden. 

11. Für Lebensmittel, Landeserzeugniffe und Kaufmannswaaren ift 
der freie Kauf, und für diefe Gegenftände, ſowie auch für das Pich, 
die üngehinderte Aus: und Durchfuhr von einem Kanton zum andern 
gefichert, mit Vorbehalt der erforderlichen Polizeiverfügungen gegen Wu: 
cher und ſchädlichen Vorkauf. 

Diefe Polizeiverfügungen follen für die eigenen Kantonsbürger und 
die Einwohner anderer Kantone gleich beftinmt werben. 

Die dermalen beftehenden, von der Tagfatung genehmigten Zölle, 
Weg: und Briücdengelder verbleiben in ihrem Beftand. Es Fünnen aber 
ohne Genehmigung der Tagſatzung weder neue errichtet, noch die be— 
ftehenden erhöht, noch ihr Bezug, wenn er auf beftimmte Jahre beſchränkt 
mar, verlängert werden. 

Die Abzugsrechte von Kanton zu Kanton find abgefchafft. 

12. Der Fortbeftand der Klöfter und Kapitel, und die Sicherheit 
ihres Eigenthums, fo weit es von den Kantonsregierungen abhängt, 
find gqemwährleiftet; ihr Vermögen ift gleich anderem Privatqut den 
Steuern und Abgaben unterworfen. 

13. Die helvetiiche Nationalfehuld, deren Betrag den 1. November 
1804 auf 3,118,336 Franken feitgefetst worden, bleibt anerfannt. 

14. Alle eidgenöffiihe Konkordate und Verkommniſſe feit dem Jahre 
1803, die den Grundſätzen des gegenwärtigen Bundes nicht entgegen 
find, verbleiben in ihrem bisherigen Beitand; die Sammlung der in 
dem gleichen Zeitraum erlajjenen Tagſatzungsbeſchlüſſe fol der Tag: 
ſatzung des Jahres 1816 zur Reviſion vorgelegt werden, und dieſe wird 
entjcheiden, welche von denfelben ferner verbindlich fein follen. 

15. Sowohl gegenwärtiger Bundesvertrag, als auch die Kantonal- 
verfafjungen, follen in das eidgenöffifhe Archiv niedergelegt werden. 


Die XXI Kantone fonftituiren fi ala ſchweizeriſche 
Eidgenoffenfhaft; fie erklären, daß fie frei und unge: 
zwungen in diefen Bund treten, denfelben im Glüd mie 
im Unglüd al3 Brüder und Eidgenoffen getreulid hal: 
ten, injonders aber, daß fie von nun an alle daraus 
entftehenden Pflidten und Verbindligfeiten gegenjeitig 
erfüllen wollen; und damit eine für das Wohl des ge- 
fammten Baterlandes fo wichtige Handlung, nah der 
Sitte der Väter, eine heilige Gewährſchaft erhalte, ſo iſt 
dDiefe Bundesurkunde nihtallein durch die bevollmädtig: 
ten Gefandten eines jeden Standes unterzeihnet und mit 
dem neuen Bundesinfiegel verfehen, fondern no durd 
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einen theuern Eid zu Gott dem Allmädtigen feierlich be— 
fräftiget worden. 

Alfo gefhehen, unterfchrieben und befiegelt durch die Gefandten und 
Legationsräthe der eidgenöjlifhen Stände, in Zürich, den 7. Augftmonat 
im Jahr nad Chriſti Geburt eintaufend achthundert und fünfzehn. 
(7. Auguft 1815.) 


Bundesverfaffung der Schweizeriſchen Gidgenoffenfchaft 
vom 12. Serbfimonat 1848. 


Im Namen Gottes des Allmächtigen! 
Die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft, 
in der Abſicht, den Bund der Eidgenoſſen zu befeſtigen, die Ein⸗ 
heit, Kraft und Ehre der ſchweizeriſchen Nation zu erhalten und zu för— 
dern, hat nachſtehende Bundesverfaſſung angenommen: 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 1. Die durch gegenwärtigen Bund vereinigten Völkerſchaften 
der zwei und zwanzig fouveränen Kantone, ala: Zürih, Bern, Lu— 
zern, Uri, Schwyz, Unterwalden (ob und nid dem Wald), Gla— 
rus, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel (Stadt und Land), 
Schaffhaufen, Appenzell (beider Rhoden), St. Gallen, Grau: 
bünden, Nargau, Thurgau, Teſſin, Waadt, Wallis, Neuen: 
burg und Genf, bilden in ihrer Gefammtheit die ſchweize riſche 
Eidgenofienihaft. 

Art. 2. Der Bund hat zum Zweck: Behauptung der Unabhängige 
feit des DVaterlandes gegen Außen, Handhabung von Ruhe und Ord— 
nung im Innern, Schuß der Freiheit und der Nechte der Eidgenofjen 
und Beförderung ihrer gemeinfamen Wohlfahrt. 


Art. 3. Die Kantone find fouverän, fomweit ihre Souveränität 
nicht durch die Bundesverfaffung befhränft ift, und üben als folche alle 
Rechte aus, welche nicht der Bundesgewalt übertragen find. 


Art. 4. Ale Schweizer find vor dem Geſetze gleich. Es gibt in 
der Schweiz Feine Unterthanenverhältniffe, feine Vorrechte des Orts, der 
Geburt, der Familien oder Perſonen. 


Art. 5. Der Bund gemwährleiftet den Kantonen ihr Gebiet, ihre 
Souveränität inner den Schranken des Artifels 3, ihre Verfaſſungen, 
die Freiheit, die Nechte des Volkes und die verfafjungsmäßigen Rechte 
ber Bürger gleich den Rechten und Befugnifien, welche das Wolf den 
Behörden übertragen hat. 
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Art. 6. Die Kantone find verpflichtet, für ihre Verfaffungen bie 
Semwährleiftung des Bundes nachzuſuchen. 

Der Bund überninimt diefe Gewährleiftung infofern : 

a. fie nichts den Vorſchriften der Bundesverfafjung Zumiderlaufen: 
des enthalten; 

b. fie die Ausübung der politifhen Rechte nach republifanifhen — 
repräfentativen oder demokratiſchen — Formen fichern ; 

c. fie vom Bolfe angenommen worden find und revibirt werben 
fönnen, wenn die abfolute Mehrheit der Bürger e8 verlangt. 


Art. 7. Beſondere Bündniffe und Verträge politifchen Inhalts 
zwifchen den Kantonen find unterfagt. 

Dagegen fteht ihnen das Recht zu, Verkommniſſe über Gegenftände 
der Gefeßgebung, des Gerichtsweſens und der Verwaltung unter fi) ab- 
zuſchließen; jedoch haben ſie diefelben der Bundesbehörde zur Cinficht 
vorzulegen, melde, wenn diefe Verfommnifje etwas dem Bunde oder 
den Rechten anderer Kantone Zumiderlaufendes enthalten, deren Voll: 
ziehung zu hindern befugt ift. Im entgegengefegten Falle find die be- 
treffenden Kantone berechtigt, zur Boliebung die Mitwirfung der Bun: 
besbehörden anzufpreden. 

Art. 8. Dem Bund allein fteht das Recht zu, Krieg zu erflären 
und Frieden zu fliegen, Bündniſſe und Staatöverträge, namentlid Zoll: 
und SHandelsverträge mit dem Auslande einzugehen. 


Art. 9. Ausnahmsweiſe bleibt den Kantonen die Befugniß, Ver: 
träge über Gegenftände der Staatswirthichaft, des nachbarlichen Ver: 
kehrs und der Polizei mit dem Auslande abzufchließen; jedoch dürfen 
biefelben nichts dein Bunde oder den Rechten anderer Kantone Zuwider— 
laufendes enthalten. 

Art. 10. Der amtliche Berkehr zwiſchen Kantonen und ausmärti- 
gen Staatöregierungen, fowie ihren Stellvertretern, findet dur Ver: 
mittlung des Bundesrathes jtatt. 

Ueber die im Artikel 9 bezeichneten Gegenftände können jedoch die 
Kantone mit den untergeordneten Behörden und Beamten eines auswär— 
tigen Staates in unmittelbaren Verkehr treten. 

Art. 11. Es dürfen feine Militärkapitulationen abgefchloffen werben. 

Art. 12. Die Mitglieder der Bundesbehörden, die eidgenöffifchen 
Civil- und Militärbeamten und die eidgenöffiihen Repräfentanten oder 
Kommifjarien dürfen von auswärtigen Regierungen weder Penfionen 
oder Gehalte, noch Titel, Geſchenke oder Orden annehmen. 

Sind fie bereit3 im Beſitze von Penfionen, Titeln oder Orden, 
fo haben fie für ihre Amtsdauer auf den Genuß der Penfionen und 
das Tragen der Titel und Orden zu verzichten. 

Untergeordneten Beamten und Angeftellten kann jedoh vom Bund— 
desrath der Fortbezug von Penfionen bewilligt werden. 

Art. 13. Der Bund ift nicht berechtigt, ftehende Truppen zu halten, 
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Dhne Bewilligung der Bundesbehörde darf Fein Kanton oder in 
getheilten Kantonen kein Yandestheil mehr als 300 Mann ftehende Trup- 
pen halten, die Landjägerkorps nicht inbegriffen. 

Art. 14. Die Kantone jind verpflichtet, wenn Streitigkeiten unter 
ihnen vorfallen, ſich jeder Selbjthülfe, ſowie jeder Bewaffnung zu ent: 
halten und fi) der bundesmäßigen Entſcheidung zu unterziehen. 

Art. 15. Wenn einem Kantone vom Auslande plöglih Gefahr 
droht, fo iſt die Regierung des bedrohten Kantons verpflichtet, andere 
Kantone zur Hülfe zu mahnen, unter gleichzeitiger Anzeige an die Bun— 
desbehörde und unvorgreiflich den jpäteren Verfügungen diefer letztern. 
Die gemahnten Kantone find zum Zuzuge verpflichtet. Die Koften trägt 
die Eidgenofjenihaft. 

Art. 16. Bei geftörter Ordnung im Innern, oder wenn von einem 
anderen Kanton Gefahr droht, hat die Regierung des bedrohten Kan— 
tons dem Bundesrathe fogleih Kenntniß zu geben, damit Diefer inner 
den Schranken feiner Kompetenz (Art. 90, Nr. 3, 10 und 11) die er: 
forderliden Maßregeln treffen oder die Bundesverfammlung einberufen 
faın. In dringenden Fällen it die betreffende Fregierung befugt, un: 
ter fofortiger Anzeige an den Bundesrath, “andere Kantone zu Hülfe 
zu mahnen, und die gemahnten Stände find zur Hülfeleiftung verpflichtet. 

Wenn die Kantonsregierung außer Stande ift, Hülfe anzufprechen, 


fo fann, und wenn die Sicherheit der Schweiz gefährdet wird, fo fol! 
die kompetente Bundesbehörde von ſich aus einjchreiten. 

An Fällen eidgenöfjifher Intervention forgen die Bundesbehörden 
für Beachtung der Vorfchriften von Art. 5. 

Die Koften trägt der mahnende oder die eidgenöffifhe Intervention 
verahlajjende Kanton, wenn nicht die Bundesverfammlung wegen befon- 
derer Umſtände etwas Anderes bejchließt. 

Art. 17. In den durh Art. 15 und 16 bezeichneten Fällen ift 
jeder Kanton verpflichtet, den Truppen freien Durchzug zu geftatten. 
Dieſe find fofort unter eidgenöffische Leitung zu ftellen. 

Art. 18. Jeder Schweizer ift wehrpflichtig. 

Art. 19. Das Bundesheer, welches aus den Kontingenten der 
Kantone gebildet wird, beſteht: ’ 

a. aus dem Bundesauszug, wozu jeder Kanton auf 100 Seelen 
ſchweizeriſcher Bevölkerung 3 Mann zu ftellen ‚hat; 

b. aus der Referve, deren Bejtand die Hälfte des Bundesauszuges 

beträgt. 

An Zeiten der Gefahr kann der Bund aud) über die übrigen Streit- 
fräfte (die Landwehr) eines jeden Kantons verfügen. 

Die Mannſchaftsſkala, welche nach dem bezeichneten Maßſtabe das 


Kontingent für jeden Kanton feftfest, iſt alle zwanzig Jahre einer Re— 
vijion zu unterwerfen, 
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Art. 20. Um in dem Bundesheere die erforderliche Gleichmäßig— 
feit und Dienjtfähigfeit zu erzielen, werden folgende Grundſätze feitgejekt: 

1) Ein Bundesgefeß bejtimmt die allgemeine Organifation des 
Bundesheeres. 

2) Der Bund übernimmt: 

a. den Unterricht der Genietruppen, der Artillerie und der Kaval: 
(erie, wobei jedoch den Kantonen, welche diefe Waffengattungen 
zu ftellen haben, die Lieferung der Pferde obliegt; 

b. die Bildung der Inſtruktoren für die übrigen Waffengattungen; 

. für alle Waffengattungen den höheren Militärunterricht, wozu 
er namentlih Militärfchulen errichtet und Zuſammenzüge von 
Truppen anordnet; 

d. die Lieferung eines Theils des Krieggmaterials. 

Die Zentralifation des Militärunterricht3 kann nöthigenfalls durch 

die Bundesgefeßgebung weiter entwidelt werden. 


3) Der Bund überwacht den Militärunterricht der Anfanterie und 
der Scharfihüsen, ſowie die Anjchaffung, den Bau und Unterhalt des 
Kriegszeugs, weldes die Kantone zu liefern haben. 


4) Die Militärverordnungen der Kantone dürfen nichts enthalten, 
was ber eidgenöffifhen Militärorganijation und den den Kantonen ob: 
liegenden bundesmäßigen Verpflichtungen entgegen ift, und müſſen zu 
diepfälliger Prüfung dem Bundesrathe vorgelegt werden. 

5) Alle Truppenabtheilungen im eidgenöflifchen Dienfte führen aus- 
ſchließlich die eidgenöffische Fahne. 

Art. 21. Dem Bunde jteht das Recht zu, im Intereſſe der Eidge- 
nofjenjchaft oder eines großen Theiles derfelben auf Koften der Eidge— 
noſſenſchaft öffentliche Werke zu errichten oder die Crrichtung derfelben 
zu unterjtüßen. | 

Zu diefem Zwecke ift er auch befugt, gegen volle Entichädigung das 
Recht der Erpropriation geltend zu machen. Die näheren Beſtimmun— 
gen hierüber bleiben der Bundesgeſetzgebung vorbehalten. 

Die Bundesverfanmlung kann die Errichtung öffentlicher Werke 
unterfagen, welche die militärifchen Intereſſen der Eidgenofjenfchaft 
verleßen. 

Art. 22. Der Bund ift befugt, eine Univerfität und eine polytech- 
niſche Schule zu errichten. 

Art. 23. Das Zollwefen ift Sache des Bundes. 

Art.»24. Dem Bunde fteht das Recht zu, die von der Taafakung 
bewilligten oder anerfannten Land: und Waflerzölle, Weg: und Brüden- 
gelder, verbindlihe Kaufhaus: und andere Gebühren diefer Art, mögen 
diejelben von Kantonen, Gemeinden, Korporationen oder Privaten bezo: 
gen werden, gegen Entſchädigung ganz oder theilmeife aufzuheben. Die: 
jenigen Zölle und Weggelder, welche auf dem Tranfit laften, ſollen je: 
denfall3 im ganzen Umfange der Eidgenofjenfhaft und zwar gleichzeitig 
eingelööt werden. 


O 
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Die Eidgenofjenfhaft hat das Recht, an der ſchweizeriſchen Grenze 
Eingangs:, Ausgangs: und Durhgangszölle zu erheben. 

Sie ift berechtigt, gegenwärtig für das Zollweſen beftimmte Gebäu— 
lichkeiten an der jchweizeriihen Grenze gegen Entfhädigung entweder als 
Eigentum oder miethweije zur Benugung zu übernehmen. 

Art. 35. Bei Erhebung der Zölle follen folgende Grundfäge be: 
achtet werden: 

1) Eingangsgebühren : 

a. Die für die inländifche Anduftrie erforderlihen Stoffe find im 

Zolltarif möglichit gering zu tariren. 

b. Ebenfo die zum nothwendigen Lebensbebarf erforderlichen Ge: 

genftände. 

c. Die Gegenftände des Luxus unterliegen der höchſten Tare. 

1) Durchgangsgebühren, und in der Regel auch die Ausgangsge— 
bühren, find möglichſt mäßig feitzufeßen. | | 

2) Durch die Zollgefeßgebung find zur Sicherung des Grenz: und 
Marktverfehrs geeignete Beftinnmungen zu treffen. 

Dem Bunde bleibt immerhin das Necht vorbehalten, unter außer: 
ordentlichen Umftänden, in Abmweihung von vorftehenden Beftimmungen, 
vorübergehend befondere Maßnahmen zu treffen. 

Art. 26. Der Ertrag der Eingangs-, Ausgangs: und Durchgangs⸗ 
zölle wird folgendermaßen verwendet: 

a. Jeder Kanton erhält A Baten auf den Kopf nad dem Maßſtab 
der Gefammtbevölferung, welche nad der Volkszählung von 1838 be= 
rechnet wird. 

b. Wenn ein Kanton hierdurch für die nah Art. 24 aufgehobenen 
Gebühren nicht Hinlänglich gedeckt wird, fo hat er noch fo viel zu bes 
ziehen, als erforderli ift, um ihn für diefelben Gebühren nad dem 
Durchſchnitt des Reinertrags der fünf Jahre, 1842 bis und mit 1846, 
zu entſchädigen. 

c. Die Mehreinnahme fällt in die Bundestaffe. 

Art. 27. Wenn Zölle, Weg: und Brüdengelder für Tilgung eines 
Baufapital3 oder eines Theiles desfelben bewilligt worden find, jo 
hört der Bezug derjelben oder die Entfhädigung auf, fobald das Kapi— 
tal oder der betreffende THeil nebſt Zinjen gededt ift. 

Art. 28. Den in bereit3 abgeſchloſſenen Eifenbahnverträgen über 
Tranfitgebühren enthaltenen Verfügungen fol durch gegenwärtige Be: 
ftimmungen fein Abbruch gefhehen. Dagegen tritt der Bund in die 
durch jolche Berträge den Kantonen in Beziehung auf die Tranfitgebüh- 
ren vorbehaltenen Rechte. 

Art. 29. Für Lebensmittel, Vieh: und Kaufmanndwaaren, Randes: 
und Gewerbserzeugnifje jeder Art find freier Kauf und Verkauf, freie 
Ein, Aus: und Durchfuhr von einem Kanton in den andern gewährleiftet. 
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Vorbehalten ſind: 

a. In Beziehung auf Kauf und Verkauf das Salz: und Pulverregal. 

b. Bolizeilihe Verfügungen der Kantone über die Ausübung von 
Handel und Gemerbe und über die Benutung der Straßen. 

e. Verfügungen gegen jhädlichen Vorkauf. 

d. Vorübergehende fanitätspolizeilihe Mapßregeln bei Seuden. 

Die in Litt. b. mund c. bezeichneten Verfügungen müſſen die Kan: 
tonsbürger und die Schweizerbürger anderer Kantone gleich behandeln. Sie 
find dem Bundesrathe zur Prüfung vorzulegen und dürfen nicht vollzo- 
gen werden, ehe fie die Genehmigung desfelben erhalten haben. 

e. Die von der Tagſatzung bewilligten oder anerkannten Gebühren, 
welche der Bund nicht aufgehoben hat (rt. 24 und 31). 

f. Die Konfumogebühren auf Wein und andern geiftigen Geträn— 
fen, nah Borjchrift von Art. 32. 

Art. 30. Der Bundesgefeßgebung bleibt vorbehalten, hinfichtlich 
der Abihaffung beftehender Vorrechte in Bezug auf Transport von Per: 
fonen und Waaren jeder Art zwifchen den Kantonen und im Innern 
derfelben auf dem Wafjer und auf dem Lande, die nöthigen Verfügungen 
zu treffen, jo weit die Eidgenofjenichaft hiebei ein Intereſſe hat. 

Art. 31. Der Bezug der im Art. 29, Litt. e., bezeichneten Ge— 
bühren fteht unter der Aufficht de Bundesrathes. Sie dürfen nicht 
erhöht und der Bezug derjelben darf ohne Genehmigung der Bundesver: 
fammlung, wenn er auf eine beſtimmte Zeit befchränft war, nicht ver: 
längert werden. 

Die Kantone dürfen weder Zölle, Weg: noch Brüdengelder unter 
irgend welhem Namen neu einführen. Von der Bundesverfammlung 
können jedoch auf beſtimmte Zeit ſolche Gebühren bewilligt werden, um 
die Errichtung öffentlicher Werke zu unterftüßen, welche im Sinne des 
Art. 21 von allgemeinem Interefje für den Verkehr find und ohne jolche 
Bewilligung nicht zu Stande fommen könnten. 

Art. 32. Die Kantone find befugt, außer den nach Art. 29, Litt. e., 
vorbehaltenen Berechtigungen, von Wein und anderen geiftigen Geträn— 
fen Konfumogebühren zu erheben, jedoch unter folgenden Beſchränkungen: 

a. Bei dem Bezug derjelben fol der Tranfit in feiner Weife be: 
läjtigt und der Verkehr überhaupt jo wenig als möglih gehemmt und 
mit feinen anderen Gebühren belegt werben. 

b. Werden die für den Verbrauch eingeführten Gegenftände wieder 
aus dem Kanton ausgeführt, fo find die bezahlten Konfumogebühren 
ohne weitere Beläftigung zurüdzuerftatten. 

c. Die Erzeugnifje jchweizerifchen Urfprungs find mit niedrigeren 
Gebühren zu belegen al3 diejenigen des Auslands. 

d. Konfumogebühren auf Wein und andern geiftigen Getränfen 
ſchweizeriſchen Urſprungs dürfen da, wo folche fchon beitehen, nicht erhöht, 
und in Kantonen, welche noch feine beziehen, nicht eingeführt werben, 
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e. Die Geſetze und Verordnungen der Kantone über den Bezug 
der Konſumogebühren ſind der Bundesbehörde vor Vollziehung derſelben 
zur Gutheißung vorzulegen, damit die Nichtbeachtung vorſtehender Grund: 
fäte verhindert werden Tann. 

Art. 33. Das Poſtweſen im ganzen Umfange der Eidgenoſſenſchaft 
wird vom Bunde übernommen unter folgenden Borfchriften: 

1) Die gegenwärtig beftehenden Poftverb indungen dürfen im Gan— 
zen ohne Zuftimmung der betheiligten Kantone nicht vermindert werden. 

2) Die Tarife werden im ganzen Gebiete der Eidgenoſſenſchaft nad 
den gleichen möglichit billigen Grundſätzen beftimmt. Ä 

3) Die Unverlegbarkeit des Poftgeheimniffes ift gemährleiftet. 

4) Für Abtretung des Poſtregals leiftet der Bund Entſchädigung, 
und zwar nad folgenden nähern Bejtimmungen: 

a. Die Kantone erhalten jährlich die Durchſchnittsſumme des reinen 
Ertrages, den fie in den drei Jahren 1844, 1845 und 1846 
vom Voſtweſen auf ihrem Santonalgebiete bezogen haben. 

Wenn jedoch der reine Ertrag, welchen der Bund vom Bolt: 
weſen bezieht, für Beftreitung diefer Entſchädigung nicht hin— 
reicht, jo wird den Kantonen dad Mangelnde nach Verhältniß 
der feſtgeſetzten Durchſchnittsſummen in Abzug gebradt. 

b. Wenn ein Kanton vom Poſtweſen unmittelbar noch gar nichts, 
oder in Folge eines mit einem andern Kanton abgejchlojienen 
Padtvertrags bedeutend weniger bezogen hat, als die Ausübung 
des Poftregals auf feinem Gebiete demjenigen Kanton, der das— 
felbe gepachtet hatte, erweislichermaßen rein ertragen hat, jo 
follen ſolche Verhältnifje bei Ausmittlung der Entſchädigungs— 
fumme billige Berüdfihtigung finden. 

c. Wo die Ausübung des Vojtregals an Privaten abgetreten wor: 
den ift, übernimmt dev Bund die diesfällige Entſchädigung. 

d. Der Bund ift berechtigt und verpflichtet, das zum Poſtweſen 
gehörige Material, foweit dasjelbe zum Gebrauche tauglich und 
erforderlich ift, gegen eine den Eigenthümern abzureichende billige 
Entſchädigung zu übernehmen. 

e. Die eidgenöfjiihe Verwaltung ift berechtigt, die gegenwärtig 
für das Poftwejen beftimmten Gebäulichkeiten gegen Entſchädi— 
gung entweder als Eigenthum, oder aber nur miethweife zur 
Benubung zu übernehmen. 

Art. 34. Bei der Verwaltung des Zoll- und Poſtweſens find die 
Angeftelten größtentheil® aus den Einwohnern derjenigen Kantone zu 
wählen, für welche jie beſtimmt find. 

Art. 35. Der Bund übt die Oberauflicht über die Straßen und 
Brüden, an deren Erhaltung die Eidgenofjenfchaft ein Intereſſe hat. 

Die nad) Art. 26 und 33 den Kantonen für Zölle und Poften zu: 
fommenden Summen werden von der Bundesbehörde zurüdbehalten, 
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wenn diefe Straken und Brücken von den betreffenden Kantonen, Kor: 
porationen oder Privaten nicht in gehörigem Zuftand unterhalten werden. 

Urt. 36. Dem Bunde fteht die Ausübung aller im Münzregale 
begriffenen Rechte zu. : 

Die Münzprägung dur die Kantone hört auf und geht einzig vom 
Bunde aus. 

Es ift Sache der Bundesgefeßgebung, den Münzfuß feftzufegen, 
die vorhandenen Münzforten zu tarifiren und die nähern Beftimmungen 
zu treffen, nach welchen die Kantone verpflichtet find, von den von ihnen 
geprägten Münzforten einfchmelzen und umprägen zu lajjen. 

Art. 37. Der Bund wird auf die Grundlagen des beftehenden 
eidgenöfjischen Konkordats für die ganze Eidgenofjenfhaft gleiches Maß 
und Gewicht einführen. 

Art. 33. Fabrikation und Verkauf des Schiekpulvers im Umfange 
der Eidgenoſſenſchaft ftehen ausfhlichlihd dem Bunde zu. 

Art. 39. Die Ausgaben des Bundes werden beftritten: 

. aus den Zinfen der eidgenöffishen Kriegsfonds ; 
. aus dem Ertrag der ſchweizeriſchen Grenzzölle ; 
. aus dem Ertrag der Poftverwaltung ; 

. aus dem Ertrag der Pulververwaltung; 

e. aus Beiträgen der Kantone, welche jedoh nur in Folge von 
Beihlüfien der Bundesverfammlung erhoben werden können. 

Solche Beiträge find von den Kantonen nah Verhältniß der Geld- 
fala zu leiften, welche alle zwanzig Jahre einer Revifion gu untermer- 
fen ift. Bei einer ſolchen Reviſion follen theils die Bevölkerung, theils 
die Vermögens: und Erwerbsverhältniſſe der Kantone zur Grundlage 
dienen. 

Art. 40. Es foll jederzeit wenigftend der Betrag des doppelten 
Geldkontingents für VBeftreitung von Militärkoften bei eidgenöſſiſchen 
Aufgeboten baar in der Bundesfafje Liegen. 

Art. 41. Der Bund gewährleiftet allen Schweizern, welche einer 
der hriftliden Konfeſſionen angehören, das Recht der freien 
Niederlafjung im ganzen Umfange der Eidgenofjenfhaft, nach folgenden 
nähern Beitimmungen: 

1) Keinem Schweizer, der einer der Hriftliden Konfeſ— 
fionen angehört, kann die Niederlafjung in irgend einem Kanton 
verweigert werden, wenn er folgende Ausweisſchriften befigt: 

a. einen Heimathſchein oder eine andere gleichbedeutende Ausweis: 

ſchrift; 

b. ein Zeugniß ſittlicher Aufführung; 

c. eine Beſcheinigung, daß er in bürgerlichen Rechten und Ehren 

ſtehe; 
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und wenn er auf Berlangen ſich ausweiſen kann, daß 
er durh Bermögen, Beruf oder Gewerbe fid und 
feine Familie zu ernähren im Stande fei. 

Naturalifirte Schweizer müſſen überdieh die Beidei- 
nigung beibringen, daß fie wenigſtens fünf Jahre 
lang im Befiße eines Kantonsbürgerrechtes ji 
befinden. 


2) Der Niedergelaffene darf von Seite des die Niederlajjung ge: 
ftattenden Kantons mit feiner Bürgſchaft und mit feinen andern beſon— 
dern Laften behufs der Niederlajjung belegt werden. 

3) Ein Bundesgefe wird die Dauer der Niederlafjungsbemwilligung, 
fowie das Marimum der zu Erlangung derfelben an den Kanton zu 
entrichtenden Kanzleigebühren beftimmen. 

4) Der Niedergelafjene geniegt alle Rechte der Bürger des San: 
tons, in welchem er ſich niebergelafjen hat, mit Ausnahme des Stimm: 
vecht3 in Gemeindeangelegenheiten und des Mitantheile® an Gemeinde: 
und Korporationsgütern. Insbeſondere wird ihm freie Gemwerbsaus: 
übung und das Net der Ermwerbung und "Beräußerung von Liegen- 
ihaften zugefichert, nah Maßgabe der Geſetze und Berordnungen der 
Kantone, die in allen diefen Beziehungen den Niedergelafjenen dem eige— 
nen Bürger gleihhalten follen. 

5) Den Niedergelafjenen anderer Kantone können von Seite der 
Gemeinden Feine größeren Leiftungen an Gemeindelaften auferlegt wer: 
den, als den Niedergelafjenen des eigenen Kantons. 

6) Der Niedergelafiene kann aus dem Kanton, in welchem er nie= 
dergelaffen ijt, weggemwiejen werden: 

a. durch gerichtliches Strafurtheil ; 

b. dur Verfügung der Polizeibehörden, wenn er die bürgerliden 
Rechte und Ehren verloren hat, oder jich eines unfittlichen Le— 
benswandels ſchuldig macht, oder durch PVerarmung zur Lait 
fällt, oder ſchon oft wegen Uebertretung polizeilicher Borfchriften 
beftraft werden mußte.*) 

Art. 42. Leder Kantonsbürger ift Schweizerbürger. Als folder 
fann er in eidgenöfjiihen und Fantonalen Angelegenheiten die politischen 
Nechte in jedem Kanton ausüben, in welchen er niedergelafien if. Er 
fann aber diefe Nechte nur unter den nämlichen Bedingungen ausüben, 
wie die Bürger des Kantons und in Beziehung auf die fantonalen An: 
gelegenheiten erjt nach einem längern Aufenthalte, deſſen Dauer durch 
die Kantonalgejeßgebung beitimmt wird, jedoch nicht über zwei Jahre 
ausgedehnt werden darf. 

Niemand darf in mehr als in einem Kantone politiiche Rechte ausüben. 


*) Die im obigen Artikel 41, fowie weiter unten im Art. 48, geiperrten Worte 
find durch Revifion der Bundesverfafjung vom 14. Jan. 1866 aufgehoben worden. 
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Art. 43. Kein Kanton darf einen Bürger des Bürgerrechtes ver: 
luſtig erklären. 

Ausländern darf fein Kanton das Bürgerrecht ertheilen, wenn fie 
nicht aus dem frühern Staatsverband entlajjen werden. 

Art. 44, Die freie Ausübung des Gottesdienftes ift den aner: 
fannten chriftlichen Konfefionen im ganzen Umfange der Eidgenoſſen— 
haft gewährleiſtet. 

Den Kantonen, ſowie dem Bunde, bleibt vorbehalten, für Hand: 
habung der öfjentlihen Ordnung und des Friedens unter den Konfeffio- 
nen die geeigneten Maßnahmen zu treffen. 

Art. 45. Die Preffreiheit ift gemährleiitet. 

Ueber den Mißbrauch derjelben trifft die Kantonalgejetgebung die 
erforderlichen Beitimmungen, welche jedoch der Genehmigung des Bun: 
desraths bedürfen. 

Dem Bunde fteht das Recht zu, Strafbeftimmungen gegen den Miß— 
brauch der Preſſe zu erlafien, der gegen die Eidgenofjenihaft und ihre 
Behörden gerichtet ift. 

Art. 46. Die Bürger haben das Recht, Vereine zu bilden, fofern 
ſolche weder in ihrem Zweck, noch in den dafür beftimmten Mitteln 
rechtswidrig oder ftaatsgefährlih find. Ueber den Mifibrauch dieſes 
echtes trifft die Kantonalgefetgebung die erforderlichen Beltimmungen. 

Art. 47. Das Betitionsrcht ift gemwährleiftet. 

Art. 48. Sämmtliche Kantone find verpflichtet, alle Schweizer: 
bürger hriftliher Konfeffion in der Gefeßgebung ſowohl als im ge: 
richtlihen Verfahren den Bürgern des eigenen Kantons glei zu halten. 

Art. 49. Die rechtöfräftigen Givilurtheile, die in einem Kanton 
gefällt find, follen in der ganzen Schweiz vollzogen werden fünnen. 

Art. 50. Der aufrechtitehende ſchweizeriſche Schuldner, welcher 
einen feſten Wohnſitz hat, muß für perſönliche Anſprachen vor dem Rich— 
ter ſeines Wohnortes geſucht, und es darf daher für Forderungen auf 
das Vermögen eines ſolchen außer dem Kanton, in welchem er wohnt, 
kein Arreſt gelegt werden. 

Art. 51. Alle Abzugsrechte im Innern der Schweiz, ſowie die Zug— 
rechte von Bürgern des einen Kantons gegen Bürger anderer Kantone 
find abaeichafft. 

Art. 52. Gegen die auswärtigen Staaten befteht Freizügigkeit, 
unter Vorbehalt des Gegenrechtes. 

Art. 53. Niemand darf feinem verfajiungsmäßigen Gerichtsſtand 
entzogen, und e3 dürfen daher feine Ausnahmsgerichte eingeführt werden. 

Art. 54. Wegen politifher Bergehen darf fein Todesurtheil ge: 
fällt werden. 

Art. 55. Ein Bundesgeſetz wird über die Auslieferung der Ange: 
flagten von einem Kanton an den andern Beltimmungen treffen; die 
Auslieferung fann jedoch für politiiche Vergehen und für Preßbergehen 
nicht verbindlich gemacht werden. 

Art. 56. Die Ausmittlung von Bürgerrechten für Heimathloſe 
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und die Mafregeln zur Verhinderung der Entftehung neuer Heimathlofen 
find Gegenftand der Bundesgefebgebung. 

Art. 57, Dem Bunde fteht Das Recht zu, Fremde, welche die innere 
oder äußere Sicherheit der Eidgenoſſenſchaft gefährden, aus dem ſchwei— 
zerifchen Gebiete wegzuweiſen. 

Art. 58. Der Orden der Jeſuiten und die ihm affiliirten Geſell— 
[haften dürfen in feinem Theile der Schweiz Aufnahıne finden. 

Art. 59. Die Bundesbehörden find befugt, bei gemein=gefährlichen 
Seuchen gefundheitspolizciliche Verfügungen zu erlafien. 


weiter Abfchnitt. 
Bundesbehörden. 


I. Bundesverſammlung. 


Art. 60. Die oberjte Gewalt des Bundes wird durch die Bundes 
verfammlung ausgeübt, welche aus zwei Abtheilungen beiteht: 
A. aus dem Nationalrath; 
B. aus dem Ständerath. 


A. Nationalrath. 


Art. 61. Der Nationalratli wird aus Abgeordneten des jchmweize: 
rifhen Volkes gebildet. Auf je 20,000 Seelen der Gefammtbevölferung 
wird ein Mitglied gewählt. 

Eine Bruchzahl über 10,000 Seelen wird für 20,000 Seelen be— 
rechnet. 

Jeder Kanton und bei getheilten Kantonen jeder der beiden Landes— 
theile hat wenigſtens ein Mitglied zu wählen. 

Art. 62. Die Wahlen für den Nationalratd find direfte. Sie 
finden in eidgenöfiifchen Wahlfreifen ftatt, welche jedoch nicht aus Thei— 
len verfchiedener Kantone gebildet werden können. 

Art. 63. Stimmberedhtigt ift jeder Schweizer, der das zwanzigite 
Alterzjahr zurüdgelegt hat und im Uebrigen nad) der Gefeßgebung des 
Kantons, in welchem er feinen Wohnſitz hat, nicht vom Aftivbürgerrecht 
ausgeſchloſſen ift. 

Art. 64. Wahlfähig als Mitglied des Nationalrathes ijt jeder 
ftimmberechtigte Schweizerbürger weltlichen Standes. 

Naturaliſirte Schweizerbürger müljen feit wenigftens fünf Nahren 
das erworbene Bürgerrecht bejigen, um mwahlfähig zu fein. 

Art. 65. Der Nationalvath wird auf die Dauer von drei Nahren 
gewählt, und e3 findet jeweilen Gefammterneuerung ftatt. 

Art. 66. Die Mitglieder des Ständerathes, de3 Bundesrathes 
und von letterm gewählte Beamte können nicht zugleich Mitglieder des 
Nationalrathes fein. 

Art. 67. Der Nationalratb wählt aus feiner Mitte für jede or: 
dentliche oder außerordentlihe Situng einen Präfidenten und Vicepräſi— 
denten. 
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Dasjenige Mitglied, welches während einer ordentlihen Sitzung 
die Stelle eines Präfidenten befleidete, ift für die nächſtfolgende ordent— 
lihe Situng weder als Präjident noch als Vicepräfident wählbar. Das 
gleiche Mitglied kann nicht während zwei unmittelbar auf einander fol: 
genden ordentlichen Situngen PVicepräfident fein. 

Der Präfident hat bei gleichgetheilten Stimmen zu entjcheiden; bei 
Wahlen übt er des Stimmrecht aus, wie jedes Mitglied. 

Art. 68. Die Mitglieder des Nationalrathes werden aus der 
Bundesfafje entjchädigt. 


B. Stäuderath. 


Art. 69. Der Ständerath beiteht aus 44 Abgeordneten der Kan: 
tone. Jeder Kanton wählt zwei Abgeordnete; in den getheilten Kan- 
tonen jeder Landestheil einen Abgeordneten. 

Art. 70. Die Mitglieder des Nationalrathes und des Bundes: 
rathes fünnen nicht zugleich Mitglieder des Ständerathes fein. 

Art. 71. Der Ständerat) wählt für jede ordentliche und außer: 
ar Sitzung aus feiner Mitte einen Präfidenten und Vicepräjis 
enten. 

Aus den Gefandten dezjenigen Kantons, aus welchen für eine or: 
dentliche Situng der Präfident gewählt worden it, kann für die nächſt— 
folgende ordentlihe Situng weder der Präfident, noch der Vicepräfident 
gewählt werden. 

Gefandte des gleichen Kantons fünnen nicht während zwei unmit— 
telbar auf einander folgenden ordentlihen Sigungen die Stelle eines 
Vicepräſidenten befleiden. = — 

Der Präſident hat bei gleich getheilten Stimmen zu entſcheiden; 
bei Wahlen übt er das Stimmrecht aus wie jedes Mitglied. 

Art. 72. Die Mitglieder des Ständerathes werden von den Kan— 
tonen entſchädigt. 


C. Befugniſſe der Bundesverſammlung. 


Art, 73. Der Nationalrath und der Ständerath haben alle Ge: 
genftände zu behandeln, welche nach Anhalt der gegenwärtigen Verfaflung 
in die Kompetenz des Bundes gehören und nicht einer anderen Bundes: 
behörde zugefchieden find. 

Art. 74. Die Gegenftände, welche in den Gefchäftsfreis beider 
Räthe fallen, find insbejondere folgende: 

1) Geſetze und Beſchſüſſe zur Ausführung der Bundesverfaflung, 
wie namentlich Gefete über Bildung der Wahlfreife, über Wahlart, 
über Organifation und Gejhäftsgang der Bundesbehörden und Bildung 
der Schwurgerichte. 

2) Befoldung und Entfhädigung der Mitglieder der Bundesbehör: 
den und der Bundesfanzlei; Errichtung bleibender Beamtungen und Be: 
ftimmung ihrer Gehalte. 

3) Wahl des Bundesrathes, des Bundesgerichtes, des Kanzlers, 
des Generals, des Chefs des Stabes und eidgenöfjisher Nepräfentanten. 
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4) Anerkennung ausmwärtiger Staaten und Regierungen. 

5) Bündnifje und Verträge mit dem Auslande, fomwie die Gut: 
heißung von Berträgen der Kantone unter fi oder mit dem Auslande. 
Solche Verträge der Kantone gelangen jedoh nur dann an die Bundes: 
verfammlung, wenn vom Bundesrath oder einem andern Kanton Ein: 
fpradhe erhoben wird. 

6) Maßregeln für die äußere Sicherheit, für Behauptung der Un— 
abhängigfeit und Neutralität der Schweiz, Kriegserflärungen und Frie— 
densſchlüſſe. 

7) Garantie der Verfaſſungen und des Gebiets der Kantone; In— 
tervention in Folge der Garantie; Maßregeln für die innere Sicherheit, 
für Handhabung von Ruhe und Ordnung; Amneftie und Begnadigung. 

8) Mafregeln, welche die Handhabung der Bundesverfaflung, Die 
Garantie der Kantonalverfaffungen, die Erfüllung der bundesmäkigen 
Perpflihtungen und den Schu der durch den Bund gemährleifteten 
Rechte zum Zwecke haben. 

9) Geſetzliche Beftimmungen über Organifation des eidgenöffischen 
Militärweiens, über Unterricht der Truppen und über Leiftungen der 
Kantone; Verfügungen über das Bundesheer. 

10) Feltfegung der eidgenöſſiſchen Mannfchafts: und Geldffala ; 
gefetliche Beitimmungen über Verwaltung und Nerwendung der eidge: 
nöſſiſchen Kriegsfonds, Erhebung direkter Beiträge der Kantone; Anlei: 
benz; Voranſchlag und Rechnungen. 

11) Geſetze und Beichlüffe über Zölle, Voitwefen, Münzen, Maß 
und Gewicht, Fabrikation und Verfauf von Schiefpulver, Waffen und 
Munition. 

12) Errichtung öffentlicher Anftalten und Werke und hierauf be: 
zügliche Erpropriationen. 

13) Geſetzliche Verfügungen über Niederlaſſungsverhältniſſe; über 
Heimathlofe, Fremdenpolizei und Sanitätsmwefen. 

14) Die Oberauffiht über die eidgenöffifche Verwaltung und Rechts: 
pflege. 

15) Beichwerden von Kantonen oder Bürgern über Verfügungen 
des Bundesrathes. 

16) Sireitigfeiten unter den Kantonen, welche ftaatsrechilicher 
Natur find. 

17) Kompetenzftreitigfeiten insbefondere darüber: 

a. ob ein Gegenftand in den Bereich des Bundes oder der Kan— 
tonalfouveränität gehöre; 

b. ob eine Frage in die Kompetenz des Bundesrathe3 oder des 
Bundeögerichtes falle. 

15) Revifion der Bundesverfaijung. 

Art. 75. Die beiden Räthe verfammeln ſich jährlih ein Mal zur 
ordentlichen Sigung an einem durch das Neglement feitzufehenden Tage. 

Sie werden außerordentlich einberufen durch Beſchluß des Bundes: 
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rathes, oder wenn ein Viertheil der Mitglieder des Nationalrathes oder 
fünf Kantone es verlangen. 

Art. 76. Um gültig verhandeln zu können, iſt die Anweſenheit 
der abfoluten Mehrheit der Mitglieder des betreffenden Rathes erfor= 
derlich. 

Art. 77. Im Nationalrath und im Ständerath entſcheidet die 
Mehrheit der Stimmenden. 

Art. 78. Für Bundesgefeße und Bundesbefhlüffe ift die Zuſtim— 
mung beider Räthe erforderlich. 

Art. 79. Die Mitglieder beider Räthe ftimmen ohne Anftruftionen. 

Art. 80. Jeder Rath verhandelt abgefondert. Bei Wahlen (rt. 
74, Nr. 3), bei Ausübung des Begnadigungsrehtes und für Entſchei— 
dung von Kompetenzftreitigfeiten vereinigen fich jedoch beide Räthe unter 
der Leitung des Präfidenten des Nationalvathes zu einer gemeinjchaftli= 
chen Verhandlung, jo dar die abjolute Mehrheit der ſtimmenden Mit: 
glieder beider Räthe entſcheidet. 

Art. 81. Jedem der beiden Räthe und jedem Mitglied derfelben 
fteht das Vorſchlagsrecht (die Initiative) zu. 

Das gleiche Recht können die Kantone durch Korrefpondenz ausüben, 
Art. 8. Die Sitzungen der beiden Räthe find im der Regel 
öffentlich. 

IL. Bundesrath. 


Art. 83. Die oberite vollziehende und leitende Behörde der Eid— 
genofjenfchaft ift ein Bundesrath, welcher aus fieben Mitgliedern befteht. 

Art. 84. Die Mitglieder des Bundesrathes werden von dev Bun— 
desverfammlung aus allen Schweizerbürgern, welche ald Mitglieder des 
Nationalrathes wählbar jind, auf die Dauer von drei Nahren ernannt. 
Es darf jedoch nicht mehr als ein Mitglied aus dem nämlichen Kanton 
gewählt werden. 

Nah jeder Gefammterneuerung des Nationalrathes findıt auch eine 
Gejammterneuerung des Bundesrathes ftatt. 

Die in der Zmifchenzeit ledig gewordenen Stellen werden bei der 
nächſtfolgenden Situng der Bundesverfammlung für den Reft der Amts— 
dauer wieder bejfekt. 

Art. 85. Die Mitglieder des Bundesrathes dürfen Feine andere 
Beamtung, jei es im Dienfte der Eidgenofjenjchaft, fei es im einem 
Kantone, befleiden, noch irgend einen andern Beruf oder Gewerbe treiben. 

Art. 86. Den Vorſitz im Bundesrath führt der Bundespräjident, 
welcher, ſowie auch der Vicepräfident, von den vereinigten Räthen aus 
den Mitgliedern defjelben für die Dauer eines: Jahres gewählt wird. 

Der abtretende Präfident ift für das nächſtfolgende Jahr weder 
als Prälident, noch als Vicepräjident wählbar. Das gleiche Mitglied 
fann nicht während zwei unmittelbar auf einander folgenden Jahren die 
Stelle eines PVicepräfidenten befleiden. 

Art. 87. Der Bundespräfident und die übrigen Mitglieder des 
Bundesrathes beziehen einen jährlichen Gehalt aus der Bundesfafle. 
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Art. 88. Um gültig verhandeln zu fönnen, müffen wenigftens vier 
Mitglieder des Bundesrathes anmefend fein. 

Art. 89. Die Mitglieder des Bundesrathes haben bei den Per: 
handlungen der beiden Abtheilungen der Bundesverfammlung berathende 
Stimme und aud das Recht, über einen in Berathung liegenden Ge— 
genftand Anträge zu itellen. . 

Art. 90. Der Bundesrath Hat inner den Schranken ber gegen= 
wärtigen Verfaſſung vorzüglich folgende Befugniffe und Obliegenheiten: 

1) Er leitet die eidgenöflischen Angelegenheiten, gemäß der Bundes: 
gefeße und Bundesbefhlüffe. 

2) Er hat für Beobachtung der Verfaffung, der Geſetze und Ne: 
Ihlüffe des Bundes, ſowie der VBorfchriften eidgenöſſiſcher Konkordate zu 
wachen; er trifft zur Handhabung derfelben von ſich aus oder auf ein— 
gegangene Beſchwerde die erforderlichen Verfügungen. 

3) Er wadt für die Garantie der Kantonalverfaffungen. 

4) Er fchlägt der Bundesverfammlung Gefete und Beihlüffe vor 
und begutachtet die Anträge, welche von den Räthen des Bundes oder 
von den Kantonen an ihn gelangen. 

5) Er vollzieht die Bundesgefege und Bundesbeſchlüſſe, die Urtheile 
des Bundesgerichtes, fowie die Vergleiche oder fchiedsrichterlihe Sprüche 
über Streitigkeiten zwifchen Kantonen. 

6) Er hat diejenigen Wahlen zu treffen, welche nicht durch bie 
Berfafiung der Bundesverfammlung und dem Bundesgericht oder durch 
die a einer anderen untergeordneten Behörde übertragen 
werden. | 
> ernennt Kommifjarien für Sendungen im Innern oder nad) 
Außen. 

7) Er prüft die Verträge der Kantone unter ſich oder mit dem 
ne und genehmigt diefelben, ſofern fie zuläffig find (Art 74, 
9% 

8) Er wahrt die Intereſſen der Eidgenofjenfhaft nah Außen, wie 
namentlich ihre völferrechtlichen Beziehungen, und beforgt die auswärti— 
gen Angelegenheiten überhaupt. 

9 Er wacht für die äußere Sicherheit, für die Behauptung der 
Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz. 

10) Er jorgt für die innere Sicherheit der Eidgenoffenfhaft, für 
Handhabung von Ruhe und Ordnung. 

11) In Fällen von Dringlichkeit ift der Bundesrath befugt, fofern 
die Näthe nicht verfammelt find, die erforderliche Truppenzahl aufzubie: 
ten und über folche zu verfügen, unter Vorbehalt unverzüglicher Einbe- 
rufung der Bundesverfammlung, fofern die aufgebotenen Truppen zwei: 
taufend Mann überfteigen oder das Aufgebot länger als drei Wochen 
dauert. 

12) Er beforgt das eidgenöfjiiche Militärwefen und alle Zweige 
der Verwaltung, welche dem Bunde angehören. 

13) Er prüft die Gefeße und Verordnungen der Kantone, welche 
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feiner Genehmigung bedürfen; er überwacht diejenigen Zweige der Kan: 
tonalverwaltung, welche durch den Bund feiner Aufſicht unterjtellt find, 
wie das Militärweſen, Zölle, Straßen und Brüden. 

| 14) Er forgt für die Verwaltung der Finanzen des Bundes, für 
die Entwerfung des Noranfchlages und die Stellung der Rechnungen 
über die Einnahmen und Ausgaben des Bundes. 

15) Er hat die Aufjicht über die Gefhäftsführung aller Beamten 
und Angeftellten der eidgenöffifhen Verwaltung. 

16) Er erftattet der Bundesverfammlung jeweilen bei ihrer ordent- 
lien Sitzung Rechenſchaft über feine Verrihtungen, ſowie Bericht über 
den Zuftand der Eidgenofjenfhaft im Innern ſowohl als nad Außen, 
und wird ihrer Aufmerkjamkeit diejenigen Mahregeln empfehlen, welche 
er zur Beförderung gemeinfamer Wohlfahrt für dienlich erachtet. 

Er hat auch befondere Berichte zu erftatten, wenn die Bundesver— 
jammlung oder eine Abtheilung derfelben es verlangt. 

Art. A. Die Gefchäfte des Bundesrathes werden nad) Departe— 
menten unter die einzelnen Mitglieder vertheilt. Dieſe Eintheilung hat 
aber einzig zum med, die Prüfung und Beforgung der Gefchäfte zu 
fördern ; der jeweilige Entfcheid geht von dem Bundesrathe als Be: 
hörde aus. 

Art. 92. Der Bundesrath und feine Departemente find befugt, 
für befondere Geſchäfte Sachkundige beizuziehen. 


III. Bundeskanzlei. 


Art. 93. Eine Bundeskanzlei, welcher ein Kanzler vorfteht, bejorgt 
die Kanzleigefchäfte bei der Bundesverfammlung und beim Bundisrath. 

Der Kanzler wird von der Bundesverfammlung auf die Dauer 
von drei Jahren jemweilen gleichzeitig mit dem Bundesrath gewählt. 

Die Bundesfanzlei ftcht unter der befonderen Aufſicht des Bun: 
desrathes. 

Die nähere Organifation der Bundeskanzlei bleibt der Bundesge— 
feßgebung vorbehalten. 

IV. Bundesgeridt. 

Art. 94. Zur Ausübung der Rechtspflege, ſoweit diefelbe in den 
Bereich des Bundes fällt, wird ein Bundesgericht aufgeftellt. 

Für Beurtheilung von Straffällen werden Schwurgerichte (Jury) 
gebildet. 

Art. 95. Das Bundesgericht beſteht aus eilf Mitgliedern nebit 
Erſatzmännern, deren Anzahl durch die Bundesgefeßgebung beſtimmt wird. 

Art. 96. Die Mitglieder des Bundesgerichtes und die Erſatz— 
männer werden von der Bundesperfammlung gewählt. Ihre Amtsdauer 
ift drei Jahre. Nach der Gefammterneuerung des Nationalrathes fin— 
det auch eine Gefammterneuerung des Bundesgerichtes ftatt. 

Die in der Zwifchenzeit Tedig gewordenen Stellen werden bei der 
nächitfolgenden Sikung der Bundesverfammlung für den Net der Amts: 
dauer" wieder bejebt. 
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Art. 97. In das Bundesgericht kann jeder Schmeizerbürger er- 
nannt werden, der in den Nationalvath wählbar ift. 

Die Mitglieder des Bundesrathes und die von ihm gewählten Be— 
amten Fönnen nicht zugleich Mitglieder des VBundesgerichtes fein. 

Art. 98 Der Wräfibent und der Vicepräjident des Bundesgerich- 
tes werden von der Bundesverfammlung aus den Mitgliedern desſelben 
jeweilen auf ein Jahr gewählt. 

Art. 99. Die Mitglieder des Bundesgerichtes werden aus ber 
Bundeskaſſe durch Taggelder entichädigt. 

Art. 100. Das Bundesgericht beftellt feine Kanzlei. 

Art. 101. Das Bundesgericht urtheilt als Zivilgeridt: 

1) über Streitigkeiten, welche nicht ſtaatsrechtlicher Natur find: 

a. zwilchen Kantonen unter ſich; 
b. zwijchen dem Bund und einem Kanton; 

2) über Streitigkeiten zwilchen dem Bund einerſeits und Korpo— 
rationen oder Privaten anderfeit3, wenn dieſe Korporationen oder Fri: 
vaten a find und der Gtreitgegenftand von einem beträchtlich.n 
dur die Bundesgefeßgebung zu beftimmenden Werthe ift; 

3) über Streitigkeiten in Bezug auf Heimathloſigkeit. 

In den unter Nr. 1, Litt. a. und b., bezeichneten Fällen gejchieht 
die Ueberweilung an das Vundesgericht durch den Bundesrath. Wenn 
diefer die Frage, ob ein Gegenftand vor das Bundesgericht gehöre, ver: 
neinend beantwortet, jo entjcheidet hierüber die Bundesverſammlung. 

Art. 102. Das Bundesgericht ift verpflichtet, auch die Beurthei— 
lung anderer Fälle zu übernehmen, wenn dasjelbe von beiden Partheien 
angerufen wird und der Streitgegenftand von einem beträchtlichen durch 
die Bundesgefeßgebung feitzufegenden Werthe if. Dabei fallen jedoch 
die Koſten ausihlicklih auf Rechnung der Partheien. 

Art. 103. Die Mitwirtung des Bundesgerichtes bei Beurtheilung 
von Straffällen wird durch die Bundesgefeßgebung beftimmt, welche über 
Berfeßung in Anklagezuftand, über Bildung des Aififen: und Kaſſations— 
gerichts das Nähere feitieken wird. 

Art. 104, Das Affifengeriht, mit Zuziehung von Geſchwornen, 
welche über die TIhatfrage abſprechen, urtheilt: 

a. in Fällen, wo von einer Bundesbehörbe die von ihr ernannten 
Beamten zur ſtrafrechtlichen Beurtheilung überwiejen werden ; 

b. über Fälle von Hochverrath gegen die Cidgenofjenihaft, von 
Aufruhr und Gewaltthat gegen die Bundesbehörden; 

c. über Verbrechen und Vergehen gegen das Völferredt ; 

d. über politifhe Verbrechen und Vergehen, die Urfache oder Folge 
derjenigen Unruhen find, durch welche eine bewaffnete eidgenöffiiche In: 
tervention veranlagt worden ift. 

Der Bundesverfammlung fteht das Recht zu, Hinfichtlich ſolcher 
Verbrechen und Nergehen Amneftie oder Begnadigung auszufpreden. 

Art. 105. Das Bundesgericht urtheilt im Fernern über Verlegung 
der durch die Bundesverfaflung garantirten Nechte, wenn hierauf bezüg— 
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liche Klagen von der Bundesverfammlung an dasfelbe gewiefen werben. 
Art. 106. Es bleibt der Punbesgiihnsbun: überlajjen, außer ben 
in den Art. 101, 104 und 105 bezeichneten Gegenftänden auch noch 
andere Fälle in die Kompetenz des Bunbdesgerichtes zu legen. 
Art. 107. Die Bundesgefeßgebung wird das Nähere beftimmen ; 

a. über Aufftelung eines Staatsanwaltes; 

b. über die Verbrechen und Vergehen, melde in die Kompetenz 
des Bundesgerichtes fallen, und über die Strafgefete, welche 
anzuwenden find; 

c. über das Verfahren, welches mündlich und öffentlich fein ſoll; 

d. über die Gerichtäfoften. 


V. Berfdiedene Beftimmungen. 


Art. 108. Alles, was fi auf den Sit der Bundesbehörden be— 
zieht, ift re ftand der Bundesgefeßgebung. 

Art. 109. Die drei Hauptſprachen der Schweiz, die deutfche, fran- 
zöfifche und italienische, find Nationaljpradhen des Bundes. 

Art. 110. Die Beamten der Eidgenofjenfhaft find für ihre Ge- 
Ihäftsführung verantwortlid. Ein Bundesgefeß wird dieſe Berantwort: 
lichfeit näher bejtimmen. 


Dritter Abſchnitt. 


Revifion der Bundesver fafjung. 


Art. 111. Die Bundesverfafjung fann jederzeit revidirt werden. 

Art. 112. Die Revifion gefchieht auf dem Wege der Bundesge: 
jeßgebung. 

Art. 113. Wenn eine Abtheilung der Bundesoerfammlung die 
Revijion beſchließt und die andere nicht zuftimmt, oder wenn fünfzig: 
taufend ſtimmberechtigte Schweizerbürger die Revijion der Bundesver- 
fafjung verlangen, fo muß im einen wie im andern Falle die Frage, 
ob eine Reviſion ftattfinden fol oder nicht, dem ſchweizeriſchen Volke zur 
Abftimmung vorgelegt werden, 

Sofern in einem diefer Fälle die Mehrheit der jtimmenden Schwei— 
zerbürger fich bejahend ausſpricht, jo find beide Käthe neu zu wählen, 
un die Kevifton zur Hand zu nehmen. 

Art. 114. ie vevidirte Bundesverfaflung tritt in Kraft, wenn 
fie von der Mehrheit der ftimmenden Schweizerbürger und von der 
Mehrheit der Kantone angenommen: ijt. 


Uebergangsbeftimmungen. 


Art. 1. Ueber die Annahme gegenwärtiger Bundesverfallung ba: 
ben ſich die Kantone auf die durch die Kantonalverfaflungen vorgeſchrie— 
bene, oder — wo die Verfaflung hierüber feine Beftimmung enthält — 
auf die durch die oberite Behörde des betreffenden Kantons feitzufegende 
Weife auszuſprechen. 
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Art. 2. Die Ergebniſſe der Abſtimmung ſind dem Vororte zu 
Handen der Tagſatzung mitzutheilen, welche entſcheidet, ob die neue 
Bundesverfaflung angenommen ſei. 

Art. 3. Wenn die Tagſatzung die Bundesverfaſſung als ange: 
nommen erflärt hat, ſo trifft jie unmittelbar zur Einführung derjelben 
die erforderlichen Beftinmungen. 

Die Verrichtungen des eidgenöſſiſchen Kriegsrathes und des Ver: 
waltungsrathes für die eidgenöſſiſchen Kriegsfonds gehen auf den Bun— 
desrath über. 

Art. 4. Die im Eingange und in Litt. c. deö Art. 6 der ge: 
genmwärtigen Bundesverfafiung enthaltenen Beftimmungen finden auf die 
ihon in Kraft beftehenden Verfajiungen der Kantone feine Anwendung. 

Diejenigen Vorfehriften der Kantonalverfaflungen, welche mit den 
übrigen Beltimmungen der Bundesverfaflung im Widerſpruche ftehen 
find vom Tage an, mit welchem dieſe letztere al3 angenommen erklärt 
wird, aufgehoben. 

Art. 5. Der Bezug der ſchweizeriſchen Grenzgebühren dauert jo 
lange fort, bis Die Tarife der neu einzuführenden Grenzzölle ihre Voll: 
ziehung finden. 

Art. 6. Die Beihlüfe der Tagſatzung und die Konfordate blei— 
ben bis zu ihrer Aufhebung oder Abänderung in Kraft, ſoweit fie nicht 
diefer Bundesverfaflung widerjprechen. 

Dagegen verlieven diejenigen Konkordate ihre Gültigkeit, deren In: 
halt als Gegenstand der Bundesgefetgebung erklärt wurde, und zwar 
von der Zeit an, in welcher die letztere in's Leben tritt. 

Art. 7. Sobald die Bundesverfammlung und der Bundesrath 
konſtituirt jein werden, tritt der Bundesvertrag vom 7. Auguſt 1815 
außer Kraft. 
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